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I. 


Die ſkandinaviſchen Entwürfe eines Geſetzes über den 
Kaufoertrag. 


Von 
Karl Lehmann. 


Bekanntlich gehören die ſkandinaviſchen Reiche zu den 
Gebieten, die eines Handelsgeſetzbuches entbehren. Die Ge⸗ 
ſetzgebung eines jeden der drei Königreiche ſucht vielmehr 
ſtückweiſe das praktiſche Bedürfnis zu befriedigen und hat 
dabei für gewiſſe wichtige Materien (See⸗, Wechſel⸗, Scheck⸗ 
recht) im weſentlichen Rechtsübereinſtimmung erzielt, wohin⸗ 
gegen hinſichtlich anderer, insbeſondere des Geſellſchaftsrechts, 
nicht bloß der Rechtszuſtand ein verſchiedener, ſondern auch 
die Energie der Reformbeſtrebungen in den einzelnen Ländern 
eine ungleichmäßige iſt. Während Schweden durch mehrere 
Geſetze des Jahres 1895 das Geſellſchaftsrecht großenteils 
geordnet hat, ſteht man in Norwegen und Dänemark zur 
Zeit noch vor Entwürfen eines Aktiengeſetzes, deren ſchnelle 
Erledigung wohl ſchwerlich zu erwarten iſt, und der Ausbau 
einer umfaſſenden Geſetzgebung über die Handelsgeſellſchaften 
iſt hier in abſehbarer Zeit kaum zu erhoffen. 

Einen weiteren Schritt zur Herbeiführung einer ſkandi⸗ 
naviſchen Rechtseinheit ſtellt der vor kurzem veröffentlichte 
Entwurf eines Geſetzes über den Kaufvertrag dar. 
Das geplante Geſetz ſoll weit über das Handelsrecht hinaus⸗ 
greifen. Es ſoll den Kauf überhaupt mit Ausnahme des 
Grundſtückskaufes betreffen und nur innerhalb der geſamten 
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Regelung werden für den Handelskauf an verſchiedenen 
Stellen Sondernormen aufgeſtellt. | 

Da in zivilrechtlicher Beziehung der Rechtszuſtand im 
Norden bisher ein keineswegs einheitlicher iſt (in Schweden 
iſt das allgemeine Landrecht um 1734, in Dänemark und 
Norwegen ſind die Geſetzbücher König Chriſtians V. die 
Grundlage), ſo würde mit dem Zuſtandekommen dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes für das Verkehrsrecht des Nordens ein wichtiger 
Fortſchritt erreicht ſein. 

Die Pläne, von denen man ausging, waren ſogar weit 
umfaſſendere. Im Jahre 1901 wurden in Schweden !) und 
Dänemark?) Kommiſſionen eingeſetzt, die im September d. J. 
zu Stockholm ſich über ein Programm der Inangriffnahme 
gemeinſamer Geſetze einigten. Darnach ſollten der gemein⸗ 
ſamen Regelung unterfallen der Abſchluß der vermögens⸗ 
rechtlichen Verträge überhaupt leinſchließlich der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, der Stellvertretung, des Zwanges, Betruges), die 
Grundſätze über den Eigentumsübergang und die Vindikation 
von Fahrhabe, das Kommiſſions⸗, Speditionsgeſchäft und die 
Emiſſion von Wertpapieren. Die norwegiſche Regierung 
billigte dieſes Programm und ſetzte auch ihrerſeits eine ent⸗ 
ſprechende Kommiſſion ein“). Alle drei Kommiſſionen traten 
im Mai 1902 in Kopenhagen zuſammen, um das größere 
Programm zur Ausführung zu bringen. Doch erwies ſich 
ſehr bald, daß dies Vorhaben eine längere Zeit erforderte, 
als den Kommiſſionsmitgliedern zur Verfügung ſtand. Man 


1) Mitglieder der ſchwediſchen Kommiſſion waren der Präſident des 
Götahofgerichts Hammarſkjöld, der Rat am Sveahofgericht 
Carlſon und der Häradshöfding Freiherr Fleetwood. An 
Stelle Hammarſkjölds trat ſpäter der Juſtizrat Freiherr 
von Würtemberg. 

2) Als Mitglieder der Kommiſſion fungierten für Dänemark: 
Profeſſor Jul. Laſſen, Höchſtegerichtsrat Dr. Niels Laſſen 
(Vorfitzender) und Höchſtegerichtsanwalt Hanſen. Letzterer ſchied 
durch Tod aus. An ſeine Stelle trat Profeſſor Grundtvig. 

3) Mitglieder waren: Expeditionschef Lambrechts, Höchſtegerichts⸗ 
advokat Schjodt und Profeſſor F. Stang. 
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beſchloß deshalb, ſich auf die Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfes über den Kauf zu beſchränken. Hierfür war 
außer der Wichtigkeit gerade dieſer Materie für die Handels⸗ 
beziehungen der drei Reiche zueinander noch der Umſtand 
entſcheidend, daß in Schweden bereits im Jahre 1894 ein 
Entwurf eines Geſetzes über Kauf und Tauſch ausgearbeitet 
worden war, an den man ſich anlehnen konnte. Die Kom⸗ 
miſſionen verſtärkten ſich durch handelskundige Mitglieder“ 
und berieten im Auguſt 1902 und März 1903 zu Kopen⸗ 
hagen und Kriſtiania den von einem Ausſchuß ?) ausgearbeite⸗ 
ten Entwurf. Hierauf wurde der Entwurf den Vertretern 
des Handelsſtandes in den drei Reichen zur Begutachtung 
vorgelegt und im September 1903 zu Stockholm von den 
drei Kommiſſionen nochmals durchberaten. In dieſer Ge⸗ 
ſtalt wurde er publiziert. Mir liegt zwar nur die Publi⸗ 
kation für Dänemark vor é). Sie enthält zunächſt den Ent: 
wurf in däniſcher Faſſung (Udkast til Lov om Kob), 
hierauf die Motive, verfaßt von Profeſſor L. A. Grundt⸗ 
vig, deſſen tüchtige Arbeiten über Konnoſſemente und Rüge⸗ 
pflicht vor kurzem in dieſer Zeitſchrift“) beſprochen worden 
ſind, als Anhang aber dann ſchließlich auch die ſynoptiſche 
Zuſammenſtellung der drei Entwürfe Dänemarks, Norwegens 
und Schwedens. Da aus letzterer ſich ergibt, daß nur in 
vereinzelten Punkten eine Abweichung hinſichtlich anderer 
Reiche vorliegt, die Gründe für die Abweichung zu dem aus 
den Motiven des däniſchen Entwurfes erhellen, ſo gewährt 


4) Für Dänemark Großkaufmann Hoffding, für Norwegen Konſul 
Duborgh, für Schweden Dr. Höglund. 

5) Mitglieder des Ausſchuſſes waren für Dänemark Profeſſor Jul. 
Laſſen, für Schweden Freiherr Marks von Würtemberg, 
für Norwegen Expeditionschef Lambrechts. 

6) Udkast til Lov om Kob med tilherende Bemærkninger. Ud- 
arbeidet af den ved Kgl. Resolution of 28 Juni 1901 ned- 
satte Kommission. Kobenhavn 1904, Trykt hos A. Schultz. 
181 ©. gr. 8°. 

7) Vgl. Bd. LIV ©. 351 ff. 
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der däniſche Entwurf genügende Information, um über 
das geplante gemeinſame Werk Klarheit zu erhalten. 

Der Entwurf beſteht aus 71 Paragraphen, dazu einer 
das Seegeſetz $ 166 abändernden Beſtimmung. Zehn dieſer 
71 Paragraphen enthalten Auslegungsregeln über gewiſſe 
Klauſeln (fob, cif, caf, franco, medio, ultimo, cirka, 
u. dgl. m.), ſo daß nur 61 Paragraphen für das eigentliche 
materielle Recht übrig bleiben. 

Die Dispoſition iſt folgende: Die erſten 4 Paragraphen 
enthalten die „allgemeinen Vorſchriften“. In den $$ 5—8 
finden ſich die Normen über die Berechnung des Kaufpreiſes, 
in den $$S 9—11 über den Lieferungsort, in §§ 12, 13 
über die Leiſtungszeit. §§ 14—16 betreffen ſpeziell die 
Verpflichtung der Leiſtung Zug um Zug. $ 17 des Ent⸗ 
wurfes iſt die sedes materiae für die Frage der Gefahrs⸗ 
tragung, jedoch findet ſich die nähere Ausgeſtaltung an ver⸗ 
ſchiedenen ſpäteren Stellen. Die $$ 18—20 entſcheiden, 
wem die Früchte des Kaufobjektes gebühren. §§ 21— 37 be: 
handeln die Folgen der Nichtleiſtung, insbeſondere des Ver⸗ 
zuges, und die Folgen der Nichtannahme ſeitens des Käufers, 
85 38 —40 Verzugszinſen und Einfluß des Konkurſes des 
Käufers auf die Lieferungspflicht. In den §§ 40 —54 wird 
die Mängelhaftung geregelt. Die §§ 55, 56 betreffen die 
Aufbewahrungspflicht des Käufers, der zur Dispoſition ſtellt, 
die 85 57, 58 die näheren Modalitäten des Rücktritts, 
der § 59 die Entwerung, § 60 den Kauf auf Probe, § 61 
ſchließlich die Frage, wer die Gefahr der Ankunft gewiſſer 
Anzeigen trägt. Man kann ſich des Eindrucks nicht er⸗ 
wehren, daß die Dispofition nicht immer ganz überſichtlich 
iſt. So iſt nicht recht einzuſehen, weshalb die Beſtimmungen 
über den Rücktritt mit denen über die Aufbewahrungspflicht 
des Käufers bei Beanſtandung zu einem Abſchnitt vereinigt 
ſind, der die Entwerung betreffende § 59 wäre wohl rich⸗ 
tiger vor die Beſtimmungen über die Mängelhaftung zu ſtellen 
geweſen, die Beſtimmungen über die Gefahrstragung wären 
m. E. beſſer zuſammenzufaſſen, als daß ſie, wie es geſchehen, 
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an verſchiedenen Stellen untergebracht ſind und das Gleiche 
gilt von den Beſtimmungen über den Annahmeverzug (88 17 
Abſ. 2, 33—37). Doch iſt nicht zu verkennen, daß die 
Schwierigkeit der Gruppierung vornehmlich darin ihren Grund 
hat, daß die einzelne Materie des Kaufes vom Geſetz ge⸗ 
ordnet wird. Eine große Anzahl Fragen, die der Entwurf 
im Intereſſe der Verkehrseinheit regeln zu müſſen glaubte 
(Lieferungsort, Leiſtungszeit, Zug um Zug Leiſtung, mora, 
Rücktritt), gehört ſyſtematiſch nicht dem ſpeziellen, ſondern 
dem allgemeinen Teil des Obligationenrechts an. Noch weit 
mehr als unſer Allgemeines deutſches Handelsrecht von 1861 
hat der Entwurf ausgreifen müſſen, um einen gemeinſamen 
Boden für das Verkehrsrecht zu ſchaffen ). Es liegt auf 
der Hand, daß ſeine Sätze, falls ſie Geſetz werden, im 
Norden für das Recht der Schuldverhältniſſe überhaupt 
grundlegende Bedeutung erhalten werden. 

Die allgemeinen Vorſchriften (Almindelige Be- 
stemmelser) der 88 1—4 umgrenzen den Machtbereich des 
zukünftigen Geſetzes. Ausgenommen von ihm ſoll nur der 
Grundſtückskauf“) fein, während nicht bloß bewegliche 
Sachen und Wertpapiere, ſondern auch Rechte (der Forde⸗ 
rungen gedenkt § 20 ausdrücklich) den Kaufgegenſtand (Salgs- 
genstanden) bilden können. Auf der anderen Seite enthält 
ſich der Entwurf einer Begriffsbeſtimmung des Kaufes. 
8 2 Abſ. 1 behandelt aber als Kauf ſchlechthin den Werk⸗ 
lieferungsvertrag, auch wenn es ſich um eine nicht ver⸗ 
tretbare Sache handelt, doch mit der nur folgerichtigen Aus⸗ 


8) Obwohl, wie die Begründung S. 18 hervorhebt, zahlreiche Fragen 
unberührt bleiben mußten, z. B. Abſchluß des Kaufes, Haftung 
für urſprüngliche Unmöglichkeit der Leiſtung, Leiſtungsort für den 
Käufer. Letztere Frage hätte meines Erachtens mitaufgenommen 
werden ſollen. 

9) Für ihn bleibt es alſo in jedem der drei Reiche bei dem bisherigen 
Recht. Ein Verkehrsbedürfnis für gleichmäßige Regelung liegt in 
der Tat hier kaum vor. Analoge Anwendung einzelner Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes auf den Grundſtückskauf muß dem künftigen 
Gewohnheitsrecht überlaſſen bleiben (Motive S. 20). 
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nahme, daß die Verträge über bauliche Anlagen auf Grund⸗ 
ſtücken dem Geſetze nicht unterſtehen ſollen, weil dieſes eben 
die bodenſtändigen Verhältniſſe der Immobilien in das ge⸗ 
meinſame Verkehrsrecht der drei Länder nicht hineinziehen 
will. Die von unſerem B. GB. $ 651 abweichende Unter: 
ſtellung jedes Werklieferungsvertrages unter die Regeln des 
Kaufes erklärt ſich daraus, daß nach § 49 des Entwurfes 
auch beim Kauf der Verkäufer ein Recht auf Beſeitigung 
des Mangels haben ſoll, falls dies vor Ablauf der Liefe⸗ 
rungszeit geſchehen kann und den Intereſſen des Verkäufers 
nicht ſchädlich iſt (ſiehe Motive S. 74). Der bei uns zwi⸗ 
ſchen Kauf und Werkvertrag in dieſem Punkte beſtehende 
Gegenſatz iſt ſomit im Norden in jener Schärfe nicht vor⸗ 
handen, wenngleich nicht zu verkennen iſt, daß ſich die Lage 
des Unternehmers darnach ſchlechter ſtellen wird, als bei 
uns, wo nach § 634 B. GB. der Beſteller dem Unternehmer 
unter allen Umſtänden eine Friſt zur Beſeitigung des Mangels 
gewähren muß. — Die Grundſätze vom Kauf ſollen übrigens, 
wie bei uns, analoge Anwendung auf den Tauſch (bytte) 
finden (§ 2 Abſ. 2), ein Satz, der jedoch nicht im nor⸗ 
wegiſchen Entwurf enthalten iſt, weil in Finnemarken ſich aus 
alter Zeit noch der Tauſchverkehr erhalten hat, in den man 
durch eine derartige radikale Beſtimmung ſtörend eingreifen 
könnte (Motive S. 21). 

Wie ſchon berührt iſt, beſchränkt ſich der Entwurf nicht 
auf den Handelskauf. Immerhin enthält er über ihn mehrere 
recht wichtige Sondervorſchriften. So beſteht beim Handels: 
kauf für den Käufer die Unterſuchungspflicht ($ 51), der 
Käufer hat den fakturierten unrichtigen Preis beim Handels⸗ 
kauf baldmöglichſt zu beanſtanden ($ 6), im Handelskauf gilt 
im Zweifel jedes Verſäumnis als für den anderen Teil 
weſentlich ($ 21 Abſ. 3, § 28 Abſ. 1), Mitteilungen, die 
ſonſt „unverzüglich“ (uden ugrundet Ophold) zu erfolgen 
haben, müſſen beim Handelskauf „ſofort“ (strax) geſchehen 
(§ 27, $ 32, $ 52), die Höhe der Verzugszinſen beträgt 
beim Handelskauf 6 Prozent, bei ſonſtigem Kauf nur 5 Pro⸗ 
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zent ($ 38). Dazu kommt, daß nach § 1 Abſ. 1 das Geſetz 
nur inſoweit zur Anwendung kommen ſoll, als nicht Handels⸗ 
gewohnheitsrecht oder Handelsbrauch ein anderes mit ſich 
bringt. So erklärt es ſich, daß unter den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ſich auch eine Begriffsbeſtimmung des Handelskaufes 
findet. § 4 Abſ. 1 lautet in allen drei Entwürfen 
übereinſtimmend: „Unter Handelskauf wird in dieſem 
Geſetz ein Kauf verſtanden, der unter Kaufleuten in oder 
für deren Geſchäftsbetrieb eingegangen wird“, alſo ein beider⸗ 
ſeitiges Handelsgeſchäft im Sinne unſeres neuen Handels⸗ 
geſetzbuches !“). Wer nun aber Kaufmann iſt, beſtimmen die 
drei Entwürfe zu einander abweichend. 

Als Kaufmann (Handlende) im Sinne dieſes Para⸗ 
graphen ſoll in Dänemark nach $ 4 Abſ. 2 jeder gelten, deſſen 
Gewerbe beſteht in der Veräußerung von dazu eingekauften 
Waren, im Bankier⸗ oder Wechslergeſchäft, im Verſicherungs⸗ 
betrieb, Kommiſſionshandel, Verlag, Apothekereibetrieb, Gaſt⸗ 
wirtſchaft, Handwerk oder Fabrik, Bauunternehmungen, Trans⸗ 
port von Perſonen, Gütern oder Mitteilungen. Doch ſollen 
ausgenommen ſein ſolche Perſonen, die ohne andere Beihilfe 
als den Ehegatten, ihre Kinder unter 15 Jahren und ihr 
Hausgeſinde Gaſtwirtſchaft, Handwerk, Transporttätigkeit oder 
ſolchen Kleinhandel betreiben, zu dem keine beſonderen Mittel 
nötig ſind oder zu deſſen Ausübung der Bürgerbrief unent⸗ 
geltlich ausgeſtellt wird. — Der norwegiſche Entwurf 
weicht vom däniſchen inſofern ab, als er das Verſicherungs⸗ 
gewerbe fortläßt, dafür aber die Bergwerksunternehmungen 
anfügt — und als er die Ausnahmen nur auf die drei 
Klaſſen der Wirte, Handwerker und Transportperſonen be⸗ 
ſchränkt. — Der ſchwediſche Entwurf endlich enthält ſich 
jeglicher Aufzählung, erklärt vielmehr kurz: „Unter Kauf⸗ 
mann wird in dieſem Geſetz jeder verſtanden, der nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen 1) verpflichtet iſt, Handelsbücher 

10) Einer Präfumtion für die Zugehörigkeit zum Betriebe enthält fich 
der Entwurf trotz dahin geäußerter Wünſche. 
11) Verordnung vom 4. Mai 1855. 
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zu führen“. Es iſt nicht zu leugnen, daß die Verſchiedenheit 
der Formulierung im Verhältnis des ſchwediſchen Entwurfs 
zu den däniſch⸗norwegiſchen Entwürfen für die Herſtellung 
eines einheitlichen Verkehrsrechts im Norden ein Hindernis 
bildet, zumal ſie von materieller Rechtsverſchiedenheit be⸗ 
gleitet iſt. Nach ſchwediſchem Recht iſt z. B. jede Aktien⸗ 
geſellſchaft Kaufmann, während umgekehrt die Handwerker 
nur dann in Betracht kommen, wenn ſie Waren umſetzen 
(Motive S. 25). Wie die Motive (S. 22) mitteilen, hatte 
man in Dänemark erwogen, ob nicht dem ſchwediſchen 
Vorbild zu folgen ſei. Daß dies nicht geſchah, lag nach 
den Motiven einmal daran, daß die däniſchen Vorſchriften 
über die Buchführungspflicht (Verordnung vom 1. Juni 1832) 
veraltet ſind, ſodann daran, daß bereits in anderen däniſchen 
Geſetzen, z. B. dem Firmengeſetz vom 1. März 1889 12), die 
gleiche kaſuiſtiſche Beſtimmung des Kaufmannsbegriffes vor⸗ 
genommen war, während das ſchwediſche Firmengeſetz vom 
13. Juli 1887 § 81°) auch in dieſem Punkte auf die Buch⸗ 
führungspflicht verweiſt. Erkennt man die Triftigkeit dieſer 
Gründe auch an, ſo iſt doch unleugbar, daß das däniſch⸗ 
norwegiſche Verfahren dem ſchwediſchen gegenüber erhebliche 
Nachteile beſitzt. Die Prinzipienloſigkeit, die die Aufzählung 
einzelner Kategorien mit ſich bringt, tritt um ſo ſtärker 
hervor, als in den verſchiedenen däniſchen und norwegiſchen 
Geſetzen die Kategorien nicht einmal die gleichen ſind. Ja 
nach den Motiven (S. 25) ſoll ſelbſt im vorliegenden Ent⸗ 
wurf der Begriff des Kaufmanns nicht überall der gleiche 
ſein, vielmehr an anderen Stellen (z. B. in § 39, § 48) 
ſelbſtändig beurteilt werden. Die Einheitlichkeit des Kauf⸗ 
mannsbegriffes wenigſtens auf privatrechtlichem Gebiete iſt 
ein dringendes Erfordernis, ſoll nicht die Rechtsſicherheit 
leiden. — Im übrigen iſt nicht zu leugnen, daß durch die 


12) Ebenſo im norwegiſchen Firmengeſetz von 1890 58 8, 39. Vgl. 
Fr. Hagerup, Omrids af den norske Handelsret 1901, 
p. 18. | 

13) Dieſe Zeitichrift Bb. XXXVI ©. 191. 
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Heranziehung der Fabriken und Bauunternehmungen, in 
Norwegen ſogar der Bergwerksbetriebe der Kaufmannsbegriff 
in einer Weiſe ausgedehnt iſt, wie es der neuen deutſchen 
Handelsgeſetzgebung entſpricht. Auch iſt von ſchwediſcher 
Seite ins Auge gefaßt, durch Reviſion der Beſtimmungen 
über die Buchführungspflicht zu einer gewiſſen materiellen 
Übereinſtimmung mit den anderen Ländern zu gelangen. 

Erwogen war in der Kommiſſion, ob nach deutſchem 
Vorbilde beſondere Regeln über das Abzahlungsgeſchäft 
und den Terminhandel aufzuſtellen ſeien. Doch hat man 
davon Abſtand genommen. Hinſichtlich des Abzahlungsgeſchäftes 
glaubte man die Sache auf die ſpätere Beratung eines Ge⸗ 
ſetzes über den Abſchluß von vermögensrechtlichen Verträgen!“ 
verweiſen zu ſollen und bei dem Terminhandel ließ ſich vom 
deutſchen Vorbilde jagen: „vestigia terrent“. Auch über 
den Spezifikationskauf finden ſich keine beſonderen 
Normen 15). 

Wende ich mich nach den „Allgemeinen Vorſchriften“ 
zu den einzelnen Abſchnitten, ſo treten uns zunächſt bei der 
Berechnung des Kaufpreiſes in den §§ 5, 8 Sätze ent⸗ 
gegen, die unſer B. GB. $$ 316, 315 Abſ. 1 und unſer 
HGB. $ 380 Abſ. 1 aufweiſt. Auch dem $ 7 (vgl. §§ 62 
Abſ. 4, 63 Abſ. 3, 65 Abſ. 2), wonach bei nach Zahl, Maß 
oder Gewicht zu berechnendem Kaufpreis für die Berech⸗ 
nung der Zeitpunkt, in dem die Gefahr auf den Käufer 
übergeht, entſcheidend iſt, wird man Beifall zu ſchenken 
haben, er ergibt ſich als natürliche Folge der Gefahrstragung 
des Verkäufers. Ob dagegen $ 6: „Wird beim Handels⸗ 
kauf die Rechnung (Faktura, Nota) dem Käufer zugeſtellt 
und erhebt er nicht baldmöglichſt Einſpruch 15) gegen den 
angeſetzten Preis, ſo iſt er verpflichtet, ihn zu bezahlen, es 
ſei denn, daß ein geringerer Preis nachweisbar vereinbart 


14) Siehe oben S. 2. 

15) Motive S. 54. | | 

16) Der Käufer wahrt fich feine Rechte t dabei ſchon durch ie zur 
Poſt, die Gefahr des Nichteintreffens trägt der Verkäufer (5 61). 
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oder die Rechnung offenſichtlich unangemeſſen iſt“ wirklich 
notwendig iſt, kann gefragt werden. Sein Inhalt entſpricht, 
wie die Motive S. 28 hervorheben, der däniſchen Praxis 
und zum Teil auch der unſrigen 1). Aber ob es rätlich iſt, 
derartige Sätze generell feſtzulegen, kann bezweifelt werden. 
Mit Recht hat der Entwurf davon Abſtand genommen, die 
Reklamationspflicht gegenüber Fakturenangaben ſonſt im 
einzelnen abzugrenzen, die Verhältniſſe lägen eben, führen 
die Motive S. 28, 29 gut aus, im einzelnen zu verſchieden. 
Auch bei dem fakturierten Preis will es bedenklich erſcheinen, 
unter allen Umſtänden dem nicht baldigſt rügenden Käufer 
den Beweis aufzuerlegen, daß ein geringerer Preis verein⸗ 
bart iſt. Schließlich iſt die Überfendung einer Rechnung 
nicht mit der der Ware zu vergleichen, was unſer B. GB. 
§ 363 für die Annahme der Leiſtung als Erfüllung auf: 
ſtellt, trifft noch nicht für die Entgegennahme eines Zettels 
zu, der eine einſeitige Bemerkung des Verkäufers enthält. Der 
Verkäufer kann m. E. durch die Vorſchrift unbillig bevor⸗ 
zugt werden. 

Die über den Lieferungsort handelnden SS 9—11 
ſtimmen der Hauptſache nach mit dem deutſchen Recht über⸗ 
ein, § 9 gibt mit Bezug auf den Verkäufer im weſentlichen 
den Inhalt von Art. 324 Abſ. 2 des Allg. D. HGB. (B. GB. 
§ 269), § 10 (vgl. $ 17 Abſ. 1) für Diſtanzkäufe den 
Inhalt vom 8.68. $ 447 Abſ. 1 wieder, während bei 
Platzkäufen SS 11, 17 Abſ. 1 den die Gegenſtände ins 
Haus ſendenden Verkäufer die Gefahr bis zur Einlieferung 
ins Haus tragen laſſen. Bei uns herrſcht mit Bezug auf 
letzteren Punkt Streit, eine mehrfach vertretene Auffaſſung 
des $ 447 B. GB. will unter Verſendung von einem Ort 
nach einem anderen jede Fortbewegung der Ware von ihrem 
Standort verſtehen. Allein mir ſcheint die Auffaſſung des 
däniſchen Entwurfes die richtige zu ſein, die auch der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte unſeres § 447 entſpricht. Im einzelnen 


17) Vgl. meinen Kommentar $ 346 Nr. 6. 
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weicht $ 10 von unſerem § 447 B. GB. inſofern ab, als 
er einerſeits bei Schiffsſendungen die Gefahr nicht ſchon mit 
Aufnahme ſeitens des Verfrachters, ſondern erſt mit Anbord⸗ 
bringen (indenfor Skibssiden) der Waren auf den Käufer 
übergehen läßt (vgl. § 62 Abſ. 3), und als er andererſeits 
die Übergabe an einen Spediteur nicht für gleichwertig mit 
der an einen Frachtführer erachtet. Den Grund für die 
erſtere Beſonderheit ſcheint hauptſächlich der Umſtand zu 
bilden, daß die Ladungsverſicherung des Käufers nicht ſelten 
die Anbordbringung der Ware oder einen ähnlichen Akt 
zur Vorausſetzung der Riſikotragung nimmt (Motive S. 87). 
Die zweite Beſonderheit begründen die Motive (S. 32) 
damit, daß es häufig zweifelhaft ſein könne, ob ein wirklich 
ſelbſtändiger Spediteur oder ein bloßer Vertreter des Ver⸗ 
käufers vorläge. Das letztere will mir nicht recht plauſibel 
erſcheinen, das Spediteurgewerbe wird ſich doch gewöhnlich 
nicht minder klar bemerklich machen, als das des Fracht⸗ 
führers, und dem Verkäufer wird damit die Gefahr länger 
aufgebürdet, als es der Billigkeit entſpricht; denn er denkt 
nicht daran, den Zeitpunkt der Übergabe an die Bahn oder 
Poſt zu beeinfluſſen, er überläßt die weitere Erledigung dem 
Spediteur, mit der Abholung der Ware durch dieſen hält 
er den Transport für begonnen. 

Unterlaſſen hat es der Entwurf über die Übermitt- 
lung von Geld ſeitens des Käufers Vorſchriften zu treffen. 
Nach den Motiven ſteht die Praxis auf dem Boden unſeres 
§ 270 B. GB. 

In den von der Leiſtungszeit handelnden §§ 12, 13 
tritt uns einmal der Satz entgegen: „Diei adjectio pro reo“, 
aber auffälligerweiſe nur mit Bezug auf die Lieferung des 
Verkäufers, nicht die Zahlung des Käufers — ſodann der 
andere, daß die mora eine Mahnung vorausſetzt, es ſei denn, 
daß die Leiſtungszeit beſtimmt iſt. Die nordiſche Praxis 
läßt den Satz „dies interpellat pro homine“ ſogar Anwen⸗ 
dung finden bei allgemein gehaltenen Zeitangaben, wie 
„baldmöglichſt“, „bei Eintritt der Eisfreiheit“ u. dgl. und 
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das hat § 12 beſtätigt im Gegenſatz zu unſerem enger for⸗ 
mulierten $ 284 Abſ. 2 B. GB. 

$ 14 ſpricht das allgemeine Prinzip der Leiſtung 
Zug um Zug aus (= 8.68. § 320 Abſ. 1), $ 15 zieht 
bei Diſtanzkauf daraus die Folgerung, daß der Verkäufer 
nicht die Verſendung, ſondern nur die Übergabe an den 
Käufer bis zur Bezahlung verſchieben kann, was unſerer 
Praxis durchaus entſpricht !?) (Entſch. des RG. I S. 283, 
XXX S. 414). Umgekehrt legt einer Handelsgewohnheit 
folgend $ 16 im Falle des Diſtanzkaufes dem Käufer bei 
Überſendung eines Konnoſſements, Frachtbriefduplikates oder 
ſonſtigen, ihm die Verfügung über die Ware ſichernden 
Papieres die Pflicht zur Zahlung ſchon bei Auslieferung 
der Urkunde auf, es ſei denn, daß der Deſtinationsort Er⸗ 
füllungsort iſt. Es iſt nicht zu leugnen, daß damit Käufer 
unbillig zurückgeſetzt wird, er ſoll zahlen, bevor er geprüft 
hat, ob die Ware ordnungsmäßig iſt, und zwar nicht bloß, 
wenn dies ausgemacht iſt („Kontant gegen Konnoſſement“ 
§ 71), ſondern ſchon dann, wenn Verkäufer einſeitig von 
dieſem Modus Gebrauch macht. Da im Eiſenbahnverkehr 
das Frachtbriefduplikat ohnehin allgemeine Regel iſt, ſtellt 
ſich die Sache für den Verſendungskauf praktiſch dahin, daß 
der Käufer vorzuleiſten gehalten iſt. 

In 8 17 (Gefahrstragung) findet ſich einmal (ABS. 1) 
die Regel vom B. GB. § 446 Satz 1, jedoch mit den oben 
(S. 10, 11) für den Diſtanzkauf angegebenen Modifikationen. 
Sodann weiſt Abſ. 2 eine vereinzelte Beſtimmung über den 
Annahmeverzug des Käufers auf, die unſerem B. GB. 
88 296, 300, 324 Abſ. 2 entſpricht. 

Die $$ 18— 20 beſchäftigen ſich mit den Nutzungen 
des Kaufobjektes. § 18 läßt die vor die vereinbarte Liefe⸗ 
rungszeit fallenden Nutzungen dem Verkäufer, die nach⸗ 
herigen dem Käufer zufallen, es ſei denn, daß die Parteien 


18) Unbeschadet der durch die clausula rebus sic stantibus (8 39 des 
Entwurfs) dem Verkäufer erwachſenden Rechte. 
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nach der Sachlage darauf rechnen konnten, daß die Nutzungen 
an dem entgegengeſetzten Zeitpunkt zu Tage treten würden. 
Das Reſultat entſpricht im weſentlichen unſerem Recht. 
Denn die von § 18 gemachte Ausnahme würde als Willens⸗ 
meinung der Parteien feſtgeſtellt werden und die Hauptregel 
ergibt ſich aus B. GB. SS 446 Abſ. 1 Satz 2, 101, 286 
Abſ. 1. — S 19 Abſ. 1 beſtimmt, daß der Kauf einer 
Aktie die zur Zeit des Abſchluſſes noch nicht fällige Aus⸗ 
beute, insbeſondere Dividende umfaßt. Das trifft für den 
Kaſſakauf zu, wo im Norden der Anteil des Verkäufers an 
der Dividende im Kurs zum Ausdruck kommt, nicht aber für 
das Termingeſchäft (vgl. Motive S. 41), und fo iſt der 
ganze Satz von zweifelhaftem Wert. Zweckmäßig regelt 
§ 19 Abſ. 2 den Fall, daß ein Bezugsrecht mit der 
verkauften, ſpäter zu liefernden Aktie verknüpft iſt, deſſen 
Ausübung dem Käufer nach den internen Abmachungen ge⸗ 
bührt, während Verkäufer der Aktiengeſellſchaft gegenüber 
zum Bezug legitimiert iſt. Käufer ſoll dann dem Verkäufer 
Nachricht geben, daß er von dem Bezugsrecht Gebrauch 
machen wolle und auf Verlangen des Verkäufers ihm 
den Betrag, der bei der Zeichnung einzuzahlen iſt, zur 
Verfügung ſtellen, ſowie für die ſpäteren Einzahlungen 
Sicherheit leiſten. Verkäufer kann natürlich, ſtatt für Rech⸗ 
nung des Käufers das Bezugsrecht auszuüben, auch ſich 
damit begnügen, bis zum Lieferungstage ſich eine dem Be⸗ 
zugsrecht entſprechende Anzahl Aktien anzuſchaffen (Motive 
S. 42). Auch hier läßt ſich freilich die Notwendigkeit der 
Vorſchrift anzweifeln. 

§ 20 enthält die Beſtimmung, daß bei zinstragenden 
Wertpapieren der Kaufpreis im Zweifel nicht die demnächſt 
fälligen Zinſen mitumfaßt, vielmehr ein entſprechender Be⸗ 
trag zuzuzahlen iſt. 

Zu den wichtigſten Partien gehören die Abſchnitte über 
die Folgen der Nichtleiſtung ($$ 21—32). Der Entwurf 
behandelt getrennt die Verfäumnis des Verkäufers (55 21 — 27) 
und die des Käufers ($$ 28 —32), was zwar weitſchweifiger, 
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aber dem Verſtändnis förderlicher iſt. Auf dieſem Gebiete 
treten recht bedeutſame Abweichungen von unſerem Rechts⸗ 
zuſtand hervor. Das nordiſche Recht iſt ſchneidiger, es dient 
den Intereſſen des Gläubigers auf Koſten des Schuldners. 
An der Spitze ſteht in § 21 der Satz, daß bei nicht recht⸗ 
zeitiger Lieferung der Käufer, falls er nicht den 
die Verſäumnis verurſachenden Umſtand zu ver⸗ 
treten hat, das Wahlrecht zwiſchen Erfüllung und 
Rücktritt hat. Der Rücktritt iſt ihm ausnahmsweiſe nur 
dann verſagt, wenn die Verſäumnis unwefentlich für ihn iſt. 
Doch gilt beim Handelskauf regelmäßig und beim Fixgeſchäft 
ſtets jede Verſäumnis als weſentlich. Entſprechendes iſt in 
8 28 für den Verkäufer bei nicht rechtzeitiger Zahlung !“) 
angeordnet, es ſei denn, daß das Kaufobjekt bereits über⸗ 
geben iſt. Letzterenfalls kann Verkäufer nur dann zurücktreten, 
wenn er den Rücktritt ſich vorbehielt oder wenn das Kauf⸗ 
objekt zurückgewieſen wird. 

Mit dieſen Sätzen wird der Unterſchied zwiſchen ver⸗ 
ſchuldeter und unverſchuldeter Säumnis des Schuldners zu⸗ 
nächſt für gleichgültig erklärt. Was $ 376 des HGB. nur 
für das handelsrechtliche Fixgeſchäft aufzuſtellen wagt, das 
geſetzliche Rücktrittsrecht des Gläubigers bei nicht rechtzeitiger 
Leiſtung des Schuldners, wird hier generell ſtatuiert. Des 
weitläufigen Verfahrens, das das Bürgerliche Geſetzbuch in 
§ 326 verlangt, um dem Gläubiger den Rücktritt zu ermög⸗ 
lichen, bedarf es hiernach weder bei mora noch im Falle 
unverſchuldeter Säumnis des Schuldners. Das Intereſſe 
des Gläubigers, nicht das des Schuldners iſt der Ausgangs⸗ 
punkt der Regelung. Darum ſoll dem Gläubiger der Rück⸗ 
tritt nur verſagt bleiben, wenn das gläuberiſche Intereſſe 
mangelt, wofür (abweichend vom B. GB. § 326 Abſ. 2) den 


19) Dem Fall der nicht rechtzeitigen Zahlung ſtellt ſogar § 28 des 
Entwurfs den anderen gleich, daß Käufer nicht rechtzeitig die Ver⸗ 
anſtaltung trifft, auf der die Zahlung der Kaufſumme beruht, 
a. B. die Ware nicht abholt, wenn eine Zahlungspflicht nach dem 
Zeitpunkt der Abholung bemeſſen iſt. 
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Beweis der Schuldner zu erbringen hätte, ein Beweis, der 
in gewiſſen Fällen ihm geradezu abgeſchnitten wird. Die 
Motive (S. 44 ff., 53 ff.) bezeichnen dieſe Sätze als der 
bisherigen Praxis entſprechend ?“). Unzweifelhaft find fie 
geeignet, die promptere Erledigung zu fördern, aber es wird 
nicht zu verkennen ſein, daß ſie unter Umſtänden für den 
Schuldner eine Härte involvieren können. Dabei ſchwebt, 
charakteriſtiſch genug, wie im HGB. § 376, dem Entwurf 
der Rücktritt als das Primäre, das Feſthalten am Vertrage 
als das Sekundäre vor. Nach § 26 hat der Käufer, der 
trotz Unterbleiben rechtzeitiger Lieferung am Vertrage feſt⸗ 
halten will, auf Anfrage des Verkäufers unverzüglich, ohne 
ſolche Anfrage jedenfalls in angemeſſener Zeit (inden rim- 
elig Tid) davon Mitteilung zu machen, ſonſt verliert er 
ſein Recht auf Lieferung und das Entſprechende gilt nach 
§ 31 für den Verkäufer. — Gemildert werden dieſe Sätze 
freilich dadurch, daß bei nachträglicher Leiſtung ſeitens des 
Schuldners der Gläubiger, der ſich auf die Verſäumnis be⸗ 
rufen will, dies bei Handelskauf ſofort, ſonſt unverzüglich 
tun muß, will er feine Anſprüche nicht verlieren ($$ 27, 32). 
Immerhin iſt die Lage des Schuldners ungünſtig genug. 

Die Frage der Schadenserſatzpflicht behandelt da⸗ 
gegen der Entwurf nach den für uns maßgebenden Geſichts⸗ 
punkten. Kann die Säumnis dem Schuldner nicht zuge⸗ 
rechnet werden, ſo iſt er von der Erſatzpflicht frei, dabei gilt 
bei Gattungsſchulden der Satz: genus non perit, den der 
Entwurf im Sinne der bei uns herrſchenden Auffaſſung aus⸗ 
legt ($$ 23, 24, 30 Satz 1). 

Bedeutſam und der nordiſchen Rechtsauffaſſung ent⸗ 
ſprechend aber iſt, daß Rücktritt und Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſich keineswegs ausſchließen. Der zurück— 
tretende Gläubiger kann Schadenserſatz bei mora des Schuld⸗ 


20) Ihre Geltung für Norwegen bezeugt auch Hagerup, Omrids 
af den norske Handelsret 2. Ausg. S. 35, für den ganzen 
Norden Gram in Nordisk Retsencyklopædi II (1888) S. 40 
und 41. 
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ners verlangen. Die durch die Faſſung von B. GB. § 326 
bei uns verurſachte, vom letzten Juriſtentag behandelte Kon⸗ 
troverſe, iſt nach dem Entwurf gegenſtandslos. Für die 
Schadensberechnung läßt der däniſche Entwurf die abſtrakte 
und konkrete (Deckungskauf, Deckungsverkauf durch autori⸗ 
ſierte Handelsmäkler) Schadensberechnungsmethode zu (88 25, 
30), der norwegiſche und der ſchwediſche Entwurf ſchweigen 
von der konkreten Schadensberechnung, weil autoriſierte 
Mäkler in jenen Reichen nicht anerkannt ſind. 

Bei Ratenlieferungen hat Käufer regelmäßig?) bas 
Rücktrittsrecht nur für die eine ausbleibende Lieferung, Ver⸗ 
käufer bei Ausbleiben einer Ratenzahlung dagegen regel⸗ 
mäßig? das Rücktrittsrecht auch für die folgenden Lieferungen 
(88 22, 29). Die Motive ſuchen dieſe verſchiedene Behand⸗ 
lung damit zu rechtfertigen, daß beim Käufer gewöhnlich 
mangelnder Wille oder mangelnde Mittel zur Zahlung vor⸗ 
liegen werden und damit Grund zur Befürchtung der Wieder⸗ 
kehr vorhanden iſt (S. 56), während beim Verkäufer dies 
nicht ohne weiteres anzunehmen ſei. Meines Erachtens würde 
die Praxis dem Umſtand ohnehin Rechnung tragen und eine 
derartige geſetzliche Unterſcheidung verſtößt gegen den Grund⸗ 
ſatz gleichmäßiger Behandlung beider Teile. 

In den §§ 33—37 wendet ſich der Entwurf zu den 
Folgen des Annahmeverzuges des Käufers). Verkäufer 
ſoll nach Möglichkeit, ſoweit es ſeine Intereſſen geſtatten, 
auf des Käufers Rechnung für die Gegenſtände ſorgen, bis 
der Käufer in angemeſſener Zeit die Sorge ihm abnimmt. 


21) Käufer kann für die ſpäteren Lieferungen zurücktreten, wenn die 
Wiederkehr der Säumnis zu erwarten iſt, und vom ganzen Ver⸗ 
trage zurücktreten, wenn der Zuſammenhang unter den Raten dies 
erforderlich macht. 

22) Verkäufer kann nur für die einzelne Lieferung zurücktreten, wenn 
für die Zukunft eine Wiederkehr nicht zu befürchten iſt. Dieſen 
Beweis wird Käufer kaum erbringen können. 

23) Daß unter Umſtänden nach dem Entwurf darin zugleich Leiſtungs⸗ 
verzug liegen kann, der für den Verkäufer ein Rücktrittsrecht be⸗ 
gründet, ſiehe oben Anm. 19. 
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Macht ihm dies beſondere Roften und Umſtände, fo kann er 
nach vorgängiger Benachrichtigung zum Selbſthilfeverkauf 
ſchreiten, im Notfalle (bei drohendem Verderb) muß er dies 
tun. Iſt der Verkauf unmöglich oder ausſichtslos, ſo kann 
er den Gegenſtand preisgeben. Für die ihm erwachſenen 
Koſten kann er Erſtattung verlangen, die Gefahr für zu⸗ 
fälligen Untergang trägt Käufer. Nicht alle dieſe Sätze 
finden ſich bei uns wieder. Insbeſondere kennen wir das 
Abadonnierungsrecht nicht, wie andererſeits eine Pflicht zum 
Selbſthilfeverkauf bei uns nicht beſteht, ſich meines Erachtens 
eine ſolche auch nicht wohl rechtfertigen läßt. 

Die geſetzlichen Zinſen betrifft $ 38. Wie bei uns, 
wird im däniſchen und norwegiſchen Entwurf mit Bezug auf 
die Höhe der Zinſen zwiſchen Handelskauf und bürgerlichem 
Kauf geſchieden, bei jenem ſollen ſie 6, bei dieſem 5 Prozent 
betragen; der ſchwediſche Entwurf hält allgemein an 6 Pro⸗ 
zent feſt. Die Zinfen ſollen nach allen drei Entwürfen beim 
Handelskauf ſchon von der Fälligkeit ab laufen, wobei im 
Gegenſatz zu unſerer Auffaſſung bei unbeſtimmt gehaltenen 
Friſtbewilligungen („nach Belieben“ u. dgl.) der Zinſenlauf 
bereits mit der Lieferung eintreten ſoll (Motive S. 62). 
Beim bürgerlichen Kauf ſollen ſie nach dem däniſchen Ent⸗ 
wurf dagegen erſt mit der Mahnung laufen, doch ſoll unter 
Vorausſetzung der Fälligkeit der Schuld die Zuſendung der 
Rechnung die Mahnung erſetzen. Auch dies widerſpricht 
unſerer Auffaſſung, nach der die Zuſendung der Rechnung 
allein noch keine Mahnung darſtellt. Der norwegiſche und 
der ſchwediſche Entwurf enthalten ſich der Beſtimmungen 
über den Beginn des Zinſenlaufes beim bürgerlichen Kauf. 

Die clausula rebus sic stantibus behandelt 
8 39 in mit unſerem § 321 B. GB. weſentlich übereinſtim⸗ 
mender. Art, jedoch nur für den Fall, daß Käufer in Ver⸗ 
mögensverfall gerät. Der Verkäufer kann, weitergehend als 
bei uns, bei Ausbleiben der Sicherheitsleiſtung ſogar zurück⸗ 
treten. § 40 gibt eine unſerer Konkursordnung $ 17 ent: 
ſprechende Beſtimmung und $ 41 e das . 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 
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recht des Verkäufers in ähnlicher Weiſe wie Reichskonkurs⸗ 
ordnung § 44. Den durch die §§ 39 — 41 notwendig 
gewordenen Anderungen des Seerechtsgeſetzes § 166 trägt 
eine Schlußbeſtimmung des Entwurfes Rechnung. 

Die Sätze über die Mängelhaftung ($$ 42—54) 
laſſen zunächſt beſondere Regeln über den Viehkauf ver⸗ 
miſſen. Wie ſolche bisher nicht exiſtierten, ſo meinte die 
Kommiſſion von der Einführung Abſtand nehmen zu ſollen, 
da die Anſichten der Fachleute über die Zweckmäßigkeit 
geteilt ſeien (Motive S. 70). Wandelung und Min⸗ 
derung, in gewiſſen Fällen Schadenserſatz, bei Gat⸗ 
tungskauf Pflicht der Nachlieferung find auch hier die 
Folgen, die der Entwurf aufſtellt (SS 42, 43). Intereſſant 
iſt, was für Dänemark die Motive (S. 69) beſonders her⸗ 
vorheben, daß die Minderung eine Neuerung im Norden 
iſt, der bis dahin nur Wandelung und Schadenserſatz 
kannte?“). Bei „unweſentlichen“ Mängeln fol Käufer 
nur Anſpruch auf Minderung haben, es ſei denn, daß 
Käufer betrügeriſch gehandelt hat ($ 42, vgl. $ 43) — eine 
Beſtimmung, die der Judikatur viel zu ſchaffen machen und 
im Handelsverkehr vorausſichtlich zur näheren Ausbildung 
von Feſtſetzungen, was weſentlich iſt, führen wird (vgl. 
die Motive S. 69). Einzelheiten über die Durchführung 
der Wandelung und Minderung (wie in unſerem 
B. GB. $$ 465 ff.) enthält der Entwurf nicht, er überläßt 
dies der Praxis. Nur den Fall der Ratenlieferung zieht 
mit Bezug auf die Wandelung § 46 in Berückſichtigung. 
Die unſerem § 469 B. GB. entſprechende Regelung wäre 
meines Erachtens auf den Fall des Verkaufes mehrerer Sachen 
überhaupt zu erſtrecken. — Uns unbekannt iſt die ſchon früher 
erwähnte Beſtimmung des § 49: „Bietet Verkäufer an, 
einem Mangel abzuhelfen oder (bei Gattungskauf) nachzu⸗ 


24) Vgl. Vogt in Nordisk Retsencyklopædi II 2 S. 119, Ha ge- 
rup, Omrids S. 35, Grundtvig, Lærebog i Handels- og 
Vekselret 1901 S. 49. 
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liefern, ſo muß Käufer ſich zufrieden geben, wenn dies inner⸗ 
halb der vertragsmäßigen Lieferzeit geſchehen kann und nicht 
offenbar für den Käufer Koſten oder Unbequemlichkeiten zur 
Folge hat, unbeſchadet des Rechtes des Käufers auf Erſatz.“ 
Freilich wird die bona fides auch bei uns nach Lage des 
Falles ein gleiches Verhalten des Käufers fordern können. 

Unbekannt iſt uns auch die in § 50 vorgenommene 
Ausdehnung der Grundſätze über die Mängelhaftung auf den 
Fall der Lieferung einer geringeren Qualität, „ſofern 
Käufer davon ausgehen mußte, daß das Gelieferte als voll⸗ 
ſtändiges Leiſtungsobjekt dienen ſollte“. Käufer ſoll dann 
Nachlieferung verlangen dürfen. Unſer HGB. — $ 378 — 
dehnt allerdings — und in noch weiterem Umfange als der 
Entwurf — bei Handelskauf zwar die Unterſuchungs⸗ und 
Rügepflicht auf die Fälle der Quantitätsmängel aus, dagegen 
kennt das B. GB. eine derartige generelle Erſtreckung der 
Sätze über die Mängelhaftung nicht. 

Unſerem HGB. $ 377 entſpricht ferner im Weſentlichen 
§ 51 des Entwurfes. Weit über unſere Rechtsſätze geht 
dagegen § 52 des Entwurfes hinaus. Er ſtatuiert für 
jeden Käufer, der einen Mangel entdeckt oder entdecken 
mußte, eine Anzeigepflicht (beim Handelskauf „ſofort“, ſonſt 
„unverzüglich“ nach der Entdeckung). Macht Käufer die 
Mitteilung nicht, obwohl er den Mangel entdeckt 
hat oder entdeckt haben mußte, ſo kann er den 
Mangel nicht ſpäter geltend machen. Ferner hat Käufer 
nach § 52 die Pflicht, falls er wandeln oder Nachlieferung 
begehren will, dies unverzüglich dem Verkäufer mitzuteilen 
bei Strafe des Verluſtes dieſes Rechtes. Hat Verkäufer 
dolos oder grob kulpos gehandelt, ſo gilt das Obige nicht 
(8 54). Aus den Motiven (S. 78) ergibt ſich, daß bei dieſen 
Beſtimmungen der Fall, daß wenigſtens der Käufer Kauf: 
mann iſt, vorſchwebte und daß man nur um einer gewiſſen 
formalen Gerechtigkeit willen die Sätze generaliſierte. Hier⸗ 
bei iſt man aber entſchieden zu weit gegangen. Mindeſtens 
müßte eine Beſchränkung auf wirkliche Entdeckung ſtattfinden. 
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Wie die Beſtimmung daſteht, enthält ſie eine ſtarke Beläſti⸗ 
gung des Publikums, das in ſteter Furcht ſein muß, ſeine 
Rechte einzubüßen. — $ 53 läßt endlich dann die Berufung 
auf einen Mangel nicht mehr zu, wenn ein Jahr von der 
Übergabe ab verſtrichen iſt, ohne daß es geltend gemacht iſt, 
es ſei denn, daß Verkäufer eine längere Garantie über: 
nommen hat oder in dolus oder lata culpa ift (8 54). 

Die §§ 55, 56 ſtatuieren für den die Ware beanſtan⸗ 
denden Käufer eine Aufbewahrungspflicht nach Art 
unſeres HGB. § 379, gleichgültig ob es ſich um Handels⸗ 
kauf oder bürgerlichen Kauf, um Diſtanz⸗ oder Platzkauf 
handelt, nur daß bei Platzkauf der Käufer die Ware wird 
zurückſenden dürfen. Verbunden iſt damit ein Recht, ja bei 
drohendem Verderb eine Pflicht zum Notverkauf in derſelben 
Weiſe, wie beim Selbſthilfeverkauf des Verkäufers bei An⸗ 
nahmeverzug des Käufers. | 

Die SS 57, 58 regeln die Modalitäten des Rücktrittes 
(Wandelung) in mit dem B.GB. §§ 348, 350, 351, 353, 
467, 273 weſentlich übereinſtimmender Art. 

§ 59 beſtimmt die Gewährleiſtungspflicht des 
Verkäufers für Eigentumsverſchaffung, es ſei 
denn, daß der Käufer hinſichtlich des Eigentums des Ver⸗ 
käufers mala fide war, alſo weitergehend als im B. GB. 
§ 439 Abſ. 1, wo nur wirkliche Kenntnis des Käufers den 
Verkäufer befreit. Im übrigen ſoll die Materie zu ordnen, 
ſpäteren Geſetzen überlaſſen bleiben. 

8 60 betrifft den Kauf auf Probe. Die Regelung 
entſpricht B. GB. $$ 495, 496, nur ſoll Käufer die Gefahr 
tragen, ſolange die Ware bei ihm zur Beſichtigung iſt. 

§ 61 endlich ordnet an, daß die in dem Entwurf von 
einem Teil dem anderen zu machenden Mitteilungen als 
abgegeben gelten, wenn fie zur Beförderung mit einem zu: 
verläſſigen Beförderungsmittel aufgegeben find, die Ge: 
fahr der Ankunft alſo der Adreſſat trägt. Wir haben nur 
im HGB. § 377 Abſ. 4 eine entſprechende Beſtimmung für 
einen einzelnen Fall. — 
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„Dieſe Bemerkungen über die Entwürfe — auf die Aus⸗ 
legungsvorſchriften über Kaufklauſeln will ich nicht eingehen 
— mögen genügen. 

Aufgefallen wird dem Leſer ſein ein gewiſſer Zug zur 
energiſchen und glatten Erledigung der Kaufhändel. Wie 
zum Rücktritt ſchneller der Gläubiger ſchreiten kann als bei 
uns — ſo müſſen umgekehrt häufiger Verwahrungen und 
Reklamationen ſeitens des unzufriedenen Empfängers behufs 
Wahrung ſeiner Rechte vorgenommen werden als nach unſerem 
Recht. Nicht immer beifallswert iſt eine Neigung zur Gene⸗ 
raliſierung zu ſpüren. Was man mit dem Schlagwort der 
Kommerzialiſierung des bürgerlichen Rechts bezeichnet, iſt 
nach den Entwürfen im Norden, wo niemals ein beſonderes 
Handelsgeſetzbuch exiſtiert hat, erreicht. Im Ganzen iſt aber 
den Entwürfen Lob zu ſpenden. Sie bilden eine brauchbare 
Grundlage für ein ſkandinaviſches Geſetz über den Kauf. 
Möge über ihren weiteren Schickſalen ein guter Stern walten 
und möge die begonnene Inangriffnahme eines gemeinſamen 
Verkehrsrechtes rüſtig fortgeſetzt werden. 


II. 


Das Grenzgebiet von Strandungsordunng und 
Binnenſchiffahrtsgeſet. 
Von 
Herrn K. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin. 


Ein Streitfall ſeltſamer Art aus dem Grenzgebiete der 
Strandungsordnung und des Binnenſchiffahrtsgeſetzes, der 
für die Beteiligten in höchſt unbefriedigender Weiſe verlief, 
wurde kürzlich vor dem Oberlandesgerichte in Stettin ver: 
handelt. Allerdings ift in dieſer (nicht reviſibelen) Sache 
eine endliche Entſcheidung noch nicht erlaſſen; aber es wurde 
doch ein dafür aller Vorausſicht nach maßgeblicher Beſchluß 
auf Beweiserhebung ſehr umfangreicher Art bereits gefaßt 
und damit die Entſcheidung auf das Beweisgebiet über⸗ 
geſchoben. Ob dieſe dann zu einem für die Kläger oder den 
Beklagten günſtigen Endergebniſſe führt, iſt juriſtiſch ja 
gleichgültig. Ich möchte daher, unter Mitteilung des Tat⸗ 
beſtandes nach den in der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
getragenen Behauptungen, den Streitfall ſchon jetzt zum 
Anlaß einer Erörterung an dieſer Stelle nehmen, da bei 
ihm nicht nur in lehrreicher Weiſe Fragen des öffentlichen 
und des Privatrechts ſozuſagen aufeinander ſtoßen, ſondern 
vor allem eine nicht unwichtige, reinliche Scheidung zwiſchen 
den Rechtsnormen jener beiden Geſetze vorzunehmen iſt. Der 
ſtreitige Sachverhalt war folgender. 

Auf der Fahrt von Swinemünde durchs Große Haff 
nach der in der Dievenowmündung liegenden Inſel Griſtow 
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wurde der mit Stabholz beladene Kahn des Schiffers B in 
Wollin (regiftriert im Schiffsregiſter des Amtsgerichts in Neu⸗ 
warp, wo B früher gewohnt hatte) bei ſtürmiſchem Wetter 
am 29. Juni 1902 leck. Er wurde vom Schiffer B im 
Großen Haffe — alſo nicht auf offener See im Sinne der 
deutſchen Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 oder der 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrates zu § 25 des 
Flaggengeſetzes (vom 10. November 1899) — auf dem fo: 
genannten „Wolliner Schaare“ bei 6 Fuß Waſſertiefe auf 
den Strand geſetzt und, nachdem zwei Anker ausgeworfen 
waren, von B und ſeinem Matroſen verlaſſen. Beide lan⸗ 
deten in dem nahe gelegenen Wollin gegen 2 Uhr nachmit⸗ 
tags; B konnte aber die Eigentümerin der Ladung, eine 
Fabrik auf der Inſel Griſtow, da es Sonntag war, erſt 
mehrere Stunden ſpäter von dem Vorfalle benachrichtigen, 
ſo daß deren Hilfsdampfer nicht vor dem Morgen des 
30. Juni in der Nähe der Stelle, wo der Kahn liegen ge: 
blieben war, anlangte. Inzwiſchen hatten ſich ſchon am 
Nachmittage des vorigen Tages zwei andere Schiffer, die 
ſpäteren Kläger St und K, die von der Küſte aus den Kahn 
des B und ſeinen Unfall beobachtet hatten, mit je einem 
Matroſen auf⸗ und an den Kahn herangemacht; hatten an⸗ 
geblich ihn während der Nachtſtunden leer gepumpt, gedichtet 
und abgebracht und hatten ihn dann zunächſt nach der An: 
landeſtelle von Wollin, ſpäter mit Hilfe des Fabrikdampfers 
bis zur Inſel Griſtow gebracht. Dabei waren ihre Ver⸗ 
handlungen über einen Bergelohn mit B und mit dem Ka⸗ 
pitän des Dampfers erfolglos geblieben. Sie behaupten, 
daß ſie dieſe Bergung nicht nur aus freien Stücken, ſondern 
zugleich auf ausdrückliche Aufforderung der Ehefrau des B 
vorgenommen hätten; dieſe habe nämlich gleichzeitig mit 
ihnen vom Lande aus erkannt, daß ihr Mann und ſein 
Kahn in ſchwere Gefahr geraten ſei. Die Gefahr habe auch 
noch beſtanden, als ſie ſelbſt an ihn herangeſegelt ſeien. Der 
Kahn ſei von B verlaſſen und aufgegeben geweſen; er habe 
nicht vor den Ankern, ſondern völlig frei an Grund gelegen. 
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Dieſe Behauptungen wurden ihnen jedoch von Anfang an 
von B und ſeiner Ehefrau beſtritten; B. wollte ſich den 
Kahn genügend geſichert und ihn nicht im Entfernteſten „ver⸗ 
laſſen“ haben. 

Die ſpäteren Kläger haben dann auch die durch § 20 
Satz 2 der Strandungsordnung (ſiehe unten) vorgeſchriebene 
Anzeige noch am 30. Juni bei der Polizeibehörde ihres 
Wohnortes erſtattet; doch wurde darüber ein Protokoll nicht 
. aufgenommen. Ebenſo wollen fie auf dem Amtsgerichte in 
Wollin geweſen ſein und auf die Meldung des Geſchehenen 
ſich dort den Beſcheid geholt haben, ſie ſeien Beſitzer des 
Kahnes und könnten ihn vorläufig in Gewahrſam behalten. 
Sie haben ferner am gleichen Tage an das Strandamt zu 
Swinemünde eine Eingabe gerichtet, mit dem Antrage, den 
für fie fällig gewordenen Bergelohn gegen B feſtſetzen zu 
wollen. Dabei beriefen ſie ſich auf ihre ſoeben wiedergegebene 
Sachdarſtellung. 

Dieſe Eingabe wurde nun zunächſt vom Strandamte 
Swinemünde an das Strandamt zu Cammin geſandt; dieſes 
ſei für die Sache zuſtändig, da der Kahn zwar auf dem 
„Wolliner Schaar“ verlaſſen, dann aber (über Wollin) nach 
der zum Camminer Bezirke gehörenden Inſel Griſtow ge⸗ 
ſchleppt ſei. Demzufolge eröffnete dann auch das Strand⸗ 
amt in Cammin das Verfahren und ließ durch die Polizei⸗ 
verwaltung in Wollin den B und deſſen Ehefrau vernehmen, 
und unter Vorhalt ihrer Ausſagen den Schiffer und Mit⸗ 
kläger St, ſowie den dortigen Polizeidiener. Eine Beeidigung 
dieſer Perſonen fand nicht ſtatt. 

Das Strandamt mußte aber Zweifel gehabt haben, ob 
ein Fall von Seenot oder Seetriftigkeit im Sinne der 88 4 
und 20, 21 der Strandungsordnung vorgelegen habe; es 
erhielt nämlich von ſeiner vorgeſetzten Behörde, dem Kgl. 
Regierungspräſidenten, den zu den Akten gebrachten Beſcheid, 
daß es ſich in der Tat um „Bergung eines verlaſſenen 
Schiffes“ handle, und daß demnach das Verfahren nach der 
Bekanntmachung vom, 7. Sale: 1876 . unten) vor 
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Dé Strandamte ſtattfinde. Aber vor dem Strandamte in 
Swinemünde, da der Kahn des B zuerſt in . alſo im 
Swinemünder Bezirke, gelandet ſei. 

Es mögen hier nun, der uberſichtlchtett wegen, die be⸗ 
treffenden geſetzlichen Vorſchriften und die Verordnungen der 
Regierung eingeſchaltet werden, auf die es für die Beur⸗ 
teilung des Falles ankommt. Ihre wörtliche Mitteilung iſt 
um ſo mehr erforderlich, als es weſentlich auf ihre Ver⸗ 
einigung ankommt. 

Aus der Strandungsordnung: | 
§ 20. „Wenn außer dem Falle der Seenot eines 

Schiffes (ſiehe darüber § 4 ebenda] beſitzlos gewordene 

Gegenſtände von der See auf den Strand geworfen 

oder gegen denſelben getrieben und vom Strande aus 

geborgen werden, ſo haben auch in dieſen Fällen die 

Berger Anſpruch auf Bergelohn nach den Vorſchriften 

des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, Buch V, 

Titel 9 [jetzt Buch IV, Achter Abſchnitt]J. Sie find 

verpflichtet, bei Verluſt des Anſpruchs auf 

Bergelohn von den geborgenen Gegenſtänden der näch⸗ 

ſten Polizeibehörde oder dem Strandvogt ſofort An⸗ 

zeige zu machen une dieſelben zur Verfügung zu 
ſtellen.“ | 
§ 21 Abſ. 1. | Denfelben Anſpruch und dieſelbe 

Verpflichtung haben die Berger, wenn verſunkene 

Schiffstrümmer oder ſonſtige Gegenſtände vom Meeres⸗ 

grunde heraufgebracht, oder wenn ein verlaſſenes 

Schiff oder ſonſtige beſitzlos gewordene Gegenſtände, 

in offener See treibend, von einem Fahrzeuge 
geborgen werden.“ \ 
8 22. „Welche Gewäſſer bei Anwendung 
der §S 20 und 21 der See gleichzuſtellen 
ſind, beſtimmen die Landesregierungen.“ 
8 23 Abſ. 1. „Das Strandamt hat den Berger 
über die Zeit, den Ort und die Umſtände der Bergung, 
ſowie über den beanſpruchten Lohn zu hören ...“ 
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§ 36. „Wer Berge: oder Hilfslohn . .. verlangt, 
hat in Ermangelung einer gütlichen Einigung ſeine 
Anſprüche bei dem Strandamte anzumelden.“ 

8 37. „Das Strandamt hat nach Anhörung 
der Beteiligten, ſoweit dieſelben anweſend ſind, eine 
Berechnung der aufgeſtellten Forderungen zu entwerfen 
und mit feinen gutachtlichen Bemerkungen der Auf: 
ſichtsbehörde einzureichen.“ — (Siehe jedoch § 40.) 

§ 38 Abſ. 1. „Die Aufſichtsbehörde hat die 
angemeldeten Anſprüche nach den Beſtimmungen des 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, Buch V, 
Titel 9 [val. oben zu § 20], zu prüfen und durch 
Beſcheid feſtzuſetzen. Jedem Beteiligten iſt der 
Beſcheid zu Protokoll bekannt zu machen oder eine 
Ausfertigung desſelben zuzuſtellen.“ 


S 39. „Gegen den Beſcheid der Auſſichts⸗ 
behörde findet nur der Rechtsweg ſtatt. 

Die Partei, welche ſich durch den Beſcheid beſchwert 
fühlt, hat binnen einer Ausſchlußfriſt von 
vierzehn Tagen — vom Tage nach der Belannt: 
machung oder Behändigung des Beſcheides (§ 38) an 
gerechnet — die Klage bei dem für den Ort des 
Strandamts zuſtändigen Gerichte anzubringen. Das 
Gericht kann aus Gründen, die in der Sache felbſt 
liegen, dieſe Friſt angemeſſen verlängern. 

Durch rechtzeitige Erhebung der Klage 
verliert der Beſcheid zwiſchen den Prozeß— 
parteien ſeine Kraft.“ 

§ 40. „Den Landesregierungen ſteht es zu, die 
im § 38 der Aufſichtsbehörde zugewieſenen Obliegen⸗ 
heiten dem Strandamte zu übertragen.“ 

§ 41 Abſ. 1. „Die Erhebung der feſtgeſetzten 
Beträge und die Verteilung derſelben unter die Be⸗ 
rechtigten erfolgt in der Regel durch das Strand: 
amt.“ 
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Hierzu ſind nun folgende für die obengenannten Strand⸗ 
ämter maßgebliche Regierungsverordnungen ergangen (ab⸗ 
gedruckt bei Naſſius, „Stromſchiffahrts⸗ und hafenpolizei⸗ 
liche Verordnungen für den Regierungsbezirk Stettin“); die 
„Inſtruktion“ vom 24. November 1875 im „Zentralblatte 
des Deutſchen Reiches“ bietet, beiläufig bemerkt, nichts Ein⸗ 
ſchlagendes. 


Zunächſt die Verordnung vom 5. Dezember 1874 Nr. 1: 


„Der Geſchäftskreis der Strandbehörden und Strand: 
beamten erſtreckt ſich, zugleich unter Berückſichti⸗ 
gung des $ 22 der Strandungsordnung, auf 
Die geſamte pommerſche Feſtland⸗ und Inſelküſte an 
der See, den Haffen, Bodden, Wieken u. ſ. w., ſo⸗ 
wie, vorbehaltlich etwa erforderlicher weiteren Aus⸗ 
dehnung, landeinwärts bis zum Papenwaſſer 
einſchließlich.“ 

Sodann eine Bekanntmachung vom 29. Dezember 1874: 


„In Ausführung der Strandungsordnung vom 
17. Mai 1874 ſind folgende Strandbehörden im Re⸗ 
gierungsbezirke Stettin für die Oſtſeeküſte, ſowie nach 
Maßgabe des § 22 der Strandungsordnung 
für die Peene, Swine und Dievenow nebſt Neben⸗ 
gewäſſern und für das Große und Kleine Haff 
bis zum Papenwaſſer eingeſetzt worden.“ 

Ferner die oben ſchon erwähnte Bekanntmachung vom 
7. Dezember 1876, deren Verhältnis zu den vorigen und 
insbeſondere deren Erforderlichkeit neben ihnen übrigens nicht 
ganz klar iſt: 

„In Verfolg der Verordnung vom 29. Dezember 
1874 . . . wird hierdurch auf Grund des 5 22 der 
Strandungsordnung folgendes beſtimmt: 

I. Die S$ 20, 21, 23 und 24 der Strandungs⸗ 
ordnung finden auch Anwendung auf das Binnen: 
gewäſſergebiet des Peene⸗, Swine⸗ und Dievenow- 
ſtromes, des Kleinen und des Großen Haffs und des 
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Papenwaſſers nebſt ihren Nebengewäſſern und Buchten 
in Betreff der Bergung von Waſſerauswurf, ufer⸗ 
triftigen, verfunkenen und waſſertriftigen Gegenſtänden. 
Die Zuſtändigkeit der . . . Strandämter ... für 
das Verfahren der 85 23 und 24 der Strandungs⸗ 
ordnung ... beſtimmt ſich nach der Zugehörigkeit 
des Ufers, auf welchem der Waſſerauswurf oder 
das antreibende ufertriftige Gut geborgen iſt ($ 20), 
reſp. an welchem die Berger von verſunkenem und 
waſſertriftigem Gute zuerſt angelegt haben ($ 21).“ 
Endlich die Bekanntmachung vom 23. Juni 1883: 


„Auf Grund des $ 40 der Strandungsordnung ... 
iſt den Kgl. Strandämtern zu . .. die Feſtſetzung der 
Berge: und Hilfslöhne ... in allen Strandungsſachen 
im Sinne des § 38 der Strandungsordnung über⸗ 
tragen.“ | 


Weitere Verordnungen, namentlich in Anlaß des $ 101 
des Binnenſchiffahrtsgeſetzes, ſind von der Verwaltungsbehörde 
nicht erlaſſen. | 

Neben dieſe Rechtsnormen treten dann noch die des 
Handelsgeſetzbuches und des ebengenannten Geſetzes. Aus 
ihnen ſind folgende für den vorliegenden, ein Binnenſchiff 
betreffenden Streitfall vielleicht maßgeblichen Beſtimmungen 
zu erwähnen. | | 


§ 93 Abſ. 1. „Wird ein in Gefahr befind⸗— 
liches, von der Schiffsbeſatzung verlaſſenes 
Schiff ... geborgen, fo hat der Berger Anſpruch 
auf Bergelohn.“ 

§ 94 Abſ. 1. „In Ermangelung einer Vereinbarung 
wird die Höhe des Berge⸗ oder Hilfslohnes unter Be⸗ 
rückſichtigung der Umſtände des Falles durch das 
Gericht nach billigem Ermeſſen feſtgeſetzt.“ 

§ 95 Abſ. 1. „Haben ſich mehrere Perſonen an 
der Bergung .. beteiligt, jo wird der Berge: oder 
Hilfslohn unter dieſelben nach Maßgabe der perſön⸗ 
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lichen und e Leiſtungen der Einzelnen ver⸗ 
teilt.“ 

§ 97. „Wegen der Bergungs- und Hilfskoſten. 8 
ſtehen dem Gläubiger im Falle der Rettung des Schiffes 
die Rechte der Schiffsgläubiger (58 102—115) 
und im Falle der Rettung von Gütern ein Pfandrecht 
an dieſen zu. Geborgene Gegenſtände können bis zur 
Sicherheitsleiſtung zurückbehalten werden. 

Die Pfandklage kann hinſichtlich des Schiffes und 
der Fracht und, ſolange die Ladungsgüter noch nicht 
ausgeliefert ſind, auch hinſichtlich dieſer gegen den 
Schiffer gerichtet werden. Zuſtändig iſt das Ge⸗ 
richt, in deſſen Bezirke die Bergung ... ſtattgefun⸗ 
den hat.“ | 

§ 100 Abſ. 1. „Eine perſönliche Verpflich⸗ 
tung zur Entrichtung der Bergungs- und Hilfskoſten 
wird durch die Bergung oder Rettung nicht be: 
gründet.“ 


8101. „Für die der See zunächſt gelegenen 
Binnengewäſſer können durch Verordnung der 
Landesregierungen hinſichtlich des Verfahrens bei 
der Bergung und Hilfeleiſtung und hinſichtlich der zu: 
ſtändigen Behörden, ſowie hinſichtlich der Be⸗ 
handlung der geborgenen Gegenſtände und der 
Feſtſetzung der Bergungs⸗ und Hilfskoſten die für 
die Seeſ chiffahrt geltenden eu chriften für anwendbar 
erklärt werden.“ 


Nimmt man an, daß durch die den Strandämtern „in 
der Regel“ zugewieſene „Erhebung der feſtgeſetzten Be: 
träge“ (8 41 — im Gegenſatze zu § 40 und $ 38 der. 
Strandungsordnung) die Beitreibung im Wege der Ber: 
waltungszwangsvollſtreckung mitgemeint iſt, ſo kommen noch 
folgende Beſtimmungen in Betracht. 

Zunächſt, da ſich auch die Vollſtreckung reichsgeſetzlicher 
Titel in Ermangelung anderer Vorſchriften nach Landesrecht 
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beſtimmt, für Preußen die Kgl. Verordnung vom 15. No⸗ 
vember 1899 (Geſetz⸗Sammlung S. 545), und zwar ihre 
88 2, 4, 5 und 51: 


§ 2 Abſ. 2. „Wegen vermeintlicher Mängel des 
Zwangsverfahrens, dieſelben mögen die Form der An⸗ 
ordnung oder die der Ausführung oder die Frage be⸗ 
treffen, ob die gepfändeten Sachen zu den pfändbaren 
gehören, iſt dagegen, unbeſchadet der beſonderen Vor⸗ 
ſchriften über die Rechtsmittel im Falle der zwangs⸗ 
weiſen Ausführung polizeilicher Verfügungen, nur die 
Beſchwerde bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Be⸗ 
amten zuläſſig, deſſen Verfahren angefochten wird.“ 

§ 4 Abſ. 1 Satz 1. „Diejenigen Behörden oder 
Beamten, welchen die Einziehung der der Beitreibung 
im Verwaltungszwangsverfahren unterliegenden Geld⸗ 
beträge zuſteht, bilden die zur Anordnung und Leitung 
des Zwangsverfahrens zuſtändigen Vollſtreckungs⸗ 
behörden.“ 

Abſ. 4. „Den zuſtändigen höheren Verwaltungs⸗ 
und den Aufſichtsbehörden iſt es geſtattet, die Funk⸗ 
tionen der Vollſtreckungsbehörde ſelbſt zu übernehmen.“ 


§ 5. „Muß eine Vollſtreckungsmaßregel außerhalb 
des Geſchäftsbezirkes der Vollſtreckungsbehörde zur Aus⸗ 
führung gebracht werden, ſo hat die entſprechende Be⸗ 
hörde desjenigen Bezirks, in welchem die Ausführung 
erfolgen ſoll, auf Erſuchen der Vollſtreckungsbehörde 
das Zwangsverfahren auszuführen. Inſoweit von der 
erſuchten Behörde die Pfändung körperlicher Sachen 
und deren Verſteigerung ausgeführt wird, tritt dieſe 
an die Stelle der Vollſtreckungsbehörde.“ 

§ 51 Abſ. 1. „Die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen erfolgt nach den für gericht⸗ 
liche Zwangsvollſtreckungen beſtehenden Vorſchriften. 
Die erforderlichen Anträge ſind durch die Vollſtreckungs⸗ 
behörde zu ſtellen.“ 
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Abſ. 2. „Anträge auf Zwangsverſteigerung ſind 
nur zuläſſig, ſobald feſtſteht, daß durch Pfändung die 
Beitreibung des Geldbetrags nicht erfolgen kann.“ 
Und dann weiter aus der deutſchen Zwangsverſteigerungs⸗ 

ordnung die §§ 162 ff.; insbeſondere der 

8 163 Abſ. 1. „Als Vollſtreckungsgericht iſt das 
Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke ſich das 
Schiff befindet.“ — 


Entſprechend jenem Beſcheide des Regierungspräſidenten 
ſetzte nunmehr das Strandamt zu Swinemünde auf Grund 
der bisherigen Ermittelungen und in Gemäßheit des § 38 
und § 40 der Strandungsordnung gegen B als Kahneigen⸗ 
tümer einen Bergelohn von 400 Mark für St und K „ſo⸗ 
wie deren Beſatzungen“ feſt, mit dem Bemerken, daß inner⸗ 
halb einer Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen nach Zuſtellung 
des Beſcheides der Rechtsweg, aber nicht die Beſchwerde im 
Aufſichtswege zuſtehe. Als Begründung für dieſe Entſcheidung 
wurde hinzugefügt, es habe ſich herausgeſtellt, daß der Kahn 
vollſtändig herrenlos an der Strandungsſtelle liegen geblieben, 
auch nicht irgend verankert geweſen ſei. Für die Verteilung 
unter den Empfangsberechtigten ſei § 749 des Handelsgeſetz⸗ 
buches (in ſeiner damals noch geltenden erſten Faſſung) 
maßgebend, alſo nicht — wie man vielleicht erwarten könnte 
— 895 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes, da es ſich doch um ein 
ein Binnengewäſſer befahrendes Schiff handelte. Von einer 
dinglichen Beſchränkung der Schuld ($ 100 Abſ. 1 ebenda; 
§ 753 Abſ. 1 des HGB.) war nichts geſagt. 

Daß der Kahn im Schiffsregiſter eingetragen war — 
wie oben ſchon bemerkt —, iſt überhaupt erſt in dem ſpäteren 
gerichtlichen Verfahren ermittelt. Neuwarp liegt ebenſo wie 
Wollin am Großen Haffe. 

Die Zuſtellung jenes Beſcheides des Strandamtes er⸗ 
folgte laut eigenhändiger Beſcheinigung des B am 2. Dezember 
1902; der Empfänger fügte der Beſcheinigung hinzu, daß 
er gegen dieſen Bergelohn die „Berufung“ einlege. 
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Sodann erging eine Aufforderung des Strandamtes in 
Swinemünde am 19. Februar 1903 an die Polizeiverwal⸗ 
tung in Wollin — da Berufung nicht eingelegt und Zahlung 
trotz Anmahnens nicht erfolgt ſei —, die 400 Mark Berge⸗ 
lohn einzuziehen und dem Strandamte einzuſenden. Von 
Koſten war nichts geſagt. Die Polizeiverwaltung befahl 
daraufhin ihrem Polizeidiener, die bewegliche Habe des 
B zu pfänden. Dieſe Pfändung war aber fruchtlos, und 
man gab daher von dort aus dem Swinemünder Strand⸗ 
amte anheim, den Kahn durch die zuſtändige Behörde pfänden 
zu laſſen. B ſolle mit ihm in Zehden ſein. Hierhin erging 
denn auch das Erſuchen des Strandamts in Swinemünde, 
„zu pfänden, bezw. den Kahn pfänden laſſen zu wollen“ — 
für 400 Mark und bisher erwachſene Koſten. Dies Erſuchen 
konnte aber gleichfalls nicht erledigt werden, weil B und ſein 
Kahn in Zehden nicht ermittelt wurde. 

Dasſelbe Erſuchen wurde ſodann am 3. März 1903 
an den Magiſtrat in Stettin gerichtet. Es ging jedoch 
wiederum unerledigt zurück, obwohl B mit ſeinem Kahne 
ſich wirklich im dortigen Freihafen befand, weil der Magiſtrat 
nach § 5 der Kgl. Verordnung vom 15. November 1899 
nicht zuſtändig ſei. 

Nunmehr wandte ſich das Strandamt an den Regie 
rungspräſidenten zu Stettin ($ 4 Abſ. 4 der ebenangeführten 
Verordnung) mit der Bitte, „den Antrag [auf Einziehung 
des Bergelohnes und der Koſten] an die dort zur Einziehung 
zuſtändige Vollſtreckungsbehörde überweiſen laſſen zu wollen“. 

Hierauf wurde zunächſt die Polizeiverwaltung in Wollin 
beauftragt, feſtzuſtellen: | 
1. ob der Kahn des B im Schiffsregiſter 19 
gen ſei; 
2. wie viel Tragfähigkeit er habe; 
3. wo er zur Zeit ſei. 

Wenn er in Wollin ſich befinde, fo würde „das Weitere 
entſprechend dem Erſuchen des Strandhauptmanns ... zu 
veranlaſſen ſein“. | 
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Die Antwort lautete, der Kahn ſei dort nicht ein⸗ 
getragen; vielleicht aber in Neuwerp, von wo B erſt kürzlich 
nach Wollin übergeſiedelt ſei. B ſolle mit dem Kahne in 
Loitz ſein. 

Nunmehr, faſt elf Monate nach dem Vorfalle auf dem 
„Wolliner Schaar“, erging ein Beſcheid des Regierungs⸗ 
präſidenten an das Strandamt in Swinemünde: „den Be⸗ 
teiligten wird anheimzugeben ſein, wegen ihres Anſpruchs 
auf Bergelohn die Pfandklage gegen den Schiffer gemäß 
§ 97 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes ... anzuſtrengen.“ 

Auf Veranlaſſung des Strandamts entſprachen dem in 
der Tat die beiden Schiffer St und K. Weshalb man nicht 
zunächſt noch verſucht habe, den Beſchwerdeweg an den Mi⸗ 
niſter für Handel und Gewerbe nach § 2 der Verordnung 
vom 15. November 1899 einzuſchlagen, konnten ſie auf ge⸗ 
richtliches Befragen im Prozeſſe nicht aufklären. 

Die Klage wurde nun alſo in Gemäßheit jenes § 97 
erhoben, jedoch gleichzeitig unter Bezugnahme auf den ſach⸗ 
lich bereits zu ihren Gunſten entſcheidenden Beſchluß des 
Strandamtes; es wurde aber darin die ganze Summe für 
die Kläger beanſprucht, freilich unter Beſchränkung auf die 
Haftung mit dem Kahne allein. 

Von den Parteien wurde im übrigen der ganze Streit⸗ 
ſtoff vorgetragen; von dem Beklagten aber vornehmlich be: 
tont, daß das Strandamt ſeine Zuſtändigkeit überſchritten 
habe, da die von ihm angewandte Verordnung von 1876 
nicht zu dem Binnenſchiffahrtsgeſetze paſſe. Beide Teile 
waren daraufhin einverſtanden, daß das Landgericht über 
dieſe Frage vorweg entſcheiden möge. Das geſchah dann, 
ohne daß alſo zur Sache ſonſt verhandelt oder irgend welcher 
Beweis erhoben wäre, und zwar in bejahendem Sinne, da 
das Binnenſchiffahrtsgeſetz nur „generell für alle Bezirke 
eingreife“, wo nicht ſchon jene Regierungsverordnungen 
älterer Zeit Vorſorge getroffen hätten. 

So erwuchs durch die Anfang Januar 1904 eingelegte 
Berufung die Sache in die höhere Inſtanz, e daß nun 
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etwa nach § 538 Nr. 2 oder 3 in der Zivilprozeßordnung 
durch Zurückverweiſung die erwünſchte Möglichkeit gegeben 


| war, fie zunächſt in erſter Inſtanz gründlich eee 


zu laſſen. 

Der Beklagte ſtützte ſeine Berufung darauf, daß ent⸗ 
weder durch den rechtskräftigen Beſcheid des Strandamtes 
die gerichtliche Verfolgung des Anſpruchs durch die jetzt 


erhobene Klage unzuläſſig ſei, und jener Beſcheid ja z 


Vollſtreckung hätte gebracht werden können; oder, wenn die 
Klage noch zuläſſig ſei, bei Prüfung der Sache jener Be⸗ 
ſcheid völlig außer Betracht zu laſſen ſei, da er von unzu⸗ 
ſtändiger Stelle, wie ſchon in erſter Inſtanz ausgeführt ſei, 
und außerdem auch auf Grund einer durchaus unzutreffenden 
Sachwürdigung, alſo auch inſofern mit Überſchreitung der 
den Entſcheidungen des Strandamtes gezogenen Grenzen 
erlaſſen ſei. 

Die Kläger führten bent: aus, daß zwar der 
„rechtskräftige“ Beſcheid des Strandamtes die Grundlage 
des jetzt gerichtlich nach $ 97 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes 
erhobenen Anſpruchs bilde; daß er dieſen aber, zumal doch 
die geſetzlichen Vorſchriften im Binnenſchiffahrtsgeſetze die 
jüngeren ſeien, niemals ausſchließen dürfe und könne. Schon 
deshalb nicht, weil die Kläger mit ihrem Rechte nicht von 
dem Belieben der Verwaltungsbehörden bei der Vollſtreckung 
abhängig ſein dürften; und das noch um ſo mehr, als die 
dabei nach § 51 Abſ. 2 der Kgl. Verordnung vom 15. No⸗ 
vember 1899 vorgeſchriebene Vorausſetzung — vergebliche 
Pfändung, alſo Vollſtreckung ins bewegliche Vermögen — 
gar nicht Platz greifen könne, weil ja überhaupt nur die 
Zwangsvollſtreckung in den Kahn, ſei es nach § 20 der 
Strandungsordnung und § 753 Abſ. 1 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs, ſei es nach 8 100 Abſ. 1 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes, 
durch Zwangsverſteigerung, alſo Vollſtreckung ins un⸗ 
bewegliche Vermögen, zuläſſig ſei. 

Trotz der übelen Lage, die Sache fern vom Orte des 
Geſchehens und nach Verlauf von zwei Jahren ganz von 
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Neuem und ohne die Grundlage alsbaldiger eidlichen Ver⸗ 
nehmungen der Beteiligten inſtruieren zu müſſen, beſchloß 
das Oberlandesgericht, einen umfangreichen Beweis zu erheben, 
wie das oben ſchon bemerkt wurde. 

Damit iſt aber mittelbar jedenfalls ſoviel erklärt, daß 
der Beſcheid des Strandamtes für die gerichtliche Verfolgung 
des Anſpruchs aus $ 97 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes unmaß⸗ 
geblich ſei. Im übrigen laſſen ſich die „Gründe“, da Be⸗ 
weisbeſchlüſſe nicht begründet zu werden pflegen, zunächſt 
nur vermuten; auch bleibt unter anderem noch zu entſcheiden, 
ob nicht für die Verteilung der von § 95 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes abweichende $ 749 des HGB. (a. F.) kraft § 38 
Abſ. 1 der Strandungsordnung in Betracht käme. 

Ich möchte nun im folgenden verſuchen, alle die Zweifel, 
die für die ſpätere Entſcheidung dieſes Rechtsſtreits zu er⸗ 
ledigen ſind, aufzuzählen und dann nacheinander zu be⸗ 
leuchten. 

Zunächſt iſt der Sinn des § 41 der Strandungsord⸗ 
nung nicht ohne weiteres klar. Die Worte „in der Regel“ 
beziehen ſich allerdings, wie ſchon angedeutet, nur darauf, 
daß dieſe Tätigkeit, die „Erhebung der feſtgeſetzten Beträge“ 
und deren Verteilung, im Gegenſatze zur Feſtſetzung ſelbſt, 
die an ſich der Aufſichtsbehörde zuſteht, den Strandämtern 
regelmäßig zufallen ſoll. Aber es fragt ſich doch, ob, wie es 
die in dieſem Falle beteiligten Verwaltungsſtellen offenbar 
als ſelbſtverſtändlich angeſehen haben, dieſe „Erhebung“ zu⸗ 
gleich die zwangsweiſe Beitreibung bedeutet. Das Geſetz 
ſelbſt ſagt nichts darüber; auch v. Sarwey („Das öffent⸗ 
liche Recht und die Verwaltungsrechtspflege“, 1880, S. 629) 
äußert ſich bei der Aufzählung derartiger Beſcheide nicht 
darüber, während er die Vollſtreckbarkeit anderer an dieſer 
Stelle erwähnt, und während es doch zweifellos Beſcheide 
entſprechender Art gibt, die nicht vollſtreckbar ſind, wie z. B. 
die vorläufige Feſtſetzung der Enteignungsſumme nach preußi⸗ 
ſchem Rechte. Auch hat das Eintreten der amtlichen Zwangs⸗ 
vollſtreckung bei ſolchen in private Hand fließenden Geld⸗ 
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beträgen etwas Auffälliges, während andererſeits die behörd⸗ 
liche Vermittelung unter den Beteiligten bis zur Herſtellung 
eines ihnen dann für das Weitere zu überlaſſenden vollſtreck⸗ 
baren Titels ſehr am Platze ſein kann. Man vergleiche z. B. 
§ 98 des Freiw. GG. 

Geſteht man jedoch dem Beſcheide der Strandämter die 
Verwaltungszwangsvollſtreckung zu, ſo tauchen zwei fernere 
Fragen auf. Wie vermeidet ſie die Klippe des § 51 Abſ. 2 
der Kgl. Verordnung vom 15. November 1899; und weiter: 
entzieht ſie dem Berechtigten überhaupt jede Möglichkeit 
eigener Beitreibung? Die erſte Frage wird wohl am leich⸗ 
teſten zu beantworten ſein; von Reichsgeſetzes wegen iſt 
über jenen land esgeſetzlichen Vorbehalt hinwegzuſehen. Die 
zweite Frage hat man zunächſt ohne Rückſicht auf das Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſetz, alſo nach der geſetzlichen Lage vor deſſen 
Erlaſſe, zu prüfen. Sie iſt auch dann nicht einfach. Es iſt 
aber gewiß zutreffend zu ſagen, daß die Verfolgbarkeit des 
privaten Anſpruchs vor Gericht dann, wenn ihm nach Art einer 
actio judicati unter voller Beachtung und unter Zugrunde⸗ 
legen des „rechtskräftigen“ Verwaltungsbeſcheides nämlich nur 
die zivilprozeſſualiſche Vollſtreckbarkeit hinzugefügt wer: 
den ſoll, zuläſſig iſt; aber daß ſie erſt in dem Augenblicke 
eintreten darf, wo die Verwaltungsbehörde die 
Vollſtreckung ihrerſeits ablehnt. Geſtände man ſie 
ſchon früher, mithin allgemein zu, jo würde der Schuldner 
ſich möglicherweiſe einer doppelten Vollſtreckung ausgeſetzt 
ſehen, ohne daß ihm das Geſetz und vollends die Kgl. Verord⸗ 
nung von 1899 eine ausreichende Möglichkeit böte — ZPO. 
§ 767 und $ 2 hier —, ſich gegen die eine auf die Boll: 
ziehung der anderen zu berufen, da fie formell für ver: 
ſchiedene Einziehungsberechtigte erfolgen; und wenn auch 
das Strandamt, wie Burchard („Bergung und Hilfeleiſtung 
in Seenot“, 1897, S. 291) mit Recht bemerkt, für die 
Empfangnahme der Zahlung geſetzlich zur Vertretung der 
geſamten Beteiligten berufen iſt, ſo doch dieſe mit einem 
gerichtlichen Vollſtreckungstitel nicht minder zur Einforderung 
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dieſer Zahlung berechtigt wären. Wollte ſich umgekehrt 
nach Ablehnung der Verwaltungsvollſtreckung der Verpflich⸗ 
tete in dem Prozeſſe darauf berufen, daß ja ſchon ein voll⸗ 
ſtreckbarer Titel gegen ihn geſchaffen ſei und beſtehe, ſo 
würde ihm der Kläger mit einer replicatio doli ſo lange 
entgegentreten können, als jener nicht dem Beſcheide des 
Strandamts Genüge getan hätte. 

Bei dieſer Auffaſſung bliebe der Verwaltungsbeſcheid 
und ſeine „Rechtskraft“ grundlegend auch im gerichtlichen 
Verfahren, das ohne ihn ja überhaupt unzuläſſig ſein 
ſoll: Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. VII 
S. 65. Man hätte es danach als die eigentliche Abſicht der 
Strandungsordnung in ihren $$ 36 ff. anzuſehen, daß fie 
eine „rechtskräftige“ Feſtſtellung des Anſpruchs auf den 
Bergelohn beſchaffe, und daß daneben deſſen Vollſtreckbarkeit 
im Verwaltungswege zwar gewährt, aber nicht aus ſchließ— 
lich geboten ſein ſolle, ſo daß alſo die gerichtliche Ver⸗ 
folgung dieſes „rechtskräftig“ wirkenden Schuldtitels grund⸗ 
ſätzlich damit ebenſowenig unverträglich wäre, wie eine ſolche 
im Falle des § 39 Abſ. 2 und 3, wo es nicht gelang, durch 
das Strandamt eine rechtskräftige Entſcheidung zu treffen. 
Nur muß, wie vorher ausgeführt iſt, der Schuldner nicht 
von einer doppelten Beitreibung ſich bedroht ſehen. Man 
darf ſich für dieſe Anſicht jedoch nicht etwa auf die Worte 
„in der Regel“ im § 41 Abſ. 1 der Strandungsordnung 
beziehen, ſo nahe das zu liegen ſcheint. Ihre Bedeutung, 
über die die parlamentariſchen Vorverhandlungen, beiläufig 
bemerkt, nichts ergeben, iſt bereits beſprochen; die Bemer⸗ 
kung bei Burchard (a. a. O. S. 291) wird ihnen wohl 
kaum gerecht. 

Es iſt im Gegenſatze hierzu allerdings zuzugeben, daß 
die Annahme, es ſei eventuell auch eine gerichtliche Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Verwaltungsbeſcheides zu erreichen, etwas 
Künſtliches hat. Allein ihrer praktiſchen Unentbehrlichkeit 
wegen würde ich es lieber aufgeben, die Vollſtreckbarkeit des 
Beſcheides im Wege der Verwaltungszwangsvollſtreckung an— 


38 Schneider: Strandungsordnung und Binnenſchiffahrtsgeſetz. 


zunehmen, als deren Ergänzung durch gerichtliche Klage und 
Vollſtreckung zu miſſen; oder, wie es das Oberlandesgericht 
Stettin anſcheinend will, den Beſcheid ſelbſt bei Seite zu 
ſchieben. 

Da es ſich in dem beiten Falle nun aber um 
ein zur Binnenſchiffahrt benutztes Schiff handelt, ſo fragt 
es ſich weiter, ob nicht etwa das Binnenſchiffahrtsgeſetz, weil 
jünger als die Strandungsordnung und als beſonderes Geſetz 
für die Binnenſchiffahrt, einen Einfluß übt und eine andere 
Beurteilung erfordert. 

Es gilt hier alſo die Grenze zwiſchen der Anwendbar⸗ 
keit beider Geſetze und der nach der Strandungsordnung 
erlaſſenen Verwaltungsverordnungen zu finden, über die es, 
wie Burchard a. a. O. S. 17 meint, wohl bisher an Ent⸗ 
ſcheidungen fehlt; auch wird dieſe Frage weder bei ihm, 
noch in der ſonſtigen Literatur, insbeſondere in den Erläute⸗ 
rungen zum Binnenſchiffahrtsgeſetze von Förtſch und von 
Landgraf (beide in 2. Auflage, 1900) beachtet oder doch 
genügend behandelt. 

Ich halte folgende Auffaſſung für zutreffend. 

Man nimmt wohl mit Recht an (Perels, „Deutſches 
öffentliches Seerecht“, 1884, S. 313; Förtſch a. a. O. 
S. 290, S. 24; Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg 
vom 11. März 1889 in „Seufferts Archiv“ Bd. XLIV 
Nr. 208), daß das Recht der 8$ 740 — 753 des HGB. und 
der Strandungsordnung dem Seeſchiffe, d. h. einem regel⸗ 
mäßig zur Seefahrt (auch ohne Erwerbsabſicht) ) verwendeten 
Schiffe, auf die Binnengewäſſer folgt, ſo daß es alſo eine 
„Seenot“ auch auf einem Strome des Feſtlandes geben 


1) Neben HGB. $ 474 iſt jetzt jedenfalls in dieſer Beziehung Art. 6 
und 7 ſeines Einführungsgeſetzes und § 26 des Flaggengeſetzes 
vom 22. Juni 1899 nebſt Abänderungsgeſetz vom 29. Mai 1901 
mit zu beachten. Die Strandungsordnung hat überhaupt dieſe 
beſondere Vorausſetzung nicht. Man vergleiche aber Burchard 
a. a. O. S. 18, auch S. 15 und 16, und Zivilentſcheidungen des 
Reichsgerichts Bd. XXXVIII S. 86 und Bd. V S. 91. 
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kann. An dieſem längſt beſtehenden Rechtszuſtande hätte 
dann 9 93 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes nichts geändert, ob⸗ 
wohl er ganz allgemein von einem „in Saab! befindlichen 

Schiffe“ ſpricht. | | 

Andererſeits beſchränken ſich die Vorſchriften der Stran⸗ 
dungsordnung und ihre Ausdehnungen nicht auf Seeſchiffe. 
Das war praktiſch unentbehrlich und deshalb wohl ſelbſt⸗ 
verſtändlich für die Zeit, wo das Binnenſchiffahrtsgeſetz noch 
nicht galt. Es iſt aber auch nach deſſen Erlaſſe nicht anders 
geworden; denn nirgends zeigt es die Abſicht, in dieſen 
Rechtszuſtand einzugreifen. Nirgends folgt es ſozuſagen mit 
ſeinen Beſtimmungen den Fluß: und Binnengewäſſerſchiffen 
in ein örtliches Gebiet, wo für „Schiffe“ ſchon ein ent⸗ 
ſprechendes Recht gilt; und wie es in ſeinem eigenſten Be⸗ 
reiche, auf den nicht einmal in Seenähe befindlichen Binnen⸗ 
gewäſſern, dem Seerecht bei den Seeſchiffen weicht, ſo darf 
man auch annehmen, daß es die „Binnenſchiffe“ dort, 
wohin örtlich das Seerecht erſtreckt iſt, wie auf 
Grund des $ 22 der Strandungsordnung durch die oben 
angeführten Verwaltungsverordnungen, nicht gewiſſer⸗ 
maßen für ſeine Rechtsſätze in Beſchlag nimmt. 
Auf ein das „Große Haff“ befahrendes „Binnenſchiff (§ 132), 
d. h. ein „zur Schiffahrt auf Flüſſen oder ſonſtigen Binnen: - 
gewäſſern beſtimmtes und hierzu . . verwendetes Schiff“ 
($ 1) findet alſo neben dem Binnenſchiffahrtsgeſetze zum 
Teil die Strandungsordnung und dann freilich inſoweit auch 
ausſchließlich deren Seerecht Anwendung. Es ſind mithin 
deſſen $$ 93— 101 dort ausgeſchloſſen; die Wendung in dem 
landgerichtlichen Urteile, das Geſetz greife nur „generell für 
alle Bezirke ein“, wo die betreffenden Regierungsverordnungen 
nicht gälten, war alſo in dieſem Sinne zutreffend. 

Das Binnenſchiffahrtsgeſetz leidet an einem eigentüm⸗ 
lichen Mangel. Es will für Schiffe gelten, die durch ihre 
regelmäßige örtliche Verwendung gekennzeichnet werden und 
kümmert ſich deshalb nicht um andere Schiffe (Seeſchiffe), 
die dieſen örtlichen Bezirk mitbefahren, obwohl es ſich, wie 
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der bereits angeführte § 93 und ſonſt z. B. §§ 26, 78, 
92, 119 ergeben, ſo ausdrückt, als wolle es alle dort 
fahrenden Schiffe umfaſſen. Zu dieſer Unklarheit tritt die 
zweite, daß es, im Gegenſatze zum Seerechte, doch über die 
„Binnenſchiffe“ offenbar nur bei deren innerhalb jenes Be⸗ 
zirkes entſtehenden Rechtsverhältniſſen beſtimmt; das aber 
nirgends ausdrücklich ſagt. Und doch muß, gerät ein Binnen⸗ 
ſchiff abſichtlich oder unfreiwillig auf See und dort in See⸗ 
not, für die beteiligten Behörden und Privatperſonen ſchon 
aus praktiſchen Gründen das Handelsgeſetzbuch $ 740 und 
die Strandungsordnung in Anwendung kommen; folgerichtig 
dann auch, wo ein Nachbarbinnengewäſſer in Betracht kommt. 
Endlich wird noch durch § 101 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes 
eine dritte Unklarheit geſchaffen. Denn in „den der See 
zunächſt gelegenen Binnengewäſſern“ war ſchon kraft § 22 
der Strandungsordnung eine ſolche Anordnung für alle 
Schiffe nicht nur möglich, ſondern wahrſcheinlich ſchon überall 
an den deutſchen Küſten längſt erfolgt. 

Hätte man aber, entgegen dieſer Auffaſſung, anzu⸗ 
nehmen, daß die Erſtreckungen der Strandungsordnung auf 
die Binnenſchiffe jetzt nur kraft dieſes $ 101 und weil fie, 
obwohl älteren Urſprungs, durch ihn — entſprechend der im 
Artikel 3 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
getroffenen Regelung — aufrecht erhalten blieben, ſo ent⸗ 
ſtünde ein ſonderbarer Zwieſpalt. Da nämlich § 101 im 
weſentlichen nur das Verfahren, aber nicht die ſachlichen 
Grundſätze über den Bergelohn regelt — keinenfalls deſſen 
„Verteilung“ —, ſo müßte hier das Binnenſchiffahrtsgeſetz 
($ 1), dort die Strandungsordnung und ihre Anhänge an⸗ 
gewandt werden. 

Das Richtige wird ſein, eine ſtreng örtliche Scheidung 
zwiſchen ihnen vorzunehmen und die 88 93—101 des Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſetzes da als nicht geltend anzuſehen, wo jene 
ſeerechtlichen Beſtimmungen auf der See und ihren 
Grenzgebieten auch bisher ſchon alle Schiffsarten 
umfaßten. Damit iſt aber nicht auch geſagt, daß in dieſen 
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Grenzgebieten das Binnenſchiffahrtsgeſetz überhaupt nicht 
gälte; den Frachtvertrag des Binnenſchiffers regelt es z. B. 
auch dort, und wäre er ſogar über eine Beförderung ge- 
ſchloſſen, die von einem Seehafen aus vorwiegend auf einem 
Fluſſe erfolgen ſoll (Zivilentſcheidungen des Reichsgerichts 
Bd. XLIV Nr. 28). Das See- und Strandungsrecht greift 
auch in jenen Grenzgebieten nicht allein in die Beſtimmungen 
des Binnenſchiffahrtsgeſetzes ein, ſondern ſelbſt in das Fund⸗ 
recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach mir die Be⸗ 
merkung bei Fört ſch a. a. O. S. 298 Anm. 2 Abſ. 2 Satz 2 
der Berichtigung bedürftig erſcheint. 

Somit hätte denn das Strandamt ſich zutreffend auf 
den § 749 des HGB. bezogen, und die Kläger unrichtiger⸗ 
weile ſich auf § 97 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes berufen. 
Doch iſt auch ohne ihn der gerichtlich erhobene Anſpruch be⸗ 
gründet. Vor Erlaß des Strandamtsbeſcheides hätte ihm 
die von Amts wegen zu beachtende Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges (Reichsgericht a. a. O. Bd. VII Nr. 21, Bd. XXII 
S. 4) entgegengeſtanden; nach ihm, mangels rechtzeitiger 
Anfechtung, die exceptio rei judicatae, die hier aber, wie 
ſchon geſagt, der replicatio doli weichen müßte. Daß man 
aber den Begriff der Rechtskraft in feinem vollen Umfange 
— das Wort braucht die Strandungsordnung ja ſelbſt! — 
nicht nur bei zivilprozeſſualiſchen Urteilen in Anwendung zu 
bringen hat, glaube ich in der „Zeitſchrift für Zivilprozeß“ 
Bd. XXIX S. 157 genügend dargetan zu haben. 

Schließlich noch ein Wort über die Frage, ob ein Be⸗ 
ſcheid des Strandamtes auch nach Ablauf der Friſt des § 39 
in der Strandungsordnung wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit 
dieſer Behörde als unwirkſam behandelt werden dürfe, — 
etwa im Wege einer Feſtſtellungsklage, daß dem Berger der 
ihm im Beſcheide zugeſprochene Lohn in Wahrheit nicht zu⸗ 
ſtehe oder nach Zahlung oder Beitreibung als Nichtſchuld 
zurückgefordert werden könne. Oder etwa mittelſt Einrede, 
wie im beſprochenen Streitfalle, gegenüber der gerichtlichen 
Verfolgung des Rechts aus dem Beſcheide. Im Anſchluſſe 
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an das von Eccius in „Gruchots Beiträgen“ Bd. XXXVI 
S. 145 Erörterte darf man dieſe nicht ganz einfache Frage 
wohl dahin beantworten, daß der Beſcheid bei ſachlicher 
Unzuſtändigkeit allerdings ein rechtliches Nichts wäre, das 
nicht einmal eine Anfechtung erforderte, um es zu beſeitigen; 
daß der Beſcheid dagegen dann doch wieder voll zu Recht 
beſtünde, wenn das Strandamt, ohne die Grenzen ſeiner 
Zuſtändigkeit an ſich zu verkennen, den Sachverhalt nur 
falſch beurteilt, der an ſich ſeiner Entſcheidung nicht unter⸗ 
liegen würde. Brächte z. B. jemand einen Vergütungs⸗ 
anſpruch aus $ 21 der Strandungsordnung vor das Strand⸗ 
amt, weil er einem vor Anker liegenden, ungefährdeten 
Schiffe (3. B. wegen Erkrankung des Schiffers) Hilfe gebracht 
habe, ſo würde der darüber erlaſſene, die Vergütung zu⸗ 
billigende Beſcheid nie zur Rechtskraft gedeihen; wäre aber 
nur irrig behauptet und dann auch vom Strandamte, wenn⸗ 
gleich zu Unrecht, auf Grund ſeiner Ermittelungen ange⸗ 
nommen, es ſei wirklich ein „verlaſſenes“ Schiff geborgen, 
ſo würde dieſer Beſcheid rechtskräftig werden. Man darf 
ſich für ſolche Unterſcheidung wohl in aller Kürze auf die 
Erörterung des Reichsgerichts in ſeinen „Zivilentſcheidungen“ 
Bd. XXXIII S. 414 beziehen. 

Aus der Rechtsſprechung dieſes Gerichtshofes führe ich 
außer den früher bezeichneten noch folgende Urteile an, in 
denen die hier beſprochenen Fragen wenigſtens geſtreift 
werden: a. a. O. Bd. LI S. 333, Bd. LIII Nr. 56, Bd. LVI 
Nr. 96; auch Bd. XIII Nr. 22 und Bd. L S. 35. Aus der 
„Juriſtiſchen Wochenſchrift“ Jahrgang 1900 S. 76; 1904 
S. 184. 

Überblickt man das Geſagte, ſo kann kaum geleugnet 
werden, daß der jetzige Rechtszuſtand im Grenzgebiete zwi⸗ 
ſchen Strandungsordnung und Binnenſchiffahrtsgeſetze infolge 
der Lückenhaftigkeit der Vorſchriften und der wirklichen oder 
ſcheinbaren Widerſprüche unter ihnen wenig befriedigend iſt, 
und deshalb auch der geſchilderte Verlauf des Streitfalles 
nicht gerade Wunder zu nehmen braucht. Wenn nicht eine 
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Verbeſſerung der Rechtslage durch beſondere geſetzliche An: 
ordnung zu erreichen wäre, ſo ſcheint doch deren Klarſtellung 
durch Rechtsſprechung und Wiſſenſchaft für die Beteiligten 
dringend wünſchenswert. Sogar der § 163 des Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetzes führt zu großen Unzuträglichkeiten, da 
der Gläubiger, wie dieſer Fall zeigt, geradezu Jagd auf das 
ihm haftende Schiff machen muß. Auch die ungenaue 
Faſſung der Regierungsverordnungen, die doch Geſetzeskraft 
haben, führt zu Zweifeln und läßt den vielfach ſchon aus⸗ 
geſprochenen Wunſch wieder rege werden, alle dieſer legislatio 
mandata entfließenden Vorſchriften vor ihrer Veröffentlichung 
einer einheitlichen, ſtreng juriſtiſchen Überprüfung zu unter⸗ 
werfen. Endlich empföhle es ſich wohl, daß das unter⸗ 
ſuchende Strandamt zu einer Beeidung der Zeugen, wo es 
ſie für nötig hält, ermächtigt wäre. 


III. 
Zum Recht des Fernſprechverkehrs. 


Von 
Herrn Amtsrichter Dr. Joerges zu Ribnitz (Mecklenburg). 


81. 
überblick über die Rechtsentwickelung. 


Der Fernſprecher “) beruht auf einer Erfindung des 
Profeſſors Bell in Boſton, welche in Deutſchland zuerſt 
Mitte Oktober des Jahres 1877 bekannt wurde. Schon am 
25. Oktober dieſes Jahres fanden in Berlin die erſten 
Sprechverſuche ſtatt, die alsbald dazu führten, die Erfindung 
zur Anſchließung kleiner Verkehrsanſtalten an das Reichs⸗ 
telegraphennetz nutzbar zu machen. Schon am 28. November 
1877 erließ Stephan die erſte „Dienſtanweiſung für den 
Betrieb von Telegraphenlinien mit Fernſprechern“. Ende 
Dezember des Jahres 1877 gab es in Deutſchland bereits 
16 Telegraphenanſtalten mit Fernſprechern. 

Zu dieſer Zeit war die Erfindung in Amerika, ihrem 
Mutterlande, noch kaum über das Verſuchsſtadium hinaus⸗ 
gekommen. Bald übernahm Amerika jedoch die Führung in 
der Bildung von Ortsfernſprechnetzen. Für dieſe 


1) Eine kurzgefaßte Entwickelungsgeſchichte der Fernſprechtechnik gibt 
Tuch im Poſtarchiv, Jahrg. 1902, S. 271 ff.; die Geſchichte der 
Verbreitung des Fernſprechers wird ebendaſelbſt S. 751 ff. von 
Meyer dargeſtellt („Das fünfundzwanzigjährige Jubiläum des 
Fernſprechers“). 


Joerges: Zum Recht des Fernſprechverkehrs. 45 


mußte in Deutſchland dem Publikum das Bedürfnis erſt 
mühſam durch die Reichstelegraphenverwaltung anerzogen 
werden; erſt im Jahre 1880 gelang in Berlin die Bildung 
des erſten Ortsfernſprechnetzes mit zunächſt 193 Teilnehmern. 
Das rieſenhafte Anwachſen des Ortsfernſprechverkehrs wird 
am beſten durch die Tatſache veranſchaulicht, daß im Jahre 
1902 in Deutſchland über 730 Millionen Geſpräche im Orts⸗ 
verkehr gewechſelt wurden. 

Seit 1882 begann man, und zwar zunächſt zwiſchen 
Zwillingsſtädten wie Elberfeld und Barmen, Altona und 
Hamburg, Verbindungsanlagen für die Teilnehmer verſchie⸗ 
dener Ortsnetze herzuſtellen. Erſt allmählich, durch Einfüh⸗ 
rung des Bronzedrahts an Stelle des bisher üblichen Eiſen⸗ 
drahts, ermöglichte ſich die Herſtellung von Leitungen auf 
ſehr weite Entfernungen. Die längſte deutſche Linie iſt zur 
Zeit die Linie Berlin⸗Paris mit 1190 km ?). 

Ebenſo wie techniſch der Fernſprecher ein Kind des 
Telegraphen iſt, iſt er es auch juriſtiſch. Alle Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen, welche vor Erfindung des Fernſprechers mit Bezug 
auf den Telegraphen erlaſſen ſind, finden auch auf den 
Fernſprecher Anwendung. Denn die charakteriſtiſchen Eigen⸗ 
tümlichkeiten des Telegraphen: die Übermittelung von Nach⸗ 
richten auf weite Entfernungen ohne Transport des körper⸗ 
lichen Trägers der Nachricht treffen auch hier zu). Bei 
neueren Geſetzen muß, wenn von „Telegraphen“ geſprochen 
wird, natürlich im Einzelfall geprüft werden, ob ſie auch 


2) Heute iſt ſeit Erfindung der ſogenannten Pupinkabel die theore⸗ 
tiſche Möglichkeit des Sprechens über beliebig große Entfernungen 
nicht mehr zu beſtreiten. Vgl. hierzu Jentſch im Poſtarchiv 
1903 S. 161. 

3) Die Frage war in der Theorie zunächſt ſehr beſtritten. Vgl. 
hierzu Ludewig, „Die Regalität der Telegraphie“, in dieſer 
Zeitſchrift N. F. Bd. XVI S. 76 ff. Das Reichsgericht hat ſich 
ebenſo wie die höchſten Gerichtshöfe Englands und Oſterreichs ſtets 
auf dieſen Standpunkt geſtellt. Vgl. Entſcheidungen in Strafſachen 
Bd. IV S. 406, Bd. XXIX S. 244. Reger, Entſcheidungen 
Bd. X S. 74. 
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auf den Fernſprecher anwendbar ſind; entſprechend der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwickelung wird man dieſe Frage aber in 
Zweifelsfällen zu bejahen haben). 

Das ungeheuer ſchnelle Wachstum des Fernſprechver⸗ 
kehrs hat in zwei wichtigen Punkten entſcheidenden Einfluß 
auf die Entwickelung des Rechtes des geſamten Telegraphen⸗ 
weſens gehabt. 

Der eine iſt die geſetzliche Fixierung des Umfanges der 
Regalität des Telegraphenweſens. Dieſe war in 
Deutſchland zunächſt rein faktiſchen Charakters 5): die Bundes⸗ 
ſtaaten richteten einen Telegraphenbetrieb frühzeitig in einem 
derartigen Umfang ein nnd geſtatteten die Benutzung des⸗ 
ſelben unter ſo günſtigen Bedingungen, daß an eine Kon⸗ 
kurrenz privater Unternehmungen nicht gedacht werden konnte. 
So bildete ſich bald die Auffaſſung, daß das Telegraphen⸗ 
weſen regal ſei, und ein Zeugnis dieſer zunächſt ſicher nicht 
zutreffenden Rechtsauffaſſung iſt Art. 48 der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes: 

„das Poſtweſen und das Telegraphenweſen wer⸗ 
den für das geſamte Gebiet des Norddeutſchen Bundes 
als einheitliche enn ale und 
verwaltet.” 

Dieſe Beſtimmung will offenbar lediglich den Über⸗ 
gang des als für die einzelnen Bundesſtaaten gegeben an⸗ 
genommenen Regals auf den Bund ſanktionieren, nicht 
aber eine Regalität ſelbſtändig begründen). Es fehlt 


4) Daher gelten ſie auch für die modernen Funkſpruchanlagen. Die 
erſte ſolcher Anlagen für den öffentlichen Verkehr in Deutſchland 
iſt am 15. Mai 1900 eröffnet worden zwiſchen Borkum⸗Leuchtturm 
und dem 35 km entfernten Feuerſchiff Borkum⸗Riff. 

5) Nur Sachſen hat (durch Verordnung vom 21. September 1855) 
die Anlage und den Betrieb der elektromagnetiſchen Telegraphen 
ausdrücklich für Regal erklärt. In manchen außerdeutſchen Staaten 
hat ſich eine Regalität überhaupt nicht entwickelt. Vgl. hierzu 
und zum Folgenden Ludewig a. a. O. S. 81 ff.; Wengler, 
Elektrizität und Recht S. 23 ff. 

6) Man muß allerdings annehmen, daß durch die Worte „einheitliche 
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aber auch eine genauere Regelung des Umfanges der Re⸗ 
galität ). 1 | = 
Flouür beides beſtand auch zunächſt kein Bedürfnis. Die 
Situation änderte ſich aber wie mit einem Schlage durch 
das Aufkommen des Fernſprechers, deſſen Billigkeit und 
leichte Bedienung bald Private veranlaßten, zur beſſeren 
Verbindung ihrer eigenen Grundſtücke untereinander oder 
zur Verbindung derſelben mit benachbarten Grundſtücken die 
Herſtellung von Fernſprechanlagen zu verſuchen. Zweifelhaft 
war nun nicht nur, in welchem Umfang das Telegraphenweſen 
Regal war ?), ſondern auch welche Maßnahmen dem Reiche 
zum Schutze der Regalität offen ſtanden, insbeſondere ob 
gegen dieſe verſtoßende Anlagen im Verwaltungswege beſeitigt 
werden dürften). Beide Fragen fanden in dem Geſetze, 


Staatsverkehrsanſtalten“ Privaten der Betrieb von Anlagen für 
den allgemeinen Verkehr tatſächlich unterſagt war. 

7) Eine ſolche konnte lediglich dem Gebrauch des Wortes „Verkehrs⸗ 
anſtalt“ entnommen werden. Vgl. hierzu die nächſte Anmerkung. 

8) Diefe Frage war bereits Gegenſtand eines Erlaſſes des preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 27. Oktober 1880. Unter dem 30. Juni 
1882 wurde durch einen Erlaß des Miniſters des Innern und des 
Miniſters für Handel und Gewerbe die Regalität unter Benutzung 
des Wortes „Verkehrsanſtalt“ dahin beſtimmt: „Sobald es fit 
a) um die Unterhaltung von Telegraphen oder Fernſprechanſtalten 
zwiſchen Grundſtücken handelt, welche zwar einem und demſelben 
Befitzer gehören, aber räumlich — ſei es durch Grundſtücke anderer 
Befitzer, ſei es durch öffentliche Wege — voneinander getrennt ſind, 
oder ſobald b) die Unterhaltung derartiger Verbindungen zwiſchen 
Häuſern, Etabliſſements, Grundſtücken u. ſ. w. in Frage kommt, 
welche nicht demſelben Befitzer gehören, würde die Leitung den Be⸗ 
griff einer Verkehrsanſtalt haben und damit in das Reichsregal 
übergreifen.“ Es liegt auf der Hand, daß der Begriff der Ver⸗ 
kehrsanſtalt hier weit überſpannt iſt. Vgl. auch Ludewig 
a. a. O. S. 114. | | 

9) Die höchſten preußiſchen Inſtanzen waren hierin zwieſpältig. Der 
Kompetenzgerichtshof entzog unter dem 13. Februar 1886 die auf 
Beſeitigung einer ohne Genehmigung der Reichsverwaltung her⸗ 
geſtellten Fernſprechverbindung gerichteten Polizeimaßnahmen der 
Nachprüfung im Rechtswege. Das Oberverwaltungsgericht IV. Senat 
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betreffend das Telegraphenweſen des Deutſchen Reichs, vom 
6. April 1892 ihre Regelung, ſo daß dieſes Geſetz recht eigent⸗ 
lich den Bedürfniſſen des Fernſprechverkehrs ſeine Entſtehung 
verdankt. Die Regalität wurde dahin erweitert, daß nicht 
nur der Betrieb telegraphiſcher „Verkehrsanſtalten“, 
ſondern grundſätzlich der Betrieb aller „Telegraphen⸗ 
anlagen“ dem Reiche zuſteht 10). Regalwidrige Anlagen 
können im Verwaltungswege beſeitigt werden, vorbehaltlich 
des Rechtsweges 1). 

Der zweite Punkt, in dem der Fernſprecher die 
Rechtsentwickelung des Telegraphen weſentlich beeinflußte, 
liegt ſchon zum Teil auf privatrechtlichem Gebiete. Es iſt 
das Wegerecht der Telegraphenleitungen. 

Vor dem Aufkommen des Fernſprechverkehrs bedurfte 
man einer geſetzlichen Regelung desſelben nicht. Durch zwei 
Bundesratsbeſchlüſſe vom 21. Dezember 1868 bezw. 25. Juni 
1869 12) hatten ſich die Bundesſtaaten verpflichtet, die Füh⸗ 
rung von Telegraphenlinien an den von ihnen angelegten 
Kunſtſtraßen und Eiſenbahnen zu dulden und Privatunter⸗ 
nehmern bei der Konzeſſionierung die gleiche Pflicht aufzu⸗ 


erklärte am 30. September 1890 das Einſchreiten der Polizeibehörde 
zum Schutze des Reichsregals für unzuläſſig. Vgl. Wengler 
a. a. O. S. 26, S. 108. 

10) Ausgenommen hiervon ſind, abgeſehen von den ausſchließlich dem 
inneren Dienſt beſtimmter öffentlicher Korporationen und Trans⸗ 
portanſtalten dienenden Anlagen, Telegraphenanlagen a) innerhalb 
eines Grundſtücks, b) zwiſchen mehreren einem Beſitzer gehörigen 
oder zu einem Betriebe vereinigten Grundſtücken, von denen keines 
von dem anderen über 25 km in der Luftlinie entfernt iſt, wenn 
dieſe Anlagen ausſchließlich für den der Benutzung der Grundſtücke 
entſprechenden, unentgeltlichen Verkehr beſtimmt ſind. Vgl. hierzu 
auch die im Poſtarchiv 1900 S. 356 abgedruckte Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts Köln: „Wenn mehrere ſelbſtändige Gewerbe⸗ 
unternehmer eine offene Handelsgeſellſchaft zwecks gemeinſchaftlichen 
Abſatzes ihrer Erzeugniſſe gründen, ſo liegt noch keine Vereinigung 
zu einem Betriebe vor.“ 

11) Vgl. 5 11 des Geſetzes. 

12) Wengler a. a. O. S. 47 ff. 
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erlegen. Die Städte hatten andererſeits ein zu großes Inter⸗ 
eſſe an dem Anſchluß an das Telegraphennetz, als daß ſie ſich 
der Legung der kurzen Stadtkabel bis zum Telegraphenamt 
widerſetzt hätten. 

Der Fernſprechverkehr benötigte bald auch anderer öffent⸗ 
licher Wege als der Kunſtſtraßen zur Führung ſeiner Leitungen, 
und Ortsfernſprechnetze waren ohne Überſchreitung des Luft⸗ 
raumes der öffentlichen Straßen nicht herſtellbar. Die Be⸗ 
nutzung der öffentlichen Wege ſtieß auf Widerſtand ſeitens 
der Unterhaltspflichtigen ') und die Städte machten im 
Intereſſe ihrer Starkſtromanlagen bald der Überſchreitung 
des Luftraumes in den öffentlichen Straßen Schwierigkeiten. 
Die Rechtſprechung ſtellte ſich hierbei auf einen der Tele⸗ 
graphenverwaltung ungünſtigen Standpunkt !). 

Eine weitere gedeihliche Entwickelung des Fernſprech⸗ 
verkehrs war ſomit nur möglich, wenn das Recht der Wege⸗ 
führung in einer Weiſe geregelt wurde, welche der Verwal⸗ 
tung die nötige Bewegungsfreiheit gewährte. 

Das deutſche Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 
1899 will nicht eigentlich neue Rechtsgrundſätze ſchaffen, 
ſondern geſtaltet nur ſonſt anerkannte Rechtsgrundſätze mit 
Rückſicht auf die beſonderen Bedürfniſſe des Telegraphen⸗ 
weſens aus !). 

Die Benutzung der öffentlichen Wege wird der 
Telegraphenverwaltung unter dem Geſichtspunkt freigegeben, 


13) In Preußen ergaben ſich, nachdem 1876 die Staatschauſſeen auf 
die Provinzialverbände übergegangen waren, ſogar bei der Be⸗ 
nutzung der Kunſtſtraßen Schwierigkeiten. Das Oberverwaltungs⸗ 
gericht erachtete die Provinzialverbände nicht als ſchlechthin an 
den Bundesratsbeſchluß von 1869 gebunden. Vgl. Wengler 
a. a. O. S. 59 ff. 

14) Vgl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. XLII 
S. 205 ff. 

15) So wurde ins beſondere von der Regierung jegliches Enteignungs⸗ 
recht abgelehnt; vgl. die Reichstagsverhandlungen, abgedruckt im 
Poſtarchiv 1900 S. 161 ff. Über die viel weiter gehende außer: 
deutſche Geſetzgebung vgl. Wengler a. a. O. S. 66 ff. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 4 
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daß die Benutzung der Wege für die Zwecke der öffentlichen 
Nachrichtenübermittelung eine der mehreren Zweckbeſtimmun⸗ 
gen derſelben iſt, aber keineswegs eine privilegierte; es darf 
namentlich der ſonſtige Gemeingebrauch nicht dauernd dadurch 
beſchränkt werden 1°). 

Auch die Benutzungsbefugnis hinſichtlich pri⸗ 
vater Grundſtücke geht kaum über die Anwendung all⸗ 
gemeiner Rechtsgrundſätze hinaus. Der § 12 des Geſetzes 
beſtimmt in dieſer Beziehung: 

„Die Telegraphenverwaltung iſt befugt, Telegraphen⸗ 
linien durch den Luftraum über Grundftüde, die nicht 
Verkehrswege im Sinne dieſes Geſetzes ſind, zu führen, 
ſoweit nicht dadurch die Benutzung des Grundſtücks 
nach den zur Zeit der Herſtellung der Anlage beſtehen⸗ 
den Verhältniſſen weſentlich beeinträchtigt wird. Tritt 
ſpäter eine ſolche Beeinträchtigung ein, ſo hat die 
Telegraphenverwaltung auf ihre Koſten die Leitung zu 
beſeitigen. 

Beeinträchtigungen in der Benutzung eines Grund⸗ 
ſtücks, die ihrer Natur nach lediglich vorübergehend 
ſind, ſtehen der Führung der Telegraphenlinien durch 
den Luftraum nicht entgegen, doch iſt der entſtehende 
Schaden zu erſetzen. Ebenſo iſt für Beſchädigungen 
des Grundſtücks und ſeines Zubehörs, die infolge der 


16) Die einzelnen Beſtimmungen, die das Geſetz in dieſer Richtung 
trifft ($$ 2— 11), intereſſieren hier kaum. Hervorgehoben mag 
nur folgendes werden: Bei Neuanlagen findet ein Einſpruchs⸗ 
verfahren, entſprechend ungefähr den SS 16 ff. Gew. Ordn., ſtatt 
($$ 7— 10). Die Telegraphenanlagen find fo herzuſtellen, daß 
fie vorhandene beſondere Anlagen nicht ſtörend beeinfluſſen. 
Anlagen, die einem öffentlichen Intereſſe dienen, ſtehen ſchon 
im Vorbereitungsſtadium vorhandenen Anlagen gleich (5 5). 
Die Telegraphenverwaltung muß ſogar ihre Linien auf ihre Koſten 
verlegen, wenn ſonſt eine aus Gründen öffentlichen oder volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſes unter überwiegender Beteiligung der 
Wegeunterhaltungspflichtigen geplante beſondere Anlage unterbleiben 
müßte ($ 6 Ab. 2). 
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Führung der Telegraphenlinien durch den Luftraum 
eintreten, Erſatz zu leiſten. 

Die Beamten und Beauftragten der Telegraphen⸗ 
verwaltung, welche ſich als ſolche ausweiſen, ſind be⸗ 
fugt, zur Vornahme notwendiger Arbeiten an Tele⸗ 
graphenlinien, insbeſondere zur Verhütung und Be⸗ 
ſeitigung von Störungen, die Grundſtücke nebſt den 
darauf befindlichen Baulichkeiten und deren Dächern, 
mit Ausnahme der abgeſchloſſenen Wohnräume, wäh⸗ 
rend der Tagesſtunden nach vorgängiger ſchriftlicher 
Ankündigung zu betreten. Der dadurch entſtehende 
Schaden iſt zu erſetzen.“ 


Dieſer letzte Abſatz enthält eigentlich nur eine Präzi⸗ 
ſierung, nicht eine Erweiterung der in §§ 867, 904, 962, 
1005 B. GB. ausgeſprochenen Grundſätze. Was dem Imker, 
deſſen Bienen ſchwärmen, was demjenigen, deſſen Hut fort⸗ 
geflogen, recht iſt, iſt der Telegraphenverwaltung nur billig!). 

Auch die Beſtimmung des Abſ. 1, wonach nicht die 
Beſorgnis vor künftiger Beeinträchtigung, ſondern nur die 
gegenwärtige Beeinträchtigung einen Anſpruch auf Unter⸗ 
laſſung der Leitungsführung, bezw. auf Beſeitigung der ge⸗ 
führten Leitung gewährt, iſt kaum eine wirkliche Abweichung 
von allgemeinen Rechtsgrundſätzen. Allerdings enthält im 
allgemeinen jede in den Luftraum hineinragende Anlage 
bereits eine gegenwärtige Beeinträchtigung des Eigentümers, 
mag er zur Zeit dadurch geſchädigt werden oder nicht. Nicht 
nur das Intereſſe an der Freiheit ſeines Eigentums wird 
verletzt, ſondern es beſteht vor allem auch die Beſorgnis, 
daß die Anlage, falls eine Störung wirklich hervortritt, nicht 
ſofort beſeitigt wird 19). Liegt aber ſolches nicht vor: iſt 
vielmehr mit Sicherheit anzunehmen, daß beim Eintreten 


17) Ein Recht, fremde Grundſtücke zum Zwecke der Anlegung von 
Telegraphenlinien zu betreten, ſteht den Beamten nicht zu. 

18) Vgl. auch Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. LIV S. 433 
bis 435. Der Fall hat manches Verwandte. 
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einer wirklichen Beeinträchtigung die Anlage ſofort beſeitigt 
wird, ſo kann von einer gegenwärtigen Beeinträchtigung nicht 
geſprochen werden. Bei einer Reichsbehörde darf aber auf 
ein loyales Verhalten gerechnet werden. 

Die Reichstagskommiſſion ging bei der Beratung des 
Abſ. 1 davon aus, daß derſelbe einen Eingriff in das Privat⸗ 
eigentum nicht enthalte. 


$ 2. 


Das Rechtsverhältnis der den Fernſprecher beuntzenden 
Perſonen zur Telegraphen verwaltung. 


Das Wegerecht der Fernſprechleitungen bildet die Brücke 
vom rein öffentlichen Recht des Fernſprechverkehrs zum Pri- 
vatrecht desſelben. Auf der anderen Seite der Grenze ſteht 
das Rechtsverhältnis des den Fernſprecher benutzenden Publi⸗ 
fume zur Telegraphenverwaltung. Zorn !) leugnet den | 
privatrechtlichen Charakter dieſes Rechtsverhältniſſes über: 
haupt. Es handle ſich lediglich um Angelegenheiten des 
öffentlichen Rechts. Dieſe Anſicht iſt indeſſen nicht für richtig 
zu halten. Sie würde zutreffend ſein, wenn die Verwaltung 
der Poſt begriffsnotwendig öffentlich⸗rechtlicher Natur wäre, 
wie z. B. die Juſtizverwaltung. Die Betätigung eines ſolchen 
Hoheitsrechts, alſo einer Herrſchaft über Land und Leute, 
liegt aber nicht vor?“). Sie würde auch dann noch vielleicht 
zutreffen, wenn der Staat die Verwaltung des Fernſprech⸗ 
weſens als reine Angelegenheit des Gemeinwohles betriebe. 
Letzteres iſt jedoch nicht der Fall, es liegt ein gewerblicher 


19) Staatsrecht Bd. II S. 27 ff. Übrigens tritt in manchen Be⸗ 
ziehungen ein zugleich öffentlich⸗rechtlicher Charakter des Rechts⸗ 
verhältniſſes hervor. Vgl. Text zu Anm. 40. 

20) Vgl. Laband, Staatsrecht Bd. II S. 47. Ludewig a. a. O. 
S. 85 will aus dem die Regalität des Telegraphen feſtſetzenden 
k. k. öſterreichiſchen Hofkanzleidekret vom 25. Januar 1847 die 
Auffaſſung des Hoheitsrechtes herausleſen. Indeſſen gibt der mit⸗ 
geteilte Wortlaut des Dekrets kaum ausreichenden Anlaß hierzu. 
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Betrieb vor. Dann ſind die einzelnen Rechtsgeſchäfte aber 
auch privatrechtliche Verträge ?). 

Beſtritten iſt die Rechtsnatur der vom Publikum mit 
der Verwaltung des Fernſprechweſens abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge. Coſack??) ſieht dieſelben als reine Dienſtmiete an. 
Gegenſtand des Vertrages ſei die Bereithaltung des elektri⸗ 
ſchen Stroms und der Dienſte der Beamten durch die Tele⸗ 
graphenverwaltung. Der Ton wird im Sinne Coſacks 
auf das Wort „Bereithaltung“ zu legen ſein. Der elektriſche 
Strom als ſolcher tritt, da die bei den Fernſprechanlagen 
zur Verwendung kommenden „Sprechſtröme“ ?) bekanntlich 
ſehr ſchwach ſind, durchaus in den Hintergrund. Dies unter⸗ 
ſcheidet die Telegraphen⸗ und Fernſprechverträge von den 
Starkſtromverträgen ?“). Wie eine Vergleichung der ſonſtigen 
Preiſe für elektriſche Kraft zeigt, ſpielt bei der Preisbeſtim⸗ 
mung der Fernſprechgebühren die Abgabe elektriſcher Kraft 
ungefähr die Rolle wie die Tüte beim Verkauf von Roſinen? ). 
Es kommen alſo als Gegenſtand des Vertrages nur der 
ſtromdurchfloſſene Draht und die Dienſte der Beamten in 
Betracht. Erſterer Punkt wird von Coſack völlig ignoriert. 
Und doch iſt er nicht unweſentlich. Denn die Vergütung für 


21) Die Schlußfolgerung dürfte unabweislich ſein. Schott (in Ende⸗ 
manns Handbuch Bd. III) nimmt S. 612 für den Fernſprecher 
allerdings einen privatrechtlichen Vertrag als gegeben an, leugnet 
jedoch ſonſt (S. 540) bei der Poſt das Vorhandenſein von Ver⸗ 
trägen, ſondern nimmt nur eine Erfüllung geſetzlicher Obligationen 
an. Indeſſen der durch die Unmöglichkeit individueller Beredungen 
geſchaffene automatiſche Charakter des Geſchäftsverkehrs rechtfertigt 
eine ſolche Auffaſſung noch nicht. 

22) Lehrbuch des Handelsrechts § 99. 

23) Im Gegenſatz zu den weſentlich ſtärkeren, das Läutewerk in Be⸗ 
wegung ſetzenden „Weckſtrömen“. 

24) Nur mit dieſen Verträgen beſchäftigt ſich die Arbeit von Pfleg⸗ 
hart, „Die Elektrizität als Rechtsobjekt“. Hierauf bezieht ſich 
auch die von Coſack zitierte, ſeine Anſicht übrigens kaum ſtützende 
Entſcheidung des Reichsgerichts in Bd. XVII S. 269. 

25) Der Preis eines Geſprächs im Nachbarortsverkehr iſt größer wie 
der für eine Kilowattſtunde! 
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das Geſpräch ſteigt mit der Entfernung, ohne daß um der 
größeren Entfernung willen notwendigerweiſe mehr Beamte 
tätig werden. Die Anſicht Coſacks iſt alſo nicht für richtig 
zu erachten. 

Die wohl als herrſchend anzuſehende Anficht ?°) nimmt 
ein Gemiſch von Sach⸗ und Dienſtmiete an. Am nächſten 
der Co ſackſchen Auffaſſung ſteht hierbei Ludewig, der 
den Vertrag vorwiegend als Dienſtmiete konſtruiert. 

Meili und Ludewig ſcheiden bei der Konſtruktion mit 
Recht die verſchiedenen Formen, in denen das Publikum in 
Beziehung zur Fernſprechverwaltung tritt. 

Für die Unterſuchung der Natur des Rechtsverhältniſſes 
empfiehlt es ſich, mit Ludewig von dem praktiſch wichtigſten 
Fall, dem des an ein Ortsfernſprechnetz angeſchloſſenen Teil⸗ 
nehmers, auszugehen, dem von Meili ſo genannten Abonne⸗ 
mentstelephon. 

Nach der Fernſprechgebührenordnung vom 20. Dezember 
1899 hat der Teilnehmer, deſſen Vertrag nach den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 26. März 1900 zunächſt auf 
ein Jahr gilt, dann vierteljährlich kündbar iſt?“), grundſätzlich 
eine „Bauſchgebühr“ zu zahlen, die ſich ſteigert mit der Zahl 
der angeſchloſſenen Teilnehmer ?). Oder aber es wird eine 
in ähnlicher Weiſe variierende Grundgebühr gezahlt ?°) und 
eine Einzelgebühr von 3 Pf. für das Geſpräch. Hierbei müſſen 


26) Ludewig, „Die Elektrizität im Recht“, in dieſer Zeitſchrift 
N. F. Bd. XX S. 16 ff. Schott a. a. O. S. 612. Meili 
S. 184. Über die verſchiedenen Konſtruktionen der Starkſtrom⸗ 
verträge vgl. Pfleghart S. 227 ff. 

27) $ 8 A. B. FGO. 

28) § 2 FGO.: Bei weniger als 50 Teilnehmeranſchlüſſen 80 Mark; 
von 50-100 = 100 Mark; von 100 — 200 = 120 Mark; von 
200 — 500 = 140 Mark; von 500 - 1000 = 150 Mark; von 1000 
bis 5000 = 160 Mark; von 5000 — 20 000 = 170 Mark; über 
20 000 = 180 Mark. Bemerkt mag werden, daß die Sätze der 
FGO. vom Reichskanzler ermäßigt werden können. 

29) $ 5 §GᷣO. Dieſelbe beträgt in Netzen mit bis 1000 Teilnehmer: 
anſchlüſſen 60 Mark. Von 1000 — 5000 Teilnehmeranſchlüſſen 
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jedoch mindeſtens 400 Geſpräche jährlich gezahlt werden. Dieſe 
Sätze verſtehen ſich für jeden Anſchluß, welcher von der Ver⸗ 
mittelungsſtelle nicht weiter als 5 km entfernt iſt. Die Tele⸗ 
graphenverwaltung ſtellt die Leitungen auf ihre Koſten °°) her 
und liefert auch die Apparate, die ihr Eigentum verbleiben. 

Ludewig“), deſſen Arbeit natürlich die älteren Ge: 
bührenſätze im Auge hat, geht nun davon aus, daß der 
Vertrag gerichtet ſei auf die Herſtellung bezw. Gebrauchs⸗ 
überlaſſung je einer beſonderen Leitung für jeden Teilnehmer 
bis zur Zentralſtelle, ſowie der erforderlichen Apparate auf 
beſtimmte Zeit und auf die Leiſtung der zur Herſtellung der 
jeweilig gewünſchten Verbindung erforderlichen Arbeit. Dabei 
erſcheine die Gebrauchsüberlaſſung der Leitung zwiſchen Teil⸗ 
nehmer und Zentralſtelle für das Weſen des Vertrages nicht 
als beſtimmend. Den Zweck der Anlage bilde die Verbin⸗ 
dung des einzelnen Teilnehmers mit allen anderen, und zu 
deren Herſtellung müſſe in jedem Fall die Tätigkeit der Ver⸗ 
waltung in Anſpruch genommen werden. 

Dieſen Ausführungen kann indeſſen nicht zugeſtimmt 
werden. Es wird zunächſt dabei überſehen, daß in jedem 
Fall der Benutzung des Fernſprechers nicht nur die Leitung 
des Anſchlußteilnehmers bis zur Zentralſtelle, ſondern auch 
eine Leitung von der Zentralſtelle zu einem anderen Teil⸗ 
nehmer Gegenſtand der Überlaſſung iſt. Andererſeits be⸗ 
ſchränken ſich die Dienſte der Beamten auf die Herſtellung 
der Verbindung, eine verhältnismäßig ganz untergeordnete 
Tätigkeit. 

Für die Konſtruktion kommt es zunächſt auf die Feſt⸗ 
ſtellung an, welcher Faktor in erſter Linie für die Feſtſetzung 
der Vergütung beſtimmend iſt. Denn der wirtſchaftliche 
Kern des Verhältniſſes muß auch den Angelpunkt für ſeine 


75 Mark; 5000 — 20 000 = 90 Mark; über 20 000 = 100 Mark. 
In Netzen, wo die Bauſchgebühr 80 Mark beträgt, findet der An⸗ 
ſchluß gegen Grundgebühr nicht ſtatt. 

30) § 9 A. B. FGO. 

31) a. a. O. S. 22, 23. 
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rechtliche Beurteilung abgeben. Die Vergütung bemißt ſich 
aber, wie wir oben geſehen, nach der Zahl der Teilnehmer⸗ 
anſchlüſſe. Der wirtſchaftliche Grund hierfür liegt nicht 
darin, daß, entſprechend der ſteigenden Teilnehmerzahl, von 
den einzelnen Teilnehmern mehr Geſpräche geführt werden 
und dadurch mehr Beamtentätigkeit verbraucht wird. Denn 
dann hätte die progreſſive Abſtufung auch der Grundgebühr 
feinen Sinn. Der Grund liegt vielmehr darin ?), daß 
Apparate geſchaffen werden müſſen, die jedem der Anſchluß⸗ 
teilnehmer die Verbindung mit jedem anderen der Teil⸗ 
nehmer ermöglichen, ſo daß jeder einzelne Anſchluß ver⸗ 
hältnismäßig um ſo teurer wird, je mehr Anſchlüſſe bereits 
vorhanden ſind. Der Teilnehmer bezahlt daher mit der 
höheren Gebühr die Möglichkeit, mit einer größeren Zahl 
von Teilnehmern im Ortsnetz zu ſprechen. Wir ſehen alſo, 
daß der Schwerpunkt des Vertrages in dem zur Verfügung 
geſtellten Teilnehmernetz liegt; der Gegenſtand, für den die 
Gebühr gezahlt wird, iſt die Geſamtheit der Leitungen des 
Bezirks. 

Ludewig wendet gegen eine ſolche Konſtruktion als 
vorzugsweiſe Sachmiete auch ein, daß dem Mieter eine 
Herrſchaft über das Mietobjekt hier nicht eingeräumt werde. 
Indeſſen erheiſcht das Weſen der Sachmiete dies auch gar 
nicht; nur der „Gebrauch“ der vermieteten Sache iſt zu ge⸗ 
währen ($ 535 B. GB.); es iſt auch unerheblich, daß das⸗ 
ſelbe Objekt der geſamten Teilnehmerzahl vermietet iſt. Es 
iſt ungefähr dasſelbe Verhältnis, wie wenn ein großer Kur⸗ 
park gegen Eintrittsgeld dem Publikum geöffnet iſt; auch 
hier iſt jedem der ganze Kurpark vermietet. 

Die Tätigkeit der Beamten hat als ausſchließlichen Zweck 
die Ermöglichung der vertragsmäßigen Benutzung des Miet⸗ 
objekts. Sie iſt daher für die Konſtruktion des Vertrages 


32) Vgl. die Ausführungen des Staatsſekretärs des Reichspoſtamts 
bei der Beratung der Fernſprechgebührenordnung im Reichstage 
(Poſtarchiv 1900 S. 32 ff.) und die Ausführungen des Poſtrats 
Schrader (daſelbſt 1902 S. 594, 1903 S. 141 ff.). 
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unerheblich. Der Fall liegt ähnlich dem, daß jemand bei 
einem Pferdeverleiher eine Abonnementskarte löſt. Der 
Vertrag wird dadurch weder ganz Dienſtmiete, noch eine 
„Sach⸗ und Dienſtmiete“, weil der Pferdeverleiher das Pferd 
ſtets füttern und, wenn der Abonnent kommt, ſatteln und 
vorführen muß. 

Es dürfte ſomit wohl die Annahme gerechtfertigt ſein, 
daß das Vertragsverhältnis des Teilnehmers am Ortsnetz 
rein als Sachmiete aufzufaſſen iſt, der nur ganz akzeſſoriſch 
Elemente der Dienſtmiete beigemiſcht ſind. 

Mit dieſer Sachmiete können ſich Dienſtverträge ver⸗ 
binden. Z. B. läßt der Anſchlußteilnehmer eine Perſon an 
eine öffentliche Fernſprechſtelle rufen, wofür eine Herbei⸗ 
rufungsgebühr zu zahlen iſt, oder dem Teilnehmer werden 
eingehende Telegramme zunächſt zugeſprochen, oder der Teil⸗ 
nehmer läßt Telegramme oder Poſtkarten von der Vermitte⸗ 
lungsſtelle ſchreiben 3°). Auch in dieſen beiden Fällen liegen 
ſelbſtändig zu vergütende Nebenleiſtungen vor, die auf be⸗ 
ſonderem Vertrage beruhen. 

Auch die übrigen Verträge des Publikums mit der 
Fernſprechverwaltung ſind in ihrem weſentlichen Teil als 
Sachmiete aufzufaſſen. Am klarſten iſt dies dann der Fall, 
wenn jemand von einer öffentlichen Fernſprechſtelle aus mit 
einem Anſchlußteilnehmer ſpricht?“). Hier variiert die Ver⸗ 
gütung natürlich nicht nach der Zahl der Teilnehmer am 
Ortsanſchluß, denn Gegenſtand des Vertrages ift nur die 


33) Vgl. $$ 27, 28 der Fernſprechbetriebsdienſtordnung. 

34) Schott a. a. O. vertritt die Auffaſſung, es liege hier kein Ver⸗ 
trag vor, ſondern nur eine nach Analogie der locatio conductio 
operarum zu beurteilende geſetzliche Obligation der Verwaltung. 
Durch die Löſung des Scheins, welcher ein Kauf ſei, ſchaffe fit 
der Käufer die Vorausſetzung, unter der ihm das Telephon und 
die Dienſte der Beamten zur Verfügung geſtellt werden müßten. 
Indeſſen ein ſolcher Schein wird regelmäßig gar nicht gelöſt, und 
bezüglich des Vertragscharakters mag auf die früheren Ausführungen 
verwieſen werden. 
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Leitung zu dem angerufenen Teilnehmer. Wohl aber iſt 
bei größerer Entfernung des angerufenen Teilnehmers eine 
erhöhte Gebühr zu zahlen *). Auch hierin zeigt ſich, daß 
die ſtromdurchfloſſene Leitung der Hauptgegenſtand des 
Vertrages iſt. Denn keineswegs bedingt die größere Ent⸗ 
fernung die Verwendung einer größeren Zahl von Beamten? ). 
Am klarſten tritt der Charakter als Sachmiete hervor in den 
Fällen der ſogenannten beſonderen Telegraphenanlagen ? ). 
Solche werden auf Antrag, wenn davon keine beſonderen 
Unzuträglichkeiten zu erwarten ſind, von der Telegraphen⸗ 
verwaltung hergeſtellt zur Verbindung der Wohn: und Ge: 
ſchäftsräume desſelben Beſitzers oder verſchiedener Beſitzer. 
Der Vertrag wird auf zehn Jahre geſchloſſen und iſt von 
da an vierteljährlich auf den Schluß des Kalenderviertel⸗ 
jahres kündbar. Für die Herſtellung der Anlage wird nichts 
erhoben, wohl aber iſt für die Herſtellung und Unterhaltung 
der Anlage eine jährliche, nach der Entfernung und der 
Zahl der Apparate ſich berechnende Gebühr zu zahlen?“). 
Hier iſt von Dienſten der Telegraphenverwaltung faſt nicht 
mehr die Rede. 


35) FGO. $ 7: Bis 25 km = 20 Pf.; bis 50 km = 25 Pf.; bis 
100 km = 50 Pf.; bis 500 km — 1 Mark; bis 1000 km = 1 Mark 
50 Pf.; über 1000 km = 2 Mark. 

36) Hiermit ſucht Ludewig a. a. O. S. 26 ſeine Konſtruktion gegen⸗ 
über dieſer Tatſache aufrechtzuerhalten. Gerade unſere längſten 
Linien, z. B. Berlin⸗Paris mit 1190 km, find direkte! 

37) A. B. FGO. § 7. Hier nimmt auch Ludewig S. 28 Sachmiete 
an. Meili nimmt S. 181 ein Precarium an, weil der Staat 
ſtets widerrufen könnte. Allein das Recht der Telegraphenverwal⸗ 
tung ($ 5 A. B. FGO.), den Betrieb zeitweiſe einzuſtellen, beſteht 
in allen Fällen und iſt eine Folge der öffentlich⸗rechtlichen und 
politiſchen Bedeutung des Fernſprechers. Es ſtehen hier nicht Ver⸗ 
fügungen der Verwaltung als Vertragspartei, ſondern als Behörde 
in Frage. 

38) $ 17 A. B. FGO. Es werden erhoben für jeden Apparat a) bei 
Morſeapparaten 50 Mark, b) bei Fernſprechern 20 Mark, und für 
jedes angefangene Kilometer Verbindungsleitung je nach der Be⸗ 
ſchaffenheit derſelben 30—75 Mark. 
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Die aus der Konſtruktion des Rechtsverhältniſſes als 
Sachmiete ſich ergebenden Folgerungen ſind im Einzelnen 
vielfach durch die Gebührenordnung und deren Ausführungs⸗ 
beſtimmungen abgeändert; immerhin führt dieſe Auffaſſung 
des Rechtsverhältniſſes in einigen Fällen doch zu praktiſchen 
Reſultaten. 

Die Verpflichtung des Anſchlußteilnehmers zur Zahlung 
des Mietzinſes iſt vierteljährlich im voraus fällig; Einzel⸗ 
geſpräche, für die nicht Bauſchgebühr gezahlt wird)), find an 
ſich ſofort fällig, werden aber naturgemäß tatſächlich zunächſt 
geſtundet. Werden ſie eingefordert, ſo iſt der geforderte 
Betrag zunächſt unweigerlich zu bezahlen ““), vorbehaltlich 
des Rechts der Rückforderung bei erwieſener Unrichtigkeit. 
In dieſer Beſtimmung zeigt ſich die öffentlich⸗ rechtliche Seite 
des Rechtsverhältniſſes wirkſam. Der Staat betreibt mit 
der Fernſprechverwaltung nicht nur ein Gewerbe, ſondern 
er erfüllt zugleich wichtige öffentliche Aufgaben der Wohl⸗ 
fahrtspflege; was er dafür erhebt, iſt daher nicht ausſchließ⸗ 
lich privatrechtliche Gegenleiſtung, ſondern es macht ſich in 
beſtimmten Beziehungen der öffentlich⸗ rechtliche Charakter als 
Abgabe bemerkbar. 

Der Staat als Vermieter iſt bei den Teilnehmer⸗ 
anſchlüſſen an ein Ortsnetz verpflichtet, den Anſchluß herzu⸗ 
ſtellen, ordnungsmäßig in Betrieb zu erhalten, dem Teil⸗ 
nehmer auch, da ihm ja, wie wir geſehen haben, das ganze 
Ortsnetz vermietet iſt, ein Verzeichnis der übrigen Teil⸗ 
nehmer am Ortsnetz zu übergeben. Schuldhafte Nichterfül⸗ 
lung dieſer Verpflichtung würde den Staat nach allgemeinen 
Grundſätzen ſchadenserſatzpflichtig machen; ſchuldloſe ihm den 
Anſpruch auf Zahlung der Vergütung ganz oder teilweiſe 
entziehen. 

Die Schadenserſatzpflicht iſt“) für die Fälle abgelehnt, 


39) Z. B. im Nachbarorts⸗ und Fernverkehr. Die Verrechnung ge⸗ 
ſchieht (5 32 der Betriebsdienſtordnung) grundſätzlich monatlich. 

40) $ 8 GO, 

41) $ 6 A. B. GO. 
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daß der Schaden entſteht „durch Einſtellung des Betriebes, 
durch Betriebsſtörungen oder durch unrichtige Nachrichten⸗ 
übermittelung“ “?). Es beſteht alſo an ſich die Erſatzpflicht, 
wenn der Staat mit der Lieferung des Teilnehmerverzeichniſſes 
in Verzug kommt“). Andererſeits befreien Unterbrechungen 
der Leitung nicht ohne Weiteres von der Gebührenzahlung; 
vielmehr geſchieht dies nur, wenn die Störung mindeſtens 
vier Wochen beſtanden hat, nachdem ſie zur Kenntnis der 
Telegraphenverwaltung gelangt ift !). 

Andererſeits tritt auch eine weſentliche Gebührenver⸗ 
minderung ein, wenn ein Anſchluß nach vorgängiger An⸗ 
kündigung mindeſtens acht Wochen unbenutzt bleibt *°). 

Ein eigenartiger Rechtsgedanke wird für den Fall der 
Beſchädigung der Leitung oder der Apparate wirkſam. Es 
heißt in dieſer Beziehung! ): 

„Der Teilnehmer haftet für die von ihm ſelbſt 
oder von anderen verſchuldeten, ſowie für alle durch 
Feuer verurſachten Beſchädigungen des Fernſprech⸗ 
anſchluſſes und ſeines Zubehörs, ſowie für alle durch 
Diebſtahl entſtehenden Verluſte innerhalb der Grenzen 
des angeſchloſſenen Gebäudes.“ 


Es iſt hier alſo das Verſchuldungsprinzip ““ gänzlich 


42) Die Haftung für ſolchen Schaden, der durch fehlerhafte Beſchaffen⸗ 
heit der Leitungen den Grundſtücken oder den Perſonen der Teil⸗ 
nehmer zugefügt wird, wird hierdurch wohl nicht ausgeſchloſſen. 

43) Daß hier die Haftung nicht ausgeſchloſſen iſt, dürfte darauf be⸗ 
ruhen, daß die Gebührenordnung und die Ausführungsbeſtimmungen 
dieſe Verpflichtung überhaupt nicht erwähnen. Tatſächlich wird 
übrigens das Verzeichnis für den ganzen Oberpoſtdirektionsbezirk 
geliefert. Vgl. § 8 der Betriebsdienſtordnung. 

44) § 19 A. B. GO. 

45) $ 9 Abſ. 2 GO. Es wird dann für jede angefangene Woche der 
Benutzung ein Fünfzigſtel der Bauſchgebühr, für jede übrige ein 
Fünfzigſtel der Grundgebühr erhoben. 

46) $ 4 A. B. FGO. 

47) Nach dem Wortlaute der Beſtimmung wäre eine durch geiſteskranke 
Perſonen im Hauſe ohne Verſchulden Dritter verurſachte Beſchädi⸗ 
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verlaſſen und ſtatt deſſen der Grundſatz aufgeſtellt, daß jeder 
den Schaden zu tragen hat, der in ſeinem Machtbereiche 
ſeine Entſtehungsurſache hat. Da die Wiederherſtellung nun 
ſtets von der Poſtverwaltung erfolgt, ſo verwandelt ſich die 
Verpflichtung des Teilnehmers zur Tragung des Schadens 
natürlich in eine ſolche zu deſſen Erſtattung. 

Faſt genau den allgemeinen Grundſätzen entſprechend 
iſt das Recht des Anſchlußteilnehmers zur Gebrauchsüber⸗ 
laſſung geregelt. Der Mieter eines Grundſtücks iſt zur 
Aftervermietung nicht berechtigt; man muß ihm aber das 
Recht einräumen, den Mitgebrauch des Grundſtücks unent⸗ 
geltlich Dritten zu überlaſſen “). Ebenſo darf der Anſchluß⸗ 
teilnehmer unentgeltlich den Mitgebrauch Dritten überlaſſen““); 
er darf auch eine von ihm zu zahlende Einzelgebühr ſich 
erſtatten laſſen. Niemals aber darf er, wo er ſelbſt Bauſch⸗ 
gebühren zahlt, ſich Einzelgebühren erſtatten laſſen. 

Ein Verſtoß gegen dieſe Beſtimmungen wäre ein ver⸗ 
tragswidriger Gebrauch, der an ſich erſt nach fruchtloſer 
Abmahnung eine Kündigung rechtfertigte. Indeſſen ſteht 
der Verwaltung für alle Fälle vertragswidrigen Gebrauchs“ )), 


gung der Anlage nicht vom Teilnehmer, ſondern von der Ver⸗ 
waltung zu tragen. Man muß aber, da die Beſtimmung ſonſt 
vollig prinziplos würde, „verſchuldeten“ als ungenauen Ausdruck 
für „verurſachten“ anſehen. Entſprechend iſt die Beſtimmung, daß 
der Anſchlußinhaber zahlungspflichtig iſt für alle von feinem An⸗ 
ſchluß aus geführten Geſpräche. 

48) Sonſt dürfte ein Wohnungsmieter ſich keinen Logierbeſuch ein: 
laden. 

49) FGO. 5 2 Abſ. 2, § 5 Abſ. 3, § 9 Ziff. 3. Eine Ausnahme bil⸗ 
den die beſonderen Telegraphenanlagen. Dieſe dürfen (A. B. FGO. 
$ 7 Abſ. 4) nur durch den Inhaber oder die zu feinem Hausſtand 
oder ſeinem Geſchäſte gehörigen Perſonen benutzt werden. Anderen 
Perſonen darf der Inhaber die Benutzung weder gegen Bezahlung 
noch unentgeltlich geſtatten. 

50) A. B. FGO. § 5 Abſ. 2. Als vertragswidriger Gebrauch wird auch 
ungebührliches Benehmen der den Anſchluß benutzenden Perſonen 
gegenüber den Beamten der Vermittelungsanſtalt mit Recht her⸗ 
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ebenſo wie auch ſchon bei einmaligem Zahlungsverzug des 
Teilnehmers, ein ſofortiges Kündigungsrecht zu)). 

Die Unzuläſſigkeit der entgeltlichen Gebrauchsüberlaſſung 
hat die Unpfändbarkeit des Benutzungsrechts zur Folge 5). 
Andererſeits fällt es, wie jedes Gebrauchsrecht des Mieters, 
in deſſen Konkurs, und beide Teile können es in der geſetz⸗ 
lichen Friſt — als welche die vierteljährliche anzuſehen iſt — 
kündigen. Dies iſt von praktiſcher Bedeutung, wenn der 
Gemeinſchuldner erſt kurz vor der Konkurseröffnung Fern⸗ 
ſprechanſchluß erhalten hat, und vor allem im Falle der 
zunächſt auf zehn Jahre abgeſchloſſenen beſonderen Tele⸗ 
graphenanlagen. Wenn der Verwalter kündigt, hat er als 
Schadenserſatz außer bem entgangenen Gewinn denjenigen 
Betrag zu zahlen, zu dem die Anlagekoſten in dem Ge⸗ 
ſamtmietpreiſe enthalten und nicht bereits durch die auf 
die ſtattgehabte Benutzungszeit entfallende Quote gedeckt 
find 5). 


vorgehoben. Übrigens iſt die tatſächliche Praxis eine weſentlich 
mildere, wie ſich aus § 34 der Betriebsdienſtordnung ergibt. 

51) Es liegt, da der Teilnehmer die Gebühren weiter zu zahlen hat 
und auch für die Apparate verantwortlich bleibt (§ 5 A. B. FGO.), 
eigentlich keine Kündigung, ſondern nur eine einſeitige Verwirkung 
von Vertragsrechten vor. 

52) Gaupp⸗Stein, Kommentar zur Zivilprozeßordnung Anm. 18 
zu $ 857 3PO. 

53) Aus $ 5 a. E. der Ausführungsbeſtimmung zur Fernſprechgebühren⸗ 
ordnung könnte man entnehmen, daß auch in dieſem Falle die 
Verwaltung ſchlechthin einen Anſpruch auf die ganzen zu ent⸗ 
richtenden Gebühren habe. Nach einer neueren Bemerkung zu § 5 
in der „Allgemeinen Dienſtanweiſung II, 1 und 2“ ſcheint die 
Verwaltung auf dieſem Standpunkt zu ſtehen. Wenn dieſe Be⸗ 
ſtimmung daraus zu entnehmen wäre, ſo wäre ſie ungültig, da 
die Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers nach § 10 FGO. 
nur Bedingungen für die Benutzung der Anſchlüſſe und Gebühren 
jeftzufeßen haben, derartige konkursrechtliche Beſtimmungen aber 
hierüber hinausgreifen würden. 
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8 8. 
Der Mieter als Anſchlußteilnehmer. 


Muß der Vermieter dem Mieter geſtatten, ſich einen 
Fernſprechanſchluß legen zu laſſen? 

Den Ausgangspunkt der Erörterung dieſer Frage muß 
Ziff. 2 der Ausführungsbeſtimmungen bilden. Hier heißt es: 

„Wer die Herſtellung eines Haupt⸗ oder Neben⸗ 
anſchluſſes an ein Fernſprechnetz oder an eine öffent⸗ 
liche Fernſprechſtelle oder die Verlegung ſeiner Fern⸗ 
ſprechſtelle beantragt, hat vor der Herſtellung des 

Anſchluſſes oder vor der Ausführung der Verlegung 

nach näherer Beſtimmung der Telegraphenverwaltung 

die ſchriftliche Genehmigung des Eigentümers zur Ein⸗ 
führung der Leitungen in das anzuſchließende Gebäude 
und zur Einrichtung der Sprechſtellen in dem Gebäude 
beizubringen. Die Genehmigung hat ſich auch auf die 

Anbringung aller Vorrichtungen (Geſtänge, Stützen 

u. ſ. w.) zu erſtrecken, welche zur Herſtellung, Inſtand⸗ 

haltung und Erweiterung des Fernſprechnetzes erfor⸗ 

derlich ſind. Die Beibringung dieſer Genehmigung 
des Eigentümers iſt Bedingung für die Herſtellung 
oder Verlegung des Fernſprechanſchluſſes.“ 

Nach dem der „Allgemeinen Dienſtanweiſung II, 2“ 
in Anlage 4 beigegebenen Formular iſt die verlangte Zu⸗ 
ſtimmung eine keineswegs ſchrankenloſe. Vielmehr wird ſie 
abgegeben: 

„unter der Bedingung, daß die Reichstelegraphenver⸗ 

waltung die infolge dieſer Vorrichtungen eintretenden 

Beſchädigungen des Gebäudes ſofort für Rechnung der 

Reichskaſſe beſeitigen und die Vorrichtung binnen 

Jahresfriſt nach der von mir ergangenen Kündigung 

entfernen läßt. — — — Ich verpflichte mich ferner, 

von meinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch zu machen, 
ſo lange ſich ein Fernſprechanſchluß in dem Gebäude 
befindet.“ 
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Kann nun ein Mieter in der Stadt die Ab⸗ 
gabe einer ſolchen Erklärung ſeitens des Ver: 
mieters verlangen? 

Der ſechſte Zivilſenat des Reichsgerichts hat ſich hier⸗ 
über in zwei Entſcheidungen in verſchiedenem Sinne aus⸗ 
geſprochen. Das Urteil vom 30. Januar 1896 5*) bejaht 
die Frage für den Fall, daß die Herſtellung der Anlage 
nach der konkreten Sachlage, insbeſondere nach den Anfor⸗ 
derungen des in den Mietsräumen betriebenen Geſchäfts 
und des Kampfes mit der Konkurrenz, als ein dringendes 
Bedürfnis des Gebrauches der Mieträume erachtet werden 
müſſe, während andererſeits die Herſtellung auf Koſten des 
Mieters dem Vermieter weder irgend welchen Schaden noch 
eine nennenswerte Beläſtigung bringe. Es wird hierbei 
darauf hingewieſen, daß auch ſonſt zur verkehrsüblichen Be⸗ 
nutzung der Wohnung durch den Mieter vielfach Einwir⸗ 
kungen auf die Subſtanz gehören, die oft ſchwerwiegender 
ſind, als die durch den Anſchluß eines Mieters an eine 
Fernſprecheinrichtung hervorgerufenen. 

Iſt ſchon dieſe Entſcheidung nicht eben ſehr den Inter⸗ 
eſſen des Mieters entgegenkommend, ſo ſtellt ſich das Er⸗ 
kenntnis desſelben Senats vom 17. Oktober 1901 55) auf 
einen ſchroff ablehnenden Standpunkt, indem es ſchlechthin 
den Hausbeſitzer für nicht verpflichtet erklärt, die oben wieder⸗ 
gegebene Erklärung abzugeben: 


„Eine Verpflichtung zur Duldung von Vorrich⸗ 
tungen am Hauſe, welche nicht für die Einrichtung und 
die Inſtandhaltung der Sprechſtelle des Mieters er⸗ 
forderlich ſind, ſondern dem weiteren Ausbau des 
Fernſprechnetzes dienen ſollen, liegt außerhalb der 
Zwecke des Mietvertrages, ihre Übernahme kann dem 
Vermieter mangels beſonderer, hier nicht behaupteter 
Umſtände nicht zugemutet werden.“ 


54) Entſcheidungen Bd. XXXVII S. 213. 
55) Entſcheidungen Bd. XLIX S. 307. 
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»In dieſem letzten, entſcheidenden Satz vermengt das 
Reichsgericht verſchiedene Geſichtspunkte. Der Mieter begehrt 
vom Vermieter nur die Abgabe der Erklärung, welche ihm, 

dem Mieter, den Anſchluß an das Teilnehmernetz ermög⸗ 
lichen ſoll; es kommt nun für die Entſcheidung der Frage, 
ob der Vermieter zur Abgabe einer derartigen, vom Mieter 
lediglich in ſeinem Intereſſe erbetenen Erklärung 
verpflichtet iſt, allein darauf an, ob nach Treu und Glauben 
die Erklärung eine ungehörige, ihm nicht zuzumutende Be⸗ 
läſtigung enthält. Die Entſcheidung dieſer Frage hängt 
aber allein von dem objektiven Inhalt der zu übernehmen⸗ 
den Verpflichtung ab, nicht von ihrem Zweck. Im Verhält⸗ 
nis von Mieter und Vermieter dienen die ſämtlichen auf 
dem Stützpunkte angebrachten Leitungsdrähte lediglich dem 
Anſchluß des Mieters. 

Tatſächlich iſt die dem Vermieter angeſonnene Verpflich⸗ 
tung nicht ſo ſchwerwiegend, als es zunächſt den Anſchein 
hat; denn den etwa entſtehenden Schaden hat die Telegraphen⸗ 
verwaltung zu erſetzen und es braucht der Stützpunkt nicht 
weſentlich länger geduldet zu werden, als der Anſchluß ſich 
im Hauſe befindet. Unter Berückſichtigung dieſer Umſtände 
wird man im Gegenſatz zu den Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts vielmehr ſagen müſſen: Die Abgabe der erwähnten 
Willenserklärung bringt regelmäßig dem Vermieter keine 
nennenswert erheblichen Nachteile 50. 

Man wird aber auch bei der Bejahung der Frage, 
wann ein Fernſprechanſchluß zum ordnungsgemäßen Gebrauch 
der Wohnung gehört, nicht allzu engherzig ſein dürfen. Das 
Bedürfnis nach dem Beſitz eines Anſchluſſes nimmt von Jahr 
zu Jahr in geradezu gewaltigem Umfange zu, wie die Sta⸗ 
tiſtik zeigt. Aufgabe der Rechtspflege und Rechtswiſſenſchaft 
iſt es aber nicht, als Verkehrshindernis zu wirken. Man 
muß vom Standpunkte des heutigen Wirtſchaftslebens die 
Frage daher im Zweifel bejahen und zwar ohne Weiteres 


56) So auch Meili a. a. O. S. 189. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 5 
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für alle Geſchäftsleute, deren geſchäftlicher Verkehr nicht von 
ganz geringem, auf die nächſte Nachbarſchaft beſchränktem 
Umfange iſt. In nicht ganz kleinen Städten wird man aber 
auch dem Privatmann in vielen Fällen einen Anſpruch darauf 
geben müſſen, daß der Vermieter der Telegraphenverwaltung 
gegenüber die erwähnte Erklärung abgibt. Bei den Koſten 
des Dienſtperſonals in größeren Städten beſteht ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe, mit möglichſt wenig Perſonal auszukommen. 
Gerade die durch den Fernſprechanſchluß herbeigeführte Er⸗ 
ſparnis von Botengängen kann hier erheblich in Betracht 
kommen. 


8 4. 
Der Fernſprecher im Vertragsrecht. 


Der Fernſprecher iſt wirtſchaftlich nahezu das Ideal 
eines Verſtändigungsmittels. Auf weite Entfernungen ge⸗ 
währt er die Möglichkeit unmittelbarer mündlicher Verſtän⸗ 
digung. Die Möglichkeit der ſofortigen Antwort bedeutet 
ſogar gegenüber dem Telegraphen eine gewaltige Beſchleuni⸗ 
gung. Gerade dieſe Vereinigung an ſich miteinander unver⸗ 
einbarer Vorzüge iſt es aber auch, welche den Fernſprecher 
der rechtlichen Konſtruktion gegenüber ſtörriſch und wider⸗ 
haarig erſcheinen läßt. 

Iſt dieſer mündliche Verkehr auf weite Entfernungen 
ein ſolcher unter Gegenwärtigen oder unter Abweſenden? 

Dieſe Frage hat die Rechtswiſſenſchaft ſchon alsbald 
nach der Entſtehung des Fernſprechers lebhaft beſchäftigt 5”). 
Sie bildet auch den Ausgangspunkt, bei dem die Erörterungen 
über die privatrechtliche Natur des Fernſprechverkehrs ein⸗ 
zuſetzen haben. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch regelt die Willenserklärungen 


57) Insbeſondere in der italieniſchen Jurisprudenz iſt die Frage viel⸗ 
fach erörtert; vgl. die eingehende dogmengeſchichtliche Darſtellung 
bei Meili S. 199 ff. 
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mittels Fernſprechers nur in einer Beziehung. § 147 Abſ. 1 
B. GB. beſtimmt: 

„Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann 
nur ſofort angenommen werden. Dies gilt auch von 
einem mittels Fernſprechers von Perſon zu Perſon 
gemachten Antrag.“ 

Es wird alſo lediglich feſtgeſetzt, daß ein Antrag 
mittels Fernſprechers hinſichtlich der Dauer der Gebun⸗ 
denheit wie ein Antrag gegenüber einem Anweſenden be- 
handelt wird. 

Die Frage iſt zunächſt, ob dieſe Beſtimmung als ſolche 
der analogen Ausdehnung fähig iſt. Dieſe Frage wird 
gegenwärtig nahezu allgemein bejaht. Schon die Motive 5°) 
neigen hierzu und die Protokolle der zweiten Kommiſſion ?“) 
ſtehen grundſätzlich auf dieſem Standpunkt. Ein ausdrück⸗ 
licher Ausſpruch wurde hier abgelehnt, vielmehr wurde die 
Frage der Wiſſenſchaft und Praxis zur Prüfung überlaſſen, 
„weil eine paſſende Faſſung ſich ſchwer finden laſſe und es 
auch fraglich ſei, ob eine ſolche Vorſchrift unter allen Um⸗ 
ſtänden zutreffe“. Die Literatur des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſteht noch entſchiedener auf dieſem Standpunkte 50). Er 
wird damit gerechtfertigt, daß die Rede des Einen unmittel⸗ 
bar vom Anderen vernommen werde, ſo daß eine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen dem Zeitpunkte, in dem die Erklärung 
zugehe, und dem, in dem ſie vernommen werde, nicht möglich 
ſei. Indeſſen, abgeſehen davon, daß nicht die Rede des 
andern Teils, ſondern eine Reproduktion derſelben vernom⸗ 
men wird‘), iſt dies die einfache Folge der Mündlichkeit 
der Erklärung. 


58) Motive I S. 160. 

59) Protokolle I S. 78 ff. 

60) Vgl. z. B. Jung in der Gießener Feſtgabe für Dernburg: 
„Von der logiſchen Geſchloſſenheit des Rechts“ S. 141 ff. Hölder, 
Bemerkung 2 zu $ 130 B. GB. Crome Bd. I S. 392. Planck, 
Bemerkung 3 zu $ 130. 

61) Obwohl hierauf für die rechtliche Konſtruktion kein ſo erhebliches 
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Die Willenserklärung mittels Fernſprechers von Perſon 
zu Perſon 8?) iſt eine mündliche, ohne daß ſich die Beteiligten 
Auge in Auge gegenüberſtehen. Ob ſie im Rechtsſinne eine 
Erklärung unter Gegenwärtigen oder Abweſenden iſt, kann 
nicht „grundſätzlich“ entſchieden werden. Vielmehr muß bei 
den einzelnen in Betracht kommenden Rechtsſätzen erörtert 
werden: Iſt der Grund, aus dem hier die Erklärung unter 
Abweſenden von der unter Gegenwärtigen verſchieden be⸗ 
handelt wird, darin zu ſuchen, daß die Möglichkeit münd⸗ 
licher Verſtändigung oder die perſönliche Gegen⸗ 
wart, das Sich⸗gegenſeitig⸗ſehen der Parteien, eine beſondere 
Behandlung vernotwendigt? Iſt auf den erſten Punkt 
das entſcheidende Gewicht zu legen, ſo muß die Willens⸗ 
erklärung mittels Fernſprechers als eine ſolche unter Gegen⸗ 
wärtigen behandelt werden; kommt es auf den zweiten an, 
ſo gilt ſie als ſolche unter Abweſenden. 

Aus $ 105 Abſ. 2 B. GB. wird von der als herrrſchend 
anzuſehenden Meinung gefolgert ““), daß dem vorübergehend 
geiſtig Geſtörten Willenserklärungen unter Abweſenden zu⸗ 
gehen können. Gilt dies auch von Willenserklärungen mit⸗ 
tels Fernſprechers? Es fragt ſich, ob man Willenserklärungen 
unter Gegenwärtigen dieſen Perſonen gegenüber deswegen 
die Gültigkeit verſagt, weil hier der Erklärende durch ſeine 
Gegenwart den Geiſteszuſtand des Anderen wahrnehmen 
kann, oder um deswillen, weil es hier an einem körperlichen 
Träger der Mitteilung fehlt, der das ſpätere Verſtändnis 
derſelben ermöglicht. Letzteres dürfte der Fall ſein und ſo⸗ 


Gewicht zu legen if. Vgl. Enneccerus⸗Lehmann Bd. I 
§ 73 Abſ. 2. | 

62) Dem ſteht ſelbſtverſtändlich die Erklärung von Perſon zu legiti⸗ 
miertem Vertreter und umgekehrt gleich. Vgl. jedoch Hölder, 
D. Jur. Zeitung VI S. 157. 

63) Vgl. Planck, Bemerkung 2a zu § 130. Crome 1 S. 392. 
— Eine Erörterung der einzelnen im Folgenden herangezogenen 
Rechtsſätze würde außerhalb des Rahmens der vorliegenden Arbeit 
liegen. 
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mit dürfte hier der Fernſprecher einen Verkehr unter Gegen⸗ 
wärtigen vermitteln. | | 

Aus dem oben bereits erwähnten Charakter der telepho⸗ 
niſchen Nachrichtenübermittelung als einer Reproduktion der am 
Abgangsort aufgegebenen Schallwellen können ſich beſondere 
Rechtswirkungen bei der Anfechtung einer mittels Fernſprechers 
übermittelten Willenserklärung wegen Irrtums ergeben. Die 
regelmäßige Gefahr, welche der durch den Fernſprecher über⸗ 
mittelten Willenserklärung droht, iſt, daß ſie an Deutlichkeit 
verliert und dadurch Mißverſtändniſſe ſeitens des Empfängers 
begünſtigt. Die Gefahr dieſes Irrtums trägt natürlich der 
Empfänger der Erklärung. Andererſeits kann aber auch 
durch Störungen in der Leitung oder im Apparat die Mit⸗ 
teilung poſitiv unrichtig wiedergegeben werden, indem be⸗ 
ſtimmte Worte verloren gehen. Hier würde die Beſtimmung 
des § 120 B. GB. zu Laſten des Abſenders Platz greifen 6). 

Sehr zweifelhaft iſt die Stellung des Fernſprechers bei 
der Vorſchrift des $ 130 B. GB. Wir fallen deren hier 
intereſſierenden Inhalt dahin auf, daß Willenserklärungen 
unter Abweſenden ſchon mit dem Zugehen ohne Vernehmen 
wirkſam werden, Willenserklärungen unter Gegenwärtigen 
dagegen erſt damit, daß ſie zur Kenntnis des anderen Teiles 
gelangen 65). Für die Normierung dieſer unterſcheidenden 
Behandlung ſprechen gleichmäßig zwei Erwägungen. Man 
kann von der tatſächlichen Kenntnisnahme bei der Willens⸗ 
erklärung unter Abweſenden um deswillen abſehen, weil ein 
körperlicher Träger der Mitteilung vorhanden iſt, der jeder⸗ 
zeit die Kenntnisnahme ermöglicht. Man kann auch das 
Gewicht darauf legen, daß der Erklärende bei der Erklärung 
unter Abweſenden den Anerklärten nicht körperlich wahr⸗ 


64) Vgl. auch Planck, Bemerkung 3 zu § 130. 

65) Ob das „Zugehen“ hier wenigſtens dann genügt, wenn der Adreſſat 
ſich dem Vernehmen der Erklärung entzieht, kann hier dahingeſtellt 
bleiben, vgl. Siegel, Der gewerbl. Arbeitsvertrag S. 162. Dagegen 
Eltzbacher, Handlungsfähigkeit Bd. I S. 237. Dittenberger, 
Schutz des Kindes gegen die Folgen eigener Handlungen S. 23. 
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nimmt und infolgedeſſen nicht beurteilen kann, ob ſeine Er⸗ 
klärung vernommen wird. Letztere Erwägung würde auch 
bei der Erklärung mittels Fernſprechers zutreffen. Der 
praktiſche Fall, an den zu denken iſt, wäre etwa folgender: 
A ruft den B an; B meldet ſich, nimmt dann, da ſeine 
Aufmerkſamkeit durch irgend etwas abgelenkt wird, als A 
gerade ſeine Mitteilung — z. B. eine Kündigung — macht, 
den Hörer vom Ohr ab. Als er ihn wieder erheben will, 
gibt A bereits das Schlußzeichen. Iſt die Kündigung dem 
B zugegangen? Man wird die Frage wohl bejahen müſſen“ !), 
denn in Zweifelsfällen muß man der Auffaſſung den Vor⸗ 
zug geben, welche die Sicherheit des Verkehrs am meiſten 
zu fördern geeignet iſt. 

In dieſer Beziehung wird man alſo, ohne daß freilich 
die Zweifelhaftigkeit der Frage verkannt werden ſoll, die 
Erklärung mittels Fernſprechers als eine ſolche unter Ab⸗ 
weſenden behandeln. Dieſer letzte Fall zeigt diejenige tech⸗ 
niſche Seite des Fernſprechers auf, welche ſich bisher im 
Rechtsverkehr in erſter Linie als ſtörend erwieſen hat, 
nämlich daß es an einem körperlichen Träger der Mit⸗ 
teilung fehlt und daß außerdem auch diejenigen Garantien 
nicht vorhanden ſind, welche ſonſt beim mündlichen Ver⸗ 
kehr durch die perſönliche Gegenwart der Kontrahenten ge⸗ 
geben ſind. 

Die hierdurch geſchaffene Unſicherheit beſteht zunächſt in 
der Schwierigkeit, die Legitimation desjenigen zu prüfen, 
mit dem man ſpricht. Es hat an Beſtrebungen nicht gefehlt, 


66) Die Literatur iſt dagegen. Vgl. z. B. Planck a. a. O. Bemer⸗ 
kung 3 zu § 130. Daß die hier vertretene Auffaſſung praktiſch 
richtig iſt, zeigt ihre Anwendung auf den von Meili, D. Juriſten⸗ 
zeitung III S. 458 behandelten Kammergerichtsfall (val. auch D. 
Jur. Zeitung II S. 23). Der Kommis des Beklagten hat hier 
eine Mitteilung nicht gehört, weil er feine Auſmerkſamkeit auf 
ſonſtige Vorgänge im Laden richtete. Sie iſt ihm zugegangen und 
die Entſcheidung fällt gegen die Beklagte aus, ohne daß es der 
ziemlich komplizierten Erwägungen des Kammergerichts bedarf. 


— — 


— — 
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die hierin liegende Unſicherheit durch Konſtruierung einer 
ſtrengen Verantwortlichkeit für den Inhaber eines Fern⸗ 
ſprechanſchluſſes auszugleichen, wobei freilich nicht bedacht 
wurde, daß auf dem Wege rechtlicher Konſtruktion techniſche 
Mängel eines Verkehrsmittels nicht beſeitigt werden können, 
ſondern daß immer nur der Schaden von einer Perſon auf 
eine andere abgewälzt wird. Die Unſicherheit bleibt dieſelbe, 
wird womöglich gar ſchlimmer, ſie bekommt nur ein ge⸗ 
fälligeres Geſicht. 

In der deutſchen Jurisprudenz iſt es weſentlich nur 
Staub), der im vermeintlichen Intereſſe des Verkehrs 
dem Beſitzer eines Fernſprechanſchluſſes Laſten auferlegt. Er 
ſtellt den Satz auf: Ein Kaufmann, welcher Telephonanſchluß 
hat, ermächtigt durch dies ſein Verhalten alle ſeine Ange⸗ 
ſtellten zur Abgabe derjenigen Erklärungen, welche dieſelben 
tatſächlich Dritten gegenüber durch das Telephon abgeben. 
Die gleiche Vollmacht nimmt Staub auch an für die Ent⸗ 
gegennahme von Willenserklärungen. 

Indeſſen iſt eine ſolche Vollmacht nicht zu konſtruieren. 
Staub findet die Erteilung derſelben ſchon in dem Haben 
des Anſchluſſes. Dies beruht aber auf einem rein internen 
Abkommen mit der Verwaltung. Allerdings wird der Name 
des Teilnehmers in den amtlichen Verzeichniſſen als ſolcher 
bekannt gemacht. Indeſſen erwächſt für ihn aus dieſer Be⸗ 
kanntmachung, die er nicht einmal verhindern kann, keinerlei 
Verpflichtung, vor allem auch nicht die Verpflichtung, ſich 
telephoniſch anrufen zu laſſen. 

Eher könnte man ſchon verſucht fein, eine ſolche Er: 
mächtigung in der den geſchäftlichen Empfehlungen beigefügten 
Angabe der Telephonnummer zu finden. Aber auch dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Eine derartige Ankündigung hat 
keinen weiteren Zweck, als Intereſſenten auf die Möglichkeit 


67) Kommentar zum Handelsgeſetzbuch Anm. 11 zu § 54. In Italien 
hatte Norſa dem Anſchlußteilnehmer eine abſolute Verantwort⸗ 
lichkeit für die Bewahrung ſeines Apparates vor Mißbrauch auf⸗ 
erlegt. Vgl. Meili S. 214. 
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der Verſtändigung mittels Fernſprechers aufmerkſam zu 
machen. 

Literatur und Praxis haben ſich denn auch durchaus 
überwiegend gegen Staub ausgeſprochen 55). 

Indeſſen finden ſich der Staub ſchen Auffaſſung ver: 
wandte Elemente auch bei Hölder “?). Er führt aus: 
„Die telephoniſche Erklärung erfolgt unter Anweſenden als 


Erklärung von Perſon zu Perſon ($ 147), womit gemeint 


iſt die Perſon ihres Empfängers. Steht an ſeinem Tele⸗ 
phon nicht er ſelbſt, ſondern kraft ſeiner Anweiſung oder 


Zulaſſung eine andere Perſon, ſo iſt ihm die Erklärung 


als unter Abweſenden gegeben, und zwar iſt ſie durch ihre 
Abgabe an die am Telephon ſtehende Perſon ihm nicht nur 
abgegeben, ſondern auch zugegangen, wie ebenſo Abgabe 
und Zugang zuſammenfallen im Falle einer in der Woh⸗ 
nung ihres Empfängers den Seinigen angegebenen brieflichen 
Erklärung.“ 

Indeſſen dürfte auch dies nicht zutreffend fein.. Zunächſt 
ſteht der Fall, daß am Telephon des Erklärungsempfängers 
eine Perſon ſich befindet, welche zur Entgegennahme von 
Erklärungen befugt iſt, in jeder Beziehung dem gleich, daß 
der Erklärungsempfänger ſelbſt ſich dort befindet; es liegt 
alſo in Hölders Sinne eine Erklärung unter Anweſenden 


68) Vgl. Lehmann⸗Ring, Handelsgeſetzbuch Bd. I Anm. 6 zu $ 54. 
Makower S. 87. Düringer⸗ Hachenburg Bd. J S. 185. 
Meili, Telephonrecht S. 215. D. Juriſten⸗Zeitung III S. 457. 
Frankenburger daſelbſt IX S. 846. Oberlandesgericht Ham⸗ 
burg in Jur. Zeitung II S. 288 und in Seufferts Archiv LIX 
Nr. 109. Ob der Anſchlußteilnehmer verpflichtet iſt, von einer zu 
ſeiner Kenntnis gelangten mißbräuchlichen Benutzung des Anſchluſſes 
dem anderen Teil unverzüglich Kenntnis zu geben, wie Franken⸗ 


burger und Meili annehmen, iſt nicht zweifellos; man wird 


die Frage aber wohl bejahen müſſen. 

69) D. Jur. Zeitung VI S. 157. übrigens hat Staub recht, wenn 
er darauf hinweiſt, daß der Geſchäftsherr verantwortlich iſt, wenn 
er jemand mit Telephonieren beauſtragt, der weder genügende Zeit 
noch Muße dazu hat. Dies ergibt ſchon der $ 831 B. GB. 
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vor. Dies ergibt ſchon der Grundſatz der direkten Stell⸗ 
vertretung. Andererſeits aber kann nicht angenommen wer⸗ 
den, daß jede Perſon, die ſich am Apparat des Anſchluß⸗ 
teilnehmers mit deſſen Willen befindet, zur Entgegennahme 
von Willenserklärungen für ihn berechtigt iſt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung entſpricht den im Verkehrsleben herrſchenden An⸗ 
ſchauungen durchaus nicht. Wenn der Anſchlußteilnehmer 
nicht zu Hauſe iſt, wird der Apparat von Hausangehörigen 
und Dienſtboten verſehen und deren Rechtsſtellung ift hier 
dieſelbe, wie ſonſt bei der Entgegennahme mündlicher Er⸗ 
klärungen. Dieſelben ſind hier aber ſtets Boten des Mit⸗ 
teilenden, auch wo verkehrsüblich ihnen gegenüber Erklärungen 
der betreffenden Art abgegeben werden. Eine derartige 
Üblichkeit hat regelmäßig darin ihren Grund, daß es fi 
um Erklärungen von geringerer Bedeutung handelt, bei 
denen es nicht ſo ſehr darauf ankommt, daß ſie unter allen 
Umftänben den Empfänger erreichen ). 

Zum Schluſſe mag noch eine Frage erörtert werden, 
die zwar ihrer Natur nach an ſich keine ſpezifiſchen Be⸗ 
ziehungen zum Fernſprechverkehr aufweiſt, aber gerade hier 
am häufigſten zu praktiſchen Erörterungen geführt hat, näm⸗ 
lich die Verhinderung des Zugehens von Willenserklärungen 
ſeitens des Empfängers, der zur eee derſelben 
verpflichtet iſt “ ). | 


70) Unzutreffend ift auch der Hinweis auf den zu Händen des Gauss 
genoſſen abgegebenen Brief. Dieſer geht hierdurch dem Hausherrn 
zu, weil er mittelbarer Befiter des Briefes wird. 

71) Eine ſolche Verpflichtung wird man überall da annehmen können, 
wo es ſich um Erklärungen handelt, die im Rahmen eines be⸗ 
ſtehenden Schuldverhältniſſes erfolgen und ſich als Ausübung der 
vertraglichen Rechte des anderen Teiles darſtellen. Wer ein künd⸗ 
bares Darlehen annimmt, verpflichtet ſich auch, die Kündigung 

entgegenzunehmen. Analog verpflichtet auch die Stellung eines 
bindenden Vertragsantrages zur Entgegennahme der Annahme⸗ 
erklärung. Da die Eigenart des Fernſprechers darin beſteht, daß 
verhältnismäßig umfängliche Mitteilungen in denkbar ſchleunigſter 
Form gemacht werden können, wird man nur in den Fällen, 
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Nach einer namentlich von Habicht“) eingehend be: 
gründeten Auffaſſung gilt eine Willenserklärung, deren Ab: 
gabe oder Zugehen ſchuldhaft rechtswidrig verhindert wurde, 
als zugegangen. Habicht beruft ſich in erſter Linie auf 
den § 162 B. GB. Es liege eine Bedingung der Umge⸗ 
ſtaltung des Rechtsverhältniſſes vor, deren Eintritt rechts⸗ 
widrig verhindert werde. Aber die direkte Anwendbarkeit 
der Beſtimmungen des 8 162 B. GB. ſcheitert daran, daß 
es ſich hier nicht, wie bei dem von Habicht mit Unrecht 
für ſeine Auffaſſung angezogenen Beiſpiel des Kaufs nach 
Probe, um rechtsgeſchäftliche, ſondern um geſetzliche Bedin⸗ 
gungen handelt. Habicht will den § 162 B. GB. eventuell 
analog anwenden. Aber die durch § 162 gegebene Erſtreckung 
der dinglichen Gebundenheit auf die Herbeiführung des Ein⸗ 
tritts oder Nichteintritts der Bedingung iſt, wie die dingliche 
Gebundenheit überhaupt, eine ſpezifiſche Wirkung der rechts⸗ 
geſchäftlich übernommenen Bedingung und kann daher 
weder auf geſetzliche Bedingungen noch auf rechtsgeſchäftlich 
übernommene Verpflichtungen übertragen werden. Habicht 
operiert noch mit der Analogie des Gläubigerverzuges, aus 
der er den weiteren Satz herleitet, daß die Erklärung auch 
dann als zugegangen gilt, wenn ohne Verſchulden des Er⸗ 
klärungsempfängers doch durch in der Perſon desſelben 
liegende Umſtände die Abgabe oder das Zugehen einer 
Willenserklärung verhindert iſt. Aber der Adreſſat einer 
Willenserklärung hat kein Forderungsrecht, iſt nicht Gläubi⸗ 
ger auf dieſelbe und die Folge des Gläubigerverzuges iſt 
auch nicht, daß die Leiſtung als bewirkt gilt. 

Hölder“) iſt zwar theoretiſch grundſätzlich abweichend, 


die ihrer Natur nach großer Beſchleunigung bedürfen, eine Ver⸗ 
pflichtung annehmen, ſich am Fernſprecher zur Verſügung zu halten. 
Praktiſch wird ſich dies weſentlich auf die Annahme von mittels 
Fernſprechers gemachten Anträgen beſchränken. 

72) Juriſtenzeitung IV S. 265 ff. 

73) Juriſtenzeitung IV S. 340 ff. Vgl. auch Kommentar zum B. GB. 
S. 291 ff. 
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kommt aber praktiſch faſt zu demſelben Reſultat wie Habicht. 
Er nimmt an, daß in allen Fällen, wo eine an eine be⸗ 
ſtimmte Friſt gebundene Erklärung durch in der Perſon des 
Adreſſaten liegende Umſtände nicht innerhalb der Friſt ab⸗ 
gegeben werden kann, die Abgabe noch nachher geſchehen 
könne. Indeſſen würde ein ſolcher Satz für Willenserklä⸗ 
rungen mittels Fernſprechers jedenfalls nicht paſſen “). Denn 
hier handelt es ſich regelmäßig um Fälle, in denen ein klares 
Reſultat binnen kurzer Friſt herbeigeführt werden muß. In 
dieſen kann es aber nicht als Parteiabſicht angeſehen werden, 
daß eine verſpätete Erklärung noch zuläſſig ſein ſoll, wenn 
die Abgabe einer rechtzeitigen ohne Verſchulden unmöglich war. 

Man muß vielmehr ſagen, daß die Verhinderung der 
Abgabe oder des Zugehens von Willenserklärungen mittels 
Fernſprechers nur nach allgemeinen Grundſätzen Rechts⸗ 
wirkungen äußert. Alſo zunächſt nur als verſchuldete 
Verhinderung und nicht ſchon bei Fehlen von Verſchulden 
beim Erklärenden. Und auch dann erzeugt die Verletzung 
der Verpflichtung lediglich einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch, vorausgeſetzt, daß ein ſolcher nach allgemeinen 
Grundſätzen begründet iſt 75). 

Da der Schaden durch Herſtellung in Natur zu erſetzen 
iſt, muß derjenige, der die Abgabe oder das Zugehen einer 
Willenserklärung ſchuldhaft und rechtswidrig verhindert, ſich 
ſo behandeln laſſen, als ob die Erklärung abgegeben und 
ihm zugegangen ſei. Er hat unter dem Geſichtspunkt des 


74) Ob derſelbe ſonſt als Parteiabſicht angenommen werden kann, iſt 
mindeſtens ſehr zweifelhaft. Als Rechtsſatz kann er jedenfalls 
nicht aufgeſtellt werden, wiewohl in beſtimmten Fällen die Praxis 
ſchuldlos verjpätete Erklärungen allerdings als rechtzeitige behan⸗ 
delt. Vgl. z. B. Seufferts Archiv Bd. XXIX Nr. 272, XXXI 
Nr. 178. 

75) Handelt es ſich um Willenserklärungen innerhalb eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes, jo greift $ 276 B. GB. Platz. Für den Fall der 
Verhinderung der Annahme eines Vertragsantrages iſt nach der 
für richtig zu erachtenden Auffaſſung des Reichsgerichts (Entſch. 
Bd. L S. 150) der $ 823 B. GB. an wendbar. 
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Schadenserſatzes das zu leiſten, was er ſonſt unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Vertragserfüllung zu leiſten gehabt hätte. 

Andererſeits kann von dem, der durch Verſchulden des 
Gegners an der rechtzeitigen Abgabe einer Willenserklärung 
verhindert iſt, keinesfalls?) verlangt werden, daß er die 
Willenserklärung unverzüglich nachholt. Derjenige, dem ſich 
durch ſchuldhaftes Handeln oder Unterlaſſen des anderen 
Teils ein Hindernis bei der Abgabe der Erklärung entgegen⸗ 
ſtellt, muß zwar alles tun, um das Zugehen derſelben inner⸗ 
halb der Friſt herbeizuführen. Iſt die Friſt aber abgelaufen, 
ſo iſt ſein Schadenserſatzanſpruch entſtanden. Er kann nun⸗ 
mehr rechtlich auch nicht unter dem Geſichtspunkt des § 254 
B. GB. zur Nachholung der Erklärung für verpflichtet erachtet 
werden. Denn ſein Schaden iſt in von vorneherein feſt 
fixiertem Umfang entſtanden, er kann nicht mehr abgewandt 
oder gemindert werden. Eine Verpflichtung, zu verhindern, 
daß dem Gegner übermäßige Nachteile aus ſeiner Schadens: 
erſatzpflicht erwachſen, beſteht aber nicht““). — 

Wir ſchließen hiermit die Erörterungen zum Telephon⸗ 
recht. Vielleicht iſt die Zeit nicht ferne, wo das Zugehen 
von mittels Fernſprechers übermittelten Willenserklärungen 
durch automatiſche Fixierung in einer vom Willen des Em⸗ 
pfängers unabhängigen Weiſe ſichergeſtellt werden kann““). 
Hierdurch werden gerade die jetzt erörterten Fragen einen 
großen Teil ihrer praktiſchen Bedeutung verlieren und es 
wird vor allem dasjenige Moment beſeitigt oder doch ein⸗ 
geſchränkt, welches der ſpezifiſch juriſtiſchen Verwendung des 
Fernſprechers beſonders hinderlich im Wege ſteht: die Schwie⸗ 
rigkeit des Beweiſes. | 


76) So Planck a. a. O. Bemerkung 5. 

77) Praktiſch wird der an der friſtgerechten Abgabe der Erklärung 
Verhinderte natürlich immer gut tun, ſie alsbald nachzuholen. 

78) Vgl. Jentſch im Poſtarchiv 1900 S. 656. 


IV. 


Die vertragsmäßige Haftung des Ratgebers. 
Von | 
Herrn Aſſeſſor Dr. P. Brunswig in Berlin. 


I. Abſchnitt. 


81. 
Allgemeines. 


Die Haftung des Ratgebers iſt von jeher viel behandelt 
worden. In neuerer Zeit hat der Umfang der Spezial⸗ 
literatur dieſes Gebietes ſich beſonders auffällig vermehrt. 

Dieſes Anwachſen der juriſtiſchen Abhandlungen korreſpondiert 
mit der zunehmenden wirtſchaftlichen Bedeutung der Rats⸗ 
erteilung, namentlich mit der Ausbreitung ihrer modernſten 
Form: der Auskunftsbureaux. 

Die Lehre vom Recht der Auskunfteien iſt denn auch 
Zweck und Ziel aller mit der Materie ſich befaſſenden Schrift⸗ 
ſteller; auch der vorliegenden Abhandlung. Dieſe Lehre kann 
aber nur gefördert werden nach ſorgfältiger Durcharbeitung 
der zu Grunde liegenden juriſtiſchen Begriffe und Verhält⸗ 
niſſe. Über die Grundfragen herrſcht nun noch keineswegs 
Einſtimmigkeit; und namentlich in der wichtigſten Frage, der 
nach der juriſtiſchen Konſtruktion des Vertrages, ſcheint mir 
die herrſchende Anſicht in einem praktiſch ſehr bedeutſamen 
theoretiſchen Irrtum befangen zu ſein )). 


1) Vgl. unten $ 4. 
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Das Bürgerliche Geſetzbuch hat die Lehre vom Rat und 
der Empfehlung — die „Auskunft“ erwähnt es nicht aus⸗ 
drücklich — anſcheinend auf eine neue Baſis geſtellt. Der 
8 676 lieſt ſich auf den erſten Blick wie eine Sonderregelung 
der Materie. Dieſe Sonderregelung unterſcheidet ſich aber 
dadurch von anderen, daß ſie in Wahrheit gar keine iſt. 
Denn es werden unter ausdrücklicher Ablehnung jeder aus 
dem Rat und der Empfehlung an ſich fließenden Haftung 
lediglich die allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes über un⸗ 
erlaubte Handlungen und Verträge für anwendbar erklärt 
und zwar ohne jede Beſonderheit ?). 

Im Folgenden ſcheide ich die Unterſuchung hinſichtlich 
der unerlaubten Handlungen aus. Denn einmal iſt ſie 
praktiſch — namentlich bei den Auskunfteien — wenig wichtig 
und zweitens wird man hier der herrſchenden Anſicht, die 
auf dem Standpunkt ſteht, es komme nur § 826 B. GB. zur 
Anwendung ), im praktiſchen Reſultat“) recht geben können. 


§ 2. 
Begriff. 


Den Begriff von Rat und Empfehlung hat man aus 
dem allgemeinen Sprachgebrauch zu entnehmen, da das Ge⸗ 
ſetz beides weder in § 676 noch anderswo definiert. 


2) Aus den Protokollen S. 2342 ergibt ſich denn auch, daß die Be⸗ 
ſtimmung nur aufgenommen iſt in Rüdficht auf gewiſſe Beſtim⸗ 
mungen und Anſichten im bisherigen Recht, denen unzweideutig 
ein Ende zu machen der Geſetzgeber für nötig hielt. Über dieſe 
Anſichten vgl. namentlich Jacoby, Die Krediterkundigung, 1891. 

3) Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch S. 1078; Ortmann, 
Kommentar S. 410; Planck, Kommentar II S. 424; Kämpfer, 
Die Auskunftserteilung, Diſſert. 1902, S. 36 ff.; Wolff, Die 
Haftung des Ratgebers, Diſſert. 1899, S. 27; Zahnen, Die 
Haftung des Ratgebers, Diſſert. 1899, S. 50 f.; Sonntag bei 
Holdheim 1903 S. 142. 

4) Nicht in der theoretiſchen Begründung. Ich kann nicht einſehen, 
warum $ 823 von vornherein begrifflich von der Anwendung aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll, kann hier aber auf die Frage nicht näher eingehen. 


N 
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Ein Rat wird erteilt heißt: eine Perſon, der Ratgeber, 
teilt einer anderen mit, was dieſe nach des Ratgebers An⸗ 
ſicht tun muß, um ihr Intereſſe wahrzunehmen, und fordert 
dieſe andere Perſon auf, dem entſprechend zu handeln. Die 
Aufforderung halte ich für unweſentlich; die Schriftſteller, 
die anderer Anſicht find 5), ziehen aus dieſer ihrer Auffaſſung 
nicht die geringſte Konſequenz. 

Der Rat enthält alſo ſtets ein Werturteil über eine in 
der Zukunft liegende Handlung des Empfängers. Und zwar 
wird dieſes Urteil bezogen auf das Intereſſe des Empfängers; 
es wird ihm mitgeteilt, welche Handlung gut für ihn iſt. 
Die Mitteilung erfolgt, um ihn zu der betreffenden Hand⸗ 
lung zu veranlaſſen, doch ohne daß er zu ihr irgendwie ver⸗ 
pflichtet wird; der Rat ſoll lediglich Motiv ſein; der Entſchluß 
zur Handlung und deren Ausführung ſelbſt bleibt allein dem 
Beratenen überlaſſen. 

Empfehlung entſpricht, ſofern ſie Empfehlung einer 
Handlung iſt, ganz dem Rate. Als Empfehlung einer Per⸗ 
ſon oder Sache iſt ſie ein Urteil über dieſe Sache, ebenfalls 
bezogen auf das Intereſſe des Empfängers der Empfehlung. 
Sie will ebenfalls Motiv für ein zukünftiges Verhalten des 
Empfängers ſein. 

Die wichtigſte Form der Empfehlung heißt im Verkehr 
„Auskunft“, namentlich im kaufmänniſchen Verkehr. Der 
Begriff iſt hier an ſich derſelbe. Nur werden hier dem Ur⸗ 
teil über die „angefragte“ Perſon oder Sache meiſtens Tat⸗ 
ſachen zur Begründung beigegeben, und es kommt auch vor, 
daß die ganze Empfehlung oder Auskunft nur aus der An- 
gabe von Tatſachen beſteht. Das iſt für den Begriff jedoch 
nicht weſentlich. Feſtzuhalten iſt nur, daß die Auskunft be⸗ 
ſtimmt ſein muß, Motiv zu einer zukünſtigen Handlung des 
Empfängers zu ſein, da man ſonſt von einem „Befolgen“ 
derſelben auch nicht analog ſprechen kann, und daß ſie auf 


5) Namentlich Wolff, Die Haftung des Ratgebers, Diſſert. 1899, 
S. 8. 
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ſein Intereſſe bezogen, daß ihr Zweck ſein muß, ihm ein 
Handeln zu ermöglichen, das dieſem Intereſſe entipridbt *). 
Rein terminologiſch für das Folgende bemerke ich, daß 
ich die Ausdrücke: Rat, Empfehlung und Auskunft im all⸗ 
gemeinen ganz gleichbedeutend gebrauche, ſo daß jeder auch 
die beiden anderen vertritt, und es ausdrücklich hervorhebe, 
wenn für einen Begriff etwas Beſonderes gelten ſoll. 


II. Abſchnitt. 


Die hier intereſſierende Vorſchrift des $ 676 B. GB. 
verpflichtet nun den, der einem Anderen Rat oder Empfeh⸗ 
lung erteilt hat, zum Erſatze des aus dem Befolgen des 
Rates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens dann, 
wenn ſich dieſe Pflicht aus einem Vertragsverhältnis ergibt. 
Das kann in verſchiedener Weiſe der Fall ſein. 

Erſtens kann ſich das Vertragsverhältnis direkt auf die 
Übernahme der Haftung beziehen. Dann geht es neben dem 
Rat und der Empfehlung her und ſtellt ſich als Garantie⸗ 
übernahme dar. Ob überhaupt, wann und in welchem Um⸗ 
fange der Garantierende haftet, beſtimmt ſich nach dem 
Inhalte des Garantievertrages, der bei Rat und Empfehlung 
nicht anders zu beurteilen iſt als anderswo. 


6) In der Literatur wird die Auskunft in dem eben entwickelten 
Sinne durchaus rechtlich dem Rat und der Empfehlung gleich⸗ 
geſtellt, meiſt auf dem Wege, daß bei der Frage nach der recht⸗ 
lichen Natur der „Auskunft“, wie fie von den Auskunftsbureaus 
erteilt wird, die Regeln über Rat und Empfehlung angewendet 
werden. Vgl. Staub, Kommentar S. 1078 ff.; Dernburg, 
Das bürgerliche Recht II. 2 S. 366; Riezler, Der Werkvertrag 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch S. 87 ff.; Jacoby a. a. O. 
S. 6; v. Witzleben, Außerkontraktliche Haftung für Rat, 1898, 
S. 7; Sonntag bei Holdheim, 1903, S. 142; Wolff 
a. a. O. S. 8; Zahnen, Die Haftung des Ratgebers, Differt. 
1899, S. 1; Cramer, Die Krediterkundigung nach der zivilrecht⸗ 
lichen Seite, Diſſert. 1896, S. 9 u. ſ. w. 
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Zweitens kann der Empfehlende die Bürgſchaft für den 
Empfohlenen, für das Geſchäft, hinſichtlich deſſen die Em⸗ 
pfehlung erteilt iſt, übernehmen. Dabei wird die Form des 
Kreditauftrages häufig fein”). Auch hier gelten für Rat 
und Empfehlung keine Beſonderheiten. 

Drittens aber kann ſich eine Verantwortlichkeit aus 
einem Vertragsverhältnis ergeben, wenn der Vertrag auf die 
Erteilung von Rat und Empfehlung gerichtet iſt. Dieſe 
Eventualität intereſſiert hier; und es iſt zunächſt zu unter⸗ 
ſuchen, wann ein ſolches Vertragsverhältnis vorliegt. 


$ 3. 


Wann liegt bei Erteilung von Rat und Empfehlung ein 
Vertragsverhältnis vor? 


Die Entſcheidung dieſer Frage begegnet darum gewiſſen 
Schwierigkeiten, weil einmal in den meiſten Fällen der Er⸗ 
teilung von Rat und Empfehlung, nämlich immer da, wo 
ſie auf Anfrage erfolgt, die Form eines Vertragsſchluſſes 
vorhanden iſt, und weil andererſeits gerade bei dieſer Tätig⸗ 
keit bloße Gefälligkeit, geſellſchaftliche Rückſichten u. ſ. w., 
die jenſeits der Sphäre des Rechts überhaupt liegen, eine 
beſonders große Rolle ſpielen. An ſich kommt es ja darauf 
an, ob die Beteiligten beabſichtigten, ſich vertragsmäßig zu 
binden; ob ſie aber dieſe Abſicht hatten, wird ſchon darum 
aus anderen Umſtänden als ihren eigenen Angaben ent⸗ 
nommen werden müſſen, weil der Beratene ſtets für, der 
Ratgeber ſtets gegen die Annahme dieſer Abſicht plädieren 
wird. Die Frage iſt denn auch in der einſchlägigen Literatur 
ſtets eifrig ventiliert worden ). 


7) B. GB. $ 778. 

8) Dernburg a. a. O. II, 2 S. 366 IV; Brückner, Rechtliche 
Stellung der kaufmänniſchen Auskunftsbureaus, 1903, S. 4; 
Wolff a. a. O. S. 11 ff.; Jacoby a. a. O. S. 6 ff.; Dern⸗ 
burg, Pandekten II S. 319; Kämpfer a. a. O. S. 49 ff.; 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 6 
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Auf jene äußerliche Ahnlichkeit kann Gewicht natürlich 
nicht gelegt werden. Daß der Rat auf Anfrage erteilt wird, 
ſtellt ſich nicht anders dar, als wenn irgend eine andere 
menſchliche Handlung auf die Bitte eines Anderen erbracht 
wird; läßt alſo die Frage nach dem Abſchluß eines Vertrages 
durchaus offen. Die entgegengeſetzte Anſicht v. Völdern⸗ 
dorffs )), der in jedem auf Anfrage erteilten Rat einen 
Vertragsſchluß erblicken will, iſt ſchon für das gemeine Recht 
ganz ohne Einfluß geblieben, ſo daß die gebräuchlichen Pan⸗ 
dektenlehrbücher ihrer nicht mehr gedenken 1). 

Im übrigen iſt das ſicherſte Zeichen für rechtsgeſchäft⸗ 
liche Abſichten der Beteiligten die Entrichtung eines Entgelts 


flür die Erteilung des Rates und der Empfehlung 1). 


Zweifellos liegt Vertragsabſchluß vor, wenn das Ent⸗ 
gelt im juriſtiſchen Sinne als Gegenleiſtung für Rat oder 
Auskunft gegeben wird. Ob es dann in Geld oder anderen 
Leiſtungen beſteht, iſt gleichgültig. Dahin gehört namentlich 
der berufs⸗ oder gewerbsmäßig erteilte Rat, z. B. beim 
Arzt, Rechtsanwalt; vor allem die Tätigkeit der Auskunfts⸗ 
bureaus. Aber auch bei gelegentlich entgeltlich gegebenem 
Rat muß vertragsmäßige Bindung angenommen werden, es 
ſei denn, daß lediglich eine Pauſchalſumme für Auslagen 
gezahlt wird. Ich kann Wolff 1) nicht beiſtimmen, daß, 
wer ein „Philantropium“ einſteckt, nichts dafür zu leiſten 
brauchte !). = 

Es genügt aber ferner im allgemeinen auch Entgelt: 
lichkeit in bloß wirtſchaftlichem Sinne, um die Abſicht recht? 


Zahnen a. a. O. S. 35 ff. u. a. m. ROS. Bd. XIX S. 197 
RS. Bd. XXVII S. 118 ff. | 
9) Buſchs Archiv für Handelsrecht Bd. XXXV S. 1 ff. 
10) Dern burg II 5 115 Anm. 8 und 9; Windſcheid II 58 112 
Anm. 21. | 
11) Kämpfer a. a. O. S. 49 ff. und Riezler a. a. O. S. 87 ff. 
wollen nur bei Entgeltlichkeit Vertrag annehmen und zwar nur 
bei Entgelt im juriſtiſchen Sinne. 
12) a. a. O. S. 32. 
13) Vgl. auch Jacoby a. a. O. S. 55. 
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licher Bindung annehmen zu laſſen. Das iſt das Prinzip 
der viel beſprochenen Entſcheidung des Reichsgerichts 1), daß 
entgeltliche Auskunftserteilung vorliege, wenn unter den 
Parteien eine Geſchäftsverbindung beſtand; die aus dieſer 
erwarteten Vorteile ſollen der „Bezahlung“ und „Belohnung“ 
des Preuß. Allg. LR. I, 13 88 220, 221 gleichſtehen. 
Dieſe Entſcheidung iſt auch für das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch zutreffend, ja für dieſes noch weit eher, als für das 
preußiſche Recht. Denn daß die aus der Geſchäftsverbindung 
erwarteten Vorteile nicht als Entgelt im juriſtiſchen Sinne, 
als eigentliche Gegenleiſtung, betrachtet werden können, iſt 
ſicher, und ſomit zum mindeſten zweifelhaft, ob ſie den Be⸗ 
griff der „Bezahlung“ oder „Belohnung“ erfüllen. Für das 
Bürgerliche Geſetzbuch iſt das aber mangels einer entſprechen⸗ 
den Geſetzesvorſchrift auch nicht erforderlich. 
| Den Ausführungen des Reichsgerichts entgegenhalten 
zu wollen 15), ſie ſeien gekünſtelt, weil die Geſchäftsverbin⸗ 
dung kein Vertrag ſei, heißt etwas bekämpfen, was ſie nicht 
enthalten, und heißt die Pointe der Entſcheidung ebenſo ver- 
kennen, wie dies Wolff!) tut, der die vom Reichsgericht 
vorgenommene Wertung der Geſchäftsverbindung nur dann 
für richtig halten will, wenn dieſe ſich „zu einem konkreten 
Rechtsverhältnis verdichtet hat“; denn dann liegt eben eine 
bloße Geſchäftsverbindung nicht mehr vor. Endlich kann ich 
auch eine Tendenz des § 676, dahingehend, die Annahme 
eines Vertrages bei Rat und Empfehlung möglichſt einzu⸗ 
ſchränken, nicht erkennen “)). Aus feinem Wortlaut ergibt 
ſie ſich nicht, und die Motive ſagen über die Fälle, in denen 
eine Haftung für Rat und Empfehlung ſtattfinden kann 185): 
„Dahin gehört der Fall, daß Rat und Empfehlung auf 
Grund eines ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vertrages, 


14) Bd. XXVII S. 121 ff. 

15) Zeitſchrift für Aktienweſen, Jahrg. 1902 Nr. 7/8 S. 162 ff. 
16) a. a. O. S. 30. 

17) So der häufig zitierte Riezler a. a. O. S. 89 ff. 

18) Bd. II S. 554. 
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vielleicht ſogar gegen Entgelt“ erteilt wird, ſtehen alſo durch⸗ 
aus auf dem Standpunkt, daß Entgeltlichkeit im ſtrengen 
Sinne des Wortes keine conditio sine qua non für Annahme 
des Vertrages iſt 1°). 

Die aus einer Geſchäftsverbindung zwiſchen den Be⸗ 
teiligten von jedem erwarteten Vorteile, ſowie die ſich daraus 
ergebende, nach Treu und Glauben berechtigte Erwartung 
jedes von ihnen, von dem Geſchäftsfreund beſonders gut 
bedient zu werden, genügen meiner Anſicht nach vollauf, 
um die Annahme zu rechtfertigen, die Erteilung von Em⸗ 
pfehlung und Auskunft begründe unter ihnen auch ohne 
ſpezielle Gegenleiſtung ein Vertragsverhältnis. 

Ahnliches wird in anderen Fällen anzunehmen ſein, in 
denen eine ſpezielle Vergütung nicht entrichtet wird, aber 
wirtſchaftliche Vorteile von der Gegenſeite erwartet werden. 

Stets liegt demnach ein Vertragsverhältnis vor, wenn 
bei Gelegenheit und im Zuſammenhang mit einem anderen 
Vertrage Ratserteilung vorkommt. Fälle dieſer Art ſind 
außerordentlich häufig; Zeitungen erteilen ihren Abonnenten, 
Kaufleute ihren Kunden Rat. Praktiſch wichtig iſt nament⸗ 
lich die Beratung des Bankiers beim Kaufen und Verkaufen 
von Wertpapieren und die Erteilung von Rat und Auskunft 
ſeitens des Kommiſſionärs an den Kommittenten ?“). Be⸗ 
grifflich kann ſolche in Erteilung von Rat beſtehende Neben⸗ 
leiſtung bei allen obligatoriſchen Verträgen vorkommen )). 
Von Bedeutung und nicht ohne Schwierigkeit wird aber in 
der Praxis bei dieſen Fällen namentlich die Abgrenzung von 
bloßen Anpreiſungen auf der einen, von Zuſicherung be: 
ſtimmter Eigenſchaften und Garantieübernahme auf der 


19) Unter den Gegnern ſcheint auch Sonntag zu ſein, der die „ge⸗ 
ſchäftsfreundliche“ Auskunft mit der außervertraglichen identifiziert, 
a. a. O. S. 142. 

20) Vgl. RG. Bd. XLII S. 129 f., Bd. XLIII S. 111; Juriſtiſche 
Wochenſchrift, Jahrg. 1902, S. 318 f. 

21) Vgl. z. B. die Fälle bei Scherer, Kommentar ©. 945 unter 3. 
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anderen Seite ſein, worüber ſich aber allgemeine Regeln 
nicht geben laſſen. | 

Iſt nun Entgeltlichkeit ſtets ein zwingendes Argument 
für die Annahme eines Vertrages, ſo iſt nicht umgekehrt 
Unentgeltlichkeit eines für das Gegenteil. Es ſind ſehr wohl 
Fälle denkbar, in denen die Unentgeltlichkeit lediglich als 
Verzicht auf die an ſich zu zahlende Vergütung erſcheint. 
So kann es keinen Unterſchied machen, ob der Rechtsanwalt 
oder der Arzt dem Fragenden das Honorar im voraus oder 
nachträglich erläßt, und die Hamburger Rechtsanwälte, die 
täglich auf der Börſe unentgeltlich Rat erteilen, ſtehen ſicher 
zu den Beratenen in Vertragsverhältniſſen, ebenſo wie die 
Anwälte in den Volksbureaus, in denen armen Parteien 
unentgeltlich Rat erteilt wird. 

Allerdings müſſen bei Unentgeltlichkeit ſchon ganz be⸗ 
ſondere Umſtände vorliegen, die die Annahme eines Ver⸗ 
trages rechtfertigen. Das allgemeine Prinzip, das den eben 
gegebenen Beiſpielen zu Grunde liegt, dürfte dahin zu faſſen 
ſein, daß ein Vertragsabſchluß auch dann anzunehmen iſt, 
wenn jemand, der im allgemeinen Rat und Auskunft berufs⸗ 
oder gewerbsmäßig erteilt, dies im einzelnen Fall unentgelt⸗ 
lich tut, es ſei denn, daß beſondere Umſtände dagegen ſprechen. 
Bei gelegentlicher unentgeltlicher Erteilung von Rat oder 
Empfehlung liegt dagegen wohl nie ein Vertrag unter den 
Beteiligten vor. 

Eine beſondere Stellung nimmt ſchließlich der unerbetene 
Rat ein. Daß auch bei ihm unter Umſtänden ein Vertrags⸗ 
verhältnis begründet werden kann, läßt ſich nicht leugnen, 
ſo wenn nachträglich ein Honorar dafür entrichtet wird u. ſ. w. 
Immer aber muß dieſer Vertragsabſchluß ſich durch irgend 
etwas dokumentieren; der Rat oder die Empfehlung ſelbſt 
kann nur als eine Offerte aufgefaßt werden, woran es nichts 
ändert, daß dieſe Offerte zugleich die Erfüllung enthält; 
und es geht nicht an, in dem bloßen Befolgen des Rates 
oder der Auskunft ſchon die Annahme dieſer Offerte zu er⸗ 
blicken. Auch wird meiſtens bei dem Rat die Abſicht, eine 


86 Brunswig: Die vertragsmäßige Haftung des Ratgebers. 


Vertragsofferte zu machen, keineswegs vorliegen. Jedenfalls 
geht das Reichsgericht viel zu weit, wenn es den Satz auf⸗ 
ſtellt??): „Wenn jemand, zu deſſen Berufsgeſchäften es 
gehört, Anderen in Geſchäften der fraglichen Art beratend 
zur Seite zu ſtehen, und der erfahren hat, daß ein Anderer 
in einer ſolchen Angelegenheit einer zuverläſſigen Auskunft 
bedarf, dieſem dann in einem an denſelben gerichteten 
Schreiben eine Auskunft über den erheblichen Punkt gibt, 
ſo ſchließt er eben dadurch den betreffenden Vertrag mit 
dem Auskunft Begehrenden ab.“ Wie die Fortſetzung der 
Entſcheidung ergibt, ſoll das auch für den Fall gelten, daß 
der Auskunft Gebende ein Entgelt von dem Empfänger 
weder bekommt noch erwartet. 

Dieſe Entſcheidung ſcheint mir willkürlich und nicht 
haltbar; es fehlt bei ihr an jeder Möglichkeit, eine Vertrags⸗ 
abſicht auf der einen oder anderen Seite zu konſtruieren; 
namentlich hatte in dem entſchiedenen Falle ſicher der An⸗ 
walt nicht die Abſicht, dem Kläger eine Vertragsofferte zu 
machen. Richtig kann höchſtens ſein, daß in ſolchen Fällen 


bei der Erteilung der Auskunft eine Pflicht des Erteilers zu 


gründlicher Prüfung anzunehmen iſt, ſo daß bei deren Fehlen 
aus 8 823 wegen Fahrläſſigkeit gehaftet wird?). Dann 
aber iſt eine Rechtsverletzung erforderlich. So wie der Satz 
lautet, bedeutet er in Wahrheit den Verſuch, die Haftung 
für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung auf dem Umwege 


einer nach den Tatſachen nicht gerechtfertigten Vertragskon⸗ 


ſtruktion einzuführen. | 

Endlich ift auf Grund des § 676 feftzuftellen, daß ver: 
tragsähnliche Verhältniſſe keine Haftung begründen können. 
Eine extenſive Interpretation der Beſtimmung entſpricht 
ſicher nicht der Abſicht des Gefetzes. Es iſt daher überflüſſig, 
ob und wann in der unerbetenen Erteilung von Rat und 


22) Bd. LII S. 366. 
23) Die herrſchende Anficht würde allerdings jede N aus $ 823 
ablehnen. Vgl. oben Anm. 4. 
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Empfehlung eine Geſchäftsführung ohne Auftrag liegt. Auch 
wenn man zu der längſt verlaſſenen Auffaſſung v. Völ⸗ 
derndorffs?) zurückkehren und in jedem unerbetenen Rat 
rein konſtruktiv eine Geſchäftsführung ohne Auftrag ſehen 
wollte, entbehrte dieſe Anſicht jeder praktiſchen Bedeutung, 
da die Grundſätze über die Haftung des Ratgebers als Ge⸗ 
ſchäftsführers ohne Auftrag jedenfalls durch § 676 von der 

Anwendung ausgeſchloſſen wären. = 


§ 4. 
Juriſtiſche Natur des Vertrages. 


Der auf die entgeltliche Erteilung von Rat und Em⸗ 
pfehlung gerichtete Vertrag wird von der bisherigen Literatur 
mit einer in juriſtiſchen Fragen geradezu überraſchenden 
Einmütigkeit unter die Kategorie des Werkvertrages ge⸗ 
ftellt 25); eine Anſicht, der ich mich jedoch e an⸗ 
ſchließen kann. 


24) In Buſchs Archiv Bd. XXXV S. 1 ff. Dieſe Anſicht iſt im 
gemeinen Rechte übrigens ebenſo verlaſſen, wie die oben abge⸗ 
wieſene. 

25) Endemann, Lehrbuch, 8. Aufl., I, 6 S. 1087 Anm. 31; Staub 
a. a. O. S. 1080 Anm. 9; Lehmann⸗Ring II S. 24 Nr. 16; 
Kämpfer a. a. O. S. 52 ff.; Jacoby a. a. O. S. 51 f.; Dern⸗ 
burg a. a. O. II, 2 S. 429; Sonntag a. a. O. S. 144; Sutro, 
Die kaufmänniſche Krediterkundigung S. 72; Planck a. a. O. II 
S. 363 — doch nur für die Geſchäfte der Auskunftsbureaus, all⸗ 
gemein für Rat und Empfehlung entſcheidet er die Frage nicht —; 
Brückner a. a. O. S. 7 und namentlich Riezler a. a. O. 
S. 87 ff. Unentſchieden laſſen die Frage: Planck a. a. O. II 
S. 424; Staudinger, Kommentar S. 507; vor allem das 

R. Bd. LIT S. 367. — Der herrſchenden Auffafſung ganz ent⸗ 
gegengeſetzt, ſoweit mir bekannt, nur Düringer⸗ Hachenburg, 
Kommentar S. 230 a, a, der ſtets Dienſtvertrag annimmt, jedoch 
ohne nähere Begründung und ohne Polemik gegen die herrſchende 
Auffaſſung. — Wie die herrſchende Auffaſſung auch noch Georg 

Lehmann, Die Rechtslage der kaufmänniſchen Auskunftei, Köln 
1904 (mir erſt während des Druckes zugänglich geworden), S. 29 ff. 
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Daß nur Dienſt⸗ oder Werkvertrag in Frage kommen 
können, ſteht feſt. Denn die Verpflichtung des Schuldners 
geht auf eine Arbeitsleiſtung: auf das Prüfen und Beur⸗ 
teilen der Sachlage beim Rat, auf das Einziehen von Er⸗ 
kundigungen, das Sichten, Ordnen und wiederum Prüfen 
des ſo geſammelten Materials bei Empfehlung und Auskunft, 
und ſchließlich auf die Mitteilung des Ergebniſſes an den 
Gläubiger. Welchem Typus der Vertrag angehört, kann — 
abgeſehen von anderen wichtigen Punkten, wie z. B. der 
Kündigung — auch für die Frage nach der Haftung nicht 
dahingeſtellt bleiben, da beim Werkvertrage die kurze Ver⸗ 
jährung von ſechs Monaten für die Schadenserſatzanſprüche 
ſtattfindet, während beim Dienſtvertrage die normale Ver⸗ 
jährungsfriſt von dreißig Jahren eintritt. Dieſer Unterſchied 
iſt von eminenter Bedeutung, da bei allen größeren Ge⸗ 
ſchäften ſich erſt nach Ablauf von ſechs Monaten überhaupt 
herausſtellen wird, ob die Auskunft richtig war oder falſch. 

Jede Arbeitsleiſtung kann nun Gegenſtand eines Dienſt⸗ 
oder Werkvertrages ſein. Auch beim Dienſtvertrag wird die 
Arbeitsleiſtung um eines Erfolges willen Gegenſtand des 
Rechtsverkehrs. Der Unterſchied liegt darin, daß beim 
Werkvertrag dieſer Erfolg eigentlicher Gegenſtand des Ver⸗ 
trages iſt, daß die Leiſtung nur als erbracht anzuſehen iſt, 
falls der Erfolg erreicht wurde, während beim Dienſtvertrage 
die Arbeitsleiſtung ſelbſt Gegenſtand des Vertrages iſt, deſſen 
Nichterfüllung nicht ſchon mit der Nichterreichung des Erfolges 
gegeben iſt. 

Was beabſichtigt iſt, darüber entſcheidet der Wille der 
Parteien, und da dieſer Wille nur ſehr ſelten direkt aus⸗ 
geſprochen iſt, ſo muß er aus den Umſtänden entnommen 
werden. Das Hauptkriterium bildet dabei die Zahlung der 
Vergütung, denn wie Riezler ?“) mit Recht bemerkt, dar: 
über werden ſich die Parteien meiſtens klar ſein, ob die 
Vergütung auf alle Fälle gezahlt werden ſoll oder nur für 


26) a. a. O. S. 43. 
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den Fall eines „Erfolges“. Dabei iſt aber zu bemerken: 
nicht auf irgend einen Erfolg kommt es an — denn irgend 
einen Erfolg hat jede Arbeitsleiſtung —, ſondern auf den 
Erfolg, um deſſenwillen die Tätigkeit überhaupt Gegenſtand 
rechtlichen Verkehrs geworden iſt. Dieſer Erfolg erſcheint 
beim Dienſtvertrag nur als Motiv zum Abſchluß des Ver⸗ 
trages, beim Werkvertrag als Inhalt des Vertrages, oder, 
wie mein Lehrer E. J. Bekker im Kolleg es auszudrücken 
pflegte: beim Werkvertrag wird der Schuldner dafür bezahlt, 
daß er den Erfolg erreicht, beim Dienſtvertrag dafür, daß 
er ſich Mühe gibt, ihn zu erreichen. 

Der Erfolg nun, der in allen Fällen von Rat und 
Empfehlung erreicht werden ſoll, iſt — ganz allgemein ge⸗ 
ſprochen — die Abſicht, den Empfänger des Rates vor 
Schaden zu bewahren oder ihm Nutzen zu bringen. Dieſes 
Ziel zeigt ſich beim Rat direkt; hier heißt es: dieſe oder 
jene Handlung wird zu Ihren Gunſten ausſchlagen; bei 
Empfehlung und Auskunft indirekt: ſie erfüllen jenen allge⸗ 
meinen Zweck dann, wenn das Urteil, das bei ihnen über 
Perſon oder Sache abgegeben wird, richtig iſt und, ſoweit 
ſie bloße Tatſachen berichten, wenn dieſe Tatſachen wahr 
ſind. Denn in dieſen Fällen baut der Empfänger der Em⸗ 
pfehlung und Auskunft ſeine Schlüſſe auf richtigen Voraus⸗ 
ſetzungen auf; dieſe richtigen Grundlagen ſind es, die er 
haben will, wenn er für Empfehlung und Auskunft Geld 
ausgibt. Irgend eine andere Abſicht kann gar nicht ob⸗ 
walten; denn erfüllen Rat, Empfehlung und Auskunft die 
angegebenen Bedingungen nicht, ſo ſind ſie für den Em⸗ 
pfänger nicht nur wertlos, ſondern geradezu ſchädlich. 

Objektiv — nicht etwa ſubjektiv — richtiger Rat, wahr⸗ 
heitsgemäße Auskunft und Empfehlung: das iſt der Erfolg, 
der an ſich durch die Arbeitsleiſtung erreicht werden ſoll. 

Danach muß man die möglichen Fälle unterſcheiden: 

Iſt ausgemacht, daß die Vergütung nur gezahlt werden 
ſoll, wenn richtiger Rat erteilt iſt, ſo liegt ein Werkvertrag 
vor, der Erfolg bildet hier zweifellos den Gegenſtand des 
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Vertrages. Solche Fälle ſind ſehr ſelten, ſie finden ſich 
aber. Hierher gehört es namentlich, wenn ein Bureau für 
die Richtigkeit ſeiner Auskünfte garantiert, ohne doch eigent⸗ 
lich damit eine Haftung für den Schaden zu übernehmen 2). 
Anders aber in den meiſten Fällen. Wo die Vergütung 
verdient iſt, auch wenn der Rat Schaden bringt, die Em⸗ 
pfehlung und Auskunft falſch iſt, iſt ein Dienſtvertrag an⸗ 
zunehmen. Denn die Arbeitsleiſtung als ſolche wird hier 
bezahlt; ſie iſt genau die gleiche wie in den Fällen der erſten 
Gruppe; auch ſie zielt darauf ab, objektiv richtigen Rat und 
Auskunft zu erteilen; aber, auch ohne daß dieſer Erfolg 
erreicht iſt, muß gezahlt werden: alſo ein Dienſtvertrag. 


Daß dieſe Fälle in der Praxis die große Mehrzahl | 


bilden, bedarf kaum eines Hinweiſes. Kein Sachverſtändiger, 


kein Kaufmann, kein Auskunftsbureau wird ohne weiteres 


ſeiner Vergütung verluſtig gehen, wenn Rat oder Auskunft 
ſich als falſch herausſtellen. Dieſe Verkehrsſitte iſt jo all⸗ 
gemein und unzweifelhaft, daß überall da, wo die Richtig⸗ 
keit des Rates gewährleiſtet werden ſoll?s), in praxi eine 
ausdrücklich dahingehende Erklärung verlangt werden muß. 
Der Rechtsanwalt, der zum Prozeß, der Arzt, der zur Ope⸗ 
ration geraten, der Kaufmann, der Kreditwürdigkeit, das 
Auskunftsbureau, das langjähriges Beſtehen einer Firma 
behauptet hat: ſie alle können ihre Vergütung verlangen, 
auch wenn der Prozeß verloren wird, der Patient unter 
dem Meſſer ſtirbt, der Empfohlene Konkurs macht und die 
Firma erſt geſtern gegründet iſt. | | 

Dieſer pofitiven Begründung meiner Auffaſſung eine 


27) So liegt der Fall bei der Entſcheidung des Kammergerichts in den 
Blättern für Rechtspflege im Kammergerichtsbezirk, Jahrg. 1902, 
S. 95 f., was beachtet werden muß, da an dieſe Entſcheidung ſonſt 
leicht falſche Konſequenzen geknüpft werden können. Vgl. dazu 
Bürgel in den Blättern für Rechtspflege im Bezirk des Kammer⸗ 
gerichts, 1901, S. 113 ff. 

28) Natürlich nicht im Sinne der Übernahme einer Garantie für allen 
Schaden, die ſelbſtverſtändlich immer ausdrücklich geſchehen muß. 
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negative — durch eine Polemik gegen die Gründe der Geg⸗ 
ner — hinzuzufügen, bin ich in gewiſſem Sinne deswegen 


überhoben, weil irgendwie eingehende Begründungen nirgends 
gegeben werden??). Es ſcheint allen Autoren halbwegs 
ſelbſtverſtändlich zu ſein, daß auch in den Fällen meiner 
zweiten Gruppe ein Werkvertrag vorliegt; auch nur eine 
Trennung dieſer beiden Gruppen habe ich nirgends gefunden, 
jedenfalls weil niemand dem Unterſchied irgend eine Bedeu⸗ 
tung beimißt. Ich bin alſo in der folgenden Polemik auf 
ein Streiten gegen Möglichkeiten angewieſen. 

Vnbeſtreitbar ift jedenfalls, daß in den Fällen der 
zweiten Gruppe der richtige Rat u. ſ. w. nicht Gegenſtand 
des Vertrages in dem Sinne wie in den Fällen der erſten 
Gruppe iſt. Nirgends findet ſich denn auch eine Andeutung 
davon, daß etwa alle vorkommenden Verträge unter Gruppe! 
zu ſtellen ſeien; eine ſolche Anſicht würde auch den tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen zu kraß widerſprechen. 

Beſtreiten aber wird man vielleicht, daß für die Gruppe II 
jener Erfolg, der objektiv richtige Rat, die richtige Auskunft 
u. ſ. w., überhaupt zur Beurteilung der juriſtiſchen Natur 
des Vertrages herangezogen werden darf. Entfernte Abſicht 
der Parteien möge ja ſein, ihn zu erreichen, als Gegenſtand 
des Vertrages, als herzuſtellendes Werk, als zu erreichender 
Erfolg komme nur der Rat an ſich, die „fertige Auskunft“ 
in Betracht). 

Di.ieſer Argumentation könnte ich nicht zuſtimmen. Der 
Rat an ſich, die „fertige Auskunft“, hat keinerlei Qualitäten 


29) Verhältnismäßig am meiſten gibt noch Endemann a. a. O. Ib 


S. 1087: „Es handelt ſich dann, wenn der Rat entgeltlich erteilt 
wird, um einen Werkvertrag, denn der Erfolg, nicht die Ermittelungs⸗ 
tätigkeit, iſt Gegenſtand der Arbeitsleiſtung.“ Mit dieſen Worten 
iſt gar nichts geſagt; ſie enthalten nur eine Wiederholung der 
Behauptung, es liege ein Werkvertrag vor. Endemann vergißt 
vor allem, den „Erfolg“ irgendwie näher zu beſtimmen. 
30) Vgl. Sonntag a. a. O. S. 144. Unzweideutig vertritt dieſen 
Standpunkt jetzt G. Lehmann a. a. O. S. 31. 
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an ſich, die für den hier in Frage kommenden Vertrag 
irgend eine Bedeutung hätten. Was man ſo nennt, iſt 
lediglich die äußere Form, unter der das erſcheint, was nach 
Angabe des Schuldners objektiv richtiger Rat, Empfehlung 
oder Auskunft iſt oder wenigſtens ſein kann. Dieſe äußere 
Form kann den Rat oder die Auskunft zu einem ſelbſtändigen 
wirtſchaftlichen Gut machen, das iſt aber unabhängig von 
ihrer Beſtimmung, Motiv zu einer zukünftigen Handlung des 
Empfängers zu ſein. Soweit dieſe Beſtimmung wegen 
Mangels der Form nicht erreicht wird, liegt darin eine nicht 
gehörige Erfüllung der Mitteilungspflicht des Schuldners. 
Auf dieſe Mitteilungspflicht beziehen ſich in Wahrheit alle 
Qualitäten, die Rat und Auskunft — abgeſehen von ihrer 
Richtigkeit — haben können, als etwa Überfichtlichkeit, 
Vollſtändigkeit u. ſ. w. Auch in der Verletzung dieſer Mit⸗ 
teilungspflicht liegt natürlich Nichterfüllung des Vertrages, 
aber wie fie erfüllt wird, iſt für die juriſtiſche Natur 
des Vertrages ſchon deshalb gleichgültig, weil es für die 
Parteien ohne jeden Wert iſt, auf welche Art und Weiſe 
ihnen der Rat, die Empfehlung oder Auskunft mitgeteilt 
wird. Wie ſchon erwähnt, kann der Art der Mitteilung 
ſelbſtändige Bedeutung zukommen: wer bei Schimmel⸗ 
pfeng eine Auskunft beſtellt, um ſie auf Stil und Anord⸗ 
nung des Materials zu prüfen, wer ſich von Richard 
Muther ein Gutachten über die Echtheit eines Gemäldes 
geben läßt, um ein intereſſantes Manufkript zu beſitzen, 
der ſchließt allerdings einen Werkvertrag. Wer es aber 
tut, um zu wiſſen, ob er Kredit geben, ob er das Gemälde 
kaufen ſoll oder nicht, für den iſt die „Auskunft an ſich“, 
das „Gutachten an ſich“ ganz gleichgültig; ob es richtig iſt, 
darauf allein kann es ihm ankommen, und da er zweifel⸗ 
los zahlen muß, auch wenn es falſch iſt, ſo liegt eben ein 
Dienſtvertrag vor: der Rat und Auskunft Erteilende hat 
ſich Mühe genommen, den Erfolg zu erreichen, dafür wird 
er bezahlt; daß er eine „fertige Auskunft“ herſtellte, hat 
keine ſelbſtändige Bedeutung, iſt nur ein Umſtand, aus dem 
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eventuell erſehen werden kann, ob er ſich wirklich Mühe ge⸗ 
geben hat. 

Die Verwechslung dieſer Mitteilungspflicht mit der Er⸗ 
mittelungs⸗ und Prüfungspflicht und die durch den äußeren 
Anſchein !) hervorgerufene Überſchätzung jener wird wohl, 
ohne daß ſich die betreffenden Schriftſteller klar darüber ge⸗ 
worden ſind, jene allgemeine Anſicht hervorgerufen haben, 
nach der ſtets ein Werkvertrag vorliegen ſoll. Es läßt ſich 
auch nicht verkennen, daß unter Umſtänden die Mitteilungs⸗ 
pflicht ſo wichtig ſein kann, daß ſie der Aufgabe, einen ob⸗ 
jeftiv richtigen Rat u. |. w. zu beſchaffen, an Bedeutung für 
den Vertrag faſt gleichkommt, z. B. bei ſchwierigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erachten, auf Grund deren eine Handlung vor⸗ 
genommen oder unterlaſſen werden ſoll. Man könnte in 
ſolchen Fällen dahin kommen, die Frage, ob Dienſt⸗ oder 
Werkvertrag vorliegt, für unlösbar zu erklären )), und ein⸗ 
fach die allgemeinen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf den Vertrag anzuwenden, ein Ausweg, mit dem praktiſch 
nach meiner Anſicht allen Bedürfniſſen vollauf Genüge ge⸗ 
ſchähe. Ich perſönlich ſtehe jedoch auf dem Standpunkte, 
daß dort, wo es ſich überhaupt noch darum handelt, daß 
auf Grund des Rates oder der Auskunft eine Handlung des 
Empfängers erfolgen ſoll und er Rat und Auskunft einholt, 
um ſich vor Schaden zu bewahren, das Weſentliche für dieſen 
Vertrag eine Arbeitsleiſtung iſt, die objektiv richtigen Rat, 
wahrheitsgemäße Auskunft erbringen ſoll, und daß die Art 


31) Man „beſtellt“ nach allgemeinem Sprachgebrauch eine Auskunft 
bei der Auskunftei. 

32) Vgl. die bei Riezler a. a. O. S. 46 Anm. 12 zitierte Anſicht 
Cromes, der allgemein Miſchfiguren zwiſchen Dienſt⸗ und Werk⸗ 
vertrag anerkennen will. In Fällen ſolcher Art ſoll übrigens ſelbſt 
nach Anſchauung eines ſolchen — sit venia verbo — „Werkvertrags⸗ 
fanatikers“ wie Riezler Dienſtvertrag vorliegen. Vgl. a. a. O. 
S. 46. Wenn man freilich erwägt, daß Riezler a. a. O. S. 86 
ſogar den Vertrag mit einem Anwalt über eine Prozeßführung 
als Werkvertrag konſtruiert, ſo kann man billig zweifeln, ob 
Riezler tatſächlich jenen Standpunkt einzunehmen geneigt iſt. 
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der Mitteilung nur als eine Tätigkeit neben vielen anderen 
und ſomit für die juriſtiſche Qualifikation des Vertrages gar 
nicht in Betracht kommt. 

Man kann auch nicht etwa die Überzeugung des Rat⸗ 
gebers von der Richtigkeit ſeines Rates u. ſ. w. als das 
herzuſtellende Werk bezeichnen. Denn einerſeits genügt die 
Überzeugung nicht. Sonſt wäre jeder Schadenserſatzanſpruch 
ausgeſchloſſen, wenn ſie auf noch ſo faulen Gründen beruhte, 
ja wenn ihr gar keine Prüfung, gar keine Erkundigung u. ſ. w. 
zu Grunde läge. Es wäre immer die Überzeugung des 
Ratenden. Aber die vertragsmäßige Bindung hat ja gerade 
den Zweck, eine Pflicht zur Prüfung zu begründen. Und 
wenn man „die auf gehöriger Prüfung beruhende Über⸗ 
zeugung“ als Werk bezeichnen wollte, ſo wäre das ein Spiel 
mit Worten, etwa als wenn man ſagte, das Dienſtmädchen 
ſolle nicht die Stube fegen, ſondern „die gefegte Stube“ 
herſtellen. Andererſeits kann nicht ſtets die Bildung einer 
Überzeugung verlangt werden. Einmal kann es vorkommen, 
daß der Gefragte nach langer Tätigkeit zu keiner Anſicht 
kommen kann, daß er die Frage nach den Folgen völlig ins 


Ungewiſſe ſtellen muß. Auch dann hat er vollauf ſeine 


Pflicht getan. Oder aber von vornherein iſt der Vertrag 


gar nicht auf die Bildung eigener Überzeugung des Aus⸗ 


kunftgebers geſtellt, ſo z. B. bei den Auskunftbureaus im 


allgemeinen, die nur das wiedergeben, was ſie erfahren haben, 
und gar nicht in der Lage ſind, dies nun als ihre „Über: 


zeugung“ auszugeben. 
u Daß wenigſtens in den praktiſch häufigeren Fällen die 
Tätigkeit ſelbſt Gegenſtand der Arbeitsleiſtung iſt, zeigt ein 
jedes Beiſpiel ſofort. Der Anwalt, dem zum Zwecke der 
Ratserteilung umfangreiche Akten zugeſendet ſind, ſchreibt, 
ohne ſie auch nur anzuſehen: „Ich kann Ihnen durchaus zu 
dem Prozeß raten, deſſen Ausgang natürlich mit abſoluter 
Sicherheit nicht vorausgeſagt werden kann.“ Durch einen 
Schreiber erfährt der Klient den Hergang. Der Anwalt 
kann zweifellos nicht mit Berufung darauf, es liege ja ein 


S 
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„fertiger Rat“ vor, ſein Honorar verlangen; ja es kann 
ſogar der Rat richtig geweſen ſein, der Prozeß gewonnen 
werden: trotzdem kann der Anwalt die Vergütung nicht ver⸗ 
langen, denn er hat nicht gearbeitet. Ebenſo liegt es bei 
einem Kaufmann, der, ohne ſich irgendwie zu erkundigen, 
eine Auskunft geben wollte. Nur wird in praxi bei richtigem 
Rat weder das Intereſſe noch auch eine Möglichkeit beſtehen, 
dem Ratgeber den Mangel von Tätigkeit nachzuweiſen. 

Zum Überfluß läßt ſich auch noch indirekt dartun, daß 
der Rat an ſich, wie die fertige Auskunft und Empfehlung, 
kein „Werk“ im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſein 
können. Dies nämlich iſt der Unternehmer mangelfrei her⸗ 
zuſtellen verpflichtet. Es gibt aber gar keine Möglichkeit, 
den Rat an ſich oder die fertige Auskunft, die ja in den 
Fällen der Gruppe II nicht ſchon mangelhaft ſind, wenn ſie 
falſch find, auf ihre Fehlerloſigkeit hin zu unterſuchen ), 
als dadurch, daß man die einzelnen Handlungen nachprüft, 
auf denen ſie beruhen: alſo auch hier zeigt es ſich, daß der 
Schwerpunkt der geſamten Verpflichtung auf der Tätig⸗ 
keit liegt. 


8 5. 


It die En bon Rat und Empfehlung Geſchäfts⸗ 
beſorgung? ? 


Für die Fälle, in denen ein auf Ratserteilung ne > 
tetes Vertragsverhältnis trotz Unentgeltlichkeit anzunehmen 
ift 54), erhebt ſich die Frage, ob in der Erteilung von Rat 
und Empfehlung eine Geſchäftsbeſorgung zu ſehen iſt, ſie 


33) Außer wenn man die Mitteilungspflicht in den Vordergrund ſtellen 
wollte. Es kommt allerdings auch beim Werkvertrag zur Feſt⸗ 
ſtellung der Schadenserſatzpflicht eine Unterſuchung der einzelnen 
Handlungen vor, auf denen das Werk beruht; aber nicht, um 

deſſen Mangelhaftigkeit — alſo Nichterfüllung — zu ermitteln, 
ſondern um etwaiges Verſchulden feſtzuſtellen. 

34) Vgl. oben S. 85 f. 
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alfo den Regeln über den Auftrag unterworfen find. Ebenſo 
wichtig iſt die Entſcheidung dieſer Frage für die entgeltlichen 
Verträge wegen $ 675 B. GB. 

Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung gehört zu den meiſt 
umſtrittenen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Von der Anſicht, 
daß nur die Beſorgung von Rechtsgeſchäften dahin gehöre? “), 
bis zu der, jeder Dienſt⸗ und Werkvertrag gehe auf eine 
Geſchäftsbeſorgung, auf jeden ſeien daher auch die Vorſchriften 
über den Auftrag anzuwenden, ſoweit ſie nicht ſpeziell aus 
deſſen Unentgeltlichkeit folgten“), find jo ziemlich alle mög: 
lichen Abgrenzungen des Begriffs verſucht worden, ohne daß 
ſich bisher eine von ihnen in Theorie oder Praxis allgemeine 
Anerkennung verſchafft hätte ). 

Eine Erörterung dieſes Begriffes, die nach der von 
Endemann?) richtig charakteriſierten Sachlage doch un⸗ 
fruchtbar bleiben müßte, iſt auch für unſere Aufgabe nicht 
nötig. Es handelt ſich hier um den aus der Befolgung des 
Rates entſtandenen Schaden. Gleichgültig bleibt alſo die 
Anwendung von § 663, aus dem höchſtens wegen Nicht⸗ 
erteilung gehaftet werden könnte; gleichgültig bleiben eben⸗ 
falls die Vorſchriften der SS 667—670, 672 —674; denn 
ſie berühren die zur Erteilung von Rat und Auskunft er⸗ 
forderliche Tätigkeit in keiner Weiſe, ſondern begründen nur 
Nebenverpflichtungen, die überdies bei Rat und Empfehlung 
kaum praktiſch werden können, oder handeln von der Auf⸗ 
löſung des Vertrages. Die §8 665 und 666 endlich ent- 
halten nichts, was nicht bei jedem Dienſt⸗ oder Werkvertrage 
nach Treu und Glauben aus der Auslegung des Vertrages 
ſelbſt zu folgern wäre. Für die unentgeltliche Erteilung 
von Rat und Empfehlung entſpricht außerdem der § 664 


35) So Staub a. a. O. S. 1149. 
36) So Hachenburg, Vorträge über das Bürgerliche Geſetzbuch 
S. 11 ff.; ihm ſehr nahe ſtehend Riezler a. a. O. S. 78. 
37) Die Literatur vgl. bei Staub a. a. O. II S. 1149 und Ende⸗ 
mann a. a. O. Le S. 1087 Anm. 23. 
38) a. a. O. Ib S. 1081 Anm. 23 am Ende. 
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ſo ſehr dem § 613 und iſt der „Zweifel“ des § 664 wegen 
der Übertragbarkeit da, wo ganz ausnahmsweiſe der unent⸗ 
geltlich Ratende objektiv richtigen Rat zu leiſten haben ſollte, 
ſo ſicher im Sinne der Zuläſſigkeit der Übertragung aus⸗ 
geſchloſſen, daß praktiſche Bedeutung dem Begriffe der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung für unſere Aufgabe nicht zukommt). 


3 6. | 
Schadenserſatzpflicht beim Vorliegen eines Dienſtvertrages. 


Die Verpflichtung zum Erſatze des aus der Befolgung 
des Rates entſtandenen Schadens läßt ſich beim Vorliegen 
eines Dienftvertrages nur auf $ 276 B. GB. gründen. Der 
Schuldner hat Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten, heißt 
eben, er hat den durch ſchuldhafte Verletzung ſeiner Ver⸗ 
tragspflicht dem Gläubiger entſtandenen Schaden dieſem zu 
erſetzen !). 

Um eine Verletzung ſeiner Vertragspflicht handelt es 
ſich hier, nicht um eigentliche Nichterfüllung. Von ihr könnte 
man nur reden, wenn überhaupt kein Rat erteilt wäre, wäh⸗ 
rend wir es hier ja gerade mit den Folgen eines erteilten 
Rates zu tun haben. 

Es müſſen alſo folgende Vorausſetzungen erfüllt ſein, 
um aus dem Dienſtvertrage die Schadenserſatzpflicht zu be⸗ 
gründen: Verletzung der Vertragspflicht, Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen ihr und dem eingetretenen Schaden und ſchließ⸗ 
lich Vorſatz oder Fahrläſſigkeit bei jener Verletzung. 

Für die Erfüllung der Verbindlichkeit kommt von den 
Vorſchriften über den Dienſtvertrag hier nur $ 613 in An⸗ 


39) Nach meiner Empfindung iſt das übrigens ganz allgemein der Fall. 
Die Vorſchriften über den Auftrag enthalten eigentlich nichts, was 
nicht in den Fällen, in denen ſie praktiſch erwünſcht find, aus den 
Umſtänden, der Verkehrsfitte u. |. w. durch Auslegung des Ver⸗ 
trages zu entnehmen wäre. Vgl. auch Riezler a. a. O. S. 77 ff. 

40) Vgl. RG. Bd. LII S. 19 und Bd. LIII S. 201. 
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wendung. Im Zweifel hat der Schuldner die Dienſte in 
Perſon zu leiſten. Er hat ſie bei Rat und Empfehlung 
ſtets in Perſon zu leiſten. Denn der objektiv richtige Rat 
ſoll erreicht werden, bezahlt wird aber die Arbeitsleiſtung; 
ihre Qualität allein gewährt die Ausſicht, daß jener Erfolg 
erreicht wird; daher iſt die Perſon des Schuldners weſent⸗ 
lich. Das hat nichts damit zu tun, daß der Schuldner 
Hilfsperſonen zuziehen darf “!); er darf nicht die Dienſt⸗ 
leiſtung ganz und gar einem Vertreter überlaſſen. Auch 
Schimmelpfeng, der mit mehr als tauſend Hilfsperſonen 
arbeitet, darf eine Auskunft nicht dadurch erledigen, daß er 
ſie etwa einfach an Leſſer und Liman weitergibt. 

Ein Verſtoß gegen dieſe Verpflichtung bedeutet alſo eine 
Verletzung der Vertragspflicht. Im übrigen ſind allgemeine 
Grundſätze maßgebend. 

Die Arbeitsleiſtung muß nach Art und Umfang geeig⸗ 
net ſein, objektiv richtigen Rat, Empfehlung und Auskunft 
zu beſchaffen. Weitere Umſtände find zu berüdfichtigen: die 
Höhe der Vergütung, die dem Auskunft Gebenden zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Zeit u. ſ. w. 

Liegt Vertragsverletzung vor, ſo iſt weiter erfordert 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen ihr und dem Schaden. 

Hier muß beachtet werden, daß Kauſalzuſammenhang 
bei nachgewieſener Vertragsverletzung erſt dann anzunehmen 
iſt, wenn bei mehr geeigneter oder umfangreicherer Tätigkeit 
ein richtiger Rat hätte erzielt werden können ?). Denn 
kauſal iſt hier überall ein Unterlaſſen, nämlich das der ent⸗ 
ſprechenden Tätigkeit; ein Unterlaſſen iſt aber kauſal nur, 
wenn das Tun den Erfolg, den Schaden abgewendet haben 
würde. 

Schließlich iſt nötig: Verſchulden des Ratgebers. Vor⸗ 


41) Dieſe Verwechslung begeht Brückner a. a. O. S. 11, 5 f. Vgl. 
dagegen z. B. Coſack, Lehrbuch, 1898, S. 505, 2 a. 

42) Alſo auch nicht ſchon, wenn die ganze Dienſtleiſtung jemand anders 
übertragen iſt. 
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ſatz und Fahrläſſigkeit beziehen ſich hier lediglich auf die 
Erfüllung der Vertragspflicht. 

Vorſatz liegt vor, wenn der Schuldner wußte, daß die 
von ihm tatſächlich geleiſtete Arbeit nach Art oder Umfang 
nicht geeignet war, ein richtiges Reſultat zu ergeben. Zu⸗ 
nächſt alſo dann, wenn er direkt falſchen Rat u. ſ. w. gab; 
ferner, wenn er ohne jede Prüfung, ohne überhaupt Arbeit 
zu leiſten, „auf gut Glück“ Rat und Auskunft erteilt hat“). 

Eventueller Vorſatz genügt ſelbſtverſtändlich; er liegt 
vor, wenn der Schuldner die Möglichkeit ſah, daß ſeine Ar⸗ 
beit nicht den gewünſchten Erfolg haben würde. Hierher 
gehört der Fall, daß dem Schuldner Zweifel bleiben und er 
zu keiner Anſicht kommen kann. Gibt er dann irgend eine 
Anſicht als die richtige an, ſo hat er die Möglichkeit im 
Auge, daß ſie falſch ſein kann. Seine Verpflichtung geht 
hier darauf, den Umfang ſeiner Tätigkeit zu erweitern; 
oder aber, wenn nach anderen Umſtänden, z. B. der Höhe 
der Vergütung, ſeine bisherige Arbeit als genügende Ver⸗ 
tragserfüllung erſcheint, ſo hat er das Reſultat dieſer Tätig⸗ 
keit, d. h. ſeine Zweifel, mitzuteilen. 

Fahrläſſig handelt, wer die erforderliche Sorgfalt außer 
Acht läßt. Sie wird natürlich durch die Überzeugung 
des Ratgebers von der Richtigkeit des Rates nicht ausge⸗ 
ſchloſſen!“). Sie liegt vor, wenn der Schuldner die von 
ihm vorgenommene Tätigkeit nach Art und Umfang für ge⸗ 
nügend hielt, um einen richtigen Rat zu erzielen, während 
er hätte erkennen müſſen, daß ſie dies nicht war. Ferner 
gehört hierher auch, wenn der Schuldner eine zweifelhafte 

43) Staub a. a. O. S. 1078; Sonntag a. a. O. S. 142; RG. 
Bd. XXIII S. 137, in Seufferts Archiv Bd. XLVI Nr. 258 
und bei Gruchot Bd. XL S. 970 und Bd. XLVII S. 107. 

44) Wo ein Rat außerhalb eines Vertrags verhältniſſes 
erteilt wird, ſchließt die überzeugung des Ratenden von der Rich⸗ 
tigkeit des Rates ſtets Fahrläſfigkeit aus. Wer rät, erklärt, daß 
er ſich von der Richtigkeit ſeiner Anficht überzeugt halte; mehr 
als das kann man nicht verlangen, da keine Pflicht zur Prüfung 
beſteht. 
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und unſichere Auskunft gibt, es aber unterläßt, ſeine Tätig⸗ 
keit fortzuſetzen, weil er meint, dieſe Zweifel ſeien nicht zu 
heben, oder er ſei zu weiterem Tun nicht verpflichtet, wäh⸗ 
rend er bei ſorgfältiger Prüfung die Zweifel gelöſt hätte. 

Der Schadenserſatzanſpruch verjährt in dreißig Jahren 
ſeit ſeiner Entſtehung. Als entſtanden iſt er anzuſehen mit 
der Erteilung des unrichtigen Rates, denn damit iſt ſeine 
rechtliche Grundlage geſchaffen. 

Praktiſch wichtig iſt für dieſe Fälle namentlich die Frage 
der Beweislaſt. 

Daß in der Erteilung des Rates eine Verletzung der 
Vertragspflicht lag, hat ſtets der Gläubiger zu beweiſen. Er 
hat Rat und Empfehlung befolgt, weil er ſie für richtig und 
zutreffend hielt, und er hielt ſie dafür, weil nach ſeiner 
Meinung eine Arbeit geleiſtet war, die zur Erzielung rich⸗ 
tigen Rats und Empfehlung geeignet war. Er hat ſie dem⸗ 
nach im Sinne von $ 363 B. GB. als Erfüllung angenommen 
und trägt daher die Beweislaſt. Daß der Gläubiger den 
Kauſalzuſammenhang beweiſen muß, verſteht ſich von ſelbſt. 

Er muß aber ſchließlich auch dartun, daß dem Schuld⸗ 
ner Vorſatz oder Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. §S 282 B. GB. 
iſt nicht anwendbar. Denn es handelt ſich überhaupt nicht 
um die Unmöglichkeit der Erfüllung, ſondern um die Ver⸗ 
letzung der Vertragspflicht. Infolgedeſſen iſt lediglich der 
allgemeine Grundſatz maßgebend, daß, wer einen Anſpruch 
erhebt, deſſen Vorausſetzungen darzutun hat, wozu hier eben 
Vorſatz oder Fahrläſſigkeit des Schuldners gehören. 

Dieſe Aufgabe ſcheint allerdings in praxi faſt unlösbar 
zu ſein !). Die Eideszuſchiebung hat ſchon bei der Frage 


45) Ich will noch darauf hinweiſen, daß dieſe Schwierigkeiten ſich 
keineswegs ändern, wenn man den Vertrag mit der herrſchenden 
Meinung als einen Werkvertrag auffaßt. Denn dann iſt die 
Schadenserſatzpflicht Folge der Mangelhaftigkeit des Werkes. Dieſe 
iſt aber nicht ſchon mit der Unrichtigkeit des erhaltenen Rates ge⸗ 
geben, denn dieſer Erfolg war ja nicht Gegenſtand des Vertrages. 
Um alſo die Mangelhaftigkeit des Werkes nachzuweiſen, muß ebenſo 
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nach der Vertragsverletzung ihr Bedenkliches; denn ob die 
geleiſtete Arbeit den Umſtänden nach als zur Erreichung 
eines angemeſſenen Ergebniſſes ausreichend war, iſt ein Ur⸗ 
teil, keine Tatſache, auch keine innere; ſie wird alſo nur bei 
Nebenpunkten, z. B. darüber, ob gewiſſe beſtimmt vorge⸗ 
ſchriebene Erkundigungen eingeholt ſind, zugelaſſen werden 
können; und über die Fahrläſſigkeit iſt dieſer Beweis ganz 
ausgeſchloſſen. Das Maß der wirklich geleiſteten Arbeit iſt 
außerdem dem Kläger direkt feſtzuſtellen faſt unmöglich, und 
vielfach nicht nur dem Kläger, ſondern überhaupt, ſo dort, 
wo geiſtige Tätigkeit den Hauptbeſtandteil bildet. 

Das iſt aber einerſeits nicht ſo unbillig, wie es ſcheint. 
Wer ſich Rat, Empfehlung und Auskunft geben läßt, han⸗ 
delt im Vertrauen auf den, an den er ſich wendet, und 
dieſen ſeinen Glauben kann er auch dort ſuchen, wo er ihn 
gelaſſen hat. 

Es iſt aber auch zweitens nicht ganz ſo ſchwierig, wie 
es ſcheint. Denn der Richter hat das Ergebnis der Beweis⸗ 
führung nach freiem Ermeſſen zu würdigen. Und oft wird 


die Mangelhaftigkeit der zu Grunde liegenden Arbeitsleiſtung dar⸗ 
getan werden, und dies kann nicht geſchehen durch Unterſuchung 
ihrer Güte und Eignung in Hinſicht auf die Erzielung eines Rates 
überhaupt — denn der iſt ja da —, ſondern in Hinficht auf 
das Erzielen eines richtigen Rates. Es würde alſo die geleiſtete 

Arbeit nicht darauf geprüft, ob ſie geeignet war, das Werk her⸗ 
vorzubringen, das hervorzubringen fie nach jener Auffafjung be⸗ 
ſtimmt war! Die Schwierigkeit für den Kläger bleibt außerdem 
dieſelbe. Einzig der Beweis für Vorſatz und Fahrläſſigkeit des 
Schuldners iſt ihm abgenommen, denn beim Werkvertrag iſt jeden⸗ 
falls $ 282 B. GB. analog anzuwenden, wenn die Mangelhaftig⸗ 
keit feſtſteht. Aber nicht hierin liegt die Schwierigkeit des Be⸗ 
weiſes, denn Vorſatz läßt ſich durch Eideszuſchiebung nachweiſen 

und Fahrläſſigkeit iſt meiſtens aus der Nichterfüllung ſchon zu fols 
gern, ſo daß praktiſch auch nach meiner Konſtruktion der Schuldner 
fich exkulpieren muß. Gerade die Frage nach der Mangelhaftigkeit 
des Werkes und deren Beweis haben mich zuerſt an der Richtigkeit 
der herrſchenden Lehre von der durchgängigen Werkvertragsnatur 
dieſer Verträge zweifeln laſſen. 
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das Mißverhältnis zwiſchen dem beabſichtigten Erfolg, dem 
richtigen Rat, der wahren Auskunft, und dem tatjächlich 
erreichten ſo kraß ſein, daß es ſich nur erklären läßt, wenn 
nicht genügend geleiſtet iſt und auch die ordentliche Sorgfalt 
nicht angewendet iſt. Namentlich wird das ſtets der Fall 
ſein, wenn der Kläger nachweiſt, daß mit leichteſter Mühe 
ein richtiger Rat erzielt worden wäre. Dann wird praktiſch 
die Beweislaſt auf den Schuldner abgewälzt. 


§ 7. 
Schadeuserſatzpflicht beim Vorliegen eines Werkvertrages. 


Einfacher liegt die Sache, wenn bei Rat und Empfeh⸗ 
lung ein Werkvertrag gegeben iſt, alſo objektiv richtiger 
Rat u. ſ. w. zu leiſten war; die Schadenserſatzpflicht gründet 
ſich hier auf $ 635 B. GB.: das Werk iſt mangelhaft, wenn 
der Rat Schaden bringt, Empfehlung und Auskunft unwahr 
ſind und daher den Empfänger geſchädigt haben. 

Der Kläger hat die Mangelhaftigkeit zu beweiſen. 

Sie muß auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit des Schuldners 
beruhen, wenn dieſer mit Recht in Anſpruch genommen wer⸗ 
den ſoll. Hier aber hat in analoger Anwendung des § 282 
B. GB. der Schuldner ſich zu exkulpieren !“). Er muß alſo 
dartun, daß er alles getan hat, was nach den Umſtänden 
zur Erreichung des Erfolges erforderlich war, daß alſo die 
von ihm entfaltete Tätigkeit nach Art und Umfang ge⸗ 
eignet war, einen richtigen Rat herbeizuführen, oder daß er 
ohne Verſchulden dieſe Tätigkeit für dazu geeignet halten 
durfte. 

Die Frage nach der Zuläſſigkeit einer Übertragung der 
Ausführung gehört hier dem Verſchulden an. An ſich iſt 
ſie zweifellos geſtattet. Denn wenn der Rat richtig iſt, iſt 
es gleichgültig, woher der Ratgeber ihn hat. Es fragt ſich 


46) So hat auch das Reichsgericht entſchieden, vgl. Bd. XXI S. 205 
unten. 
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aber, ob er nicht ſchuldhaft gehandelt hat, wenn er nicht 
ſelbſt tätig wurde. Die Entſcheidung iſt aus den Umſtänden 
des einzelnen Falles zu entnehmen. 

Der Schadenserſatzanſpruch verjährt nach § 638 in 
ſechs Monaten ſeit Erteilung des Rates, ſofern der Mangel 
nicht argliſtig verſchwiegen iſt, was natürlich immer zutrifft, 
wenn vorſätzliche Nichterfüllung vorliegt. 


88. 
Primäre oder ſekundäre Haftung? 


Für beide Arten des Vertrages iſt noch kurz darauf 
hinzuweiſen, daß die im gemeinen Rechte früher ſtreitige 
Frage, ob die Haftung des Ratgebers primär ſei, oder ob 
der Empfänger ſich erſt bei dem Empfohlenen zu decken 
ſuchen müſſe, natürlich im erſten Sinne zu entſcheiden ift 47, 
was übrigens auch für das gemeine Recht wohl allgemein 
angenommen wurde. Der Geſchädigte kann alſo ſeinen 
Schaden auf jede Art und Weiſe dartun, z. B. dadurch, 
daß der Empfohlene in Konkurs geraten iſt, oder daß die 
empfohlenen Papiere einen Kursrückgang erlitten haben, ſo⸗ 
fern hiernach ein Schaden ſchon feſtſteht, u. ſ. w. Vielfach 
wird allerdings der Schaden erſt ermittelt ſein, wenn durch 
vorgängigen Prozeß und fruchtloſe Zwangsvollſtreckung die 
Höhe des Ausfalls bei dem auf Grund von Rat und Em⸗ 
pfehlung vorgenommenen Geſchäft endgültig ermittelt iſt. 
Wer aber auf Grund eines Rates zum Kauf einer mangel⸗ 
haften Sache einen Anſpruch aus dem Rate gegen den 
Geber hat, braucht natürlich nicht etwa erſt die Mängel⸗ 
anſprüche gegen den Verkäufer durchzuführen. § 255 B. GB. 
iſt natürlich zu berückſichtigen; ſeine Anwendung bei Rat und 
Empfehlung bietet aber keine Beſonderheiten. 


47) Bal. Wolff a. a. O. S. 41. 


104 Brunswig: Die vertragsmäßige Haftung des Ratgebers. 


8 9. 


Erteilung von Rat und Empfehlung als Nebenleiſtung bei 
anderen Verträgen. 


Die entwickelten Regeln ſind auch anwendbar, wenn 
Rat und Empfehlung als Nebenleiſtungen bei anderen Ver⸗ 
trägen auftreten. Daß die Leiſtung nach Treu und Glauben 
zu erbringen iſt, gilt auch hier, und der Zweifel, ob die 
Übertragung der Leiſtung zuläſſig iſt, löſt ſich ebenfalls aus 
dem Charakter des Hauptvertrages, ebenſo ob die Regeln 
über den Dienſt⸗ oder Werkvertrag analog anzuwenden ſind. 

Der Hauptvertrag kann höchſtens Modifikationen der 
Leiſtungspflicht mit ſich bringen, z. B. geringere Sorgfalt 
als ausreichend erſcheinen laſſen oder aber größere verlangen. 
So ſtets wenn ein Kaufmann die Empfehlung erteilt; es 
liegt hier immer ein Handelsgeſchäft vor“) und iſt deshalb 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu präſtieren. 


§ 10. 
Haftung für fremdes Verſchulden. 


Was die Haftung aus Rat und Empfehlung praktiſch 
bedeutſam macht, iſt namentlich die Vorſchrift des § 278 
B. GB., wonach der Schuldner Vorſatz und Fahrläſſigkeit 
ſeiner geſetzlichen Vertreter, ſowie der Perſonen, deren er 
ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten bedient, in dem 
gleichen Umfange zu vertreten hat, wie ſein eigenes Ver⸗ 
ſchulden. | | 

Auf dem Gebiete der kaufmänniſchen Empfehlung und 
Auskunft vor allem kommt es kaum vor, daß der Empfeh⸗ 
lende in Perſon die ganze erforderliche Tätigkeit entwickelt. 
Das Einziehen von Erkundigungen durch andere, dem An⸗ 
gefragten geſchäftlich oder perſönlich naheſtehende Perſonen iſt 


48) Vgl. auch RG. Bd. XX S. 194. 
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hier vielmehr die Hauptbetätigung, und der eigentliche Aus⸗ 
kunftgeber tut kaum mehr, als die geeigneten Perſonen aus⸗ 
wählen und die von dieſen erhaltenen Berichte unter ſich und 
mit früheren vergleichen. Darin liegt aber zugleich die Ge⸗ 
fahr tendenziöſer Berichterſtattung ſeitens der Hilfsperſonen, 
da dieſe meiſtens dem Angefragten nicht unbefangen gegen⸗ 
überſtehen, Konkurrenten oder Geſchäftsfreunde des Ange⸗ 
fragten ſind, ja ſein müſſen, da ſie ſonſt nichts von ihm 
wiſſen können, und ſomit häufig ein perſönliches Intereſſe 
an der Auskunft haben, die ſie über ihn erteilen. 

Für jeden Vorſatz und jede Fahrläſſigkeit dieſer Per⸗ 
ſonen ſteht der Auskunftgeber ein. Ebenſo auch für das 
Verfchulden feiner eigentlichen Angeſtellten, z. B. des Pro: 
kuriſten u. ſ. w. 

Auch für Vorſatz und Fahrläſſigkeit ſeiner geſetzlichen 
Vertreter haftet er. Das wird wichtig vorzüglich im Handels⸗ 
verkehr. Es kommt darauf an, ob der Vertrag über Rat 
und Empfehlung mit den Vertretern als phyſiſchen Perſonen 
oder als ſolchen abgeſchloſſen iſt. Im bürgerlichen Verkehr 
wird meiſtens das erſte, im Handelsverkehr das zweite der 
Fall ſein *?). „ | 


8 11. 
Beſchränkung der Haftung. 


Die weite Ausdehnung der geſetzlichen Haftung auf alles 
Verſchulden der Vertreter und Gehilfen führt dazu, daß im 
Verkehr den Empfehlungen und Auskünften häufig Klauſeln 
beigefügt werden, die auf eine Beſchränkung der geſetzlichen 
Haftung abzielen. Sie ſind ſelten dort, wo der einzelne 
um Rat Gefragte die ganze Arbeit beſorgt, ſo beim Sach⸗ 
verſtändigen; üblich dagegen, wo das Umgekehrte ſtattfindet: 
bei der kaufmänniſchen Empfehlung und der Auskunft der 
Auskunftsbureaus. 


49) RG. Bd. 8 S. 194. 
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Theoretiſch findet die Beſchränkung der Haftung ihre 
Grenze beim eigenen Vorſatz des Schuldners. Die Haftung 
für dieſen kann im voraus nicht erlaſſen werden 5°). Da⸗ 
gegen kann die Haftung für eigene Fahrläſſigkeit und für 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit aller Hilfsperſonen ausgeſchloſſen 
werden. 

Wie weit im einzelnen Fall die Haftung beſchränkt iſt, 
läßt ſich natürlich nur aus den gebrauchten Ausdrücken ent⸗ 
nehmen. Jedoch haben ſich im Verkehr gewiſſe typiſche 
Klauſeln herausgebildet, die immer wiederkehren und einer 
allgemeinen Würdigung zugänglich ſind. Die am meiſten 
vorkommenden ſind: Ohne Obligo — Ohne Präjudiz — 
Ohne Gewähr für die Richtigkeit u. ſ. w. 1). Sie find 
meiſtens ganz allgemein gehalten und enthalten keine ſpeziellen 
Angaben. 

Daß ſie überhaupt nur Beachtung finden können, wenn 
ſie vor dem Abſchluß des Vertrages ausgemacht ſind, daß 
namentlich bei einer auf Grund eines Abonnements erteilten 
Auskunft das Bureau, wenn es die erſten Auskünfte ohne 
ſolche beſchränkende Klauſeln erteilte, nicht einſeitig bei 
ſpäteren ſie rechtswirkſam hinzufügen kann 5), iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. 

Bei der Beſtimmung der Tragweite kommt es natürlich 
darauf an, den Sinn zu ermitteln, den die Parteien mit 
den genannten Ausdrücken verbinden. Dabei aber ergibt 
ſich ein ſtets wiederkehrender Widerſtreit der Intereſſen. Der 
Ratgeber wird die Klauſel möglichſt weit, der Beratene 
möglichſt eng ausgelegt wiſſen wollen. 

Bei jenem erwähnten Widerſtreit der Intereſſen verdient 
das des Gebers der Auskunft den Vorzug; denn er trägt 
für ein meiſtens geringes Entgelt die Gefahr, ohne daß ihm 
das Riſiko eventuell Gewinn brächte, wie dem Empfänger 


50) $ 276 B. GB. 
51) Vgl. Staub a. a. O. S. 1084. 
52) Staub a. a. O. S. 1084; Kämpfer a. a. O. S. 70 ff. 
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der Auskunft. Dieſe Erwägung hat auch der Empfänger 
der Auskunft anzuſtellen; er muß ſich ſagen, daß jener die 
betreffende Klauſel im weiteſten Sinne verſtanden haben 
will, und ihm geſchieht daher kein Unrecht, wenn ſie nachher 
auch ſo ausgelegt wird. Paßt ihm das nicht, ſo braucht er 
ſich ja nicht darauf einzulaſſen. Hat er ſich aber nichts ge⸗ 
ſagt, auf die Klauſel weiter gar nicht geachtet, ſo hat er 
eben damit die Beſtimmung ſo akzeptiert, wie der Rat Er⸗ 
teilende ſie gemeint hat, falls ſie mehrere Deutungen zuläßt. 

„Stets ausgeſchloſſen iſt durch jede derartige Klauſel die 
Übernahme irgend welcher Garantie oder Bürgſchaft für den 
Empfohlenen. Ferner verbietet ſie auch ſtets, den Vertrag 
als einen auf Erteilung objektiv richtigen Rates gerichteten 
Werkvertrag aufzufaſſen, bürdet alſo jedenfalls dem Em⸗ 
pfänger die ganze Beweislaſt auf. 

Dieſe Bedeutung hat jedenfalls auch die beſchränkteſte 
der oben genannten Klauſeln: „Ohne Gewähr für die Rich⸗ 
tigkeit“. Doch möchte ich die Wirkung auch dieſes Ausdrucks 
erweitern, nämlich auf den Ausſchluß der Haftung für Ver⸗ 
ſchulden der Hilfsperſonen. Die „Richtigkeit“ ſoll nicht ge⸗ 
währleiſtet werden, d. h. die Richtigkeit deſſen, was der 
Auskunft Gebende nicht kontrollieren kann. Dagegen haftet 
hier der Schuldner für jede eigene Fahrläſſigkeit, namentlich 
bei Auswahl der Hilfsperſonen. 

Dieſelbe Erwägung führt dazu, in den ganz allgemeinen 
Klauſeln den Ausſchluß der Haftung auch für jede eigene 
Fahrläſſigkeit zu finden. Die Auskunftserteiler wollen ſich 
eben allen Anſprüchen nach Möglichkeit entziehen und jeder 
Unterſuchung der Sachlage von vornherein aus dem Wege 
gehen; wer ihnen nicht traut, ſoll ſich nicht mit ihnen ein⸗ 
laſſen. 

Damit ſcheint allerdings dem Schwindel Tor und Tür 
geöffnet zu ſein, ſcheint der Empfänger der Empfehlung und 
Auskunft dem Auskunftgeber mit gebundenen Händen über⸗ 
liefert, ganz von deſſen gutem Willen abhängig zu ſein. 

Dem iſt aber nicht ſo. Denn die nicht auszuſchließende 
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Haftung für Vorſatz bedeutet einen nicht unbeträchtlichen 
Schutz namentlich deshalb, weil dolus eventualis genügt, 
und die bisherige Praxis macht nicht den Eindruck, als ob 
man dieſen Begriff gerade in den fraglichen Fällen allzuſehr 
einzuſchränken geneigt ſei ). Eventueller Vorſatz wird z. B. 
immer dann vorliegen, wenn der Empfehlende eine Aufgabe 
übernahm, die über ſeine Kräfte ging, ein Bureau alſo, 
das knapp in Deutſchland genügend Korreſpondenten hat, 
Auskünfte aus dem Ausland beſorgen will; eventueller Vor⸗ 
ſatz wäre zu finden in der Anſtellung übel beleumundeter 
Perſonen, deren Beſtechlichkeit bekannt iſt u. dgl. m. 

Zweitens aber darf, worauf Dernburg )) mit Recht 
aufmerkſam macht, der Ausſchluß der Haftung nicht mit den 
ſonſtigen Umſtänden des Falles in Widerſpruch ſtehen. Pomp⸗ 
haftes Prunken mit glänzender Organiſation und Kontrolle, 
wonach „nur die Kontrollemittel des Verbandes ſichere Ga⸗ 
rantie für richtige Auskunft gewähren“ 5°), vertragen ſich 
nicht mit einer Ablehnung jeglicher Haftung durch einfache 
Hinzufügung einer allgemeinen Redensart. Wer derartige 
Verſprechungen in Proſpekten, Abonnementsbedingungen u. ſ. w. 
macht, kann nicht verlangen, daß man jenen als bloßer An⸗ 
preiſung und Reklame keine Bedeutung beimißt, dem „Ohne 
Obligo“ dagegen alle, die es hier überhaupt nur haben 
kann 56). Unter ſolchen Umſtänden kann in einer allgemeinen 
Klauſel höchſtens die Ablehnung einer eigentlichen Garantie, 
allenfalls noch die Stempelung des Vertrages zu einem 
Dienſtvertrage geſehen werden. 


53) Vgl. RG. Bd. XXIII S. 137; Gruchot Bd. XL S. 970; 
Seufferts Archiv Bd. XLVI Nr. 258; Gruchot Bd. XLVII 
S. 107. 

54) a. a. O. S. 366. u | 

55) Vgl. in der Entſcheidung in den Blättern für Rechtspflege im Be⸗ 
zirke des Kammergerichts Jahrg. 1901 S. 96 rechts, vorletzter Satz. 

56) Nur ſo iſt die in voriger Anmerkung zitierte Entſcheidung des 
Kammergerichts verſtändlich, die allerdings jo, wie fie abgedruckt 
iſt, die Unwirkſamkeit der Klauſel „ohne Obligo“ im Handels⸗ 
verkehr auszuſprechen ſcheint. 
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§ 12. 
Der Vertrag mit den Auskunfteien insbeſ ondere. 


Über die Anwendung der im Vorhergehenden entwickelten 
Grundſätze auf die Auskunfteien ſei im Folgenden noch 
einiges gejagt ). Zur eingehenden Erörterung dieſes Spe⸗ 
zialfalles iſt hier, wo die juriſtiſchen Grundlagen feſtgeſtell | 
werden ſollen, kein Raum. 

Nach dem in $5 Ausgeführten iſt der Vertrag mit 
einer Auskunftei regelmäßig als Dienſtvertrag zu beſtimmen, 
ja gerade hier ſcheint mir dies am wenigſten Zweifeln unter⸗ 
worfen. Wenn Brückner) den Inhalt der Verpflichtung 
für die Auskunftei zutreffend dahin beſtimmt, daß über die 
vom Auftraggeber geſtellte Frage betreffs der Kreditverhält⸗ 
niſſe des Angefragten eine ordnungsmäßige und gewiſſen⸗ 
hafte Erkundigung eingezogen und das auf dieſe oder auf 
ſonſtige Weiſe in Erfahrung Gebrachte unter Nachprüfung 
feiner Zuverläſſigkeit '') dem Auftraggeber wahrheitsgemäß 


57) Über das Tatſächliche des Auskunfteibetriebes fiehe namentlich 
Knus, Die rechtliche Stellung der Informationsbureaus, Diſſert. 
1896; Gerlach in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statiſtik, 1890, S. 129; Rohe in den Annalen des Deutſchen 
Reichs, 1901, S. 617; Brückner; Sutro und das Gutachten 
der Wiener Handels⸗ und Gewerbekammer. Rechtlich behandeln 
den Vertrag eingehend und nach allen Seiten neuerdings nament⸗ 
lich Brückner und Georg Lehmann, Die Rechtslage der 
Auskunfteien, 1904. 

58) a. a. O. S. 8. 

59) Diefe Nachprüfung wird man nach den Proſpekten meiſtens gar 
nicht verlangen können. Vgl. z. B. die Abonnementsbedingungen 
von W. Schimmelpfeng unter Nr. 3: „Die Auskunftei iſt 
für die Folgen keiner wie immer gearteten Entſchließung haftbar, 
die ein Abonnent auf Grund ihrer Auskünfte oder ſonſtigen Dienſt⸗ 
leiſtungen trifft. Das unvermeidliche Rifiko, das mit der Ver⸗ 

wendung von Vertrauensmännern und Angeſtellten 
verknüpft iſt, trägt ausſchließlich der Abonnent; er entſagt jedem 
Anſpruch auf Erſatz für Nachteile, welche ſich auf Verſehen oder 


110 Brunswig: Die vertragsmäßige Haftung des Ratgebers. 


berichtet wird, ſo weiß ich nicht, wie man von dieſer An⸗ 
ſchauung die Brücke zur Konſtruktion eines Werkvertrages 
ſchlagen will. Ermittelung und Bericht von Tatſachen iſt 
die Aufgabe der Auskunftei; dazu kommt natürlich unter 
Umſtänden eine Prüfungspflicht, ob die Tatſachen und welche 
von ihnen weſentlich find 5°). 

Daß die Tätigkeit und nicht die „fertige Auskunft“ 
Gegenſtand des Vertrages iſt, zeigt ſich auch darin, daß die 
Vergütung wächſt mit dem Umfange der zu entwickelnden 
Ermittelungstätigkeit “!). Daß dabei auch die „fertige Aus⸗ 
kunft“ ein anderes Ausſehen bekommt, namentlich länger 
wird, iſt doch nur rein zufällig; niemand bezahlt für eine 
längere Auskunft die doppelte Gebühr, wenn ſie nicht auf 
genaueren Erkundigungen beruht. 

Die Frage iſt auch praktiſch nicht ganz ſo bedeutungs⸗ 
los, wie das Gutachten der Wiener Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer meint 2). Denn neben Klauſeln, die die Haftung 
jo weit als möglich ausſchließen 6°), kommt es auch vor, daß 


Verſchulden von Hilfsperſonen zurückführen laſſen und verzichtet 
auf jeden Nachweis darüber, von wem und durch wen eine Aus⸗ 
kunft eingeholt worden iſt.“ Richtiger wohl Sonntag ea. a. O. 
S. 143, der nur eine Pflicht der Auskunftei anerkennen will, das 
ihr als unrichtig ſonſtwie Bekannte auszumerzen. 

60) Natürlich gibt es Ausnahmen, ſo z. B. in dem Falle, der in den 
Blättern für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts, 1902, 
S. 95 ff. abgedruckt iſt. Mit Recht macht aber Bürgel a. a. O. 
S. 113 darauf aufmerkſam, daß eine Auskunftei, die „richtige 
Auskunft“ verſpricht, ſchon wegen dieſes Verſprechens „richtiger 
Auskunft“ verdächtig erſcheint. In ſolchem Falle liegt zweifellos 
Werkvertrag vor. 

61) So ſagt Schimmelpfeng von den Sonderberichten: „Wird die 
Gebühr bei ihnen nicht im voraus beſtimmt, ſo bleiben Umfang 
der Erkundigungsarbeiten und deren Berechnung der Auskunftei 
anheimgeſtellt. Vgl. ſeine Abonnementsbedingungen. 

62) a. a. O. S. 62. 

63) Z. B. die von Leſſer und Liman: „Das Bureau garantiert in 
keiner Weiſe gegen die Möglichkeit eines Irrtums und übernimmt 
keine Verantwortlichkeit für entſtehende Verluſte. Die gegebene 
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gar keine derartigen Beſtimmungen in den Bedingungen 
einer Auskunftei ſich finden““), und das größte deutſche In⸗ 
ſtitut, die Auskunftei von W. Schimmelpfeng, legt Ge⸗ 
wicht darauf, daß durch ihre Verwahrung die Haftung des 
Inhabers für eigene Fahrläſſigkeit nicht ausgeſchloſſen wird 55). 
Der Unterſchied in der Verjährungsfriſt kann ſich alſo ſehr 
wohl bemerkbar machen. 

Wegen dieſer die Haftung beſchränkenden Klauſeln iſt 
aber gerade bei den Auskunftsbureaus darauf zu achten, daß 
ſie nicht mit den Umſtänden des Falles in Widerſpruch treten. 
Denn eine gewiſſe Garantie liegt ſchon in der Bezeichnung 
„Auskunftsbureau“. Dieſer Ausdruck hat in den letzten 
Jahren einen techniſchen Sinn bekommen; nur Inſtitute, die 
über eine gewiſſe Organiſation verfügen, die in dem Bezirk, 
für den ſie Auskunft zu beſchaffen ſich erbieten, genügend 
Korreſpondenten haben, die nur zuverläſſige, unintereſſierte 
Leute beſchäftigen u. ſ. w., dürfen ſich dieſer Bezeichnung 
bedienen. Den Begriff einer „wirklichen“ Auskunftsorgani⸗ 
ſation feſtzulegen, was der Jahresbericht für 1903 von 
W. Schimmelpfeng ) als wünſchenswert bezeichnet, halte 
ich allerdings, jedenfalls zur Zeit, für unmöglich. Denn 
ohne Weiteres leuchtet ein, daß dieſe Organiſation je nach 
dem Gebiet, auf das ſich die Tätigkeit des Bureaus erſtreckt, 


Auskunft iſt ſtreng privatim und ausſchließlich für den Gebrauch 
des Empfängers beſtimmt. Sollte fie weiter verbreitet werden, jo 
iſt nur der Anfragende, nicht aber das Bureau oder deſſen Agenten 
für daraus entſtehende Folgen verantwortlich. Das Abonnement 
wird annulliert und der eingezahlte Betrag nicht zurückerſtattet.“ 
Ferner die des Verbandes der Vereine „Kreditreform“: „Es über⸗ 
nimmt weder der Verein, noch der Leiter des Bureaus, noch der 
betreffende Korreſpondent irgend eine Verantwortlichkeit für eine 
etwaige unrichtige Auskunft oder die daraus entſtehenden Folgen.“ 

64) So enthält z. B. der Proſpekt des Auskunftsbureaus „Trau, ſchau, 
wem“ in Leipzig nichts Derartiges. 

65) Vgl. Abonnementsbedingungen unter Nr. 3, „welche ſich auf Ver⸗ 
ſehen von Hilfsperſonen zurückführen laſſen“. 

66) S. 24. 
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und nach den Zwecken, denen es vornehmlich zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt, ganz verſchieden und doch gleichmäßig gut ſein 
kann. Wert zu legen wäre aber z. B. ſtets darauf, daß 
nach Möglichkeit nur zuverläſſige Perſonen als Korreſpon⸗ 
denten u. ſ. w. verwendet werden: eine Unterlaſſung jeder 
Prüfung würde ſtets dolus eventualis begründen, und ich 
möchte annehmen, daß, ſo weit dieſe Prüfung ſehr oberfläch⸗ 
lich ſtattgefunden hat, auch eine allgemeine Verwahrung das 
Bureau nicht befreien kann, da ein ſolches Verhalten mit 
dem ſtolzen Namen „Auskunftsbureau“ in Widerſpruch ſtehen 
würde. Allerdings genügt zum Nachweiſe des Verſchuldens 
des Inhabers nicht, die Unzuverläſſigkeit der fraglichen Hilfs⸗ 
perſon darzutun, ſondern es iſt erforderlich, daß der Mangel 
an Prüfung, ihre Möglichkeit und auch Umſtände dargetan 
werden, die den Se des Bureaus mißtrauiſch machen 
mußten. 

Wo für Fahrläſſigkeit gehaftet wird, müſſen die Bureaus 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns präſtieren; denn 
jedes Inſtitut, das überhaupt ſich „Auskunftsbureau“ nennen 
will, bedarf einer Organiſation, die es nach 82 HGB. zum 

Kaufmann macht. 

Eine Verpflichtung der Auskunfteien zur Mitteilung 
nachträglicher Anderungen in den Verhältniſſen, über die ſie 
berichtet haben, beſteht allgemein jedenfalls nicht. Das muß 
bemerkt werden in Rückſicht darauf, daß manche Auskunf⸗ 
teien “) ſogenannte „Ergänzungsberichte“ eingeführt haben, 
in denen ſie den Abonnenten nachträglich ihnen bekannt 
werdende Anderungen der Verhältniſſe mitteilen. Dieſe ſind 
aber meiſtens rein freiwillig und beruhen auf geſchäftlicher 
Kulanz, auf die der Kunde keinen Anſpruch hat, es ſei denn, 
daß die Auskunftei ſich direkt dazu verpflichtet hat. Schi m⸗ 
melpfeng bezeichnet ſeine Ergänzungsberichte denn auch 
ausdrücklich als „freiwillige“. 

Befondere Bedeutung hat bei den Auskünften dieſer 


67) Z. B. Schimmelpfeng. 
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Inſtitute das konkurrierende Verſchulden des Angefragten. 
Selbſt ein Weltinſtitut wie das von Schimmelpfeng weiſt 
immer wieder darauf hin, daß ſeine Tätigkeit ſtets nur einen 
Beitrag liefern kann zu dem Wiſſen, deſſen der Kaufmann 
bedarf. So liegt ſchon in dem blinden Vertrauen auf er⸗ 
teilte Auskunft, in der Vernachläſſigung jeder anderen Er⸗ 
kenntnisquelle ein Verſchulden des Geſchäftsmannes, das die 
Auskunftei mindeſtens zu einem beträchtlichen Teil entlaſtet. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 8 


WV. 


Bas Internationale Lignalbnth und das deutsche Sreretzt. 
Von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor Dr. L. Perels in Heidelberg. 


Im Jahre 1857 veröffentlichte die britiſche Regierung 
zum erſten Male ein „Internationales Signalbuch“), welches 
zur Verſtändigung der Schiffe auf See untereinander und 
mit Landſignalſtationen dient. Im Einvernehmen der See⸗ 
ſtaaten hat es allgemeine Geltung erlangt. In deutſcher 
Sprache wurde es zuerſt 1870 und dann, im Anſchluß an 
Umarbeitungen der engliſchen Ausgabe), 1884 und 1901 
amtlich veröffentlicht). Herausgeber iſt das Reichsamt des 
Innern; Rechtscharakter trägt das Buch nicht. Aber bei 
ſeiner eminenten Bedeutung für den geſamten Seeverkehr 
iſt es nur natürlich, daß es auch im Seerecht eine Rolle 
ſpielt. Für Deutſchland kommt folgendes in Betracht: 

1. Ein internationales Signalbuch nebſt den 
dazu gehörigen Flaggen gehört zur ordnungsmäßigen 
Ausrüſtung des Schiffes. Dies folgt an ſich ſchon 
aus der allgemeinen Pflicht des Kapitäns, vor Antritt der 
Reiſe für gehörige Ausrüſtung des Schiffes zu ſorgen ). 
Das Vorhandenſein des Buches und der Flaggen an Bord 


1) Commercial Code of Signals for the use of all Nations. 

2) Die neueſte engliſche Ausgabe, betitelt The International Code 
of Signals for the use of all Nations, iſt von 1899. 

3) Es erſcheint im Verlag von Georg Reimer, Berlin. 

4) HGB. $ 513; Auswanderungsgeſetz § 33. 
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wird aber überdies ausdrücklich von den Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften der Seeberufsgenoſſenſchaft 5) bei Strafe“) er⸗ 
fordert ?). 

2. Der „Gebrauch des Internationalen Sig⸗ 
nalbuchs“ bildet einen Gegenſtand der Prüfungen zum 
Seeſchiffer und zum Seeſteuermann ). 

3. Das Unterſcheidungsſignal, zur individuellen 
Kennzeichnung der Schiffe dienend, iſt eine Zuſammenſtellung 
von vier Buchſtaben, welche durch die entſprechenden Flaggen 
des Internationalen Signalbuchs dargeſtellt werden. Die 
hierfür beſtimmten Buchſtabengruppen werden von jedem 
Seeſtaate in der Weiſe auf die Schiffe ſeiner Kriegs⸗ und 
Handelsmarine verteilt, daß jedes von ihnen ein anderes 
Unterſcheidungsſignal erhält. Dagegen können Schiffe ver⸗ 
ſchiedener Nationen das gleiche Unterſcheidungsſignal 
haben. Zeigt alſo ein Schiff dieſes Signal?) nebſt feiner 


5) $ 21 der Vorſchriften für Dampfer, $ 18 derer für Segelſchiffe, 
beide vom 31. Mai 1902. 

6) $ 103 bezw. $ 93 a. a. O.; fiehe dazu Seeunfallverſicherungsgeſetz 
§§ 118, 122. 

7) Ausnahmen beſtehen für kleinere Fahrten und Schiffe. 

8) Bekanntmachung, betreffend den Befähigungsnachweis und die 
Prüfung der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauf⸗ 
fahrteiſchiffen, vom 16. Januar 1904 (RGBl. S. 3), Anlage II D 
Nr. 7 (Prüfung zum Schiffer auf kleiner Fahrt), Anlage III D 
Nr. 10 (Prüfung zum Seeſteuermann), IV D Nr. 10 (Prüfung 
zum Schiffer auf großer Fahrt). Das im Text Geſagte gilt nicht 
für die Prüfung zum Schiffer auf Küſtenfahrt; ſiehe Anlage I der 
Bekanntm. und für den dort gemeinten Begriff der Küſtenfahrt 
§ 3 Nr. 1, § 2 ebenda, §1 der Bekanntmachung, betreffend die 
Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren, 
vom 16. Juni 1903 (RGBI. S. 243). — Entſprechende Vor: 
ſchriſten enthielten bereits die Bekanntmachungen vom 25. Sep⸗ 
tember 1869 (BGBl. S. 660), Anlage I D Nr. 7, II D Nr. 6, 
III D Nr. 7 und vom 6. Auguſt 1887 (RGBl. S. 395), Anlage J 
bis III, jedesmal D Nr. 6. 

9) Zu welchem noch der ſogenannte Signalbuch⸗Wimpel hinzukommt, 
der bedeutet, daß man nach dem Internationalen Signalbuch zu 
fignalifieren wünſcht. 
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Nationalflagge, ſo gibt es ſich damit eindeutig zu erken⸗ 
nen 10). 

Normen über das Unterſcheidungsſignal ſind dieſe: 

a) Es iſt in das Seeſchiffsregiſter einzutragen !!). 

b) Es wird in Schiffspapiere wie Schiffs⸗ 
zertifikat, Flaggenſchein, Meßbrief, Muſterrolle Bann 
men 12). 

c) Die Angabe des Unterſcheidungsſignals gehört zur 
ordnungsmäßigen Schiffs anmeldung bei den Konſulaten 
des Deutſchen Reiches !“). Doch genügt anſtatt der aus: 
drücklichen Anzeige die Vorlegung des Schiffszertifikats, wel⸗ 
ches ja das Unterſcheidungsſignal enthält, oder aber des 
Flaggenzeugniſſes, aus dem ſich ergibt, daß dem Schiffe ein 
ſolches Signal noch nicht zugeteilt iſt 14). 

d) Die feſte Anbringung der Buchſtaben des Unter⸗ 
ſcheidungsſignals am äußeren Schiffskörper it zwar 
nicht allgemein, wie dies geplant war 1), vorgeſchrieben. 


10) Alljährlich erſcheint eine „Amtliche Liſte der Schiffe der deutſchen 
Kriegs⸗ und Handels⸗Marine mit ihren Unterſcheidungs⸗Signalen, 
als Anhang zum Internationalen Signalbuch“, herausgegeben im 
Reichzamt des Innern; hierzu werden im April, Juli und Oktober 
Nachträge veröffentlicht. Siehe auch Art. 5 des internationalen 
Vertrages, betreffend die polizeiliche Regelung der Fiſcherei in der 
Nordſee außerhalb der Küſtengewäſſer, vom 6. Mai 1882 . 
1884 S. 25). 

11) Flaggengeſetz $ 7 Nr. 1. 

12) Siehe die amtlichen Formulare und wegen des Schiffszertifikats 
auch Art. 12 Abſ. 2 des Nordſeefiſchereivertrages von 1882 (oben 
Anm. 10), ſowie Art. 41 Abſ. 2 Nr. I b der Generalakte der 
Brüſſeler Antiſklavereikonferenz vom 2. Juli 1890 (REAL. 1892 
S. 605). 

13) Verordnung, betreffend die Schiffsmeldungen bei den Konſulaten 
des Deutſchen Reichs, vom 28. Juli 1880 (RGBl. S. 183) 8 1 
Abſ. 1 Nr. 1. 

14) $ 1 Abſ. 2 a. a. O. 

15) In $ 3 Nr. 3 der Regierungsvorlage zu dem — inzwiſchen außer 
Kraft getretenen — Geſetz vom 28. Juni 1873, betreffend die Re⸗ 
giſtrierung und die Bezeichnung der Kauffahrteiſchiffe (Reichstag 
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Jedoch beſteht eine ſolche Verpflichtung für die an der Nord⸗ 
ſeefiſcherei beteiligten Fahrzeuge !“). Dieſe müſſen 1) außer 
ihrer Ordnungsnummer die Unterſcheidungsbuchſtaben auf 
jeder Seite am Bug „und zwar acht oder zehn Zentimeter“ 1°) 
unterhalb des Schandeckels !“) in beſtimmter Farbe und 
Größe tragen. 

Weitere Vorſchriften betreffen die Anbringung der Buch⸗ 
ſtaben auf dem Großſegel ?“), den Beibooten und anderen 
Schiffszubehörteilen und an Fiſchereigerätſchaf⸗ 
ten? )). Zuwiderhandlungen ziehen zivil- 2?) und ſtrafrecht⸗ 
liche ??) Konſequenzen nach ſich. 

e) Hat ein Zuſammenſtoß ſtattgefunden, ſo ſind die 
beteiligten Schiffsführer bei Strafe verpflichtet, ſich vor der 
Weiterfahrt gegenſeitig das A 
mitzuteilen?) . 


1873, Stenogr. Berichte II S. 925— 930, 949, III S. 624 f., 
866; Druckſachen 1I Nr. 131, III Nr. 149). 

16) Nordſeefiſchereivertrag von 1882 (oben Anm. 10) Art. 5, 6, 8, 9, 
10, 11, 27; Ausf. Geſ. dazu vom 30. April 1884 (RGBl. S. 48) 8 1. 

17) Art. 8 des Fiſchereivertrages. 

18) So der wenig glückliche Wortlaut in Art. 8 Satz 1 a. a. O. Hier⸗ 
nach würde die Anbringung neun Zentimeter unterhalb des 
Schandeckels unzuläſſig und ſtrafbar ſein (Ausf. Geſ. $ 2), was 
ſelbſtredend unmöglich iſt. Die Faſſung beruht auf der wörtlichen 
Überfegung des franzöſiſchen Ausdrucks: „A 8 ou 10 centimètres 
au dessous du plat bord“. Beffer iſt der holländiſche Text: „op 
een afstand van ongeveer 8 of 10 centimeter beneden het 
potdeksel“. 

19) Im offiziellen Text des Art. 8 Abſ. 1 und 2 a. a. O. ſteht vers 
ſehentlich „Schanddeckel“. 

20) Art. 8 Abſ. 5 des Vertrages, jetzt gültig in der Faſſung der Er⸗ 
klärung dazu vom 1. Februar 1889 (RGBl. 1890 S. 5). 

21) Art. 11 des Vertrages. 

22) Art. 25 a. a. O., vgl. H. C. Hacke, Eenige opmerkingen 
over het politie-toezicht op zee, in verband met de zee- 
visscherij-conventie van 6 Mei 1882, Amſterdamer Diſſert. 1885, 
S. 93. 

23) $ 2 des in Anm. 16 genannten Geſetzes. 

24) Nach Maßgabe der Verordnung über das Verhalten der Schiffer 
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4. Eine beſondere Bewandtnis hat es mit den Not⸗ 
und Lotſenſignalen. 

Die reichsrechtlichen Normen hierüber waren urſprüng⸗ 
lich alleſamt enthalten in der Not⸗ und Lotſenſignalordnung 
für Schiffe auf See und auf den Küſtengewäſſern vom 
14. Auguſt 187655). Die $$ 1—3 dieſer Ordnung find 
dann durch die Kolliſionsverordnung vom 9. Mai 1897 29), 
welche ihrerſeits das Not ſignalweſen regelte, aufgehoben 
worden. Demzufolge gelten von der Not⸗ und Lotſenſignal⸗ 
ordnung nur noch die $$ 4 und 5, welche allein von den 
Lotſenſignalen handeln. Beide Gruppen von Vorſchriften 
knüpfen naturgemäß an das Internationale Signalbuch an. 
Dieſes hat aber in der Neuausgabe von 1901 Veränderungen 
erfahren, welche zum Teil in in ſtehen mit ben 
geſetzlichen Vorſchriften. 

Im Einzelnen iſt zu bemerken: 

a) Die Lot ſen ſignalordnung beſtimmt: 


8 4. 

Lotſenſignale im Sinne dieſer Vorſchriften find 
Signale, durch welche angedeutet wird, daß auf den 
ſignaliſierenden Schiffen Lotſen verlangt werden. 

Als Lotſenſignale gelten: 

a) bei Tage: 

1. die am Vormaſt geheißte, mit einem weißen 
Streifen von ein Fünftel der Flaggenbreite um⸗ 
gebene Reichsflagge (Lotſenflagge) oder 

2. das Signal „P T“ des „Internationalen Signal⸗ 
buches“; 


nach einem Zuſammenſtoß von Schiffen auf See vom 15. Auguſt 
1876 (RGBl. S. 189) § 2. Strafe tritt ein nach Str. § 145. 
25) RGBl. S. 187. Zur Geſchichte Fiche dieſe Zeitſchrift Bd. XXI 
S. 210 ff., über das Staatsrechtliche Laband, Staatsrecht ! II 
S. 90 Anm. 2 und Wagner, Seerecht S. 429 Anm. 22. 
26) Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf 
See (RG Bl. S. 203) Art. 34. 
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b) bei Nacht: 

1. Blaufeuer, welche alle fünfzehn Minuten abge⸗ 

brannt werden; oder 
2. ein unmittelbar über der Verſchanzung in Zwi⸗ 
ſchenräumen von kurzer Dauer gezeigtes helles 
weißes Licht, welches jedesmal ungefähr eine 
Minute lang ſichtbar iſt. 
§ 5. 

Die Lotſenſignale (§ 4) dürfen auf den Schiffen 
nur dann zur Anwendung gelangen, wenn auf ihnen 
Lotſen verlangt werden. Auch dürfen auf den Schiffen 
andere, als die im 8 4 bezeichneten Signale als Lotſen⸗ 
ſignale nicht benutzt werden. 


Das neue Internationale Signalbuch ?“ wiederholt als 
Lotſenſignale dieſelben Signale, welche die Lotſenſignalord⸗ 
nung aufführt ?®), fügt aber dabei als Tagesſignale hinzu: 


3. die Internationale Flagge „8“ mit oder 
ohne den Internationalen Signalbud- 
wimpel darüber; 

4. das Fernſignal, beſtehend aus einem 
Kegel mit der Spitze nach oben geheißt 
und mit zwei Bällen oder ballähnlichen 
Gegenſtänden darüber. 


Das Internationale Signalbuch kennt alſo zwei Lotſen⸗ 
fignale mehr als § 4 der Lotſenſignalordnung. Dies wird 
juriſtiſch bedeutſam, weil die Aufzählung im § 4 nicht, wie 
es nach den Einleitungsworten „Als Lotſenſignale gelten“ 
den Anſchein hat, eine bloß exemplifizierende ſein will. § 5 
ergibt deutlich, daß ſie als eine erſchöpfende, andere Signale 
ausſchließende zu denken iſt ?). Ein Kapitän, der dies außer 


27) S. XX. 

28) Mit der redaktionellen Abweichung, daß es unter Nr. 2 der Nacht⸗ 
ſignale das Wort „Verſchanzung“ durch „Regeling“ erſetzt und 
das Wort „lang“ fortläßt. 

29) Über Ausnahmen im Notſtand u. ſ. w. vgl. F. Perels, Handbuch 
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acht läßt und jo gegen den § 5 verftüft 5°), vernachläſſigt 
nicht nur die Pflichten eines ordentlichen Schiffers “), ſon⸗ 
dern begeht zugleich ein Vergehen und wird gemäß § 145 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark 
beftraft: 

Dieſe Strafe müßte mithin nach § 5 Satz 2 der Lotſen⸗ 
ſignalordnung auch denjenigen treffen, der eines der beiden 
Tagesſignale, welche das Internationale Signalbuch neu 
hinzufügt, als Lotſenſignal benutzt. Es läßt ſich nicht ein⸗ 
wenden, daß die Vorſchrift des Signalbuchs, weil ſie die 
ſpätere iſt, vorgehe; denn Rechtscharakter wohnt ihr nicht 
inne, von einer lex posterior kann alſo keine Rede ſein. 
Man wird ſich damit helfen, eine Beſtrafung im gedachten 
Falle deshalb für unzuläſſig zu erklären, weil ſie, wenn auch 
mit dem Wortlaut des Geſetzes übereinſtimmend, doch deſſen 
Sinn und Zweck ſchnurſtracks zuwiderlaufen würde. Die 
Signalordnung will, um Mißverſtändniſſe, insbeſondere auch 
um eine unnütze Inanſpruchnahme der Lotſen zu verhüten, 
den Gebrauch von Lotſenſignalen ausſchließen, die nicht ganz 
allgemein als ſolche angeſehen werden. Die Signale des 
Internationalen Signalbuchs, auf das die Signalordnung 
ſelbſt verweiſt, das als Ganzes, wenngleich nicht geſetzlich, 
fo doch amtlich eingeführt iſt, das dem Schiffer ebenſo wie °°) 
die geſetzlichen Vorſchriften bekannt und an Bord ſein muß, 


des allgemeinen öffentlichen Seerechts im Deutſchen Reiche (1884) 
S. 295 Anm. 3. 

30) Wie oft dies in praxi geſchieht, indem etwa am Vortop anſtatt 
der Lotſenflagge eine andere, z. B. die Nationalflagge, geheißt wird, 
bleibe hier unerörtert. Vgl. übrigens SA. Hamburg, 21. Dezember 
1896 (OS A. XII S. 239—241, 243). 

31) HGB. $ 511. 

32) Nach der Bekanntmachung vom 16. Januar 1904 (fiebe oben 
Anm. 8), Anlage I Nr. 1, II D Nr. 6, III D Nr. 9, IV D Nr. 9. 
— Früher: Bekanntmachung vom 6. Auguſt 1887 (RGBl. S. 395), 
Anlage ID Nr. 5, II D Nr. 5 (abgeändert durch Bekanntmachung 
vom 4. März 1895, RG Bl. S. 179), III D Nr. 5; SA. Emden, 
28. Januar 1879 (OS A. I S. 823, 326), 23. Auguſt 1879 (ebenda 
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haben aber tatſächlich allgemeine Geltung für den Seeverkehr 
der ganzen Welt. Ein Fernſignal, d. h. ein Signal, das — 
abgeſehen von Beleuchtungsſignalen — nicht durch Farben, 
ſondern nur durch ſeine Form und Stellung ſpricht, würde 
dem Schiffer vollends fehlen, wenn er das Signalbuch nicht 
hinzunimmt! Geſchweige alſo, daß man ihm aus dem Ge⸗ 
brauch der Signale jenes Buches einen Vorwurf machen 
wird, wird man ihn eher wegen ihres Nicht gebrauchs im 
geeigneten Falle tadeln. - 

Solche Erwägungen mögen es fein, die bisher eine 
Anderung der Lotſenſignalordnung unnötig erſcheinen ließen: 
Durch die gegebene Auslegung ſtellt man im Sinne des § 5 
Satz 2 die neuen Signale denen des § 4 gleich. 

Muß dies aber im zweiten, ſo müßte es folgerecht auch 
im erſten Satze des § 5 geſchehen. Mit anderen Worten: 
ebenſo wie man dort den Gebrauch der neuen Signale 
zur Erlangung eines Lotſen erlaubt, müßte man hier 
ihren Mißbrauch, ihre Anwendung in Fällen, wo ein 
Lotſe nicht verlangt wird, beſtrafen, gerade wie den ent⸗ 
ſprechenden Mißbrauch der Signale des $ 43°). Und das 
Bedürfnis einer ſolchen Beſtrafung beſteht praktiſch genau in 
gleichem Maße. Dennoch wird der Richter Bedenken tragen, 
die gedachte Interpretation zu Ungunſten des Angeklagten 
zu verwerten. Er wird freifprechen ?“) mit der Begründung: 
nach § 5 Satz 1 iſt nur ſtrafbar, wer „die Lotſenſignale 
($ 4)“, d. h. die in § 4 ausdrücklich aufgeführten Signale, 
mißbräuchlich anwendet; ein Mißbrauch dieſer Art liegt nicht 
vor, und nulla poena sine lege. — Gewiß ein unbefriedi⸗ 
gendes Ergebnis. 


S. 675), 17. Dezember 1881 (OS A. III S. 589); Bremerhaven, 
21. Juli 1883 (OS A. V S. 69, 74). 

33) Über einen ſolchen Mißbrauch fiehe Reinecke, Taſchen⸗Signal⸗ 
buch (Hannover 1901) S. 32. 

34) Auf die Frage des groben Unfugs iſt an dieſer Stelle nicht ein⸗ 
zugehen. 
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b) 


Anders ſteht es mit den Not ſignalen. Darüber 


beſagt die Straßenrechtsverordnung vom 9. Mai 1897 im 
neunten Abſchnitt: 


Artikel 31. 
Fahrzeuge, welche in Not ſind und Hilfe von 


anderen Fahrzeugen oder vom Lande verlangen, müſſen 
folgende Signale — zuſammen oder einzeln — geben. 


Bei Tage: 


Kanonenſchüſſe oder andere Knallſignale, welche in 


Zwiſchenräumen von ungefähr einer Minute Dauer 
abgefeuert werden. 


Das Signal „NC“ des „Internationalen Signal⸗ 


buchs“. 


Das Fernſignal, beſtehend aus einer viereckigen 


Flagge, über oder unter welcher ein Ball oder 
etwas, was einem Balle ähnlich ſieht, aufgeheißt iſt. 


Raketen oder Leuchtkugeln, wie ſolche weiterhin als 


Nachtſignale angegeben ſind. 


. Anhaltendes Ertönenlaſſen irgend eines Nebelſignal⸗ 


apparats. 
Bei Nacht: 


Kanonenſchüſſe oder andere Knallſignale, welche in 


Zwiſchenräumen von ungefähr einer Minute Dauer 
abgefeuert werden. 


. Glammenfignale auf dem Fahrzeuge, zum Beiſpiel 


brennende Teer⸗, Oltonnen oder dergleichen. 


Raketen oder Leuchtkugeln von beliebiger Art und 


Farbe; dieſelben ſollen einzeln in kurzen Zwiſchen⸗ 
räumen abgefeuert werden. 


. Anhaltendes Ertönenlaſſen irgend eines Nebelſignal⸗ 


apparats. 
Artikel 32. 
Vorbehaltlich des Rechtes der Kriegsfahrzeuge, 


Sternſignale oder Raketen zu anderweitigen Signal⸗ 
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zwecken zu benutzen, dürfen Notſignale nur dann an⸗ 

gewendet werden, wenn die Fahrzeuge in Not oder 

Gefahr ſind. 

Das neue Signalbuch s) gibt als Notſignale die im 
vorſtehenden Artikel 31 bezeichneten Signale wieder. Ab⸗ 
weichend wird jedoch unter den Tagesſignalen als Nr. 4 
geſetzt: 

Das Fernſignal, beſtehend aus einem 

Kegel mit der Spitze nach oben, über oder 

unter welchem ein Ball oder etwas, was 

einem Ball ähnlich ſieht, aufgeheißt iſt. 

Hierin liegt eine doppelte Anderung hinſichtlich der 
Tagesſignale. 

Erſtens führt das Internationale Signalbuch unter den 
Tagesſignalen nicht mehr das Raketen⸗ oder Leuchtkugelſignal 
auf. Zweifellos wird damit die Anwendung ſolcher geſetz⸗ 
lichen Signale, auch als Tagesſignale, ſofern ſie den Um⸗ 
ſtänden des Falles entſpricht ?“), nicht gehindert. 

Weiter kommt zu dem bisherigen Fernſignal (der Nr. 3 
des Art. 31) ein neues hinzu, dadurch vom erſteren unter⸗ 
ſchieden, daß an die Stelle der viereckigen Flagge ein mit 
der Spitze nach oben gerichteter Kegel tritt. Dieſe Ver⸗ 
mehrung der Notſignale hat nicht die gleiche Bedeutung wie 
die der Lotſenſignale. Die Aufzählung der Notſignale im 
Artikel 31 wird zwar mit den Worten eingeleitet: 

„Fahrzeuge, welche in Not find und Hilfe 
verlangen, müſſen folgende Signale geben.“ 


Dennoch trägt ſie und kann ſie begreiflicherweiſe, da es ſich 
um Notſignale handelt, nicht ausſchließlichen Charakter 
tragen, ganz abgeſehen von der Unbeſtimmtheit, mit der 
ohnehin einige dieſer Signale zu kennzeichnen waren). Ein 


35) S. XIX. 

36) Vgl. SA. Hamburg, 24. November 1881 (OS A. III S. 527, 529). 

37) „Kanonenſchüſſe oder andere Knallfignale ... (Art. 31 Nr. 1 
der Tages⸗ und der Nachtſignale); „anhaltendes Ertönenlaſſen 
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der Lotſenſignalvorſchrift ?”) entſprechendes Verbot, andere 
als die im Artikel 31 aufgezählten Notſignale zu gleichem 
Zwecke wie dieſe zu benutzen, fehlt auch im Geſetz. Es dürfen 
alſo, obſchon in erſter Linie die geſetzlichen Notzeichen in 
Betracht kommen 3), noch andere gebraucht werden *°), und 
der Anwendung des Fernſignals mit dem Kegel neben dem 
alten mit der Flagge ſteht inſofern nichts entgegen. 

Nun ſoll aber nach dem neuen Signalbud +!) das 
Signal mit der Flagge nur dann gebraucht werden, wenn 
weder ein Kegel verwendbar iſt, noch Windſtille herrſcht, noch 
der Wind von oder nach dem Beobachter weht. Nehmen 
wir an, der Kapitän macht dem zuwider von dem Flaggen⸗ 
ſignal Gebrauch. Dann kann er dieſerhalb aus § 145 des 
Strafgeſetzbuchs“?) nicht beſtraft werden, denn er hat das 
Notſignal nach Vorſchrift der Kaiſerlichen Verordnung ab⸗ 
gegeben, die für das Strafrecht eine Extenſivinterpretation 
nicht duldet. Iſt er aber darum auch für den Fall, daß 
ſein Verhalten einen Schaden im Gefolge hatte (weil das 
Signal nicht richtig erkannt wurde), von jeder Verantwortung 


irgend eines Nebelſignalapparats“ (Nr. 5 der Tages-, Nr. 4 der 
Nachtfignale); „Flammenfignale auf dem Fahrzeuge, zum Bei⸗ 
ſpiel brennende Theer⸗, Oltonnen oder dergleichen“ (Nr. 2 
der Nachtfignale); vgl. SA. Emden, 24. Juni 1882 (OS A. IV 
S. 232). 

38) Lotſenfignalordnung 8 5 Satz 2. 

39) SA. Emden, 25. Juni 1878 (OS A. I S. 68), 28. Januar 1879 
(ebenda S. 325), OS A. 20. März 1879 (ebenda S. 424), SA. Ham⸗ 
burg, 24. November 1881 (DEN. III S. 527), Brake, 18. April 
1885 (OS A. VI S. 150). 

40) Z. B. die Flagge im Schau (d. h. geknotet); ſiehe OS A. 20. März 


1879 (OS A. I S. 424), wobei übrigens der zur Zeit jenes Uns 


falls geltende Wortlaut der Vorſchriſten noch weniger Bedenken 
machte ($ 2 der Not: und Lotſenfignalordnung im Gegenſatz zu 
dem jetzt geltenden Art. 31 der Verordnung vom 9. Mai 1897). 
41) Teil 3 S. 5. 
42) Verbunden mit Schiffskollifionsverordnung Art. 31, 33 Abſ. 2 
Satz 1. 
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frei oder wird er nunmehr ftraf: ), zivil⸗ ) und gewerbe⸗ 
rechtlich *°) haftbar wegen Außerachtlaſſung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kapitäns? Man wird ihn vielleicht eben wegen 
des Zwieſpalts zwiſchen dem Geſetz und dem Signalbuch, 
deſſen Kenntnis und Befolgung gleichfalls Pflicht für ihn 
iſt, ledig ſprechen. 

Andererſeits kann, wiederum im Gegenſatz zu den Lotſen⸗ 
ſignalen, der Mißbrauch auch ſolcher Notſignale, die das 
Geſetz nicht ausdrücklich aufzählt, aus § 145 geahndet wer⸗ 
den. Dies folgt ohne weiteres aus dem Wortlaut des oben 
wiedergegebenen Artikels 32 der Kolliſionsverordnung *°). 
Somit ergibt ſich, daß das neue Fernſignal im Sinne 
dieſes Artikels dem alten ganz gleich ſteht, nicht aber im 
Sinne des vorhergehenden. 

Die Widerſprüche, deren Beleuchtung hier verſucht wurde, 
haben ihre Bedeutung nicht bloß für die Beurteilung von 
Schuldfragen. Die Sicherheit der Schiffahrt verlangt jede 
mögliche Klarheit darüber, welche Signale im Einzelfalle 
erlaubt und geboten ſind. Zu dieſer Klarheit gehört mate⸗ 
rielle wie formelle Übereinſtimmung des Geſetzes mit dem 
Internationalen Signalbuch, das für den Schiffer ebenfalls 
Autorität iſt. 


43) Z. B. nach Str. § 222 Abf. 2, § 230 Abſ. 2, $ 326 verbunden 
mit $ 323; Militärſtrafgeſetzbuch $ 142. 

44) HGB. 58 511, 512, 734 Abſ. 3; Einf. Geſ. zum HGB. Art. 7; 
B. GB. $ 823. 

45) Seeunfallunterſuchungsgeſetz $ 4 Abſ. 1 Nr. 1 und 4, $ 26. 

46) Siehe auch Art. 12 ebenda. 


VI. 
Zur geſitzausübung durch Treuhänder beim Waren⸗ 
lombardverkehr. 
Von 
Herrn Dr. jur. von Obſtfelder in Königsberg. 


Im Warenlombardverkehr wird es zwiſchen Kaufleuten 
oft ſo gehalten, daß die Pfandobjekte nach dem Verpfän⸗ 
dungsakte auch noch weiterhin bei dem Verpfänder lagern 
bleiben und ein Angeſtellter des letzteren damit beauftragt 
wird, den Pfandbeſitz auszuüben, ſei es nach Abſicht der 
Parteien in der Eigenſchaft eines eigentlichen Treuhänders 
oder Pfandhalters, alſo im Intereſſe beider Pfandparteien, 
ſei es in der Eigenſchaft eines Beſitzvermittlers für den 
Pfandgläubiger allein. 

Gründe der Bequemlichkeit und der Koſtenerſparnis ſo⸗ 
wie die Berückſichtigung der Tatſache, daß es ſich bei dem 
Pfandrecht in der Regel um einen vorübergehenden Zuſtand 
handelt, ſind für dieſe Art der Pfandbeſitzausübung be⸗ 
ſtimmend; denn es bringt für den Pfandgläubiger Schwierig⸗ 
keiten mit ſich, bei Pfandobjekten von erheblicher Menge, 
Größe und Schwere oder bei der Notwendigkeit einer be⸗ 
ſtimmten Art der Lagerung der Pfänder (z. B. bei gewiſſen 
Holzarten die Lagerung im Waſſer) die Waren zum Fauſt⸗ 
pfandbeſitz im eigentlichen Sinne dieſes Wortes zu über⸗ 
nehmen, fernerhin erſpart dieſe Art der Beſitzausübung die 
oft nicht unbedeutenden Koſten für den Transport der Pfänder 
von einem Lager zum anderen und wieder zurück, ſowie die 
Koſten für einen beſonderen Pfandhalter. 
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Dieſe Geſichtspunkte ändern aber nichts daran, daß die 
Belaſſung der Pfandgegenſtände beim Verpfänder etwas dem 
Gefühl Befremdliches hat, weil man ſich unwillkürlich ſagt, 
daß beim Fauſtpfand doch eigentlich der Gläubiger die 
Sicherheit in der Hand haben und behalten müßte, nicht 
aber der Schuldner. 

Angeſichts eines ſolchen Zuſtandes, der ſchon für das 
natürliche Empfinden als Widerſpruch in ſich ſelbſt und mit 
der für ihn gebräuchlichen Begriffsbezeichnung erſcheint und 
daher zu Zweifeln führt, iſt das Verlangen nach Klarheit 
verſtändlich und berechtigt. Den Widerſpruch kann nur das 
Recht löſen. Es iſt dieſes aber auch verpflichtet, Auskunft 
zu geben. 

Solange ſich die Pfandrechtsverhältniſſe regelmäßig ent⸗ 
und abwickeln, alſo durch Tilgung der durch das Pfand ge⸗ 
ſicherten Forderung und durch Ablöſung des letzteren, hat 
eine Betrachtung des eingangs kurz ſkizzierten Tatbeſtandes 
kein weiteres praktiſches Intereſſe; anders beim Konflikte des 
Pfandrechts mit Rechten Dritter an der Sache. 

Die Fälle ſind, wie dies auch die Rechtſprechung zeigt, 
nicht ſelten, daß von einem Kaufmann Sachen trotz eines 
von ihm daran beſtellten Pfandrechts weiter belaſtet werden 
und daß fremdes Eigentum widerrechtlich zu Verpfändungen 
benutzt wird. Die Folge davon ſind Kolliſionen der verſchie⸗ 
denſten Art; auch im Konkurſe und beim Zuſammentreffen 
des vertraglichen Pfandrechts mit einem geſetzlichen oder 
Pfändungspfandrecht können Konflikte entſtehen. In ſolchen 
Fällen wird aber ſofort das Intereſſe an der oben angeregten 
Frage geweckt. 

Da es auch bei beweglichen Sachen möglich iſt, daß an 
ein und derſelben Sache oder Sachgeſamtheit verſchiedene 
dingliche Rechte gleichzeitig beſtehen, dieſe aber als ſinnlich 
wahrnehmbar nicht in die Erſcheinung treten, ſo zeigt nur 
die äußerliche Zugehörigkeit einer Sache zu dem Herrſchafts⸗ 
bereich einer Perſon ein deutlich erkennbares Verhältnis 
zwiſchen Individuum und Sache. Dieſer Eintritt einer Sache 
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in den Machtbereich einer Perſon und die für die letztere 
geſchaffene Möglichkeit, die reale Herrſchaft über die Sache 
auszuüben, iſt Beſitz. Zugleich iſt der Beſitz an der Sache 
ein Schutz für dieſe ſelbſt, denn ſie iſt damit gegen Angriffe 
auf den Machtbereich, zu dem ſie gehört, geſichert. 

Dieſen beiden, für den realen Güterverkehr ſo außer⸗ 
ordentlich weſentlichen Momenten, dem ſichtbaren Verhältnis 
der Sache zu dem Herrſchaftsbereiche einer Perſon und dem 
damit der Sache gewährleiſteten Schutze hat das Geſetz voll 
und ganz Rechnung getragen, denn es ſtellt dem Beſitz, und 
ſogar unter gewiſſen Umſtänden dem bereits der Vergangenheit 
angehörigen, früheren Beſitze eine Reihe von Schutzmitteln 
zur Seite, vor allem aber iſt nach dem Geſetze in dem Be⸗ 
ſitze das Eigentum, die auch rechtliche urn, über die 
Sache, zu vermuten. 

Dem Beſitze wird weiterhin eine ſo durchſchlagende 
Kraft zugeſtanden, daß die Regel von dem Vorzuge wohler⸗ 
worbener älterer Rechte vor jüngeren zu Gunſten des Eigen⸗ 
tumserwerbes an beweglichen Sachen durchbrochen wird und 
der gutgläubige Erwerber durch den dinglichen Vertrag das 
Eigentum ſelbſt dann erwirbt, wenn der Veräußerer nicht 
Eigentümer war, ſofern nur der Übergang des realen Macht⸗ 
verhältniſſes, die Übergabe an den Erwerber, hinzutritt. 

Dieſer letztere, zunächſt für den Eigentumserwerb gel⸗ 
tende Grundſatz hat weiter gewirkt und iſt auch im § 1207 
B. GB. auf den gutgläubigen . des Pfandrechts er⸗ 
ſtreckt worden. 

Wird dem Beſitz ein ſo ganz bete Einfluß 
auf den Güterverkehr eingeräumt und zwar lediglich, weil 
er allein als feſter und emporragender Markſtein die Herr⸗ 
ſchaft des Subjekts über die Sache ſichtbar macht, ſo muß 
er in jeder Lage und insbeſondere in den Fällen, wo ihm 
das Übergewicht über dingliche Rechte zugeſtanden wird, ſeine 
Stellung behaupten können. 

Es hat deshalb das Geſetz als unbedingtes Poſtulat 
das Prinzip der Erkennbarkeit der tatſächlichen Gewalt, die 
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Publizität des Befites, für den Begriff des letzteren auf: 
geſtellt. Nur in dieſer Eigenſchaft, vor allem in Streit mit 
Rechten an der Sache und im Streit ſolcher Rechte unter⸗ 
einander, bleibt der Beſitz vor der Gefahr der Erſchütterung, 
der Verwirrung und des Unterganges gewahrt. Dieſe Sta⸗ 
bilität muß die Sachherrſchaft, insbeſondere auch bei dem 
Pfandrechtsbeſitze behaupten, welchem wie erwähnt ebenfalls 
eine außergewöhnliche Macht eingeräumt iſt; denn an ſich 
kann man im Konflikte des Beſitzes mit Rechten an der 
Sache kaum in jedem einzelnen Falle ſagen und entſcheiden, 
weſſen Intereſſe und weſſen Recht das ſtärkere und ſchutz⸗ 
bedürftigere iſt, denn im Grunde iſt ein früheres, noch be⸗ 
ſtehendes Pfandrecht ebenſo ſchutzbedürftig wie ein ferneres 
an der Sache beſtelltes. Das Recht des Eigentümers aber, 
deſſen Sache vom Nichteigentümer verpfändet wird, iſt im 
Prinzip unvergleichlich ſchutzbedürftiger als das an fremder 
Sache erworbene Pfandrecht des Gläubigers. Der gute 
Glaube d. h. das Vertrauen zur Redlichkeit eines Kauf⸗ 
mannes, welcher Waren verpfändet oder Sachen zur Ver⸗ 
wahrung übernimmt, iſt ſowohl auf ſeiten des Pfandgläubigers 
als des Hinterlegers das gleiche, denn der gute Glaube iſt 
ein objektiver Begriff. Der Kredit, welchen der Gläubiger 
mit Rückſicht auf die ihm gegebene Realſicherheit gewährt, 
iſt nicht höher zu veranſchlagen als die Überzeugung des 
Eigentümers, daß der Kommiſſionär oder Verwahrer fremdes 
Recht achten und unverletzt erhalten werde. 

Deshalb muß ſich der Pfandbeſitz umſo klarer von dem 
Machtbereiche anderer ab⸗ und hervorheben und vor allem 
von der Gewaltſphäre des Verpfänders. 

Daß eine ſolche, insbeſondere für den flüſſigen Handels⸗ 
verkehr erforderliche ſcharfe Abgrenzung und deutliche Er⸗ 
kennbarkeit der tatſächlichen Gewalt des Pfandgläubigers in 
dem hier behandelten Falle geſchaffen würde, iſt nicht anzu⸗ 
kennen. 

Da ſich jeder Vorgang im Raume abſpielt, ſo muß 
auch für die Betätigung der realen Macht und für die Mög⸗ 

Zeitſchrift für Handel recht. Bd. LVI. 
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lichkeit dieſer Betätigung eine räumliche Beziehung der Perſon 


zur Sache vorhanden ſein. Das Beſitzobjekt muß eine Stelle 
innerhalb des Machtbereiches des Beſitzers einnehmen, ſei 
es in deſſen Räumlichkeiten, ſei es auf deſſen, wenn auch 
offenen und freizugänglichen, aber doch ſo beſchaffenen Plätzen, 
daß fie nach der Verkehrsanſchauung die ausſchließliche 
Zwangsbeſtimmung für den Beſitzer Dritten genügend kund⸗ 
bar machen. 

Bleiben die Sachen beim Warenlombardverkehr trotz 
der Verpfändung in dem räumlichen Machtbereiche des Ver⸗ 
pfänders, fo wird der Beſitz des Pfandgläubigers nicht 
deutlich erkennbar, ſondern es wird vielmehr die Annahme 
und Vermutung begründet, daß der Verpfänder der Beſitzer, 
ja ſogar der Eigentümer ſei. Eine tatſächliche Gewalt des 
Pfandgläubigers iſt in dieſem Falle als nicht ſichtbar und 


demnach mindeſtens ein Begriffsmoment des Beſitzes zu 


vermiſſen. 

| Es erhebt ſich daher die Frage, ob durch die Anweſen⸗ 
heit eines mit der Beſitzausübung beauftragten Angeſtellten 
des Verpfänders innerhalb des räumlichen Machtbereiches 
des letzteren dieſes fehlende Moment des Beſitzbegriffes er⸗ 
ſetzt und ſo die Erkennbarkeit der Herrſchaft des Pfandgläu⸗ 
bigers in anderer Weiſe hergeſtellt wird. 

Hierbei iſt zu erwägen, daß ein Teil der Geſchäfts⸗ 
freunde des Prinzipals den betreffenden Angeſtellten in dieſer 
letzteren Eigenſchaft kennen wird; die anderen Geſchäftskunden 
werden über die Anweſenheit der fraglichen Perſon kaum 
nachdenken oder ihr irgendwelche Beachtung ſchenken. Dar⸗ 
auf aber wird kaum jemand verfallen, daß eine im Bereiche 
eines Geſchäfts anweſende und daſelbſt tätige Perſon neben 
ihrer dienſtlichen Beſchäftigung noch den Pfandbeſitz für eine 
fremde Perſon ausübt. 

Demnach iſt auch zu verneinen, daß die Beſtellung eines 
ſolchen Treuhänders ein Beſitzverhältnis des Gläubigers 
kenntlich macht und den Erſatz für die fehlende räumliche 
Beziehung des Pfandgläubigers zu den Pfändern ſchaffen kann. 
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Vielleicht könnte man noch daran denken, daß durch 
die — bei Lombardierungen vielfach übliche — „Anzeichnung“ 
der Sachen mit einer Marke oder einem ſonſtigen Merkmal 
des Pfandgläubigers die Machtſphäre dieſes letzteren er⸗ 
kennbar wird. Hierbei iſt jedoch außer dem e die 
Beſitzausübung zu berückſichtigen. 

Wie bei jeder Macht iſt auch bei der realen Macht⸗ 
gewalt, dem Beſitze, nicht ſowohl auf den flüchtigen Akt der 
Beſitzergreifung, als vielmehr auf die ſtetige Entfaltung 
der tatſächlichen Herrſchaft, d. h. auf die Beſitzausübung 
Gewicht zu legen; denn erſt dieſe zeigt die kontinuierliche, 
in die Zukunft wirkende Kraft des Beſitzes, macht den letz⸗ 
teren offenkundig und verleiht der Sache Sicherheit und 
Schutz. Der momentane Akt des Beſitzerwerbes fällt 
ebenſo ſchnell der Vergangenheit anheim, wie derjenige 
eines Rechterwerbs. Die Beſitzerhaltung iſt daher auch 
für den Pfandbeſitz von der weitaus größeren Bedeutung. 
Es kann das Anzeichnen lediglich die Beſitzergreifung fym⸗ 
boliſieren, die zielbewußte tatſächliche Kraftentfaltung eines 
Menſchen aber natürlich nicht erſetzen, deshalb können ſolche 
Zeichen und Marken für die Beſitzausübung höchſtens und immer 
nur als identifizierendes Moment in Betracht kommen. 
| In vielen Fällen werden überdies die Marken, beſonders 
wenn ſie an dem Gute ſelbſt angebracht werden, wie es 
z. B. beim Anſchlagen von Hölzern mit dem Hammerzeichen 
geſchieht, trotz der Ablöſung des Pfandrechts nicht beſeitigt, 
die Waren gehen bei Weiterveräußerungen mit den Marken 
aus einer Hand in die andere, bis ſolche Zeichen ſchließlich 
bei der Verarbeitung und dem Verbrauche der Sachen ver⸗ 
ſchwinden. Unter dieſen Umſtänden verlieren die Markie⸗ 
rungen, ſobald die damit verſehenen Sachen aus den Händen 
des Beſitzers herausgehen, ſchließlich auch den Charakter der 
Identifizierung mit Bezug auf eine beſtimmte Perſon. 

Keinen höheren Wert für die Pfandbeſitzausübung haben 
dem Ausgeführten zufolge die ſogenannten Pfandtafeln, welche 
auch meiſt nur einige Initialen enthalten. 
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Bei Lombardierungen ſind deshalb wiederholt Fälle von 
Unredlichkeiten und Veruntreuungen der obenerwähnten Art 
ſeitens des Verpfänders trotz der Markierung mit dem fremden 
Eigentums⸗ oder Pfandzeichen und trotz der Anſtellung eines 
Angeſtellten des Verpfänders als Treuhänders eines Dritten 
vorgekommen. 

Je nachdem nun in ſolchen Fällen der Eigentümer oder 
einer der Pfandgläubiger ſich meldet, um nach den Waren 
zu ſehen, werden die Pfandtafeln vor der Beſichtigung ent⸗ 
weder ſchnell noch beſeitigt oder es werden diejenigen Tafeln, 
die verhängnisvoll werden müßten, abgenommen und die für 
den bevorſtehenden Zweck geeigneten angebracht. 

Daß ſolche Manipulationen vielfach noch rechtzeitig aus⸗ 
geführt werden können, wird verſtändlich, wenn man ſich 
vergegenwärtigt, daß die Lagerſtätten gerade für Waren, die 
in großen Mengen gelagert werden und viel Raum bean⸗ 
ſpruchen, wie Bauſteine, Kohlen, Eiſenmaterialien, Hölzer 
u. dergl. ſich meiſt außerhalb des Ortes und fern von dem 
Geſchäftshauſe, bei Hölzern insbeſondere an weit abgelegenen 
Flußläufen und in Flußpaſſen befinden. Ehe der Eigen⸗ 
tümer oder ein Pfandgläubiger oder deſſen Vertreter, welche 
regelmäßig zunächſt im Kontor des betreffenden Prinzipals 
vorſprechen, auch oft ſelbſt die Ortlichkeit der Lagerplätze gar 
nicht kennen, behufs Beſichtigung der Waren daſelbſt ein⸗ 
treffen, bleibt dem Verpfänder gewöhnlich noch genügend 
Zeit, eine Anweiſung nach den Plätzen gelangen zu laſſen, 
um die zur Verhinderung von Unannehmlichkeiten erforder: 
lichen Maßregeln noch raſch zu treffen; und es iſt dabei 
ſogar vorgekommen, daß der Treuhänder bei dieſen Machen⸗ 
ſchaften ſelbſt mitgeholfen hat. 

Wenn es nun auch gegen Unredlichkeit und Untreue im 
wirtſchaftlichen Verkehr niemals ein vollwirkſames Abhilfe⸗ 
mittel geben wird, ſo muß gerade deshalb der Pfandbeſitz 
um ſo erkennbarer ausgeübt werden, jedenfalls in einer 
Weiſe, wie es mindeſtens der vermutlichen Abſicht des Ge⸗ 
ſetzgebers mit Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit entſpricht. 
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Danach und nach dem aufgeſtellten Grundſatze der 
Publizität des Pfandbeſitzes iſt unter keinen Umſtänden an⸗ 
zunehmen, daß eine Beſitzausübung in der eingangs geſchil⸗ 
derten Weiſe dem Willen und der Abſicht des Geſetzgebers 
auch nur annähernd entſprechen kann, dies wie geſagt ſchon 
aus ganz objektiven Gründen nicht. 

Es kommt für den hier behandelten Fall noch eine 
weitere Frage in Betracht, nämlich welche ſubjektiven tat⸗ 
ſächlichen Machtverhältniſſe durch die Pfandbeſtellung und 
insbeſondere durch die Ausübung des Pfandbeſitzes in der 
hier vorausgeſetzen Weiſe für die bei dieſem Rechtsverhält⸗ 
niſſe beteiligten Perſonen geſchaffen werden, und wie ſich jene 
möglicherweiſe zueinander verhalten. Bei dem als Regel 
gedachten Falle des Mobiliarpfandbeſitzes, nämlich bei der 
Übergabe der Sachen ſeitens des Verpfänders an den Pfand⸗ 
gläubiger, kann die geſtellte Frage nicht auftreten, denn mit 
der Übergabe der Sache tritt dieſe in den Herrſchaftsbereich 
des Pfandgläubigers ein und erlangt in dieſem Verhältniſſe 
ſchon eine tatſächliche räumliche Umfriedung; der Gläubiger 
erlangt die unmittelbare tatſächliche Gewalt, der Verpfänder 
regelmäßig den mittelbaren Beſitz. Verſchiebungen zwiſchen 
dieſen beiden ſcharf abgegrenzten Gewaltſphären können nicht 
entſtehen; anders, wenn das Pfand in dem Machtbereiche 
des Verpfänders bleibt und ein Dritter mit der Pfandver⸗ 
wahrung betraut wird. 

Wenn der Beſitz die in die äußere Erſcheinung tretende 
tatfächliche Gewalt des Individuums darſtellt, fo kann auf 
dieſes Verhältnis analog der Grundſatz der Raumlehre an⸗ 
gewandt werden, daß zwei gleiche Körper ſich nicht gleichzeitig 
in demſelben Raume aufhalten können. Bedrängt der eine 
Körper den anderen und hat jener das Übergewicht, ſo muß 
der ſchwächere ſoweit zurückweichen, als in deſſen früheren 
Raum das Volumen des ſtärkeren Körpers eintritt. Nicht 
anders verhält es ſich bei der Beſitzmacht. Drängt ein Sub⸗ 
jekt gegen die reale Herrſchaftsſphäre eines anderen an und 
dringt in dieſe ein, ſo weicht die Gewalt des ſchwächeren 
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Subjekts zurück, und in dem Umfange, in welchem dies ge⸗ 
ſchieht, erweitert oder verſchiebt ſich der Machtbereich des 
ſtärkeren Subjekts. Die tatſächliche Macht des Beſitzers iſt 
alſo nur inſoweit vorhanden, als ſie ſich gegen die Gewalt 
eines anderen mit Erfolg behaupten, d. h. dieſen anderen 
und jeden Dritten von ihrem Herrſchaftsbereiche ausſchließen 
kann (Prot. Bd. III S. 29). Von der Machtſphäre einer 
Perſon wird aber die andrängende Gewalt eines anderen 
ſchon ferngehalten und ausgeſchloſſen, wenn dieſe beiden 
Kräfte gleichwertig find (vgl. Mugdan & Falkmann, 
Die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte Bd. V S. 323 ff.). 


Je nachdem eine Sache in den einen oder anderen 


Machtbereich hineinfällt, wird ein Beſitzverhältnis begründet 
und zwar in der Richtung zu dem Rechtsſubjekt, welches der 
Inhaber der fraglichen Gewaltſphäre iſt. An dem Kraft⸗ 
maßſtabe der Gewalten find die Beſitzverhältniſſe auch der 
in dem gegenwärtigen Falle in Betracht kommenden Rechts⸗ 
ſubjekte zu meſſen. 

Sieht man hier zunächſt von der konkreten Sachlage 
ab und ſetzt den Regelfall voraus, ſo hat der Pfandhalter 
als Verwahrer nach $ 368 B. GB. den alleinigen unmittel⸗ 
baren Beſitz, d. h. die von der Verkehrsanſchauung anerkannte 
Herrſchaft über die Sache (Planck § 868 Anm. 3 Abſ. 2). 
Übt der Treuhänder die tatſächliche Gewalt für beide Pfand⸗ 


parteien aus, ſo hat jeder der letzteren den mittelbaren 


Beſitz. Das Weſen und die Bedeutung dieſer Beſitzart ſind 
beſtritten und es iſt hier nicht der Ort, den rechtlichen Cha⸗ 
rakter desſelben zu unterſuchen. Jedenfalls genügt es an⸗ 
zuführen, daß der mittelbare Beſitz eine reale Herrſchaft 
über die Sache nicht darſtellen kann, denn auch ihm mangelt 
die Erkennbarkeit und eine äußerlich wahrnehmbare Stelle 
in dem Machtbereiche des mittelbaren Beſitzers, er erteilt 
dieſem nur unter gewiſſen Umſtänden eine ſachenrechtliche 
Legitimation Dritten gegenüber. Beſorgt der Pfandhalter 
die Verwahrung der Sachen nur für den Pfandgläubiger, 
ſo hat dieſer allein im Verhältnis zu jenem den mittelbaren 
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Beſitz. Aber es vermittelt der Pfandgläubiger wieder ſeiner⸗ 
ſeits nach $ 868 in Verbindung mit $ 871 B. GB. dem 
Verpfänder den ſogenannten entfernteren mittelbaren Beſitz. 
Alle dieſe ſachenrechtlichen Beziehungen treten aber gegen⸗ 
über der Ausübung des Pfandbeſitzes völlig in den Hinter: 
grund. Hier kommt es lediglich auf den unmittelbaren 
Beſitz an, nämlich auf denjenigen entweder des e 
bigers oder des Treuhänders. 

In dem hier behandelten Falle iſt demnach zunächſt zu 
prüfen, welches Kraftverhältnis zwiſchen den Machtgewalten 
des Verpfänders und des Treuhänders beſteht und ob die 

Kraft des letzteren ein ſolches Übergewicht hat, daß ſie in 
den Herrſchaftsbereich des Verpfänders, deſſen Gewaltſphäre 
durch den Umfang des Geſchäftsbetriebes und deſſen Anlagen 
begrenzt wird, eindringen und in gewiſſem Umfange den Ver⸗ 
pfänder ſeiner Macht entſetzen kann. 

Mit Rückſicht auf die Eigenſchaft des Pfandhalters in 
dem hier erörterten Falle als einer im Betriebe des Ver⸗ 
pfänders angeſtellten Perſon iſt vorauszuſchicken, daß nach 
§ 855 B. GB. ein kaufmänniſcher Angeſtellter, welcher inner⸗ 
halb des Dienſtverhältniſſes zu dem Prinzipal die tatſächliche 
Gewalt über Sachen des letzteren ausübt, überhaupt keinen 
Beſitz hat, ſondern für dieſen nur als Organ des Chefs in 
Betracht kommt; denn der Wille des Beſitzdieners in dieſem 
Verhältniſſe iſt völlig bedeutungslos, wie es derjenige des 
Sklaven im römiſchen Rechte war (I. 49 D. 41, 2). ; ö 

Die Rechtsverhältniſſe, auf Grund deren der Angeſtellte 
in ſeinem Doppelverhältniſſe die Gewalt über Sachen aus⸗ 
übt, nämlich der Auftrag und der Verwahrungsvertrag einer⸗ 
ſeits, der Dienſtvertrag andererſeits, ſind ja allerdings von 
Hauſe aus gleichartig, denn beide Verhältniſſe ſind obliga⸗ 
toriſcher Natur; trotzdem aber beſteht zwiſchen dieſen beiden 
Rechtsverhältniſſen ein weſentlicher Unterſchied. Während 
ſich ſonſt innerhalb des durch das Schuldverhältnis gezogenen 
Kreiſes die Vertragsparteien in perſönlicher Hinſicht gleids 
wertig gegenübertreten, bringt das Dienſtverhältnis, und wie 
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ſchon der Ausdruck „dienen“ beſagt, eine Unterordnung des 
Dienſtverpflichteten unter den Willen des Prinzipals mit ſich; 
der erſtere iſt nur das Willensorgan des letzteren. Das 
bloße Verlangen, wie es ſonſt den Inhalt des obligatoriſchen 
Anſpruches bildet, verſtärkt ſich zum Befehlsrecht des Herrn, 
die Pflicht zum Tun und Laſſen auf Seiten des Angeſtellten 
wird zum Gehorſam. Befehlsrecht und Gehorſampflicht 
zwiſchen den Parteien des Dienſtvertrages bilden das in 
$ 855 B. GB. geforderte Verhältnis, vermöge deſſen der in 
einem Erwerbsgeſchäfte Angeſtellte den ſich auf die innerhalb 
des wirtſchaftlichen Betriebes befindlichen Sachen beziehenden 
Weiſungen des Prinzipals Folge zu leiſten hat. Damit 
wird der Angeſtellte zum Beſitzdiener. 

Innerhalb des geſchäftlichen Machtbereiches iſt die Herr⸗ 
ſchaft des Prinzipals naturgemäß die höchſte und muß es 
ſein. Entſprechend liegt jedem Untergebenen die Gehorſam⸗ 
pflicht gegen den Prinzipal ob. Ohne ein ſolches Verhältnis 
iſt überhaupt eine Aufrechterhaltung und gedeihliche Entwicke⸗ 
lung eines wirtſchaftlichen Betriebes unmöglich und undenkbar. 

Würden Befreiungen des Angeſtellten von dieſer Gewalt⸗ 
herrſchaft des Prinzipals nach einer oder der anderen Rich⸗ 
tung hin zugelaſſen, könnte grundſätzlich ein Angeſtellter einen 
wirkſamen Widerſpruch dem Befehle ſeines Prinzipals ent⸗ 
gegenſetzen, dem letzteren den freien Zutritt zu irgend einer 
Stelle ſeiner eigenen Betriebsräumlichkeiten verwehren oder 
ihm die Verfügung über irgendwelche dort lagernden Sachen 
beſchränken oder gar verbieten, ſo würde ſofort die Macht 
des Prinzipals gebrochen und der Betrieb lahmgelegt. Ob 
ſich unter den in dem Machtbereiche des Chefs befindlichen 
Sachen fremdes Eigentum befindet oder ob auf ſolchen Sachen 
Rechte Dritter laſten, macht keinen Unterſchied. Alles, was 
in den geſchäftlichen Betrieb des Prinzipals fällt, unterſteht 
der Gewalt des letzteren, wie andererſeits dieſer auch allein 
die Verantwortlichkeit ſür alle in dem Betriebe vorgenom⸗ 
menen geſchäftlichen Handlungen trägt. 

Erteilt der Prinzipal ſeine Befehle an die Untergebenen, 
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ſo ſteht dieſen weder eine Kritik noch ein Widerſpruch zu; 
ein obligatoriſches Verhältnis des Angeſtellten zu einem 
Dritten, beziehe ſich dieſes, worauf es wolle, kann aber 
vollends keine derartige Kraft entwickeln, die Herrſchaft des 
Prinzipals zu durchbrechen (Planck $ 855 Anm. 2 Abſ. 4). 
Der Angeſtellte iſt und bleibt immer der Untergebene und 
in Betreff der Sachen, über welche er innerhalb des Ge⸗ 
ſchäfts die tatſächliche Gewalt ausübt, Beſitzdiener und Organ; 
von einem Beſitz des letzteren an den Sachen des Prinzipals 
innerhalb des Dienſtverhältniſſes kann demnach keine Rede 
ſein, aber erſt recht nicht von einem Übergewichte der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt des Beſitzgehilfen über die Herrſchaftsmacht 
des Prinzipals. 

Will man dieſe beiden tatſächlichen Machtgewalten in 
Verhältnis zueinander ſetzen, ſo iſt die Sachgewalt des Beſitz⸗ 
dieners nur ein Teil derjenigen des Prinzipals. Die letztere 
wird von der tatſächlichen Gewalt des Beſitzgehilfen nicht 
aus geſchloſſen, ſondern ſchließt vielmehr dieſe in ſich ein 
und geht ſomit in der Beſitzfülle des Prinzipals vollkommen 
auf. Deshalb bleibt auch dem Prinzipal in dem hier be⸗ 
trachteten Falle der alleinige unmittelbare Beſitz (vgl. Planck 
§ 868 Anm. 2 a). Das Beſitzorgan des Prinzipals kann 
ſchon begrifflich einen deſſen Befehlen zuwiderlaufenden Willen 
nicht äußern. Dem Chef ſtünde es z. B. frei, jeden ſeiner 
Angeſtellten an irgend einem von den Geſchäftsräumen ab⸗ 
gelegenen Orte beliebig lange Zeit zu beſchäftigen. Bei 
einer ſolchen Sachlage würde der Angeſtellte in einem Falle, 
wie dem hier vorliegenden, ſchon jede tatſächliche Gewalt 
über die Pfänder verlieren. Hierbei muß man ſich ſtets vor 
Augen halten, daß es ſich in dem vorliegenden Falle nicht 
um Rechte, ſondern immer nur um die reale Macht des 
Subjekts handelt. Ja ſelbſt wenn der Prinzipal erklärt, 
den Beſitz an den Pfändern für die Dauer des Pfandrechts 
aufgeben zu wollen, ſo iſt dies bedeutungslos, da der Chef 
angeſichts ſeiner räumlichen Beziehung zu den Pfandobjekten 
und wegen der Möglichkeit, in jedem Augenblicke ſeine Ge⸗ 
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walt darüber zu betätigen, nach wie vor der alleinige un⸗ 
mittelbare Gewalthaber und Beſitzer bleibt. 

Hat aber dem Ausgeführten zufolge der Treuhänder in 
dem hier in Rede ſtehenden Falle überhaupt keinen Beſitz 
und kann er keinen haben, ſo iſt er auch nicht im ſtande, 
einen ſolchen für den Pfandgläubiger zu vermitteln. Es 
bleibt daher auch dieſer beſitzlos. 

Die vorſtehenden Ausführungen in ihrer Geſamtheit 
ergeben, daß die Ausübung des Pfandbeſitzes unter den hier 
vorausgeſetzten Umſtänden als geſetzlich unzuläſſig und un⸗ 
wirkſam anzuſehen iſt, vor allem ſowohl wegen des Mangels 
der Erkennbarkeit des Pfandrechts als auch wegen des Fehlens 
irgendwelcher Beſitzmacht auf ſeiten des Treuhänders. Die 
Pfandbeſitzausübung durch einen Angeſtellten des Verpfänders, 
wenn die Pfänder trotz und nach der Verpfändung weiterhin 
in dem Machtbereiche desſelben verbleiben, iſt nichts als ein 
Schein und eine Veranſtaltung, welche auf das Beſitzkonſtitut 
hinausläuft, denn der Verpfänder, welcher faktiſch den un⸗ 
mittelbaren Beſitz behält, würde durch ſein eigenes Organ 


und damit ſelbſtändig zugleich den Beſitz für den Pfand⸗ 


gläubiger vermitteln. Das Beſitzkonſtitut iſt aber als zu⸗ 
läſſige Beſtellungsweiſe des Pfandrechts vom Geſetzgeber 
ausdrücklich verworfen (RG. Bd. LIII S. 226), wie über⸗ 
haupt beim Fahrniserwerb eine Vertretung im unmittelbaren 
Beſitze ausgeſchloſſen iſt, weil der Beſitzvertreter ſelbſt un⸗ 


mittelbarer Beſitzer iſt (Leonhard, Vertretung beim Fahrnis⸗ 
erwerb S. 57ff.; Bochalli, e vom Vertretungs⸗ 


prinzip S. 49 ff.. 

Zieht man aus dieſem Reſultat die praktiſchen Schlüſſe, 
‘fo können dieſe für den Verkehr, vor allem den kaufmänni⸗ 
ſchen Handelsverkehr, nur willkommen ſein, denn es werden 
bei der Nichtzulaſſung einer Pfandbeſitzausübung, wie ſie 
hier gemeint iſt, klare, für jeden erkennbare Verhältniſſe ge⸗ 


ſchaffen und die Rechte etwaiger Dritter an der Sache nach 
Möglichkeit gewahrt, vor allem wird aber der Kredit der 


Geſchäftswelt nicht getäuſcht und irre geführt. 
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Beantwortet man die hier geſtellte Frage anders, ſo 
läuft vor allem der Eigentümer, welcher ſeine Sachen den 
Händen eines anderen anvertraut, Gefahr, ſein Eigentum 
durch Pfandrechte geſchmälert zu ſehen oder es ſogar zu 
verlieren; auch ein ordnungsgemäß beſtelltes Pfandrecht 
ſelbſt wird beſſer geſchützt. 

In Fällen, in welchen die hier angeregte Frage akut ge⸗ 
worden iſt, lagen die Umſtände ſchließlich ſo, daß es nur noch 
darauf ankam, welcher von den dinglich Berechtigten bei Ge⸗ 
fahr im Verzuge den kürzeſten Weg zu den Sachen hatte und 
am ſchnellſten zu dieſen gelangen konnte, um daraus ſeine 
Befriedigung zu erlangen. Dabei blieb faſt gerade immer 
der Eigentümer oder der frühere Pfandgläubiger der Ge⸗ 
ſchädigte. Auch im Falle des Konkurſes, der doch eine 
gleichmäßige Verteilung des Vermögens des Gemeinſchuldners 
unter deſſen Gläubiger bezwecken ſoll, ſowie auch bei Kon⸗ 
kurrenz des vertraglichen mit einem geſetzlichen oder durch 
Pfändung erlangten Pfandrechte wird ein billigerer Ausgleich 
herbeigeführt, wenn die Art der Verpfändung, wie ſie hier 
behandelt iſt, geſetzlich nicht zugelaſſen wird. 

Dadurch wird der Warenlombardverkehr, dem aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen ſeine Bedeutung für den kaufmänniſchen 
Handel nicht abzuſprechen iſt und nicht abgeſprochen werden 
ſoll, in keiner Weiſe erſchwert oder gehemmt, denn es ver⸗ 
bleiben für eine ſichere und einwandfreie Pfandrechtsbeſtellung 
und Pfandbeſitzausübung, abgeſehen von der Übergabe der 
Pfänder an den Pfandgläubiger zu alleinigem, unmittelbaren 
Beſitze, die anderen ausdrücklich vom Geſetz vorgeſehenen 
Wege, namentlich der, daß die Pfandparteien die Pfänder 
in gemeinſchaftlichen Mitverſchluß nehmen, wie dieſe letztere 
Art der Begründung des Pfandrechts ſich auch nach Anſicht 
des Reichsgerichts (Bd. LIII S. 221) für den Fall der Ver⸗ 
pfändung eines Warenlagers ganz beſonders eignet. 


Rechtsquellen. 


I. 
Gefebe eic. des Jentſchen Reichs. 


Mitgeteilt von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


1. Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend das Reichs⸗ 
ſchuldbuch. Vom 28. Juni 1904. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1904 Nr. 28 S. 251.) 


Das Geſetz, betreffend das eee vom 31. Mai 
1891) wird geändert, wie folgt: 


I. Der § 4 Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 

„3. einzelne eingetragene Genoſſenſchaften und ein⸗ 
zelne eingeſchriebene Hilfskaſſen, welche im Ge⸗ 
biete des Deutſchen Reichs ihren Sitz haben, ſowie 
einzelne juriſtiſche Perſonen,“. 

II. Der erſte Abſatz des § 7 erhält folgenden Zuſatz: 
„Als geſetzlicher Vertreter einer juriſtiſchen Perſon, 
die nicht im Gebiete des Deutſchen Reichs ihren Sitz 
hat, gilt, wer ſeine Vertretungsbefugnis nach den 


1) hi Geſetz iſt abgedruckt in dieſer Saitſcre Bd. XL S. 178. 
Eine Ausgabe mit Anmerkungen von J. Mücke, Wirkl. Geh. 
n 5 erſchienen bei J. Guttentag, Berlin 1902. 

Der $ 23 dieſes Geſetzes, betreffend die zinsbare Anlegung von 
Mündelgeldern, entſprechend dem jetzt aufgehobenen 3 24 
preußiſchen Geſetzes vom 20. Juli 1883 (vgl. unten S. 151) iſt 
ns 8 B. GB. 88 1667 Abſ. 2, 1815, 1816, 1853, 1908 
un 
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vom Bundesrate beſchloſſenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen nachgewieſen hat.“ 
III. An die Stelle des § 20 tritt folgende Vorſchrift: 
& 20. 


„An Gebühren werben erhoben: 

1. für Eintragungen und Löſchungen, jede Einſchrift 
in das Reichsſchuldbuch beſonders gerechnet, 
25 Pfennig von je angefangenen 1000 Mark 
des Betrags, über den verfügt wird, zuſammen 
mindeſtens 1 Mark; 

2. für die Ausreichung von Reichsſchuldverſchrei⸗ 
bungen für je angefangene 1000 Mark Kapital⸗ 
betrag 50 Pfennig, zuſammen mindeſtens 1 Mark. 

Gebühren werden nicht erhoben: 

1. für die Eintragungen bei der Umwandlung von 
Sr rusé bis sdà in Buchſchulden des 

eichs; 

2. für Eintragung und Löſchung von Vermerken 
über Bevollmächtigungen ſowie über Anderungen 
in der Perſon oder der e des eingetra⸗ 
genen Berechtigten (§ 10 Abſ. 3 

3. für Eintragung und Löſchung von Vermerken, 
nach welchen ein Vormund, Pfleger oder Beiſtand 
über eine Forderung, die zu dem ſeiner Ver⸗ 
waltung unterſtellten Vermögen gehört, nur mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann ($$S 1815, 1816, 1915 und 1693 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, ſo⸗ 
weit nötig, im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
er kann die Vorausbezahlung der Gebühren gefordert 
werden. 

An Gebühren für die gerichtliche oder notarielle 
nn der Anträge ($ 10 Abſ. 2) find zu er: 

eben: 

bei Beträgen bis 2000 Mark 1 Mark 50 Pfennig, 

bei Beträgen über 2000 Mark 3 Mark, 
ſoweit nicht nach landesrechtlichen Vorſchriſten eine ge⸗ 
ringere Gebühr zur Hebung kommt.“ 
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2. Geſetz, betreffend Kaufmanusgerichte. Vom 6. Juli 1904). 
(Reichsgeſetzblatt 1904 Nr. 30 S. 266 ff.) 


N und Zuſammenſetzung der Kauf⸗ 
mannsgeriche. 


81. 

Zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ 
oder Lehrverhältniſſe zwiſchen Kaufleuten einerſeits und ihren 
Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlingen andererſeits 
können bei vorhandenem Bedürfniſſe Kaufmannsgerichte er⸗ 
richtet werden. 

Die Errichtung erfolgt für den Bezirk einer Gemeinde 
durch Ortsſtatut nach Maßgabe des § 142 der Gewerbe: 
ordnung. Die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
über die Genehmigung des Statuts iſt binnen ſechs Monaten 
zu erteilen. Die Entſcheidung, durch welche die Genehmigung 
ad wird, muß mit Gründen verſehen fein. 

Mehrere Gemeinden können ſich durch übereinſtimmende 
Ortsſtatuten zur Errichtung eines gemeinſamen Kaufmanns⸗ 
gerichts für ihre Bezirke vereinigen. Für die Genehmigung 
der übereinſtimmenden Ortsſtatute iſt die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zuſtändig, in deren Bezirke das Kaufmannsgericht 
ſeinen Sitz haben ſoll. 


1) Ausgaben dieſes Geſetzes mit erläuternden Anmerkungen, mit Ein⸗ 
ſchaltung des Wortlautes der in Bezug genommenen Geſetze find 
erſchienen von 

Dr. Max Apt, Syndikus der Alteſten der Kaufmannſchaft zu 
Berlin. 1. und 2. Aufl. Berlin 1904, J. Guttentag. Nr. 74 
der Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. (Mark 1.50.) 

Ernſt Kulka, Amtsrichter. Leipzig 1904, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchhandlung. Nr. 166 der Juriſtiſchen Handbibliothek. 

G. von Meyeren, Geh. Regierungsrat, vortragender Rat im 
5 für Handel und Gewerbe. Berlin 1905, Karl 

eyma 
. Haas, Oberlandesgerichtsrat in Celle. Göttingen 1904, 
Vandenhoeck & Ruprecht. — 

Ein Muſter zur Aufſtellung der Orts⸗(Kreis⸗) Statuten für Kauf⸗ 
mannsgerichte auf Grund des Geſetzes, betreffend die Kauf⸗ 
mannsgerichte, iſt unter dem 20. September 1904 veröffentlicht 
im Miniſterialblatt für Handel⸗ und Gewerbeverwaltung Nr. 18 
vom 13. September 1904. Vgl. von Meyeren S. 110 ff. 
— Auch Sonderabdruck, Berlin 1904, Karl Heymann. — 

Eine überfichtliche Darſtellung des Geſetzes und namentlich des 
Ganges des Verfahrens iſt gegeben von Walther Graef. 
Leipzig 1904, Karl Ernſt Poeſchel. 
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Auch für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbandes 
kann ein Kaufmannsgericht errichtet werden. Die Errichtung 
erfolgt in dieſem Falle nach Maßgabe der Vorſchriften, nach 
welchen Angelegenheiten des Verbandes ſtatutariſch geregelt 
werden. Die Zuſtändigkeit eines ſolchen Gerichts iſt aus⸗ 
geſchloſſen, ſoweit die Zuſtändigkeit eines für eine oder mehrere 
Gemeinden des Bezirkes beſtehenden oder ſpäter errichteten 
Kaufmannsgerichts begründet iſt. 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann auf Antrag beteiligter 
Kaufleute oder Handlungsgehilfen die Errichtung anordnen, 
wenn ungeachtet einer von ihr an die beteiligten Gemeinden 
oder den weiteren Kommunalverband ergangenen Aufforde⸗ 
rung innerhalb der geſetzten Friſt die Errichtung auf dem 
in Abſ. 2 bis 4 vorgeſehenen Wege nicht erfolgt iſt. Alle 
Beſtimmungen, welche dieſes Geſetz dem Statute vorbehält, 
en in dieſem Falle durch Anordnung der Landes Zentral: 

ehörde. 

Vor der Errichtung find ſowohl Kaufleute als Gand: 
lungsgehilfen des Bezirkes in entſprechender u zu hören. 


§ 2. 

Fur Gemeinden, welche nach der jeweilig letzten Volks⸗ 
zählung mehr als zwanzigtauſend Einwohner haben, muß ein 
Kaufmannsgericht errichtet werden. Die Landes⸗Zentral⸗ 
behörde hat erforderlichenfalls die Errichtung nach Maßgabe 
der Vorſchriften des $ 1 Abſ. 5 anzuordnen, ohne daß es 
eines Antrags beteiligter Kaufleute oder Handlungsgehilfen 
bedarf. ss. 


Die Landes⸗Zentralbehörde kann die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit eines auf ihre Anordnung errichteten Kaufmannsgerichts 
ausdehnen. Die beteiligten Ortsbehörden ſind zuvor zu 
hören. 8 


Auf Handlungsgehilfen, deren Jahresarbeitsverdienſt an 
Lohn oder Gehalt den Betrag von fünftauſend Mark über⸗ 
ſteigt, ſowie auf die in Apotheken beſchäftigten Gehilfen 
und Lehrlinge finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes keine 
Anwendung. 

8 5. 


Die Kaufmannsgerichte ſind ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes zuſtändig für Streitigkeiten der 
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. 1 Abſ. 1 bezeichneten Art, wenn die Streitigkeiten be⸗ 
treffen: 

1. den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöſung des 
Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſes ſowie die Aushändi⸗ 
gung oder den Inhalt des Zeugniſſes; 

2. die Leiſtungen aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhält⸗ 


niſſe; 

3. die Rückgabe von Sicherheiten, Zeugniſſen, Legiti⸗ 
mationspapieren oder anderen Gegenſtänden, welche 
aus Anlaß des Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſes über⸗ 
geben worden ſind; 

4. die Anſprüche auf Schadenserſatz oder Zahlung 
einer Vertragsſtrafe wegen Nichterfüllung oder nicht 
gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen, welche die 
unter Nr. 1 bis 3 bezeichneten Gegenſtände betreffen, 
ſowie wegen geſetzwidriger oder unrichtiger Ein⸗ 
tragungen in Zeugniſſe, Krankenkaſſenbücher oder 
Quittungskarten der Invalidenverſicherung; 

5. die Berechnung und Anrechnung der von den Hand⸗ 
lungsgehilfen oder Handlungslehrlingen zu leiſtenden 
Krankenverſicherungsbeiträge und Eintrittsgelder 
($$ 53a, 65 des Krankenverſicherungsgeſetzes); 

6. die Anſprüche aus einer Vereinbarung, durch welche 
der Handlungsgehilfe oder Handlungslehrling für 
die Zeit nach Beendigung des Dienſt⸗ oder Lehr⸗ 
verhältniſſes in ſeiner gewerblichen Tätigkeit be⸗ 
ſchränkt wird. 

8 6. 

Durch die Zuſtändigkeit eines Kaufmannsgerichts wird 

die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen. 

Vereinbarungen, durch welche der Entſcheidung des 

Kaufmannsgerichts künftige Streitigkeiten, welche zu ſeiner 
Zuſtändigkeit gehören, entzogen werden, ſind nichtig. 


8 7. 
Die Zuſammenſetzung des Gerichts nach Maßgabe der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes iſt durch das Statut zu regeln. 


§ 8. 
Die Koſten der Einrichtung und der Unterhaltung des 
Gerichts ſind, ſoweit ſie in deſſen Einnahmen ihre Deckung 


nicht finden, von der Gemeinde oder dem weiteren Kommunal⸗ 
verbande zu tragen. 
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„Soll das Gericht nicht ausſchließlich für eine Gemeinde 
oder einen weiteren Kommunalverband zuſtändig ſein, ſo iſt 
bei Feſtſetzung der Zuſtändigkeit zugleich zu beſtimmen, zu 
welchen Anteilen die einzelnen Bezirke an der Deckung der 
Koſten teilnehmen. 

Gebühren, Koſten und Strafen, welche in Gemäßheit 
Galt Geſetzes zur Hebung gelangen, bilden Einnahmen des 
erichts. | 


89. 

Für jedes Kaufmannsgericht find ein Vorſitzender und 
mindeſtens ein Stellvertreter desſelben ſowie die erforderliche 
Zahl von Beiſitzern zu berufen. Die Zahl der Beiſitzer ſoll 
mindeſtens vier betragen. | 

Bei Kaufmannsgerichten, welche aus mehreren Abtei: 
lungen (Kammern) beſtehen, können mehrere Vorſitzende be⸗ 
ſtellt werden. | a. Le 

Beſteht am Sitze des Kaufmannsgerichts ein auf Grund 
des § 1 oder des § 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes errichtetes 
Gewerbegericht, ſo ſind in der Regel deſſen Vorſitzender 
und ſeine Stellvertreter, ſofern auf ſie die im § 11 Abſ. 1 
bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen, zugleich zum Vorſitzen⸗ 
den und zu ſtellvertretenden Vorſitzenden des Kaufmanns⸗ 
gerichts zu beſtellen, auch gemeinſame Einrichtungen für die 
Gerichtsſchreiberei, den Bureaudienſt, die Sitzungs⸗ und 
Bureauräumlichkeiten und dergleichen zu treffen. 


8 10. 


Zum Mitglied eines Kaufmannsgerichts können nicht 

berufen werden: 

1. Perſonen weiblichen Geſchlechts; 

2. Ausländer; 

3. Perſonen, welche die Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Amter infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung 
verloren haben; | 

4, Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet iſt, das 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter zur 
Folge haben kann; | Ne 

5. Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in 

der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find. 

Zum Mitglied eines Kaufmannsgerichts ſoll nur berufen 

werden, wer das dreißigſte Lebensjahr vollendet und in dem 
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der Wahl vorangegangenen Jahre für ſich oder feine Familie 
Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln nicht empfangen 
oder die empfangene Armenunterſtützung erſtattet hat. 

Zum Beiſitzer ſoll nur berufen werden, wer im Bezirke 
des Gerichts ſeit mindeſtens zwei Jahren ſeine Handels⸗ 
niederlaſſung hat oder beſchäftigt iſt. 


8 11. 


Als Vorſitzender und deſſen Stellvertreter ſollen Per⸗ 
ſonen gewählt werden, welche die Fähigkeit zum Richteramt 
erlangt haben; auch können Perſonen gewählt werden, welche 
die Fähigkeit zum höheren Verwaltungsdienſte beſitzen. Aus⸗ 
nahmen kann die höhere Verwaltungsbehörde zulaſſen. Der 
Vorſitzende und ſeine Stellvertreter dürfen weder Kaufleute 
noch Handlungsgehilfen ſein. 

Sie werden durch den Magiſtrat und, wo ein ſolcher 
nicht vorhanden iſt oder das Statut dies beſtimmt, durch 
die Gemeindevertretung, in weiteren Kommunalverbänden 
* Vertretung des Verbandes auf mindeſtens ein Jahr 
gewählt. 

Ihre Wahl bedarf der Beſtätigung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde, in deren Bezirke das Kaufmannsgericht 
ſeinen Sitz hat. Dieſe Beſtimmung findet auf Staats⸗ oder 
Gemeindebeamte, welche ihr Amt kraft ſtaatlicher Ernennung 
oder Beſtätigung verwalten, keine Anwendung, ſolange ſie 
dieſes Amt bekleiden. Einer Beſtätigung bedarf es ferner 
nicht, wenn im Falle des § 9 Abſ. 3 der Vorſitzende des 
Gewerbegerichts oder ſein Stellvertreter zum Vorſitzenden 
oder zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des Kaufmannsgerichts 
gewählt werden. 9912 


Die Beiſitzer müſſen zur Hälfte aus den Kaufleuten, 
welche mindeſtens einen Handlungsgehilfen oder Handlungs⸗ 
lehrling regelmäßig das Jahr hindurch oder zu gewiſſen 
Zeiten des Jahres beſchäftigen, zur Hälfte aus den Hand⸗ 
lungsgehilfen entnommen werden. 

Die erſteren Beiſitzer werden mittels Wahl der im Abſ. 1 
bezeichneten Kaufleute, die letzteren mittels Wahl der Hand⸗ 
lungsgehilfen beſtellt. Die Wahl der Beiſitzer iſt unmittel⸗ 
bar und geheim; ſie findet nach den Grundſätzen der Ver⸗ 
hältniswahl ſtatt derart, daß neben den Mehrheitsgruppen 
auch die Minderheitsgruppen entſprechend ihrer Zahl vertreten 
ſind. Hierbei kann die Stimmabgabe auf Vorſchlagsliſten 
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beſchränkt werden, die bis zu einem im Statute feſtgeſetzten 
Zeitpunkte vor der Wahl einzureichen ſind. 

Die Wahl erfolgt auf mindeſtens ein Jahr und höchſtens 
ſechs Jahre. Eine Wiederwahl iſt zuläſſig. 


8 13. 


Zur Teilnahme an den Wahlen iſt berechtigt, wer das 
fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat und in dem Be⸗ 
zirke des Kaufmannsgerichts ſeine Handelsniederlaſſung hat 
oder beſchäftigt iſt. 

Zur Teilnahme an den Wahlen ſind nicht berechtigt die 
im $ 10 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen. 


9 14. 


Den Kaufleuten im Sinne der $$ 11 bis 13 ſtehen 
gleich die Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft 
oder eingetragenen Genoſſenſchaft oder einer als Kaufmann 
geltenden juriſtiſchen Perſon ſowie die Geſchäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Vorſteher oder Mit⸗ 
glieder eines verwaltenden oder beſchließenden Organs einer 
Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes können 
zum Vorſitzenden eines Kaufmannsgerichts (8 11 Abſ. 1) 
auch dann gewählt werden, wenn die Gemeinde oder der 
weitere Kommunalverband ein Handelsgewerbe betreibt. 


$ 15. 


Im übrigen finden auf die Wahlen die Vorfchriften des 
8 15, $ 17 Abſ. 1, § 18 des Gewerbegerichtsgeſetzes ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Ebenſo find die Vorſchriften der $$ 19, 20, §21 Abſ. 1, 3, 
85 22 bis 25, 88 des Gewerbegerichtsgeſetzes ſinngemäß 
anzuwenden. 

Aus den Handlungsgehilfen entnommene Beiſitzer, deren 
Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt erſt nach der 
Wahl den Betrag von fünftauſend Mark überſteigt, bleiben 
bis zur nächſten Wahl im Amte. 


Verfahren. 


9 16. 


Auf das Verfahren vor den Kaufmannsgerichten finden 
die Vorſchriften der 85 26 bis 61 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Berufung 
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gegen die Urteile der Kaufmannsgerichte nur zuläſſig iſt, 
wenn der Wert des Streitgegenſtandes den Betrag von drei⸗ 
hundert Mark überſteigt. | 

Die Vorſchrift im § 11 der Zivilprozeßordnung über 
die bindende Wirkung der rechtskräftigen Entſcheidung, durch 
welche ein Gericht ſich für ſachlich unzuſtändig erklärt hat, 
findet auch in dem Verhältniſſe der Kaufmannsgerichte und 
der Gewerbegerichte Anwendung. 

Wird bei dem Kaufmannsgericht eine vor das Gewerbe⸗ 
gericht gehörige Klage erhoben, ſo hat das Kaufmannsgericht, 
ſofern für die Verhandlung und Entſcheidung derſelben ein 
Gewerbegericht beſteht, durch Beſchluß ſeine Unzuſtändigkeit 
auszuſprechen und den Rechtsſtreit an das Gewerbegericht zu 
verweiſen. Eine Anfechtung des Beſchluſſes findet nicht ſtatt; 
mit der Verkündung des Beſchluſſes gilt der Rechtsſtreit als 
bei dem Gewerbegericht anhängig. Die in dem Verfahren 
vor dem Kaufmannsgericht erwachſenen Koſten werden als 
Teil der bei dem Gewerbegericht erwachſenen Koſten behan⸗ 
delt. Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, 

wenn bei dem Gewerbegericht eine vor das Kaufmannsgericht 
gehörige Klage erhoben wird. 


$ 17. 


Das Kaufmannsgericht kann bei Streitigkeiten zwiſchen 
Kaufleuten und Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlingen 
über die Bedingungen der Fortſetzung oder Wiederaufnahme 
des Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſes als Einigungsamt ange⸗ 
rufen werden. Auf die Zuſammenſetzung und das Ver⸗ 
fahren des Einigungsamts finden die Beſtimmungen der 
88 1 bis 73 des Gewerbegerichtsgeſetzes entſprechende An⸗ 
wendung. ö 


Gutachten und Anträge der Kaufmannsgerichte. 


8 18. 


Das Kaufmannsgericht iſt verpflichtet, auf Anſuchen 
von Staatsbehörden oder des Vorſtandes des Kommunal⸗ 
verbandes, für welchen es errichtet iſt, Gutachten über Fragen 
abzugeben, welche das kaufmänniſche Dienſt⸗ oder Lehrver⸗ 
hältnis betreffen. 

Das Kaufmannsgericht iſt berechtigt, in den bezeichneten 
Fragen Anträge an Behörden, an Vertretungen von Kom⸗ 
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munalverbänden und an die geſetzgebenden Körperſchaften 
der Bundesſtaaten oder des Reichs zu richten. 

Zur Vorbereitung oder Abgabe von Gutachten ſowie 
zur Vorbereitung von Anträgen können Ausſchüſſe aus der 
Mitte des Kaufmannsgerichts gebildet werden. 

Dieſe Ausſchüſſe müſſen, ſofern es ſich um Fragen 
handelt, welche die Intereſſen beider Teile berühren, zu 
gleichen Teilen aus Kaufleuten ($ 14) und aus Handlungs⸗ 
gehilfen zuſammengeſetzt ſein. | | 

Das Nähere beſtimmt das Statut. 


Verfahren vor dem Gemeindevorſteher. 


8 19. 


| Iſt ein zuſtändiges Kaufmannsgericht nicht vorhanden, 
jo kann bei Streitigkeiten der im $ 5 Abſ. 1 Nr. 1 und 5 
bezeichneten Art jede Partei die vorläufige Entſcheidung durch 
den Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter, Schultheiß, 
Ortsvorſteher u. ſ. w.) nachſuchen. Zuſtändig iſt der Vor⸗ 
ſteher der Gemeinde, in deren Bezirke die ſtreitige Verpflich⸗ 
tung aus dem Dienft- oder Lehrverhältniſſe zu erfüllen {ft 
oder ſich die Handelsniederlaſſung des man befindet 
oder beide Parteien ihren Wohnſitz hab 

Die Vorſchriften des § 76 Abſ. 2, 18 und der 88 77 
bis 80 des Gewerbegerichtsgeſetzes finden * An⸗ 
wendung. 


Slade ge | 
8 20. | 


Die Landes: Zentralbehörde kann anordnen, daß in Be⸗ 
zirken, für welche zur Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten 
auf Grund der Landesgeſetze Gewerbegerichte beſtehen ($ 85 
des Gewerbegerichtsgeſetzes), die für dieſe Gewerbegerichte 
geltenden beſonderen Vorſchriften über die Bildung von Ver⸗ 
gleichskammern oder Vergleichsämtern und über das Ber: 
fahren vor denſelben auch auf die R An⸗ 
wendung finden. 

§ 21. 
Streitigkeiten, welche anhängig geworden ſind, bevor ein 


für ſie zuſtändiges Kaufmannsgericht beſtand, werden von 
den bis N n geweſenen Behörden erledigt. 
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9 22. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten, ſoweit ſie ſich 
auf die Herſtellung der zu ihrer Durchführung erforderlichen 
Einrichtungen beziehen, mit dem Tage der Verkündung, im 
übrigen mit dem 1. Januar 1905 in Kraft. 


II. 
Dentfhe Jandes⸗Geſetze elt. 
Preußen. 


Mitgeteilt und bearbeitet 
von 


Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


1. Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das 
Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883. Vom 24. Juli 1904. 
(Geſetz⸗Sammlung 1904 Nr. 24 S. 167.) 


Das Gefetz vom 20. Juli 1883 iſt abgedruckt in dieſer 
Zeitfchrift Bd. XXXI S. 239. 

Nach § 1 wurde nur die damalige „vierprozentige kon⸗ 
ſolidierte Anleihe“ umfaßt; durch das Geſetz vom 12. April 
1886 wurden die Beſtimmungen des Geſetzes auf Schuld⸗ 
verſchreibungen der dreieinhalbprozentigen konſolidierten An⸗ 
leihe und durch Geſetz vom 8. Juni 1891 (Geſ. Samml. 1891 
S. 105) auf die Schuldverſchreibungen der ſämtlichen kon⸗ 
ſolidierten Anleihen erweitert. 

Durch Art. 16 Abſ. 1 des Preuß. Ausführungsgeſetzes 
vom 20. September 1899 zum Bürgerlichen Geſetzbuch erhielt 
8 9 folgende Faſſung: 

„Eine Ehefrau wird, unbeſchadet der Vorſchriften 
des Art. 97 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche, zu Anträgen ohne Zuſtim⸗ 
mung des Ehemannes zugelaſſen.“ 

Durch Abſ. II hat § 12 Abſ. 2 folgende Faſſung er⸗ 
halten: 
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„Zur Ausſtellung dieſer Beſcheinigung [betreffend 
den Ausweis der Rechtsnachfolge von Todes wegen] 
iſt das Nachlaßgericht und, falls der Erblaſſer zur 
Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt hatte, auch derjenige Konſul des Reichs 
zuſtändig, in deſſen Amtsbezirke der Erblaſſer zur Zeit 

des Erbfalls ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hatte, ſofern dem Konſul von dem Reichs⸗ 
kanzler die Ermächtigung zur Ausſtellung ſolcher Be⸗ 
ſcheinigungen erteilt iſt.“ 

Der § 24 des Geſetzes, betreffend die Eintragung der 
dem Mündel gehörenden Schuldverſchreibungen in das Staats⸗ 
ſchuldbuch, iſt durch Abſ. III aufgehoben, weil durch B. GB. 
§ 1667 Abſ. 2, 88 1815, 1816, 1853, 1903, 1904 erſetzt. 

Die Ausführungsbeſtimmungen des Finanzminiſters vom 
18. Juni 1891 ſind geändert durch Verfügung vom 1. Auguſt 
1904 (Preuß. Juſt. Miniſter. Bl. 1904 S. 192; Weißler, 
Preuß. Archiv 1904 S. 491). 


Das Geſetz vom 24. Juli 1904 lautet dahin: 


Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 
1883 1) wird dahin abgeändert: 
I. Der § 4 Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 

3. einzelne eingetragene Genoſſenſchaften und einzelne 
eingeſchriebene Hilfskaſſen, welche im Gebiete des 
Deutſchen Reichs ihren Sitz haben, ſowie einzelne 
juriſtiſche Perſonen. 

II. Der erſte Abſatz des § 7 erhält folgenden Zuſatz: 
Als geſetzlicher Vertreter einer juriſtiſchen Per⸗ 
ſon, die nicht im Gebiete des Deutſchen Reichs 
ihren Sitz hat, gilt, wer ſeine Vertretungsbefug⸗ 
nis nach den vom Finanzminiſter erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen nachgewieſen hat. 
III. An die Stelle des § 21 tritt folgende Vorſchrift: 
§ 21. 


An Gebühren werden erhoben: 
1. für Eintragungen und Löſchungen, jede Einſchrift 


1) Eine Ausgabe mit Anmerkungen von J. Mücke, Wirkl. Geh. 
Oberfinanzrat, iſt erſchienen: Berlin 1902, J. Guttentag. 
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in das Staatsſchuldbuch beſonders bat 

25 Pfennig von je angefangenen 1000 Mark 

des Betrags, über den verfügt wird, zuſammen 
| mindeſtens 1 Mark; 

2. für die Ausreichung von Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen für je angefangene 1000 Mark Kapital⸗ 
betrag 50 Pfennig, zuſammen mindeſtens 1 Mark. 

Gebühren werden nicht erhoben: 

1. für die Eintragungen bei der Umwandlung von 
Staatsſchuldverfchreibungen in Buchſchulden des 
Staates; 

2. für Eintragung und Löſchung von Vermerken 
über Bevollmächtigungen ſowie über Anderungen 
in der Perſon oder der Wohnung des eingetra⸗ 
genen Berechtigten ($ 10 Abf. 3); 

3. für Eintragung und Löſchung von Vermerken, 
nach welchen ein Vormund, Pfleger oder Beiſtand 
über eine Forderung, die zu dem ſeiner Verwal⸗ 
tung unterſtellten Vermögen gehört, nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann (88 1815, 1816, 1915. und 1693 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, jo 
weit nötig im Verwaltungszwangsverfahren, eingezogen. 
1 kann die Vorausbezahlung der Gebühren gefordert 
werden. 

An Gebühren für die gerichtliche oder notarielle 
n es der Anträge ($ 10 Abſ. 2) find zu er⸗ 
be en: 

bei Beträgen bis 2000 Mark: 1 Mark 50 Pfennig, 

bei Beträgen über 2000 Mark: 3 Mark, 

ſoweit nicht gemäß § 42 des Preußifchen Gerichts⸗ 

koſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 in der Faſſung der 

Bekanntmachung vom 6. Oktober 1899 (Geſetz⸗Samml. 

S. 326) eine geringere Gebühr zur Hebung . 


Artikel II. 


n 8 Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in 
raft! | 
Mit feiner Ausführung ift der Finanzminister beauftragt. 


1) 1 24 der Geſetz⸗Sammlung iſt ausgegeben am 4. Auguſt 
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2. | Gele wegen Erhöhung des Grundkapitals der See⸗ 
handlung. Vom 4. Auguſt 1904. 


„(Gejeg- Sammlung 1904 Nr. 30 S. 238 ff.) 


81. 

Die auf der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 17. Januar 
1820 (Geſetz⸗Samml. S. 25) beruhende Firma: „General⸗ 
Direktion der Seehandlungsſozietät“ wird in | 

„Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbanb)“ 
geändert. 5 


Das eigene Kapital der Seehandlung wird um 65 Mil⸗ 
lionen Mark erhöht. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung 
| 5 Erhöhungskapitals Staatsſchuldverſchreibungen auszu⸗ 
geben. 

An Stelle der Schuldverfchreibungen können vorüber⸗ 
gehend Schatzanweiſungen ausgegeben werden. Der Fällig⸗ 
keitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. Der 
Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung 
dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatz⸗ 
anweiſungen und von Schuldverſchreibungen in dem erforder⸗ 
lichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzanweiſungen 
können wiederholt ausgegeben werden 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur 
Einlöſung von fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt 
ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf An⸗ 
ordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fällig⸗ 
keitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der 
neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
pi die Verzinſung der eee Schatzanweiſungen 
aufhört 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, 
zu welchem Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung 
und zu welchen Kurſen die Schatzanweiſungen und die 
Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen Verwaltung 
und Tilgung der Anleihen die Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanlehen, vom 
19. Dezember 1869 Geſeb⸗ Samml. S. 1197), des Geſetzes, 
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betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 
1897 (Geſetz⸗Samml. S. 43) und des Geſetzes, betreffend 
die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung, vom 3. Mai 1903 (Geſetz⸗Samml. S. 155) zur An⸗ 
wendung. 10 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. 


Die heutige Verfaſſung der Seehandlung !) beruht 
hauptſächlich auf der Kabinettsorder vom 17. Januar 1820 
und der Geſchäftsinſtruktion für den Präſidenten der See⸗ 
handlung vom 10. Juli 3. September 1850. Urſprünglich 
als Aktiengeſellſchaft errichtet und durch Verordnung vom 
27. Oktober 1810 zum reinen Staatsinſtitut umgewandelt, 
wurde die Seehandlungsſozietät im Jahre 1820 reorganiſiert; 
ſie wurde für „ein für ſich beſtehendes, vom Miniſterio des 
Schatzes unabhängiges Geld⸗ und Handlungsinſtitut des 
Staates“ erklärt, für deſſen Geſchäfte „der Staat vollſtän⸗ 
dige Garantie leiftet”. Auf Grund der Kabinettsorder vom 
17. Januar 1820 hieß die Firma: „General⸗Direktion der 
Seehandlungsſozietät“. Hierdurch wurde der Wirkungskreis 
des Inſtituts in Geld⸗ und Handelsangelegenheiten nur durch 
das ſtaatliche Intereſſe beſchränkt. 

Die weit verzweigte gewerbliche und Handelstätigkeit, 
welche die Seehandlung hierauf neben dem eigentlichen Bank⸗ 
geſchäft entwickelte, wurde durch die Kabinettsorder vom 
14. Februar 1845 mit Rückſicht auf die Errichtung privater 
gewerblicher und induſtrieller Betriebe eingeſchränkt; nachdem 


1) Zur Geſchichte der Seehandlung iſt zu vergleichen: Bericht des 
Präfidenten v. Rother vom 30. November 1844; „Die Verhält⸗ 
niſſe des Seehandlungsinſtituts, deſſen Geſchäftsführung und in⸗ 
duſtrielle Unternehmungen“, Leipzig 1845; Julius, „Die See⸗ 
handlung und das Bürgerliche Gewerberecht“, Leipzig 1845; 
„Jahrbuch für die amtliche Statiſtik des preußiſchen Staates“, 
2. Jahrgang, 1857; Krug, „Geichichte der preußiſchen Staats⸗ 
ſchulden“, herausgeg. von Bergius, Breslau 1851; Bergius, 
„Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft“, 2. Auflage 1872; v. Por 
ſchinger, „Bankweſen und Bankpolitik in Preußen“, Berlin 
1878; Keyß ner in Otto Spamers Handelslexikon im Worte 
„Seehandlung“ (Leipzig 1879); Schwarz und Strutz, „Staats⸗ 
haushalt und Finanzen Preußens Bd. 1 S. 501 ff.; Begründung 
des mitgeteilten Geſezes, Haus der Abgeordneten, 20. Legislatur⸗ 
periode, I. Geffion 1904, Nr. 252. 
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dieſe Betriebe bis zum Jahre 1872 bis auf die Mühlen in 
Bromberg und die Spinnerei in Landeshut aufgegeben waren, 
trat der Betrieb des Bankgeſchäfts in den Vordergrund, ſo⸗ 
weit er für die Nutzbarmachung der in der Hand des Staates 
befindlichen verfügbaren Gelder, für den Staatskredit und 
die Ausführung der im ſtaatlichen Intereſſe liegenden Finanz⸗ 
operationen, ſowie für die Vertretung der ſtaatlichen Inter⸗ 
eſſen auf dem Geldmarkt in Betracht kam. Hierbei hielt ſie 
ſich grundſätzlich von eigentlichen Spekulationsgeſchäften fern 
und beteiligte ſich nicht finanziell an privaten induſtriellen 
Unternehmungen. 

Wenn auch die Seehandlung durch Erlaß vom 17. April 
1848 dem Finanzminiſter unterſtellt wurde, blieb ihre Stel⸗ 
lung eine im weſentlichen ſelbſtändige. Dem Präſidenten 
der Seehandlung wurde die Leitung der geſamten Geſchäfts⸗ 
führung übertragen und nur für beſondere Geſchäfte die 
Genehmigung des Finanzminiſters erfordert. 

Die Seehandlung begann nach ihrer Reorganiſation im 
Jahre 1820 ihre Tätigkeit mit einem ihr vom Staate vor⸗ 
geſchoſſenen Betriebskapital von 1035110 Talern; durch 
Allerhöchſte Kabinettsorder vom 3. Mai 1821 wurde be⸗ 
ſtimmt, daß infolge der veränderten Stellung des Inſtituts 
der Gewinn für das Jahr 1820 und die folgenden Jahre 
nicht an die Staatskaſſe abgeführt, ſondern dem Kapital⸗ 
vermögen der Seehandlung zugeſetzt werden ſollte. 

Die hierauf erzielten Überſchüſſe ſetzten die Seehand⸗ 
lung in den Stand, neben der Anſammlung eines eigenen 
Kapitalvermögens auch die vorgedachte Schuld an den Staat 
bereits 1829 und 1832 zurückzuzahlen. Das gegenwärtige 
Grundkapital iſt lediglich aus ihrer eigenen Geſchäftstätigkeit 
gewonnen. 

Seit dem Jahre 1841 hatte die Seehandlung aus ihren 
Gewinnen jährlich 100 000 Taler an die Staatskaſſe abzu⸗ 
führen; dies geſchah mit Ausnahme der Jahre 1848 —1850 
bis zum Jahre 1857; von da ab wurde der Betrag erhöht 
und von 1868 bis zum Jahre 1871 im Betrage von 
700 000 Talern abgeführt. 

Das eigene Kapital der Seehandlung wuchs bis zum 
Jahre 1872 auf 47 192 125 Mark. 

Da auf Grund eines im Jahre 1869 vom Hauſe der 
Abgeordneten gefaßten Beſchluſſes das Kapital der See⸗ 
handlung auf die Summe von 11000 000 Talern beſchränkt 
wurde, wurden in den Jahren 1873 —1883/84 neben dem 
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vollen Geſchäftsgewinn Teilbeträge des Stammkapitals von 
insgeſamt rund 15000 000 Mark durch den Staatshaushalts⸗ 
etat zur Abführung an die Staatskaſſe beſtimmt; hierdurch 
war das eigene Kapital der Seehandlung zu Beginn des 
Etatsjahres 1884/85 bis auf 32 306 136 Mark geſunken. 
Seitdem wurde der volle Jahresgewinn an die Staatskaſſe 
abgeführt. Nachträglich kamen noch einige Beträge hinzu 
(Überſchüſſe aus Grundſtücksverkäufen), fo daß das Kapital⸗ 
konto Ende März 1899 ſich auf 34402 515.41 Mark ſtellte. 
Auf dieſem Stande iſt es bisher verblieben. 

Dem Entwurfe eines Geſetzes wegen Erhöhung des 
Grundkapitals der Seehandlung iſt eine Anlage beigefügt 
mit einer Überſicht des Geſchäftsverkehrs für die Jahre 1847 
bis 1902. Hieraus ergibt ſich: 

Kapital au ae des Sabres 
. + 26061000.00 Mark. 
1902 . . 34402 515.41 „ 
Reingewinn an Verluſt: ' 
184 .. —849000.00 
1902. . 42645113.41 „ 
Prozent vom Kapital: ö | 
1848 3,57 Prozent Verluſ. 
1902 . . . 7,688 721 Prozent Gewinn. 


Höchſter Prozentſatz: 
1871ͤĩæ 17, 57 Prozent. 


1879. 12 2 812 5 

Ablieferung an die General⸗Staatskaſſe: 
18477. 300000.00 Mark. 
| 1902. . 28645 113.41 „ | 
Die Seehandlung bildet, wie in der Begründung des 
Entwurfs ausgeführt wird, das Bindeglied zwiſchen der 
Staatsfinanzverwaltung und dem Geldmarkt und der Bank⸗ 
welt; ſie hat der Staatsfinanzverwaltung bei ihren Finanz⸗ 
| operationen mit Rat und Tat zur Seite zu ſtehen. Ihre 
Aufgaben kann ſie nur erfüllen, wenn ſie in reger Fühlung 
mit der Börſen⸗ und Bankwelt ſteht und ſich im Verkehr 
mit dieſen ein Urteil über die Anſprüche des Geld⸗ und 
Effektenmarktes, über die auf ihn einwirkenden Faktoren, 
insbeſondere die führenden Banken, bildet. Das Ziel läßt 
ſich nur erreichen durch eine auch bei großen Aufgaben nicht 
zurückbleibende Bank⸗ und Börſentätigkeit. Zu dieſem Zweck 

iſt jetzt die Kapitalserhöhung erfolgt. 
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Bei Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs wurde die Firma „General⸗Direktion der See⸗ 
handlungsſozietät“ am 28. Mai 1862 in das Firmenregiſter 
des Stadtgerichts Berlin unter Nr. 2253 eingetragen und 
daſelbſt der Königlich Preußiſche Fiskus als Firmeninhaber 
vermerkt. Mit Rückſicht auf § 36 des Handelsgeſetzbuches 
vom 10. Mai 1897 wurde die Firma laut Verfügung vom 
3. Mai 1900 im Handelsregiſter gelöſcht. 

Die durch das jetzige Geſetz in 

„Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbank)“ 
geänderte Firma iſt in das Handelsregiſter nicht eingetragen. 

Zur rechtsgültigen Zeichnung der Firma iſt nach der 
angeführten Geſchäftsinſtruktion für den Präſidenten der 
Seehandlung, welche nicht veröffentlicht iſt, die Unterzeichnung 
durch den Präſidenten allein oder durch zwei Mitglieder der 
Generaldirektion erforderlich. 

Das ſeit Ende März 1899 unveränderte Grundkapital 
von 34402 515.41 Mark beträgt nunmehr durch die Erhöhung: 

34 402 515.41 Mark 
+ 65 000 000.00 „ 


99 402 515.41 Mark. 


3. Geſetz, betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. 
Vom 29. Auguſt 1904). 
(Geſetz Sammlung 1904. Nr. 34 S. 255 f.) 


8 1. 

Wer in außerpreußiſchen Lotterien, die nicht im König⸗ 
reiche Preußen zugelaſſen ſind, ſpielt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu 600 Mark oder im Nichtbeitreibungsfalle mit Haft 
beſtraft. | 

| 8 2. | 

Mer fit dem Verkauf oder der ſonſtigen Veräußerung 
eines Loſes, eines Losabſchnitts oder eines Anteils an einem 
Loſe oder Losabſchnitte der im § 1 bezeichneten Lotterien 
unterzieht, insbeſondere auch, wer ein Los, einen Losabſchnitt 
oder einen Losanteil dieſer Art zum Erwerb anbietet oder 
zur Veräußerung bereit hält, wird mit Geldſtrafe bis zu 


1) Bol. Kirſch, Das neue preußiſche Lotteriegeſetz. Deutſche Juriſten⸗ 
Ztg. 1904 Nr. 23 S. 1116. 
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1000 Mark beſtraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher bei einem ſolchen Geſchäft oder einer ſolchen Hand⸗ 
lung als Mittelsperſon mitwirkt. 

Iſt die Zuwiderhandlung durch eine Perſon begangen, 
welche Loſehandel gewerbsmäßig betreibt, oder bei ihm ge⸗ 
werbsmäßig Hilfe leiſtet, oder iſt ſie durch öffentliches Aus⸗ 
legen, Ausſtellen oder Aushängen oder durch Verſenden 
eines Loſes, eines Losabſchnitts, eines Bezugsſcheins, eines 
Anteilſcheins, eines Angebots, einer Anzeige oder eines 
Lotterieplans oder durch Einrücken eines Angebots, einer 
Anzeige oder eines Lotterieplans in eine in Preußen er⸗ 
ſcheinende Zeitung erfolgt, ſo tritt Geldſtrafe von 100 bis 
1500 Mark ein. 

Jede einzelne Verkaufs⸗ oder Vertriebshandlung, nament⸗ 
lich jedes einzelne Anbieten, Bereithalten, Auslegen, Aus⸗ 
ſtellen, Aushängen, Verſenden eines Loſes, eines Los⸗ 
abſchnitts, eines Bezugsſcheins, eines Anteilſcheins, eines 
Angebots, einer Anzeige oder eines Lotterieplans wird als 
beſonderes ſelbſtändiges Vergehen beſtraft, auch wenn die 
einzelnen Handlungen zuſammenhängen und auf einen ein⸗ 
heitlichen Vorſatz des Täters oder Teilnehmers zurückzu⸗ 
führen ſind. de 


Wer, nachdem er wegen eines der im § 2 bezeichneten 
Vergehen rechtskräftig verurteilt worden iſt, abermals eine 
dieſer Handlungen begeht, wird in den Fällen des § 2 
Abſ. 1 mit Geldſtrafe von 100 bis zu 1500 Mark, in den 
Fällen des § 2 Abſ. 2 mit Geldſtrafe von 200 bis zu 
2000 Mark beſtraft. 10 


Jeder fernere Rückfall nach vorausgegangener rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung im erſten Rückfalle zieht Geldſtrafe 
von 300 bis zu 3000 Mark nach ſich. 


8 5. 


Die Beſtimmungen der §8 3 und 4 finden Anwendung, 
auch wenn die früheren Geldſtrafen noch nicht oder nur 
teilweiſe gezahlt oder ganz oder teilweiſe erlaſſen ſind; ſie 
bleiben jedoch ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Zahlung oder 
dem Erlaſſe der letzten Geldſtrafe oder der Verbüßung der 
an ihre Stelle getretenen Freiheitsſtrafe bis zur Begehung 
der neuen Zuwiderhandlung drei Jahre verfloſſen ſind. 
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Wer Gewinnergebniſſe der im 81 bezeichneten Lotterien 
in einer in Preußen erſcheinenden Zeitung veröffentlicht oder 
durch öffentliches Auslegen, Ausſtellen oder Aushängen be⸗ 
kannt gibt, wird mit Geldſtrafe bis zu 50 Mark beſtraft. 
Gehört der Täter oder Teilnehmer zu den im § 2 Abſ. 2 
bezeichneten Perſonen, ſo tritt Geldſtrafe von 100 bis zu 
600 Mark ein. 8 7 


Den außerpreußiſchen Lotterien ſind alle außerhalb 
Preußens veranſtalteten Ausſpielungen beweglicher oder un⸗ 
beweglicher Gegenſtände gleich zu achten. 


8 8. 

Dieſes Geſetz tritt vier Wochen nach der Veröffent⸗ 
lichung!) im ganzen Umfange der Monarchie in Kraft. 
Gleichzeitig wird mit dieſem Tage das Geſetz, betreffend das 
Spiel in außerpreußiſchen Lotterien, vom 29. Juli 1885 
(Geſetz⸗Samml. S. 317) außer Kraft geſetzt. 


III. 


Die italieniſthe Handelsgeſetzgebung im Jahre 1903). 
Von 


Herrn Dr. Arnaldo Brnfdettini, Profeſſor des Handelsrechts 
an der königlichen Univerſität Meſſina. 


1. Anderungen zum Handelsgeſetzbuch. 


Geſetz vom 24. Mai 1903 über den Zwangs vergleich 
zur Vorbeugung des Konkurſes und über das Ver⸗ 


1) 26. September 1904. 

2) Deireffenb die Überfichten für 1866—1868 vgl. dieſe Seite 
Bd. XIV S. 376 (enthaltend das noch in Geltung ſtehende Geſetz 
über 1 1869 Bd. XV S. 197; 1870 Bd. XVII 
S. 529; 1871 Bd. XVIII S. 102; 1872 Bd. XIX S. 165; 1873 
Bd. XX S. 120; 1874 Bd. XXI S. 158; 1875 Bd. XXII 
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fahren in kleinen Konkurſen. Eine genaue und muſter⸗ 
hafte Überſetzung dieſes Geſetzes mit Anmerkungen wurde 
von Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner⸗ Berlin in dieſer 
Zeitſchrift (Bd. LV S. 225) veröffentlicht. N 

Zu Art. 41 dieſes Geſetzes, der für das Verfahren in 
kleinen Konkurſen den durch das Geſetz über Stempel⸗ und 
Regiſtrierungsſteuer aufgehobenen Art. 892 des Handels⸗ 
geſetzbuches wieder in Geltung rief, wurden in der Praxis 
Zweifel über deſſen Tragweite erhoben. Um ſolche zu bee 
ſeitigen, erklärt ein Miniſterialrundſchreiben (Bullettino Uffi- 
ciale des Miniſteriums des Innern 1903, Nr. 26), daß 
unter den Steuern, deren Befreiung Art. 41 bewilligt, die 
der Inſerate im Legalanzeiger nicht eingeſchloſſen ſind. 


2: Handelsgeſellſchaften. 


Miniſterialverordnung vom 28. Februar 1903. Die 
im Geſetze vom 26. Januar 1902 (vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. LV ©. 216 ff.) vorgeſchriebene Friſt für die Anlage der 
Kapitalien der ſchon im Königreich beſtehenden und handeln⸗ 
den Aufteilungs⸗(Tontinen⸗) Unternehmungen wird 
bis auf den 30. Juni 1903 verlängert. 

Miniſterialverordnung vom 30. Juni 1903 verlängert 
die Friſt noch einmal bis auf den 30. November 1903. 

Geſetz vom 8. Juli 1903, betreffend die Aufhebung der 
„ für ſäuerliche Früchte und deren Ableitungs⸗ 
produkte 

Art. 2 bewilligt fiskaliſche Erleichterungen den aus 
Grundbeſitzern gebildeten Aktiengeſellſchaften, die den 
Handel mit ſäuerlichen Früchten und die Produktion und 
den Handel mit deren Derivaten zum Gegenſtand haben. 


3. Lagerhäuſer. 


Das in voriger Nr. 3 erwähnte Geſetz vom 8. Juli 
1903 geſtattet (Art. 5) den dort genannten Aktiengeſell⸗ 
ſchaften die Errichtung und die Betreibung von 
Lag erhäuſern für die Aufbewahrung und die Erhaltung 
der im Königreiche erzeugten ſäuerlichen Früchte und deren 


S. 198; für 1876 — 1900 vgl. die Verweiſungen in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LV S. 213 Anm. 1; 1901 —1902 Bd. LV S. 213 ff. 
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Derivate unter Beobachtung der im Geſetze vom 17. Dezember 
18821) enthaltenen Vorſchriften. Ausführungsbeſtimmungen 
werden in einem Vollzugsreglement vom 6. Dezember 1903 
(Art. 1—11) gegeben. Durch dasſelbe wird die Anwendung 
des Reglements vom 4. Mai 18732) ausgeſchloſſen. Die 
privatrechtlichen Vorſchriften des Handelsgefetzbuchs 3) bleiben 
unverändert. 


4. Handelsverträge. 


Geſetz vom 24. Dezember 1903. Die königliche Re⸗ 
gierung wird ermächtigt zu einer proviſoriſchen Übereinkunft 
zwiſchen Italien und Oſterreich⸗Ungarn, betreffend die 
Regelung der Handels⸗ und Schiffahrtsbeziehungen. 

K. V. vom 27. Dezember 1903. Beſtätigung der provi⸗ 
ſoriſchen Übereinkunft zwiſchen Italien und Montenegro 
vom 22. Dezember 1903 zur Regelung der Handels⸗ und 
Schiffahrtsbeziehungen “). 

K. V. vom 31. Dezember 1903. Beſtätigung der Er⸗ 
klärung und des Protokolls für eine vorläufige Übereinkunft 
zwiſchen Italien und Oſterreich⸗Ungarn zur Regelung der 
Handels: und Schiffahrts beziehungen. 


5. Konſulate. 


K. V. vom 1. März 1903. Die Vollzugs verordnung 
vom 7. Juni 1866 zum Konſulargeſetze vom 28. Januar 
1866 wird verändert. 


6. Staatsſchuld. 


Geſetz vom 21. Dezember 1902, betreffend die Kon⸗ 
verſion des 4½ prozentigen inländiſchen konſolidierten An⸗ 
lehens in ein 3 ½ prozentiges. 

K. V. vom 21. Dezember 1902. Vollzugsverordnung 
zur Regelung der vorerwähnten Konverſion. 


1) Siehe die ſe Zeitſchrift Bb. XXIX S. 521. 
2) Siehe die ſe Zeitſchrift Bd. XX S. 122. 
3) Art. 461—479 des ital. HGB. Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXIX 


S. 169. 
4) Bal. die ſe Zeitſchrift Bd. LV S. 214. 
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7. eniſſionsbanken, Banknoten und Papiergeld. 


Min. V. vom 18. März 1903. Die Bank von Neapel 
wird ermächtigt, neue Banknoten auszugeben in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Kgl. Verordnung vom 30. Oktober 1896). 


Geſetz vom 8. Juli 1903 Art. 6 und Vollzugsreglement 
vom 6. Dezember 1903 Art. 12. Zu den im Art. 12 des 
Geſetzes vom 10. Auguſt 18932) den Emiſſionsbanken ge⸗ 
ſtatteten Geſchäften werden nach gleichen Bedingungen noch 
folgende hinzugefügt: f 

a) Diskontogeſchäfte von Lagerpfandſcheinen der 
Lagerhäuſer, die von den aus Grundbeſitzern beſtehenden 
Aktiengeſellſchaften für den Handel mit ſäuerlichen Früchten ?) 
errichtet worden ſind. 

b) Darlehen (Lombardgeſchäft) gegen Lagerſcheine 
der zu a genannten Lagerhäuſer, nicht über zwei Drittel 
des Wertes der darin beſchriebenen Waren. | 

c) Darlehen (Lombardgeſchäft) auf nicht mehr als 
ſechs Monate gegen Hinterlegung von Erzeugniſſen aus 
ſäuerlichen Produkten bis auf zwei Drittel deren Wertes. 

Min. V. vom 4. November 1903. Die Bank von 
Italien wird ermächtigt, neue Banknoten auszugeben in 
Übereinſtimmung mit der Kgl. Verordnung vom 30. Oktober 
1896 (ſiehe oben). 

Geſetz vom 27. Dezember 1903. Verlängerung des 


Legalkurſes der von den Emiſſionsbanken ausgegebenen 
Banknoten bis zum 31. Dezember 1904. 


8. Landwirtfſchaftlicher Kredit. 


K. V. vom 5. Oktober 1903, durch welche die Kgl. Ge⸗ 
nehmigung gemäß des Geſetzes vom 21. Dezember 1902, 
betreffend die Einrichtung einer landwirtſchaftlichen Kredit⸗ 
anftalt für die Provinz Rom)), dem Statut des Istituto di 
Credito Agrario per il Lazio erteilt wird. | 


1) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LI S. 193. 
2) 5 Fr e Zeitſchrift Bd. XLIV S. 131 f. und Bd. LII 


3) Sie oben Abſchnitt 2 Ges dengel 
4) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LV S 


Bruſchettini: Italieniſche Handelsgeſetzgebung 1903. 163 


9. Sparkaſſen. 


K. V. vom 3. Mai 1903, betreffend die Anfertigung 
der halbjährigen Rechnungsablegungen der Sparkaſſe der 
Bank von Neapel nach einem neuen Formular. 

K. V. vom 11. Juni 1903. Beſtätigung eines neuen 
Reglements zur Ausführung des Geſetzes vom 27. Mai 1875 
‚über die Poſtſparkaſſen ). Das frühere Reglement vom 
9. Dezember 1875 wird aufgehoben. 


10. Auswanderungsweſen. 


Min. V. vom 15. April, 15. Auguſt und 16. Dezember 
1903, wodurch die Überfahrtsgelder für die Beförderung 
von Auswanderern bis zum 21. Auguſt 1903, bezw. 31. De⸗ 
zember 1903 und 30. April 1904 feſtgeſetzt ſind, gemäß 
Art. 14 des Geſetzes vom 31. Januar 1901). 


11. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 


K. V. vom 1. Januar 1903. Veränderungen des 
Reglements vom 27. Juni 1897 zur Verhütung der Unfälle 
bei Betrieben und Gewerben mit Dampfkeſſeln. 

K. V. vom 29. Januar 1903. Beſtätigung des Regle⸗ 
. ments zur Ausführung des Geſetzes vom 19. Juni 1902, 
betreffend die Vorkehrungsmaßregeln hinſichtlich der Be⸗ 
ſchäftigung von Weibern und Kindern in Gewerbe⸗ 
8 Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen 
u. ſ. w. | | 

K. V. vom 29. Januar 1903. Beſtätigung des Regle⸗ 
ments zur Ausführung des Geſetzes vom 29. Juni 1902, 
betreffend die Errichtung eines Arbeitsamtes bei dem 
Miniſterium für Ackerbau, Induſtrie und Handel. 

K. V. vom 15. Februar 1903. Beſtätigung des Regle⸗ 
ments, betreffend den Verwaltungsrat der infolge des Ge⸗ 
ſetzes vom 29. März 1900 und der bezüglichen Vollzugs⸗ 
verordnung vom 2. Auguſt 19025) errichteten Penſions⸗ und 


1) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. XXXII S. 194. 
2) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 217 f. und insbeſ. S. 219. 
3) Siehe die ſe Zeitſchrift Bd. LII S. 583 und Bd. LV S. 221. 
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Hilfskaſſen der bei den Eiſenbahnen beſchäftigten Arbeiter 
und Beamten. 


Geſetz vom 31. Mai 1903, betreffend den Bau von 
Volkswohnungen (Case popolari). Nach Vorbild der 
deutſchen Baugenoſſenſchaften und der franzöſiſchen Dar⸗ 
lehnsgenoſſenſchaften wird durch vorliegendes Geſetz beabſich⸗ 
tigt, den Bau von Wohnungen zunächſt für die Arbeiter, 
ſowie für die beſitzloſe Volksklaſſe zu erleichtern ). 


K. V. vom 7. Mai 1903, enthaltend Beſtätigung 
eines neuen Reglements zur Verhütung der Unfälle 
beim Betriebe der Eiſenbahnen nach Maßgabe des Un⸗ 
fallverſicherungsgeſetzes vom 17. März 18982). Das frühere 
Reglement vom 14. März 1901 wird aufgehoben. 


Geſetz vom 29. Juni 1903, enthaltend Anderungen und 
Ergänzungen zum Unfallverſicherungsgeſetz vom 
17. März 1898 (val. dieſe Zeitſchrift Bd. LI S. 187 f.). 

Man hatte ſich beklagt über den äußerſt beſchränkten 
Umfang der Anwendung der Arbeiterverſicherung; durch 
Art. 1 und 6 wird der Verſicherungszwang auf weitere Ar⸗ 
beiterkategorien ausgedehnt, nämlich auf Arbeiter, welche in 
folgenden Betrieben beſchäftigt ſind: 

a) Ladung, Beförderung und Ausladung der aus Berg⸗ 
werken, Steinbrüchen und Torfgräbereien gewonnenen, der 
zur Errichtung von Gebäuden beſtimmten und aus deren 
Abbruch herkommenden Materialien; Unternehmungen zur 
Aufſtellung, Wiederherſtellung und Wegräumung von elek⸗ 
triſchen Leitern und Blitzableitern. 

b) Seeſchiffahrtsunternehmungen, einſchließlich jener, 
welche die Fiſcherei über zehn Kilometer entfernt von dem 
Ufer oder die der Koralle und Schwämme betreiben; Unter⸗ 
nehmungen von Ladung und Ausladung; Arbeiten bei Erd⸗ 
ſtürzen; Abholzunternehmungen und zugehörige Arbeiten; 
Erbauung, Wiederherſtellung und Abbrechung von Schiffen. 
In den hier bezeichneten Betrieben findet die Anwendbarkeit 
des Geſetzes ſtatt, nur wenn in denſelben mehr als fünf 
Arbeiter beſchäftigt werden. 


1) Darüber ſiehe meine Abhandlung in der Zeitſchrift Das Recht 
IV. Jahrgang S. 449 f. Vgl. auch Crüger, Baugenoſſenſchaften, 
im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften (2. Auf⸗ 
lage) Bd. II S. 465 und insbeſ. S. 478 f. 

2) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LI S. 187 f. 
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c) Ferner müſſen auch die Arbeiter verſichert werden, 
welche einen Dienſt verrichten bei durch elementare Kraft 
bewegten oder zu induſtriellen und landwirtſchaftlichen Zwecken 
verwandten Maſchinen, bei deren Motoren oder bei den 
Kanonen und ſonſtigen hagelverſcheuchenden Herrichtungen. 

Als Arbeiter im Sinne des Geſetzes gelten, außer 
den im Art. 2 des alten Geſetzes bezeichneten Arbeitern, auch 
die bei landwirtſchaftlichen Arbeiten beſchäftigten, inſofern 
fie einen Dienſt bei den oben zu c erwähnten Maſchinen 
und Herrichtungen verrichten (Art. 2). 

Art. 4 enthält eine genauere als die im Art. 7 des alten 
Geſetzes gegebene Feſtſtellung des Begriffes „Betriebs⸗ 
unternehmer“. Als ſolcher gilt insbeſondere auch, wer 
für eigene Rechnung eine der im Art. 1 bezeichneten Arbeiten 
ausführen läßt, wenn in dem Betriebe mehr als fünf 
Arbeiter beſchäftigt werden. Art. 4 enthält ferner folgende 
Strafbeſtimmung: „Wer durch unmittelbare oder mittelbare 
Einhaltungen eines Teiles des Lohns bewirkt, daß die 
Arbeiter die Koſten der Verſicherung mittragen, wird mit 
Geldſtrafe bis zu viertauſend Lire beſtraft.“ 

Durch Art. 5 wird der Art. 9 des alten Geſetzes völlig 
umgeſtaltet und ergänzt. Zunächſt wird die Entſchädigung 
bei Eintritt von Unfällen erheblich erhöht; dann ſind genaue 
Beſtimmungen betreffs der Feſtſtellung und der Zahlung des 
Schadenerſatzes den Erben des verſicherten Arbeiters gegeben. 
Endlich iſt für beſchleunigte Feſtſtellung, Sicherung und pünkt⸗ 
liche Zahlung der Entſchädigung Fürſorge getroffen. 

Die Begriffe: „Jährlicher Arbeitslohn“, „Tagelohn“ 
und „wirklicher Arbeitstag“ werden im Art. 6 genau be⸗ 
ſtimmt. 

Die Reviſion des Beſcheides über die Entſchädigung 
(vgl. Art. 11 des alten Geſetzes) kann auch im Todesfalle 
des Verſicherten verlangt werden. Das betreffende Geſuch 
muß binnen zwei Monaten von dem Tage des Todes, aber 
jedenfalls innerhalb zwei Jahren von dem Tage des Unfalles 
an vorgelegt werden (Art. 7). 

Die in Art. 12 des alten Geſetzes bedrohte Nichtigkeit der 
Verabredungen, die entweder die Umgehung der Bezahlung 
des Schadenerſatzes oder die Schmälerung deſſen Betrages 
bezwecken, hatte in der Rechtſprechung verſchiedene Auslegung 
gefunden; die Zweifel find erledigt durch den in dem Art. 12 
des alten Geſetzes eingefügten Satz: „Bei Streitigkeiten über 
das Recht auf Entſchädigung oder über deren Betrag werden 
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die Vergleiche ungültig, wenn ſie nicht die gerichtliche Ge⸗ 
nehmigung erhalten“ (Art. 8). 

In Abänderung des Art. 13 des alten Geſetzes beſtimmt 
Art. 9, daß die im Falle völliger dauernder Erwerbsunfähig⸗ 
keit feſtgeſtellte Entſchädigung hinterlegt werden muß bei der 
Nationalkaſſe für Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung der 
Arbeiter‘). Bis zum Ablauf der für die Erhebung der 
Reviſionsklage beſtimmten Friſt (zwei Jahre) muß die Natio⸗ 
nalkaſſe eine monatliche entſprechende Unterſtützung dem Ar⸗ 
beiter oder deſſen teſtamentariſchen oder geſetzlichen Erben 
geben. Nach Ablauf jener Friſt iſt die Entſchädigung in 
eine Leibrente und unter Abzug der ſchon bezahlten Sum⸗ 
men umzuwandeln. Dasſelbe gilt in ſolchen Fällen teilweiſer 
dauernder Erwerbsunfähigkeit, wo die zum Zwecke der Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung herbeizuführende Verminderung 
des jährlichen Arbeitsverdienſtes wenigſtens eine Hälfte des 
letzteren beträgt. 

Art. 11 enthält weitere Beſtimmungen über die Feſt⸗ 
ſetzung der von den Privatkaſſen und Verſicherungsverbänden 
auf Gegenſeitigkeit zu gewährenden Bürgſchaft und im all⸗ 
gemeinen über die Errichtung ſolcher Verbände (vgl. Art. 17 
Nr. 2 Abſ. 2 und Nr. 3 Abſ. 2 des alten Geſetzes). 

Der Beginn der Friſten für die Abſchließung und für 
die Anmeldung der Verſicherungsverträge wird in Art. 12 
und 13 näher beſtimmt. 

Neue und wichtige Beſtimmungen ſind in den Art. 18 
bis 22 enthalten, die die Seeunfallverſicherung be⸗ 
treffen?). Als Arbeiter im Sinne des Geſetzes ſind alle 
jene Mitglieder der Schiffsmannſchaft eines unter italie⸗ 
niſcher Flagge fahrenden Schiffs anzuſehen, welche Heuer 
oder Gehalt (unter 2100 Lire jährlich) beziehen, mit Aus⸗ 
nahme der Zwangslotſen. Als Unternehmer ſind die Reeder 
zu betrachten (Art. 18). Die erfolgte Verſicherung befreit 
den Unternehmer nicht von der ärztlichen Behandlung und 
von der Zahlung des Heuers nach Art. 537 und 539 des 
HGB. Die Entſchädigungsbeträge find der Dauer und Höhe 
nach im einzelnen beſtimmt. 

Sobald das Schiff e iſt er als verſchollen 


1) Siehe biefe Zeitſchrift Bd. LI S. 191. 

2) Siehe meine Abhandlung: Zur See Unfallverficherung 
in Italien, im . XXIII. Jahrgang 
I. Teil S. 82 f. Wien 1902. 
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nach Art. 633 des Handelsgeſetzbuches 1) angeſehen werden 
kann, ſowie ſechs Monate nach dem Tage des Schiffbruches 
oder dem Tage der letzten Nachrichten über die Schiffsmann⸗ 
ſchaft können die Rechtsnachfolger des Arbeiters die für den 
Todesfall verſicherte Entſchädigung beanſpruchen. Binnen 
einem Jahre nach Ablauf der Verſchollenheit verjährt der 
Anſpruch auf Schadenerſatz. Erſt drei Jahre nach der Ver⸗ 
ſchollenheitsfriſt wird die Zahlung der Entſchädigung end⸗ 
gültig; ſie erfolgt nämlich unter gewiſſen von dem Amts⸗ 
richter aufzuerlegenden Sicherheiten. Wird binnen dieſer 
Friſt erwieſen, daß die für tot angeſehene Perſon noch lebe 
oder ſind von derſelben Nachrichten angelangt, dann ſollen 
die Verhältniſſe zwiſchen der Verſicherungsanſtalt, dem Ar⸗ 
beiter und denjenigen, die die verſicherte Summe erlangt 
hatten, in entſprechender Weiſe geregelt werden (Art. 20). 

Dem Arbeiter und den übrigen Berechtigten gebührt 
die Entſchädigung auch dann, wenn der Unfall während der 
Rückreiſe eintrat, ferner dann, wenn letztere aus von dem 
Willen des Arbeiters unabhängigen Gründen zu Land oder 
auf einem von dem urſprünglichen verſchiedenen Schiffe ge⸗ 
ſchah (Art. 21). 

Art. 22 bot die Pflicht zur und die Art der An⸗ 
meldung. 

Die Art. 23— 25 geben Vorſchriften über die Errichtung 
und die Tätigkeit der obligatoriſchen Unfallverſicherungs⸗ | 
verbände). 

K. V. vom 29. November 1903, betreffend den Verwal⸗ 
tungsrat der Penſions⸗ und Hilfskaſſen der bei den 
Eiſenbahnen beſchäftigten Arbeiter und Beamten (ſiehe oben). 


K. V. vom 13. Dezember 1903. Feſtſtellung der Koeffi⸗ 
zienten für die Verteilung der im Todesfalle eines verſicherten 
Arbeiters nach dem Unfallverſicherungsgeſetze den Wegen 
zu zahlenden Entſchädigungen. 


K. V. vom 13. Dezember 1903. Beſtätigung des Regle⸗ 
ments über die Prämien, die Entſchädigungen und 
u T 5 rife der Nationalen A N Ar⸗ 

eiter | 


a 1) Vgl. $ 862 des beutfegen Handelsgeſe buchs. 
2) Darüber ſiehe meine sn Gand der Ofterreichiſchen 
Revue XXIX. Jahrg. S. 61 f. Wien 1904. 
3) or, dieſe Zeitſchrift Bd. XXX S. 599. und Bd. LI S. 189 
nm 
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K. V. vom 24. Dezember 1903. Vorſchriften betreffend 
die an den beſtehenden Unfallverſicherungsverträgen 
herbeizuführenden Veränderungen, um ſie mit dem Geſetze 
vom 29. Juni 1903 (ſiehe oben) in Einklang zu bringen. 


12. Poſt, Telegraph und Telephon. 


K. V. vom 5. Februar 1903. Veränderung zum Art. 246 
des Reglements vom 26. Januar 1902 über die Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung. 

Geſetz vom 15. Februar 1903 über Fernſprech⸗ 
weſen zur Ergänzung des Geſetzes vom 7. April 1892. 

K. V. vom 15. Februar 1903. Beſtätigung eines neuen 
Reglements über die Poſt⸗ und Telegraphenverwal⸗ 
tung. 

K. V. vom 22. März 1903. Veränderung zum Art. 8 
des Geſetzes vom 15. Februar 1903 über Fernſprechweſen 
(ſiehe oben). 

K. V. vom 21. Mai 1903. Veränderungen zu den 
Art. 37 und 50 des Reglements vom 26. Januar 1902 über 
die Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung. 


13. Eiſenbahnen. 


K. V. vom 12. Februar 1903, wodurch das Statut 
der „Societä italiana per le strade ferrate secondarie della 
Sardegna“ verändert wird. 

K. V. vom 24. Juni 1903. Erniedrigung der Tarife 
für die Beförderung auf den Eiſenbahnen von Bodenerzeug⸗ 
niſſen, die aus Süditalien, Sizilien und Sardinien ver⸗ 
ſandt ſind. 

K. V. vom 3. Auguſt 1903. Ausdehnung der vorigen 
Verordnung auf Weine und andere Güter. 


14. Schiffahrt. 


Geſetz vom 12. Februar 1903. Errichtung eines ſelb⸗ 
ſtändigen Verbandes für die Ausführung der Bauten der 
Verwaltung und des Betriebes des Hafens von Genua. 
Die Dauer des Verbandes, welcher ein eigenes Vermögen 
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beſitzt, iſt auf ſechzig Jahre beſtimmt; er beſteht aus dem 
Staate, den im Geſetz aufgezählten Gemeinden und Pro⸗ 
vinzen, der Genuenſer Handelskammer und dem Unternehmer 
des Eiſenbahnbetriebes in dem Hafen von Genua. Durch 
Art. 34 und 35 iſt der Regierung die Befugnis erteilt, die 
hier enthaltenen Vorſchriften auf andere Häfen nach An⸗ 
hörung des Staatsrats und des Oberamtes für die öffent⸗ 
lichen Arbeiten auszudehnen. 

K. V. vom 1. März 1903, enthaltend beſondere Vor⸗ 
ſchriften betreffs der Zollurkunden, die an Bord der aus 
Albanien herkommenden Schiffe ſein ſollen. 

Min. V. vom 20. Mai 1903. Feſtſtellung der Schiff⸗ 
fahrtsprämien, die den italieniſchen Kauffahrteiſchiffen 
für die Jahre 1901 und 1902 nach dem Geſetze vom 16. Mai 
1901?) bezahlt werden ſollen. 

K. V. vom 25. Juni 1903. Verordnung zur Ausfüh⸗ 
rung des Geſetzes vom 12. Februar 1903, betreffend den 
Hafen von Genua (ſiehe oben). 

Geſetz vom 8. Juli 1903. Zuſatzübereinkommen zum 
Geſetze vom 22. April 18932) über die Poſtbeförderung 
zur See. 

K. V. vom 13. Juli 1903. Beſtätigung des Regle⸗ 
ments für die Ladung, Beförderung zur See und Aus⸗ 
ladung von gefährlichen Gütern. Durch dieſes Regle⸗ 
ment werden Art. 523—528 und 849 — 856 des Reglements 
vom 20. November 1879 für die Ausführung des Geſetz⸗ 
budes für die Handelsflotte?) aufgehoben und durch neue 
Vorſchriften erſetzt. 

Geſetz vom 14. Dezember 1903. Beſtätigung des Ver⸗ 
trages mit der venetianiſchen Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft für 
die Errichtung einer Dampferlinie zwiſchen Venedig und 
Kalkutta (zugleich eine Ergänzung zu dem oben erwähnten 
Geſetze vom 12. Februar 1903). 

K. V. vom 24. Dezember 1903. Ergänzungen zu dem 
Reglement vom 13. Juli 1903 über die Ladung, Beförde⸗ 
oben) zur See und Ausladung von gefährlichen Gütern (ſiehe 
oben). 


1) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LI S. 186, Bd. LII S. 583 und 
Bd. LV S. 222. 


2) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 143. 
3) Siehe die ſe Jeitſchrift Bd. XXIV S. 179. 
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15. Patent⸗, Mufter- und Markenſchutz. 


K. V. vom 16. April 1903. Beſtätigung der Überein⸗ 
kunft zwiſchen Italien und dem Deutſchen Reich zur Ver⸗ 
änderung des Übereinkommens vom 18. Januar 1892 über 
den gegenſeitigen Patent-, Muſter⸗ und Markenſchutz). 

K. V. vom 7. Mai 1903. Beſtätigung eines Vollzugs⸗ 
reglements zur vorigen Übereinkunft und zu den Übereinkommen 
vom 14. Dezember 1900 betreffend das induſtrielle Eigen⸗ 
tum und die internationale Regiſtrierung der Fabrik⸗ 
und ö 


16. Zölle, Steuern u. ſ. w. 


Geſetz vom 12. Februar 1903. Beſtätigung des nn 
ſeler internationalen Übereinkommens vom 5. März 1902 
zwiſchen Italien, Oſterreich⸗Ungarn, Belgien, Frank: 
reich, Deutſchland, Großbritannien, den Nieder⸗ 
landen, Spanien und Schweden über die fiskaliſche 
Behandlung des Zuckers). 

Geſetz vom 22. März 1903, wodurch die Fabrikations⸗ 
ſteuer des zu induſtriellen Zwecken beſtimmten Alkohols 
herabgeſetzt wird. 

K. V. vom 31. Mai 1903. Beſtätigung des Vollzugs⸗ 
reglements zum vorigen Geſetze. 


Geſetz vom 8. Juli 1903, wodurch die Verbrauchsſteuer 
für ſäuerliche Früchte und die Erzeugniſſe daraus auf⸗ 
gehoben wird (ſiehe auch oben unter e 
Lagerhäuſer und Emiſſionsbanken). 

K. V. vom 21. Oktober 1903. Beſtätigung eines neuen 
Reglements zur Ausführung der Alkoholgeſetze. 

K. V. vom 21. Oktober 1903. Ergänzungen zum 
vorigen Reglement. 

K. V. vom 6. Dezember 1903. Beſtätigung des Voll⸗ 
zugsreglements zur Ausführung des Geſetzes vom 8. Juli 

1903 (ſiehe oben). 


1) Siehe Handel sarchiv 1892 S. 374 ff. 

2) Siehe dieſe Sam Bb. XXXI S. 337, Bb. XII S. 116 ff. 
und Bd. LV ©. 223. 

3) en im eee für das Deutſche Reich 1903 
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K. V. vom 31. Dezember 1903, betreffend die Einfuhr: 
fteuer für Wein. 


Miniſterialrundſchreiben vom 21. März 1903, betreffend 
die Regiſtrierungsſteuer einiger vom Staate ausgegebenen 
Papiere zur Zahlung der Baukoſten von den Eiſenbahnen. 


Miniſterialrundſchreiben vom 26. Februar 1903, be⸗ 
treffend die Entrichtung der Stempelſteuer für Bank⸗ 
anweiſungen. Dadurch wird Art. 13 der Vollzugsverord⸗ 
nung vom 23. April 1881) amtlich erläutert. 


K. V. vom 1. März 1903 über die Regiſtrierungs⸗ 
ſteuer, mit Rückſicht auf 855 Geſetz vom 23. Januar 1902 ? 
über Finanzmaßregeln. 


IV. 


Die niederländische Handelsgeſetzgebung in den Jahren 
1902 und 1903°). 


Von 


Herrn Dr. jur. H. W. M. van Helten, Rechtsanwalt 
in Amſterdam. 


Die in der Überſicht für 1900 und 1901) von meinem 
hochgeſchätzten Vorgänger ausgeſprochene Befürchtung iſt 
leider eingetroffen. Auch in den Jahren 1902 und 1903 
hat der Stillſtand in der Handelsgeſetzgebung nicht aufgehört; 
außer einer nicht ſehr wichtigen Abänderung der Konkurs⸗ 
ordnung. läßt ſich keine einzige Reform im eigentlichen 


1) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. XXVIII 235 164 ff. und insbeſ. S. 175. 
2) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 224. 

3) Die früheren Kernen über die Handelsgeſetzgebung 15 für 
1887 Bd. XXXVI S. 175 ff., für 1888 Bd. XXæXVII S. 190 ff., 
1889 Bd. XXXVIII S. 166 ff., 1890 Bd. XXXIX S. 552 ff., 
1891 Bd. XLI S. 194 ff., 1892 Bd. XLII S. 126 ff., 1894 
Bd. LXIV S. 480 ff., 1895 Bd. XLVI S. 100 ff., 1896 
Bd. XLVII S. 84 ff., 1897 Bd. XLVIII S. 200 ff., 1898 und 
1899 Bd. L S. 184 ff., 1900 und 1901 Bd. LIII S. 150 ff. 
dieſer Zeitſch 48 

4) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIII S. 150. 
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Handelsrecht verzeichnen. Zwar wurden ſolche von ſeiten 
der Intereſſenten vielfach angeregt (ſo ging aus Rotterdamer 
Handelskreiſen ein Vorſchlag zur Reform des Seerechts her⸗ 
vor), allein den Kammern wurden keine diesbezüglichen Ge⸗ 
ſetzentwürfe vorgelegt. Ebenſowenig ſind auf den anderen 
hier zu berührenden Gebieten wichtige Geſetze zu ſtande ge⸗ 
kommen; die Ausführung des Unfallverſicherungsgeſetzes nahm 
ſehr viele Zeit in Anſpruch und die großen Streikbewegungen 
im Januar und April 1903 wirkten lähmend auf den Gang 
der ſozialen Geſetzgebung ein. Erſt neuerdings ſcheint eine 
nderung eintreten zu wollen; eine Reviſion des Zolltarifs 
in ſchutzzöllneriſchem Sinne iſt im Werke, und es ſteht zu 
hoffen, daß das in der diesjährigen Thronrede angekündigte 
und ſo dringend gebotene Geſetz über die Aktiengeſellſchaften 
noch in dieſer Sitzungsperiode zu ſtande kommen wird. 


1. 
Konkursordnung ). 
Abänderungsgeſetz vom 9. Juni 1902 (Sts. Bl. Nr. 91) 
zu den Art. 226 und 238 der Konkursordnung. Ein zweites 
Spezialmoratorium innerhalb eines Jahres nach Ablauf des 
erſten iſt möglich gemacht. 


2. 
Fabriken⸗ und Arbeiterrecht. 


Geſetz vom 3. Februar 1902 (Sts. Bl. Nr. 14) betreffs 
des Kgl. Dekretes vom 26. Auguſt 1901 (Sts. Bl. Nr. 206). 
Arbeiterangelegenheiten werden dem Miniſterium des Innern, 
Ackerbau und Viehzucht dem Handelsminiſterium unterſtellt. 

Kgl. Dekret vom 13. Februar 1902 (Sts. Bl. Nr. 32) 
zur Abänderung des Art. 2 des Kgl. Dekretes vom 18. Mai 
1900 (Sts. Bl. Nr. 74) zur Regelung des Amtsgebietes und 
der Befugniſſe der in Art. 12 des Arbeitsgeſetzes und in 
Art. 9 des Sicherheitsgeſetzes erwähnten Inſpektoren und 
ſonſtigen Beamten). Neues Kgl. Dekret vom 24. April 1903 
(Sts. Bl. Nr. 107). 

Geſetz vom 21. Oktober 1902 (Sts. Bl. Nr. 185) zur 
Ergänzung des Art. 5 des Arbeitsgeſetzes. Nachtarbeit von 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 101. 
2) Ebendaſ. Bd. LIT S. 151. 
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nicht unter 16 Jahre alten Frauen iſt bei der Verarbeitung 
der friſch gefangenen Heringe unter gewiſſen Bedingungen 
geſtattet. 

Kgl. Dekret vom 16. März 1903 (Sts. Bl. Nr. 83), 
enthaltend das Arbeitsverbot für Frauen und unter 16 Jahre 
alte Perſonen in gewiſſen für jene Perſonen lebensgefähr⸗ 
lichen oder geſundheitsſchädlichen Betrieben. Abänderung des 
Kgl. Dekrets vom 21. Januar 1897 (Sts. Bl. Nr. 46) 1). — 
Dazu die Abänderungsdekrete vom 13. Mai 1903 (Sts. Bl. 
Nr. 142) und vom 4. November 1903 (Sts. Bl. Nr. 272). 

Abänderungsdekret vom 16. März 1903 (Sts. Bl. Nr. 84) 
zum Kgl. Dekrete vom 7. Dezember 1896 (Sts. Bl. Nr. 215), 
enthaltend die in den Art. 6 und 7 des Sicherheitsgeſetzes 
vorgeſchriebene Verordnung betreffs der in den Fabriken zu 
treffenden Sicherheits: und Geſundheitsvorrichtungen. 

Kgl. Dekret vom 18. März 1903 (Sts. Bl. Nr. 86), ent: 
haltend die Ausführung des Geſetzes vom 21. Oktober 1902 
(Sts. Bl. Nr. 85). Arbeitsdauer höchſtens acht Stunden mit 
Ruhepauſe nach den erſten vier Stunden. 

Abänderungsgeſetz vom 27. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 134) 
zum Phosphorſtreichhölzergeſetz vom 28. Mai 1901 (Sts. Bl. 
Nr. 133) 9. 


3. 
Unfallverſicherung ). 


Kgl. Dekret vom 5. Februar 1902 (Sts. Bl. Nr. 22), 
enthaltend die Beſtimmung der nach Art. 10 Ziff. 3 und 5 
des Unfallverſicherungsgeſetzes wegen Benützung von leicht 
1 oder Exploſivſtoffen verſicherungspflichtigen Be⸗ 
triebe. 

Kgl. Dekret vom 15. Februar 1902 (Sts. Bl. Nr. 35), 
betreffs der Ernennung, Suspendierung und Entlaſſung von 
gewiſſen Angeſtellten der Reichsverſicherungsbank durch den 
Miniſter des Innern. 

Kgl. Dekret vom 7. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 152) be⸗ 
treffs des Amtsgebiets und der Befugniſſe der Agenten der 
Reichsverſicherungsbank. 


1) Vgl. dieſe san 75 XLVIII S. 207. 
2) Ebendaſ. Bd. LIII 
3) Ebendaſ. Bd. LIII 3 151. 
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Kgl. Dekret vom 14. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 153) be: 
treffs der Art und Weiſe, auf welche die Reichsverſicherungs⸗ 
bank den von einem Unfall betroffenen Verſicherten ärztliche 
Hilfe u Arzneien zukommen läßt, bezw. Vergütung da⸗ 
ür gibt 


Kgl. Dekret vom 15. November 1902 (Sta. Bl. Nr. 195) 
zur Einteilung der Betriebe in Gefahrenklaſſen. 


Kgl. Dekret vom 19. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 197) 
zur Feſtſetzung des Tarifs der Beiträge der Arbeitgeber. 


Kgl. Dekret vom 21. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 200) 
betreffs der Berechnung des augenblicklichen Werts einer 
Rente für Arbeitgeber, welche ihr Riſiko ſelbſt tragen wollen. 


Kgl. Dekret vom 24. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 201) 
betreffs der Aufſicht in den ſtaatlichen, provinzialen und 
kommunalen Werkſtätten und Fabriken. 


Kgl. Dekret vom 26. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 202) 
zur Einſetzung der in Art. 86 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
erwähnten örtlichen Unterſuchungskommiſſionen. 


Kgl. Dekret vom 26. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 203), 
enthaltend Vorſchriften betreffs der Anzeige von Unfällen, 
welche bei Verkehrsmitteln zum Perſonen⸗ und Gütertrans⸗ 
port angeſtellten verſicherten Perſonen im Auslande zuge⸗ 
ſtoßen ſind. 

Kgl. Dekret vom 1. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 205) 
betreffs der Art der Feſtſetzung des von den Arbeitgebern 
zu zahlenden Beitrags an den Verwaltungskoſten der Reichs⸗ 
verſicherungsbank und der Rückzahlung des vom Staate für 
jene Verwaltungskoſten gegebenen Vorſchuſſes. 


Kgl. Dekret vom 5. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 206) 
betreffs des von Arbeitgebern, welche das Riſiko der Ver⸗ 
ſicherung ſelbſt tragen oder einer Aktiengeſellſchaft oder einem 
Verein übertragen wollen, bei der Reichsverſicherungsbank 
zu erlegenden Pfandes. — Dazu Abänderungsdekret vom 
14. Oktober 1903 (Sts. Bl. Nr. 271). 


Kgl. Dekret vom 5. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 207) 
zur Beſtimmung der Betriebe, die ihrer Art nach einen Teil 
des Jahres ruhen müſſen. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 213) 
betreffs der Form und Weiſe der Vorladungen von Zeugen 
und Sachverſtändigen und der ihnen zu entrichtenden Ge⸗ 
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bühren bei von der Reichsverſicherungsbank befohlenen Tat⸗ 
beſtandserhebungen. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 214) 
betreffs der Weiſe der Feſtſetzung, Zuerkennung und Aus⸗ 
zahlung eines Schadenserſatzes durch die Reichsverſiche⸗ 
rungsbank. 

Kgl. Dekret vom 11. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 217) 
betreffs der Bedingungen, unter welchen die verfügbaren 
Gelder der Reichsverſicherungsbank in durch erſte Hypothek 
auf im Reiche gelegenen Grundſtücken gedeckten Forderungen 
angelegt werden dürfen. 

Kgl. Dekret vom 18. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 223) 
betreffs der Befugniſſe und der Arbeitsweiſe der oben er⸗ 
wähnten örtlichen Kommiſſionen und der ihren, Mitgliedern 
zu entrichtenden Vergütungen. 

Kgl. Dekret vom 22. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 225), 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Art. 1 des Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes beſtimmend (1. Februar 1903). | 

Kgl. Dekret vom 2. Februar 1903 (Sts. Bl. Nr. 63) 
zur Feſtſetzung des in den einen Teil des Jahres ruhenden 
Betrieben als Tagelohn anzunehmenden Betrages. 

Geſetz vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 208). So: 
genanntes Berufungsgeſetz, enthaltend Beſtimmungen über 
die Gerichtsbarkeit in aus dem Unfallverſicherungsgeſetze 
hervorgehenden Streitfällen. Aus Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern zuſammengeſetzte Berufungsgerichte, mit einem 
Juriſten als Vorſitzenden. Höchſte Inſtanz iſt das ganz aus 
Juriſten beſtehende zentrale Berufungsgericht in Utrecht. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 209) 
betreffs Inkrafttretens des Berufungsgeſetzes. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 210), 
enthaltend Beſtimmungen über den Sitz und das Amtsgebiet 
der Berufungsgerichte. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 211), 
enthaltend Beſtimmungen über die Zeit, während welcher 
jemand in den einen Teil des Jahres ruhenden Betrieben 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer geweſen ſein muß, um Mit⸗ 
glied eines Berufungsgerichtes werden zu können. 

Kgl. Dekret vom 8. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 212) 
betreffs der Zahl der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, welche 
zuſammen einen Wahlmann wählen können, und der Zahl 
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der Wahlmänner, welche zuſammen ein Mitglied oder ein 
B Mitglied des Berufungsgerichts vorſchlagen 
önnen 


Kgl. Dekret vom 12. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 218) 
betreffs der Verpflichtung eines Arbeitgebers, um einem ſeiner 
Arbeiter, der als Mitglied eines Berufungsgerichts einer be⸗ 
ſtimmten Sitzung beiwohnen muß, dies zu ermöglichen. 


Kgl. Dekret vom 26. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 38) 
zur Regelung des Dienſtes der Berufungsgerichte und des 
zentralen Berufungsgerichtes. 

Kgl. Dekret vom 31. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 41), 
enthaltend Beſtimmungen über die Gehälter der Mitglieder 
des zentralen Berufungsgerichts, der Vorſitzenden der Be⸗ 
„ und der bei dieſen Kollegien angeſtellten 

eamten. 


Kgl. Dekret vom 26. Februar 1903 (Sts. Bl. Nr. 80) 
zur Feſtſetzung der Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren, 
der den Mitgliedern der Berufungsgerichte für Zeitverſäum⸗ 
nis zu zahlenden Vergütungen, ſowie des den delegierten 
Mitgliedern oder Beamten, welche ſich zur Aufnahme eines 
Tatbeſtands nach auswärts begeben, zu leiſtenden Erſatzes 
der Reiſe⸗ und Aufenthaltskoſten. 

Kgl. Dekret vom 20. März 1903 (Sts. Bl. Nr. 87), ent⸗ 
haltend Beſtimmungen, in welchen Fällen der Vorſitzende 
eines Berufungsgerichts die Vorunterſuchung dem Arbeits⸗ 
inſpektor auftragen kann. 

Geſetz vom 24. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 245) zur Ver⸗ 
hinderung des gleichzeitigen Genuſſes einer derſelben Tatſache 
wegen zuerkannten zeitlichen oder lebenslänglichen Rente in⸗ 
folge des Unfallverſicherungsgeſetzes und einer dem Staate 
zur Laſt fallenden Penſion oder Unterſtützung. 


4. 
Eiſenbahnen. 

Kgl. Dekret vom 31. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 162), ent: 
haltend die in Art. 2 des Geſetzes vom 9. Juli 1902 (Sts.⸗ 
Bl. Nr. 118) ) erwähnten allgemeinen Vorſchriften. Betrifft 
Eiſenbahnen mit nicht größerer Fahrgeſchwindigkeit als 20 km 
in der Stunde. 


1) Dal. dieſe Zeitſchrift Bd. LIII S. 152. 
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Kgl. Dekret vom 18. Auguſt 1902 (Sts. 57 Nr. 1896 
enthaltend die in Art. 1 des Geſetzes vom 9. Juli 1 
(Sts. Bl. Nr. 118) ) erwähnten allgemeinen Wörſchriften 
Betrifft Eiſenbahnen mit nicht größerer Fahrgeſchwindigkeit 
als 40 km in der Stunde. Dabei vereinfachte Vorſchriften 
für Eiſenbahnen, deren Fahrgeſchwindigkeit 35 km in der 
Stunde nicht überſchreitet. 


Kgl. Dekret vom 18. Auguſt 1902 (Sts. Bl. Nr. 178) 
betreffs Inkrafttretens des Geſetzes vom 9. Juli 1900 (Sts.⸗ 
Bl. Nr. 118) ) am 1. November 1902. 


Abänderungsdekret vom 10. Dezember 1902 (Sts. Bl. 
Nr. 216) zum Kgl. Dekrete vom 9. Juli 1876 (Sts. Bl. 
Nr. 159) 5 betreffs des Aufſichtsrats der Eiſenbahnen. 


Kgl. Dekret vom 7. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 96) zur 
Ergänzung der allgemeinen Betriebsvorſchriften, feſtgeſetzt 
durch Kgl. Dekret vom 27. Oktober 1875 (Sts. Bl. Nr. 214). 
Folge des Eiſenbahnerſtreiks. Die Vorſchriften über die 
Arbeitsbedingungen, den Lohn und die Entlaſſungsgründe 
bedürfen der Genehmigung des Handelsminiſters; falls keine 
Übereinſtimmung mit den Ci enbahndirektionen erzielt werden 
kann, erläßt dieſer ſelbſtändig jene Vorſchriften. 


Geſetz vom 11. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 101). Straf: 
1 Streik der Eiſenbahnbeamten wird unter Strafe 
geſtellt 

Geſetz vom 11. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 102) betreffs 
Schaffung einer Eiſenbahnbrigade. 

Geſetz vom 11. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 103). Ein⸗ 
ſetzung einer Kommiſſion zur Unterſuchung der Arbeitsver⸗ 
hältniſſe der Eiſenbahnbeamten. 


Kgl. Dekret vom 8. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 195) zur 
Abänderung der allgemeinen Verkehrsvorſchriften der Eiſen⸗ 
bahnen, feſtgeſetzt durch Kgl. Dekret vom 4. Januar 1901 
(Sts. Bl. Nr. 20) 3). 

Geſetz vom 23. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 216) betreffs Er⸗ 
bauung einer Eiſenbahn und Unterſuchung des Lawagebietes 
in Suriname durch die Regierung und Übernahme der Rechte 
und Verpflichtungen der Geſellſchaft „Suriname“. 


à A Zeitſchrift Bd. LIII ©. 152. 
den biefe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 176. 
30 E nr Bd. XXXVI S. 176; Bd. XLIV S. 481; Bd. XLIII 
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5. 
Poſt. | 

Abänderungsdekret vom 13. Juni 1902 (Sts. Bl. Nr. 112) 
zum Kgl. Dekret vom 10. November 1898 (Sts. Bl. Nr. 229), 
enthaltend Beſtimmungen zur Ausführung des Art. 9 des 
Poſtgeſetzes vom 21. Juni 1881 (Sts. Bl. Nr. 70) )). 

Abänderungsdekret vom 28. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 138) 
zum Art. 11 des Kgl. Dekrets vom 14. Dezember 1895 
(Sts. Bl. Nr. 222) zur Ausführung mehrerer Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 15. April 1891 (Sts. Bl. Nr. 87) betreffs 
Regelung der Briefpoſt ). | 

Kgl. Dekret vom 30. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 250) zur 
Ergänzung des Art. 3 des Kgl. Dekrets vom 10. November 
1898 (Sts. Bl. Nr. 229). 


6. 
Telegraph. 


Geſetz vom 7. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 122) zur Be⸗ 
ſtätigung des Abkommens vom 24. Juli 1901 mit der 
deutſchen Regierung betreffs Herſtellung von Kabelverbin⸗ 
dungen. Kabel Balikpapan (Borneo) bis Menado (Celebes). 
— Dazu Publikationsdekret vom 16. Auguſt 1902 (Sts. Bl. 
Nr. 168). 

Abänderungsdekret vom 12. Mai 1903 (Sts. Bl. Nr. 141) 
zum Art. 4 des Kgl. Dekrets vom 14. Auguſt 1876 (Sts. Bl. 
Nr. 172) betreffs Ausgabe von Telegrammmarken ?). 


7. 
Schiffahrt. 

Kgl. Dekrete vom 18. Januar 1902 (Sts. Bl. Nr. 4) 
und vom 12. September 1902 (Sts. Bl. Nr. 178) betreffs 
Befreiung der griechiſchen Seeſchiffe von der Meſſung. 

Kgl. Dekret vom 22. Mai 1902 (Sts. Bl. Nr. 76), ent⸗ 
haltend nähere Beſtimmungen über die Befreiung der nor⸗ 
wegiſchen Seeſchiffe von der Meſſung. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 178; Bd. L S. 190. 
2) Ebendaf. Bd. XLII S. 130; Bd. XLVI S. 110. 
3) Ebendaf. Bd. XXXVI S. 179. 


Helten: Niederländiſche Handelsgeſetzgebung 1902—1903. 179 


Geſetz vom 13. Juni 1902 (Sts. Bl. Nr. 99) zur Be⸗ 
ſtätigung eines Vertrages mit der Aktiengeſellſchaft Königlich 
Weſtindiſcher Poſtſchiffahrtsdienſt behufs Ausführung regel⸗ 
mäßiger Fahrten von Amſterdam nach Paramaribo und 
Curacao. 

Geſetz vom 7. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 148), enthaltend 
die Ermächtigung der Regierung zum Abſchluß eines Ver⸗ 
trags behufs Herſtellung einer regelmäßigen Dampferverbin⸗ 
dung zwiſchen Java, China und Japan. 

Geſetz vom 23. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 226), enthaltend 
eine Abänderung des Vertrags mit der Dampfſchiffahrts⸗ 
geſellſchaft „Nederland“ behufs Herſtellung eines Poſtſchiff⸗ 
4 zwiſchen den Niederlanden und Niederländiſch⸗ 

ndien. 

Kgl. Dekret vom 14. Dezember 1903 (Sts. Bl. Nr. 327), 
enthaltend nähere Beſtimmungen betreffs der Seebriefe und 
Jahrespäſſe in Niederländiſch⸗Indien. 


8. 
Binnenſchiffahrt. 


Kgl. Dekret vom 23. März 1903 (Sts. Bl. Nr. 89), ent: 
haltend die Beſtätigung der von der Zentralkommiſſion für 
die Rheinſchiffahrt in ihrer ordentlichen Sitzung vom 4. Sep⸗ 
tember 1902 feſtgeſetzten Polizeivorſchriften für den Trans⸗ 
port von leicht entzündbaren, nicht exploſiven Stoffen auf 
dem Rhein. 

Kgl. Dekret vom 10. Auguſt 1903 (Sts. Bl. Nr. 251) 
zur Abänderung der Vorſchriften zur Verhütung von Schiffs⸗ 
zuſammenſtößen in den öffentlichen Gewäſſern des Staates, 
die der Schiffahrt freigegeben ſind. 


9. 
Transportrecht. 
Kgl. Dekret vom 2. Dezember 1903 (Sts. Bl. Nr. 292), 


enthaltend die Aufhebung des Aus⸗ und Durchfuhrverbots 
für Munition und Schießpulver. 
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10. 
Lotſendienſt. 


Kgl. Dekret vom 22. Januar 1902 (Sts. Bl. Nr. 51), 
enthaltend allgemeine Vorſchriften für den Lotſendienſt. Auf⸗ 
hebung der Kgl. Dekrete vom 23. Januar 1879 (Sts. Bl. 
Nr. 25) ) und vom 17. Auguſt 1887 (Sts. Bl. Nr. 157) ). 
Dazu für jede Abteilung beſondere Vorſchriften. 

Kgl. Dekret vom 31. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 42) 
zur Abänderung der oben erwähnten allgemeinen Vorſchriften 
ſowie der beſonderen Vorſchriften der IV. und V. Abteilung. 


11. 
Bergwerke. 


Kgl. Dekret vom 29. Mai 1902 (Sts. Bl. Nr. 78), ent: 
haltend Beſtimmungen über die Einrichtung des Dienftes in 
den ſtaatlichen Bergwerken in Limburg und die Einſetzung 
eines Bergwerksrats. 

Geſetz vom 24. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 230) betreffs 
der Unterſuchung des Bodens auf Mineralien a den 
Staat. 


Fleiſchhandel. 


| Kgl. Dekret vom 21. November 1902 (Sts. Bl. Nr. 199), 
enthaltend Beſtimmungen zur Förderung der Aus fuhr von 
fehlerloſem Fleiſch. Ausfuhrſtempel. 


13. 
lie Ten 


Kgl. Dekret vom 27. Januar 1902 (Sts. Bl. Nr. 8), 
| enthaltend die Befreiung vom Einfuhrzoll für nicht zur Eſſig⸗ 
bereitung geeignetes Natrium und Calciumacetat. 
Publikationsdekret vom 24. Februar 1902 (Sts. Bl. 
Nr. 36) des am 5. Juni 1901 im Haag zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und den Niederlanden abgeſchloſſenen Ab⸗ 
kommens kommens betreffs des grenzüberſpringenden Fabrikverkehrs. 


D 2 ei J) Bal dieſ e Zeitſchrift 55 XXXVI S. 181. 
ss Bb. XXXVI ©. 187. 
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Kgl. Dekret vom 13. Juni 1902 (Sts. Bl. Nr. 113), 


enthaltend die Befreiung vom Einfuhrzoll für zur Kokain⸗ 
bereitung zu verwendenden ſulfurhaltigen Ather. 

Kgl. Dekret vom 31. Juli 1902 (Sts. Bl. Nr. 161), ent: 
haltend nähere Beſtimmungen betreffs Befreiung von Ein⸗ 
fuhrzöllen nach dem Geſetze vom 15. Auguſt 1862 (Sts. Bl. 
Nr. 170.) Betrifft Umzugsmaſſen. 

Kgl. Dekret vom 6. Auguſt 1902 (Sts. Bl. Nr. 164), 
enthaltend die Befreiung vom Einfuhrzoll für zur Draht⸗ 
fabrikation für elektriſche Glühlentpen zu verwendenden Eſſig 
und Holzſäure. 

Geſetz vom 12. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 18), ent⸗ 
haltend die Beſtätigung des Brüſſeler Abkommens vom 
5. März 1902 (Budertonvention). Publikationsdekret vom 
4. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 192). 

Kgl. Dekret vom 13. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 30) 
enthaltend Beſtimmungen betreffs Eſſigfabriken, worin waſſer⸗ 
haltiges Calciumacetat als Rohſtoff benützt wird. Dazu Kgl. 
Dekret vom 13. Januar 1903 (Sts. Bl. Nr. 31), enthaltend 
die un vom Einfuhrzoll für oben erwähntes Calcium⸗ 
acetat. 

Kgl. Dekret vom 7. Februar 1903 (Sts. Bl. Nr. 69), 
enthaltend die Befreiung vom Einfuhrzoll für zum Luftleer⸗ 
machen von Gegenſtänden in Fabriken und Trafiken erforder⸗ 
lichen ſulfurhaltigen Ather. 

Kgl. Dekret vom 18. Mai 1903 (Sts. Bl. Nr. 144) zur 
| Abänderung der Kgl. Dekrete vom 9. Oktober 1889 (Sts. Bl. 
Nr. 129) und 19. Oktober 1895 (Sts. Bl. Nr. 170), enthal⸗ 
tend Beſtimmungen betreffs Abſchreibung der Steuer bei 
Ausfuhr von Eſſig. 

Geſetz vom 24. Juli 1903 (Sts. Bl. Nr. 248), enthal⸗ 
tend nähere Beſtimmungen betreffs der Zuckerſteuer. 

Kgl. Dekret vom 22. Auguft 1903 (Sts. Bl. Nr. 249) 
zur beſonderen Beſteuerung von aus Produktions⸗ oder Aus⸗ 
fuhrprämien zahlenden Ländern ſtammendem Zucker. 

Kgl. Dekret vom 2. Oktober 1903 (Sts. Bl. Nr. 265) 
zur Abänderung der Beſtimmungen über Steuerbefreiung von 

mit Holzgeiſt vermiſchten Spirituoſen. 
= Kgl. Dekret vom 7. Oktober 1903 (Sts. Bl. Nr. 267), 
ne né über die ‚Seitelung der Herkunft 
von Zucker. 
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Kgl. Dekret vom 12. November 1903 (Sts. Bl. Nr. 277) 
zur Ergänzung der Kgl. Dekrete vom 14. Auguſt 1897 (Sts.⸗ 
Bl. Nr. 194) und 9. Dezember 1898 (Sts. Bl. Nr. 265) zur 
Ausführung von Art. 4 des Zuckergeſetzes. 

Kgl. Dekret vom 21. November 1903 (Sts. Bl. Nr. 279), 
enthaltend Beſtimmungen über die Befreiung von der Salz⸗ 
ſteuer für Salz, welches zum Konſervieren von zu Fiſchöl 
und Fiſchguano zu verarbeitenden Fiſchen benützt wird. 


14. 
Urheber- und Erfinderrecht. 


Geſetz vom 7. Juni 1902 (Sts. Bl. Nr. 85) zur Be: 
ſtätigung des am 14. Dezember 1900 in Brüſſel unterzeich⸗ 
neten Abkommens, enthaltend eine Abänderung des Abkom⸗ 
mens vom 20. März 1883, ſowie des dazu gehörigen 
Schlußprotokolls, und eine Abänderung des Abkommens vom 
14. April 1891 betreffs der internationalen Eintragung von 
Handels⸗ und Fabrikmarken. Dazu Publikationsdekret vom 
30. Auguſt 1902 (Sts. Bl. Nr. 177). 


15. 
Konſulatweſen. 


Geſetz vom 27. April 1903 (Sts. Bl. Nr. 116) zur Ab⸗ 
änderung des Art. 3 des Geſetzes vom 18. April 1874 
Sts. Bl. Nr. 65) zur Feſtſetzung der Konſulatsgebühren. 


16. 
Sparkaſſen. 


Publikationsdekret vom 29. Dezember 1902 (Sts. Bl. 
Nr. 226) des am 8. November 1902 im Haag zwiſchen Bel⸗ 
gien und den Niederlanden getroffenen Abkommens betreffs 
des Zuſammenwirkens der belgiſchen allgemeinen Spar⸗ und 
Penſionskaſſe und der niederländiſchen Staatspoſtſparkaſſe. 


17. 
Münzweſen. 


Kgl. Dekret vom 13. Dezember 1902 (Sts. Bl. Nr. 219), 
enthaltend Beſtimmungen über die Art, auf welche die in 
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Art. 12 Abſchn. 1 und 2 des Geſetzes vom 28. Mai 1901 
(Sts. Bl. Nr. 130) ) erwähnten Proben genommen und von 
der Kommiſſion für das Münzweſen unterſucht werden. 

Geſetz vom 31. Dezember 1903 (Sts. Bl. Nr. 335) zur 
Verlängerung und Abänderung des der Niederländiſchen Bank 
erteilten Privilegiums. Verlängerung auf 15 Jahre, dann 
jedesmal auf ein weiteres Jahr. Die Scheine der Bank 
werden geſetzliches Zahlungsmittel. Bei Gewinn von über 
3 ½ Prozent werden von dem Mehrgewinn 10 Prozent zum 
Reſervekapital gelegt; vom Reſt erhalten dann Direktoren 
und Aufſichtsräte 3 Prozent als Tantiemen, während das 
Übrige zu einem Drittel an die Bank und zu zwei Dritteln 
an den Fiskus fällt. 

Geſetz vom 31. Dezember 1903 (Sts. Bl. Nr. 336), 
enthaltend die Einziehung der Reichskaſſenſcheine (von zehn 
und fünfzig Gulden) ?). Vom 1. Oktober 1904 an find die: 
ſelben kein geſetzliches Zahlungsmittel mehr; bis zum 1. Ok⸗ 
tober 1905 werden ſie jedoch an öffentlichen Kaſſen noch in 
Zahlung angenommen und bis zum 1. April 1908 können 
ſie bei der Niederländiſchen Bank eingewechſelt werden. 


V. 


Die Scweizeriſtze Handelsgeſetzgebung des Bundes und 
der Kantene im Jahre 1903). 


Von 
Herrn Rechtsanwalt Dr. G. Bachmann in Zürich. 


Für die Überſicht über die Handelsgeſetzgebung waren 
die gleichen Grundſätze maßgebend, die für die Berichterſtat⸗ 
tung für frühere Jahre Anwendung gefunden haben. 


A Dal. nn sante 851 an S. 156. 

9) 8 "Bericht über bie 18 2.0 gh 1900, 1901, 1902 be⸗ 
findet ſich in Bd. LI die früheren Berichte find 
ebendaſ. S. 555 Anm. 1 verzeichnet. 
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Vollziehungsverordnungen, Beſchlüſſe, Reglemente, Re⸗ 
gulative haben in der Aufſtellung keine Berückſichtigung 


ahren 
Einschlägige Bundesgeſetze fehlen für das Berichtsjahr 
gänzlich. 


A. Internationale Verträge und Vereinbarungen. 


1 fibereintunft zwiſchen der Schweiz und Ita⸗ 
lien, betreffend die Übertragung der von 
der italieniſchen Regierung der Jura: Gim- 
plon⸗Bahngeſellſchaft erteilten Konzeſſion 
für den Bau und Betrieb der Simplon⸗Bahn 
auf den Bund, abgeſchloſſen am 16. Mai 
1903, ratifiziert den 21./16. Dezember 1903. (A. S. 
N. F.“) Bd. XX S. 5 ff.) 

In Anwendung des „Eifenbahnrüdkaufgejeges” vom 
15. Oktober 1897 erfolgte im Dezember 1903 durch die 
Bundesverſammlung der Ankauf der Jura⸗Simplon⸗Bahn 
u die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft (A. S. N. F. Bd. XIX 
S. 806 f.). Durch Kaufvertrag zwiſchen dem Bundesrate 
und der Liquidationskommiſſion der an Bahn: 
geſellſchaft vom 23. Oktober 1903 (A. S. N. F. Bd. XIX 

S. 808 ff.) war im Einzelnen der Eintritt des Bundes in 

ale Rechte und Pflichten, auch hinſichtlich des Tunnelbauver⸗ 
trages, der Bahngeſellſchaft feſtgeſetzt worden. Eine ſolche 
Übertragung war aber nicht möglich in Bezug auf die Kon⸗ 
zeſſion, welche der Jura⸗Simplon⸗Bahngeſellſchaft zum Bau 
und Betrieb des auf italieniſchem Gebiet gelegenen Teiles 
der zu erſtellenden Bahn, geſtützt auf den Staatsvertrag vom 
25. November 1895 (A. S. N. F. Bd. XVI S. 794 ff.) und 
die Vereinbarungen vom 22. Februar 1896 und 2. Dezember 
1899 (A. S. N. F. Bd. XVIII S. 207 ff.), erteilt worden 
war. Es bedurfte einer beſonderen Konzeſſionserteilung von 
ſeiten Italiens an den Bund, die dieſen zum Bau und Be⸗ 
trieb der Bahn auf italieniſchem Boden ermächtigte. 

Die Übereinkunft, welche dem Bund dieſe Rechte erteilt, 
ſchafft in der Hauptſache für den Bund die gleiche Rechts⸗ 
lage gegenüber Italien, wie ſie für die Jura⸗Simplon⸗Bahn⸗ 
geſellſchaft durch die erwähnten Staatsverträge gegeben war 


1) Amtliche Sammlung der Bundesgeſetze und Verordnungen der 
N Eidgenoſſenſchaft, Neue Folge. 
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(Art. 1— 5). Die ſtaatsrechtliche Stellung des Bundes als 
Inhaber der Souveränitätsrechte machte es jedoch in ver⸗ 
ſchiedenen Punkten (Art. 6—10) Italien zur Pflicht, für die 

Wahrung ſeiner Militärhoheit beim Bau und Betrieb der 
Bahn beſorgt zu ſein. Für die Wahrung gemeinſamer Inter⸗ 
eſſen in den Angelegenheiten der Simplon⸗Bahn iſt ſodann 
eine internationale Delegation mit Sitz in Bern vorgeſehen 
(Art. 11—14). Dieſe Inſtitution, der ein gewiſſes Aufſichts⸗ 
recht hinſichtlich der vom Bunde als Rechtsnachfolgerin der 
Jura⸗Simplon⸗Bahn übernommenen Pflichten eingeräumt iſt, 
hat anfänglich in der Schweiz vor der Ratifikation des Ver⸗ 
trages Widerſpruch gefunden; ſie iſt aber ſchließlich doch von 
den Räten gutgeheißen worden. Fragen des Rückkaufs der 
Konzeſſion durch die italieniſche Regierung, der Subvention 
für den Bau und der Zahlung der Einſchreibgebühren an 
Italien ſind in den Schlußartikeln 15— 17 erledigt. | 


2. Spezial⸗Telegraphenvertrag zwiſchen der 
Schweiz und Deutſchland, verhandelt zu 
London, den 7. Juli 1903. a. S. N. F. Bd. XIX 
S. 790 f. | 


In Anwendung von Art. 15 des Senat Tele: 
graphenvertrages von St. Petersburg vom 10./22. Juli 1875 
und der dazu gehörigen, in London vereinbarten Ausführungs⸗ 
. übereinkunft iſt in dieſem Spezial⸗ e ver⸗ 
einbart, daß die in den Übereinkommen von Berlin, 15. Sep⸗ 
tember 1885, Stuttgart, 17. Oktober 1885, erneuert Paris, 
13. Juni 1890 und Budapeſt, 21. Juli 1896, getroffenen 
Vereinbarungen für die Gültigkeitsdauer der in London ver⸗ 
einbarten Ausführungsübereinkunft zu dem Internationalen 
Telegraphenvertrag unverändert in Kraft bleiben. 


3. Erklärung zwiſchen der Schweiz und Ruß⸗ 
land, betreffend die Stellung der Aktien⸗ 
geſellſchaften und anderen Handels-, In⸗ 
duſtrie⸗ und a SSeRnAUREs vom 
19. Oktober 1903. (A. S. N. F. Bd. XIX 
S. 715 ff.) | 


Nach diefer am 1. November 1903 in Kraft getretenen 
Erklärung wird den genannten Geſellſchaften von der Schweiz 
und von Rußland gegenſeitig die Rechts⸗, insbeſondere die 
Prozeßfähigkeit zuerkannt. Dabei iſt aber das Recht zum 
Handels⸗ und Gewerbebetrieb ſtets den Vorſchriften unter⸗ 
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worfen, die in dem Lande gelten, wo die Geſellſchaft ihren 
Handel oder ihr Gewerbe ausüben will. Ebenſo ſollen die 
den Geſellſchaften in den bezüglichen Ländern eingeräumten 
Rechte in keinem Falle die zwingenden und der öffentlichen 
Ordnung angehörenden Regeln der internen Geſetzgebung 
aufheben oder ihnen weitergehende Rechte als den einheimi⸗ 
ſchen Geſellſchaften gewähren. 


B. Kantonale Geſetze. 


Aargau. 


4. Geſetz über das Wirtſchaftsweſen und den 
Handel mit geiſtigen Getränken vom 2. März 
1903. (Geſetzſammlung N. F. Bd. VII S. 74 ff.) 


Dem Geſetz ging eine langjährige Bewegung auf ſeine 
Abänderung voraus. Sie begehrte nach verſchiedenen Rich⸗ 
tungen eine Beſchränkung des freien Wettbewerbs im Wirt⸗ 
ſchaftsgewerbe. 

Im Geſetz wird nun beſtimmt, daß auf 250 Einwohner 
nur eine Wirtſchaft beſtehen darf, daß die Bewilligung zum 
Wirtſchaftsbetrieb ein perſönliches und an ein beſtimmtes 
Gebäude geknüpftes Recht iſt. Wirtſchaftsforderungen ſind 
nur für eine Zeche klagbar, mit Ausnahme von Forderungen 
für Gaſtmähler und Herbergs⸗ und Koſtgängerrechnungen. 

Im weiteren regelt das Geſetz den Kleinhandel mit 
geiſtigen Getränken, verbietet das Hauſieren mit ſolchen und 
beſchränkt den Verkauf gebrannter geiſtiger Getränke unter 
zwei Litern auf die hierzu berechtigten Wirtſchaften. 


Baſel⸗Land. 


5. HA a... Viehverſicherung, vom 

5. 1903, angenommen in der Volksabſtim⸗ 

a m 27. September 1903. (Amtsblatt 1903 
Abt. I Nr. 23.) 

Das Geſetz ift bis auf ganz geringe Abweichungen eine 
Nachbildung des umfaſſenden Berner Geſetzes vom 18. Februar 
1903 (ſiehe unten Nr. 61). Ausdrücklich iſt für den Kanton 
Baſel⸗Land vorgeſehen, daß kleinere Gemeinden ſich zu einer 
Kaſſe vereinigen können. Eine Erweiterung gegenüber Bern 
ſieht ſodann das Geſetz in der Weiſe vor, daß auch vier 


1) Val. auch dieſe Zeitſchrift Bd. LIV S. 568, 570 und 571. 
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Monate altes Rindvieh und Ziegen, ſowie Tiere, die zur 
Sömmerung oder Winterung eingeführt werden, bei Zahlung 
einer erhöhten Prämie in die Verſicherung aufgenommen 
werden. 

Neben krankem und krankheitsverdächtigem Vieh ſind 
auch über zehn Jahre alte eingeführte Kühe von der Ver⸗ 
ſicherung ausgeſchloſſen. 

Wird an Stelle eines abgegangenen ein neues Stück 
Vieh eingeſchätzt, ſo iſt der Beitrag für den Reſt des Jahres 
nur vom allfälligen Mehrwert des neuen Stückes zu leiſten. 
Werden die Verſicherungsbeiträge nicht nach der Stückzahl, 
ſondern nach der Schätzungsſumme eingefordert, ſo dürfen 
weibliche Tiere nicht höher als 700 Frk., männliche nicht 
höher als 1000 Frk. eingeſchätzt werden. 

Die Schadensregulierung erfolgt in der Weiſe, daß vom 
Schätzungswert der Erlös aus den verwerteten Teilen abge⸗ 
zogen und vom Reſt dem Verſicherten 80 Prozent ausgezahlt 
werden. Durch fahrläſſige Behandlung des Tieres ſeitens 
des Beſitzers in jeder Richtung, durch Verheimlichung der 
Krankheit oder durch anderweitige Verſicherung wird jeder 
Entſchädigungsanſpruch hinfällig. g 


Bern. 


6. Geſetz über die Viehverſicherung vom 18. Fe⸗ 
bruar 1903, angenommen in der Volksabſtimmung 
vom 17. Mai 1903. (Geſetze, Dekrete und Verord⸗ 
nungen N. F. Bd. III S. 15 ff.) 


Als ein Mittel zur Förderung der Viehwirtſchaft dient 
die Verſicherung der Viehbeſitzer gegen Unglücksfälle im 
Viehſtand. Das Geſetz hat zur Grundlage das ſogenannte 
fakultative Obligatorium. Sobald zehn Rindviehbeſitzer in 
einer Einwohnergemeinde beim Gemeinderat die Errichtung 
einer Viehverſicherungskaſſe verlangen, beruft derſelbe die 
ſämtlichen Rindviehbeſitzer zu einer Verſammlung ein und 
wenn mehr als die Hälfte der in dieſer Verſammlung Er⸗ 
ſchienenen dem Verlangen zuſtimmt, ſo iſt dieſer Beſchluß 
für ſämtliche Rindviehbeſitzer der Gemeinde verbindlich. Die 
Viehverſicherungskaſſe bildet einen Selbſtverwaltungskörper 
mit der Verſammlung der Viehbeſitzer als oberſtem Organ, 
dem ſich der Vorſtand, die Schätzungskommiſſion und die 
Rechnungsreviſoren anſchließen. Die Viehverſicherungskaſſe 
iſt juriſtiſche Perſon; für ihre Verbindlichkeiten haftet nur 
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ihr Vermögen mit Anschluß der perfönlichen Haftbarkeit der 
Mitglieder. 

Eingeſchloſſen in die Verſicherung iſt alles in der Ge⸗ 
meinde eingeſtellte Rindvieh. Die Verſicherung kann aber 
durch Verſammlungsbeſchluß auch auf Schweine und Ziegen 
ausgedehnt werden. Ausgeſchloſſen iſt krankes und krank⸗ 
heitsverdächtiges Vieh, ebenſo Jungvieh unter zwei Monaten. 
Durch Verſammlungsbeſchluß iſt auch der Ausſchluß einzelner 
Mitglieder wegen der Schwierigkeit der Überwachung oder 
wegen befonders hoher Verluſtgefahr möglich. | 
Die Entrichtung der Verſicherungsbeiträge erfolgt je 
nach dem Ermeſſen der Verſammlung entweder nach dem 
Schätzungswerte der verſicherten Tiere oder nach der Stück⸗ 
zahl. Der die Kaſſen beaufſichti Kanne Staat zahlt ebenfalls 
alljährlich für das einzelne Stück Vieh Beiträge. 

Die Entſchädigung erſtreckt ſich auf den durch Krankheit 
oder Unfall in Verbindung mit nachfolgendem Tod oder 
notwendig gewordener Tötung, ſowie durch Umftehen ent⸗ 
ſtandenen Schaden. Keine Entſchädigung wird entrichtet für 
Viehverluſte aus nachgewieſenem Verſchulden des Beſitzers. 

Eine Reihe von Beſtimmungen über weitere Punkte 
bleiben ausdrücklich den Statuten vorbehalten wie auch einer 
regierungsrätlichen W | | 


Genf. 


7. Loi accordant le concours de l'Etat aux 
Sociétés de secours mutuels en cas de 
maladie (Gefeb, betreffend die Mitwirkung des 
Staates bei Krankenunterſtützungsgeſellſchaften auf 
Gegenſeitigkeit), vom 27. Mai 1903. (Recueil des 
Lois Bb. LXXXIX ©. 329 ff.) 


Jede auf Gegenſeitigkeit beruhende Rrantentaffe erhält 
auf die Dauer von wenigſtens zehn Jahren eine finanzielle 
Unterſtützung des Staates von Frk. 2.50 für das Jahr für 
jedes im Kanton wohnhafte Mitglied. Dabei müſſen jedoch 
eine Reihe von Bedingungen erfüllt werden, die das Geſetz 
im Einzelnen aufſtellt. Die Geſellſchaft muß im Handels⸗ 
regiſter eingetragen ſein, ihre Statuten müſſen den Vorſchriften 
des Geſetzes entſprechen, Mitgliederbeiträge und Eintritts⸗ 
gelder ſind nach einer vom Regierungsrat für die verſchiedenen 
Alter feſtgeſetzten Skala abgeſtuft, die nur alle fünf Jahre 
geändert werden kann. 


de: 
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Jährlich ift eine Bilanz aufzuftellen Er beftimmten 
geſetzlichen Vorſchriften. Über die Krankentage iſt fortwäh⸗ 
rend nach geſetzlichem Formular eine Statiſtik zu führen. 
Die Mittel der Geſellſchaft dürfen nur zur Unterſtützung 
wegen Arbeitsloſigkeit zufolge Krankheit, unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen auch zufolge Unfalls nn finden. 


Glarus. 


8. Geſetz über das Lehrlingsweſen vom 3. Mai 
1903. (Memorial der Landsgemeinde S. 71 ff.) ). 


Das Geſetz verdankt ſeine Entſtehung einer Anregung 
des Verbandes der glarneriſchen Gewerbevereine, der ein 
Geſetz über obligatoriſche Lehrlingsprüfungen verlangte. Der 
Landrat zog das geſamte Lehrlingsweſen in Beratung und 
legte der Landsgemeinde einen Entwurf vor, deſſen weſent⸗ 
lichſter Beſtandteil allerdings das Obligatorium für Fort⸗ 
bildungsſchule und Lehrlingsprüfung iſt. Lehrling im Sinne 
des Geſetzes iſt jede Perſon, die in einem Handwerk oder 
Gewerbe mit mechaniſchem Betriebe oder ohne ſolchen einen 
beſtimmten Beruf erlernen will. Der Lehrvertrag iſt ſchrift⸗ 
lich abzuſchließen. Für den Lehrling beſteht die Pflicht zum 
Beſuch der Fortbildungsſchule und zur Unterwerfung unter 
die Lehrlingsprüfung. Streitigkeiten zwiſchen nn und 
Lehrling entſcheidet ein Schiedsgericht. | 


Luzern. 


9. Geſetz, betreffend die Ausübung Goo elke N 
Verrichtungen, vom 4. März 1903. (Samm⸗ 
lung der Geſetze Bb. VIII, Kantonsblatt Nr. 11.) 
Das Geſetz bezeichnet namentlich auch die zur Aufnahme 

von öffentlichen Urkunden im Sinne des Schweizer Obliga⸗ 
tionenrechts, vor allem zur Aufnahme von Wechſelprotokollen, 
ermächtigten Perſonen. Solche Perſonen ſind — um die 
Abfaſſung ſolcher öffentlichen Urkunden zu erleichtern und 
einer großen Zahl von Beamten die hieraus fließenden Ge⸗ 
bühren zuzuhalten — beinahe alle Beamte der Verwaltung 
in Gemeinde und Kanton wie auch der Gerichte. Ganz be⸗ 
ſonders groß iſt der Kreis der zur Aufnahme von Wechſel⸗ 

proteſten befähigten Beamten. ö 


1) Siehe auch unten Nr. 17; vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIV S. 571. 
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10. Geſetz, betreffend die Feuerpolizei, vom 
4. Dezember 1903. (Samml. der Geſetze Bd. VIII, 
Kantonsblatt Nr. 53.) 

Das umfangreiche Geſetz handelt in einer großen Zahl 
von Unterabteilungen von allem, was in irgend welcher 
Weiſe zur Einſchränkung der Feuersgefahr getan werden 
kann. So finden ſich in ihm Beſtimmungen über Transport, 
Lagerung, Verkauf und Verwendung von feuergefährlichen 
Stoffen, über die Anlage und den Betrieb von Motoren, 
Gaserzeugungsmaſchinen, Gas⸗ und Petrolöfen, Anlage von 
Dampfkeſſeln, elektriſchen Anlagen und Feuerungsanlagen. 


Schaffhauſen. 


11. Wirtſchaftsgeſetz für den Kanton Schaff⸗ 
hauſen vom 21. April 1903. (Sammlung der 
Geſetze Bd. X S. 235 ff.) 

Im Vergleich zum alten Geſetz vom 28. November 1887 
werden ſtrengere Erforderniſſe an die Perſon des Wirts ge⸗ 
ſtellt, die Wirtſchaftspatente ſind nicht übertragbar, die Be⸗ 
ſtimmungen über die Lebensmittelkontrolle werden verſchärft. 
Das neue Geſetz gewährt ferner dem Dienſtperſonal größeren 
Schutz gegenüber Überanſtrengungen. 


| Schwyz. 

12. Geſetz über die Ausübung der Handels⸗ 
gewerbe im Kanton Schwyz vom 21. April 
1902, angenommen in der Volksabſtimmung vom 
25. Oktober 1903. (Amtsblatt 1904 Nr. 1.) 

Die Anregung zu dieſem umfangreichen Geſetze gab der 
kantonale Handwerker⸗ und Gewerbeverein. Er verlangte 
Einſchränkungen des Hauſierhandels und Beſtimmungen gegen 
den unlauteren Wettbewerb, unter Hinweis auf die Geſetz⸗ 
gebung anderer Kantone (ſiehe dieſe Zeitſchrift Bd. LIV 
S. 565 Nr. 21, S. 566 Nr. 22, S. 567 Nr. 23, S. 568 
Nr. 24, Nr. 26, S. 572 Nr. 35). 

Der erſte Abſchnitt, „Allgemeine Handelspolizei“, enthält 
dementſprechend die üblichen Beſtimmungen zur Bekämpfung 
unlauteren Wettbewerbs, wie das Verbot irreführender 
falſcher Angaben über die Qualitäten der Ware, der Weige⸗ 
rung des Verkaufs einer mit Preisangabe ausgeſtellten Ware 
zu dieſem Preiſe, des Warenverkaufs nach dem Kuponſyſtem. 
Die Verfolgung wegen Übertretung dieſer Verbote erfolgt 
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nur auf Klage, die aber nicht nur dem Geſchädigten, ſondern 
auch jedem, der mit Waren gleicher Art handelt, ſowie den 
Verbänden zur Förderung gewerblicher Intereſſen zuſteht. 

„Beſondere Handels⸗ und Gewerbepolizei“ betitelt ſich 
der zweite Abſchnitt. Er enthält zum Eingang den Satz, 
daß, wenn bei Abſchluß von Kaufverträgen auf Abzahlung 
der Verkäufer dem Käufer Bedingungen auferlegt, die gegen 
ein redliches, billiges Geſchäftsgebaren verſtoßen, ſo z. B. 
die häufige Verpflichtung zur Rückgabe des Kaufgegenſtandes 
bei unpünktlicher Einhaltung der Abzahlungstermine unter 
Verluſt der bisher bezahlten Raten oder unverhältnismäßig 
hohe Konventionalſtrafe, der Verkäufer in eine Geldbuße bis 
auf 1000 Frk. oder zu einer Gefängnisſtrafe bis auf vier⸗ 
zehn Tage verurteilt werden kann. Einſchränkenden Beſtim⸗ 
mungen werden die Ausverkäufe unterſtellt. 

Ein weiterer Abſchnitt handelt vom „Hauſiergewerbe 
und Hauſierhandel“ und unterſtellt auch „Automaten“ mit 
Konſum⸗Gebrauchs⸗ und anderen Artikeln der ſehr hohen 
Patenttaxe. Vorſchriften über den Marktverkehr bilden den 
Schluß dieſes Abſchnitts. 

Geldbuße von 50 bis 2000 Frk., unter Umſtänden in 
Verbindung mit Gefängnis von acht Tagen bis zu zwei 
Monat treffen den Übertreter des Geſetzes. Die Klage ver⸗ 
jährt in einem Jahre, von der Übertretung an gerechnet. 


Solothurn. 


13. Geſetz, betreffend die Kreis-Viehverſiche⸗ 
rung, vom 28. November 1902, angenommen 
vom Volke am 15. März 1903. (Sammlung der Ge⸗ 
ſetze Bd. LII Heft 3.) 


Die Einführung von Viehverſicherungskreiſen, die min⸗ 
deſtens 300 Stück verſicherungs pflichtigen Viehes umfaſſen 
müſſen, iſt fakultativ. Sobald die Mehrzahl der Rindvieh⸗ 
beſitzer eines Kreiſes ſich für die Verſicherung erklärt hat, 
wird die Gründung einer Kreis⸗Viehverſicherung für alle 
Rindviehbeſitzer eines Kreiſes obligatoriſch. Beſchlüſſe und 
Statuten bedürfen der regierungsrätlichen Genehmigung, der 
se Verſicherungskreis die Eigenſchaft einer Korporation 
erteilt. 

In der Verſicherung inbegriffen ſind die Tiere des 
Rindviehgeſchlechtes im Alter von über ſechs Monaten, ſofern 
fie geſund find. Ausnahmsweiſe find nach Entſcheid des 
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Vorſtandes auch leicht erkrankte oder krankheitsverdächtige 
Tiere zuläſſig. 

Die Kaſſe erhält die nötigen Mittel durch die Beiträge 
der Verſicherten und durch Staatsunterſtützung. 

Die Entſchädigung wird nur gewährt, wenn Vieh durch 
Krankheit oder Unfall, nicht durch Brandſchaden oder Vieh⸗ 
ſeuchen (für dieſe Fälle iſt Entſchädigung durch andere Ge⸗ 
ſetze vorgeſehen) oder zufolge groben Selbſtverſchuldens des 
Beſitzers abgeht, und iſt auch dann nicht höher als 75 bis 
80 Prozent der Schätzungsſumme. 

Hat die Hälfte der Gemeinden des Kantons mit min⸗ 
deſtens der Hälfte des viehverſicherungspflichtigen kantonalen 
Viehſtandes die Kreisverſicherung eingeführt, ſo kann dieſelbe 
durch Beſchluß der geſetzgebenden Behörde (Kantonsrat) für 
den ganzen Kanton verbindlich erklärt werden. 


Teſſin. 


14. Konkordat, betreffend Befreiung von der 
Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für 
die Prozeßkoſten, vom Bundesrat genehmigt am 
5.20. November 1903. (Bundesgeſetze, A. S. N. F 

Bd. XIX S. 787 f.) 


Dieſem im letzten Berichte beſprochenen Konkordate (ſiehe 
dieſe Zeitſchrift Bd. LIV S. 565) iſt am 4. Dezember 1903 
auch der Kanton an beigetreten. (Bundesgeſetze, A. S. 
N. F. Bd. XIX S. 792.) 


Waadt. 


15. Loi sur la vente en détail des boissons 
alcooliques et sur la police des établisse- 
ments publics (Geſetz, betreffend den Kleinverkauf 
alkoholiſcher Getränke und die Wirtſchaftspolizei) vo m 
21. Auguſt 1903. (Recueil des Lois Bd. C S. 182f.) 


Für den Kleinverkauf alkoholiſcher Getränke wie auch 
zum Betriebe von Temperenzwirtſchaften bedarf es eines 
Patents des Juſtizdepartements. Eingehend ſind die Be⸗ 
ſtimmungen, die den Begriff des Kleinverkaufs feſtſtellen. 
Durch ſie foll eine Geſetzesumgehung nach Kräften offenbar 
gemacht werden. Den weiteren Inhalt bilden Vorſchriften 
über die perſönlichen Eigenſchaften der Wirte, ihre Pflichten 

gegenüber den Gäſten und der Behörde. Am Schluſſe fehlen 
die Strafbeſtimmungen nicht. 
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16. Loi sur les affiches-réclames (Geſetz, be 
treffend die Auge für Geſchäftsempfehlungen) vom 
12. November 1903. (Recueil des Lois Bd. C 
S. 237 ff.) 
Das Geſetz verlangt eine Stempelgebühr für ſolche 
Anſchläge. 
Wallis. 


17. Loi sur l'apprentissage (Geſetz über das Lehr⸗ 
lingsweſen) vom 21. November 1903. (Bulletin 
officiel 1904 Nr. 4bis.) 

Das Lehrlingsweſen wird der Oberaufſicht des Staates 
unterſtellt, der die Anwendung des Geſetzes überwacht, über 
hieraus hervorgehende Anſtände entſcheidet, ſowie ſich mit 
der Stellenvermittelung für Lehrlinge befaßt. Den weiteren 
Geſetzesinhalt bilden Vorſchriften zum Schutze des Lehrlings, 
über Form und Inhalt des Lehrvertrages, ſeine Auflöſung, 
ſowie über Lehrlingsprüfungen. 


VI. 
Das nnn... vou Maſſachnſelts, 


The Business Corporation Act. 


Mit Vergleichung des i 
anderer Bundesſtaaten. | 


Von 


Herrn Dr. jur. Charles Heury Huberich, 
ao. Profeſſor der Rechte an der Univerſität von Texas (Auſtin). 


Das am 1. Auguſt 1903 in Kraft getretene Handels⸗ 
aktiengeſellſchaftsgeſetz des Staates Maſſachuſetts, eines der 
bedeutendſten der amerikaniſchen Handelsgeſetze der letzteren 
Jahre, iſt das Ergebnis einer eingehenden Durchforſchung 
der örtlichen Verhältniſſe von Maſſachuſetts und der Geſetz⸗ 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 13 


194 Rechtsauellen. 


gebungen ſämtlicher amerikaniſchen Staaten; es darf als ein 
Muſter der amerikaniſchen Geſetzgebung bezeichnet werden. 

Das Geſetz beſeitigt langbeſtehende Übelſtände der Aktien⸗ 
geſetzgebung Maſſachuſetts. Die vorher beſtehenden Geſetze 
beruhten auf einer Grundlage aus dem Anfang des vorigen 
Jahrhunderts, die für die jetzigen Verhältniſſe vollkommen 
unangemeſſen war. Die Folge war, daß die meiſten Aktien⸗ 
geſellſchaften, deren Zweck der Betrieb von Handelsgewerben 
war, außerhalb des Staates errichtet wurden, um als 
aber, Geſellſchaften in Maſſachuſetts Geſchäfte zu 
uhren 

Bis 1851 bedurfte in Maſſachuſetts jede Aktiengeſellſchaft 
zu ihrer Errichtung eines Sondergeſetzes. Durch Geſetz von 
18512) wurde das erſte Geſetz in Bezug auf die Errich⸗ 
tung von Aktiengeſellſchaften unter allgemeinen Geſetzen, im 
Gegenſatz zu Sondergeſetzen, angenommen. Das Geſetz von 
1851 geſtattete die Errichtung von Aktiengeſellſchaften zum 
Zwecke des Betriebes einer Fabrik, einer Mine oder eines 


Steinbruches. Dieſen Zwecken wurden von Zeit zu Zeit 


andere zugefügt, ſo daß bereits 1874 der allgemeine Grund⸗ 
ſatz geſetzlich feſtſtand, daß Geſellſchaften auf Aktien für alle 
erlaubten Zwecke errichtet und betrieben werden konnten — 
ausgenommen die Zwecke, betreffend die Herſtellung alkoho⸗ 


liſcher Getränke, den Kauf oder Verkauf von Grundeigentum, 


ſowie den Betrieb einer Bank oder eines Verſicherungsgeſchäfts. 
Höchſt⸗ und Mindeſtbetrag des Grundkapitals in den ver⸗ 
ſchiedenen Geſchäften war geſetzlich feſtgeſtellt. Durch Geſetz 
von 18759) wurde es Aktiengeſellſchaften erlaubt, Aktien zu 
verausgaben gegen Sachwerte (ſtatt barem Geld); durch Ge⸗ 
ſetz von 1902 wurde die Ausſtellung von N stocks 
erlaubt). 

Das Geſetz von 1903 wurde entworfen von einer Kom⸗ 
miſſion (Geſetz vom 23. April 1902), deren Mitglieder die 
Herren Hoſea M. Knowlton (der vor Schluß der Be⸗ 


1) Beachtenswert iſt, daß in dem Zeitraum vom 1. Auguſt bis 
1. November 1903 200 Handelsgeſellſchaften mit einem Geſamt⸗ 


kapital von 12 481 100 Doll. errichtet wurden, im Gegenſaß zu 


44 Geſellſchaſten mit einem Geſamtkapital von 1 015 800 Doll. 
im gleichen Zeitraum des Jahres 1902. Vgl. Calkins, The 
Massachusetts Business Corporation Law, in Quarterly 
Journal of Economics, Februar 1904. 

2) Laws of 1851, ch. 133. 

3) Laws of 1875, ch. 177. 

4) Laws of 1902, ch. 441. 
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. ſtarb), Charles G. Waſhburn und Frederic 
Stimſon waren. Der Entwurf in ſeiner endgültigen 
Form wurde von der Kommiſſion im Dezember angenommen 
Hund im folgenden Monat dem Landtage unterbreitet). 
Nach Beratung in beiden Kammern des Landtages 
wurde der Entwurf, mit einigen Anderungen, am 17. Juni 
1903, mit Geſetzeskraft vom 1. Auguſt desſelben Jahres, 
angenommen. * 
| Das vorliegende Geſetz bezieht ſich nur auf Handels⸗ | 
aktiengeſellſchaften (Handelsgewerbegeſellſchaften, business 
corporations) — durchaus abweichend vom deutſchen Recht. 
Keine Anwendung findet das Geſetz auf Geſellſchaften, deren 
Zweck iſt die Führung des Geſchäfts einer Bank, Sparkaſſen⸗ 
bank, Genoſſenſchaftsbank, Kreditgeſellſchaft, Bürgſchafts⸗ oder 
Entſchädigungsgeſellſchaft, Depoſitenbank, Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft, Eiſenbahn oder Straßenbahn, Gas⸗, elektriſches Lichts, 
Heizungs: oder Kraftgeſellſchaft, Kanal-, Aquädukt⸗ oder 
Waſſerleitungsgeſellſchaft, Friedhof⸗ oder Leichenverbrennungs⸗ 
geſellſchaft, auf Geſellſchaften, die befugt ſind, durch Ent⸗ 
eignungsprozeß Land zu erwerben, die das Recht haben, die 
öffentlichen Wege herzuſtellen, oder die in dem Handel von 


Ländereien oder Bauten, oder in der Herſtellung von alko⸗ 


holiſchen Getränken tätig ſind. Iſt jedoch der Zweck der 
Geſellſchaft, ihr Geſchäft gänzlich außerhalb Maſſachuſetts 
zu betreiben, ſo finden 550 zobenerwähnten Einſchränkungen 
keine Anwendung (88 1, | 
Nach Angabe der Runmiſſion iſt das Geſetz von dem 

Grundſatz beherrſcht, daß „wo kein Dolus in der Errich⸗ 
tung oder der Geſchäftsführung vorliegt, eine Handelsaktien⸗ 
geſellſchaft dieſelben Rechte beſitzen ſoll wie eine Privat⸗ 
perſon.“ Es folgt hieraus, daß die Aufgabe des Staates 
mehr auf Überwachung als auf Regelung der Geſellſchaf⸗ 
ten gerichtet iſt. Hierdurch ſchließt ſich das Maſſachuſetts⸗ 

Geſetz der neueren Bewegung in der amerikaniſchen Geſetz⸗ 
gebung an. 


1) Der Bericht erſchien unter dem Titel: „Report of the Committee 
on Corporation Laws, Created by Acts of 1902, Chapter 835“, 
Boston 1903. Derſelbe enthält neben dem Entwurf eine übers 
eh Darſtellung der Aktiengeſellſchaftsgeſetze ſämtlicher Bundes⸗ 

aaten 

2) Die hier als nicht unter dem Geſetz von 1903 ſtehend bezeichneten 
Geſellſchaften können teils unter allgemeinen Geſezen, müſſen ſonſt 
unter Sondergeſetzen e werden. 
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Das Geſetz, welches benannt iſt: „The Business Cor- 
poration Act“, zerfällt in 14 Abteilungen: Allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen, Errichtung, Beamten, Generalverſammlungen, 
Haftpflicht der Aktionäre und Direktoren, Anderungen im 
Geſellſchaftsvertrag, Jahresberichte, Liquidation, ausländiſche 
Geſellſchaften, Steuern, Gebühren, Aufhebung früherer Ge⸗ 
ſetze, und ſchließlich unklaſſifizierte Materien. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Das Geſetz bezieht ſich: 1. auf alle Handelsaktiengeſell⸗ 
ſchaften, die zur Zeit beſtehen oder die in Zukunft errichtet 
werden, vorausgeſetzt daß dieſelben laut ihres Freibriefes 
dem allgemeinen Aktienrecht unterworfen ſind; 2. auf alle 
unter Sondergeſetz (special charter) errichteten Handels⸗ 
geſellſchaften, wo im Sondergeſetz dem Staat das Recht 
vorbehalten iſt, den Freibrief zu ändern!) und 3. auf alle 
zukünftig unter Sondergeſetzen errichteten Geſellſchaften, 
inſofern die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht im Wider⸗ 
ſpruch mit denen des Sondergeſetzes ſtehen. 

Die Rechte einer dieſem Geſetz unterſtellten Geſellſchaft 
find ($ 4): 

1. unbeſchränkte Zeitdauer unter der Firma, es ſei denn 
daß eine beſondere Zeitdauer durch Geſetz für die 
beſagte Geſellſchaft feſtgeſetzt iſt; 

2. Prozeſſe zu führen; 

3. die Kapitalſumme (capital stock) feſtzuſtellen, jedoch 
von nicht geringerem Betrag als 1000 Dollar 
($ 8 Nr. 14); 

4. einen Siegel zu führen ?); 

5. die nötigen Beamten zu wählen, ihr Einkommen 
feſtzuſtellen und ihre Pflichten zu beſtimmen; 


1) Iſt ein ſolches Recht nicht vorbehalten, ſo kann der Freibrief nicht 
ohne Zuſtimmung der Geſellſchaft verändert werden. Das Oberſte 
Bundesgericht hat entſchieden, daß ein Freibrief ein Vertrag 
zwiſchen dem Staat und der Geſellſchaft iſt, und als ſolcher unter 
dem Schutze desjenigen Paragraphen der Bundesverfaſſung ſteht, 
welcher den Staaten verbietet, die Obligation der Verträge zu 
beeinträchtigen. 

2) Nach dem engliſch⸗amerikaniſchen gemeinen Recht kann ſich eine 
Aktiengeſellſchaft bei gewiſſen Rechtsgeſchäften nur durch Gebrauch 
eines Siegels verpflichten. Vgl. Wertheim, Wörterbuch des 
engliſchen Rechts, s. v. „corporation“. 
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6. die nötigen Grundſtücke und bewegliche Habe inner⸗ 
halb oder außerhalb des Staates zu erwerben; 

7. unbeſchränktes Vertragsrecht (to make contracts, 
incur liabilities and borrow money on its credit 
and for its use); 

8. das Recht, ein Geſellſchaftsſtatut feſtzuſetzen und die 
Geſchäftsordnung für die Verwaltung zu beſtimmen; 
9. Liquidation ($ 4 


5 ann zu beachten find die Beſtimmungen 1, 3 
und 7. 

In vierundzwanzig der Bundesſtaaten iſt die Dauer einer 
Aktiengeſellſchaft auf einen gewiſſen Zeitraum (von 20 bis 
100 Jahre)) beſchränkt, gewöhnlich unter Erlaubnis der 
Erneuerung nach Ablauf der geſetzlichen Friſt. 

Indem das Geſetz keinen Höchſtbetrag der Kapitalſumme 
anſetzt, ſchließt es ſich der neueren Richtung der amerikani⸗ 
ſchen Geſetzgebung an. In einem verfehlten Eifer, die 
Organiſation von Truſts zu verhindern, iſt in einigen Staa⸗ 
ten noch ein ſolcher Höchſtbetrag feſtgeſetzt?). In 14 Bundes⸗ 
e auch ein Mindeſtbetrag (500 — 2000 Dollar) be: 

immt 


1) 20 Jahre in Alabama, Colorado, Georgia, Jowa, Montana, 
North Dakota und South Dakota; 25 Jahre in Arizona; 
30 Jahre in Michigan, Minneſota und Virginia 40 Jahre in 
Maryland; 50 Jahre in California, Idaho, 1 Miſſiffippi, 
Miſſouri, Nevada, New Mexico, New York, Waſhington und Weſt 
Virginia; 99 Jahre in Illinois; 100 Jahre in Utah. Report ot 
Committee on Corporation Laws p. 168, 164 Anm. 1. 

Vgl. Lehmann, Das * der Aktiengeſellſchaften (Berlin 
1898, 1903) Bd. II S. 503 ff. 

2) 250 000 Doll. in Milfiffippi 6 Fabriken); 1000 000 
Doll. in Souifiana, Miſſiffippi (Fabriken), New Hampſhire, Penn⸗ 
ſylvania (ausgenommen Minen, Steinbrüche und Fabriken), Ver⸗ 
mont; 2 500 000 Doll. in Michigan (Minen); 5 000 000 Doll. in 
Michigan (Fabriken und Handelsbetriebe), Pennſylvania (Minen, 
Steinbrüche und Fabriken mit Ausnahme von Bier⸗ und Spiri⸗ 
tuoſenmanufaktur); 10 000 000 Doll. in Alabama und Miſſouri; 
das Zwanzigfache des Minimalkapitals in Virginia. Report 
p. 169, 170. 

Vgl. Lehmann a. a. O. Bd. I S. 164. K. 

3) 500 Doll in New York, Vermont, Virginia; 1000 Doll. in 
Maine, Michigan (mit Ausnahme von Handels- und Fabrikgeſell⸗ 
ſchaften), New Hampſhire; 2000 Doll. in Connecticut, Delaware, 
Miſſouri, New Jerſey; 5000 Doll. in Louifiana, Michigan (für 
Handels⸗ und Fabrikgeſellſchaften, ausgenommen Geſellſchaften zur 
Manufaktur von Milchprodukten); 10 000 Doll. in Michigan 
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In a Wahl der Firma iſt die Geſellſchaft inſofern 


beſchränkt, daß aus dem Namen ſelbſt hervorgehen muß, 
daß dieſelbe eine inkorporierte Geſellſchaft iſt. Ferner darf 


die Firma derjenigen einer anderen einheimiſchen oder im 


Staate Geſchäfte betreibenden ausländiſchen Geſellſchaft nicht 


ähnlich!) fein, es ſei denn daß die Geſellſchaft, deren Namen 

gebraucht werden ſoll, eine ſchriftliche Erlaubnis erteilt ($ 5). 
Zu Nr. 7, wonach der Geſellſchaft unbeſchränkte Ver⸗ 
tragsfreiheit eingeräumt iſt, ſei bemerkt: In 22 Bundes⸗ 
ſtaaten beſtehen Beſchränkungen verſchiedener Art in Bezug 
auf den Betrag der Schulden einer Aktiengeſellſchaft. Ein 
Überſchreiten des Höchſtbetrages begründet eine perſönliche 


Haftpflicht ſeitens der zuſtimmenden Direktoren. Gewöhnlich 


iſt das angeſetzte Maximum das feſtgeſetzte Kapital (Nr. 3), 
der Nennbetrag der bereits ausgegebenen Aktien oder die 
Summe des bereits eingezahlten Kapitals?). In einigen 


Staaten iſt das Maximum zwei Drittel der Rapitalifierung ?). 


In einem Staat)) iſt es die Hälfte des Wertes des Eigen⸗ 
tumes der Geſellſchaft. In Waſhington darf die Obligationen⸗ 
ſchuld nicht das Zehnfache des Grundkapitals überſteigen. 


II. Errichtung der Geſellſchaft. = | 


Wo die Errichtung einer Geſellſchaft durch Sondergeſetz 
genehmigt und in demſelben keine Zeit angeſetzt iſt, muß 
die Errichtung innerhalb zwei Jahren erfolgen ($ 6 

Unter dem Geſetz von 1903 können drei und mehr 
Perſonen durch ſchriftlichen Vertrag ſich vereinigen, eine Ge⸗ 
ſellſchaft zu gründen um un: ein geſetzmäßiges Geſchäft 
zu betreiben 0 ($ 7). 


(Minen), Minneſota; 20 000 Doll. in Texas (en gros- Handels 
a er p. 167, 168. 
Lehmann a. a. O. Bd. I S. 164. K. 
1) Fa Us so similar thereto as to be liable to be mistaken 
or it. 
2) Go in Alabama, California, Illinois, Kanſas, Miffiſfippi, Miſ⸗ 


ſouri, Nevada, New Mexico, North Dakota, Ohio, Oklahoma, 


Rhode Island, South Dakota, Tenneſſe, Texas und Wyoming. 
Report p. 165, 166. 
Vgl. 5 a. a. O. Bd. II S. 486. K. 
3) In Arizona, Jowa und Vermont. Report a. a. O. 
4) In New Hampihire. Report a. a. O. 
5) Bal. oben S. 195. — In einigen Staaten find die beſonderen 


ee welche eine Aktiengeſellſchaft zu betreiben befugt iſt, 
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Der Geſellſchaftsvertrag (agreement of association) ) 

muß folgendes enthalten: 

. das Übereinkommen, eine engen zu gründen; 

. die Firma; 

den Sitz der Geſellfchaft; 

den Gegenſtand des Unternehmens; 

die Kapitalſumme, den Nennbetrag der Aktien (wel⸗ 
cher jedoch nicht weniger als 5 Dollar für jede Aktie 
betragen darf), die Zahl der Aktien, etwaige Be⸗ 
dingungen der Übertragung der Aktien. Wo zwei 
oder mehr Klaſſen der Aktionäre beſtehen, muß der 

„Vertrag die Rechte der verſchiedenen Aktienklaſſen 
feſtſtellen; 

6. etwaige Beſtimmungen betreffs der Führung der 
Geſellſchaft, ihre Liquidation, Befugniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft, der Direktoren oder Aktionäre; 

7. den Namen der Perſonen, durch welche die erſte 
B der Geſellſchafter einberufen werden 
oll; | 

. 8. den Namen und Wohnort der Gründer (incorpo- 
raters) und die Zahl der durch jeden von ihnen 
genommenen Aktien ($ 8). 


Die Annahme eines Statuts?) und die Wahl der 
Beamten und Direktoren erfolgt in der erſten Sitzung der 
Gründer ($$ 9, 10). Die Direktoren ſollen ſodann die Er: 
richtung zum Abſchluß bringen durch Annahme und Unter⸗ 
zeichnung des Geſellſchaftsſtatuts (articles of organisation), 
welches folgendes enthalten muß: 

1. eine genaue Abſchrift des Geſellſchaftsvertrags; 

2. den Tag der erſten Generalverſammlung; 

3. den Nennbetrag der bereits genommenen Aktien 
mit Angabe der Zahl, die in barem Geld bezahlt, 
ſowie derjenigen, die in Geld durch Ratenzahlungen 
oder in Land, Waren, Leiſtungen u. ſ. w. bezahlt 
werden ſollen; 

4. den Namen, Wohnſitz und Adreſſe (post office 
address) der Beamten und Direktoren. 


= © D hi 


im Einzelnen aufgeführt. So in Indiana, Kanſas, Marpland, 
Montana, New Mexico, N Tenneſſee, Texas und Wyoming. 
Report p. 157 — 162. 

1) Vgl. unten S. 205 Anm. 5. 

2) Vgl. unten S. 205 Anm. 5. — - Bal. Lehmann a. a. O. Bd. 1 

S. 313, Bd. II S. 7. K. 
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Die unterzeichneten Direktoren ſind gegenüber jedem 
Aktionär verantwortlich für allen Schaden, der dem letzteren 
erwächſt durch irgendwelche falſche Angaben im Organiſations⸗ 
ſtatut, vorausgeſetzt, daß ſolche Angaben unter Wiſſen ihrer 
Unwahrheit eingefügt wurden ($ 11) ). 

Das Organiſationsſtatut und das Protokoll der erſten 
Generalverſammlung müſſen dem Aktiengeſellſchaftskommiſſär 
(Commissioner of Corporations) ?) unterbreitet werden. Sind 
dieſelben durch dieſen genehmigt, ſo muß das Statut im 
Bureau des Staatsſekretärs amtlich eingetragen werden. Das 
Beſtehen der Geſellſchaft beginnt mit dem Tage der Ein⸗ 
tragung ($ 12). 

Die Statuten der Geſellſchaft können Vorſchriften ent- 
halten über Einberufung und Leitung der Verſammlungen der 
Aktionäre, die Wahl, Befugniſſe, Pflichten und die Amts⸗ 
dauer der Beamten und Direktoren, die Ernennung eines 
Executive commitee (the expediency of providing for an 
executive commitee?) the number of members thereof, 
and the duties which may be delegated to it), über Ande⸗ 
rung der Statuten ($ 13). 

Aktien können ausgegeben werden gegen Zahlung in 
barem Geld, gegen Teilzahlungen, gegen Sacheinlagen und 
gegen Dienſtleiſtungen, aber unter keinen Umſtänden ohne 
Entgelt ($ 14). 


III. Beamte und Direktoren. 


Jede Geſellſchaft muß einen erften Vorſitzenden, min⸗ 
deſtens drei Direktoren, einen Kaſſenführer und einen Schrift⸗ 
führer haben. Weitere Beamte können dem Statut gemäß 
beſtellt werden ($ 17). 


1) Es iſt zu beklagen, daß der Wortlaut des Entwurfes nicht ange⸗ 
nommen wurde. Nach dieſem ſollten die Direktoren für Schaden⸗ 
erſatz haften auf Grund von Angaben, die tatſächlich falſch find 
und deren Falſchheit aus vorliegenden Tatſachen hervorgehen ſollte 
(any statement therein which is false and which they have 
reasonable cause to believe to be false). 

2) Der Aktiengeſellſchaftskommiſſär (commissioner of corporations) 
iſt ein Staatsbeamter. Seine Amtapflicht, was dieſes 0 an⸗ 
betrifft, beſteht in der Prüfung und Genehmigung des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts und in der Prüfung der Jahresberichte. 

3) Pal. unten $ 19. Oſterreichiſches Aktienregulativ vom 20. Sep⸗ 
„ 36, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX 


Fa. - 
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Die Direktoren, Kaſſenführer, der Schriftführer und 
die weiteren Beamten, für welche dies das Statut beſtimmt, 
werden von den Aktionären jährlich gewählt. 

Der Vorſitzende iſt jährlich durch die Direktoren aus 
ihrer Mitte zu wählen. Die Direktoren müſſen, ſofern das 
Statut nicht ein anderes beſtimmt, Aktionäre ſein. Von 
dem Kaſſenführer kann dem Statut gemäß Kaution verlangt 
werden. Der Schriftführer muß ſeinen Wohnſitz im Staate 
haben, iſt zu vereidigen, und muß alle Abſtimmungen (votes) 
der Geſellſchaft in ein hierfür beſtimmtes Buch eintragen. 

Jede Geſellſchaft iſt befugt, im Organiſationsſtatut aus 
der Geſamtheit der Direktoren einzelne Ausſchüſſe zu bilden 
und die Amtsdauer der verſchiedenen Ausſchüſſe feſtzuſetzen. 
Keiner der Direktoren darf auf kürzere Zeit als ein Jahr, 
noch auf längere Zeit als fünf Jahre erwählt werden. 

An jedem Jahresſchluß muß die Amtsdauer mindeſtens 
einer Abteilung aufhören. Sofern das Geſetz nicht anders 
beſtimmt, iſt die Amtsdauer aller Beamten ein Jahr bezw. 
bis ein Nachfolger gewählt iſt. Abgeſehen von den oben 
bezeichneten Beamten erfolgt ihre Wahl nach Beſtimmung 
der Statuten, in Ermangelung ſolcher Beſtimmung bezüglich 
der Beſetzung der erledigten Stellen (vacances) durch die 
Direktoren (board of directors) ($ 18). 

Die Direktoren üben alle Befugniſſe der Geſellſchaft 
aus, ausgenommen diejenigen, die durch Rechtsſatz oder die 
Statuten der Geſellſchaft den Aktionären übertragen ſind. 
Durch Statut kann die Ernennung eines Ausführungsaus⸗ 
ſchuſſes beſtimmt werden; die Ernennung erfolgt durch die 
Direktoren. Solchem Ausſchuß kann die Führung der laufen⸗ 
den und gewöhnlichen Geſchäfte übertragen werden. Durch 
Statut können ihre Befugniſſe erweitert werden (§ 19) ). 


1) The board of directors may exereise all of the powers of 
the corporation, except such as are conferred by law, or by 
the by-laws of the corporation, upon the stock-holders. A 
corporation may, by its by-laws, provide for an executive 
committee to be elected from and by its board of directors. 
To such committee may be delegated the management of 
the current and ordinary business of the corporation, and 
such other duties as the by-laws may prescribe. 5 
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IV. Generalverſammlungen. 


Mindeſtens eine Generalverſammlung der Aktionäre 
muß jährlich gehalten werden und alle ſolche Verſammlungen 
müſſen innerhalb des Staates ſtattfinden ($ 20) ). 

Auf ſchriftliches Verlangen von mindeſtens drei Aktio⸗ 
nären, die mindeſtens ein Zehntel des Geſamtkapitals be⸗ 
ſitzen, müſſen außerordentliche?) Verſammlungen einberufen 
werden ($ 22). 

Der Gegenſtand der Beratung muß vorher bekannt 

gemacht ſein ). 
Stimmenabgabe kann erfolgen entweder perſönlich oder 
durch Bevollmächtigte und gibt jede Aktie eine Stimme, 
ausgenommen wenn auf die Aktie eine fällige Ratenzahlung 
unbezahlt iſt ($ 24) ). Die Geſellſchaft en kann kein 
Stimmrecht auf eigene Aktien ausüben (§ 23 

Sitzungen des Direktoriums können ſowohl N | 
des Staates als im Staat ftattfinden ($ 25). a 


V. Aktien. 


Jeder Aktionär iſt berechtigt zu einer Aktienurkunde 
(certificate of stock) auf ſeinen Aktienbeſitz (§ 26). Zur 
Übertragung des Eigentums an ſolchen Aktien gegenüber 
allen Perſonen mit Ausnahme der Geſellſchaft ſelbſt, genügt 
die ſchriftliche Überweifung derſelben. Die Geſellſchaft iſt 
jedoch berechtigt, denjenigen als Eigentümer zu betrachten, 
60 280 ſolcher in dem Aktienregiſter eingetragen ſteht 


1) Handelsgeſetzbuch $ 260 Abſ. 2. Lehmann a. a. O. Bd. II 
2) Handelsgeſetzbuch 8 254. Lehmann a. a. O. Bd. II S. 278 ff. 


3) Handelsgeſetzbuch 8 256. 
4) Handelsgeſetzbuch § 252. main a. a. O. Bd. II S. 12 ff. 


5) $ 28. The delivery of a eertificate of stock by the person 
named as the stockholder in such certificate or by a person 
entrusted by him with its possession for any purpose to a 
bona fide purchaser or pledgee for value, with a written 
transfer thereof, or with a written of attorney to sell, assign 
or transfer the same, signed by the person named as the 

Stockholder in such certificate, shall be a sufficient delivery 
to transfer title as against all persons; but no such transfer 
shall affect the right of the corporation to pay any dividend 
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Der Geſellſchaftsvertrag, eine beglaubigte Abſchrift des 
Geſellſchaftsſtatuts nebſt deſſen Abänderungen und die Pro⸗ 
tokolle der Generalverſammlungen müſſen im Hauptbureau 
der Aktiengeſellſchaft innerhalb des Staates zur Einſicht 
ſeitens der Aktionäre offen liegen. Das Aktienbuch (stock 
and transfer books) muß gleichfalls in einem Geſchäfts⸗ 
630 h. Geſellſchaft zur Einſicht der Aktionäre offen liegen 

Die Direktoren ſind ermächtigt, falls das Statut eine 
bezügliche Beſtimmung nicht enthält, die Bedingungen feſt⸗ 
zuſtellen, unter welchen neue Aktienurkunden ausgeſtellt wer⸗ 
den können an Stelle von verlorenen Urkunden. Die Ge⸗ 
ſellſchaft iſt gegen etwaigen Schaden durch Beſtellung einer 
Kaution bis in Höhe des doppelten Wertes der verlorenen 
Urkunde zu ſichern ($ 31). 

Alle fünf Jahre muß die Geſellſchaft eine Liſte der in 
den vorhergehenden zwei bis fünf Jahren fälligen und noch 
unbezahlten Dividenden in einer in der Grafſchaft, in der 
die Geſellſchaft ihren Sitz hat, herausgegebenen Zeitung ſo⸗ 
wohl als in einer in Boſton erſcheinenden Zeitung veröffent⸗ 
lichen ($ 32). 


VI. Haftpflicht der Aktionäre und Direktoren. 


Die Aktionäre ſind perſönlich nur bis zum Betrag des 
noch unbezahlten Teils ihrer Aktien verpflichtet. 

Sofern in geſetzwidriger Weiſe eine Rückzahlung des 
Grundkapitals ſtattgefunden hat, iſt die perſönliche Haftung 
beſchränkt auf den hierbei ausgezahlten Betrag. 

Die Haftung des Aktionärs erſtreckt ſich auf die Lohn⸗ 
forderungen der Angeſtellten für die Zeit von ſechs Monaten 
vor dem gegen die Geſellſchaft erhobenen Anſpruch (§ 33). 

In allen Fällen, wo Aktien in geſetzwidriger Weiſe aus⸗ 
gegeben wurden, oder wo in den amtlichen Berichten wiſſent⸗ 
lich falſche Angaben gemacht wurden, ſind der Vorſitzende, 
der Kaſſenführer und die Direktoren perſönlich verantwort⸗ 


due upon the stock, or to treat the holder of record as the 
holder in fact, until it has been recorded upon the books 
of the corporation, or until a new certificate has been issued 
to the person to whom it has been so transferred, 

1) Verweigerte Vorlegung macht den si Le Beamten bezw. die 
Geſellſchaft dem Aktionär gegenüber für den ihm entſtandenen 
wirklichen Schaden (an actual damages) r K. 
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lich für alle die während ihrer Amtsführung eingegangenen 
Schulden der Geſellſchaft ($ 34.) 

Die Direktoren ſind überdies haftbar für die Schulden 

der Geſellſchaft in Fällen !) 

I. wo durch die Zahlung einer Dividende die Geſell⸗ 
ſchaft bankrott oder zahlungsunfähig wird. 

II. wo einem Aktionär oder einem Direktor von der 
Geſellſchaft eine Summe Geldes geliehen iſt. In 
beiden Fällen iſt jedoch die Haftpflicht beſchränkt 
auf die Summe der Dividende oder des Darlehns, 
und ferner ſind nur diejenigen Direktoren verant⸗ 
wortlich, die ihre Zuſtimmung zu der Dividenden⸗ 
erklärung oder dem Darlehn gegeben haben ($ 35) ). 


Dieſen Beſtimmungen über die Haftpflicht ſeien die 
in anderen Bundesſtaaten gegenübergeſtellt. In zwanzig der 
Bundesſtaaten iſt die Haftpflicht beſchränkt auf den unbe⸗ 
zahlten Teil der Aktien ). In einem Staate find Aktien⸗ 
inhaber, die ihre Aktien nicht bezahlt haben, perſönlich haft⸗ 
bar für alle Schulden der Geſellſchaft“); in zwei anderen 
iſt in ſolchen Fällen die Haftpflicht auf den Nennbetrag der 
Aktien beſchränkt ), in drei Bundesſtaaten auf die Summe 
des Nennbetrags und des unbezahlten Teils der Aktien , 
in einem Staate auf eine Summe, welche im Verhältnis 
ihrer Aktien zu dem Geſamtkapital 'der Geſellſchaft ftebt . 
In ſieben Staaten ſind die Geſellſchafter verantwortlich für 
Lohnzahlungen an Angeſtellte ). 

Wo eine Herabſetzung des Grundkapitals ſtattgefunden 
hat und dadurch die Aktiva der Geſellſchaft verringert wurde, 


1) Vgl. Lehmann a. a. O. Bd. II S. 271. K. 

2) Der Entwurf beſtimmte, daß die Direktoren überdies, um ſolcher 
Haftflicht zu entgehen, ihre Nichtzuſtimmung in dem Protokoll 
einzutragen hatten. 

3) So in Alabama, Arizona, Colorado, Diſtrict of Columbia, 
Georgia, Illinois, Kentucky, Louifiana, Maryland, Miſſouri, 
Montana, Oklahoma, Oregon, South Carolina, South Dakota, 
u Utah, Virginia, Waſhington und Wyoming. Report 

6. 

4) In New Hampſhire. Ebenda p. 188. 

5) In Indiana und Rhode land. Ebenda p. 188. 

6) In Kanſas, Minneſota und Ohio. Ebenda p. 188, 189. 

7) In California. Ebenda p. 188, 189. 

8) In Indiana. Michigana, New Hort, North Dakota, Pennſylvania, 
Tenneſſee und Wisconfin. Ebenda p. 189, 190. 

Bal. Lehmann a. a. O. Bd. I S. 223 ff. K. 


— 
— —— 
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ſind ähnlich abweichende Beſtimmungen in den verſchiedenen 
Staaten zu finden. In einigen iſt die Verantwortlichkeit für 
Schulden der Geſellſchaft eine unbeſchränkte !), in anderen 
ſind die Geſellſchafter perſönlich verpflichtet als Geſamt⸗ 
ſchuldner bis zum Betrag des zurückgezahlten Teils des 
Grundkapitals ), in noch anderen iſt die Haftpflicht be⸗ 
ſchränkt auf die Summe, die der betreffende Aktionär ſelbſt 
erhalten hat). 


VII. Anderungen im Geſellſchaftsvertrag. 


In einer zu dieſem Zweck einberufenen Generalverſamm⸗ 
lung kann die Geſellſchaft durch eine Stimmenmehrheit ſämt⸗ 
licher Aktien“), oder wo verſchiedene Arten von Aktien vor⸗ 
handen ſind, durch eine Mehrheit der Stimmen in jeder 
Aktienart, folgendes beſchließen: 

1. eine Erhöhung oder Minderung des Grundkapitals; 

2. eine Anderung des Sitzes der Geſellſchaft; 

3. eine Anderung im Nennbetrag der Aktien; 

4. in Liquidation zu treten. 

Unter Zuſtimmung zwei Drittel aller Aktien, bezw. der 
Aktien jeder Art, kann folgendes beſchloſſen werden: 

1. Anderung der Firma; 
2. Anderung des Gegenſtandes des Unternehmens; 
3. Anderung in der Art der Aktien oder in deren 
Rechte; 
4. Verkauf, Verpachtung oder Eintauſch des Eigen⸗ 
tums der Geſellſchaft; 
5. Anderung des Geſellſchaftsvertrags oder des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts (§ 40) ). 


1) In Connecticut, Indiana, Pennſylvania und Rhode Island. 
Report p. 190, 191. 

2) In Miſſiſſippi, Weſt Virginia und Wisconſin. Ebenda p. 191. 

3) In Arkanſas, Delaware, Maine, Michigan, Minnefota, New 
9 A New Jerſey, North Carolina und Vermont. Ebenda 
p. 191, ; 

4) Sämtliche Aktien innerhalb einer Art find von gleichem Nenn⸗ 
wert. Die Stimmabgabe erfolgt nach Anzahl der Aktien. 

5) Wie bereits oben feſtzuſtellen verſucht iſt (S. 199), iſt der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag (agreement of association) der Vertrag zwiſchen den 
Gründern der Geſellſchaft, dieſelbe ins Leben zu rufen. Das Or⸗ 
ganiſationsſtatut (articles of organisation) iſt durch die Direktoren 
in ihrer erſten Sitzung aufzuſtellen und wird ſodann dem com- 
missioner of corporations übermittelt zwecks Prüfung und Ges 
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Falls Verkauf oder Vertauſchung des Geſellſchaſtseigen⸗ 
tums oder eine Anderung des Unternehmens beſchloſſen 
wurde, kann jeder Aktionär, der gegen folchen Antrag ge⸗ 


| ſtimmt hat, verlangen, daß die Geſellſchaft ihm ſeine Aktien 


abkaufe. Die Vergütung wird beſtimmt durch ein Schieds⸗ 


amt, beſtehend aus einer Perſon, die von dem Aktionär 
genannt wird, einer, die von der Geſellſchaft erwählt und 
einer dritten, die durch die beiden erſten beſtimmt wird 


(8 44). 
VIII. Jahresberichte. 


Ein jährlicher Bericht über den Stand der Geſellſchaft, 
gezeichnet und beſchworen durch den erſten Vorſitzenden, den 
Schatzmeiſter und mindeſtens eine Mehrzahl der Direktoren 
muß innerhalb 30 Tagen, berechnet vom Tage der jährlichen 
Verſammlung der Aktionäre, erfolgen. Derſelbe muß fol⸗ 
gendes enthalten: 

Firma der Geſellſchaft; 
Sitz der Geſellſchaft; 


lung der Aktionäre; 

Den Betrag des Grundkapitals, den Betrag der 
verausgabten Aktien und die Summe der darauf 
bezahlten Gelder, die Aktienarten, falls ſolche be⸗ 
ſtehen, und den Nennbetrag der einzelnen Aktie und 
deren Zahl; 

5. Den Namen und Wohnort der Direktoren und Be⸗ 

amten der Geſellſchaft und ihre Amtszeit; | 

6. Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft am Ende des 

verfloſſenen Geſchäftsjahres ($ 45), und ee im 

weſentlichen in folgender Form: 


Aktiva. 


Grundeigentum 
Maſchinerie 
Warenbeſtand 

Geld⸗ und Forderungsreät 
Patentrechte 


He 80 


nehmigung. Erfolgt letztere, fo werden die Dokumente dem Staats⸗ 

ſekretär geſchickt zur amtlichen Eintragung und der Ausſtellung 
des certificate of incorporation. — Lehmann a. a. O. Bd. I 
S. 308 ff., Bd. II S. 7 ff. K. 


. Tagesangabe der letzten ordentlichen Jahresverſamm⸗ 
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Schutzmarken (trade marks). 

Kundſchaft (good will) 

Gewinn bezw. Verluſt 
Geſamtbetrag 


Paſſiva. 

Kapitalſumme e 

Schulden 

Konſolidierte Schulden (funded in- 
debtednees ) 

Unkonſolidierte Schuden (acting in- 
debtednees) . 

Überſchüſſe (surplus) . 

Gewinn bezw. Verluſt 

Geſamtbetrag 


Dieſer Bericht muß dem Aktiengeſellſchaftskommiſſär 
vorgelegt werden ), dieſer hat ihn zu prüfen und wenn er 
findet, daß er den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entſpricht, 
feine Genehmigung auf demſelben zu vermerken; ſodann iſt 
er im Amtsraum des Staatsſekretärs abzugeben zwecks Auf⸗ 
bewahrung und öffentlicher Einſicht ($ 46). Hat die Geſell⸗ 
ſchaft ein Grundkapital von 100 000 Dollar oder mehr, ſo 
muß dem Jahresbericht eine eidlich beglaubigte Angabe der 
Richtigkeit, ausgeſtellt von einem Rechnungsreviſor (auditor), 
beigefügt werden. Solcher Rechnungsreviſor iſt zu ernennen 
durch einen in der Jahresverſammlung der Aktionäre er⸗ 
wählten Ausſchuß von drei Aktionären, die nicht zugleich 
Direktoren ſind (es ſei denn, daß ſolche drei Aktionäre nicht 
vorhanden ſind, in welchem Falle der Reviſor durch die 
Direktoren zu ernennen iſt) ($ 47). 

Zwecks Beſteuerung der Geſellſchaft bedingt das Geſetz 
ferner die Einreichung eines jährlichen Berichtes an den 
Staatsabgabenkommiſſär (tax commissioner), worin folgen: 
des Bun if: 

„Das feſtgeſetzte Grundkapital, den Nennbetrag der | 
verausgabten Aktien und die Summe der darauf 
geleiſteten Einzahlungen, die Aktienarten, falls ſolche 
beſtehen, den Nennwert der einzelnen Aktien und 
die Zahl ſolcher, den Marktpreis der Aktien, bezw. 
jeder Art der Aktien; 

2. eine Angabe des der ee gehörigen Grund⸗ 


1) Vgl. oben S. 200 Anm. 2. 
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eigentums, Waren, Maſchinerien und andere Aktiva, 
gleichviel ob innerhalb oder außerhalb des Staates 
Maſſachuſetts; 

3. ein Verzeichnis der Aktionäre mit Angabe ihres 
Wohnorts und die Zahl der jedem gehörigen Aktien. 
Sind die Aktien verpfändet, ſo muß der Name des 
Pfandſchuldners ſowohl als des Pfandgläubigers 
angegeben werden ($ 48). 


IX. Liquidation. 


Die Liquidation einer Aktiengeſellſchaft kann gerichtlich 
verordnet werden auf Geſuch der Mehrzahl ſämtlicher Aktio⸗ 
näre ($ 51), oder im Fall der Zahlungsunfähigkeit der Ge: 
ſellſchaft ($ 53). 

Für Liquidationszwecke beftebt eine Aktiengeſellſchaft noch 
drei Jahre nach ihrer geſetzlichen Auflöſung (§ 52). 


X. Ausländiſche Geſellſchaften ). 


Ausländiſche Geſellſchaften können innerhalb des Staates 
nur ſolche Geſchäfte betreiben, die auch einheimiſchen Geſell⸗ 
ſchaften offen ſtehen (§ 57). Alle ſolche Geſellſchaften, die 
innerhalb des Staates Maſſachuſetts ein Geſchäftslokal haben, 
oder die in dem Bau von Gebäuden, Brücken oder Eiſen⸗ 
bahnen betätigt ſind, müſſen den Aktiengeſellſchaftskommiſſär 
(oben S. 200 Anm. 2) bevollmächtigen für die Geſellſchaft 
Prozeßanzeigen anzunehmen (§ 58). Dieſelben müſſen ferner 
eine von dem beſagten Kommiſſär beglaubigte Abſchrift ihres 
Freibriefs (certificate of incorporation) und ihrer Statuten 
ſowohl als ein Zertifikat, worin folgendes angegeben ſein 
muß, hinterlegen: 
die Firma; 
den Sitz der Geſellſchaft; 
die Namen und die Aufenthaltsangabe der ſtändigen 
Beamten und Direktoren; 

den Tag der Generalverſammlung zum Zweck der 
Wahl von Beamten; 

das Grundkapital, die Zahl und den Nennbetrag 
der Aktien, die Summe des auf die Aktien ein⸗ 


OT = > D m 


1) Dies umfaßt auch die in einem anderen Bundesſtaate angeſeſſenen 
Geſellſchaften. 
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bezahlten Kapitals und, wo Zahlungen auf Aktien 
in Sachwerten und Dienſtleiſtungen gemacht ſind, 
die begründenden Tatſachen. 

Für falſche Angaben in ſolchen Zertifikaten ſtehen die 
Beamten der Geſellſchaft unter derſelben Haftpflicht wie die 
Beamten einheimiſcher Geſellſchaften (§ 60). | 

Ausländiſchen Geſellſchaften ift erlaubt, innerhalb des 
Staates Grundeigentum zu erwerben, inſofern dieſes für 
Geſchäftszweck nötig iſt (§ 63). Ohne beſondere geſetzliche 
Erlaubnis kann keine ausländiſche Geſellſchaft Schuldſcheine 
(Hypotheken, Aktien u. ſ. w.) ausſtellen, wo ſolche Scheine 
auf Grund der Kontrolle über einheimiſche Geſellſchaften 
verausgabt werden ($ 64). 

In Bezug auf Berichte über den Stand der Geſell⸗ 
ſchaft ſind ausländiſche denſelben Beſtimmungen unterſtellt 
wie einheimiſche Aktiengeſellſchaften ($ 66). 


XI.—XIV. Steuern. — Gebühren. — Aufhebung 
älterer Geſetze. — Unweſentliche Beſtimmungen. 


Die folgenden Paragraphen des Geſetzes beziehen ſich 
auf Beſteuerung von Geſellſchaften, die bei Errichtung oder 
bei anderen amtlichen Eintragungen zu zahlenden Gebühren), 
die durch dieſes Geſetz aufgehobenen älteren Geſetze und 
einige unweſentliche Beſtimmungen über beſondere Geſell⸗ 
ſchaften und deren Rechte). 


1) Bei Eintragung des Organiſationsſtatuts beim Staatsſekretär ſo⸗ 
wohl als bei Eintragung daſelbſt von etwaigen Anderungen in 
ſolchem Statut, und bei Einhändigung der Jahresberichte find ge⸗ 
wiſſe Gebühren zu entrichten. 

2) Die Geſetzesparagraphen beziehen ſich auf gewiſſe Fiſchereigewerbe, 
die zum Ankauf von Grundeigentum auch der Genehmigung der 
ſtädtiſchen Behörden bedürfen ($ 92); auf Genoſſenſchaften (co- 
operative associations) in Bezug auf Gewinnverteilung, Be⸗ 
ſchränkung des Anteiles der Aktionäre und auf die Stimmabgabe 
der Aktionäre ($ 93); in letzter Reihe auf die Befugnis von Ges 
ſellſchaften, die Fabriken betreiben, durch Mehrheitsbeſchlüſſe ihrer 
Aktionäre eine Summe von nicht mehr als 5000 Doll. einmalig 
oder 500 Doll. jährlich zur Einrichtung und Erhaltung von Frei⸗ 
betten in Hoſpitälern zum Gebrauch für ihre Angeſtellten auszu⸗ 
werfen ($ 94). 
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Rechtsſprüche. 


J. 


Entſcheidungen des Reihsgerichts, des Kammergerichts 

Berlin I. Jivil⸗Jenat, des oberſten Landesgerichts München 

und des Preußiſchen 0 in Handels⸗ 
en. 


Zuſammengeſtellt und bearbeitet 
von | 


Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßmer in Berlin. 


(Fortſetzung aus Bd. LI S. 217 ff., Bd. LIII S. 174 ff., Bd. LIV 
S. 260 ff. und Bd. LV S. 281 ff.) 


1. Handelsmakler des alten Rechts, Kursmakler als Kauf⸗ 
leute handelsregiſterpflichtig. 
Beſchluß des Oberlandesgerichts Dresden Ferien⸗Senat 


vom 28. Auguſt 1903. — Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte auf dem Gebiete des Zivilrechts Bd. VIII S. 245. 


Die auf Grund des Börſengeſetzes beſtellten 
Kursmakler ſind Kaufleute und deshalb ver⸗ 
pflichtet, ihre Firma behufs Eintragung in das 
Handelsregiſter anzumelden). 

HGB. § 1 Ziff. 7, $$ 17, 93 ff. Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 
58 29 ff., § 34. 


Die Handelsmakler des alten Rechts ) waren aller: 
dings amtlich beſtellte Vermittler für Handelsgeſchäfte und 


1) übereinſtimmend Beſchluß des Kammergerichts I. Zivilſenat vom 
3. Januar 1898. Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bd. XVII S. 6 ff. 

2) Kammergerichtsrat Keyß ner „Zur Frage über die amtlich be⸗ 
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das Geſetz ſprach ihrer Vermittlungstätigkeit ausdrücklich die 
Natur eines Handelsgeſchäfts ab (HGB. Art. 66, 272 Ziff. 4). 
Mit dieſer Einrichtung hat jedoch bereits das Börſengeſetz 
aufgeräumt. Die Beamtenſtellung der Makler hatte im 
Börſenverkehr zu erheblichen Unzuträglichkeiten geführt; man 
fand es undurchführbar, ſie bezüglich ihrer geſamten Tätig⸗ 
keit dem Dienſteide zu unterwerfen, dergeſtalt, daß ſie auch 
bei Abwickelung der gewöhnlichſten Vermittelungsgeſchäfte 
nach Befinden mit ihrem Eid in Konflikt gerieten, und ſo 
beſchloß man denn nach dem Vorſchlage der Börſenenquete⸗ 
kommiſſion, das Inſtitut überhaupt zu beſeitigen. Das jetzt 
geltende Handelsgeſetzbuch iſt dieſer Entwickelung gefolgt, 
indem es den beamteten Handelsmaklern die Anerkennung 
verſagt und in den $$ 93 ff. nur noch das Rechtsverhältnis 
der Privathandelsmakler ordnet. 

Aus den Gründen: 

Dee In einer vereinzelten Beziehung iſt den Kurs⸗ 
maklern vom Börſengeſetz allerdings die Ausübung einer 
öffentlichen Funktion übertragen. Sie haben bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Börſenpreiſes von Waren und Wertpapieren 
mitzuwirken. Auf die gewiſſenhafte Erfüllung dieſer Pflicht 
werden ſie vor Antritt ihrer Stellung beeidigt, und es ſind 
auch, um die Feſtſetzung eines der wirklichen Geſchäftslage des 
Börſenverkehrs entſprechenden Kurſes zu erreichen (Börſen⸗ 
geſetz § 29 Ziff. 3) eine Reihe von Beſchränkungen, die bis⸗ 
her dem amtlichen Handelsmakler in der Geſchäftsführung 
auferlegt waren, auf den Kursmakler übertragen worden; 
alle dieſe Beſtimmungen zielen aber nur darauf ab, die 
Unparteilichkeit und Unbefangenheit des Kursmaklers bei der 
Mitwirkung zur Feſtſetzung des Börſenkurſes zu ſichern. Dar⸗ 
über hinaus haben ſie weiter keine Bedeutung. Sie bezwecken 
natürlich nicht, damit zugleich der geſamten übrigen Tätigkeit 
des Maklers ein amtliches Gepräge aufzudrücken. Gerade 
hierin liegt das Unterſcheidende gegen die Stellung des 
Handelsmaklers des bisherigen Rechts. Während dieſer aus⸗ 
ſchließlich Beamter war und die in den Rahmen ſolcher Be⸗ 
ſtellung fallende Vermittelung von Handelsgeſchäften unter 
Amtspflicht betrieb, beſchränkt ſich die Amtspflicht des Kurs⸗ 
maklers auf einen einzigen Punkt. Er hat am Schluß der 


ſtellten Makler“, Oſterreichiſches Zentralblatt für die juriſtiſche 
Praxis, Jahrgang 1884, S. 705 ff. und die daſelbſt in Anm. 1 
aufgeführte Literatur. 


212 Rechtsſprüche. 


Börſe wahrheitsgetreu, nach Befinden unter Berufung auf 
ſeinen Eid (Börſenordnung für Berlin § 29), dem Börſen⸗ 
vorſtand über die bei ſeiner Vermittelungstätigkeit an der 
Börſe beobachteten Preisbewegungen Auskunft zu geben und 
dadurch an ſeinem Teile an einer möglichſt zuverläſſigen 
Feſtſetzung des Börſenpreiſes mitzuwirken. Hiervon abgeſehen 
iſt er in ſeinem geſchäftlichen Tun und Laſſen frei; das 
Amt, zu dem ihn das Börſengeſetz beruft, ergreift nicht auch 
zugleich den Vermittelungsverkehr, den er in den Börſen⸗ 
ſtunden und außerhalb der Börſenzeit unterhält. Die Ver⸗ 
mittelung von Börſengeſchäften in den an der Börſe ge⸗ 
handelten Waren und Wertpapieren bildet zwar eine not⸗ 
wendige Vorausſetzung ſeiner Beſtellung als Kursmakler, und 
nur ſo lange, als er ſolche Vermittelungsgeſchäfte betreibt, 
kann er überhaupt Kursmakler ſein (Börſengeſetz § 30 Satz 2), 
aber ſie bildet keineswegs einen Teil ſeines amtlichen 
Berufs. 

Das beſtreiten die Beſchwerdeführer auch an ſich nicht; 
ſie wenden nur ein: in ihrer Stellung laſſe ſich die private 
Tätigkeit von der amtlichen nicht ſondern, beide ſeien viel⸗ 
mehr miteinander untrennbar verbunden; die amtliche Funk⸗ 
tion erſcheine ſogar als überwiegende; ſie durchdringe die 
geſamte rechtliche Individualität des Kursmaklers und ſchließe 
eben deshalb die Kaufmannseigenſchaft aus. Allein der 
Schwerpunkt der Tätigkeit des Kursmaklers liegt immer in 
der Vermittelung von Börſengeſchäften. Sie bildet die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage ſeiner Exiſtenz, aus ihr allein bezieht 
er ſein geſchäftliches Einkommen. Für ſeine Mitwirkung 
bei der Feſtſtellung des amtlichen Börſenpreiſes erhält er 
kein Entgelt. Die Ausübung ſeiner wirtſchaftlichen Tätigkeit 
als Kursmakler enthält aber unverkennbar alle rechtlichen 
Merkmale des Gewerbebetriebes. Sein Gewerbe unterſcheidet 
ſich inſoweit in nichts von dem des privaten Handelsmaklers 
der §§ 93 ff. HGB., nur daß feine Ausübung vom Geſetz 
an gewiſſe Beſchränkungen geknüpft iſt. Das reicht indes 
nicht aus, ihm ſeinen gewerblichen Charakter zu benehmen. 

Zum Begriff des Gewerbebetriebs gehört keineswegs, daß 
ſeine Ausübung jedem, der ſich ihm widmen will, unbeſchränkt 
offen ſtehe, wie die Gewerbeordnung $ 36 ſogar zuläßt, ein⸗ 
zelne Klaſſen von Gewerbetreibenden auf die Beobachtung 
der beſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und öffentlich an⸗ 
ur ohne daß dieſe darum aufhörten, Gewerbetreibende 
zu ſein. 
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Wenn das Geſetz den mit der Vermittelung von Börſen⸗ 
geſchäften betrauten Handelsmakler wegen ſeiner auf dieſem 
Gebiete erlangten Kenntniſſe für beſonders geeignet hält, 
bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſenkurſes als Sach⸗ 
verſtändiger mitzuwirken, und wenn es ihn deshalb zu dieſem 
beſonderen Zwecke — aber auch nur hierzu — dem Börſen⸗ 
vorſtande als amtliche „Hilfsperſon“ (Börſengeſetz $ 30 Satz 1) 
beigeordnet, ſo kann dieſe Gehilfentätigkeit im unbeſoldeten 
Nebenamte doch nicht dazu führen, den privaten Charakter 
jener auf Erzielung von Erwerb als Einnahmequelle gerich⸗ 
teten Haupttätigkeit an der Börſe zu beeinfluſſen. Das kann 
hier ſo wenig der Fall ſein, wie es beiſpielsweiſe bei dem 
zum Handelsrichter ernannten Kaufmann der Fall iſt, der 
im Nebenberufe ebenfalls eine öffentlichrechtliche Aufgabe zu 
erfüllen hat, dem man aber um deswillen in ſeinem Haupt⸗ 
berufe gewiß nicht die Kaufmannseigenſchaft wird abſprechen 
wollen. Die beiden Berufstätigkeiten gehen aber trotz mancher 
gemeinſchaftlicher Berührungspunkte nebeneinander her, ohne 
ineinander aufzugehen. Da die eine von ihnen, noch dazu 
diejenige, der allein der Kursmakler ſein geſchäftliches Ein⸗ 
kommen verdankt, unzweifelhaft handelsgewerblicher Natur 
iſt, ſo liegt inſoweit kein Grund vor, ſie anders zu behan⸗ 
deln, als die der Handelsmakler des § 93. Der Kursmakler 
iſt nicht etwa ein Gegenſtück zum Handelsmakler, ſondern 
nur eine Abart desſelben 

Auch die Denkſchrift zum Handelsgeſetzbuch (ſiehe S. 251) 
geht davon aus, daß die zur Mitwirkung bei der amtlichen 
Feſtſetzung des Börſenpreiſes berufenen Kursmakler „nur in 
Anſehung der Kursfeſtſtellung eine öffentliche Funktion zu 
verſehen haben, hinſichtlich ihrer Vermittelungstätigkeit da⸗ 
gegen keine andere Stellung als die übrigen Handelsmakler 
einnehmen und ebenſo wie dieſe als Kaufleute gelten“. 

In demſelben Sinne hatte auch bereits das Kammer⸗ 
gericht entſchieden. 
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2. Vereinigung zur Auſchaffung und zur Aufteilung von 
Grundſtücken, Verpflichtung zur Aumeldung einer Firma; 
Handelsgeſellſchaft. Gewerbemäßigkeit. 
Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Senat vom 20. Juni 


1904. — Rechtſprechung der Oberlandesgerichte auf dem 
Gebiete des Zivilrechts Bd. IX Nr. 39 S. 238 ff. 


a) Die Vereinigung zur Anſchaffung von 
Grundftüden!) zum Zweck der Aufteilung der: 
ſelben geſtaltet ſich zur Gewerbemäßigkeit), ſo⸗ 
fern der Wille von vornherein auf den Abſchluß 
einer ganzen Reihe von Geſchäften gerichtet iſt 
mit der Abſicht, aus der Tätigkeit eine dauernde 
Einnahmequelle ſich zu verſchaffen. 

Daß der Gewinn aus dem Gewerbebetriebe 
die einzige oder auch nur die hauptſächliche Ein⸗ 
nahmequelle iſt, wird nicht erfordert. 

b) Sofern die ſachlichen Vorausſetzungen 
des § 2 des Handelsgeſetzbuches vorliegen, ſind 
die Geſellſchafter zur Anmeldung der Geſell⸗ 
ſchaft zum Handelsregiſter verpflichtet). 

c) Mit der Eintragung in das Handelsregiſter 
wird eine ſolche Geſellſchaft, je nachdem die 
Haftung bei keinem Geſellſchafter beſchränkt iſt 
oder ein Teil der Geſellſchafter beſchränkt haftet, 
zur offenen Handelsgeſellſchaft oder zur Kom⸗ 
manditgeſellſchaft. 

Die Unterwerfung unter die Grundſätze des 
Handelsgeſellſchaftsrechts iſt von dem Willen 
der Geſellſchafter unabhängig. 

HGB. 8 2. 


K., der im Handelsregiſter als Inhaber der Firma K. 
eingetragen ſteht und gewerbemäßig den Handel mit Grund⸗ 
ſtücken betreibt, hat ſich zum Ankauf zweier Grundſtücke von 
38 ha mit S. vereinigt. Beide erſtanden die Grundſtücke 
als Miteigentümer zu gleichen Teilen. Nach dem zwiſchen 
ihnen geſchloſſenen Vertrage hatte jedoch K. vier Zehntel, S. 


1) Bal. dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 304. 

2) Betreffend den gewerbemäßigen Grundſtückshandel vgl. den Beſchluß 
des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 9. November 1903 in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LV S. 304, vgl. Bd. LIV S. 597. 

3) Vgl. Anm. 2. 


— +. — — — — 
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ſechs Zehntel zum Kaufpreiſe von 250 000 Mark beigetragen 
und ſollten ſie auch nach dieſem Verhältnis am Gewinn und 
Verluſt teilnehmen. Demnächſt hat ſich K. zum Ankauf eines 
Ritterguts von 206 ha mit S. vereinigt. Ein Kaufmann 
W. war für den Geſchäftsnachweis mit 25 Prozent Beteili⸗ 
gung zugezogen, während K. und S. mit je 37½ Prozent 
beteiligt waren. K. und S. wurden als Erwerber im Grund⸗ 
buch eingetragen. Das Gut iſt für 470000 Mark angekauft 
und bis auf einen Beſtand von 4 ha veräußert; die Ver⸗ 
äußerungen ſind durch Auflaſſung noch nicht vollzogen. K. 
und S. ſind zur II. Klaſſe der Gewerbeſteuer veranlagt. 
Die zur Verwaltung und Veräußerung des Bauſtellengeländes 
erforderlichen Geſchäfte ſind allein von K., der für ſeinen 
eigenen Geſchäftsbetrieb ein Bureau unterhält, mit Hilfe 
ſeiner Angeſtellten vollzogen. S. erhält nur von Zeit zu 
Zeit Nachricht über den Stand der Verhältniſſe und wirkt 
nur mit bei dem Abſchluß der Veräußerungsverträge und 
bei den erforderlichen Grundbuchgeſchäften. 

Das Kammergericht erörtert die Frage, ob zwiſchen K. 
und S. ein unter $ 2 des Handelsgeſetzbuchs fallender Ge: 
ſchäftsbetrieb vorliege, woraus dann die Verpflichtung zur 
Firmenanmeldung folgt. Das Kammergericht hat dies, die 
erſte und zweite Inſtanz abändernd, bejaht mit folgender 
Begründung: 

„Für die Eintragungspflicht von K. und S. kann, da 
eines der im § 1 des HGB. aufgeführten Handelsgeſchäfte 
nicht vorliegt, nur § 2 a. a. O. in Frage kommen. Dieſe 
Vorſchrift bezieht ſich auch auf den Fall, daß mehrere Per⸗ 
ſonen ſich auf Grund eines Geſellſchaftsverhältniſſes ver⸗ 
einigen (Denkſchrift S. 12), auf die juriſtiſche Form dieſes 
Geſellſchaftsverhältniſſes kommt es nicht an (Staub, Kom⸗ 
mentar zum HGB. Anm. 4 zu § 2). Mit der Eintragung 
in das Handelsregiſter wird eine ſolche Geſellſchaft entweder 
zur offenen Handelsgeſellſchaft oder zur Kommanditgeſellſchaft, 
je nachdem die Haftung bei keinem Geſellſchafter beſchränkt 
iſt oder ein Teil der Geſellſchafter beſchränkt haftet; von 
dem Belieben der Geſellſchafter ſoll die Unterwerfung unter 
die Grundſätze des Handelsgeſellſchaftsrechtes nicht abhängig 
ſein, denn die Geſellſchafter ſind zur Anmeldung der Geſell⸗ 
ſchaft verpflichtet, ſofern die ſachlichen Vorausſetzungen des 
$ 2 vorliegen (Denkſchrift S. 12). Die Anlegung von 
Kapital in Grundſtücken in Spekulationsabſicht und die dem⸗ 
nächſtige Veräußerung an ſich braucht noch nicht den Begriff 
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des Gewerbes zu erfüllen; es gehört dazu die Entwickelung 
einer gewiſſen Tätigkeit, ohne welche ein Gewerbe überhaupt 
nicht vorhanden iſt. Eine ſolche Tätigkeit liegt aber in der 
Herbeiſührung von Verkaufsgelegenheiten, in der Parzellierung 
und Aufſchließung der Grundſtücke, in der Anlegung von 
Straßen u. ſ. w. (Entſch. des Oberverwaltungsgerichts in 
Steuerſachen Bd. III S. 289, IV S. 418, V S. 433, VI 
S. 452 und 389). Zum Begriffe der Gewerbemäßigkeit ge⸗ 
hört ferner, daß der Wille von vornherein auf den Abſchluß 
einer ganzen Reihe von Geſchäften, welche ein zuſammen⸗ 
hängendes Ganzes bilden, alſo einheitlich auf einen ganzen 
Komplex von im Willen verbundenen Geſchäften gerichtet 
iſt (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 464 Nr. 7). Wenn 
die Vorinſtanzen das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen 
verneinen, vielmehr betonen, daß es ſich nur um zwei Ge⸗ 
legenheitsgeſchäfte und deren Abwickelung, aber nicht um 
eine Vereinigung zu dem allgemeinen Zwecke gemeinſchaft⸗ 
lichen Handels mit Grundſtücken handle, ſo wird dabei über⸗ 
ſehen, daß zwar die Anſchaffung der Grundſtücke durch zwei 
Geſchäfte erfolgt iſt, daß aber der Schwerpunkt der Ver⸗ 
einigung in der für die Weiterveräußerung zu entwickelnden 
Tätigkeit liegt und daher einen ganzen Komplex der durch 
den einheitlichen Geſchäftswillen verbundenen Geſchäfte um⸗ 
faßt. Da die Geſellſchafter ſich ſchon, bevor die Weiter⸗ 
veräußerung der zuerſt erworbenen Grundſtücke beendet war, 
zu einem neuen Spekulationskauf verbunden haben, und da 
ihre Tätigkeit ſich mit Rückſicht auf die Größe des aufzu⸗ 
ſchließenden Geländes auf eine ganze Reihe von Jahren 
erſtreckt hat und noch erſtrecken wird, ſo kann auch daran, 
daß die Beteiligten dieſe Tätigkeit zu einer dauernden Er⸗ 
werbsquelle machen wollten, füglich nicht gezweifelt werden. 
Ausgeſchloſſen wird aber eine ſolche Abſicht nicht durch den 
Umſtand, daß nach einer Reihe von Jahren der Zweck er⸗ 
reicht wird und damit das Gewerbe beendet werden kann, 
wie andererſeits auch nicht erfordert wird, daß der Gewinn 
aus dem Gewerbebetriebe die einzige oder auch nur haupt⸗ 
ſächlichſte uns if (Lehmann⸗Ring, Kommentar 
zum HGB. $ 1 Anm. 8). Muß auch ſchließlich der Wille, 
ein Gewerbe zu betreiben, ſich nach außen hin dem Publi⸗ 
kum kund tun (Juriſt. Wochenſchr. 1894 S. 19, Goldmann, 
Kommentar zum HGB. S. 3, Lehmann⸗ Ring a. a. D. 
zu $ 1 Anm. 7), fo ift dieſem Erfordernis vorliegend bereits 
durch das Auftreten der beiden Geſellſchafter bei den Ber: 
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äußerungsgeſchäften und durch ihre Anmeldung zur Gewerbe⸗ 
ſteuer genügt. Daß bei dem letzten Kaufvertrage ein Dritter 
als Mitbeteiligter aufgeführt iſt, ſteht der Annahme nicht 
entgegen, daß beide Grundſtücksverkäufe für die in K. und S. 
gebildete Vereinigung erfolgt ſind, denn die Angaben der 
letzteren und ihre tatſächliche Eintragung im Grundbuche 
laſſen keinen Zweifel darüber, daß der Dritte nicht Geſell⸗ 
ſchafter werden, ſondern nur in der gewählten Form für die 
a der Verkaufsgelegenheit ſeine Vergütung erhalten 
ollte. 


3. Eintragung von Pfandleihern in das Handelsregiſter. 


Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Senat vom 29. Fe⸗ 

bruar 1904 (I Y. 124. 04.) — Jahrbuch der Entſcheidungen 

des Kammergerichtes in Sachen der freiwilligen Ge⸗ 

richtsbarkeit, in Koſten⸗, Stempel⸗ und Strafſachen, 

herausgegeben von Reinhold Johow, Geheimer Oberjuſtizrat, und 

Viktor Ring, eee ns XXVII (N. F. Bd. VIII) 
A 201. 


* 1) Der 8 2 des Handelsgeſetzbuchs findet 
auch auf konzeſſionierte Pfandleiher Anwendung. 


HGB. $ 2. Reichsgewerbeordnung $ 38. Einf. Geſ. zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Art. 94. 


4. Ziegeleibetrieb mit vornehmlicher Verwendung angeſchafften 
Tous kein landwirtſchaftliches Nebengewerbe ). 
Beſchluß des Kammergerichts Berlin I. Ziv. Senat vom 


22. Februar 1904. — Jahr buch der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. XXVII (N. F. Bd. VIII) S. A 206. 


* Ein mit dem Betriebe der Land wirtſchaft 
verbundenes Unternehmen zur Gewinnung und 
Verwertung der natürlichen Bodenſchätze kann 
nur dann ein Nebengewerbe des landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebs darſtellen, wenn die anorgani⸗ 
ſchen Bodenbeſtandteile in der Hauptſache aus 


1) Die mit einem Stern bezeichneten Faſſungen find aus dem Jahr 
buch der Entſcheidungen des Kammergerichts wörtlich übernommen. 

2) Vgl. Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 3. Juni 1901 
u 175 10. Februar 1902 in dieſer Zeitſchrift Bd. LIU S. 175 
un ; | 
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Grundſtücken herrühren, die dem Unternehmer 
vornehmlich zu landwirtſchaftlichen Zwecken, der 
Erzeugung pflanzlicher oder tieriſcher Rohſtoffe, 
dienen, nicht dagegen, wenn überwiegend Mate⸗ 
rial verarbeitet wird, das der Unternehmer ge⸗ 
kauft oder durch Pachtung nicht land wirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke erworben hat. 
HGB. $ 3. 


5. Eintragung von Handwerkern in das Handelsregiſter ). 


I. Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 9. November 

1903. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 

in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit Bd. XXVII (N. F. 
Bd. VIII) S. A 60 ff. 


*Perſonen, deren gewerbliches Unternehmen 
nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher 
Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, 
find nicht Handwerker im Sinne des $ 4 des 
Handelsgeſetzbuches ). 

HGB. 8 4. 


B., der ſich als Fleiſchermeiſter und Inhaber einer 
Fabrik feiner Fleiſch⸗ und Wurſtwaren bezeichnet, betreibt 
ſein Gewerbe in der Weiſe, daß er Vieh einkauft, es ſchlachtet 
und das jo gewonnene Fleiſch teils ohne beſondere Bearbeitung 
oder Verarbeitung, teils nach einer ſolchen als Wurſt ver⸗ 


1) Die unter I. mitgeteilte Entſcheidung vom 9. November 1903 
dürfte bei der Entſcheidung zu II. vom 11. Dezember 1903 dem 
oberſten Landesgericht München noch nicht bekannt geweſen ſein, 
ſonſt würde dieſe gemäß § 28 des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit wohl dem Reichsgerichte vorgelegt worden ſein 
(Dorner, Kommentar zu dieſem Geſetz S. 167). Der Begründung 
des Kammergerichts dürfte der Vorzug zu geben ſein, denn die 
Beſtimmung des § 2 HGB. iſt herrſchend und leidet nur im Falle 
des landwirtſchaftlichen Nebengewerbes eine Ausnahme. (Beſchluß 
des Kammergerichts I. Ziv. Senat vom 3. Juni 1901, in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LIII S. 175.) 

Verſchiedenheiten mit Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Spruchſachen fallen nicht unter $ 28 Fr. G. G.; vgl. dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LIV S. 286. Anderer Anfiht Dorner a. a. O. 
S. 166; Jaſtrow, Kommentar zum Fr. G.G. zu § 28 Anm. 3 
ohne Begründung. 

2) Vgl. Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 3. November 
1908 in dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 220, Bd. LIII S. 177. 
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kauft. Das Handelsregiſtergericht gab ihm die Anmeldung 
einer Firma auf und verwarf ſeinen Einſpruch, weil ſein 
Gewerbebetrieb bei einem Umſatze von 60 000 bis 70 000 Mark 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgehe. Seine 
ſofortige Beſchwerde wurde zurückgewieſen, weil er dieſen 
Umſatz erziele und ſeinen Betrieb als Fabrik bezeichne, er 
daher kein bloßer Handwerker, ſondern Kaufmann ſei und 
einen Großbetrieb habe. 

Seiner weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben aus folgen⸗ 
den Gründen: | 

Der Beſchwerdeführer ift unzweifelhaft nach $ 1 Abſ. 2 
Nr. 1 HGB. Kaufmann, da ſein Gewerbebetrieb die An⸗ 
ſchaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen, 
nämlich den Ankauf von Vieh und die Weiterveräußerung 
in bearbeitetem und verarbeitetem Zuſtand, als Fleiſch und 
Wurſt, zum Gegenſtande hat. Das Fleiſcher⸗ (Schlächter⸗) 
Gewerbe gehört jedoch ſeinem allgemeinen Charakter nach 
dem Handwerk an, da ſowohl das Schlachten des Viehes 
und das Zerlegen der Tierkadaver zum Zwecke des Fleiſch⸗ 
verkaufs als auch die Zubereitung von Wurſt im allgemeinen 
eine handwerksmäßige Tätigkeit darſtellen (vgl. Kammer⸗ 
gericht, Jahrbuch Bd. IX S. 11, Bd. XXI S. A 68 und 
Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts 1902 
S. 28; Reichsgericht, Entſch. in Strafſ. Bd. XXXI S. 178). 

Auf Handwerker finden aber die Vorſchriften über die 
Firmen auch dann keine Anwendung, wenn ihr Gewerbe⸗ 
betrieb über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht. 
Der Relativſatz in $ 4 Abſ. 1 HGB.: „deren Gewerbebetrieb 
nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht“ be⸗ 
zieht ſich auf das Wort „Perſonen“, nicht auf das Wort 
„Handwerker“, das anderenfalls überflüſſig wäre. Den 


Handwerkern ſollte eine Sonderſtellung eingeräumt werden 


(Denkſchrift zu $ 4 und Kommiſſionsbericht zu § 4 Abſ. 1 
Entwurf HGB., Heymannſche Ausgabe S. 8, 211, ſowie 
Rede des Abg. Baſſermann in der Reichstagsſitzung am 
10. Februar 1897, daſelbſt S. 185). 

Ihre Eintragungspflicht kann nur dann in Frage 
kommen, wenn ihr gewerbliches Unternehmen nach Art und 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erfordert. Beim Vorliegen dieſer Vorausſetzung 
ſind ſie aber auch eintragungspflichtig, wie das Kammer⸗ 
gericht wiederholt anerkannt hat (dieſe Zeitſchrift Bd. LI 
S. 223). Unter den in § 4 HGB. bezeichneten Klaſſen von 
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Gewerbetreibenden, und zwar unter den Handwerkern ebenſo 
wie unter den Perſonen, deren Gewerbebetrieb nicht über 
den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, ſind beſtimmte 
Arten der in $ 1 HGB., nicht der in § 2 daſelbſt auf⸗ 
geführten Gattungen von Kaufleuten zu verſtehen. Der In⸗ 
haber eines gewerblichen Unternehmens, das nach Art und 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erfordert, iſt weder Kleingewerbetreibender noch 
Handwerker im Sinne des § 4 HGB. 

Nach Art. 10 des alten HGB. finden die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzbuchs über die Firmen, die Handelsbücher und 
die Prokura u. a. auf „Perſonen, deren Gewerbe nicht über 
den Umfang des Handwerksbetriebs hinausgeht“, keine An⸗ 
wendung. Demgemäß wurden als Minderkaufleute nicht alle 
Gewerbetreibenden, deren Gewerbe ſeinem allgemeinen Cha⸗ 
rakter nach dem Handwerke zuzurechnen war, ſondern nur 
ſolche angeſehen, deren Gewerbebetrieb die innere Natur des 
Handwerkes bewahrt hatte. Ob dies der Fall war, wurde 
von dem Umfang und der Art des Betriebes abhängig ge⸗ 
macht. War der Betrieb ſeiner Erheblichkeit wegen fabrik⸗ 
mäßig eingerichtet oder hatte die handwerksmäßige Seite des 
Betriebes neben der kaufmänniſchen Tätigkeit nur neben⸗ 
ſächliche Bedeutung, ſo galt der Inhaber als Vollkaufmann 
(Reichsgericht, Entſch. in Strafſ. Bd. I S. 381, Bd. XXI 
S. 209, Bd. XXIV S. 356, Bd. XXV S. 4, Bb. XXXI 
S. 178, Rſpr. Bd. V S. 488; Kammergericht, Jahrbuch 
Bd. IX S. 16). 

Dieſer Rechtszuſtand iſt durch das neue HGB. im all⸗ 
gemeinen aufrechterhalten worden. Wenn dieſes in $ 1 
Nr. 2 und 9, in Übereinſtimmung mit Art. 272 Nr. 1 und 
5 des alten HGB., als Handelsgewerbe jeden Gewerbebetrieb 
bezeichnet, der die Übernahme der Bearbeitung oder Ver⸗ 
arbeitung von Waren für andere oder die Geſchäfte der 
Druckereien zum Gegenſtande hat, ſofern der Betrieb über 
den Umfang des Handwerkes hinausgeht, ſo muß entſprechen⸗ 
des für die in $ 1 Nr. 1 aufgeführten Gewerbe gelten. Sit 
der Gewerbebetrieb, der die Anſchaffung und Weiterveräuße⸗ 
rung von beweglichen Sachen zum Gegenſtande hat, nur ein 
handwerkßmäßiger, ſo iſt der Inhaber allerdings nicht, wie 
die Unternehmer der ſich aus $ 1 Nr. 2 und 9 ergebenden 
Handwerksbetriebe, der Anwendung der handelsrechtlichen 
Normen gänzlich entzogen; dieſe ſind vielmehr mit einzelnen 
Ausnahmen ($$ 4, 351) auf ihn anwendbar, fo daß er 
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zwar nicht Vollkaufmann, wohl aber Minderkaufmann iſt. 
Geht jedoch ſein Betrieb über den Umfang des Handwerkes 
hinaus, ſo muß er ebenſo Vollkaufmann ſein, wie die in 
$ 1 Nr. 2 und 9 bezeichneten Gewerbetreibenden. 

Dieſe Auffaſſung wird durch die e 
des neuen HGB. beſtätigt. Die Denkſchrift (zu § 4 a. a. O 
S. 8) beſagt: „Dem Handwerkerſtande muß die durch ſeine 
Betriebsweiſe bedingte Sonderſtellung, wie bisher, gewahrt 
bleiben“. Ebenſo iſt bei der Beratung im Reichstage (Reden 
der Abg. v. Buchka und Baſſermann in den Sitzungen 
am 9., 10. Februar und 5. April 1897, a. a. O. S. 174, 
185, 322) und in der Reichstagskommiſſion (Bericht zu $ 1 
und § 4 Abſ. 1, a. a. O. S. 207, 208, 211) wiederholt 
ohne Widerſpruch ausgeführt worden, daß das neue Geſetz 
den Handwerkern ihre bisherige Ausnahmeſtellung, im weſent⸗ 
lichen unverändert, belaſſen wolle. Nirgends iſt, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, dem Gedanken Ausdruck gegeben worden, daß § 4 
HGB. unter Handwerkern etwas anderes verſtehe, als was 
in Art. 10 des alten HGB. unter den „Perſonen, deren 
Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerksbetriebs hin⸗ 
ausgeht“, verſtanden worden ſei. 

Iſt dies aber der Fall, jo muß unbedenklich $ 4 HGB. 
nicht bloß inſoweit, als er von Perſonen ſpricht, deren Ge⸗ 
werbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
e (Reichsgericht, Entſch. in Strafſ. Bd. XXXIV 
S. 103, Bd. XXXV S. 289, Jur. Wochenſchrift 1903 S. 140 
Nr. 27, ©. 227 Nr. 28; Kammergericht, Jahrbuch Bd. XXII 
S. A 278), ſondern auch inſoweit, als er ſich auf die Hand⸗ 
werker bezieht, mit $ 2 HGB. in Zuſammenhang gebracht 
werden. Auch dem früheren Rechte entſpricht es, wie dar⸗ 
gelegt, Perſonen, deren gewerbliches Unternehmen nach Art 
und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordert, nicht als Minderkaufleute, ſondern 
als Vollkaufleute zu betrachten, wenn ſie Handelsgeſchäfte 
gewerbsmäßig betreiben. Nach dem jetzigen Rechte ſind 
ſolche Perſonen weder Kleingewerbetreibende noch Handwerker 
im Sinne des $ 4 HGB., ſondern Vollkaufleute und zwar, 
wegen der neuen Vorſchrift des $ 2 HGB., ohne Rückſicht 
darauf, ob fie ein Handelsgewerbe im Sinne des $ 1 HGB. 
oder ein gewerbliches Unternehmen anderer Art betreiben 
(vgl. Reichsgericht, Entſch. in Strafſ. Bd. XXXIV ©. 102). 

Die Anmeldepflicht des Beſchwerdeführers iſt alſo zwar 
nicht ohne weiteres zu verneinen; ſie hängt aber nicht bloß 
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von dem Umfange, ſondern auch von der Art ab, in der 
ſein Gewerbeunternehmen betrieben wird. Für den Umfang 
iſt der Jahresumſatz zwar von Bedeutung, aber nicht allein 
entſcheidend; Geſchäftsumfang iſt, wie in der Reichstags⸗ 
kommiſſion (Bericht zu § 4 Abſ. 4 HGB., a. a. O. S. 211) 
betont worden iſt, der weitere Begriff, bei dem alle die ver⸗ 
ſchiedenen Momente wie Anlagekapital, Umſatz, Ertrag u. ſ. w. 
berückſichtigt werden können und müſſen (vgl. die angeführten 
Entſch.). Der Umſtand, daß der Beſchwerdeführer ſein ge⸗ 
werbliches Unternehmen Fabrik nennt, ſtellt kein Tatbeſtands⸗ 
merkmal, ſondern höchſtens ein Beweismoment dar und wird 
dadurch aufgewogen, daß er ſich ſelbſt als Fleiſchermeiſter 
bezeichnet. 

Wenn alſo die Regiſterpflichtigkeit des Beſchwerdeführers 
vom Amtsgericht ausſchließlich auf die Höhe des Jahres⸗ 
umſatzes und vom Landgericht außerdem nur noch auf den 
Namen, den der Beſchwerdeführer ſeinem Betriebe beigelegt 
hat, geſtützt wird, ſo beruhen die Vorentſcheidungen auf 
Geſetzes verletzung, was zu ihrer Aufhebung führen muß. 
Für die Beantwortung der Frage, ob ein gewerbliches Unter⸗ 
nehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, kommt außer dem 
Umſatze, der ſich nach der Höhe der Ausgaben für An⸗ 
ſchaffungen und Löhne und der Einnahmen beſtimmt, nament⸗ 
lich in Betracht: der Ertrag des Gewerbebetriebs, das darin 
verwendete Anlage⸗ und Betriebskapital, die Gewerbeſteuer, 
die einen Anhalt für die Bemeſſung dieſer beiden Faktoren 
bietet (Gew. St. G. vom 24. Juni 1891 88 6—9, 14, 15), 
die Größe, Beſchaffenheit und Einrichtung der dem Betriebe 
dienenden Räumlichkeiten, die Art und Beſchaffenheit der 
gewerblichen Hilfsmittel, Werkzeuge und Maſchinen, die Zahl 
und Qualität der im Betriebe beſchäftigten Perſonen, die 
Art ihres Zuſammenwirkens, insbeſondere der Grad der 
ſtattfindenden Arbeitsteilung und die perſönliche Arbeits⸗ 
leiſtung des Unternehmers, die Zahl der Lieferanten und 
der Kunden, die mehr oder minder verwickelte Geſtaltung 
der geſchäftlichen Beziehungen zu ihnen und zu den An⸗ 
geſtellten, ſowie der Umfang, in dem Kredit gegeben und in 
Anſpruch genommen wird und Wechſelverkehr ſtattfindet. 
Dieſe Verhältniſſe müſſen gemäß § 12 Reichs⸗Frw. G. G. von 
Amts wegen aufgeklärt werden. 
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II. Beſchluß des oberſten Landesgerichts München vom 

11. Dezember 1903. — Entſcheidungen in Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund buchrechts, 
zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamt Bd. IV S. 102. 


Handwerker haben eine Firma in das Han⸗ 
delsregiſter auch dann nicht eintragen zu laſſen, 
wenn der Handelsbetrieb von bedeutendem Um⸗ 
fang iſt. 

HGB. 88 2, 4. 


Das Amtsgericht forderte den Schreinermeiſter Z. im 
Ordnungsſtrafverfahren zur Anmeldung einer Firma auf. 
Z. erhob Einſpruch, den er näher damit begründete, daß er 
das Gewerbe nur handwerksmäßig betreibe. Hierbei machte 
er geltend, daß er die von ihm während der Feſtſpiele in 
B. angenommenen 50 bis 60 Perſonen der Theaterverwal⸗ 
tung zu geſtellen habe. Das Amtsgericht verwarf den Ein⸗ 
ſpruch bei Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe, weil das Gewerbe 
bei einem Jahresumſatze von 100 000 Mark und einem in 
den Feſtſpieljahren ſich auf durchſchnittlich 10000 Mark be⸗ 
rechnenden Jahresertrag einen ſolchen Umfang habe, daß es 
eine kaufmänniſche Einrichtung erfordere, handwerksmäßiger 
Betrieb aber nur vorliege, wenn dieſe Einrichtung wegen 
Geringfügigkeit des Betriebs entbehrlich ſei. Das Land⸗ 
gericht wies die ſofortige Beſchwerde des Z. zurück, mit der 
Ausführung, daß der Betrieb nach ſeiner ganzen Natur ſo⸗ 
wohl wegen des Umfanges als auch wegen der Art eine 
kaufmänniſche Einrichtung bedinge. 

Der ſofortigen weiteren Beſchwerde des Z. iſt ſtatt⸗ 
gegeben aus folgenden Gründen: 


Die Ausführungen des Beſchwerdegerichts laſſen er⸗ 
kennen, daß es ebenſo wie das Regiſtergericht von einer un⸗ 
richtigen Auslegung des $ 4 Abſ. 1 HGB. ausgegangen it. 
Ihre Grundlage bildet die von Staub, HGB. 6/7. Aufl. 
Bd. I S. 71 Anm. 3, S. 74 Anm. 8 dargelegte Anſicht, daß 
das weſentliche Begriffsmerkmal des Handwerkes ebenſo wie 
das des Kleingewerbes darin liege, daß der Geſchäftsbetrieb 
von ſo geringem Umfang iſt, daß er kaufmänniſche Einrich⸗ 
tung nicht erfordert. Dieſe Anſicht findet in dem Wortlaute 
des Geſetzes keine Stütze und verkennt die Rückſicht, die das 
Geſetz auf die beſonderen Verhältniſſe des Handwerkerſtandes 
genommen hat. Der $ 4 Abſ. 1 HGB. ſchließt die Anwen⸗ 
dung der Vorſchriften über die Firmen auf „Handwerker“ 
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und auf ſolche Perſonen aus, „deren Gewerbebetrieb nicht 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht“; er trifft 
für die Handwerker dieſelbe Beſtimmung wie für die Klein⸗ 
gewerbetreibenden, aber er macht ſeine Beſtimmung in An⸗ 
ſehung der Handwerker nicht davon abhängig, da ihr Ge⸗ 
werbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hin⸗ 
ausgeht. Das Geſetz will, wie in der Denkſchrift zum Entw. 
HGB. und im Kommiſſionsberichte zum $ 4 geſagt iſt (Hahn, 
Mat. Bd. VII S. 201, 539), dem Handwerkerſtande „die 
durch ſeine Betriebsverhältniſſe bedingte bisherige Sonder⸗ 
ſtellung“ wahren, es will die Unternehmer handwerksmäßiger 
Betriebe, die nach ihrer Berufsbildung im allgemeinen nicht 
befähigt ſind, an dem Handelsverkehr in ſeinem vollen Um⸗ 
fange teilzunehmen und die damit verbundenen Pflichten, 
insbeſondere die Verpflichtung zu kaufmänniſcher Buchführung 
($ 38 HGB.), zu erfüllen, bei der hergebrachten Betriebsart 
belaſſen und befreit ſie deshalb ſchlechthin von der Anmel⸗ 
dungspflicht. Die Befreiung geht bei dem Handwerke, zu 
deſſen Gewerbebetrieb eine auf Herſtellung von Gütern ge⸗ 
richtete Arbeitsleiſtung gehört, weiter als bei dem rein kauf⸗ 
männiſchen, lediglich in der Anſchaffung und Weiterveräuße⸗ 
rung von Waren beſtehenden Unternehmen. Dieſes iſt den 
Vorſchriften des Handelsrechts im vollen Umfang unter⸗ 
worfen, ſobald es über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht, der Unternehmer eines handwerksmäßigen Be⸗ 
triebs wird aber der Befreiung von den auf das Handwerk 
nicht anwendbaren Vorſchriften nicht deswegen verluſtig, weil 
ſein Unternehmen einen größeren Umfang erlangt, bei dem 
eine kaufmänniſche Einrichtung ſich als vorteilhaft erweiſen 
würde; die für das Handwerk nicht paſſenden Vorſchriften 
bleiben, wie im Kommiſſionsbericht ausdrücklich hervorgehoben 
iſt, auch dann ausgeſchloſſen, wenn das Handwerk „im 
großen“ betrieben wird. (Neue Sammlung von Entſcheid. 
des Oberſten Landesgerichts in Zivilſachen Bd. IV Nr. 12 
S. 63; Lehmann⸗Ring, HGB. $ 4 Anm. 3 Bd. I S. 39; 
Makower, HGB. § 4 Anm. 1, 3 Bd. I S. 17, 19). 
Der Umſtand, daß ein gewerbliches Unternehmen einen 
beträchtlichen Umfang hat, ſchließt daher die Möglichkeit 
nicht aus, daß es ein handwerksmäßiges Unternehmen iſt, 
ein großer Handwerksbetrieb kann denſelben Umfang haben 
wie ein kleinerer Fabrikbetrieb. Entſcheidend iſt die Art, 
wie das Unternehmen geführt wird, wobei insbeſondere das 
Verhältnis des Meiſters zu ſeinen Gehilfen, die Art und 
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das Maß der Arbeitsteilung, die Verwendung von Maſchinen⸗ 
kraft, die Benutzung des Kredits im Wechſelverkehr in Be⸗ 
tracht kommen (Goldſchmidt, Handelsrecht 2. Aufl. S. 513, 
514; Samml. d. R. J. A. Bd. 1 S. 189; Entſcheid des Reichs⸗ 
8.1700 Strafſ. Bd. I S. 382, Bd. XXIV S. 81, Bd. XXXI 


Nach den über den Gewerbebetrieb des Beſchwerde⸗ 
führers getroffenen Feſtſtellungen weiſt ſein Unternehmen, 
mit dem die Stellung und Beaufſichtigung der Arbeiter für 
die Unternehmung nur äußerlich zuſammenhängt, ſowohl 
nach der techniſchen als nach der wirtſchaftlichen Seite die 
Erſcheinungen auf, die dem handwerksmäßigen Betrieb eigen 
ſind, es unterſcheidet ſich von anderen Betrieben dieſer Art 
nur durch den größeren Umfang, deshalb betrachten und 
behandeln ihn die Handwerksgenoſſen, wie die Wahl zum 
Mitgliede der Handwerkskammer ($ 103 b Gewerbeordnung) 
zeigt, als einen der Ihrigen. 

Unter dieſen Verhältniſſen beſteht eine Verpflichtung 
des Beſchwerdeführers zur Anmeldung ſeiner Firma nicht. 


6. Kleingewerbe 1). Gaſtwirt als Vollkaufmann. 


Beſchluß des Oberlandesgerichts Hamburg vom 13. Juli 
1904. — Entſcheidungen der Oberlandesgerichte auf dem 
Gebiete des Zivilrechts Bd. IX (1904) Nr. 39 S. 240. 


| In dem obbezeichneten Beſchluß führt das Oberlandes⸗ 
gericht Hamburg I. Zivilfenat folgendes aus: 

Die Beſchwerdeführer ſtellen nicht in Abrede, daß ſie 
Kaufleute ſind. Sie meinen aber, weil ihr Gewerbebetrieb 
nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgehe, den 
Vorſchriften über die Firmen u. ſ. w. nicht unterworfen zu 
ſein. Das Landgericht iſt dagegen der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des Amtsgerichts, welche es ſeiner Entſcheidung zu 


1) Vgl. Beſchluß des . 1 J. Sen. vom 15. Mai 1901 
in dieſer Zeitſchrift Bd. LIII S 
Wie der Vorbehalt für die 3 Beſtimmungen 
zu erlaſſen, durch welche die Grenze des Kleingewerbes näher 
feſtgeſetzt wird à B. $ 4 Abſ. 3), ſich als nicht verwertbar 
ergeben hat, iſt Bd. LIII S. 179 Anmerkung hervorgehoben und 
demgegenüber di Beſtimmung des öſterr. 890 nungen e ſetzes zum 
Handelsgeſetzbuch, Faffung vom 11. Juli 1898, na 
Zeitſchrift für Handelsreht, Bd. LVI. 
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Grunde legt, nicht beigetreten, indem es ausführt, daß die 
Betriebe der Beſchwerdeführer eine kaufmänniſche Einrichtung 
erforderlich machen. In dieſer Entſcheidung kann eine Ge⸗ 
ſetzesverletzung nicht gefunden werden. Der grundlegende 
Gedanke des Geſetzes iſt der, daß dem Kaufmann im allge⸗ 
meinen die Pflicht obliegt, durch Eintragung ſeiner Firma 
und der ſie betreffenden Anderungen in das Handelsregiſter 
dem Publikum klar zu legen, wer für die aus ſeinem Be⸗ 
triebe entſtehenden Verbindlichkeiten haftet, und durch ordent⸗ 
liche Buchführung jederzeit im Stande zu ſein, die Lage 
ſeines Vermögens genau beurteilen zu können. Wenn hier⸗ 
von für den Fall eines Kleingewerbes eine Ausnahme ge⸗ 
macht wird, ſo beruht das auf der Erwägung, daß dem 
Inhaber eines Kleingewerbes die Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter und die kaufmänniſche Buchführung wegen des 
Mangels der erforderlichen kaufmänniſchen Ausbildung oft 
nicht zugemutet werden kann, und daß die Intereſſen des 
Publikums, inſonderheit der Gläubiger, auch dieſen Schutz 
nicht erfordern. — Bei Gaſtwirtſchaftsbetrieben richtet ſich 
die Grenze zwiſchen Kleingewerbe und einem über den Um⸗ 
fang des Kleingewerbes hinausgehenden Betriebe nach dem 
Umfang des Betriebes, inſonderheit der Größe des Betriebs⸗ 
kapitals, der Größe des Umſatzes, der Zahl der Perſonen, 
denen gegenüber der Gewerbetreibende Verbindlichkeiten ein⸗ 
geht. Alle die hierauf bezüglichen Tatumſtände ſind von 
den Vorinſtanzen feſtgeſtellt und berückſichtigt, — das aus 
dieſen Feſtſtellungen gezogene Ergebnis iſt nicht als geſetz⸗ 
widrig zu beanſtanden. Ein weiteres Gutachten einzuziehen, 
nachdem in erſter Inſtanz ein kaufmänniſcher Sachverſtändiger 
vernommen worden war, lag keine Veranlaſſung vor. 
HGB. $ 4. 


7. Betrieb des Ordnungsſtrafverfahrens in Vereinsregiſter⸗ 

ſachen gegen die Mitglieder des Vorſtandes; Anmeldung zum 

Vereinsregiſter, ſowie zum anne durch Bevoll⸗ 
mächtig 

lab des Kammergerichts I Ziv. Senat vom 5. Oktober 


1903. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bd. XXVI S. A 282. 


*a) Das Ordnungsſtrafverfahren zur Er: 
zwingung von Anmeldungen zum Vereinsregiſter 
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iſt gegen die Mitglieder des Vereins vorſtandes 
perſönlich, nicht gegen den Vereinsvorſtand als 
Organ!) zu richten. 

*b) Die Mitglieder des Vereins vorſtandes 
können Anmeldungen zum Vereinsregiſter auch 
durch Bevollmächtigte bewirken; die Vollmachts⸗ 
erteilung iſt dem Regiſterrichter durch eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde einzureichen. 


c) Die Anmeldung zum Handelsregiſter iſt 
durch in öffentlich beglaubigter Form Bevoll⸗ 
mächtigte zuläſſig. 

B. GB. 58 77. 78 Abſ. 1. HGB. $ 12. Reichsgeſetz über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen N 205 17. / 20. Mai 1898 58 13, 


. 


8. Vorausſetzung für die Löſchung der Eintragung über das 
Ausſcheiden von Geuoſſen; Austrittserklärung von Genoſſen 
durch Bevollmächtigte; Form der Bevollmächtigung. 
Beſchluß des Kammergerichts Berlin L Ziv. Senat vom 


23. November 1903. — Jahrbuch der Trennen des 
Kammergerichts Bd. XXXII S. A 


*a) Iſt das Ausſcheiden des Mitglieds einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft in die Liſte der 
Genoſſen eingetragen, ſo wird die Löſchung 
dieſer Eintragung nicht ſchon durch die Unzu: 
länglichkeit der zum Zwecke der Eintragung vom 
Genoſſenſchaftsvorſtande überreichten urkund⸗— 
lichen Belege, ſondern nur dadurch geredtfer: 
tigt, daß die eingetragene Tatſache des Ausge⸗— 
ſchiedenſeins unrichtig ſei. 

b) Der Genoſſe kann ſeinen Austritt aus 
der Genoſſenſchaft mittels Aufkündigung auch 
durch einen Bevollmächtigten erklären. Nur die 
Aufkündig ung, nicht auch die Vollmacht zu ihr, 
bedarf nach dem Geſetze der Schriftform. 


Geſetz, betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 
1889/20. Mai 1898 58 65, 69, 70; Reichskanzler⸗ Bekanntmachung, be 


1) Nach dem Wortlaute des $ 319 HGB. iſt das für den Vorſtand 
einer Aktiengeſellſchaft nicht zweifelhaft. 
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treffend die un des Genoſſenſchaftsregiſters, 9 77 1. Juli 1899 8 9 
Abſ. 2, § 32 Abſ. 5; Reichs⸗Freiw. GG. $ 185 abi. 1, $ 147 Abſ. 1; 
| B. GB. $ 167 Abi. 2 N 


9. Prüfung der Formgültigkeit ausländiſcher Beurkundungen. 


Beſchluß des 55 Berlin I. Ziv. Senat vom 
21. Dezember 1903. — Jahrbuch der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. XXVII S. A 250. — Zentralblatt für 
freiw. Gerichtsbarkeit und Notariat 1904 S. 75. 
Bei Prüfung der Formgültigkeit einer aus⸗ 
ländiſchen Beurkundung oder Beglaubigung if 
das ausländiſche Recht zur Anwendung zu bringen. 


In der Begründung für den Grundbuchverkehr dargelegt 
mit der weiteren Ausführung, daß der Grundbuchrichter zur 
Prüfung verpflichtet ſei und ſich die Nachweiſung darüber, 
daß die Urkunde dem ausländiſchen Recht entſpricht, grund⸗ 
ſätzlich ſelbſt zu verſchaffen habe. | 


10. Eintragung einer Zweigniederlaſſung !) ohne Rückſicht 
0 den Geſchäftsumfang; tatſächliche Prüfung des Regiſter⸗ 
gerichts der Zweigniederlaſſung. 

Beſchluß des Kammergerichts J. Ziv. Senat vom 11. April 


904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bd. XXVII S. A 211 ff. 


Ka) Eine Zweigniederlaſſung iſt ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Umfang ihres Geſchäftsbetriebs in 
das Handelsregiſter einzutragen. 
bb) Meldet der Unternehmer, deſſen Firma 
gemäß § 2 des Handelsgeſetzbuchs in das Re 
giſter der Hauptniederlaſſung eingetragen iſt, 
eine Zweigniederlaſſung zur Eintragung an, ſo 
hat das für dieſe zuſtändige Regiſtergericht nicht 
mehr zu prüfen, ob das gewerbliche Unternehmen 
nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher 
Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert. 
Hierfür iſt allein der Inhalt des Regiſters der 
Hauptniederlaſſung entſcheidend. 

HGB. 88 2, 13, 15, 29. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIII S. 181 ff. 
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. S. hatte als Inhaber eines Auskunfts⸗ und Inkaſſo⸗ 
bureaus auf Grund des § 2 HGB. bei dem Amtsgericht in 
E. die Eintragung ſeiner Firma in das dortige Handels⸗ 


krlegiſter erwirkt. Als er demnächſt bei dem Amtsgericht in 


D. ſeine daſelbſt errichtete Zweigniederlaſſung anmeldete, 
wurde die Eintragung abgelehnt, weil nach Art und Umfang | 
bes. Zweiggeſchäfts für dieſes ein in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteter Betrieb nicht erforderlich ſei. Das Landgericht 
wies die hiergegen erhobene Beſchwerde zurück, indem es 
feſtſtellte, daß das geſamte Unternehmen des S. ſeinem Um⸗ 
fange nach einen kaufmänniſch eingerichteten Geſchäftsbetrieb 
nicht erfordere. 


Der weiteren Beschwerde des S. iſt ſtattgegeben aus 
folgenden Gründen: 


Wie das Kammergericht ones nee 5910 
abrbug Bd. V S. 22 ff., Bd. XIV S. 12, Bd. X 

17, Bd. XXII S. A 91; val. = Entſch. des 0.0.6. 
Db. XIV S. 401, Buſchs Arch. Bd. XLVII S. 73), iſt 
eine Zweigniederlaſſung dann vorhanden, wenn ein Kauf⸗ 
mann außerhalb des Ortes feines Hauptgeſchäfts einen auf 
die Dauer berechneten Mittelpunkt wenigſtens für einen be⸗ 
ſtimmten Kreis ſeiner geſchäftlichen Beziehungen geſchaffen 
hat. Die Zweigniederlaſſung muß nur gegenüber dem Haupt⸗ 
geſchäfte, welches zu fördern ſie beſtimmt iſt, eine gewiſſe 
an beſitzen, es müſſen alſo von ihr aus eigene 
Geſchäſte — im Gegenſatze zu bloßen Vorbereitungs⸗, Ver⸗ 
mittelungs⸗ und Ausführungsgeſchäften — abgeſchloſſen 
werden, ſie muß eine äußerlich ſelbſtändige Leitung haben, 
mit einem nach innen geſonderten Geſchäftsvermögen aus⸗ 
geſtattet ſein, und es muß für ſie eine beſondere Buchführung 
beſtehen, kurz ſie muß ſo organiſiert ſein, daß ſie auf 
Grund ihres Geſchäftsbetriebs beim Wegfalle der Haupt⸗ 
niederlaſſung als eigene Handelsniederlaſſung fortbeſtehen 
könnte. Etwas weiteres iſt nicht erforderlich, namentlich 
kommt es auf den Umfang des Geſchäftskreiſes, deſſen Mittel⸗ 
punkt die Zweigniederlaſſung bilden ſoll, nicht an (vgl. Erk. 
des Kammergerichts vom 26. September 1863, Buſchs 
Arch. Bd. II S. 52; Entſcheid des Reichsgerichts Bd. XXI 
S. 4; Brendel in Gruchots Beitr. Bd. XXXIII S. 223 
Anm. 25 a. E.). Vielmehr braucht ſofern nur der Inhaber 
des Zweiggeſchäfts perſönlich die Kaufmannseigenſchaft be⸗ 
ſitzt, der Geſchäftsbetrieb der Zweigniederlaſſung nicht not: 


230 Rechtsſprüche. 


wendig über den Umfang des Kleingewerbes hinauszugehen, 
um die Eintragungsfähigkeit der letzteren zu begründen (vgl. 
Makower, HGB. § 13 Anm. Ib; Brendel a. a. O. 
S. 232 Anm. 48 gegen Keyßner in Buſchs Arch. Bd. II 
S. 58). Haupt: und Zweiggeſchäft bilden den einheitlichen 
Geſchäftsbetrieb derſelben Perſon, und dieſe Perſon iſt hin⸗ 
ſichtlich des geſamten Betriebs Vollkaufmann, wenn das 
Hauptgeſchäft allein oder in Verbindung mit dem Zweig⸗ 
geſchäft als „Handelsgewerbe“ zu gelten hat. Für die Ein⸗ 
tragung von Zweigniederlaſſungen geringeren Umfanges ent⸗ 
hält das Geſetz beſondere Vorſchriften nicht. Nach SS 13, 
29 HGB. hat daher jeder Vollkaufmann ſeine Firma auch 
bei dem Regiſtergericht einer ſolchen Zweigniederlaſſung 
ebenſo zur Eintragung anzumelden, wie bei demjenigen der 
Hauptniederlaſſung. 

Das Landgericht hat die Eintragung der Zweignieder⸗ 
laſſung deswegen abgelehnt, weil es auf Grund eigener 
Prüfung zu der Feſtſtellung gelangt iſt, daß der geſamte 
Gewerbebetrieb des Beſchwerdeführers den Vorausſetzungen 
des $ 2 HGB. nicht entſpreche. Zu einer derartigen Prü⸗ 
fung war es jedoch im vorliegenden Falle nicht berufen. 
Allerdings hat das Kammergericht in einem Beſchluſſe vom 
18. November 1901 (Jahrbuch Bd. XXIII S. A 89) ) ben 
Rechtsgrundſatz ausgeſprochen, daß das Regiſtergericht einer 
Zweigniederlaſſung nicht ſchlechthin verpflichtet ſei, die in 
das Regiſter der Hauptniederlaſſung bewirkte Eintragung in 
ſein Regiſter zu übernehmen, daß es vielmehr jede Anmel⸗ 
dung nach Maßgabe ihres Inhalts grundfätzlich ſelbſt zu 
prüfen habe. Allein damals handelte es ſich um einen von 
dem gegenwärtigen gänzlich verſchiedenen Fall. Im Regiſter 
der Hauptniederlaſſung war an Stelle einer durch den Tod 
eines Teilhabers aufgelöſten offenen Handelsgeſellſchaft eine 
Kommanditgeſellſchaft eingetragen worden, ohne daß der mit 
zwei minderjährigen Kommanditiſten geſchloſſene Geſellſchafts⸗ 
vertrag die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erlangt 
hatte, und der Regiſterrichter der Zweigniederlaſſung hatte 
aus dieſem Grunde die Eintragung in ſein Regiſter abgelehnt. 
Letzteres wurde in beiden Beſchwerdeinſtanzen gebilligt, vom 
Kammergericht auf Grund des § 1822 Nr. 3 B. GB. und 
zugleich unter Hinweis auf die aus $ 13 Abſ. 1 HGB. ſich 
ergebende ſelbſtändige Prüfungspflicht und die aus § 15 


1) In dieſer Zeitſchrift Bd. LIII S. 184. 
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Abſ. 3 daſelbſt zu folgernde eigene Verantwortlichkeit des 
Regiſtergerichts der Zweigniederlaſſung. Das Kammergericht 
hat jedoch in ſeiner Begründung ausdrücklich hervorgehoben, 
daß beim Vorliegen beſonderer Vorſchriften des Geſetzes, 
welche die Anmeldung für die Haupt: und die Zweignieder⸗ 
laſſung in verſchiedener Weiſe regeln, eine abweichende Be⸗ 
urteilung Platz zu greifen habe. Zu einer ſolchen nötigt 
hier die Beſtimmung des $ 2 HGB. Dieſe ſtellt nicht nur 
die ſachlichen Vorausſetzungen feſt, unter denen ein gewerb⸗ 
liches Unternehmen auch ohne einen dem § 1 Abſ. 2 HGB. 
entſprechenden Gewerbebetrieb die Eigenſchaft des Handels⸗ 
gewerbes erlangen kann, ſondern ſie legt gleichzeitig der 
Eintragung der Firma in das Handelsregiſter, und zwar in 
dasjenige der Hauptniederlaſſung (vgl. § 13 Abſ. 2 daſelbſt), 
formell entſcheidende Bedeutung bei. Mit der Eintragung 
erlangt der Gewerbetreibende die rechtliche Stellung eines 
Kaufmannns ($ 1 Abſ. 1 daſelbſt). Die Eintragung in das 
Regiſter der Zweigniederlaſſung hat die gleiche Bedeutung 
nicht. Sie äußert zwar auch im Falle des § 1 HGB. die 
in § 15 Abſ. 3 daſelbſt bezeichneten Wirkungen, allein ſie 
begründet die Kaufmannseigenſchaft des Eingetragenen nicht. 
Das Geſetz macht bei denjenigen Gewerbetreibenden, welche 
nur infolge ihrer Eintragung in das Handelsregiſter als 
Kaufleute gelten, keinen Unterſchied zwiſchen Voll⸗ und 
Minderkaufleuten. Sie ſtehen entweder überhaupt nicht den 
Kaufleuten gleich, oder, auf Grund der Eintragung, aus⸗ 
ſchließlich den Vollkaufleuten. Die Gleichſtellung gehört 
ſonach zu denjenigen Rechtsakten, deren Wirkſamkeit ähnlich 
wie die der Errichtung einer Aktiengeſellſchaft (vgl. § 200 
HGB.), unbedingt von der Eintragung in das Handelsregiſter 
abhängt, und es kann deshalb inſoweit auch nur der Inhalt 
eines einzigen Regiſters, und zwar desjenigen der Haupt⸗ 
niederlaſſung, maßgebend fein (val. Denkſchrift S. 29, Hahn: 
Mugdan Mat. Bd. VI S. 213). Daraus folgt aber, daß 
das Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung in eine ſelbſtändige 
Prüfung derjenigen Vorausſetzungen, welche $ 2 HGB. für 
die Eintragungsfähigkeit der Firma eines Gewerbetreibenden 
aufſtellt, nicht einzutreten hat. Es hat ſich vielmehr mit dem 
Nachweiſe der Eintragung in das Regiſter der Hauptnieder⸗ 
laſſung (§ 13 Abſ. 2 a. a. O.) zu begnügen und nur die 
beſonderen Erſorderniſſe der Eintragungsfähigkeit der Zweig⸗ 
niederlaſſung, alfo namentlich zu prüfen, ob eine ſolche in 
dem oben dargelegten Rechtsſinne vorhanden iſt (Denkſchrift 
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S. 29, Hahn⸗Mugdan S. 212; Staub, Geſ. betr. die 
Geſellſchaft m. b. H. § 12 Anm. 24). 


Die vorſtehend entwickelte Anſicht wird auch dem prak⸗ 


tiſchen Bedürfniſſe gerecht. Denn in der Regel vermag nur 
der den Verhältniſſen näherſtehende Regiſterrichter der Haupt⸗ 


niederlaſſung ent) zu prüfen, ob ein gewerbliches Unter: 


nehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb W 


11. Unzuläſſigkeit der Regiſtrierung der vor dem 1. Januar 
1900 erworbenen nicht eingetragenen, nach jetzigem Recht 
unſtatthaften Firma. 


Beſchluß des Kammergerichts L Ziv. Senat vom 14. Des 


zember 1903. — Jahrbuch ber Entſcheidungen des Kammer: 
gerichts Bb. XXVII S. A 216. 


*Wer vor dem 1. Januar 1900 eine Firma 


erworben hat, die nur einen abgekürzten Vor⸗ 
namen des urſprünglichen Inhabers enthält, iſt, 


falls die Firma nicht an dieſem Tage im Han⸗ 


delsregiſter eingetragen war, nicht berechtigt, 
ſie unverändert oder unter Ausſcheidung des 
Vornamens weiterzuführen; die Einwilligung 
des urſprünglichen Inhabers oder ſeiner Erben 


in die Ausſcheidung des Vornamens iſt wir⸗ 


kungslos ). | 
HGB. $ 18 Abi. 1, $ 22 Abi. 1. Einf. Geſ. zum 908. Art. 22 Abſ. 1. 


12. Fortführung der Firma vom Gefäjäftserwerber: 
Firmenznſatz. 
Beiäluß des Oberlandesgerichts Roſtock vom 30. März 


1904. — Entſcheidungen in Angelegenheiten der freimils . 


ligen Gerichtsbarkeit, zuſammengeſtellt im Reich sjuſtiz⸗ 
amt Bd. IV S. 158. 

Der Apotheker Theodor M. hat beim Registergericht bean⸗ 
tragt, die Veränderung der von ihm nach $ 22 des HGB. 
fortgeführten Firma „Robert H.“ in 

„Adler⸗Drogerie Theodor M., Apotheker, Robert H. 
Nachfolger“ 


1) Vgl. Lehmann in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 50. 


RE r— — — 
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in das Handelsregister einzutragen. Der Antrag war ab: 
gelehnt und die dagegen erhobene Beſchwerde zurückgewieſen 
worden, weil die Beifügung der Zuſätze „Adler⸗Drogerie“ 
und „Apotheker“ unſtatthaft ſei. Das Oberlandesgericht hat 
der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden 
Gründen: 

Der Beſchwerdeführer beruft ſich auf Staub, Kom⸗ 
mentar zum Handelsgeſetzbuch, 6. und 7. Aufl., Bd. I, zu 
$ 22 Anm. 8 S. 129. Er iſt der Meinung, daß ihm die 
Beifügung der Zuſätze, mindeſtens „Adler⸗Drogerie“, mit 
Zuſtimmung des Geſchäftsinhabers geſtattet ſei. Allein die 
der herrſchenden Lehre entgegenſtehende, auch nicht näher 
begründete Anſicht von Staub iſt unrichtig. Für den Fall 
des Erwerbes eines Handelsgeſchäfts trifft der § 22 HGB. 
beſondere Beſtimmungen über die Fortführung der bisherigen 
Firma. Er gewährt dem Erwerber die Befugnis, die bis⸗ 
herige Firma, alſo dieſe Firma ſo, wie ſie bisher geführt 
worden iſt, mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolge⸗ 
verhältnis andeutenden Zuſatzes fortzuführen, wenn der bis⸗ 
herige Geſchäftsinhaber in die Fortführung ausdrücklich wil⸗ 
ligt, und dieſe Einwilligung muß ſofort bei dem Erwerb 
erklärt werden. Weitere Befugniſſe in Betreff der bisherigen 
Firma räumt der § 22 dem Erwerber nicht ein, insbeſondere 
nicht die, die übernommene Firma nachträglich durch andere 
Zuſätze zu verändern und in dieſer veränderten Geſtalt fort⸗ 
zuführen. Der § 18 Abſ. 2 HGB., welcher ſich auf die 
urſprüngliche, nicht auf die übernommene Firma bezieht, iſt 
im Falle des 8 22 desſelben Geſetzes nicht anwendbar, weil 
die letztere Vorſchrift eine Abweichung von dem im $ 18 
HGB. aufgeſtellten Prinzip der Firmenwahrheit enthält und 
deshalb nur aus ſich ſelbſt auszulegen iſt. Die Veränderung 
einer übernommenen Firma durch andere als im $ 22 HGB. 
geſtattete Zuſätze iſt demnach nicht geſtattet. (Zu vergleichen 
Lehmann und Ring, Handelsgeſetzbuch Anm. 8d zu $ 22 
S. 86, Goldſchmidts Zeitſchrift für das geſamte Handels⸗ 
recht Bb. XLVI S. 473 Nr. 38.) Die Zuſtimmung des 
früheren Inhabers der Firma zu einer ſpäteren Umänderung 
der letzteren iſt ohne Bedeutung, weil ihm ein Verfügungs⸗ 
recht über die Firma auch zu Gunſten des Erwerbers nicht 
eh auftebt. (Zu a Goldm N Handelsgeſetz⸗ 
buch 9 22 Anm. 1 II, 4 Abſ. 2 a. E. S. 95.) 


234 Rechtsſprüche. 


13. Fortführung der Firma ohne Geſchäftsfortführung. 


Beſchluß des Kammergerichts J. Ziv. Sen. vom 15. Februar 
1904. — Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit 
und Notariat 1904 Heft 9 S. 322. 


Wenn jemand ein beſtehendes Handelsgeſchäft 
erwirbt, ſo genügt zu ſeiner Befugnis, die bis⸗ 
herige Firma mit oder ohne Beifügung eines 
das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes 
zu führen, die bloße Einwilligung des bisherigen 
Geihäftsinhabers nicht. Es iſt vielmehr außer: 

dem noch erforderlich, daß das Geſchäft, für das 
die . bisher geführt worden iſt, fortgeſetzt 
wird. 
5B. 58 18, 22, 26. 


14. Fortführung der übernommenen Firma bei Aufgabe eines 
Geſchäftszweiges. Unzuläſſigkeit der Firmalbertragung beim 
Verkaufe nur eines Geſchäftszweiges; Recht auf den 
Namen. 

Urteil des Reichsgerichts I. Ziv. Sen. vom 12. November 


1903. — Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen 
Bd. LVI S. 187 ff. 


1. Beim Verkaufe nur eines Geſchäftszweiges 
des betriebenen Handelsgeſchäfts kann der Ge— 
ſchäftsinhaber die Fortführung der Firma durch 
den Geſchäftserwerber nicht geſtatten. 

2. Eine Aktiengeſellſchaft, welche das einge⸗ 
brachte Handelsgeſchäft mit dem Firmenrecht fort⸗ 
führt, kann die Firma fortführen, obſchon ſie 
einen Geſchäftszweig aufgibt. 

3. In dem Recht auf den Namen liegt das Recht 
auf den ausſchließlichen Gebrauch dieſes Namens 
gegenüber jedem, der nicht ebenfalls das Recht auf 
dieſen Namen hat, vorausgeſetzt nur, daß das 
Intereſſe des Berechtigten dies erfordert. 

HGB. 88 17—37. B. GB. §§ 12, 1616. 


Der Kaufmann C. H. St. & Co. brachte 1870 ſein 
unter der Firma C. H. St. & Co. betriebenes Handelsgeſchäft 
in die Aktiengeſellſchaft „C. H. St. & Co. Aktiengeſellſchaft“ 


— — 
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ein. Die Aktiengeſellſchaft veräußerte das von ihr betriebene 
Petroleumgeſchäft mit dem Firmenrecht „Petroleumgeſchäft 
(vormals Betrieb von C. H. St. & Co.) Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung“ an dieſe Geſellſchaft, behielt aber ihren 
anderen Geſchäftszweig, den Betrieb von Beleuchtungskörpern, 
zum ſelbſtändigen Fortbetrieb. 

Der Kläger G. St., der Sohn des früheren alleinigen 
Inhabers der Firma C. H. St. & Co., gründete mit einem 
Geſellſchafter ein Petroleumgeſchäft unter der Firma C. G. 
St. & Co., deren alleiniger Inhaber er wurde; er erachtete 
die Beklagte, „Petroleumgeſchäft (vormals Betrieb von C. 
H. St. & Co.)“, für nicht befugt, den Zuſatz beizufügen, 
ſah ſich dadurch in feinem Namen: und Firmenrecht als 
verletzt an und erhob Klage auf Erlaß eines Verbots und 
Löſchung. 

Nachdem das Landgericht 1 Berlin die Klage abgewieſen 
hatte, verurteile das Kammergericht die Beklagte dahin: 


den Gebrauch des Beſtandteils in ihrer Firma „vor⸗ 
mals Betrieb von C. H. St. & Co.“ zu unterlaſſen 
und ſich die Löſchung dieſes Beſtandteils der Firma 
im Handelsregiſter gefallen zu laſſen. 


Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen mit 
folgender Begründung: 


E Nach § 37 Abſ. 2 Satz 1 HGB. kann, wer in 
ſeinen Rechten dadurch verletzt wird, daß ein Anderer eine 
Firma unbefugt gebraucht, von dieſem die Unterlaſſung des 
Gebrauchs der Firma verlangen. Es fragt ſich danach 1. ob 
die Beklagte ihre jetzige Firma unbefugt gebraucht und 2. ob 
5 a durch dieſen Gebrauch in ſeinen Rechten ver: 
etzt iſt. 

Ein unbefugter Gebrauch der Firma nach Abſ. 2 des 
$ 37 liegt vor, wenn jemand — wie es in Abſ. 1 heißt — 
eine Firma gebraucht, die ihm nach den Vorſchriften des 
2. Abſchnittes des 1. Buches (SGB. 88 17—37) nicht zu⸗ 
ſteht. Dies trifft auf die Firma der Beklagten zu; denn ſie 
verſtößt durch Aufnahme des Zuſatzes „vormals Betrieb von 
C. t. & Co.“ gegen $ 23. Die Aktiengeſellſchaft hatte 
zwar 55 $ 22 Abſ. 1 Satz 1 — oder nach dem mit dieſer 
Vorſchrift inhaltlich übereinſtimmenden Art. 22 des früheren 
Handelsgeſetzbuches — das Recht erworben, für ihr Handels⸗ 
geſchäft, das den Vertrieb von Beleuchtungskörpern und den 
Petroleumhandel umfaßte, die Firma C. H. St. & Co., deren 
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Geſchäft ſie übernahm, fortzuführen. Die Aktiengeſellſchaſt 
würde auch nach den Grundſätzen, die der erkennende Senat 
in ſeinem Urteile vom 8. Februar 1902 in Sachen Th. gegen 
Th. Nachf. (Rep. I 350/01) ausgeſprochen hat, für befugt 
zu halten ſein, die Firma beizubehalten, obſchon ſie jetzt den 
einen dieſer beiden Geſchäftszweige aufgegeben hat. Sie 
würde ferner berechtigt geweſen ſein, ihr Geſchäft im ganzen 
oder mit dem verbliebenen Reſte auf einen Dritten zu über⸗ 
tragen und dieſem alsdann die Fortführung der Firma zu 
geſtatten. Erſtreckt ſie das Veräußerungsgeſchäft aber, wie 
es hier geſchehen, bloß auf einen einzelnen Geſchäftszweig, 
ſo kann der Erwerber — ob mit, ob ohne Zuſtimmung des 
Veräußerers — die Firma ſeinerſeits nicht annehmen und 
fortführen. Das „Handelsgeſchäft, für welches die Firma 
geführt“ wird ($ 23), hat er nicht erworben. Nur mit 
dieſem aber iſt die Übertragung der Firma zuläſſig. 

Einem begründeten Zweifel kann es auch nicht unter⸗ 
liegen, daß die Beklagte durch Annahme der Firma „Petro⸗ 
leumgeſchäft (vormals Betrieb von C. H. St. & Co.) Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H.“ die Firma C. H. St. & Co. fortführt. Die 
Faſſung des § 22 zeigt deutlich, daß das Geſetz eine Fort⸗ 
führung der Firma auch dann als gegeben anſieht, wenn 
ihr ein Zuſatz gegeben iſt, der ein Nachfolgeverhältnis an⸗ 
deutet. Wie dieſer Zuſatz gefaßt iſt, erſcheint unerheblich, 
wenn die neue Firma die alte in ſich aufgenommen hat. 
Daher iſt die Berufung der Reviſion auf § 18 Abſ. 2 HGB. 
und auf $ 4 des Geſetzes über die Geſellſchaften m. b. H. 
abwegig. Diefe Beſtimmungen geſtatten nicht die Wahl eines 
Zuſatzes, der ſich als Fortführung einer fremden Firma 
außerhalb des durch die §§ 22 und 23 HGB. abgeſteckten 
Rahmens darſtellt. 

Anlangend ſodann die Legitimation des Klägers zum 
Verlangen der Unterlaſſung, ſo muß mit dem Berufungs⸗ 
gerichte anerkannt werden, daß der Kläger durch den unbe⸗ 
fugten Gebrauch der Firma C. H. St. & Co. in ſeinen 
Rechten verletzt iſt. Ob in ſeinem Firmenrechte, mag im 
Hinblick auf die Verſchiedenheit der die Vornamen andeuten⸗ 
den Buchſtaben bei beiden Firmen unerörtert bleiben. Jeden⸗ 
falls aber iſt der Kläger in feinem aus § 12 B. GB. fi 
ergebenden Namenrechte verletzt. Wie aus dieſer Beſtimmung 
hervorgeht, liegt in dem Rechte auf den Namen auch das 
Recht auf den ausſchließlichen Gebrauch dieſes Namens 
gegenüber jedem, der nicht ebenfalls das Recht auf dieſen 
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Namen hat, vorausgeſetzt nur, daß das Intereſſe des Be⸗ 
rechtigten dies erfordert. Der Kläger hat durch ſeine Ge⸗ 
burt das Recht auf den Namen St. erworben (vgl. § 1616 
B. GB.) und daß ſein Intereſſe durch deſſen Benutzung ab⸗ 
ſeiten der Beklagten verletzt wird, iſt vom Berufungsgerichte 
in bedenkenfreier ele jeigete 


15. Umwandlung einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft in eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung; Löſchen und Erlöſchen einer Firma; Löſchung einer 
Eintragung von Amts wegen und auf Antrag eines Dritten; 
rechtsbegründende und beweiſende Kraft der Eintragung. 
Beſchluß des Kammergericht I. Ziv. Sen. vom 9. Juli 
1904. — Blätter für ud: im Bezirk des Kammer 


gerichts 1904 Nr. 9, 10 S. 83 ff. — 6 sen) der Ober⸗ 
| landesgerichte Bb. IX S. 2 


Die Umwandlung einer offenen 5 
geſelſchaft wie die einer Kommanditgeſellſchaft 
in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
läßt ſich nicht anders als durch Auflöſung der 
erſteren und Neuerrichtung der letzteren bewerk⸗ 
ſtelligen ). 

Beim Übergange des Geſchäfts iſt mit der 
Neuerrichtung der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung das Erlöſchen der bisherigen Firma 
nicht verbunden. 


Geht die Firma eines Einzelkaufmanns, 
einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft auf eine Handelsgeſell⸗ 
ſchaft anderer Art oder auf eine juriſtiſche Per⸗ 
ſon über, ſo iſt im Handelsregiſter nicht das Er⸗ 
löſchen der Firma, ſondern nur die Löſchung 
nach $ 31 der Verfügung des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters vom 7. November 1899 mit dem da⸗ 
ſelbſt vorgeſchriebenen Hinweis einzutragen. 

Wann eine Firma erliſcht, iſt im Handels⸗ 
geſetzbuch nicht ausdrücklich geſagt. Ein Erlöſchen 
tritt aber nicht ſchon dann ein, wenn das Rechts⸗ 


1) Vgl. Beſchluß des Rammergerichts I. Ziv. Sen. vom 9. Dezember 
1895. Jahrb. der us des Kammergerichts Bd. XV ©. 39 ff. 
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ſubjekt, welches ſie bisher geführt hat, zu beſtehen 
aufgehört hat, ſondern erſt dann, wenn das Ge⸗ 
ſchäft ſelbſt, für welches ſie geführt wird, erliſcht 
oder wenn der Rechtsnachfolger ſie nicht fort⸗ 
führt). 

Die Vorſchrift des § 142 des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit vom 10. Mai 1898 kommt auch zur 
Anwendung, wenn ein Dritter die Löſchung be⸗ 
antragt; ſolcher Antrag ſetzt voraus, daß der 
Dritte in ſeinem eigenen Rechte durch die Ein⸗ 
tragung beeinträchtigt iſt, ein bloßes Intereſſe 
genügt nicht ) an eine gleiche Vorausſetzung tft 
die Beſchwerde, ſowie die weitere Beſchwerde 
des Dritten geknüpft. 


Das beeinträchtigte Recht kann ſowohl dem 
Privatrecht als auch dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehören; es muß nur ein Recht des Dritten ſein; 
e in bloßes Intereſſe genügt nicht. N 


Wenn auch die Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter, von beſonderen Ausnahmefällen abge⸗ 
ſehen ), keine rechtserzeugende Kraft hat, jo be- 
gründet fie doch die Vermutung“), daß der 
Regiſterrichter den Geſetzen gemäß gehandelt 
hats), namentlich daß feine Eintragung dem In⸗ 
halt der erfolgten Anmeldung entſpricht ). 


Wird das Daſein einer eingetragenen Tat⸗ 
ſache auch durch die Eintragung allein nicht er⸗ 


1) Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 17. Dezember 1894. 
Jahrb. der Entſch. des Kammergerichts Bd. XIV S. 243 ff. — 
Lehmann⸗Ring, Kommentar zum HGB. zu § 22 Nr. 4. § 3 
Nr. 5; Düringer⸗ Hachenburg, Kommentar zu $ 17 III, 

3111 S. 333; Staub, Kommentar Anm. 3. 

2) Übereinſtimmend Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 
30. Juni 1902 (Jahrb. der Entſch. des Kammergerichts Bd. XXV 
S. A 15); Beſchluß vom 11. April 1904 (Rechtſprechung der 
Oberlandes gerichte Bd. IX S. 241. 

3) Lehmann⸗Ring, Kommentar zum HGB. zu $ 15 Nr. 12. 

4) Lehmann⸗Ring, Kommentar zum HGB. zu $ 15 Anm. 5. 

5) Urteil des I. Ziv. Sen. vom 5. Februar 1898 (Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts in Ziv. Sachen Bd. XLI S. 22. Lehmann⸗Ring, 
Kommentar zum HGB. zu 8 15 Nr. 4 S. 66. 

6) Urteil des I. Str. Sen. des Reichsgerichts vom 5. November 1888 
(Entſch. des Reichsgerichts in Straſſachen Bd. XVIII S. 180. 
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wieſen, ſo wird doch meiſt nach Lage der Sache 
eine tatſächliche Vermutung für die Übereinſtim⸗ 
mung des Regiſters mit der Wirklichkeit beſtehen, 
fo daß der Dritte feine Einwendungen im Ein 
zelnen zu rechtfertigen haben wird. 

H 88 17, 22, 31. Geſetz vom 20. April 1892/20. Mai 1898, betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, $$ 2, 4, 7, 11, 78, 79. Ber: 
fügung des preuß. Juſtizminiſters, betreffend die Führung des Handels⸗ 
regiſters, vom 7. November 1899 (Juſt. Miniſt. Bl. 1899 S. 813) $ 31. 
Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 

17.120. Mai 1898 $ 142. 


16. Form des in die Firma aufzunehmenden Familiennamens. 
Doppelname. Schreibweiſe. 


Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Sen. vom 2. Februar 
1904.— Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bd. XXVII S. A 64. 


* Der Familienname kann in die Firma eines 
Einzelkaufmanns nur in der Form aufgenommen 
werden, wie ihn der Firmeninhaber nach den Ge⸗ 
ſetzen des Staates, dem das Regiſtergericht ange— 
hört, führen darf. 

HGB. 8 18 (Art. 16 a. E.). Preuß. Kabinettsorder, betreffend die Ande⸗ 


rung der Familiennamen, vom 15. April 1822 (Geſ. Samml. 1822 S. 108). 
Allerh. Erl. vom 12. Juli 1867 (Geſ. Samml. 1867 S. 1310). 


Bereits der Vater war im Kirchenbuch eingetragen als 
Heinrich Hermann L. genannt St.; auch der Sohn hatte 
den Namen L. genannt St. geführt. Die Eintragung L. 
als Familienname wurde für unſtatthaft erklärt, die An⸗ 
meldung der Firma müſſe mit dem Doppelnamen geſchehen. 
Auch die Anderung der Schreibweiſe des Familiennamens 
ohne obrigkeitliche Genehmigung iſt unzuläſſig. Der Name 
Schultz kann nicht in Szulc eigenmächtig umgeändert werden. 
Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 5. Mai 1902 
(Jahrbuch der Entſch. Bd. XXIV S. 163). 
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17. Name des Geſchäftsführers als Firma. 


Urteil des Reichsgerichts II. Ziv. Sen. vom 8. Juni 1904. 
— Holdheims Monatsſchrift Bd. XVII S. 49. — Bank⸗ 
Archiv 1904 S. 122. 


Ein Vertrag, in dem jemand es übernimmt, 
ein Handelsgeſchäft unter ſeinem Namen, aber für 
Rechnung und im Auftrage eines Anderen zu be⸗ 
treiben, iſt wegen der Ungiltigkeit der Beſtimmung 
über die Firmenführung nicht auch im e un⸗ 


ülti 
1 5G. 88 17, 18. 


18. Fortführung des ererbten Handelsgeſchüfts à in 
Erbengemeinſchaft. 
Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Sen. vom 19. April 


1904. — Seat FF. Bd. LIX S. 103. — e 
1904 S. 132. 


Geht das Handelsgeſchäft eines Einzelkauf 
manns durch Erbgang auf mehrere Miterben über, 
fo. können fie das Handelsgeſchäft unter der bis- 
herigen Firma fortführen, ohne daß ſie gezwungen 
find, eine offene Handelsgeſellſchaft zu bilden ). 

HGB. 88 22, 25, 27, 31, 105. B. GB. 88 745, 2092 ff., 2091. 


Die Witwe H. hat zuſammen mit ihren teilweiſe noch 
minderjährigen Kindern ihren Ehemann beerbt und führt 


1) Vgl. Bd. 1 S. 188, Bd. LV S. 305 dieſer Zeitſchrift. Leh⸗ 
mann⸗Ring, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch zu § 105 Nr. 9, 
§ 137 Nr. 3. Makower, Kommentar zum HGB. (12. Aufl.) 


$ 105 Nr. 2. Staub, Kommentar zum HGB. (6. N au 


§ 105 Nr. 36. Goldmann, Kommentar zum HGB. 


S. 135, Bd. II S. 465. Düringer⸗Hachen burg, a | 


tar zum HGB. Bd. I S. 122. Entſch. des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts Bd. XI S. 102; Blume & Baun, Annalen Bd. IX 


S. 232. Hd LH Erhaltung der Handelsgeſellſchaft S. 22; 


Der ſelbe, Kommentar zum HGB. zu Art. 85 Nr. 8. Bolte 
in die ſer Zeitſchrift Bd. 11 S. 413 f. Binder, Rechtsſtellung 
des Erben Bd. II $ 28 S. 216. Die Frage, ob aus Fortführung 
des Geſchäfts in Erbengemeinſchaft (§ 27) eine offene an 
geſellſchaft geworden iſt und der Dritte dies annehmen darf, fällt 
in das Gebiet des Tatſächlichen. Abſchließend iſt die Frage noch 
nicht entwickelt. Vgl. dazu auch die Anmerkung der Redaktion im 
Bankarchiv Jahrg. III S. 133. 
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deſſen Handelsgeſchäft unter der bisherigen Firma namens der 
Erben weiter. Ihr und ihrer großjährigen Kinder Antrag 
auf Eintragung der Erben als Firmeninhaber iſt vom Re⸗ 
ede abgelehnt worden. 

Beſchwerde der Antragſteller N keinen Erfolg, 
wohl = die weitere Beſchwerde. 


Aus den Gründen: 


Wird ein zu einem Nachlaſſe gehörendes Handels: 
geſchäft von ſämtlichen Erben fortgeführt, ſo wird allerdings 
regelmäßig der ſtillſchweigende Abſchluß eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags und, wenn die Fortführung unter einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Firma erfolgt, die Errichtung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft anzunehmen ſein. Hiervon kann aber im 
vorliegenden Fall nicht die Rede ſein, denn der Abſchluß 
eines Geſellſchaftsvertrags würde erfordern, daß jedem einzelnen 
minderjährigen Erben ein beſonderer Pfleger zu dieſem Zwecke 
beſtellt wird, und außerdem müßte der Vertrag vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlich genehmigt werden. Iſt ein ſolcher Vertrags⸗ 
ſchluß nicht erfolgt, oder iſt er nicht in dieſer Weiſe ge⸗ 
nehmigt, ſo kann die Eintragung der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft nicht erfolgen. ... Der Handelsregiſterrichter kann 
aber die Erben nicht zwingen, einen Geſellſchaftsvertrag in 
gültiger Weiſe einzugehen, wie dies das Amtsgericht unter⸗ 
nimmt, indem es die Erben auffordert, die Anmeldung der 
Geſellſchaft auf Grund des nachzuweiſenden Geſellſchafts⸗ 
vertrags zu bewirken. Es bedarf auch eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags nicht, vielmehr können die Erben auf Grund des 
zwiſchen ihnen als ſolchen beſtehenden Rechtsverhältniſſes, 
alſo der Erbengemeinſchaft (B. GB. $$ 2032 ff.), das ererbte 
Handelsgeſchäft fortführen. Dies wird für das Stadium der 
bloßen Abwickelung und Auseinanderſetzung auch von den 
Vorinſtanzen nicht in Zweifel gezogen. Gilt es aber für 
dieſes Stadium, ſo iſt nicht abzuſehen, warum es nicht auch 
ſonſt gelten ſollte. Einer Vereinbarung der Erben über jene 
Art der Fortführung des Geſchäfts bedarf es nicht, denn es 
handelt ſich um die Verwaltung des Nachlaſſes (val. B. GB. 
§ 2091; Entſcheid des Reichsgerichts Bd. X S. 101 f. 103; 
Motive zum B. GB. B. IV S. 769), und Verwaltungsmaß⸗ 
regeln brauchen nicht zwiſchen den Erben vereinbart zu 
werden, ſie können auch durch Stimmenmehrheit beſchloſſen 
und unter Umſtänden von einem einzelnen Miterben verlangt 
werden (B. GB. 88 2038, 745). 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L VI. 16 
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Auch von einem Vertrage über zeitweiſe Ausſchließung 
des Rechts, die Auseinanderſetzung zu verlangen ($$ 2042, 
749), kann keine Rede ſein, da die Fortführung des ererbten 
Geſchäfts durch die Erben als ſolche keinen von ihnen hindert, 
jederzeit die Auseinanderſetzung zu fordern. Ebenſowenig 
kommt eine Intereſſenkolliſion in Frage, vielmehr haben alle 
Erben bei der Fortführung des Geſchäfts die gleichen In⸗ 
tereſſen. Es iſt deshalb nicht erſichtlich, warum nicht ein 
Erbe, der zugleich der geſetzliche Vertreter minderjähriger 
Miterben iſt, an der Fortführung des Geſchäfts in eigenem 
Namen und gleichzeitig im Namen der von ihm vertretenen 
Minderjährigen ſollte teilnehmen können. Endlich erhellt 
nicht, inwiefern die Fortführung des Geſchäfts unter Be⸗ 
ſtellung der Witwe H. zur alleinigen Vertreterin in ihren 
Wirkungen der Neubegründung eines Geſchäfts gleichkomme 
und der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfe. 
Allerdings kann ſich die Anderung eines Erwerbsgeſchäfts 
als Neubegründung eines ſolchen darſtellen (vgl. Motive a. 
a. O.), aber eine ſolche Anderung ſteht nicht in Frage. Die 
Beſtellung eines Vertreters ſämtlicher Erben iſt keine Ande⸗ 
rung des Geſchäfts und liegt überdies nicht vor, da die 
Witwe H. ihre minderjährigen Kinder kraft Geſetzes vertritt 
und nur von ihren volljährigen Kindern zum Vertreter be⸗ 
ſtellt werden kann. N | 

Iſt aber die Fortführung eines zu einem Nachlaſſe ge: 
hörenden Handelsgeſchäfts durch die Erben auf Grund der 
Erbengemeinſchaft zuläſſig, jo iſt auch gemäß § 22 HGB. 
(vgl, 88 25, 27) die Beibehaltung der bisherigen Firma 
ſtatthaft, und dieſe Anderung des Firmeninhabers nach $ 31 
HGB. eintragbar und der Eintragung bedürftig, wie bereits 
wiederholt ausgeſprochen iſt. Die Anmeldung muß von 
ſämtlichen Erben ausgehen, doch kann ein Erbe ſie zugleich 
im Namen derjenigen minderjährigen Miterben, deren geſetz⸗ 
licher Vertreter er iſt, bewirken. 5 


19. Einſtellung des eue Handelsgeſchäfts durch die 
| Erben. 


urteil des Reichsgerichts I Ziv. Sen. vom 2. Dezember 
1903. — Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen 
| Bd. LV S. 198. 


Die Fortführung des ererbten Handelsgeſchäfts 
durch den Erben wird dadurch nicht eingeſtellt, daß 
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der Erbe das Geſchäft nebſt Firma innerhalb der 
im $ 27 HGB. geſtellten dreimonatlichen Friſt auf 
einen Anderen überträgt. 

HGB. § 27. 


Nur die völlige Aufgabe des Geſchäfts oder der Firma 
laſſen nach außen erkennen, daß die Firma, unter der die 
Verbindlichkeiten eingegangen ſind, nicht mehr beſteht, und 
geben dadurch den Geſchäftsgläubigern einen beſonderen An⸗ 
laß, ihre Rechte wahrzunehmen. Dagegen iſt die Übertragung 
des Geſchäfts mit Firma auf einen Dritten nur geeignet, 
der Annahme der Kontinuität der alten Geſchäftsbeziehungen 
Vorſchub zu leiſten. 

Durch dieſe Handlung macht ſich der Erbe im bejahen⸗ 
den Sinne züber die endgültige Fortführung der Firma 
ſchlüſſig“. Denn nach außen wird in Bezug auf den Fort: 
beſtand der alten Geſchäftsbeziehungen zu Dritten derſelbe 
Eindruck erweckt, ob er Geſchäft und Firma ſelbſt fortführt 
oder durch einen Dritten fortführen läßt. 

In demſelben Sinne wird die Frage entſchieden von 
Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch $ 27 Anm. 24; 
Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts §S 14 V Anm. 38 b und 
Lehmann⸗ Ring, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch § 27 
Nr. 5 a. E. Anderer Meinung Düringer⸗ Hachenburg, 
Handelsgeſetzbuch Bd. 1 S. 126; Goldmann, Kommentar 
zum Handelsgeſetzbuch $ 27 Anm. 2 IV und Bolte in 
Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. LI S. 447. 


20. Verpflichtung des Kaufmanns, ſeine eingetragene Firma 
unverändert im Handelsverkehr zu führen; Verwendung einer 
Firma in abgekürzter Geſtalt zur Warenbezeichnung. 
Beſchluß des Kammergerichts, Ferien⸗Senat, vom 9. Au⸗ 
guſt 1904. — Rechtſprechung der Oberlandesgerichte auf 
dem Gebiete des un Bd. IX Nr. 40 S. 246. — Urteil 
des Reichsgerichts II. Ziv. Sen. vom 29. Dezember 1903. 
Entſch. des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. LVI S. 419 ff. 


In das Handelsregiſter B. der Verfügung des preußi⸗ 
ſchen Juſtizminiſters über die Führung der Handelsregiſter 
vom 7. November 1899) iſt die Beſchwerdeführerin unter 

1) Preuß. Juſtizminiſterialblatt 1899 S. 813. Makower, Kom: 


mentar zum Handelsgeſetzbuch (12. Aufl.), Beil. a Nebengeſetze 
S. 994. Weißler, a Archiv 1899 S. 5 


244 Rechtsſprüche. 


der Firma: „Engros⸗Lager Max Schultz, G. m. b. H.“ ein⸗ 
getragen; ſie hat ſich aber vielfach im geſchäftlichen Verkehr, 
in der Korreſpondenz und in Zeitungsannoncen, ſowie auf 
dem Ladenſchilde als „Warenhaus Max Schulz“ bezeichnet. 
Gegen die Verfügung des Amtsgerichts, daß ſie ſich dieſer 
ihr nicht zuſtehenden Firma zu enthalten habe, hat ſie Ein⸗ 
ſpruch erhoben, der zurückgewieſen wurde. 

Gründe: 

Hat der Kaufmann eine Firma gewählt und iſt dieſe 
auf ſeine Anmeldung in das Handelsregiſter eingetragen, ſo 
ſoll er dieſe Firma und nicht eine beliebig abgeänderte Firma 
im Handelsverkehr führen. Neben dem Firmenrecht entſteht 
dadurch zugleich eine Firmenpflicht für den Kaufmann (Leh⸗ 
mann⸗Ring, HGB. § 17). Der Kaufmann hat die ein⸗ 
getragene Firma, ſoweit nicht geſetzliche Ausnahmen gemacht 
ſind, wie bei Führung von Prozeſſen und im Grundbuch⸗ 
verkehr anzuwenden. Die rechtspolizeiliche Bedeutung der 
Firma beſteht darin, daß ein für allemal feſtſtehen ſoll, unter 
welchem Namen der Kaufmann geſchäftlich handeln will. Der 
Regiſterrichter hat darauf zu achten, daß er ſtets die ge⸗ 
wählte Firma gebraucht, und bei Zuwiderhandlung auf 
Grund des § 37 HGB. einzuſchreiten. Zweifellos gehört 
auch gerade die Kundgebung des Geſchäftsinhabers auf dem 
Ladenſchilde und in Zeitungsanzeigen zu dem Handelsverkehr, 
in welchem der Kaufmann unter ſeiner Firma auftreten ſoll. 
Denn gerade auf dieſem Wege wendet ſich der Kaufmann 
an die weiteſten Kreiſe des Publikums, um den Abſchluß 
von Handelsgeſchäften vorzubereiten. 

Endlich darf, wenn auch zuſätzliche Bezeichnungen, wie 
„Warenhaus“, auf dem Ladenſchilde und in Anzeigen der 
Firma beigefügt werden dürfen, dies doch nicht in der Weiſe 
geſchehen, daß eine ſolche Bezeichnung mitten in die Firma 
eingeſchoben wird, da dieſe hierdurch ein ganz anderes Aus⸗ 
ſehen gewinnen und die eingetragene Firma nicht mehr mit 
Sicherheit erkennbar ſein würde. 

HGB. $ 37. 


Im Urteil vom 29. Dezember 1903 (Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. LVI S. 419) erörtert der 
II. Zivilſenat des Reichsgerichts im Anſchluß an § 13 des 
Geſetzes zum Schutze der Warenbezeichnungen: 

„Durch die Eintragung eines Warenzeichens wird 
niemand gehindert ... ſeine Firma ... ſei es auch 
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in abgekürzter Form, auf Waren, auf deren Ver⸗ 
packung oder Umhüllung anzubringen“, 
was im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift unter einem An⸗ 
bringen oder Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt zu 
verſtehen ſei. 

In dem Urteil heißt es: 

„Die Prüfung der Frage, was der § 13 a. a. O. unter 
dem Gebrauche der Firma in abgekürzter Geſtalt verſtehe, 
hat mit der Erörterung darüber zu beginnen, ob für die dort 
als zuläſſig bezeichneten Abkürzungen etwa die Grundſätze 
zur Anwendung kommen, die im rechtsgeſchäftlichen Verkehr 
für den Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt als 
Regel gelten, oder ob für den Gebrauch der Firma in ab⸗ 
gekürzter Geſtalt zur Bezeichnung der Waren ein weiterer 
Spielraum zugelaſſen ſei. Denn wenn bei Auslegung des 
§ 13 a. a. O. in der hier ſtreitigen Frage die Grundſätze 
anzuwenden wären, die für die Zuläſſigkeit ſolcher Abkürzun⸗ 
gen im rechtsgeſchäftlichen Verkehre als Regel gelten, ſo 
unterläge es wohl keinem Bedenken, daß der in erſter Reihe 
aufgeführten Anſicht beizutreten wäre. Indeſſen iſt nicht zu 
erkennen, daß für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr ganz andere 
Geſichtspunkte über die Zuläſſigkeit des Gebrauches von 
Abkürzungen der Firma entſcheiden müſſen, als bei dem 
Gebrauche ſolcher Abkürzungen für die Warenbezeichnung. 
Für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr iſt davon auszugehen, 
daß die Firma in der Regel überhaupt ohne Abkürzungen 
gebraucht werden ſoll, und daß nur ausnahmsweiſe ein Ge⸗ 
brauch in abgekürzter Geſtalt zuzulaſſen ſei, aus dem aber 
für jedermann das Rechtsſubjekt erkennbar ſein muß, deſſen 
Befugnis zum Gebrauch der Firma zu prüfen iſt. Anders 
iſt das, wenn die Firma auf der Ware zur Bezeichnung 
ihrer Herkunft oder ihrer Verkaufsſtelle angebracht wird. 
An und für ſich wird einen ſolchen Zweck nur ein kurzer, 
ſchlagender Ausdruck erfüllen; ſoll deshalb die Firma zu 
dieſem Zwecke verwendet werden, ſo wird ſie, wenn ſie aus 
mehreren Worten beſteht, dieſen Zweck in der Regel nur 
erfüllen, wenn aus ihrem weſentlichen Inhalte ein Schlag⸗ 
wort entnommen oder gebildet wird, unter dem die Firma 
für dieſe Ware in den Kreiſen ihrer Abnehmer bekannt iſt, 
und das daher dafür zureicht, daß dieſe Abnehmerkreiſe aus 
der in dem Schlagwort gebrauchten Abkürzung die volle 
Firma zu erkennen vermögen. Für den rechtsgeſchäftlichen 
Verkehr müſſen daher die Zuſätze, die auf ein Geſellſchafts⸗ 
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verhältnis, auf eine Aktiengeſellſchaft u. ſ. w. hinweiſen, in 
den Abkürzungen in der Regel beibehalten werden; für den 
dargelegten Zweck des Anbringens der Firma als Waren⸗ 
bezeichnung haben dagegen jene Zuſätze in der Regel keine 
entſcheidende Bedeutung.“ 


21. Anfechtung der Eintragung in die Lifte der Genoſſen 
bezw. der Zeichnungserklärung zu einer Aktiengeſellſchaft und 
hinſichtlich der Stammeinlage zu einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung wegen Irrtums oder Betruges. 
Vereinigte Zivilſenate des Reichsgerichts, Beſchluß vom 
16. Mai 1904. — Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen Bd. LVII S. 292. 

Die Eintragung in die Liſte der Genoſſen, die 
nach § 15 des Reichsgeſetzes, betreffend die Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die Mit: 
gliedſchaft entſtehen läßt, kann von dem Eingetra: 
genen, wenn die zu Grunde liegende Beitritts⸗ 
erklärung ſeinem Willen entſpricht, nicht mit der 
Behauptung angefochten werden, daß er zur Abgabe 
dieſer Erklärung durch eine von der Genoſſenſchaft 
zu 3 argliſtige Täuſchung beſtimmt wor⸗ 
den ſei. 5 | | 
Geſetz, betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 
1889/20. Mai 1898 8 15. HGB. $ 189. Geſetz, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 20. April 1889, Faſſung vom 

20. Mai 1898 $ 20. 

Für die Zeichnung zum Grundkapital der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft iſt das Gleiche bereits, betreffend die Anfechtung wegen 
Betrugs oder Irrtums, im Urteil des Reichsgerichts I. Ziv.⸗ 
Senat vom 14. März 1903 (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIV 
S. 287), für die Einzahlung der Stammeinlage zur Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung im Urteil desſelben Senats 
vom 25. März 1899 (Juriſt. Wochenſchrift 1899 S. 306) 
dargelegt. 

Der Beſchluß der vereinigten Zivilſenate begründet dies 
erneut und allgemein, was dahin zuſammengefaßt ſei, daß 
die Zeichnung bezw. Beitrittserklärung zur Genoſſenſchaft und 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſich nicht in daraufhin 
entſtehenden Vertragsrechten erſchöpft, ſondern dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber in der zur Entſtehung gebrachten juriſtiſchen 
Perſon Wirkungen zu äußern beſtimmt iſt. 
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22. Unzuläſſigkeit der nachträglichen Beſeitigung der Feſt⸗ 
ſetzung über Sacheinlagen in Aktiengeſellſchaftsverträgen ). 


Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Sen. vom 18. Ja⸗ 
nuar 1904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer 
gerichts Bd. XXVII S. A 228. 


Die Feſtſetzungen des Geſellſchaftsvertrages 
einer Aktiengeſellſchaft über die auf das Grund⸗ 
kapital gemachten, nicht durch Barzahlung zu lei- 
ſtenden Einlagen können, ſofern es bei dieſen 
Einlagen verblieben iſt, nicht gelegentlich der Ab⸗ 
änderung des Geſellfchaftsvertrages durch Beſchluß 
der Generalverſammlung als erledigt „geſtrichen“ 
werden. en Fa 
* 56 B. $ 186. 


23. Form der gerichtlichen oder notariellen Protokolle über 
Geueralverſammlungsbeſchlüſſe der Aktiengeſellſchaften “). 


Beſchluß des Oberlandesgerichts Dresden VI. Ziv. Sen. 
vom 1. März 1904 (VI. 86. 04). — Zentralblatt für frei: 
willige Gerichtsbarkeit und Notariat 1904 S. 320. 


Zur Gültigkeit des Protokolls über die Gene⸗ 
ralverſammlung einer Aktiengeſellſchaft genügt 


1) Bol. Bd. LIII S. 209 ff. dieſer Zeitſchrift. 

2) In einer Abhandlung „Die Generalverſammlungs⸗Protokolle der 
Aktiengeſellſchaften“ (Buſchs Archiv N. F. Bd. II [1873] S. 37 ff.) 
iſt vom damaligen Stadtgerichtsrat Keyßner die Formfrage der 
notariellen Generalverſammlungsprotokolle mit Rückficht auf die 
Art. 214 und 242 des HGB. nach der preußiſchen Notariats⸗ 
ordnung vom 11. Juli 1845 und dem derartige Protokolle be⸗ 
treffenden Kgl. ſächfiſchen Sondergeſetz vom 8. Juni 1859 geprüft. 

Er iſt zu dem Ergebnis gelangt, daß zur Rechtsgültigkeit der 
Generalverſammlungsprotokolle es der Erfüllung der Formerforder⸗ 
niſſe der Notariatsgeſetze für notarielle Verhandlungen nicht be⸗ 
dürfe; wie denn auch trotz der nachweislichen Mängel von den 
Regiſterrichtern niemals Bedenken erhoben ſeien. Es war gehofft, 
daß durch 8 259 Abſ. 2 des HGB. von weiteren zwingenden 
Formerforderniſſen — als den dort gebotenen — abgeſehen werden 
würde. Überraſchend ſprach ſich Staub, Kommentar zu $ 259 
Anm. 7, dahin aus, daß die in den Statuten etwa enthaltenen 
weiteren Anſprüche, wie namentlich Unterſchriften des Vorfitzenden, 
zweier Aktionäre oder des Stimmenzählers, erfüllt werden müßten. 
— Gegen Rieſſer, „Die Neuerungen im deutſchen Aktienrecht“ 
S. 58, die Kommentare von Lehmann⸗Ring Bd. I S. 510, 
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die Beobachtung der Vorſchriften des § 259 des 

Handelsgeſetzbuchs auch gegenüber weitergehen⸗ 

den Anforderungen des Geſellſchafts vertrages. 
HB. 8 259. 


Das Amtsgericht hatte abgelehnt, die von der Aktien⸗ 
geſellſchaft X. beſchloſſene Abänderung des Geſellſchaftsver⸗ 
trages in das Handelsregiſter einzutragen, weil das über 
die Verhandlung der Generalverſammlung aufgenommene 
notarielle Protokoll, entgegen der Beſtimmung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages, nicht von je einem Mitgliede des Vorſtandes 
und des Aufſſichtsrates mit unterzeichnet war. Das mit der 
Beſchwerde angerufene Landgericht war in Übereinſtimmung 


5. und € S. 196, Makower Bd. I S. 578, Rudorff S. 202, 
. und L. Keyßner S. 125 Anm. 1, Jaſtrow, Formularbuch 
und Notariatsrecht (14. Auflage) S. 228, wurde von Hachen⸗ 
burg, „Recht“ 1904 S. 16, zur Gültigkeit der Generalverſamm⸗ 
lungsprotokolle die Erfüllung der Mehrerforderniſſe in den Statuten 
für erforderlich erachtet. Dem ſchloß ſich das Landgericht Cleve 
im Beſchluß vom 30. Auguſt 1904 (Zeitſchrift für freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit 1904 S. 221) an. Notar Dr. Kockerols⸗Koblenz 
(Recht“ 1904 S. 573) hat dieſe Anficht mit ſicheren Gründen 
bekämpft, übereinſtimmend mit dem oben mitgeteilten Beſchluß. 
Derſelbe iſt nunmehr maßgebend; eine Abweichung erfordert einen 
Beſchluß des Reichsgerichts (Reichsgeſetz über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit $ 28). — Die Durbfidt einer Mehrzahl neuer Sta⸗ 
tuten hat ergeben, daß faſt überall die Anforderung der Unterſchrift 
aus alten Statuten übernommen iſt, wogegen Staub und Kocke⸗ 
rols a. a. O. raten, die alten Statuten von den fraglichen Bes 
ſtimmungen zu fäubern. Vorfichtige Notare nehmen gewohnheits⸗ 
mäßig oder bedenkend, daß überflüffiges nicht ſchadet, in das 
Protokoll auf, daß dasſelbe vorgeleſen ſei und laſſen Unterſchriften 
beifügen; die für die notariellen Protokolle gewonnenen Ergebniſſe 
gelten auch für die gerichtlichen, welche ſich ſeltenſt finden möchten. 
— Für die eine notarielle oder gerichtliche Beurkundung des Be⸗ 
ſchluſſes über Abänderung des „Geſellſchaftsvertrages“ (eine Tren⸗ 
nung zwiſchen Geſellſchaftsvertrag und Einrichtungsordnung, vgl. 
oben S. 205 Anm. 5, agreement of association und articles of 
organisation, iſt noch nicht durchgeführt) nach 8 53 des Reichs⸗ 
ah betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
ürfte mit den vorſtehenden Erörterungen auch eine Befreiung von 
den ſonſt zwingenden Beſtimmungen für notarielle oder gerichtliche 
Verhandlungen (88 175 und 177 des Reichsgeſetzes über die Ans 
elegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) gewonnen werden. — 
ür Generalverſammlungsbeſchlüſſe der Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften iſt eine gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
nicht vorgeſchrieben, Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889, Faſſung vom 
11. Mai 1897 $ 47. 
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mit Staubs Kommentar zum Handelsgeſetzbuch § 259 
Anm. 7 beigetreten. 

Die hiergegen gerichtete weitere Beſchwerde iſt für be⸗ 
gründet erachtet worden aus folgenden Gründen: 

Die Formvorſchriften im 8 259 des HGB. über die 
Beurkundung von Beſchlüſſen der Generalverſammlung einer 
Aktiengeſellſchaft ſind zwingender Natur und können durch 
den Geſellſchaftsvertrag nach keiner Richtung abgeändert 
werden. Wenn Staub an der angeführten Stelle unter 
Bezugnahme auf § 125 Satz 2 des B. GB. die Meinung 
vertritt, daß der Geſellſchaftsvertrag erhöhte Formvorſchriften 
für die Gültigkeit von Beſchlüſſen der Generalverſammlung 
fordern könne, ſo ſteht dem nach der Anſicht des Oberlandes⸗ 
gerichts entgegen, daß das Geſetz die Form des Protokolls 
erſchöpfend und unter Ausſchließung abweichender Beſtim⸗ 
mungen des Geſellſchaftsvertrages ordnen will. 

In der Denkſchrift zum Entwurf heißt es in a 
Beziehung pomme der Vorſchrift im Art. 238 a Ab. 1 
des HGB. ält. Faſſ., wonach jeder Beſchluß der General⸗ 
verſammlung zu ſeiner Gültigkeit der gerichtlichen oder no⸗ 
tariellen Beurkundung bedürfe und die Zuziehung von Zeugen 
nicht erforderlich ſei, hätten ſich in der Praxis Zweifel und 
Schwierigkeiten ergeben, weil die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Aufnahme öffentlicher Urkunden, aus denen man 
die Beſtimmung des Handelsgeſetzbuchs in dieſer Beziehung 
ergänzen zu müſſen glaubte, in der Regel nur die Beur⸗ 
kundung des Inhalts von Rechtsgeſchäften, nicht aber die 
Beurkundung von Vorgängen, inabefonbere von Verhand⸗ 
lungen und Beſchlußfaſſungen einer Generalverſammlung, 
berückſichtigte. Der Entwurf gab daher zugleich die nötigen 
Vorſchriften über den Inhalt und die Vollziehung des Pro⸗ 
tokolls. Dabei ſah der Entwurf neben der für die Gültig⸗ 
keit des Protokolls weſentlichen Vollziehung desſelben durch 
den Richter oder Notar die Unterſchrift des Vorſitzenden der 
Verſammlung mit der Bedeutung einer bloßen Anweiſung 
vor, indem es in Abſ. 4 hieß: „Das Protokoll muß von 
dem Richter oder Notar vollzogen werden; es ſoll außerdem 
. Vorſitzenden der Generalverſammlung unterzeichnet 
werden 

Aber auch dieſe Ordnungsvorſchrift, welcher bereits nach 
dem Entwurfe keine Bedeutung für die Gültigkeit des Pro⸗ 
tokolls zukam, wurde von der Reichstagskommiſſion als über⸗ 
flüſſig und läſtig geſtrichen. 
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Hieraus ergibt ſich mit aller Deutlichkeit daß Beſtim⸗ 

mungen des Geſellſchaftsvertrages über das nach § 259 des 
SB. aufzunehmende Protokoll keinen Einfluß auf die 
Gültigkeit des Protokolls und der darin beurkundeten Be⸗ 


ſchlüſſe der Generalverſammlung ausüben können, N | 


daß . allein das Geſetz . 


24. Rentabilitäts- und Dividendengarantie für eine Aktien⸗ 


geſellſchaft. Einkommenſtenerfreiheit der Aktiengeſellſchaft, 


anlangend des Znuſchuſſes für die Dividendengarantie. 


Urteil des Preuß. Oberverwaltungsgerichts V. Senat in 
Staatsſteuerſachen vom 12. März 1904. — Deutſche Ju: 
| riſten⸗Zeitung Bd. IX Nr. 21 S. 1046 f. 


Bei der von einem Dritten übernommenen Ge⸗ 
winngarantie für eine Aktiengeſellſchaft ſind zu 


unterſcheiden: 
1. Rentabilitätsgarantie )). Hier übernimmt 


der Dritte der Aktiengeſellſchaft gegenüber die 


Gewähr, daß dieſe einen beſtimmten Reingewinn 
erzielt, ohne daß aber die Aktiengeſellſchaft dem 
Dritten gegenüber die Verpflichtung übernimmt, 
den bedungenen Garantiezuſchuß zur Verteilung 
von Dividende unter die Aktionäre zu verwenden. 

Der Anſpruch der Aktiengeſellſchaft auf den 
Fehlbetrag ſtellt eine mit dem Ablaufe des Ge: 


ſchäftsjahres gegen den Garanten erwachſene For⸗ 


derung dar, welcher keine Verpflichtung der Ge— 


ſellſchaft gegen den Garanten oder die Aktionäre 


gegenüberſteht, und die demnach in der Bilanz 
lediglich als Aktivum zu berückſichtigen iſt. 

Die Geſellſchaft kann hierüber, ſoweit ſie nicht 
durch das Geſetz oder den Geſellſchaftsvertrag 
hieran gehindert iſt, ganz ebenſo wie über den 
lediglich durch ihren . . Reingewinn 
völlig frei verfügen. 


1) Lehmann, Das Recht der Aktiengeſellſchaft Bd. II $ 85 S. 423 ff. 
Simon, Die Bilanzen der Aktien PES und der Home 
manditgeſellſchaften auf Aktien (2. Aufl.) $ 70 S. 285 ff. Rehm, 
Die Bilanzen der Attiengeſellſchaft u. ſ. w. 5 166 S. 688 ff. 
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| 2. Dividendengarantie ). Hier übernimmt der 
Garant nur die Gewähr dafür, daß die Aktionäre 
einen gewiſſen Betrag an Dividende in beftimmter 
Höhe von ihren Aktien beziehen, ohne zugleich die 
Verpflichtung zur Deckung einer etwaigen Unter⸗ 
bilanz der Aktiengeſellſchaft zu übernehmen. 

Das Vorhandenſein einer ſolchen Garantie iſt 
auf das Geſchäftsergebnis der Geſellſchaft ohne 
Einfluß und kann weder in der Gewinn- oder Ber: 
luſtrechnung noch in der Bilanz irgendwie berüd: 
ſichtigt werden. 

Bei dieſem zwiſchen Aktionären und Garanten 
geſchloſſenen Vertrag macht es keinen Unterſchied, 
wenn vereinbart iſt, daß der Garant den auf Grund 
der Garantie zu leiſtenden Zuſchuß in voller Höhe 
an die Geſellſchaft zahlt und dieſe die Verteilung 
an die Aktionäre zu bewirken hat. 

In dieſem Falle darf die Dividendengarantie 
in der Jahresrechnung der Geſellſchaft keinen Aus⸗ 
druck finden. Die garantierte Summe bildet nur 
einen durchlaufenden Rechnungspoſten. 

ſt die Dividendengarantie durch einen von 
der Aktiengeſellſchaft mit dem Garanten geſchloſ⸗ 
ſenen Vertrag übernommen und iſt dadurch ein 
ſelbſtändiger und klagbarer Anſpruch der Aktionäre 
gegen den Garanten auf Zahlung des garantierten 
Betrages begründet, ſo ſtellt ſich dieſer Vertrag 
als ein Vertrag zu Gunſten Dritter dar. 

Solcher Dividenden garantiezuſchuß bildet nicht 
einen für die Aktiengeſellſchaft ſteuerpflichtigen 
Poſten des preußiſchen Mi 
vom 24. Juni 1891 $ 16. 


GB. $$ 215, 261. B. GB. 88 328 ff. Preuß. Einkommenſteuergeſeh 
vom 24. Juni 1891 $$ 14 . 555 Geſ. Samml. 1891 Nr. 19 


Die Dividendengarantie einer Aktiengeſellſchaft gegen⸗ 
über ihren Aktionären iſt geſetzlich unzuläſſig. Denn nach 
$ 215 988, dürfen — von den ſogenannten Bauzinſen 


1) Zu vergleichen hierzu: Rehm, Fälle zuläſſiger Übernahme. von 
Dividendengarantien für den eigenen Betrieb durch Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LIV S. 460 ff. 
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abgeſehen — Zinſen von beſtimmter Höhe für die Aktionäre 
nicht ausbedungen werden; es darf vielmehr unter ſie nur 
dasjenige verteilt werden, was ſich nach der jährlichen Bilanz 
als Reingewinn ergibt. Nur ein Dritter kann daher die 
Gewähr dafür übernehmen, daß die an die Aktionäre eines 
Aktienunternehmens zu zahlende Dividende während eines 
beſtimmten Zeitraumes eine beſtimmte Höhe erreiche. Bei 
den von Dritten übernommenen Gewinngarantien iſt aber 
zwiſchen den rechtlich wie wirtſchaftlich weſentlich verſchiedenen 
Fällen der Rentabilitätsgarantie und der Renten⸗ 
oder Dividendengarantie zu unterſcheiden. Der Fall 
der Rentabilitätsgarantie liegt vor, wenn ein Dritter 
einer Aktiengeſellſchaft gegenüber die Gewähr dafür 
übernimmt, daß dieſe einen beſtimmten Reingewinn erzielt, 
ohne daß aber die Aktiengeſellſchaft dem Dritten gegenüber 
die Verpflichtung übernimmt, den bedungenen Garantiezu⸗ 
ſchuß zur Verteilung von Dividenden unter ihre Aktionäre 
zu verwenden. In dieſem Falle ſtehen ſich nicht bloß die 
Geſellſchaft und der Garant als die alleinigen Kontrahenten 
gegenüber, ſondern es iſt auch Gegenſtand des Vertrages 
lediglich der Vorteil der Geſellſchaft; nur für ſie, nicht auch 
für die Aktionäre, ſoll nach dem Willen beider Teile der 
Anſpruch auf die garantierte Summe begründet werden. 
Der Vorteil der Aktionäre wird in der Regel die mittelbare 
Folge des Vertrages ſein, er iſt aber nicht Gegenſtand der 
Vereinbarung der Geſellſchaft mit dem Garanten. Die Ge⸗ 
ſellſchaft erwirbt daher lediglich das Recht, bei einem un⸗ 
günſtigen Jahresergebnis ihres Betriebes die Differenz zwiſchen 
dem garantierten Ertrage und dem ſich aus der Bilanz er⸗ 
gebenden Gewinn⸗ oder Verluſtbetrage, im Falle eines Ver⸗ 
luſtes insbeſondere alſo auch zunächſt die Deckung der Unter⸗ 
bilanz, von dem Garanten zu fordern. Der Anſpruch auf 
den Fehlbetrag ſtellt demnach eine mit dem Ablauf des 
Geſchäftsjahres der Geſellſchaft dieſer gegen den Garanten 
erwachſenen Forderung dar, welcher keine Verpflichtung 
der Geſellſchaft gegen den Garanten oder die Aktionäre 
gegenüberſteht und die demnach in der Bilanz lediglich als 
Aktivum zu berückſichtigen iſt. Die Geſellſchaft kann daher 
über den durch den Garantiezuſchuß entſtehenden Reingewinn, 
ſoweit ſie nicht durch das Geſetz oder den Geſellſchaftsvertrag 
daran gehindert iſt, ganz ebenſo wie über den lediglich durch 
ihren Betrieb erzielten Reingewinn völlig frei verfügen, 
im Wege einer Statutenänderung alſo auch noch über die 
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ihr durch den Geſellſchaftsvertrag gezogenen Grenzen hinaus. 
Bei der Renten⸗ oder Dividendengarantie übernimmt 
dagegen der Garant die Gewähr nur dafür, daß die Ak⸗ 
tionäre eine gewiſſe Rente, eine Dividende in beſtimmter 
Höhe, von ihren Aktien beziehen, ohne zugleich die Verpflich⸗ 
tung zur Deckung einer etwaigen Unterbilanz der Aktien⸗ 
geſellſchaft übernehmen zu müſſen. Eine derartige Garantie 
kann der Garant im Wege eines mit den Aktionären 
ſelbſt abgeſchloſſenen Vertrages übernehmen. In 
dieſem Falle iſt jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen, daß 
nur den Aktionären, nicht auch der Geſellſchaft, der Anſpruch 
auf Zahlung der garantierten Dividende zuſteht. Es handelt 
ſich hier daher überhaupt nicht um eine Forderung oder 
Einnahme der Geſellſchaft. Das Vorhandenſein einer der⸗ 
artigen Garantie iſt alſo auf das Geſchäftsergebnis der Ge⸗ 
ſellſchaft ohne jeden Einfluß und kann weder in der Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung, noch in der Bilanz der letzeren irgend⸗ 
wie berückſichtigt werden. Dabei macht es materiell keinen 
Unterſchied, auch wenn in dem zwiſchen dem Garanten und 
den Aktionären geſchloſſenen Vertrage, wie dies aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsrückſichten wohl in der Mehrzahl der Fälle geſchieht, 
vereinbart iſt, daß der Garant den auf Grund der Garantie 
zu leiſtenden Zuſchuß in voller Höhe an die Geſellſchaft 
zahlt und dieſe die Verteilung an die einzelnen Inhaber der 
Aktien zu bewirken hat. Denn auch bei dieſer Sachlage 
find die Anſpruchs⸗ und Empfangs berechtigten allein die 
Aktionäre, die Geſellſchaft iſt lediglich die Zahlſtelle, welche 
die Zahlung zwiſchen dem Garanten und den Aktionären 
vermittelt. Auch in dieſem Falle darf die Dividendengarantie 
in der Jahresrechnung der Geſellſchaft keinen Ausdruck finden, 
da die garantierte Summe nur einen durchlaufenden Rech⸗ 
nungspoſten bildet. Eine Renten⸗ oder Dividendengarantie 
zu Gunſten der Aktionäre kann aber ſeitens eines Dritten 
auch durch einen mit der Aktiengeſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag rechtswirkſam übernommen werden, 
indem er ſich der Geſellſchaft gegenüber zur Gewährleiſtung 
einer Dividende von beſtimmter Höhe für die Aktionäre in 
der Art verpflichtet, daß nach dem Willen beider Kontrahenten 
aus dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrage den Aktionären 
ein ſelbſtändiger und klagbarer Anſpruch gegen ihn auf 
Zahlung des garantierten Betrages an ſie ſelbſt erwachſen 
ſoll. Ein derartiger Vertrag ſtellt ſich rechtlich als ein Ver⸗ 
trag zu Gunſten Dritter dar. Die Wirkungen, die ein der⸗ 
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artiger Vertrag für die Kontrahenten ſelbſt wie für den 
Dritten erzeugt, find daher, falls dafür das B.GB. maß⸗ 
gebend iſt, nach den in deſſen 88 328 ff. getroffenen Vor⸗ 
ſchriften zu beurteilen. In ſteuerrechtlicher Beziehung kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß ein von einem Dritten 
für die Aktionäre einer Aktiengeſellſchaft zu leiſtender oder 
bereits geleiſteter Dividendengarantiezuſchuß in allen den 
Fällen, in welchen er nach den vorſtehenden Ausführungen 
in der Rechnung der Geſellſchaft nur einen durchlaufenden 
Poſten bildet, nicht zu den Überſchüſſen im Sinne des 8 16 
Einkommenſteuergeſetz, bei einer Handel oder Gewerbe be⸗ 
treibenden Aktiengeſellſchaft alſo nicht zu ihrem damit gleich⸗ 
bedeutenden geſchäftlichen Reingewinn im Sinne des $ 14 
dieſes Geſetzes (Entſcheid des Oberverwaltungsgerichts in 
Staatsſteuerſachen Bd. X S. 214 ff.) gehört und demnach 
nicht ſteuerpflichtig iſt. Insbeſondere gilt dies auch in den 
Fällen einer nach Allg. Preuß. LR. (§§ 74— 77 Teil I Tit. 5, 
Art. 170 Einf. geſ. zum B. GB.) zu beurteilenden Renten⸗ 
oder Dividendengarantie, welche zu Gunſten der Aktionäre 
einer Aktiengeſellſchaft in einem zwiſchen der Geſellſchaft und 
einem Dritten abgeſchloſſenen Vertrage von letzterem über⸗ 
nommen iſt, und zwar gleichviel, ob die Aktionäre dem Ver⸗ 
trage mit Bewilligung der Kontrahenten bereits beigetreten 
ſind oder nicht. | 


25. Anzeige der Anderung im Perſonenſtaude des Aufſichts⸗ 
rates einer Aktiengeſellſchaft zum Handelsregiſter der Zweig⸗ 
: | niederlaſſung. 


Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 9. Juli 
1904. — Rechtſprechung der Oberlandesgerichte auf dem 
: Gebiete des Zivilrechts Bd. IX Nr. 40 S. 242. | 


Die nach § 244 des Handelsgeſetzbuchs dem 
Vorſtande obliegende Einreichung der Bekannt— 
machung der Anderung in den Perſonen der Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrates zum Handelsregiſter er— 
ſtreckt ſich auch auf das Handelsregiſter der Zweig: 


niederlaſſung. en: 
| — HGB. 88 13, 244. 
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26. Löſchung einer Handelsregiſtereintragung bei Attien- | 
vereinen, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Geſel⸗ 
+ ſchaften mit beſchränkter Haftung. 
Beſchluß des Kammergerichts L Ziv. Sen. vom 18. April 


1904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergericht 
Bd. XXVII S. A 232. 


*Der 8 144 des Reichsgeſetzes über die Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet 
nur dann Anwendung, wenn die Geſellſchaft oder 
ein Beſchluß der Generalverſammlung oder der 
Verſammlung der Geſellſchafter als nichtig ge 
löſcht werden ſoll. In Anſehung ſonſtiger aaur 
gen von Amts wegen gelten die SS 142, 143 daſ. 
auch für Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien und Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. 


| Reda über bie 1 0 der 1 in . vom 
17 120. Mail 
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I. Dr. E. v. Liebig, Regierungsrat und ſtändiges 
Mitglied des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privat⸗ 
verſicherung. Beiträge und Vorſchläge zum 
Problem der Kreditverſicherung. 8. (110 S.) 
Berlin 1903, Puttkammer & Mühlbrecht. (M. 2.60.) 


Kurz nach der Veröffentlichung des in Bd. LV S. 557 dieſer 
Zeitſchrift unter Nr. XXXVIII beſprochenen Buches von Dr. Emil Herz⸗ 
felder über das „Problem der Kreditverſicherung“ iſt die vorliegende 
Schrift erſchienen, welche das gleiche Thema behandelt, dabei aber zu 
einem weſentlich anderen Ergebnis gelangt. 

In Kapitel I wird das Weſen des Kredits und des auf ihm bes 
ruhenden Kreditgeſchäfts nebſt den verſchiedenen Arten desſelben, Perſonal⸗ 
kredit und Realkredit (letzterer wieder in Fauſtpfandkredit, Buchpfandkredit 
und Gewahrſamspfandkredit zerfallend), in Kapitel II ſodann der Zweck 
des Kredits (Konſumtiv⸗ und Produktivkredit) kurz erörtert. In Ka⸗ 
pitel III werden unter Hinweis auf die von Dr. Herzfelder gegebene aus⸗ 
führliche Geſchichte der Kreditverſicherung noch einzelne Beiträge zu dieſer 
Geſchichte angeführt, namentlich der von dem Hof⸗ und Gerichtsadvokaten 
Dr. Hermann Brabbse in Wien im Jahre 1889 gemachte Vorſchlag, 
wonach die Kreditverſicherung nicht vom Gläubiger, ſondern vom Schuld⸗ 
ner ausgehen ſoll, ſowie das Projekt der im Jahre 1889 vom Geh. Rat 
von Broich gegründeten Deutſchen Zentralgenoſſenſchaft, wonach die 
Kreditverſicherung von einem genoſſenſchaftlichen Verband gegen Prämien⸗ 
zahlung der verſicherten Mitglieder in der Weiſe bewirkt werden ſoll, daß 
der einzelnen kreditgebenden Genoſſenſchaft für die bei ihren Kreditgeſchäften 
mit dieſen Mitgliedern erwachſenden Verluſte vom Verbande der zu dieſem 
Zwecke zuſammengetretenen Genoſſenſchaften Erſatz geleiſtet werden ſoll — 
beide Projekte find nicht zur Ausführung gelangt. 

Es folgt in Kapitel IV ein Überblick über die Kreditverſicherung 
der Gegenwart und über die fie betreibenden Geſellſchaften, nämlich zwei 
engliſche: The Ocean Accident and Guarantee Corporation Limited 


Literatur. 257 


und The Excess Insurance Company Limited, beide in London, ferner 
zwei amerikaniſche: Tne Philadelphia Casualty Company in Philadelphia 
und The American Credit Indemnity Company of New York in 
Saint Louis, ſowie eine deutſche: die Hanſeatiſche See⸗ und Allgemeine 
Verſicherungsgeſellſchaft in Hamburg, ſämtlich mit ihren Polizen oder 
Antragsformularen (in Anlage 1I— VI). Die Beurteilung ihres Geſchäfts⸗ 
betriebes wird ſchließlich dahin zuſammengefaßt, daß „die Prinzipien, auf 
denen ein rationeller Betrieb der Kreditverſicherung möglich iſt, auch von 
den in der Gegenwart dieſen Zweig betreibenden Geſellſchaften noch nicht 
gefunden find“. In Kapitel V wird als Grund für dieſen wenig befriedi⸗ 
genden Zuſtand ausgeführt, daß bei der heutigen Kreditverſicherung, wo 
lediglich der Gläubiger für die Beibringlichkeit ſeiner Forderungen und 
für den ihm hierbei etwa erwachſenden Verluſt Verſicherung nehme, ein 
verſicherungstechniſch richtiger Ausgleich zwiſchen den unbedenklichen und 
den verluſtreichen Rifikos nicht möglich ſei, da die verſichernde Geſellſchaft 
die Gefahrsmomente, die das zu übernehmende Riſiko beeinfluſſen könnten, 
insbeſondere die Kunden bezw. Schuldner ihres Verſicherten nicht kenne. 
Zur Beſeitigung ſolcher Unzuträglichkeit wird. dann in Kapitel VI, im 
Anſchluß an das bereits von Dr. Brabbée entwickelte, im Jahre 1889 
aber unbeachtet gebliebene Projekt, vorgeſchlagen, es ſolle die Kreditver⸗ 
ſicherung fortan nicht vom Gläubiger, ſondern vom Schuldner 
ausgehen, dergeſtalt, daß die Verſicherungsgeſellſchaft dieſem Verſicherten 
auf ſeinen Antrag im ganzen oder in kleineren Teilbeträgen auf den In⸗ 
haber lautende Garantieſcheine in Höhe feiner verficherten Schuldverbind⸗ 
lichkeiten für die von ihm zu bezahlenden Warenlieferungen aushändigt, 
welche der Verſicherte wie Bargeld an feinen Lieferanten weitergibt und 
wofür letzterer am Fälligkeitstermine von der verſichernden Geſellſchaft 
Zahlung erhält, daß dagegen der Verficherte zunächſt im Antragsformu⸗ 
lare ihr feine Verhältniſſe und die Art des von ihr zu verfichernden, auf 
Warenlieferungen zu beſchränkenden Kredits genau angibt, im voraus eine 
nach der Höhe der verlangten Garantie, nach der Dauer des Zieles und 
nach ſeinen persönlichen Verhältniſſen zu bemeſſende Prämie von etwa 
1—3 Prozent der zu verfichernden Summe, ſowie eine Extrazahlung von 
etwa 1 Prozent zum Extrafonds der Geſellſchaft leiſtet und an letztere 
den Betrag der Garantieſcheine ſpäteſtens zwei Wochen vor Ablauf des 
Zieles, alſo jedenfalls vor der von der Geſellſchaft an den Lieferanten 
zu bewirkenden Zahlung, bei Meidung ſofortiger nenen an 
die Geſellſchaft entrichtet. 

Es wird dem Verfaſſer zuzugeben ſein, daß bei der von ihm vor⸗ 
geſchlagenen Art der Verſicherung oder vielmehr Garantieleiſtung die 
verſichernde Geſellſchaft einen weit beſſeren Einblick in das ausſchlaggebende 
Moment, die Zahlungsfähigkeit des einzelnen Schuldners, erhält, als bei 
der zur Zeit üblichen Verſicherung, bei welcher ſie die Geſamtforderungen 
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des Gläubigers verſichert, ohne bei dieſem Verſicherungsabſchluß die Mehr⸗ 
zahl ſeiner Schuldner zu kennen, und daß demgemäß nach dieſem Vorſchlag 
der Verſicherte auch mit ſeinen Lieferanten, deren Forderungen unter allen 
Umſtänden geſichert ſind, unter weit günſtigeren Bedingungen, wie ein 
Nichtverſicherter von gleicher Finanzlage, wird abſchließen können. Immer⸗ 
hin wird aber auch hier das Bedenken nicht abzuweiſen ſein, ob eine 
Geſellſchaſt auf dieſer Grundlage bei der praktiſchen Durchführung wird 
beſtehen können, ob insbeſondere für die zahlreichen unficheren Firmen, 
die ſich nach der eigenen Annahme des Verfaſſers namentlich in der erſten 
Zeit an eine ſolche Geſellſchaft herandrängen werden, durch eine Mehrzahl 
von ſoliden Firmen, die doch der Verſicherung weniger bedürfen, der 
erforderliche Ausgleich geſchaffen werden kann. 

Jedenfalls aber erſcheint die Frage der Kreditverficherung ſo be⸗ 
deutſam, daß ſie wohl nicht wieder aus der öffentlichen Beſprechung ver⸗ 
ſchwinden wird und jeder Beitrag zur Löſung dieſer Frage, der, wie der 
vorliegende, in ſachlicher Weiſe und von ſachkundiger Seite erfolgt, mit 
Anerkennung zu begrüßen iſt. 

Leipzig. Reichsgerichtsrat Brückner. 


II. P. Huvelin. L’histoire du droit commer- 
cial (conception générale, état actuel des 
études). 8. (115 p.) Paris 1904, Librairie 
Léopold Cerf. 


Verfaſſer, Profeſſor an der Univerfität Lyon, dem deutſchen Publi⸗ 
kum durch verdienſtliche Unterfuchungen über die Geſchichte des Markt⸗ 
und Meßrechts ) bekannt, hat in der Revue de synthèse historique VII, 
VIII die jetzt in Schriftform erſcheinende Skizze einer Handelsrechtsgeſchichte 
nebſt Zuſammenſtellung der Literatur veröffentlicht. Die Schwierigkeiten 
eines derartigen Unternehmens verhehlt ſich Huvelin nicht und fein 
Verſuch hat mit ihnen um ſo mehr zu kämpfen, als Verfaſſer ſich nicht 
auf das rein juriſtiſche Gebiet beſchränkt, ſondern in die verwandten Ge⸗ 
biete der wirtſchaftlichen und politiſchen Geſchichte hineingreift. „Was ſo 
viel Arbeiten unnütz oder ſchlecht macht, iſt, daß ſie zum Teil von Hiſto⸗ 
rikern ohne juriſtiſche Bildung, zum Teil von Juriſten ohne hiſtoriſche 
Bildung herſtammen,“ bemerkt Huvelin S. 115 mit Recht von den 
handelsgeſchichtlichen Werken. Daß er dieſen Fehler zu vermeiden ſucht, 


1) Essai historique sur le droit des marchés et des foires (bes 
ſprochen in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 511), Les courriers 
des foires de Champagne (Annales de droit commercial 1898). 
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iſt lobend anzuerkennen. Aber fein Verſuch, auch nur ſkizzenhaft die 
Entwickelung des Handelsrechts im Ganzen darzuſtellen, dürfte als ge⸗ 
lungen kaum zu betrachten ſein. Auf den 20 Seiten, in denen die Grund⸗ 
züge einer Entwickelung vorgeführt werden, betont Verfaſſer nicht ohne 
Glück gewiſſe hervorragende Momente in der Ausbildung und Fort⸗ 
entwickelung des Handelsrechts, aber mehr als einen allgemeinen und 
flüchtigen Eindruck erhält der Leſer — fieht man von den älteſten Zus 
ſtänden ab — nicht, und zumal die mittelalterliche Entwickelung wird 
kaum angedeutet. — Wertvoller iſt die Literaturgeſchichte und Biblio⸗ 
graphie, die den Hauptinhalt der Schrift bildet. Daß auch hier nicht 
Vollſtändigkeit erzielt wird und daß der Leſer über die Betonung der 
Wichtigkeit mit dem Verfaſſer nicht ſtets eins iſt, iſt freilich unvermeidlich. 
So wird beiſpielsweiſe auf die Literatur über das altſemitiſche Recht zu 
kurz hingewieſen, die Literatur über die großen Handelskompagnien und 
die Banken iſt nicht genügend berückſichtigt und die Literatur über die 
Gilden muß man ſich aus e Stellen zuſammenſuchen, ohne 
Vollſtändigkeit zu erzielen. 

Doch wer wird mit dem Verfaſſer darüber rechten wollen? Eher 
ließe ſich tadeln, daß zu wenig der Weizen von der Spreu geſondert wird, 
neben wertvollen Werken ohne Unterſcheidungszeichen unnütze Jugend 
arbeiten genannt werden. Jedenfalls wird die Schrift auch dem deutſchen 
Forſcher ſich nützlich erweiſen. Die Schaffung unſeres Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches hat — hoffentlich vorübergehend — in Deutſchland rechtsgeſchicht⸗ 
liche Studien ungebührlich zurücktreten laſſen. Auch an dieſer Zeitſchrift 
konnte die Erſcheinung nicht ſpurlos vorübergehen. Der Tadel des Ver⸗ 
faſſers auf S. 32 trifft nicht die neue Redaktion, denn ich ſollte doch 
gegen die Unterſchätzung hiſtoriſcher Arbeiten nach meiner literariſchen 
Vergangenheit geſchützt ſein, und die gerügte Erſcheinung trat bereits 
vorher auf. Er trifft die unvermeidlichen Folgen einer neuen Kodifikation. 
Die Waſſer werden ſich verlaufen und die Bedeutung der rechtsgeſchicht⸗ 
lichen Arbeiten wird nach vorübergehender Verdunkelung wieder hervor⸗ 
treten. Das Programm dieſer Zeitſchrift hat eine Anderung in dieſer 
Hinſicht nicht erfahren, rechtshiſtoriſche Beiträge werden ſtets willkom⸗ 
men ſein. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


III. F. Frensdorff. Der Makler im Hanſa⸗ 
gebiete (Feſtgabe der Göttinger Juriſtenfakultät 
für Ferdinand Regelsberger, 1901, S. 255 —316). 


Dieſe treffliche Arbeit unterſucht für ein feſt begrenztes Gebiet, auf 
dem der Verfaffer eine rühmlichſt bekannte Forſchertätigkeit entfaltet hat, 


260 Literatur. 


die Stellung des mittelalterlichen Maklers. Terminologiſch wird zunächſt 
feſtgeſtellt, daß das Wort „Makler“ aus dem Flandriſchen herſtammt 1) 
und ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts, jedenfalls ſeit dem 14. Jahr⸗ 
hundert ſich über Niederſachſen ausbreitet. Wenn Frensdorff bemerkt, 
daß der Gebrauch des Wortes bis zum 17. Jahrhundert auf die Nieder⸗ 
lande und Niederſachſen beſchränkt war, ſo iſt dies nach ſeinen Zeugniſſen 
für Deutſchland zuzugeben, dagegen hat ſich das Wort nach dem fkandi⸗ 
naviſchen Norden ſchon früher verbreitet. In einer ſchwediſchen Urkunde 
von 1407 (C. Silverstolpe, Svenskt Diplomatarium 1875 I 
Nr. 801) erklärt fich der Veräußerer damit zufrieden, daß die Freunde 
auf beiden Seiten bezüglich des Wertes „unter uns mäkeln und ent⸗ 
ſcheiden“ (oos i mellin mækla oc unskilia), und im 16. Jahrhundert ift 
der Ausdruck „mäklare“ in Schweden ganz geläufig ), wie er auch in 
Dänemark und Norwegen ſeit dem 16. Jahrhundert in Gebrauch“) iſt. 
Der zeitlich ältere Ausdruck für den Mäkler iſt in Deutſchland „Unter⸗ 
käufer“, der zeitlich ſpätere, von Italien her ſeit dem 17. Jahrhundert 
eindringende „Senſal“. Letzteres Wort, das bekanntlich arabiſchen Ur⸗ 
ſprungs ift “), tritt zunächſt im Geld» und Wechſelhandel auf, um ſpäter 
auf den Warenhandel übertragen zu werden. Frankreichs Anteil an der 
Terminologie prägt ſich in der Bezeichnung „courtage“ für die Mäkler⸗ 
gebühr aus, die in Hamburg geradezu in der Geſetzesſprache adoptiert 
wurde. Das engliſche „broker“ hat zwar in der älteren ſkandinaviſchen 
Sprache feine Spuren hinterlaſſen ), iſt aber bei uns nicht zur Herrſchaft 
gelangt. Derartige eingehende terminologiſche Unterſuchungen, wie ſie der 
Verfaſſer liefert, find in der Geſchichte des Handelsrechts von der größten 
Wichtigkeit. Der Anteil, den die einzelnen Kulturſtaaten an der Ent⸗ 
wickelung des Handelsrechts nehmen, prägt fich in den Rechtsausdrücken 
aus, die ſich allen Sprachreinigungsbeſtrebungen zum Trotz zäh erhalten. 
Es wäre ein hochverdienſtliches Unternehmen, die Handelsrechtsſprache ent⸗ 
wickelungsgeſchichtlich in Form eines Wörterbuches zu unterſuchen. Die 
Kräfte eines Mannes würden dazu kaum ausreichend ſein. Vielleicht 
unterzieht ſich eine unſerer großen Akademien einmal der Aufgabe, ein 
Rechtslexikon des Handels herſtellen zu laſſen. 

Frensdorff wendet ſich ſodann der Darſtellung des Mäkler rechts 
zu. Die Makler find von dem Rat vereidigte Beamte. Nur ſachverſtändige 


1) Vgl. R. Ehrenberg in dieſer Zeitſchrift Bd. XXX S. 408. 

2) Söderwall, Ordbok öfver Svenska Medeltids-Spräket 1891, 
8. v. mäklare, 

3) Kalkar, Ordbog, s. v. mægle, makkeler, Dipl. Norveg. X 
Nr. 329 (1523 im Verkehr mit Antwerpen). 

4) Goldſchmidt in dieſer Zeit Dan 115 un S. 123. 

5) Brakki, brakun, brokunarmadr M. Pappenheim in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXII S. 440 f. 
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Stadtbürger werden zugelaſſen. Ein Maklerzwang bei Abſchluß von Ge⸗ 
ſchäften beſteht nur vereinzelt im Hanſagebiet, wer ſich aber eines Maklers 
bedienen wollte, mußte ſich an den amtlichen Makler halten. Umgekehrt 
hatte dieſer ſich Jedermann, Arm wie Reich, zur Verfügung zu ſtellen 
darf Niemandem ſeine Dienſte weigern, ſich aber auch Keinem aufdrängen. 
Für den Mällerlohn find Taxen aufgeſtellt, die zu überſchreiten dem 
Makler wie den Parteien unterſagt iſt. Der Satz, daß jede der beiden 
Parteien die Hälfte des Lohnes zu entrichten hat, findet ſich ſchon im 
14. Jahrhundert. Der Anſpruch auf den Mäklerlohn wird fällig mit 
dem Abſchluß des Vertrages, der Hingabe der arrha (godspennine, 
nordiſch festarpeningr, fæstipæninger). Dabei wird vorausgeſetzt, daß 
fie bei dem Kauf zugegen find, wie fie denn vielfach als gezogene Zeugen 
verwendet werden. Seit dem 15. Jahrhundert begegnen bereits Tagebücher 
der Mäkler. Zu den beſonderen Pflichten und Beſchränkungen, die ihnen 
auferlegt werden, gehört das Verbot des Betriebes gewiſſer Handelsgeſchäfte 
oder gar des Eigenhandels überhaupt, das Verbot, Fremde (Gäſte) zu 
Fremden zu bringen, das Verbot der Vergeſellſchaftung, nicht ſelten das 
Verbot des Betriebes des Wirtsgewerbes, letzteres hat ſich im Preuß. Land⸗ 
recht (II $ 8, § 1327) erhalten. — Die Zahl der Makler iſt oft begrenzt 
und es werden nach den Branchen verſchiedene Abarten geſondert, von 
denen keine die Kreiſe der anderen ſtören darf. Für die Gebühren findet 
ſich mitunter die Vorſchrift, daß ſie in eine gemeinſame Kaſſe fließen. — 
Der Rat beauffichtigt die Mäkler, die wieder ihrerſeits gewiſſe polizeiliche 
Funktionen erfüllen. — Die Frage über die Entſtehung des Makleramtes 
ſtreikxt Frensdorff am Schluſſe, ohne ſich für eine der mehrfachen An⸗ 
ſichten zu entſcheiden. Uns will die Entſtehung aus dem Dolmetſchertum 
nach dem reichen Material, das uns die Rechtsvergleichung liefert, immer 
noch am wahrſcheinlichſten dünken. 


Roſtock. Karl Lehmann. 


IV. Dr. A. L. Stange. Denkſchrift zur Löſung 
der Handelshochſchulfrage in Bayern. 8. 
(48 S.) München 1904, J. Schweitzer (Arthur 
Sellier). 

Verfaſſer tritt mit voller Begeiſterung für die Errichtung einer 
Handelsſchule ein, welche in München, in Anlehnung an die dortige tech⸗ 
niſche Hochſchule, zu errichten ſei. Der Rede des Profeſſors Schär, 
welche in dieſer Zeitſchrift Bd. LV S. 562 angezeigt iſt, wird beſondere 
Aufmerkſamkeit und überall Zuſtimmung gewährt. Der Behauptung, daß 
dem Bedürfnis bereits durch die vorhandenen kaufmänniſchen Mittelſchulen 
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genügt ſei, wird entgegengetreten. Die betriebenen Gegenſtände und die 
Art des Studiums hätten die Eigenſchaft als Hochſchule zu begründen; 
die Vorbildung der aufzunehmenden Hochſchulſtudenten müſſe gerade fo 
vollſtändig ſein, wie die der Studierenden anderer Fakultäten. Der 
Studierende ſei bei der handelswiſſenſchaftlichen Abteilung zu immatri⸗ 
kulieren, der Studiengang ſei auf vier Semeſter zu beſtimmen und könne 
nach beſtandener Diplomprüfung das Recht gewährt werden, ſich Diplom⸗ 
kaufmann zu nennen. Nach weiteren zwei Semeſtern könne der Diplom⸗ 
kaufmann dann zur Promotion zugelaſſen werden, wonächſt der Doktor 
der Handelswiſſenſchaft verliehen werde (S. 29). Es ergibt ſich damit, 
daß die Handelsfachſchule ihrer Natur nach nur für eine Elite hervor⸗ 
ragend tüchtiger bezw. zur Vertretung wichtiger kaufmänniſcher Intereſſen 
berufener Kräfte beſtimmt ſein kann (S. 5). 

Die Frage anlangend, ob der junge Mann vor oder nach abſolvierter 
Lehrzeit die Hochſchule zu beziehen habe, entſcheidet ſich Verfaſſer für den 
letzteren Weg. 

In einem Anhange iſt ein Entwurf der Organiſation der Handels⸗ 
hochſchule München gegeben und ein Studienplan. 

Allen, die ſich für Errichtung, Entwickelung und Geſtaltung von 
Handelshochſchulen intereſſieren, ſei die Schrift empfohlen, um danach zu 
einem eigenen Urteil zu gelangen, namentlich aber über die Geſtaltung 
und den Umfang des Lehrplanes. | 

Dr. Keyß ner. 


V. Dr. Fr. Meili, o. ö. Profeſſor des internationalen 
Privatrechts an der Univerſität Zürich. Das inter⸗ 
nationale Zivilprozeßrecht auf Grund 
der Theorie, Geſetzgebung und Praxis. 
gr. 8. (I. Teil: 176 S.; II. Teil: 436 S.) Zürich 
1904, Art. Inſtitut Orell Füßli. 


Die bedeutſamen Arbeiten und Werke des Verfaſſers, der in den 
Staatskonferenzen über internationales Privatrecht als Bevollmächtigter 
der Schweiz in hervorragender Stellung allgemein anerkannt iſt, find 
ſtets in dieſer Zeitſchrift zutreffend gewürdigt worden. Bd. XL S. 591: 
Die Kodifikation des internationalen Zivil⸗ und Handelsrechts. Eine 
Materialienſammlung. 1891. — Geſchichte und Syſtem des internationalen 
Privatrechts im Grundriß, 1892. Bd. LI S. 627: Das internationale 
Privatrecht und die Staatskonferenzen im Haag, 1900; Bd. LIII S. 635: 
Das internationale Zivil⸗ und Handelsrecht auf der Grundlage der 
Theorie, Geſetzgebung und Praxis, 1902. 
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Welchen Fortſchritt die Verwirklichung der internationalen Rechts⸗ 
einheit durch internationale Vereinbarung, welche wünſchenswerter iſt als 
die übereinſtimmende freie Sondergeſetzgebung (Zitelmann, Internatio⸗ 
nales Recht Bd. 1 S. 17), ſeit Meilis Werk erfahren hat, ſei hier zur 
Ergänzung des „Familienrechts“, woſelbſt mitgeteilt find die Vertrags⸗ 
entwürfe: 

anlangend die Regelung des Geltungsbereichs der Gefetze auf dem 
Gebiete i 
1. der Eheſchließung (S. 286), 
2. der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch und Bett 
(S. 320); 
anlangend die Regelung der Vormundſchaft über Minderjährige 
(S. 351), 
hervorgehoben, daß dieſe Entwürfe zu Abkommen vom 12. Juni 1902 
zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Belgien, Spanien, Frankreich, 
Luxemburg, Niederlande, Portugal, Rumänien, Schweden und Schweiz 
gediehen find. 

Für das Deutſche Reich findet ſich die Verkündung im Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt 1904 Nr. 271). Ausgegeben 1. Juni 1904. 

Wenige Rechtsgelehrte möchten des Stoffes für das Zivilprozeßrecht 
in der Weiſe mächtig ſein, wie der Verfaſſer; wenn ſeine oben genannten 
Werke bereits kund taten, mit welchem Erfolge er im internationalen 
Recht anzuſammeln, zuſammenzuſtellen und in vorfichtiger Geſtaltung zu 
ſichern bemüht geweſen iſt, ſo tritt dieſe Leiſtungskraft in dem vorliegen⸗ 
den Werk erneut hervor. Inhaltlich und räumlich geben die internatio⸗ 
nalen Vereinbarungen, auf denen die übereinſtimmenden Geſetzgebungen 
der einzelnen Staaten beruhen, die fiberfie Grundlage; mühſamer wird 
bereits die Anſammlung der Verträge einzelner Staaten, ſchwieriger die 
Feſtſtellung übereinſtimmender Sondergeſetzgebungen, die härteſten Anſprüche 
ſind zu ſtellen, wenn gewagt wird, beim Mangel hilfreicher Geſetzesworte 
für das internationale Recht den zwingenden Satz zu finden, wobei das 
Wünſchenswerte leicht von zu großem Einfluß ſein kann. 

In der Art der Bearbeitung ſchließt ſich das vorliegende Werk 
dem internationalen Zivil⸗ und Handelsrecht durchaus an; in kurzen 
Sätzen find die Ergebniſſe unter Kundgebung der eigenen Anſicht gefichert, 
wobei berechtigt den Rechtsverhältniſſen der Schweiz beſonderer Raum 


1) Auch abgedruckt bei Dr. Otto Stölzel, Amtsrichter, „Das 
Perſonenſtandsgeſetz vom 6. Juli 1879 in heutiger Geſtalt nebſt 
Ergänzungen“, Berlin 1904, O. Häring. Die Abkommen, betreffend 
die Eheſchließung und Eheſcheidung, find im franzöfiſchen Urtert 
und amtlicher deutſcher Überſetzung abgedruckt in Leske und Jö wen⸗ 
felds „Rechtsverſolgung im internationalen Verkehr“ Bd. IV 
S. 977 ff. (Berlin 1904, Karl Heymanns Verlag), unten S. 265. 
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gewährt iſt. Ein auch dem Zivil- und Handelsrecht fehlendes Sachregiſter 
möge dem III. Teil beigefügt werden. 

Nachſtehend ſei eine Überficht über den Inhalt und die Anordnung 
gegeben: 

Einer Überficht über die Literatur (S. VII— VIII) folgt die Ein⸗ 
leitung, der der Begriff und die Kraft des internationalen Zivilprozeß⸗ 
rechts zu entnehmen iſt, abſchließend mit der Staatenkonferenz von 1894 
und dem Abkommen vom 14. November 1896/22. Mai 1897 (in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLV S. 157, Bd. XLIX S. 228 ff.). 

Der „Allgemeine Teil“ (58 10— 30, S. 45 — 176) erörtert in 8 10 
„die internationale Rechtshilſe im allgemeinen auf Grund des Geſetzes 
und einzelner Staatsverträge“ und geht dann weſentlich auf die Ab⸗ 
teilungen des Haager Übereinkommens über, abſchließend mit der Beweis⸗ 
führung über fremdes Recht (3 28) und der Begründung der höheren 
Inſtanz auf Verletzung des fremden Rechts (S. 144 gegen § 549 der 
ZPO. für das Deutſche Reich). 

Hervorgehoben ſei $ 17 „Die Prozeßfähigkeit der auswärtigen Ger 
ſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen“, der eine Erörterung zu § 66 des 
Zivil⸗ und Handelsrechts gibt. Hier find die Staatsverträge einzelner 
Staaten von beſonderer Bedeutung, wie z. B. zwiſchen Rußland und der 
Schweiz vom 19. Oktober 1903 (in dieſer Zeitſchrift Bd. LV S. 503). 

Der „Spezielle Teil“ (S. 179—436) iſt in folgende Abteilungen 
geordnet: 1. Abſchnitt „Klageeinleitung“. 2. Abſchnitt „Die internatio⸗ 
nale Gerichtsbarkeit“. A. „Die Ausgangspunkte der internationalen Kom⸗ 
petenz und die darüber beſtehenden Kollifionsnormen.“ B. „Die inter: 
nationale Gerichtsbarkeit im einzelnen.“ 

In $ 37 wird der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes erörtert 
unter beſonderer Berückſichtigung des Vermerkes in der Faktura, betreffend 
den Zahlungsort des Kaufpreiſes. Es ſei hingewieſen auf die bezügliche 
Rechtſprechung in die ſer Zeitſchrift Bd. XVII S. 212, 226, 243, 253; 
Bd. XXIII S. 530 ff.; Bd. XXVI S. 550 ff.: Entſch. des Reichsgerichts 
in Ziv. S. Bd. LVII S. 409; auf die Zuſammenſtellung der Gutachten 
der Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin, „Der Erfüllungsort beim 
Handelskauf“ (1904); Deutſches Handelsblatt 1881 Nr. 17, „Der Ge⸗ 
richtsſtand des Erfüllungsortes zur Einklagung des Kaufpreiſes“. Wenn 
vielfach eine Zurückhaltung der Gerichte gegen den Gerichtsſtand des 
Käufers am Wohnorte des Verkäufers erkennbar iſt, ſo iſt dagegen zu 
erwägen, daß die Verkäufer ſich berechtigt dieſen gegen den ſäumigen 
Käufer zu ſichern bemüht find. Einen Vorwurf gegen den Fakturen⸗ 
gerichtsſtand, wie ſolcher in $ 88 der öſterreichiſchen Jurisdiktionsnorm 
vom 1. Auguſt 1895 beſtimmt iſt, kann ich nicht zugeben. — C. „Die 
vertragsmäßig geregelte Kompetenz.“ D. „Beſonderheiten der Kompetenz, 
Exterritorialhoheit, Gerichtsbarkeit gegen fremde Staaten, Konfulargerichts⸗ 
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barkeit, internationale Tribunaux mixtes in Agypten.“ 3. Abſchnitt 
„Stellung des Beklagten“. 4. Abſchnitt „Das Beweisſtadium“. 

Auf weitere Einzelheiten einzugehen muß ich mir verſagen und be⸗ 
ſonderen Unterſuchungen überlaſſen; es muß mir genügen, auf die gediegene 
Bedeutſamkeit aufmerkſam gemacht zu haben. 

Der dritte Teil des Werkes, der ſich in fünf Abſchnitten mit dem 
Urteil und ſeiner Vollſtreckung befaſſen wird, iſt erfreulich vom Verfaſſer 
in nahe Ausficht geſtellt. 

f Dr. Keyßner. 


VI. Die Rechtsverfolgung im internationalen 
Verkehr. Herausgegeben von Dr. Franz Leske, 
Geh. Oberjuſtizrat und vortragender Rat im Preuß. 
Juſtizminiſterium, und Dr. W. Löwenfeld, Juſtiz⸗ 
rat am Landgericht 1 Berlin und Notar. Bd. IV. 

Das Eherecht der Europäiſchen Staaten. 
gr. 8. (1078 S.) Berlin 1904, Karl Heymanns 
Verlag. 


Bd. I, II und III dieſes Werkes find in dieſer Zeitſchrift Bd. LIL 
S. 365 angezeigt. 

Das Gebiet der Eherechte iſt für die einzelnen Staaten von bewährten 
und namhaften Kräften bearbeitet, umfaſſend Verlöbnis, Eheſchließung, 
Wirkung der Ehe, Ungültigkeit der Ehe, Eheſcheidung und Trennung von 
Tiſch und Bett, Verfahren in Eheſachen, Eheſchließung im Auslande. 
Dem internationalen Recht iſt auf Grund des Haager Abkommens vom 
12. Juni 1902 (vgl. oben S. 263) ein beſonderer Abſchnitt gewidmet 
(Amtsgerichtsrat Hahn⸗Berlin) S. 973 ff., 1076 ff. 

Wenn die Berichte der Rechtsgeſtaltung in den einzelnen Staaten 
mit einem Abſchnitt „Internationales Privatrecht“ abſchließen, ſo ergibt 
ſich, daß durch internationale Vereinbarung, von dem bereits erwähnten 
Haager Abkommen abgeſehen, bisher nichts gefördert iſt; tätig war nur 
die Sondergeſetzgebung, über welche überall berichtet iſt; vielfach fehlt es 
aber an Landesgeſetzesbeſtimmungen und die Gerichts⸗ und Verwaltungs⸗ 
praxis iſt ſchwankend, die Rechtswiſſenſchaft ohne ſicheres Ergebnis. Die 
Darlegung der Rechtsgeſtaltung in den verſchiedenen Ländern gibt eine 
gute Grundlage zur Nechtsvergleichung, womit eine Übereinſtimmung in 
der Rechtsausübung angebahnt wird; Grundſätze werden entwickelt werden 
und zur Ausführung gelangen, denen Kraft im Eherecht, bei dem unlös⸗ 
lichen Zuſammenhange mit dem öffentlichen Recht, aber erſt durch die 
Geſetzgebung und durch Staatsverträge geſichert iſt. 
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Auf dem weiten Wege bis zu dieſem Ziel der Rechtsſicherheit wird 
das Werk beſtens hilfreich ſein. 
| Den Verfaſſern der einzelnen landesrechtlichen Darſtellungen gebührt 
der Dank für ihre gleichmäßig geordnete Arbeit, den Herausgebern dafür, 
daß fie die Ergebniſſe der Arbeiten Einzelner zu einem Werk zuſammen⸗ 
faßten. 
Dr. Keyßner. 


Via. 1. Albert Pinner, Juſtizrat. Die Reviſion 
des Börſengeſetzes. Ein Vortrag, gehalten 
im Berliner Anwaltverein. [Veröffentlichungen 
des Berliner Anwaltvereins. Heft 17.] 8. 
(27 S.) Berlin 1904, Franz Vahlen. 

2. Dr. Ludwig Heilbrunn, Rechtsanwalt in 
Frankfurt a. M. Die Reform des Börſen⸗ 
geſetzes. Juriſtiſche und ökonomiſche Gloſſen. 
8. (27 S.) Frankfurt a. M. 1904, Reinhold 
Mahlau, Fa. Mahlau & Waldſchmidt. 


Von kurzen Vorträgen und Aufſätzen über ein in allen möglichen 
Variationen ſchon behandeltes Thema darf man weder Neuheit noch Voll⸗ 
ſtändigkeit erwarten; ſie ſollen meiſt nur die perſönliche Stellungnahme 
des Autors bekunden und fie wirken erſt gewiſſermaßen durch die „aucto- 
ritatis interpositio“ des Verfaſſers. 

Es iſt erfreulich, in beiden Aufſätzen eine durchaus gerechte Würdi⸗ 
gung der Börſe und ihrer volkswirtſchaftlichen Bedeutung zu finden. 
Heilbrunn vertritt die Anficht, daß eine wirkliche Reform des Börſen⸗ 
geſetzes nur von der Beſeitigung des Börſenregiſters zu erwarten ſei: den 
Mißbräuchen im Börſenweſen könnte durch eine entſprechende Handhabung 
der Strafbeſtimmung des $ 78 des Börſengeſetzes und der organiſatoriſchen 
Beſtimmungen (Zulaſſung zum Börſenhandel, Ehrengerichte u. ſ. w.) ent⸗ 
ſprechend begegnet werden. — Pinner charakteriſiert die Börſennovelle 
richtig als ein Kompromißgeſetz. Er ſieht in der Kombinierung des 
Börſenregiſters mit dem Handelsregiſter, wie die Novelle fie vorſchlägt, 
die zur Zeit beſte Löſung des Problems, dem Verkehr die Rechtsſicherheit 
wiederzugeben und andererſeits Unberufene vom Terminhandel fernzuhalten. 
Die Reform des Börfengeſetzes liege auch im Intereſſe des Anwaltsſtandes; 
denn es ſei für den anſtändigen Anwalt peinlich, Anſprüche zu vertreten, 
die er ſelbſt als unmoraliſch anerkennen müſſe. | 


Berlin. Dr. Trumpler. 
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VI b. Dr. Georg Wermert. Börſe, Börſengeſetz 
und Börſengeſchäfte. Studien zur Beleuchtung 
geſetzgeberiſcher Einwirkung auf volkswirtſchaftliche 
Gebilde. 8. (391 S.) Leipzig 1904, Duncker & 
Humblot. 


Das Buch enthält in erweiterter Form vier ſelbſtändige Aufſätze, 
die teilweiſe ſchon in den „Jahrbüchern für Nationalokönomie und Stati⸗ 
ſtik“, in der „Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft“ und in den 
„Annalen des Deutſchen Reichs“ veröffentlicht worden find. Die Aufſätze 
betreffen „Die Wirkungen des Börſengeſetzes und die Notwendigkeit ſeiner 
Abänderung“, „Den volkswirtſchaftlichen und rechtlichen Begriff der 
Börſe“, die „Würdigung der volkswirtſchaftlichen Bedeutung des Termin⸗ 
handels in Produkten“ und „Das Weſen und die Bedeutung der Differenz⸗ 
geſchäfte in rechtlicher und wirtſchaftlicher Hinſicht“. 

Der Verfaſſer wollte offenbar eine populäre Darſtellung feines 
Themas geben, ſeine Schreibweiſe iſt auf ſehr weite Kreiſe berechnet. Bei⸗ 
ſpielsweiſe hält es Verfaſſer S. 225 für erforderlich, den von ihm ge⸗ 
brauchten Ausdruck „agrariſche Wiſſenſchaft“ durch die eingeklammerten 
Worte „ein Widerſpruch in ſich ſelbſt“ und die Fußnote zu erläutern: 
„Die Wiſſenſchaft iſt frei und unabhängig. Sobald das objektive Forſchen 
aufhört und die Wiſſenſchaft ſich in den Dienft einer Partei ſtellt, iſt fie 
keine Wiſſenſchaft mehr, ſondern Tendenz oder Parteidoktrin.“ Solche und 
ähnliche Erörterungen in einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung find doch 
etwas allzu „vorausſetzungslos“. 

Sachlich bieten die Ausführungen des Verfaſſers kaum etwas Neues; 
ſie bewegen ſich meiſt in allgemeinen Räſonnements; das Niveau einer 
exakten wiſſenſchaftlichen Unterſuchung wird nirgends erreicht — ein Beleg 
dafür, wie doktrinär oft tüchtige Praktiker werden, wenn fie ſich auf 
das Gebiet der Theorie begeben. 

Die Dispofition der Arbeit iſt eine rein ſchematiſche. Wenn Ver⸗ 
faſſer beiſpielsweiſe die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Terminhandels 
in Produkten auseinanderſetzen will, jo zählt er zunächſt unter Ziffer 1 
bis 15 die Anklagen auf, die gegen den Terminhandel erhoben werden, 
ſodann widerlegt er dieſe der Reihe nach unter der Rubrik ad 1 bis ad 15. 
In einem weiteren Kapitel werden dann die Vorzüge des Terminhandels 
in ähnlicher Weiſe behandelt. 

Am wenigſten glücklich iſt der Verfaſſer in ſeinen juriſtiſchen Aus⸗ 
führungen zu den einzelnen Beſtimmungen des Börſengeſetzes. Da aber 
aus dieſen juriſtiſchen Ausführungen hervorgeht, daß der Verfaſſer auf 
dieſem Gebiet Laie iſt, ſo erübrigt ſich wohl, hier näher darauf einzu⸗ 
gehen. 
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Wertvoll find dagegen namentlich die Ausführungen über den Kampf 
um die Wiederherſtellung der Berliner Produktenbörſe, wo über ein nicht 
leicht zugängliches Aktenmaterial ausführlich referiert wird. 


Berlin. Dr. Trumpler. 


Vic. Syſtematiſche Sammlung der für das 
gegenwärtige Recht von Bedeutung ge⸗ 
bliebenen Entſcheidungen des Reichsge— 
richts in Zivilſachen. Nach der Geſetzesordnung 
zuſammengeſtellt von Otto Rudorff, Oberlandes⸗ 
gerichtsrat in Hamburg. 8. (Bd. 1 1903: 1162 S., 
Bd. II 1904: 1359 S.) Berlin, J. Guttentag, 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 


Der Verfaſſer hat „aus den amtlichen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts, Blums Annalen, Gruchots Beiträgen, der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, Seufferts Archiv“ die Entſcheidungen des Reichsgerichts 
in wortgetreuem Auszuge zufammengeftellt, welche nach der neuen, mit 
dem 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Reichsgefetzgebung von un: 
mittelbar praktiſcher Bedeutung geblieben find. Für die Anordnung find 
die Geſetze maßgebend geweſen. 

Bd. 1 zeigt die Ergebniſſe der Durchforſchung für das Bürgers 
liche Geſetzbuch und deſſen Einführungsgeſetz: 1539 Entſcheidungen mit 
Angabe, wo dieſelben mit ihrem Tatbeſtand und Gründen ſich abgedruckt 
finden. Angefügt iſt ein Verzeichnis der zeitlichen Folge der Entſcheidungen 
mit Angabe der betroffenen Oberlandesgerichte, des erkennenden Senats 
und des Aktenzeichens. Ein Sachregiſter macht den Abſchluß. 

Bd. II bringt die Ausleſe der Entſcheidungen für das Handelsgeſetz⸗ 
buch; Börfen⸗, Binnenſchiffahrts⸗, Genoſſenſchafts⸗ und Geſellſchaftsgeſetz; 
Wechſelordnung; Warenzeichen⸗, Patents, Muſterſchutz⸗ und Wettbewerbs⸗ 
geſetz; Gewerbeordnung; Haftpflichtgeſetz. Außer den oben genannten 
Spruchſammlungen iſt auch das Hauptblatt der Hanſeatiſchen Gerichts⸗ 
zeitung benutzt. Die Zahl der ausgeforſchten Entſcheidungen beträgt 2483. 
Wie dem Bd. I iſt ein chronologiſches Regiſter nach dem Datum der 
Entſcheidungen mit Hinweis auf die Nummer der Sammlung, Angabe 
des erkennenden Senats, des Vorderrichters, des Ortes des vollſtändigen 
Abdruckes angeſchloſſen; den Abſchluß macht ein Sachregiſter (S. 1320 
bis 1359). 

Erwägt man die Maſſe der Entſcheidungen, welche durchforſcht 
werden mußte, jo erkennt man den auſopferungsfreudigen, raſtloſen Fleiß, 
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deſſen es bedurfte, um zum Abſchluß einer Arbeit zu gelangen, wie ſolcher 
jetzt in den beiden Bänden vorliegt. Die Aufwendung rechtskundigſter 
Borficht war erforderlich, um dem Plan entſprechend auszuſcheiden, anders 
weit wäre das Werk zu einem Umfang angewachſen, der für ſeine Ver⸗ 
breitung erſchwerend geworden wäre. Sicherheit der Beurteilung und 
Entſchloſſenheit war erforderlich, um aus den wortreichen Begründungen 
den maßgebenden Teil herauszunehmen und zuſammenzuſtellen, ohne dabei 
den Zuſammenhang zu beeinträchtigen und die Klarheit der Entwickelung 
zu mindern. An dieſen Teil der Arbeit hat der Verfaſſer gegen ſich ſelbſt 
die größten Anſprüche geſtellt, im Bewußtſein, daß nur dann Nützliches 
und Förderliches hergeſtellt werden konnte, wenn in der Verkleinerung 
ſicher geborgen blieb, was in der ausführlicheren Begründung dargelegt 
war. Ich meine, der Verfaſſer hat in dieſer Beziehung in mühevoller Arbeit 
Vortreffliches und Gediegenes geleiſtet; dem Spruch des Reichsgerichts iſt 
nach Inhalt und Form die gebührende achtungsvolle Rechnung getragen, 
für den Leſer nächſter und ferner Zeit iſt kurz gefeſtigt, was er aus den 
Entſcheidungen zu entnehmen berechtigt war. 

Für die wuchtigen Bände, aus denen die Entſcheidungen entnommen 
ſind, welche die Büchereien der älteren Juriſten füllen, bietet Rudorffs 
Sammlung einen räumlich genehmen Erſatz. 

Der Verlagsbuchhandlung gebührt der Dank für das Unternehmen, 
deſſen Erfolg ſich ſtetig ſteigern möge. 

Dr. Keyßner. 


VId. Hermann Jaſtrow, Amtsgerichtsrat in Berlin. 
Formularbuch und Notariatsrecht. Im 
Anſchluß an das C. F. Kochſche Formularbuch. 
Vierzehnte (nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch vierte) 
Auflage. I. Teil. Deutſches und preußiſches 
Notariatsrecht. 8. (XX S.) II. Teil. For⸗ 
mularbuch auf Grundlage des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs. 8. (XV und 572 ©.) 
Berlin 1903, J. Guttentag. 


Die elfte und zwölfte Auflage, erſchienen 1900, iſt in dieſer 
Zeitſchrift Bd. L S. 280 angezeigt. 

Der I. Teil der neuen Auflage hat aus dem II. Teil die Stempel⸗ 
und Koſtengeſetze übernommen und iſt durch die inzwiſchen ergangenen 
Miniſterialverfügungen, betreffend das Notariat, erweitert. Hinzugefügt 
iſt ein Abſchnitt „Die Antragſtellung der Notare in Sachen der frei⸗ 
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willigen Gerichtsbarkeit (S. 259—266). Für den Notar iſt ein vol. | 
ſtändiges Geſetzeswerk hergeſtellt. 

über die Erweiterung des II. Teils gibt das Vorwort Aufſchluß. 
Zwanzig Formulare find neu hinzugefügt, zahlreiche haben eine verbeſſerte 
Bearbeitung erfahren. Beſonders hervorzuheben iſt, daß die Geſetzgebung 
von Bayern, Sachſen und Württemberg gleich der von Preußen berück⸗ 
ſichtigt worden iſt; die Bezeichnung als reichsdeutſches Notariatzrecht wird 
damit zu erteilen ſein. | 

Das Formularbuch hat wie bei den Notaren gleiche Verwertung 
und Anerkennung bei den Richtern gefunden und iſt namentlich auch 
hilfreich den deutſchen Konſuln (Bd. I S. 305 ff.). 

Für die ſtets fortſchreitende Arbeit gebührt dem Verfaſſer beſonderer 
Dank, der ſich durch die immer weitere Verbreitung ſeines Werkes am 
beſten betätigt. 

Dr. Keyßner. 


VII. Syſtem des öſterreichiſchen Zivilprozeß⸗ 
rechtes mit Einſchluß des Exekutions⸗ 
rechtes. Von Dr. Rudolf Pollak, Privat⸗ 
dozenten an der Univerſität Wien, Gerichtsſekretär. 

Erſter Teil. 8. (XXIV und 468 S.) Wien 1903, 
Manzſche k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitätsbuch⸗ 
handlung. 


Das Syſtem des öſterreichiſchen Zivilprozeßrechts, deſſen erſter Teil 
hier vorliegt, zeigt im Vergleich zu der in den Lehrbüchern des deutſchen 
Zivilprozeßrechts im allgemeinen üblichen Anordnung des Stoffes inſofern 
eine Abweichung, als Verfaſſer von einer zuſammenhängenden Darſtellung 
der Lehre von der Zwangsvollſtreckung in einem beſonderen Abſchnitte abs 
geſehen und ſtatt deſſen die einzelnen Teile dieſer Lehre in die verſchiedenen 
Abſchnitte an den ihm geeignet erſcheinenden Stellen eingefügt hat. So 
handelt Verfaſſer im erſten Abſchnitte, der die Überſchrift: „Das Objekt 
des Zivilprozeſſes“ führt, im Anſchluß an eine auſ der Wach ſchen Theorie 
beruhende Darſtellung der Lehre vom Rechtsſchutzanſpruch in deſſen ver⸗ 
ſchiedenen Ausprägungen als „Urteilsanſpruch“, Vollſtreckungsanſpruch“, 
„Teilnahmeanſpruch“ und „Sicherungsanſpruch“, nicht nur von dem Begriff 
„Zivilprozeßſache“, ſondern auch, anknüpfend an die Darlegungen über den 
Vollſtreckungsanſpruch, von den Exekutionstiteln, den Exekutionsobjekten 
und den Exekutionsmitteln. Den Schluß dieſes Abſchnitts bilden Er⸗ 
örterungen über den Anſpruch auf Koſtenerſatz, den Schutz gegen un⸗ 
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begründete Rehtelehunfpehihe, die Haftung für unbegründet erhobene 
Rechtsſchutzanſprüche und über die prozeſſualen Sicherheitsleiſtungen. 

Der zweite Abſchnitt führt die Überſchrift: „Der Zivilprozeß“, eine 
Überfchrift, deren Bedeutung wohl kaum ohne weiteres verſtändlich fein 
dürfte; denn ſchließlich beſchäftigt ſich doch das ganze Werk mit dem Zivil⸗ 
prozeß. Umſomehr muß dieſe Überfchrift aber zu Mißverſtändniſſen 
Veranlaſſung geben, als außerdem noch wieder einer der Unterabſchnitte 
(§ 15) die gleiche überſchrift: „Der Zivilprozeß“ führt. In Wirklichkeit 
enthält dieſer Abſchnitt Erörterungen über die Formen der Rechtsverfolgung, 
über den Zivilprozeß als Form der gerichtlichen Verwirklichung der Privat⸗ 

rechtsordnung, über die Rechtsquellen, deren Herrſchaftsgebiet und ver⸗ 
bindende Kraft und über die Prozeßvorausſetzungen. Außerdem gibt Ver⸗ 
faſſer in dieſem Abſchnitte eine Überficht über die Literatur des öfters 
reichiſchen Zivilprozeßrechts. Dabei ſoll jedoch gleich hier bemerkt werden, 
daß Verfaſſer keineswegs etwa nur dieſe Literatur, ſondern auch die das 
deutſche Zivilprozeßrecht betreffenden Werke in ausgiebigſter Weiſe berück⸗ 
ſichtigt. 

Der dritte Abſchnitt if einer Darſtellung der Lehre von den Parteien 
und von der Teilnahme an fremden Prozeſſen gewidmet, während im 
vierten Abſchnitt die Gerichtsorganiſation und die Zuſtändigkeitsordnung 
behandelt werden. 

Den Schluß des vorliegenden erſten Teiles bildet die Lehre von den 
Parteihandlungen, die im fünften Abſchnitt eingehend erörtert wird. 

Gerade dieſer letzte Abſchnitt iſt es, der im Gegenſatz zu den früheren 
Abſchnitten, bei denen es ſich vielfach nur um ſpeziell öſterreichiſches Recht 
handelt, auch für den deutſchen Juriſten beſonderes, wiſſenſchaftliches Inter⸗ 
eſſe bietet, da ja das öſterreichiſche Zivilprozeßrecht hinfichtlich der für die 
Parteihandlungen maßgebenden Rechtsſätze zum Teil mit dem Rechte der 
deutſchen Zivilprozeßordnung faſt vollſtändig übereinſtimmt, zum Teil in 
der Abficht, Mängel der deutſchen Zivilprozeßordnung zu vermeiden, bes 
wußt davon abweicht. Daß dabei der Verfaſſer in denjenigen Punkten, 
in welchen ſich das öſterreichiſche Recht von dem Rechte der deutſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung unterſcheidet, dem öſterreichiſchen Rechte unbedingt den Vor⸗ 
zug gibt, wird man ihm gewiß nicht verdenken können, und wenn man 
gar vom Verfaſſer — der ſeine Ausführungen zahlenmäßig belegt — er⸗ 
fährt, daß es dank den ſtrengen Vorſchriften der öſterreichiſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung gelungen iſt, eine völlige Beſeitigung der — für den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der deutſchen Gerichte unerträglich wirkenden, eine arge Ver⸗ 
geudung der richterlichen Arbeitskraft mit ſich bringenden — Vereitelung 
der Verhandlungstermine, wie ſie namentlich bei größeren, deutſchen Ge⸗ 
richten durch Nichterſcheinen der Parteien oder durch Vertagungsanträge 
in unzähligen Sachen herbeigeführt wird, zu erreichen, dann kann den 
deutſchen Richter wohl eine Empfindung des Bedauerns überkommen, daß 
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nicht auch die deutſche Zivilprozeßordnung Handhaben bietet, um den vor⸗ 
handenen ſchweren Mißſtänden entgegen zu wirken. Wenn man ſich die 
in dieſer Beziehung bei deutſchen Gerichten beſtehenden, unerfreulichen Ver⸗ 
hältniſſe vergegenwärtigt, ſo wird man auch der zwar ſcharfen, aber 
treffenden Kritik beiſtimmen müſſen, welche der Verfaſſer an dem zu Gunſten 
der Aufrechterhaltung des Parteibetriebes vom 26. deutſchen Juriſtentage 
gefaßten Beſchluſſe übt. 

Es würde hier zu weit führen, auch nur auf diejenigen bemerkens⸗ 
werten — zum Teil freilich auch den Widerſpruch herausfordernden — 
Erörterungen genauer einzugehen, welche der fünfte Abſchnitt des überaus 
klar und anregend geſchriebenen Buches enthält. Nur einiges wenige mag 
noch hervorgehoben werden: Wenn Verfaſſer die Willenserklärungen der 
Parteien in Anträge und Dispofitiverklärungen einteilt und dabei zu den 
letzteren auch das prozeſſuale Anerkenntnis und den prozeſſualen Verzicht 
rechnet, jo find gegen dieſe allerdings der herrſchenden Meinung ent⸗ 
ſprechende Auffaſſung des prozeſſualen Anerkenntniſſes und des prozeſſualen 
Verzichts als Dispofitiverklärungen erhebliche Bedenken geltend zu machen. 
Verſaſſer ſagt ſelbſt, das Anerkenntnis ſei die Erklärung des Angegriffenen, 
der Anſpruch beſtehe zu Recht. Inwiefern ſoll dieſe Erklärung aber eine 
Difpofition, eine Verfügung enthalten? Derjenige, welcher den beſtehenden 
Anſpruch des Klägers wahrheitsgemäß anerkennt, gibt damit doch kein 
Recht auf, er verfügt nicht über ein ihm zuſtehendes Recht; man müßte 
denn geradezu annehmen, daß der Beklagte im Prozeß ein Recht hätte, 
wahrheitswidrig zu beſtreiten, und daß er über dieſes Beſtreitungsrecht 
durch das Anerkenntnis diſponierte. Daß eine ſolche — für das öſter⸗ 
reichiſche Recht übrigens durch § 178 öſterr. ZPO. ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſene — Annahme, welche den Satz: „Si fecisti, nega“ zum pro⸗ 
zeſſualen Grundſatz erheben würde, abwegig wäre, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. Das gleiche gilt aber auch vom prozeſſualen Verzichte. Auch 
hier iſt kein Recht vorhanden, welches der Kläger, der ja ſelbſt das Nicht⸗ 
beſtehen eines Rechtes erklärt, aufgeben, über das er verfügen könnte. 
Kann hiernach der Anſicht des Verfaſſers, daß prozeſſuales Anerkenntnis 
und prozeſſualer Verzicht Dispofitiverklärungen ſeien, nicht beigetreten 
werden, ſo iſt umſomehr zuzuſtimmen ſeiner Darlegung, daß ſowohl das 
prozeſſuale Anerkenntnis wie auch der prozeſſuale Verzicht nur für den 
Prozeß von Bedeutung find, dagegen keinerlei privatrechtliche Wirkung 
haben. Wenn hierbei der Verfaſſer bemerkt, daß die Frage nach der 
materiell⸗rechtlichen Wirkung des prozeſſualen Anerkenntniſſes und Verzichts 
von der Literatur ſehr wenig beachtet ſei, ſo iſt hierzu zu bemerken, daß 
dieſer Mangel inzwiſchen beſeitigt iſt durch die Abhandlung von Hegler 
„Beiträge zur Lehre vom prozefjualen Anerkenntnis und Verzicht“ (Tübingen 
und Leipzig 1903), welcher ſich mit jener Frage eingehend beſchäftigt und 
ſie ebenſo wie der Verfaſſer beantwortet. Hingewieſen werden ſoll endlich 
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noch darauf, daß Verfaſſer mit Entſchiedenheit den Standpunkt vertritt, 
daß die Prozeßhandlungen von den Privatrechtshandlungen weſensverſchieden 
ſind, und daß es deshalb nicht zuläſſig iſt, die Normen des bürgerlichen 
Rechts ohne weiteres auf die Prozeßhandlungen anzuwenden. 


Dr. Fürſte nau. 


VIII. Dr. jur. Walter Voigt. Der Einfluß des 
Konkurſes auf die ſchwebenden Prozeſſe 
des Gemeinſchuldners. 8. (XII und 241 S.) 
Leipzig 1903, Veit & Co. (M. 6.—.) 


Im erſten Kapitel der vorliegenden, klar geſchriebenen, bisweilen 
aber etwas weitſchweifigen Abhandlung behandelt Verfaſſer die im Falle 
der Konkurseröffnung bezüglich der Prozeſſe des Gemeinſchuldners ein⸗ 
tretende Unterbrechung des Verfahrens und ihren Grund. Eine genauere 
Erörterung der grundlegenden Fragen, ob der Gemeinſchuldner prozeßfähig 
ſei, und ob in den die Konkursmaſſe betreffenden Prozeſſen der Gemein⸗ 
ſchuldner oder der Konkursverwalter oder die Konkursgläubiger oder wer 
ſonſt Partei ſei, ſcheidet dabei der Verfaſſer als über den Rahmen ſeiner 
Aufgabe hinausgehend von vornherein aus. Statt deſſen beſchränkt er fich 
darauf, ſeinen Standpunkt bezüglich jener Fragen folgendermaßen dar⸗ 
zulegen: Dem Gemeinſchuldner ſei zwar im allgemeinen die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit zuzuerkennen, aber feine Geſchäftsfähigkeit ſei in eigentümlicher 
Weiſe, in einer doppelten Beziehung modifiziert; der Gemeinſchuldner jet 
geſchäftsunfähig hinfichtlich des die Konkursmaſſe bildenden Teiles ſeines 
Vermögens, alſo zwar nicht total, aber partiell geſchäftsunfähig, und ſo⸗ 
weit hiernach Geſchäftsunfähigkeit beſtehe, ſei fie keine abſolute, ſondern 
eine nur relative, ſie beſtehe nur gegenüber den Konkursgläubigern; da 
ſich nun nach der Geſchäftsfähigkeit einer Perſon, ſpeziell nach der in ihr 
enthaltenen Fähigkeit der Verpflichtung durch rechtsgeſchäftlichen Akt, die 
Prozeßfähigkeit beſtimme und bemeſſe, ſei der Gemeinſchuldner unfähig zum 
prozeſſualiſchen Handeln in allen die Konkursmaſſe betreffenden Prozeſſen, 
er ſei partiell prozeßunfähig; da er aber in den anhängigen Prozeſſen 
Partei bleibe, bedürfe ſeine Prozeßunfähigkeit der Ergänzung durch „geſetz⸗ 
liche Vertretung“, ſein geſetzlicher Vertreter ſei aber der Konkursverwalter, 
der kraft Geſetzes an Stelle des Gemeinſchuldners deſſen Rechte an der 
Konkursmaſſe ausübe. Den Grund für die Unterbrechung des Verfahrens 
in den die Konkursmaſſe betreffenden Prozeſſen findet Verfaſſer darin, daß 
der Verwalter plötzlich vor die Aufgabe geſtellt ſei, eine ihm völlig fremde 
und oft recht komplizierte Vermögenslage zu überſehen, und daß man ihm 
billigerweiſe und ohne Nachteil für die Konkursmaſſe nicht zumuten könne, 
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ſich ſofort über die in den einzelnen Prozeſſen im Intereſſe der Maſſe ein⸗ 
zunehmende Stellung ſchlüſfig zu machen. 

Unter Zugrundelegung der im erſten Kapitel aufgeſtellten — freilich 
keineswegs bedenkenfreien — Sätze behandelt Verfaſſer im zweiten Kapitel 
die, abgeſehen von der Tatſache der Konkurseröffnung, in Betracht kom⸗ 
menden Vorausſetzungen der Unterbrechung, Anhängigkeit des Prozeſſes, 
Parteiſtellung des Gemeinſchuldners und Beziehung des Verfahrens zur 
Maſſe. Hinſichtlich der letzteren Vorausſetzung gelangt er zu dem Er⸗ 
gebnis, daß das Wort „betreffen“ im § 240 ZPO. extenfiv auszulegen 
ſei, und daß für die Unterbrechung des Verfahrens der Umſtand maß⸗ 
gebend ſei, daß ein die „Sollmaſſe“ (nicht die „Iſtmaſſe“) oder die „mate⸗ 
rielle Schuldenmaſſe“ betreffendes Verfahren in Frage ſtehe. 

Nachdem ſodann im dritten Kapitel „Weſen, Form und Wirkungen 
der Unterbrechung“ dargelegt find, handelt Verfaſſer im vierten Kapitel 


von der Beendigung der Unterbrechung im Falle der Aufnahme des Ver⸗ 


fahrens einerſeits und im Falle der Beendigung des Konkursverfahrens 
andererſeits, während im fünften Kapitel eine Darſtellung des Einfluſſes 
der Konkurseröffnung auf das fakultativ mündliche Verfahren und die be⸗ 
ſonderen Verfahrensarten, bei denen der Gemeinſchuldner beteiligt iſt, ge⸗ 
geben wird. Anhangsweiſe wird endlich im ſechſten Kapitel „die Unter 
brechung der Anfechtungsprozeſſe zufolge Konkurſes des Schuldners“ 
beſprochen. 

Es würde nun bei der weitgehenden, durch das Thema gebotenen 
Kaſuiſtik, die ſich durch das ganze Buch hindurchzieht, ein vergebliches Be⸗ 
ſtreben ſein, im Rahmen einer Beſprechung einen Überblick über die Fülle 
der vom Verfaſſer erörterten Einzelfragen und deren Beantwortung zu 
geben. Anzuerkennen iſt jedenfalls, daß Verfaſſer wohl kaum eine der in 
Betracht kommenden Fragen unbeachtet gelaſſen hat. Die Ergebniſſe freilich, 
zu denen Verfaſſer gelangt, find zum Teil nicht bedenkenfrei, und ihre 
Begründung könnte verſchiedentlich eingehender ſein, ſo namentlich, wenn 
Verfaſſer im Gegenſatz zum Reichsgericht die wichtige Frage nach der Zu⸗ 
läſſigkeit der Vernehmung des Gemeinſchuldners als Zeugen in den die 
Konkursmaſſe betreffenden, vom Konkursverwalter aufgenommenen Pros 
zeſſen verneinend beantwortet, hierbei aber, ſtatt ſich mit den Gründen des 
reichsgerichtlichen Urteils genauer auseinander zu ſetzen, im weſentlichen 
nur auf die von ihm im erſten Kapitel — ohne näheres Eingehen auf die 
grundlegenden Fragen — aufgeſtellten, oben wiedergegebenen Sätze Bezug 
nimmt. 

Was die Literaturbenutzung betrifft, ſo muß es auffallen, daß Ver⸗ 
faſſer bei Erörterung der Frage, ob mit dem Ende des Konkursverfahrens 
eine Unterbrechung eintritt (S. 188 Anm. 2), die Bemerkung macht: „Für 
Unterbrechung (nach Verficherung von Kiehl in Z. 30, 321) Hellwig, 
Anſpruch und Klagerecht S. 263),“ eine Bemerkung, die wohl kaum 
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anders aufgefaßt werden kann, als daß Verfaſſer das — übrigens auch 
im Literaturverzeichnis nicht aufgeführte — Werk von Hellwig „An⸗ 
ſpruch und Klagerecht“, in welchem auf S. 259 ff. gerade eine Reihe von 
hier in Betracht kommenden Fragen behandelt wird, nicht ſelbſt benutzt, 
ſondern ſich damit begnügt hat, ein Zitat aus dieſem Werke dem Aufſatze 
von Kiehl zu entnehmen. 

Höchſt auffallend iſt endlich die Vorliebe des Verfaſſers für Fremd⸗ 
wörter, beſonders auch in ſolchen Fällen, in welchen das Geſetz ſelbſt die 
deutſchen Fachausdrücke anwendet. So dürfte wohl kaum ein Grund dafür 
erfindlich ſein, weshalb Verfaſſer den Gemeinſchuldner als „Konkurfifex“ 
bezeichnet oder in Bezug auf die nach § 240 ZPO., $ 10 KO. ſtatt⸗ 
findende Aufnahme des Verfahrens von „Reaſſumtion“, „Reaſſumtions⸗ 
erklärung“, „Reaſſument“, „Reaſſumtionsgegner“ ſpricht. Ebenſo iſt nicht 
abzuſehen, zu welchem Zwecke Berfaffer, um nur einiges anzuführen, ſtatt 
der entſprechenden deutſchen Ausdrücke Redewendungen wie die folgenden 
braucht: es werde die Rückzahlung „petiert“, der Verhandlungstermin 
„zirkumduziert“, eine Entſcheidung „provoziert“, die Konkursmaſſe „tans 
giert“, die Frage ſei „kontrovertiert“, es ſei die „Exibilität“ der ver⸗ 
äußerten Sache zu prüfen und es „releviere“ für die Unterbrechung die 
Beziehung des Verfahrens zur Sollmaſſe. Eine derartig weitgehende, durch 
keinerlei zwingende Gründe gebotene Verwendung von Fremdwörtern dürfte 
doch gegenwärtig, nachdem das Bürgerliche Geſetzbuch in der Verdeutſchung 
der Rechtsſprache in dankenswerter Weiſe vorangegangen iſt, kaum mehr 
zu rechtfertigen ſein. 

Berlin. ö Dr. Fürſtenau. 


IX. Dr. Ernſt Stampe, Profeſſor in Greifswald. 
Das Causa-Problem des Zivilrechts. Eine 
rechtsphiloſophiſche Studie am § 365 B. GB. 8. 
(44 S.) Greifswald 1904, Julius Abel. 


Eine anregende Schrift, welche die älteren und neueren Verſuche, den 
Causa- Begriff aus den Quellen des allgemeinen Rechts in logiſcher Ber 
weisführung zu entwickeln, als verfehlt und ausſichtslos nachzuweiſen ſucht 
und im Gegenſatz hierzu die Meinung vertritt, daß die Causa, da die 
Bedeutung der Rechtsgeſchäfte auf wirtſchaftlichem Gebiete liege, hier ihre 
Erklärung finden müſſe. 

Der Verfaſſer teilt die Rechtsgeſchäfte in Güterzuweiſungs⸗ und 
Güterſchiebungsgeſchäfte (entſprechend den originären und derivativen Er⸗ 
werbsarten), die letzteren wieder in Grundgeſchäfte und Hilfsgeſchäfte ein. 
Zu den Hilfsgeſchaften rechnet er unter anderem die abſtrakten Rechts⸗ 
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geſchäfte, welche, wie alle Hilfsgeſchäfte, mehr oder weniger abhängig von 
ihrem Grundgeſchäft bleiben. Bei den Güterſchiebungen ſei die Feſtſtellung 
des von den Parteien gewollten wirtſchaftlichen Geſamterfolges der Inhalt 
der ſogenannten Causa (S. 24). 

An einer Reihe von Beiſpielen ſucht der Verfaſſer die Mängel der 
von ihm bekämpften Methode logiſcher Begriffsbildung darzutun, und einen 
praktiſchen Fall nimmt er zum Ausgangspunkt ſeiner Unterſuchung: 
A. verſpricht in notarieller Urkunde, der Stadt S. ein Gemälde des 
Meiſters D. nach beſtimmter Friſt zu ſchenken, leiſtet aber, nach inzwiſchen 
getroffener mündlicher Vereinbarung, zur beſtimmten Zeit ein Gemälde 
eines anderen Meiſters. Nachher werden beide Gemälde, als früher einmal 
geſtohlen, vom wahren Eigentümer evinziert. — Nach $ 365 B. GB. müſſe, 
weil an Erfüllungsſtatt geleiſtet worden ſei, der Schenker eine Haftung 
übernehmen, welche ihm im Falle alsbald vollzogener Schenkung nicht zur 
Laſt gefallen wäre und wofür kein vernünftiger Grund ſpreche. Der Fehler 
des Geſetzes liege darin, daß die wahre Natur der Causa solvendi als 
eines ſolutoriſchen Hilfsgeſchäfts verkannt worden fei. 

Auch bei der Behandlung des ſogenannten Irrtums im Motiv ſei 
der Geſetzgeber in den Fehler der Konſtruktion nach Begriffen verfallen. 

Unbedenklich wird die hohe Wichtigkeit der Verwertung wirtſchaft⸗ 
licher Gefichtspunkte, insbeſondere auch für die Darſtellung des Rechts⸗ 
ſtoffes, anzuerkennen ſein, auf welchen letzteren Punkt noch der Verfaſſer 
nach dem Vorgange Oertmanns (im Schlußwort der Fiducia im 
römiſchen Recht) hinweiſt. | 

Andererſeits wird doch dem Recht fein beſonderes Gebiet zu wahren 
und die Möglichkeit insbeſondere nicht anzuerkennen ſein, daß gerichtliche 
Entſcheidungen nach rein wirtſchaftlichen Erwägungen getroffen werden 
könnten (S. 3 ff.). Man wird dieſes Behelfs auch entbehren können, wenn man, 
wie dies auch das Reichsgericht beiſpielsweiſe bei der Auslegung des Be⸗ 
griffs der Börſentermingeſchäfte getan hat (Entſcheidungen Bd. XLII S. 48, 
Bd. XLVII. S. 107 ff.), der Erwägung Raum gibt, daß „gegenüber dem 
ausgedrückten Willen des Geſetzgebers ſein eigentlicher“ zur Geltung ge⸗ 
bracht werden darf (Wind ſcheid, Pandekten, 5. Aufl., Bd. I § 22). 
Auch im Gebiet der Irrtumslehre ſteht es wohl nicht jo bedenklich, wie 
Stampe annimmt. Statt weiterer Ausführung mag hier auf die bedeut⸗ 
ſame Darſtellung Kuhlen becks (Von den Pandekten zum B. GB., Bd. I 
S. 422, 429, 430, 388) verwieſen werden, beſonders auf den einleuchtenden 
Satz, daß im Grunde jeder beachtliche Irrtum ein ſolcher im Motiv iſt. 

Wienſtein, Kammergerichtsrat. 
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X, Dr. Franz Leonhard, Profeſſor in Marburg. 
Die Beweislaſt. 8. (452 S.) Berlin 1904, 
Franz Vahlen. (M. 9.—.) 


Der Gegenſtand iſt einer umfaſſenden Erörterung unterzogen, welche 
allgemeiner Beachtung wert iſt. 

Nach einer geſchichtlichen Darſtellung und der Darlegung der bisher 
vertreten geweſenen Anfichten entwickelt der Verfaſſer feine eigene Meinung. 
Er unterſcheidet zwiſchen Beweislaſt und Beweisführung, der Frage, ob 
etwas bewieſen werden muß, und der anderen, ob es ſchon bewieſen iſt, in 
der Art, daß die erſtere abſtrakten Regeln folgt, während es bei der letz⸗ 
teren auf die Lage des beſonderen Falles ankommt (S. 2, 6, 155, 204, 
146, 147). Die Beweislaſt wird insbeſondere noch definiert als „Lehre 
von den Folgen der Beweisloſigkeit (S. 144, 196). Daß Leonhard 
meint, die Beweislaſt bedeute nicht „Beweispflicht einer beſtimmten Partei“, 
tritt noch deutlicher hervor in dem Satze: „Jeder Beweis über erhebliche 
Tatſachen iſt aufzunehmen, auch wenn er vom Gegner beantragt iſt.“ 
Dieſe Behauptung wird kaum auf allgemeine Zuſtimmung rechnen können. 
Ein Gegenbeweis wird nicht zu erheben ſein, wenn die Partei, welcher die 
Führung des Hauptbeweiſes obliegt, ſich auf keinerlei Beweismittel be⸗ 
rufen, insbeſondere auch nicht den Eid zugeſchoben hat. Die letztere Not⸗ 
wendigkeit legt auch Leonhard der beweisbelaſteten Partei für den Fall 
auf, daß ſonſt kein Beweis erbracht iſt, und mit Recht findet er hierin 
eine Höchft weſentliche Folge der Beweislaſt. 

Was Leonhard „Beweisführung“ nennt, ließe ſich vielleicht deut⸗ 
licher als „Beweisführungslage“ bezeichnen. 

In den $$ 363, 345, 358, 442, 542, 636 B. GB. findet er wohl 
mit Recht vereinzelte, keine ausdehnende Auslegung zulaſſende Ausflüſſe 
der Vorſtellung, daß die Beweislaſt von der beſonderen Lage des Falles 
abhänge (S. 396, 261, 249, 374, 384). 

Den Unterſchied zwiſchen Beweislaſt und Beweisführung verdeutlicht 
der Verfaſſer durch Anwendung und Durchführung bei den einzelnen Fällen 
ſtreitiger Beweislaſt, wobei er an dem Grundſatze feſthält, daß derjenige, 
welcher einen Anſpruch gerichtlich verfolgt, ſich auf eine eingetretene Wir⸗ 
kung beruft, deren geſamten Tatbeſtand er beweiſen muß, nicht aber auf 
das Beſtehen eines Rechtes (S. 287, 155, 159). Die Verteidigung des 
Gegners kann — abgeſehen vom Beſtreiten — durch Berufung auf eine 
Gegenwirkung, durch welche die Wirkung aufgehoben worden iſt, erfolgen 
(Einwendung bezw. Einrede, S. 155, 156, 165, 160, 443). Der Tat⸗ 
beſtand der Gegenwirkung muß mit dem der Wirkung vereinbar ſein, d. h. 
neben dem erſteren beſtehen können. Wird inſoweit beizuſtimmen ſein, ſo 
dürfte es dagegen dem Verfaſſer nicht gelungen ſein, von der „Haupt⸗ 
wirkung“ eine ſogenannte „Hilfswirkung“, welche für die Begründung des 
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Antrages mittelbar in Betracht komme, deutlich abzugrenzen (S. 167—169) 
Es ſcheint ſich hier tatſächlich immer um Momente zu handeln, welche für 
die Wirkung unentbehrlich find und daher, wenn auch ſtillſchweigend, 
immer von demjenigen, welcher ſich auf die Wirkung beruft, behauptet 
werden und eventuell von ihm bewieſen werden müſſen. Die Anführung 


eines der von Leonhard beigebrachten Beiſpiele, „bei der Darlehnsklage 


das Eigentum des Darleihers am Gelde und ſeine Übertragung“, wird 
dieſe Auffaſſung beſtätigen. Sollte etwa Leonhard die Einführung der 
Hilfswirkung für notwendig erachten, um der Feſtſtellungsklage eine Stelle 
im Syſtem zu wahren (S. 169), ſo dürfte hier nicht zu vergeſſen ſein, 
daß es neben den im Zivilrecht begründeten Anſprüchen auch auf dem 
Prozeßrecht beruhende Klagerechte gibt (zu vergleichen u. a. Hölder, 
Anſpruch und Klagerecht, im Archiv für div. Praxis, Bd. XXIX, S. 50 ff., 
insbeſondere S. 58 ff.), woraus dann folgen würde, daß wie in einem 
Falle die Entſtehung des Anſpruchs, im anderen die Entſtehung des Klage⸗ 
rechts als Wirkung zu beweiſen ſein würde. 

Was die Darlegung der Wirkung betrifft, ſo führt Leonhard ſelbſt 
treffend aus, daß manche Behauptungen als ſtillſchweigend aufgeſtellt gelten 
müſſen. Wer einen Geſchäftsabſchluß behauptet, ſagt damit, daß die Par⸗ 
teien geſchäftsfähig geweſen ſeien (S. 7, 27, 227, 306, 307), daß das Ge: 
ſchäft inhaltlich rechtsgültig ſei (S. 255), daß es in der vorgeſchriebenen 
Form (S. 292), eventuell auch, daß es nicht aufſchiebend bedingt geſchloſſen 
ſei (S. 224). In allen dieſen Fällen ergibt ſich erſt aus einer dem 
Gegner obliegenden „Anregungslaſt“ für den Kläger die Notwendigkeit 
näherer Erklärung der zuerſt ſtillſchweigend aufgeſtellten Behauptung 
(S. 226, 258). 

Die zunächſt auftauchenden Bedenken gegen dieſen Grundſatz werden 
wohl durch die Regeln der „Beweisführung“ weſentlich verringert. So 
wird bei möglichem Zweifel an der geiſtigen Geſundheit einer Partei der 
Fall, daß genau ebenſoviel für die eine wie für die andere Möglichkeit 
ſpricht, nicht ſo leicht vorkommen. 

Mildernd greift unter Umſtänden, beſonders wenn die beweisbelaſtete 
Partei nach Lage der Sache keine beſtimmte Kenntnis haben kann, eine 
aus ſolcher Lage des Falles ſich ergebende „Aufklärungspflicht“ der Gegen⸗ 
partei ein, ſo daß, wenn dieſer nicht genügt wird, dieſer Umſtand mehr 
oder weniger erheblich gegen denjenigen ſprechen würde, welcher in der 
Lage iſt, Aufklärung geben zu können (S. 211). Dieſer Geſichtspunkt 
wird auch ausreichen, wenn Leonhard, entgegen dem Standpunkt des 
Reichsgerichts, beim Streit über Notwehr und über Zurechnungsfähigkeit 
in jugendlichem Alter dem Kläger die Beweislaſt auferlegt (S. 166, 
336, 408). wo 
| Wahre Einrede ift dagegen die Behauptung, daß die Verjährung 
unterbrochen ſei (S. 182), ſowie auch die, daß eine Wirkung durch den 
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Eintritt einer auflöſenden Bedingung aufgehoben ſei (S. 287, 318), Dieſe 
Beurteilung der Reſolutivbedingung aus dem Geſichtspunkt der Gegen⸗ 
wirkung befriedigt wohl mehr als die Herleitung desſelben Ergebniſſes aus 
der Windſcheid ſchen Auffaſſung, daß die Reſolutivbedingung einem auf: 
ſchiebend bedingten aufhebenden Nebenvertrage gleichzuſtellen ſei. 

Der Charakter der Einrede wird, genau genommen, dadurch aufge⸗ 
hoben, daß ein ſelbſtändiger Tatbeſtand fehlt, wie dies bei der Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages und der Einrede der Vorausklage der Fall iſt 
(tatbeſtandsloſe Einreden, S. 166, 167). Leonhard räumt indeſſen ein 
daß dieſe Fälle nach Vorſchrift des B. GB.s (58 320, 20211) als Einreden 
zu behandeln find (S. 371) und danach durch einſeitigen Verzicht des Be⸗ 
klagten beſeitigt werden können, während — wie überall — der ganze 
Inhalt des Vertrages vom Kläger zu beweiſen ſei. 

Es wird auch der Ausführung beizuſtimmen ſein, daß für die ſo⸗ 
genannte exceptio non rite adimpleti contractus keine beſondere Be⸗ 
weislaſtregel gelte, ſondern daß die praktiſchen Erſcheinungen, welche man 
aus einer ſolchen herzuleiten pflegt, aus der Lage der Beweisführung ſich 
ergeben (S. 374, 375). 

In treffender Weiſe verteidigt Leonhard den Begriff der Beweis⸗ 
laſt gegen die „Minimaltheorie“ (S. 103), gegen die angebliche Regel, daß 
ein Beweis von Negativen, über deren Bedeutung er zugleich eine höchſt 
bemerkenswerte Darlegung gibt (S. 62), nicht verlangt werden könne, ſowie 
gegen die Unterſcheidung der rechtsbegründenden und rechtshindernden Tat⸗ 
ſachen (S. 90). Mit Recht verneint er jedenfalls auch die Möglichkeit, 
aus den Geſetzesbeſtimmungen Regelfälle zu bilden, ſo daß alles der Regel 
Widerſprechende zu beweiſen wäre (S. 90, 255, 411), räumt dagegen einen 
Einfluß den „Vermutungen“, auf Rechtsſatz beruhenden Ausnahmen von 
der allgemeinen Beweislaſt ein (S. 250, 260). Von den letzteren werden 
„Geſetzesbeſtimmungen mit Vermutungsmotiv“ unterſchieden, bei welchen 
ein Gegenbeweis nicht ſtatthaft iſt (S. 263). Wichtig und einleuchtend 
iſt ferner der zwiſchen geſetzlichen Ergänzungs⸗ und Auslegungsregeln dahin 
feſtgeſtellte Unterſchied, daß die Anwendung der letzteren eine auszulegende 
Außerung über den ſtreitigen Punkt erfordert, doch hält Leonhard eine 
verſchiedene Behandlung beider Fälle hinfichtlich der Beweislaſt wegen der 
häufig in der praktiſchen Anwendung nicht möglichen Durchführung des 
begrifflichen Unterſchiedes für unangemeſſen (S. 294 — 297). 

Eine Befugnis der Auslegung da, wo es auf die Anſchauungen des 
Lebens, nicht auf die aus der Beſonderheit des Falles ſich ergebenden 
Momente ankommt, wird dem Reichsgericht mit Recht gewahrt (S. 331), 
wobei allerdings die Schwierigkeit, hier die richtige Grenze zu finden, nicht 
unerwähnt bleiben darf. 

Zutreffend beſtimmt wohl Leonhard die Beweislaſt aus dem 
Zivilrecht, weſentlich unter Berufung darauf, daß ihre Fragen unter der 
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Geltung verſchiedener Prozeßrechte die gleichen geblieben find, ſowie darauf, 
daß bei der Ableitung aus dem Prozeßrecht trotz Inkrafttretens des 
neuen Prozeßrechts das frühere Recht für die unter dieſem begründeten 
Rechtsverhältniſſe weiter zu gelten hätte (S. 42, 156, 230, 246, 247). 
Vielfacher Zuſtimmung wird auch die gegen das weit verbreitete Be⸗ 
ſtreben gerichtete Ausführung fiber fein, aus allen Sätzen des B. GB. 
Beſtimmungen über die Beweislaſt entnehmen zu wollen (S. 57, 120, 181, 
136, 137). Indeſſen ermangelt hier die Begründung des (S. 132) aufs 
geſtellten Satzes, daß es teilweiſe unmöglich geweſen ſei, Vorſchriften über 
die Beweislaſt zu geben, der notwendigen Deutlichkeit, welche wohl nur 
durch Beibringung paſſender Beiſpiele zu erzielen geweſen wäre. 

Wie nun die Beweislaſt bei den einzelnen nach dem B. GB. zu be 
urteilenden Rechtsverhältniſſen ſich geſtalten müßte, das wird in einer auf 
die Paragraphen des Geſetzes eingehenden Darſtellung ausgeführt (S. 267 
bis 443), deren Umfang darin eine gewiſſe Rechtfertigung findet, daß ſo 
am beſten ein Urteil über die Richtigkeit der Behauptung gewonnen werden 
kann, daß überall aus der Faſſung des Geſetzes die Verteilung der Beweis⸗ 
laſt zu entnehmen ſei. Wegen der notwendigen Beſchränkung des Inhalts 
iſt, wie Leonhard erklärt, eine gleiche Bearbeitung weiterer Geſetze 
unterblieben. 

Das Geſagte dürfte genügen, um eine Vorſtellung von dem reichen 
und anregenden Inhalt des Werkes zu geben, welches als weſentlich 
fördernd für die Lehre wird anzuerkennen ſein. 

Daß die ſtellenweiſe erfolgte Hereinziehung des Strafprozeſſes (S. 158, 
199, 243) und der freiwilligen Gerichtsbarkeit (S. 198, 238) in die Lehre 
von der Beweislaſt im Zivilprozeß in Anbetracht der tiefgehenden Ver⸗ 
ſchiedenheit dieſer Rechtsgebiete wohl beſſer unterblieben wäre, würde einer 
genaueren Darlegung, welche hier zu weit führen würde, bedürfen. 


Berlin. Wienſtein, Kammergerichtsrat. 


XI. Ernſt Weigelin. Das Recht zur Aufrech⸗ 
nung als Pfandrecht an der eigenen 
Schuld. Ein Beitrag zur Lehre von der Aufrech⸗ 
nung nach deutſchem Reichsrechte. 8. (186 S.) 
Hannover 1904, Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 


I. Das Buch zerfällt in einen allgemeinen und in einen beſon⸗ 
deren Teil. 

Der allgemeine Teil (S. 5— 50) gibt zunächſt eine gute, knappe 
Überficht über die vier Theorien der Aufrechnung, welche das gemeine 
Recht hervorgebracht hatte: Retraktionstheorie, Affektionstheorie, Pendenz⸗ 
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theorie und endlich jene Auffaſſung, nach welcher die Aufrechenbarkeit der 
Forderung grundſätzlich keine Wirkung hat, ſondern erſt der Aufrechnungs⸗ 
vollzug die Tilgung der bis dahin völlig unberührt gebliebenen Forderungen 
bewirkt. Im folgenden § 2 iſt nun das Recht zur Aufrechnung und die 
Aufrechnung nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch behandelt. An die Spitze 
ſtellt der Verfaſſer den Satz, daß es eine Aufrechnung nur durch die 
Parteien und nur außerhalb, wenn auch während des Prozeſſes gebe, 
aber keine Aufrechnung durch den Richter oder im Prozeſſe. Das Recht 
zur Aufrechnung entſteht, ſobald zwei Perſonen einander gleichartige 
Leiſtungen ſchulden, und geht dahin, die einander gegenüber ſtehenden 
Forderungen durch einſeitige, an den Gegner gerichtete Erklärung aufzu⸗ 
heben. Dieſes Recht ſtellt ſich ſomit als ein Recht des rechtlichen Könnens 
dar. Durch dieſe Regelung des Bürgerlichen Geſetz buchs iſt jedenfalls die 
vierte der gemeinrechtlichen Theorien ausgeſchloſſen, und es hat auch bis⸗ 
her die Affektionstheorie keine Vertreter für das neue Recht gefunden, 
letztere deshalb, weil das Bürgerliche Geſetzbuch keinen Einwand der Auf⸗ 
rechenbarkeit, ſondern lediglich einen ſolchen der bereits vollzogenen Auf⸗ 
rechnung kennt. Es verbleiben alſo nur noch zur Betrachtung die Re⸗ 
traktionstheorie und die Pendenztheorie, welche auch Vertreter für das neue 
Recht gefunden haben (S. 10); die erſtere betrachtet die Aufrechenbarkeit 
als Bedingung, die Aufrechnungserklärung als Urſache der Tilgung, 
während die letztere umgekehrt verfährt. Weigelin findet danach, daß 
die beiden Theorien ſich voneinander grundſätzlich gar nicht unterſcheiden, 
weil es an einem ſicheren Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen Urſache und 
Bedingung fehle. Überdies aber ſeien beide Theorien für das Bürgerliche 
Geſetzbuch unbegründet, was dann ausführlicher darzulegen verſucht wird 
(S. 12 — 21). 

Seine Ergebniſſe in dieſer Frage faßt der Autor folgendermaßen 
zuſammen: 

„Die Aufrechenbarkeit der Forderungen bewirkt die Entſtehung des 
Rechtes zur Aufrechnung. Inſoweit — aber nur inſoweit — erfährt 
jedes Forderungsrecht eine Abſchwächung oder Belaſtung. Dagegen ift 
von einer auch nur bedingten Tilgung nicht die Rede. Die Ausübung 
des Rechtes zur Aufrechnung bewirkt die Tilgung der Forderungen in dem 
ſich deckenden Betrage, ſowie die Beſeitigung aller ſeit dem Zeitpunkte der 
Aufrechenbarkeit von den Forderungen ausgegangenen Rechtswirkungen. 
Dagegen iſt ſie nicht im ſtande, kundzutun, daß jene Tilgung bereits zu 
jenem Zeitpunkte eingetreten iſt“ (S. 21 f.). 

Nunmehr geht der Verfaſſer auf den Zweck des Rechtes zur Auf⸗ 
rechnung ein, lehnt mit Recht und mit guten Beiſpielen die Meinung ab 
(S. 22), daß er nur in der Erſparnis unndtigen Hin⸗ und Herzahlens 
liege, beſtreitet dann (S. 26), daß ihr Grund darin liege, es liege Arg⸗ 
liſt vor, wenn jemand fordere, was er ſofort wieder zurückgeben müſſe, 
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und führt ſchließlich als Zweck des Rechtes zur Aufrechnung, der danach 
allein verbleibe, an: „Die Sicherung und eventuelle Befriedigung eines 
Gläubigers für ſeine Forderung“ (S. 29), eine Auffaſſung, welche für 
die Aufrechnung im Konkurſe vielſach — in ähnlicher Formulierung auch 
vom Referenten in feinem „Oſterreichiſchen Konkursrechte“ S. 252 f. — 
vertreten worden iſt, und welche der Verfaſſer nun unter Unterſtützung 
von Lippmann und Leonhard für das geſamte Gebiet der Aufrech⸗ 
nung aufſtellt. Auf fie baut er im § 4 feine Konſtruktion des Rechtes 
zur Aufrechnung auf (S. 32 —49). Er lehnt es ab, daß die Aufrechnung 
eine Unterart der Zahlung ſei, daß ſie datio in solutum darſtelle oder 
eine Anweiſung des Schuldners an den Gläubiger, das Geſchuldete an 
ſich ſelbſt zu zahlen, und beſtreitet auch die Berechtigung der Anſicht, daß 
die Aufrechnung ein Gebilde sui generis ſei, welches überhaupt unter 
keinen anderen beſonderen Begriff gebracht werden könne. Vielmehr ver⸗ 
meint er, daß der Begriff des Pfandrechts an der eigenen Schuld 
derjenige iſt, unter welchen das Aufrechnungsrecht in zwangsloſer Weiſe 
geſtellt werden kann (S. 39). Zur Begründung dieſes Satzes geht er 
von dem Pfandrechte an der eigenen Forderung aus, über welches er gute 
Bemerkungen macht, und ſucht nachzuweiſen, daß alle deſſen Elemente ſich 
auch in den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Aufrech⸗ 
nung wiederfinden. Insbeſondere führt er hierfür an, daß das Recht zur 
Aufrechnung ein von der Forderung, zu deren Sicherung und Befriedigung 
es beſtimmt iſt, abhängiges Recht iſt, daß es ſomit von der Gegenforde⸗ 
rung nicht getrennt, ohne ſie nicht abgetreten werden kann und daß es 
notwendig erlöſchen muß, wenn dieſe untergeht (S. 44). 

Nahe der vom Verfaſſer angenommenen Konſtruktion ſteht ihr — wie 
er auch anführt — jene der Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch, welche 
die Aufrechnung als eine Selbſtexekution bezeichnen, und jene von Leon⸗ 
hard, welche in dem Rechte zur Aufrechnung ein Zwangsverwertungs⸗ 
recht erblickt; die Differenz dieſer Meinungen zu jener von Weigelin 
findet der Verfaſſer ſelbſt mit Recht lediglich darin, daß die Motive und 
Leonhard ihr Aufrechnungsrecht nur als Analogon des Pfandrechts 
an der eigenen Schuld anſehen, während er es als Art unter die Gattung 
dieſes Pfandbegriffs ſtellt. 

Der beſondere Teil des Buches bringt in drei Kapiteln die Ent⸗ 
ſtehung des Rechtes zur Aufrechnung (kraft Geſetzes, kraft richterlicher 
Verfügung und kraft Vertrages), ſeinen Inhalt und ſeinen Untergang in 
genauer Kaſuiſtik zur Darſtellung. Auch dieſer beſondere Teil zeichnet fich 
wie der allgemeine durch eine rühmenswert klare Darſtellung und durch 
eine ungemein forgfältige Benutzung der Literatur aus. 

II. Die angezeigte Schrift zerfällt, wie die Inhaltsangabe ergibt, 
in zwei von einander im weſentlichen unabhängige Partien: der allge⸗ 
meine Teil iſt der Konſtruktion des Rechtsinſtitutes der Aufrechnung und 
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der Rechtfertigung des Titels der Schrift (.. . . als Pfandrecht an der 
eigenen Schuld“) gewidmet; der beſondere Teil gibt die kaſuiſtiſche Dar⸗ 
ſtellung des Inſtitutes ſelbſt. Dies geſchieht nun merkwürdigerweiſe faſt 
ohne Bezugnahme auf die Theorie des Verfaſſers. Auf den 132 Seiten 
dieſes zweiten Teiles habe ich eine ſolche Beziehung nur achtmal (auf den 
Seiten 60, 64, 71, 77, 99, 128, 147, 162; ſiehe im allgemeinen Teile 
noch S. 45) gefunden, und nirgends handelt es ſich da um grundlegende 
oder auch nur einigermaßen wichtige Fragen. Ja, von dieſen acht Fällen 
entſcheidet Weigelin nur zwei (S. 64, 77) entgegen der herrſchenden 
Lehre; in den anderen ſechs gelangt er, ebenſo wie in den zahlloſen, ſonſt 
von ihm behandelten Fragen, zu gleichen Ergebniſſen, wie ſie vor ihm 
ſchon Andere gewonnen haben. Ebenſowenig Einfluß hat der Autor ſeiner 
Theorie auf das Syſtem ſeines Buches eingeräumt. 

Man ſieht danach nicht recht ab, wozu die neue Konſtruktion dienen 
ſoll, wenn ſie im Syſtem und in den Ergebniſſen in allem Weſentlichen 
mit jenen der bisher in rechter Fülle aufgeſtellten Theorien übereinſtimmt. 
Konſtruktion iſt doch nicht etwas an ſich Wertvolles, ſondern muß dazu 
gut ſein, entweder das Verſtändnis von Rechtsregeln zu erleichtern, oder 
die denſelben zu Grunde liegenden Gedanken zu Tage zu fordern. Keines 
von beiden dürfte durch eine ſolche Konſtruktion erreicht ſein, welche über 
die bisherigen Ergebniſſe nicht hinausführt, und welche der Verfaſſer ſelbſt 
ſo ſelten heranzuziehen das Bedürfnis hat. 

Ich halte übrigens die Pfandrechtstheorie Weigelins auch nicht 
einmal für richtig. Für den Konkursfall zwar iſt ſein Sicherungs⸗ 
gedanke, dort allgemein oder faſt allgemein angenommen, in der Tat eine 
gute Rechtfertigung der Bevorzugung der Aufrechnungsberechtigten vor 
anderen Konkursgläubigern. Aber außerhalb des Konkurſes fehlt meines 
Erachtens dem Geſetze in der Regel dieſe Sicherungstendenz. Sie hätte 
ja kein Objekt, da normalerweiſe beide Schuldner zahlen können; ſie kann 
darum den Gedankengang des Geſetzgebers nicht oder wenigſtens nicht 
ausſchließlich zur Zulaſſung der Aufrechnung geleitet haben. Noch weniger 
kann, die Sicherungstendenz ſelbſt (etwa für vereinzelte Fälle und neben 
anderen Grundgedanken) zugegeben, die Pfandrechts konſtruktion des 
Autors gebilligt werden, da ſie meines Erachtens mit dem hier ganz aus⸗ 
ſchließlich maßgebenden Pfandrechtsbegriff der SS 1204, 1273 B. GB. 
nicht übereinſtimmt, während Weigelin (S. 39 ff.) auf dieſen gar 
nicht eingeht, ſondern nur die Anwendbarkeit der SS 1200 B. GB., 804, 
835 ff. ZPO. prüft. 

Wenn ich trotz dieſer Ablehnung der Theorie des Verfaſſers (um 
derentwillen er laut des Buchtitels das Werk geſchrieben zu haben ſcheint) 
ſeine Arbeit gerne und mit gutem Gewiſſen zum Studium beſtens 
empfehlen kann, ſo beruht dies auf der Darſtellung ſeines beſonderen 
Teiles. Zwar fordert auch hier manche Behauptung den Widerſpruch 


284 Literatur. 


heraus, fo z. B. auf S. 134 ff. die unbedenkliche Annahme der Stölzel⸗ 
ſchen Theorie; S. 157 die ebenſo als ſelbſtverſtändlich angeſehene Identi⸗ 
fizierung von Privatrechts⸗ und Prozeßhandlungen, die doch nun ſchon 
recht beſtritten iſt; S. 100 die Meinung, daß die Konkursgläubigerſchaft 
als konſtitutive Rechtsnachfolgerin des Gemeinſchuldners anzuſehen iſt 
u. a. m. Aber daneben iſt dieſer beſondere Teil ſo reich an behandelten 
Problemen, häufig ſo ſehr geſchickt in ihrer Löſung, und ſo gut angeord⸗ 
net, daß man aus der Lektüre des Buches erheblichen Nutzen hat. 
Wien. Rudolf Pollak. 


XII. Dr. Moritz Sternberg. Beiträge zur Fund⸗ 
lehre nach öſterreichiſchem Rechte unter Be⸗ 
rückſichtigung des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches 
und des Entwurfes eines ungariſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuches. Eine kritiſche Studie. 8. (56 S.) 
Wien und Leipzig 1904. 


Der vielſeitig tätige Verfaſſer bezeichnet die Regelung der Materie 
von den verlorenen Sachen und vom Schatze im öſterr. Bürg. Geſetzbuch als 
der gewohnten Klarheit und Logik des Geſetzes entbehrend, voll geradezu 
klaffender Lücken (S. 30), und findet auch die Löſung der entſprechenden 
Probleme im öſterreichiſchen Strafrecht vergriffen; er bedauert es, daß die 
öſterreichiſche Geſetzgebung „in dieſer ... überaus praktiſchen Frage noch 
weit zurückgeblieben iſt“ (S. 55). 

Referent kann weder das Problem „überaus praktiſch“, noch deſſen 
Löſung im öſterreichiſchen Rechte jo arg vergriffen und lückenhaft finden, 
als der Verfaſſer. Für dieſe ſeine Auffaſſung würde ſich der Referent 
am beſten auf Sternberg ſelbſt berufen, da dieſer in ſeiner kritiſchen 
Studie wenigſtens für das Privatrecht keine Reformvorſchläge macht (ſiehe 
S. 55 f.) und hierdurch doch wohl ſelbſt dartut, daß das geltende Recht 
nicht fo lückenhaft und fehlerhaft fein könne, als der Autor behauptet. 
Aber ſelbſt dieſe Berufung des Referenten auf den Verfaſſer wird dadurch 
überflüffig gemacht, daß deſſen Schrift allerdings eine zwar flott, wenn 
auch ein wenig journaliſtiſch geſchriebene Darſtellung des gewählten 
Themas, aber kaum irgend eine ernſte Begründung für die im Eingange 
dieſer Rezenſion zitierte Kritik, geſchweige denn erheblich Neues bringt. 
Natürlicherweiſe iſt dann für Reformvorſchläge kein Raum. 

Nach einer kurzen Einleitung wird die Fundlehre des römiſchen 
Rechtes dargeſtellt (S. 7—11), dann eine Entſtehungsgeſchichte (leider 
nicht des öſterreichiſchen Privatrechtes, aber doch) des öſterreichiſchen 
Bürgerlichen Geſezbuches aus den von Ofner publizierten Beratungs 
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protokollen gegeben (S. 11—15). Das geltende bürgerliche Recht wird 
ausführlicher dargelegt (S. 15—33), aber auch ohne wiſſenſchaftlich wert⸗ 
volles Neues zu bieten, obwohl es Sternberg hier hätte tun müſſen, 
um ſein ſcharfes Urteil zu rechtfertigen. Denn die allerdings neue, aber 
falſche Behauptung verdient doch dieſe Qualifikation nicht, daß ein Finder 
zwar an koſtſpieligen Gegenſtänden, niemals aber an einem Fundſtück im 
Wert von höchſtens zwei Kronen Eigentum erwerben könne (S. 17, 37)! 
Und ebenſowenig wird man die Behauptung des Verfaſſers (S. 21) als 
eine wiſſenſchaftliche Errungenſchaft oder als begründete Gefetzeskritik ans 
ſehen können, daß ein Retentionsrecht doch nur dem Eigentümer, nicht 
dem Finder zuſtehen dürfe — als würde ein ſelbſtändiges Retentionsrecht 
(und nur von dieſem iſt beim Funde die Rede) nicht ſtets gerade dem 
Nichteigentümer vom Geſetze eingeräumt. Das Lob „Proudhons hoher 
Auffafiung, welcher das Eigentum als die Summe von Mißbräuchen bes 
zeichnet“ (S. 32), möchte man, zumal in dieſer auf dem Boden der 
gegenwärtigen Privatwirtſchaft und Privatrechtsordnung ſtehenden kriti⸗ 
ſchen Studie, gerne als Ironie des Verfaſſers auffaſſen, hätte er dies nur 
irgendwie angedeutet. 

Dieſe Proben aus dem Buche könnten vermehrt werden (flebe S. 16, 
17 am Ende u. a. m.). Schon nach den hier gegebenen wird es nicht 
Wunder nehmen, daß der Verfaſſer (S. 31, 44, 56) über den Gegenſatz 
von Geſetz und Richteramt, von dem er übrigens ohne Anlaß ſpricht, 
nichts Neues zu ſagen weiß, ja daß er nicht einmal die ganze Literatur 
dieſer Frage zu kennen ſcheint. Jedenfalls dürften dieſe Proben genügen, 
um es zu rechtfertigen, daß hier nicht weiter auf die Schrift eingegangen 
wird. Es ſoll nur noch konſtatiert werden, daß ſie unter anderem auch 
einen ſtrafrechtlichen Teil hat (S. 33—45), und daß fie offenbar mit 
redlichem Eifer geſchrieben iſt. 

Wien. Rudolf Pollak. 


XIII. Dr. Emanuel Adler. Das Recht am Namen 
nach öſterreichiſchem Zivilrecht. [Sonder⸗ 
abdruck aus der Zeitſchrift für das Privat⸗ und 
öffentliche Recht der Gegenwart. Bd. XXXI.] 8. 
(68 S.) Wien 1904, Alfred Hölder. 

Das öſterreichiſche allgemeine bürgerliche Geſetzbuch enthält eine dem 
$ 12 unſeres B. GB. entſprechende Beſtimmung, durch welche das Recht 
am Namen als ein Privatrecht anerkannt wird, nicht. Dementſprechend 
vertritt auch die öſterreichiſche Theorie überwiegend die Anficht, daß in 
der Befugnis, einen beſtimmten Namen zu führen, ein Privatrecht nicht 


286 Literatur. 


zu erblicken ſei. Während die deutſchen Gerichte — an der Spitze das 
Reichsgericht — fich außerordentlich häufig mit namenrechtlichen Fragen 
zu beſchäftigen haben (man vergleiche allein die zahlreichen Entſcheidungen 
aus einem Jahre im Jahrbuch des deutſchen Rechts von Neumann, 
2. Jahrgang, zu $ 12 S. 8/9), fehlt es in Oſterreich faſt gänzlich an ges 
richtlichen Entſcheidungen über Streitigkeiten, welche ein Namenrecht zum 
Gegenſtande haben. 

Angefichts dieſes Rechtszuſtandes hat ſich Adler die Aufgabe ge⸗ 
ſtellt, diejenigen öſterreichiſchen Spezialgeſetze, in welchen ſich in beſtimmtem 
Umfange bereits ein Schutz des Namens findet, unter anderen z. B. das 
allgemeine Handelsgeſetzbuch vom 17. Dezember 1862, das Markenſchutz⸗ 
geſetz vom 6. Januar 1890 und das Urheberrechtsgeſetz vom 26. Dezember 1895 
einer Unterſuchung zu unterziehen, um auf dieſer poſitiv⸗ rechtlichen Grund⸗ 
lage ein öſterreichiſches, allgemeines bürgerliches Namenrecht aufzubauen. 
Die in dieſen Geſetzen enthaltenen Vorſchriften, auf Grund deren jedermann 
gegen den unbefugten Gebrauch ſeines Namens in einer Firma, jedermann 
gegen Mißbrauch ſeines Namens zur Bezeichnung als Urheber eines fremden 
Werkes der Literatur und Kunſt, ſowie der Produzent oder Kaufmann 
gegen unbefugten Gebrauch ſeines Namens als Warenzeichen geſchützt iſt, 
erachtet der Verfaſſer als eine hinreichende Grundlage für die Anerkennung 
eines gemeinen privaten Namenrechts, weil ſie alle Träger eines Rechts⸗ 
gedankens ſeien, der auf dem Wege der Analogie auch in den vom Geſetz 
nicht ausdrücklich geregelten Fällen zur Anerkennung gelangen müſſe. Des 
weiteren wird nachzuweiſen geſucht, daß auch das Allg. B. GB. bereits 
ein ſubjektives Recht des Namenträgers kenne, indem es an gewiſſe Rechts⸗ 
verhältniſſe das Recht zur Führung eines beſtimmten Namens knüpfe 
($$ 92, 146, 182 Allg. B. GB.) und gewiſſer Perſonen, welchen es einen 
anderen Namen zuweiſe, von dieſem Rechte ausſchließe ($ 165 Allg. B. GB.). 

Der Wert der Arbeit liegt darin, daß ſie den im öſterreichiſchen 
Allg. B. GB. latent enthaltenen Rechtsgedanken eines ausſchließlichen 
Namenrechts aufdeckt. Die Ausführungen über den Inhalt des Namen⸗ 
rechts, das nicht nur die Befugnis, einen beſtimmten Namen zu führen, 
ſondern auch die Ausſchließlichkeit dieſes Rechts in ſich ſchließt, fußen viel⸗ 
fach auch in der deutſchen Literatur zum § 12 B. GB. vertretenen Auf⸗ 
faſſungen. Soweit der Verſaſſer ſich aber mit der erſchöpfend berück⸗ 
ſichtigten deutſchen namenrechtlichen Literatur kritiſch auseinander fetzt, 
treffen ſeine Ausführungen meines Erachtens durchaus das Richtige. Bei⸗ 
zuſtimmen iſt ihm insbeſondere, wenn er betont, daß der Name Rechtsſchutz 
finde nur als Mittel zur Kennzeichnung einer Perſon. Muß es doch ſtets 
darauf ankommen, daß durch den unbefugten Gebrauch des Namens auf 
den Träger hingewieſen und zugleich deſſen Intereſſe verletzt wird. Von 
dieſer Grundauffaſſung aus erblickt Adler mit Recht keine Verletzung des 
Namenrechts in der Verwendung des Namens als Namen einer Perſon in 
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einem Roman oder Drama. Seine hierauf bezüglichen Ausführungen 
bürften dieſe auch von mir in meinem „Verhältnis des Namenrechts zum 
Firmenrecht“ S. 81 ff. vertretene Anficht unterſtützen, gegen die Heinrici 
(Band LI S. 295 dieſer Zeitſchrift) ſich wendet, indem er die Klage aus 
§ 12 auch demjenigen gewähren will, deſſen Namen jemand einem Hund 
oder ein Dichter einem ſeiner Helden beilegt. 

Die Hervorhebung dieſer einzelnen Punkte ſollte zeigen, daß man 
Adlers Abhandlung über Namenrecht auch in Deutſchland bei zweifel⸗ 
haften namenrechtlichen Fragen nicht vergeblich zu Rate ziehen wird. 


Berlin. Dr. Th. Olshauſen. 


XIV. Dr. Hermann Iſay, Rechtsanwalt am Kammer: 
gericht. Patentgeſetz. Geſetz, betreffend 
den Schutz von Gebrauchsmuſtern. Syſte⸗ 
matiſch erläutert. 8. (VIII und 488 S.) Berlin 
1903, Franz Vahlen. 


Ein Kommentar iſt für die Praxis beſtimmt. Er ſoll vom Richter, 
Staatsanwalt, Rechtsanwalt, Patentanwalt im täglichen Gebrauch zur 
Hand genommen werden. Er muß alſo über die in Theorie und Praxis 
herrſchende Lehre leicht und zuverläſſig Auskunft geben, er muß alſo ein 
Nachſchlagebuch ſein. Dabei ſoll ein guter Kommentar gleichzeitig eine 
wiſſenſchaftliche Arbeit ſein. Das vorliegende Buch weicht aber in zahl⸗ 
reichen Grundfragen und in einer großen Zahl von Einzelfragen mit Un⸗ 
recht von der herrſchenden Anficht ab. 

Der Verfaſſer ſchickt eine Einleitung voraus, in der er zunächſt die 
Geſchichte des Rechts an der Erfindung behandelt. „Die Ent⸗ 
wickelung des Rechts an der Erfindung nahm ihren Ausgang von der 
Zunftverfaſſung. Alle gewerblichen Fortſchritte, alle Verbeſſerungen der 
Handwerksübung wurden Eigentum der Zunft.“ 

„Dieſer Schutz bedeutete auch einen wirklichen Schutz der Erfindungen, 
ſo lange in den Zünften der Geiſt des gewerblichen Fortſchrittes lebendig 
war. Als aber gegen das 17. Jahrhundert der Zunftgeiſt jenen klein⸗ 
lichen und verknöcherten Charakter annahm, der in allem Neuen nur eine 
Unbequemlichkeit und Gefahr ab, da bedeutete die Zunftverfaſſung nicht 
mehr einen Schutz, ſondern ein Hindernis jeglicher Erfindungstätigkeit.“ 

„So mußten denn jetzt die Erfindungen Schutz gegen die Zünfte 
ſuchen. Die landesherrliche Fürſorge für die Beförderung des Gewerbfleißes 
betätigte ſich ſeit dem Beginne des 17. Jahrhunderts in immer ſteigendem 
Maße in der Erteilung von Privilegien, welche die Erfindungen zugleich 
ſchützen und belohnen ſollten.“ 
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Auf dieſe Ausführung legt der Verfaſſer ganz beſonderen Wert, ob: 
wohl er weder Literatur noch Quellen für ſie anführt. Denn in geſperrter 
Schrift erklärt er S. 19: 

„Dieſer geſchichtliche Entwickelungsgang darf bei der Auslegung und 
Anwendung des modernen Erfindungsrechts nicht außer acht gelaſſen 
werden.“ 

Er fährt fort: „Er ergibt folgende Rechtsgedanken als Grundlagen 
unſeres heutigen Rechtes: 

2. Die Entwickelung des Rechtes an der Erfindung ging vom Ge⸗ 
meinrecht aus und vollzog ſich von ihm zum Einzelrechte. Das 
Recht an der Erfindung weiſt damit den gleichen Entwickelungsgang auf, 
wie das Eigentum.“ 

Dementſprechend ſagt der Verfaſſer bei der Erörterung des Aus⸗ 
führungszwanges S. 231: „Der ſoziale Charakter, der dem Patentrechte 
infolge ſeiner Entwickelung vom Gemeinrecht zum Sonderrecht anhaftet, 
fordert jedoch, daß die Macht, die es gewährt, nicht in antiſozialem Geiſt 
gebraucht werde.“ 

Der Verfaſſer hat, wie erwähnt, für dieſe rechtshiſtoriſche Behaup⸗ 
tung keine Belege angegeben. 

Die Prüfung der Literatur ergibt, daß die obige Ausführung des 
Verfaſſers auf der hiſtoriſchen Einleitung bei Gierke, Privatrecht S. 850 
beruht. Hier zeigt Gierke, daß unter der Herrſchaft des Zunftrechts 
die Erfindung eines Zunftgenoſſen Gemeingut unter allen Zunftgenoſſen 
wurde. Hiernach hatte alſo keiner und auch nicht die Zunft Eigentum 
an der Erfindung. Dies iſt klar, wenn man bedenkt, daß die Zunft das 
Recht der „Schau“, der Unterſuchung der Betriebe der Zunftgenoſſen hatte. 
Da konnte den Zunftbrüdern die Erfindung nicht leicht verborgen bleiben. 
Von einem Eigentum der Zunft an den Erfindungen ihrer Angehörigen 
war aber niemals die Rede. Solche Erfindungen konnten unter dem 
Siegel eines Betriebsgeheimniſſes ſtehen, ſoweit dieſes nicht die wandernden 
Geſellen weitertrugen. Die Idee des Verfaſſers, daß der Erfindungsſchutz 
ſeine Entwickelung vom Gemeinrecht zum Sonderrecht genommen habe, be⸗ 
ruht daher offenbar auf einem Mißverſtändnis der von ihm benutzten 
Stelle bei Gierke, widerſtreitet den hiſtoriſchen Tatſachen und find die 
gezogenen Schlüſſe abzulehnen. Übrigens iſt in Frankreich ein dreijähriges 
Patent zu Gunſten der Kalandrierer Peter Geſtin und Robert de la 
Roche für Neuerungen an einem Kalander bereits im Jahre 1544 erteilt 
worden. 

Vergl. Thierry, Recueil des monuments inédits de l'histoire 
du tiers etat. II S. 620; Eberſtadt, Das franzöſiſche Gewerberecht 
S. 397. 

Auch die theoretiſchen Grundlagen des Buches geben zu Bedenken 
Veranlaſſung. Hierfür mögen einige Beiſpiele angeführt werden, bei denen 
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es ſich meiſt um Dinge handelt, die ſich durch das ganze Buch hindurch⸗ 
ziehen. 

§ 6 PG. beſtimmt, daß das Patentrecht und der Anſpruch auf Er⸗ 
teilung des Patentes keine höchſtperſönlichen Rechte find; fie find vielmehr 
vererblich und durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden und von Todes wegen 
übertragbar. Der Lizenzvertrag, insbeſondere der Lizenzvertrag im engeren 
Sinne, iſt im Geſetze nicht geregelt. Unter Lebenden erfolgt die Übertragung 
durch Vertrag. Dieſer abſtrakte Vertrag iſt zu unterſcheiden von ſeiner 
causa, dem etwa zu Grunde liegenden obligatoriſchen Vertrage. Dieſer 
abſtrakte Vertrag hieß im gemeinen Rechte ſowohl bei Forderungen wie 
bei anderen Rechten Geffion, im B. GB. heißt er „Abtretung“. 58 413, 
398 B. GB. Auf dieſe „Abtretung“ von Patenten finden $$ 398—412 
B. GB. entſprechende Anwendung. Über alles dies beſtand ſchon bisher 
kein Zweifel. Trotzdem erwähnt San bei § 6 JG. die §8 399 — 413 mit 
keinem Worte, ſondern gibt in Anm. 2 f. S. 181 folgende Ausführung: 

58 6 behandelt den Vertrag, der unmittelbar den übergang 
des Rechts bewirkt, nicht den Vertrag, der bloß eine Verbind⸗ 
lichkeit zur Ae enn begründet. Die Unterſcheidung zwiſchen 
beiden Arten iſt dem Recht der materiellen Güter, dem Sachenrecht, ganz 
geläufig; hier unterſcheidet man ſie als dinglichen und obliga⸗ 
toriſchen Vertrag. Um auch durch die Terminologie möglichſt einer 
Verwirrung beider Begriffe vorzubeugen, hat das B. GB. für den ding⸗ 
lichen Vertrag eine andere Bezeichnung gewählt; es nennt ihn „Einigung“ 
im Gegenſatz zum obligatoriſchen „Vertrage“ (88 873, 925, 929 u. ſ. w. 
§ 305 ff. B. GB.) Vergl. Fuchs, Grundbuchrecht I, 38.“ 

„Der Vertrag des $6 PG.s iſt alſo in der Sprache des 
B. GB.s die Einigung. Im Patentrecht iſt eine Scheidung der Ter⸗ 
minologie bisher nicht erfolgt; die Folge iſt, daß auch eine Scheidung der 
Begriffe bisher nicht genügend durchgeführt worden iſt. Die Unklarheit 
und Unſicherheit, welche der ganzen Lizenzlehre heute noch anhaftet, rührt 
lediglich aus der ungenügenden Scheidung her; die Streitfrage z. B., ob 
die Lizenz dinglich oder obligatoriſch wirkt, beruht im weſentlichen auf 
dieſer Unklarheit.“ 

„Zu dem Mangel einer getrennten Terminologie kam der Umſtand 
hinzu, daß obligatoriſcher und dinglicher Vertrag, Vertrag und Einigung, 
zeitlich regelmäßig zuſammenfallen. Gleiches gibt es aber im 
Rechtsverkehr auch ſonſt. Iſt z. B. derjenige, der eine bewegliche Sache 
kauſen will, bereits in ihrem Beſitz, ſo fallen obligatoriſcher Vertrag 
(S 433 B. GB.) und Einigung (929 Satz 2) zeitlich in eine Erklärung 
zuſammen. Das hat aber niemanden darüber getäuſcht, daß hier die eine 
Erklärung juriſtiſch eine zweiſache mit zweifacher Wirkung iſt: ſie erzeugt 
als Vertrag die Verbindlichkeiten aus dem Kauf, als Einigung den Eigen⸗ 
tumsübergang.“ | | 
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„Daß dieſe Scheidung durch eine Verſchiedenheit der Terminologie 
erleichtert wird, iſt fier; aber der Mangel einer ſolchen kann fie nicht 
ſchlechtweg verhindern. Die Verſchiedenheit beſteht z. B. auch im B. GB. 
noch nicht für Forderungen. Der Vertrag, der eine Forderung überträgt, 
alſo quasi dinglich wirkt, wird im B. GB. ebenſo „Vertrag“ genannt (§ 398), 
wie der, welcher nur eine Verbindlichkeit zu ihrer Übertragung begründet 
(8 437), alſo nur obligatoriſch wirkt. Trotzdem iſt hier der Unterſchied 
zwiſchen beiden nicht überſehen worden. Vergl. § 1821 3 3. BGB.“ 

„Anders in der patentrechtlichen Theorie und Praxis. Hier haben 
der Mangel einer getrennten Terminologie und der Umſtand des zeitlichen 
Zuſammenfallens beider Vorgänge es bewirkt, daß regelmäßig der 
Akt der übertragung eines Patentes als ein einheitlicher 
Vorgang mit einheitlichen Wirkungen aufgefaßt worden iſt.“ 

„Es bedarf keiner Auseinanderſetzung, um die Notwendigkeit zu 
rechtfertigen, auch für das Patentrecht die im übrigen Rechtsſyſtem längſt 
geübte Scheidung zwiſchen dinglichem und obligatoriſchem Vertrag ſtreng 
und folgerecht durchzuführen. Es ſei nur auf die Verſchiedenheit ihrer 
Vorausſetzungen hingewieſen: der dingliche Vertrag ſetzt neben den Er⸗ 
forderniſſen des obligatoriſchen Vertrages noch Verfügungsmacht voraus; 
fehlt ſie, ſo iſt der obligatoriſche Vertrag gültig, der dingliche unwirkſam 
(vergl. $ 185 B. GB.), fo z. B. wenn ein Übertragungsvertrag über ein 
mehreren gehöriges Patent nur von einem geſchloſſen wird (§ 747 B. GB.).“ 

Iſay überfieht es alſo, wo die geſetzlichen Grundlagen für die Aus⸗ 
geſtaltung der Übertragung des $ 6 PG. zu finden find. Hiernach unter⸗ 
liegen auch die weiteren Erläuterungen zu $ 6 PG. der Anfechtung. 

Es iſt ferner ein bekannter Grundſatz des öffentlichen Rechts, daß 
nur dieſes auf öffentlich rechtliche Rechtsverhältniſſe Anwendung findet, 
nicht aber die Grundſätze des bürgerlichen Rechts. Möglich iſt es, dem 
bürgerlichen Recht für Beurteilung öffentlich rechtlicher Rechtsverhältniſſe, 
ſofern Vorſchriften ermangeln, Analogien zu entnehmen. Allgemein an⸗ 
erkannt iſt auch, daß das Zivilprozeßrecht dem öffentlichen Rechte angehört. 
Daher find die auf Grund des Zivilprozeßrechts entſtehenden prozeſſualiſchen 
Rechtsverhältniſſe öffentlich rechtlicher Natur. Sie dürfen nicht nach den 
Grundſätzen des bürgerlichen Rechts beurteilt werden, ſondern folgen ihren 
eigenen öffentlich rechtlichen, nämlich den zivilprozeßrechtlichen Grundſätzen. 

Dieſe Lehre ſuchte Kohler zu durchbrechen. Es war bekannt, daß 
die Wirkungen zivilprozeßrechtlicher Rechtsverhältniſſe vielfach in das 
bürgerliche Recht hineinragen. Über die Weiterentwickelung dieſer Wir⸗ 
kungen wird daher nach bürgerlichem Recht entſchieden. Kohler dagegen 
meint, es müſſe bei den einzelnen Prozeßhandlungen eine zivilrechtliche und 
eine prozeßrechtliche Seite unterſchieden werden. Soweit die zivilrechtliche 
Bedeutung einer Prozeßhandlung in Betracht kommt, ſtehe ſie in ihrer 
Totalität unter der Herrſchaft des bürgerlichen Rechts, inſoweit ſie jedoch 
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als prozeßrechtliche Tätigkeit in Betracht komme, ſtehe ſie ausſchließlich 
unter den prozeßrechtlichen Grundſätzen. 

Dieſer Lehre wird in der prozeßrechtlichen Literatur mit Entſchieden⸗ 
heit entgegengetreten. Vergl. z. B. Gaupp⸗Stein, 7. Aufl. Bd. I 
S. 339. „Die Wirkfamkeit dieſer prozeſſualen Rechtsgeſchäfte beſtimmt fich 
lediglich nach Prozeßrecht. Jede Hineinziehung der Saͤtze des bürgerlichen 
Rechts wäre Willkür.“ 

Kohler hat feine Anficht auch auf das Patentrecht übertragen und 
erklärt deshalb die Anmeldung eines Patentes ebenſowohl für ein zivi⸗ 
liſtiſches wie für ein prozeſſualiſches Rechtsgeſchäft; er erklärt, es gäbe 
eine ziviliſtiſche und eine progefiuale Anmeldung, welche beide ſtreng von⸗ 
einander geſchieden werden müßten. Auf die ziviliſtiſche Anmeldung wendet 
er die Grundſätze des B. GB., auf die prozeſſualiſche Anmeldung die pros 
zeffualen Grundſätze des PG.s und die ZPO. an. Dem folgt Iſay. 
Er ſtellt (S. 104) den Satz auf: 

„Ebenſo wie die Klage ziviliſtiſche und prozeſſualiſche Wirkungen 
hat und für die erſteren anderer Vorausſetzungen bedarf als für 
die letzteren, ebenſo find die Erforderniſſe der ziviliſtiſchen Anmel⸗ 

dung andere als die der prozeſſualen.“ 

Vergl. auch S. 292: „Die ziviliſtiſche iſt von der prozeffualiſchen 
Anmeldung nicht nur in ihren Vorausſetzungen völlig unabhängig, ſondern 
beide gehen auch rechtlich verſchiedene Wege.“ 

Iſay will alſo mit Kohler auf die allein dem öffentlichen Rechte 
angehörenden Rechtshandlungen des Patentrechts zweierlei Recht anwenden. 
Soweit die Rechtshandlung geeignet iſt, zivilrechtliche Wirkungen hervor⸗ 
zurufen, ſoll ſie unter den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts ſtehen, 
ſoweit ſie dagegen lediglich prozeßrechtliche Wirkungen hervorruft, unter 
den Vorſchriften des öffentlichen Rechts. 

Wie auf dem Gebiete des Zivilprozeßrechts die Kohler ſche Lehre 
abzulehnen iſt und allgemein abgelehnt wird, ſo iſt auch auf dem Gebiete 
des Patentweſens die Kohler⸗Iſayſche Lehre durchaus abzulehnen. 

Die Patentanmeldung ſteht ausſchließlich unter öffentlichem Recht. 
Die Grundſätze des bürgerlichen Rechts kommen auf ſie nur inſoweit zur 
Anwendung, als dies das öffentliche Recht beſtimmt. Deshalb wird z. B. 
für die Patentanmeldung Parteifähigkeit und Prozeßfähigkeit ausſchließlich 
nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechts beurteilt. Es kommen nicht 
neben den Grundſätzen des öffentlichen Rechts auch noch die Grundſätze des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in Betracht. Die Anmeldung iſt gegenüber dem 
Patentamt keine empfangsbedürftige Willenserklärung wie Fay will; 
denn die an eine Behörde gerichteten öffentlich rechtlichen Handlungen 
einer Partei haben eine ganz andere rechtliche Bedeutung als die Willens⸗ 
erklärungen, welche zum Zwecke der Erzielung privatrechtlicher Rechts⸗ 
wirkungen gegenüber einer anderen Privatperſon abgegeben werden. $ 130 
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des B. 88.3 hat daher mit den Eingaben, die bei dem Patentamte ans 
gebracht werden, nicht das mindeſte zu tun. 

Die Frage, wann eine Eingabe bei einer Behörde als eingegangen 
anzuſehen iſt, muß vom Standpunkte des öffentlichen Wohles und auf 
Grund der Bedürfniſſe des öffentlichen Dienſtes entſchieden werden, während 
für die Beurteilung der Frage, wann eine privatrechtliche Willenserklärung 
einer Privatperſon als zugegangen anzuſehen iſt, aus rein privatrechtlichen 
und privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu beurteilen iſt. 

Bei all dieſen Fragen handelt es ſich um Dinge, die ſich durch das 
ganze Buch hindurchziehen. 

Im einzelnen ſeien noch folgende Punkte aus der Fülle der Fragen 
in Betracht genommen. 

Bei der Entwickelung des Begriffs der Äquivalenz führt Iſay 
S. 153 aus: „Des weiteren kommt aber noch ein Erfordernis hinzu: ſoll 
die Gleichwirkung die Bedeutung haben, das Mittel dem Patent zu unter⸗ 
werfen, ſo darf ſie nicht ſelbſt noch erfinderiſche Tätigkeit erfordern, alſo 
nicht ſelbſt eines eigenen Erfindungsrechts fähig ſein.“ Alſo durch Er⸗ 
langung des Patents auf den gleichwirkenden Gegenſtand ſoll nachgewieſen 
fein, daß Äquivalenz nicht vorliegt. Dies iſt, wie ein Blick auf die Judi⸗ 
katur über die Abhängigkeit lehrt, unzutreffend. Für ſeine Aquivalenz⸗ 
lehre beruft ſich übrigens Iſay lediglich auf eine Entſcheidung des 
Kammergerichts (Blatt f. P. N. u. Z. Bd. VI S. 234), welche eher gegen 
als für ſeine Anſchauung ſpricht. 

Iſay bemerkt S. 143: „Abhängigkeit liegt alfo nur da vor, wo 
die Ausführung der jüngeren Erfindung notwendig einen Eingriff in 
das Recht auf dem älteren Patent bedingt. Der Umſtand allein, daß man 
eine Erfindung auch ſo ausführen kann, daß ſie einen Eingriff darſtellt, 
begründet keine Abhängigkeit. Will man auch in den Fällen bloßer 
Möglichkeit des Eingriffs von Abhängigkeit reden, ſo wird der Begriff 
der Abhängigkeitserfindung völlig unbeſtimmt und damit wertlos. Es 
gäbe dann kaum eine Erfindung, die nicht von einer anderen abhängig 
wäre, weil es kaum eine Erfindung gibt, die man nicht auch ſo ausführen 
könnte, daß ſie ein anderes Patent verletze.“ 

Auf S. 144 ſagt er dagegen: 

„Eine Maſchine kann jeden Tag von einem neuerfundenen Verfahren 
abhängig werden, das mittels dieſer Maſchine ausgeführt wird.“ Er ver⸗ 
kennt alſo nicht, daß nach bisherigem Sprachgebrauch auch in ſolchen 
Fällen Abhängigkeit vorliegt. Freilich nennt er dieſe Abhängigkeit „un⸗ 
echte Abhängigkeit“. Aber unter Abhängigkeit verſteht man die Abhängig⸗ 
keit von einem Patent oder Gebrauchsmuſter. Für dieſe Abhängigkeit iſt 
es ganz gleichgültig, ob der abhängige Gegenſtand patentiert oder ſonſt 
geſchützt iſt. Iſt eine patentierte Erfindung ſo beſchaffen, daß ſie nur 
unter Verletzung eines beſtehenden Patents benützt werden kann, ſo mag 
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man in dieſem Falle das auf die abhängige Erfindung erteilte Patent ein 
Abhängigkeitspatent nennen. Dieſer ganze Begriff iſt aber juriſtiſch 
überflüffig. 

Iſay führt auf S. 284 aus: „Iſt die Einrichtung in ihrer In⸗ 
dividualität wefentlich, iſt das Verfahren alſo weiter nichts, als die An⸗ 
wendung einer konkreten Einrichtung, ſo gehört die räumlich beſtimmte 
Einrichtung zum Begriff des Erfindungsgegenſtandes; es darf daher nicht 
rein verbal definiert werden, weil eben der Begriff des Neuen durch rein⸗ 
zeitlich beſtimmte Merkmale nicht eindeutig beſtimmt werden kann, es darf 
alſo nicht ein Verfahren beanſprucht werden, ſondern nur die Einrichtung. 
Das Gegenteil wäre nicht etwa bloß unpraktiſch, ſondern unzuläffig.” 
Auf S. 285 bemerkt er dann: „Hat der Anmelder aber die Erfindung 
weiter durchgedacht, ſo daß er den Arbeitsprozeß unabhängig von der 
konkreten Einrichtung erkannt hat, ſo iſt Gegenſtand der Erfindung das 
Verfahren.“ 

Es handelt ſich dabei um folgende Frage: Kann der Erfinder, 
welcher eine neue Einrichtung zur Durchführung eines neuen Verfahrens 
erfunden hat, das Patent auf die Einrichtung oder auf das Verfahren 
oder auf beides nehmen? Die Entſcheidungen, welche Iſay im Vorſtehen⸗ 
den gibt, find als richtig nicht anzuerkennen. Der Erfinder kann das Patent 
ſowohl auf die Einrichtung, wie auf das Verfahren nehmen. Derartige 
Patente beſtehen zahlreich. Der Erfinder iſt in der Lage, das Patent auch 
nur auf das Verfahren oder nur auf die Einrichtung zu nehmen. Er 
kann nach Belieben in einem Patente, jedoch durch zwei Anſprüche das 
Verfahren und die zur Durchführung des Verfahrens notwendige Einrich⸗ 
tung unter Paientſchutz ſtellen, er kann aber auch getrennte Patente ers 
langen, das eine auf das Verfahren, das andere auf die Einrichtung zur 
Durchführung des Verfahrens. Das letztere empfiehlt ſich namentlich dann, 
wenn möglicherweiſe die neue Einrichtung nicht bloß zur Durchführung 
des angemeldeten Verfahrens, ſondern auch noch zu anderen, vielleicht be⸗ 
kannten Zwecken dienen kann. 

Das Wort „Tatbeſtand“ gehört der Rechtsſprache und der Sprache 
der Wiſſenſchaft in verſchiedener Bedeutung an. Man ſpricht von dem 
Tatbeſtande des Urteils in der Prozeßrechtswiſſenſchaft und verſteht dar⸗ 
unter die Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes und der geſtellten An⸗ 
träge, man ſpricht von dem Tatbeſtande eines Verbrechens und verſteht 
darunter die Geſamtheit aller derjenigen juriſtiſchen Tatſachen, bei deren 
Zuſammentreffen das Verbrechen vorliegt. Das Verbrechen iſt ein Ge⸗ 
ſchehnis, und deshalb iſt es nach dem deutſchen Sprachgebrauch gerecht⸗ 
fertigt, alle Tatſachen, welche zu dem Zuſtandekommen dieſes Geſchehniſſes 
mitgewirkt haben, den „Tatbeſtand“ dieſes Geſchehniſſes zu nennen. So 
nennt man auch in der Wiſſenſchaft des bürgerlichen Rechtes den „Tat⸗ 
beſtand“ der Begründung, Veränderung, des Erlöſchens eines Rechtes die 
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Geſamtheit aller derjenigen juriſtiſchen Tatſachen, durch deren Zu⸗ 
ſammenwirken die Begründung, die Veränderung oder das Erlöſchen des 
Rechts herbeigeführt wird. Auch hier handelt es ſich um Geſchehniſſe und 
deren Tatbeſtände. JIſay dagegen wendet das Wort „Tatbeſtand“ in 
einem ganz anderen Sinne an, ohne denſelben beſonders zu erläutern. 
Nicht das Geſchehnis hat nach ihm einen Tatbeſtand, ſondern das Recht 
ſelbſt. So unterſucht er den „Tatbeſtand“ des Gebrauchsmuſterrechts, den 
„Tatbeſtand“ des Lizenzrechts, des Einſpruchsrechts, des Anſpruchs auf Er⸗ 
teilung des Patentes. Nach ihm hat jedes Recht und jede Befugnis einen 
beſonderen Tatbeſtand. 

Bisher wurde das in der Literatur viel einfacher und viel verſtänd⸗ 
licher dadurch ausgedrückt, daß man von den „Vorausſetzungen“ eines 
Rechts ſprach. Der neue Sprachgebrauch iſt durch den Sprachgebrauch der 
deutſchen Sprache oder auch nur der deutſchen Rechtsſprache in keiner 
Weiſe gerechtfertigt, er iſt ſtörend und erſchwert das Verſtändnis des 
Buches. | 

Alle dieſe Ausſtellungen hindern den Unterzeichneten indes nicht, 
wärmſtens anzuerkennen, daß dem Buche auch eine erhebliche wiſſenſchaft⸗ 
liche Bedeutung zukommt. Es enthält viele Beweiſe ausgezeichneten Scharf⸗ 
finns. Es zeugt von großer Beleſenheit, wenngleich die Literatur nicht, 
wie der Verfaſſer S. VI des Vorworts angibt, vollſtändig berüdfichtigt 
iſt. So ſind z. B. der achtungswerte Kommentar von W. Weber (1893), 
die praktiſch wertvolle Bearbeitung des Gebrauchsmuſtergeſetzes von 
Gronert (1896) und die ſyſtematiſche Darſtellung des Gebrauchsmuſter⸗ 
rechts von Ludwig Laß (1892) nicht berückſichtigt. Das Buch zeugt 
auch von ungewöhnlichem Fleiße. Dies ergeben namentlich die Anführungen 
der gerichtlichen Rechtſprechung, die meiſt trefflich zuſammengeſtellt und 
nach allen gängigen Sammlungen angeführt find. 


Berlin. Dr. Paul Alexander Katz. 


XV. 1. Zeitſchrift für die geſamte Verſiche⸗ 
rungs-Wiſſenſchaft. Herausgegeben vom 
deutſchen Verein für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. 
Schriftleitung: Dr. phil. et jur. Alfred Manes. 
Bd. III Heft 1—5, Bd. IV Heft 1—3. Berlin 
1903, 1904, Ernſt Siegfried Mittler und Sohn. 

2. Veröffentlichungen des deutſchen Ver⸗ 
eins für Verſicherungs-Wiſſenſchaft. 
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Heft 1 (Januar 1903), Heft 2 (Januar 1904). 
Schriftleitung und Verlag wie oben. 


Die ſeit dem Beginn des Jahres 1901 erſcheinende Zeitſchrift für 
die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft iſt das Organ des deutſchen Vereins 
für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Zweck des Vereins iſt nach § 1 feiner 
Satzungen die Förderung der Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. „Unter Ver⸗ 
ficherungs⸗Wiſſenſchaft werden hier ebenſowohl die rechts⸗ und wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichen wie die mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen 
Wiſſenszweige verſtanden, deren Beſtand und Fortbildung dem Berfiche- 
rungsweſen dienlich find.“ Der Verein befitzt körperſchaftliche und pers 
ſönliche Mitglieder. Die Zahl der Mitglieder iſt ſeit kurzer Zeit in ſtarker 
Zunahme begriffen, der Verein zählte zu Anfang des Jahres 1904 
123 körperſchaftliche und 693 perſönliche Mitglieder. Die Schriftleitung 
liegt ſeit Ende des Jahres 1902 in den Händen des jetzigen Herausgebers, 
der auch den Leſern dieſer Zeitſchrift nicht unbekannt iſt (vgl. Bd. LII 
S. 105). | 

Der Ausdruck „Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft“ muß ſelbſtverſtändlich 
cum grano salis genommen werden. Streng genommen gibt es ſo wenig 
eine Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft wie eine Eiſenbahn⸗Wiſſenſchaft oder eine 
Wiſſenſchaft des Bankweſens, es ſei denn, daß man mit ſolchen Bezeich⸗ 
nungen nur die nationalökonomiſche Unterſuchung beſtimmter Vorgänge 
des Wirtſchaftslebens treffen will. Nimmt man aber hierzu auch die 
juriſtiſche Regelung des Gewerbes und diejenigen Wiſſenszweige, auf 
denen die Technik des Betriebes beruht, ſo iſt klar, daß ſolche grund⸗ 
verſchiedene wiſſenſchaftliche Unterſuchungen nicht durch die Einheit des 
Gegenſtandes, den ſie betreffen, zu einer einheitlichen Wiſſenſchaft zu⸗ 
ſammenwachſen. | 

Des ungeachtet, vielleicht gerade deswegen, ift die Begründung einer 
allgemeinen verficherungswiſſenſchaftlichen Zeitſchrift mit Freude zu bes 
grüßen. Ihre Aufgabe iſt es, Wiſſenſchaft und Praxis einander zu 
nähern. „Hier alfo ſoll der Inhaber und Träger des Geſchäfts, der Fach⸗ 
mann, den Inhalt ſeines Geſchäfts und deſſen Bedürfniſſe dem Theoretiker 
darſtellen und letzteren (insbeſondere den Juriſten) mit allen das Geſchäft 
charakteriſierenden Eigentümlichkeiten vertraut machen, und hinwiederum 
ſoll der Theoretiker in der Lage ſein, die Ergebniſſe ſeiner Forſchung und 
deren Konſequenzen ſowohl dem Fachmann wie allen denen zugänglich zu 
machen, die berufen find, an der Geſetzgebung und Rechtſprechung tätigen 
Anteil zu nehmen“ (1. Jahrg. S. 18 f.). In erhöhtem Maße wird in 
einer ſolchen Zeitſchrift die wiſſenſchaftliche Betrachtung gezwungen, fich 
die praktiſchen Folgerungen ihrer Ergebniſſe zu vergegenwärtigen. Für 
die Pflege des Verſicherungsweſens, des öffentlichen wie auch des privaten, 
vor allem auch für die Rechtſprechung in Verſicherungsſachen, kann ein 
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ſolches Organ zum wichtigſten Hilfsmittel der Verbeſſerung und des Fort⸗ 
ſchreitens werden. | 

Ein Urteil darüber abzugeben, inwieweit die Zeitſchrift die in fie 
geſetzten Erwartungen erfüllt, wäre verfrüht. Größere Abhandlungen hat 
ſie bisher kaum gebracht, wohl aber enthalten die hier angezeigten Hefte 
eine Fülle von kleineren Aufſätzen. Juriſtiſche und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Betrachtungen nehmen den größten Raum ein. Die einzelnen Aufſätze 
find von ſehr verſchiedenem Wert; an dieſer Stelle kann natürlich nicht 
in eine Würdigung der einzelnen rechtswiſſenſchaftlichen Beiträge eingetreten 
werden. 

Außer den Abhandlungen bietet die Zeitſchrift jetzt auch regelmäßig 
eine verficherungswiſſenſchaftliche Rundſchau und eine Anzahl von Bücher⸗ 
beſprechungen. Auf den weiteren Ausbau der ſehr dankenswerten Rund⸗ 
ſchau wird großes Gewicht zu legen ſein. Beſonders wünſchenswert iſt 
eine fortlaufende Berichterſtattung über die Geſetzgebung des In⸗ und 
Auslandes; ſo viel zu ſehen, wird z. B. in keinem der letzten Heſte des 
inzwiſchen erſchienenen ſchweizer. Verſicherungsgeſetzentwurfs vom Februar 
1904 gedacht. In einer ſolchen Rundſchau könnte auch über wichtigere 
gerichtliche und verwaltungsgerichtliche Entſcheidungen in kritiſcher Weiſe 
berichtet werden; die beſtehenden Urteilsſammlungen genügen dieſem Be⸗ 
dürfnis nicht. 

Einen anderen Charakter als die Zeitſchrift tragen die „Veröffent⸗ 
lichungen“ des Vereins. In ihnen ſollen größere verſicherungswiſſenſchaft⸗ 
liche Arbeiten Aufnahme finden. Heft 1 und 2 dieſer Veröffentlichungen 
enthalten die ſtenographiſchen Berichte über die Verhandlungen der Mit⸗ 
gliederverſammlungen. Bedeutung beanſprucht namentlich die in Heft 2 
wiedergegebene dreitägige Verhandlung über den neuen Verficherungsgeſetz⸗ 
entwurf. In einer großen Zahl von Referaten find hier die einzelnen 
Beſtimmungen des Entwurfs durchgeſprochen und vor allem auf ihre 
praktiſche Brauchbarkeit hin unterſucht worden. Eine Kritik der Referate 
muß natürlich unterbleiben; vielfach iſt ſie ſchon in der Debatte gegeben 
worden, an der ſich auch Vertreter des Reichsjuſtizamts beteiligt haben. 

Für die Zukunft ift ein weiterer Ausbau der „Veröffentlichungen“, 
die in zwangloſer Folge erſcheinen ſollen, in Ausſicht genommen. 

An dem ferneren Gedeihen und Fortſchreiten der Zeitſchrift wie 
auch der Veröffentlichungen werden nicht bloß die Kreiſe Anteil nehmen, 
deren Arbeitsfeld auf dem Gebiete der Verficherung liegt; für die Pflege 
des Handelsrechts bilden die Beſtrebungen des Vereins für Verficherungs⸗ 
Wiſſenſchaft eine dankbar anzuerkennende Unterſtützung. 


Berlin, im Auguſt 1904. Dr. R. Behrend. 
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XVI. A. Wieruszowski, Landgerichtsrat in Köln a. Rh. 
Handbuch des Eherechts mit Ausſchluß des 
Eheſchließungs⸗ und Eheſcheidungsrechtes. 8. (Bd. I 
1900: 207 S.; Bd. II, 1904: 627 S.) Düſſeldorf, 
L. Schwann. 


Es iſt vielleicht kein Zufall, daß das vorliegende Werk auf ehemals 
franzöfiſch⸗rechtlichem Boden entſtanden iſt: erinnert doch ſeine ganze An⸗ 
lage an jene trefflichen Traités des contrats de mariage der Tro p⸗ 
long, Rodière, Guillouard u. . w., Beiſpiele jener halb lehrbuch⸗ 
artigen, halb kommentatoriſchen, zugleich theoretiſch und praktiſch gerichteten 
umfangreichen Monographien, wie fie den Hauptſtamm der franzöfifchen 
Rechtsliteratur bilden, ſich aber in unſerer deutſchrechtlichen nur ſelten 
vertreten finden. — Ein „Handbuch“, das ein ſo umfaſſendes und be⸗ 
deutungsvolles, nach ſo vielen Seiten hin ausſtrahlendes Gebiet, wie das 
der rechtlichen Wirkungen der Ehe, zu erſchöpfender Darſtellung 
bringen will, kann nur langſam zur Vollendung gedeihen und bedarf 
eines weiten Rahmens. Als im Jahre 1900 der erſte, die 88 1353 bis 
1362 des B. B. behandelnde Band im Umfange von 196 Seiten erſchien, 
glaubte der Verfaſſer deſſen Ausführlichkeit beſonders rechtfertigen zu 
müſſen; allein es liegt in der Natur derartiger Arbeiten, wenn der jetzt 
vollendet vorliegende zweite Band noch breiter gediehen iſt; er bringt auf 
597 Seiten nur den Anfang des ehelichen Güterrechts, nämlich 
einen insbeſondere das internationale und intertemporale Güterrecht be⸗ 
handelnden „Allgemeinen Teil" (bis S. 191) und ſodann vom „Güter⸗ 
ſtand der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung“ lediglich den erſten 
Abſchnitt, die „Lehre vom Vorbehaltsgut“. Wenn ſo das Werk im Ganzen 
wohl auf vier Bände anwachſen wird, ſo erfüllt es dafür auch ſeine Auf⸗ 
gabe, den Gegenſtand in alle Einzelheiten zu verfolgen, in vollkommener 
Weiſe; der Verfaſſer geht allen den meiſt ſo ſchwierigen Spezialfragen 
mit oft erſtaunlicher Gründlichkeit nach und bietet ſomit — ſeinen Ab⸗ 
ſichten entſprechend — vor allem der Praxis ein nie verſagendes Hilfs⸗ 
mittel, um ſo mehr als er, wie ſelbſtverſtändlich, mit der geſamten Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung in ſteter Berührung bleibt und auch die Geſetz⸗ 
gebung der Einzelſtaaten in den Kreis der Darſtellung zieht; ſo wird 
insbeſondere das partikukäre Überleitungsrecht ſowohl in einer 
wohlgeordneten ſyſtematiſchen Zuſammenfaſſung (S. 69 — 146), wie auch 
mittels einer praktiſch wertvollen Überſicht der übergeleiteten und nicht 
übergeleiteten Güterſtände ſämtlicher Einzelſtaaten (S. 147— 168) eins 
gehend dargelegt. 

Im ehelichen Güterrecht felbſt fällt eine ſyſtematiſche Eigentümlich⸗ 
keit des Werkes ins Auge: als erſter Abſchnitt der Lehre vom ordent⸗ 
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lichen geſetzlichen Güterſtand erſcheint die Lehre vom Vorbehaltsgut, 
und zwar nicht nur von den Tatbeſtänden, ſondern auch von den Rechts⸗ 
verhältniſſen des Vorbehaltsguts; ſo wird die Ausnahme vor der Regel 
erörtert und die Folge iſt, daß, um die Ausnahme verſtändlich zu machen, 
die Rechtsſätze des ordentlichen Güterſtandes ſelbſt mehrfach, ſo z. B. in 
der Lehre von den Schulden des Vorbehaltsguts (ſiehe insbeſ. S. 384 ff.), 
ſchon hier vorweggenommen und daher im Geſamtwerk doppelt dargeſtellt 
werden; ebenſo übrigens auch, bei Erörterung des § 1371 (ſiehe S. 451 
bis 508), die Lehre von der Gütertrennung; dem Rechte des Vorbehalts⸗ 
gutes ſelbſt erwächſt freilich aus dieſer Behandlungsart eine ſonſt nicht 
zu erreichende Vertiefung. 

In dem Werke, deſſen Vollendung hoffentlich in nicht zu ferner 
Zeit von uns begrüßt werden darf, ſind für das Gebiet des Handelsrechts 
namentlich die folgenden Stellen von Bedeutung: Bd. I S. 34: Kündi⸗ 
gungsrecht des Mannes nach § 1358; S. 185— 196: Geſchäftsfähigkeit 
der Frau in übergeleiteten Ehen; Bd. II S. 168: Firmenrecht; S. 243 
bis 248: Arbeit und Arbeitserwerb der Frau; S. 248—291: der ſelb⸗ 
ſtändige Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau. Von 
beſonderem Werte find die eindringenden Erörterungen des Verfaſſers zu 
dieſer letzteren Frage; in einem längeren „Exkurs“, S. 292— 299, ent⸗ 
ſcheidet er die z. B. von Planck, Schmidt, Ullmann bejahte Frage, 
ob der Mann kraft der ihm zuſtehenden güterrechtlichen Verwaltungs⸗ 
befugniſſe ein beim Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes von der Frau 
auf ihren eigenen Namen betriebenes Erwerbs⸗, insbeſondere Handels⸗ 
geſchäft unter ſeinem (des Mannes) Namen weiterführen darf, ohne 
an die Zuſtimmung der Frau gebunden zu ſein, in verneinendem 
Sinne: zwar könne der Mann bei Ausübung ſeiner güterrechtlichen Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe auch im eigenen Namen rechtsgeſchäftlich handeln, allein 
gleichwohl fehle die rechtliche Möglichkeit zu einer ohne Zuſtimmung der 
Frau erfolgenden Geſchäftsfortführung; eine ſolche Fortführung würde 
nur dann vorliegen, wenn zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Be⸗ 
triebe eine Kontinuität der weſentlichen materiellen Geſchäftsgrundlagen 
gewahrt bleibe: hieran aber fehle es in mehrfacher Beziehung, da der 
Mann z. B. die Firma der Frau weder fortführen noch löſchen laſſen 
dürfe; der Mann könne allerdings, inſoweit Beſtandteile des eingebrachten 
Gutes ſeiner freien Verfügung unterſtehen, damit ein gleichartiges Geſchäft, 
wie die Frau es bisher betrieben, führen, es aber nur als neues begründen. 


Heidelberg. Landgerichtsrat Dr. Heinsheimer. 
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XVII. Dr. A. Sprenger. Der Eigentumserwerb 
durch Einverleibung in ein Inventar. 
(Roſtocker rechtswiſſenſchaftliche Studien, herausgeg. 
von Profeſſor Dr. B. Matthias und Profeſſor 
Dr. H. Geffken. III. Bd., 1. Heft.) 8. (65 S.) 
Leipzig 1904, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung, 
Nachf. (Georg Böhme). (M. 1.60.) 


Durch Einverleibung in ein Inventar vollzieht ſich ein Eigentums⸗ 
wechſel bei der Grundſtückspacht (5 588 B. GB.), beim Grundſtücksnieß⸗ 
brauch ($ 1048 B. GB.), im Gebiete des geſetzlichen ehelichen Güterrechts 
($ 1378 B. GB.), und nach $ 2111 Abſ. 2 B. GB. gehört zur Erbſchaft, 
was der Vorerbe dem Inventar eines erbſchaftlichen Grundſtücks ein⸗ 
verleibt. | | 

Der Verfaſſer macht es ſich zur Aufgabe, zu unterſuchen, wie dieſer 
Eigentumserwerb rechtlich zu konſtruieren ſei (S. 33 ff.), nachdem er 
unter Hinweis auf römiſches und gemeines Recht breit ausgeführt hat, 
daß die vorerwähnten Geſetzesbeſtimmungen auf denſelben Rechtsgedanken 
zurückführten (S. 4— 32). | 

Der Verfaſſer lehnt es ab, den Eigentumsanfall mit Hilfe des $ 929 
B. GB. (traditio brevi manu) oder des § 930 B. GB. (constitutum 
possessorium) oder aus der Eigenſchaft der einverleibten Stücke als Zu⸗ 
behör (§ 97 B. GB.) zu erklären, er vertritt vielmehr die Anficht, daß 
es bei dieſem Eigentumserwerb auf den Willen der Parteien überhaupt 
nicht ankomme, daß der Eigentums wechſel kraft Geſetzes eintrete und jed⸗ 
weden rechtsgeſchäftlichen Charakters entbehre (S. 61, 62, 64). 

Wenn man für den Eigentumswechſel lediglich die Tatſache der 
Einverleibung in das Inventar als entſcheidend anſieht und das Willens⸗ 
moment ganz ausſchaltet, ſo ſchafft dies klare, unanfechtbare Rechtsver⸗ 
hältniſſe und fördert das Intereſſe der Hypothekengläubiger (vgl. $ 1120 
B. GB.) und derjenigen anderen Perſonen, die durch die Einverleibung 
Rechte erwerben. 

Der Verfaſſer berüdfichtigt aber nicht, daß ebenſoſehr diejenigen 
Perſonen, die hiernach eine Rechtseinbuße erleiden, ſchutzbedürftig find. 
Soll es unbeachtlich bleiben, wenn der Einverleibungsakt auf Irrtum 
oder Zwang beruht; wenn er im Zuſtande der Geſchäftsunfähigkeit ($ 104 
Ziff. 2 und 3) vorgenommen worden iſt; wenn eine Ehefrau dem Inven⸗ 
tar Sachen einverleibt hat, die zu ihrem eingebrachten Gute gehören und 
über die ſie ohne Zuſtimmung ihres Ehemannes nicht verfügen kann; 
wenn es ſich um fremde Sachen handelt; wenn die Einverleibung von 
dem Gemeinſchuldner in Anſehung von Sachen, die zur Konkursmaſſe 
gehören, vorgenommen worden iſt; oder endlich wenn eine Verletzung der 
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SS 29 ff. der Reichskonkursordnung oder des Anfechtungsgeſetzes in Frage 
kommt? Verneint man das Vorliegen eines Rechtsgeſchäftes oder einer 
Rechtshandlung, ſo kommt man zu unbefriedigenden Ergebniſſen. Auch 
könnten ſich die Geſchädigten weder auf $ 816 B. GB. berufen, weil die 
Einverleibung vom Standpunkte des Verfaſſers keine „Verfügung“ Dar: 
ſtellt, noch auch ſchützte fie $ 812 B. GB., weil der Erwerber das Eigen- 
tum nicht „ohne rechtlichen Grund“ erlangt. Es ſei hierbei betont, daß 
eine Beſtimmung, wie fie $ 951 B. GB. für den Eigentumderwerb durch 
Verbindung, Vermiſchung oder Verarbeitung trifft, im vorliegenden Falle 
nicht gegeben iſt. 

Als eine neue Anregung zur Löſung des intereffanten rechtlichen 
Problems verdient die Arbeit des Verfaſſers immerhin Beachtung. 

Rixdorf⸗Berlin. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Wilhelm Bruck. 


XVIII. Robert Stern. Buchhaltungslexikon. Ein 
Nachſchlagebuch des geſamten Buchhaltungsweſens, 
bearbeitet unter Mitwirkung zahlreicher Fachmänner. 
8. (672 S.) Wien und Leipzig 1904, Leopold 
Weiß. 


Stern, Oberlehrer der Offentlichen Handelslehranſtalt und Dozent 
an der Handelshochſchule zu Leipzig, hat ſich mit Herſtellung vorliegenden 
Lexikons, zu welchem er ſelbſt die weitaus meiſten Beiträge lieferte, ein 
dankbarſt zu begrüßendes Verdienſt erworben. Was das Buch vor allem 
verdienſtlich macht, iſt, daß es ſich nicht auf Darſtellung allgemeiner 
Grundſätze beſchränkt, ſondern zu ſeinem Fundament die Anwendung dieſer 
auf die einzelnen Geſchäftsbranchen macht, wenigſtens was die techniſche 
Seite der Buchhaltung angeht. Wie pflegt in den einzelnen Geſchäfts⸗ 
arten Buch geführt zu werden? Dieſe Frage bildet das eminent praktiſche 
Leitmotiv des Ganzen. Daher finden wir z. B. folgende Artikel: Advo⸗ 
fatens, Apotheken-, Bank⸗, Borſtenzurichterei⸗, Brauerei⸗, Buchdruckerei⸗, 
Darlehenskaſſen⸗, Eiſengießerei⸗, Fabrik⸗, Gewerbliche, Gewerkſchafts⸗, 
Haushaltungs⸗, Hotels, Hypothekenbanken⸗, Konfektions branche⸗, Lagers 
haus⸗, Landwirtſchaftliche, Molkereigenoſſenſchaften⸗, Montaniſtiſche, No⸗ 
tariats⸗, Papierfabriken⸗, Pfandbriefr, Speditions⸗, Syndikats⸗, Teichwirt⸗ 
ſchaftliche, Weberei⸗ u. |. w. Buchführung. Ferner find die hauptſächlich 
vorkommenden Kontoarten erläutert (3. B. Artikel Wechſelbuchungen), und 
als ſehr wertvoll erweiſt ſich, daß die auf Buchführung bezüglichen Geſetze 
aller Länder in ihren Hauptbeſtimmungen angegeben find. 
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Was die „Theorie der Buchhaltung“ angeht, ſo ironiſiert Profeſſor 
Ziegler in Wien in dem einſchlägigen Artikel (S. 598) die in der 
Buchführungskunde noch ſehr im Schwange befindliche Selbſtherrlichkeit 
gegenüber abweichenden wiſſenſchaftlichen Anſchauungen. Noch die meiſten 
Vertreter halten ihre Lehre für die einzig richtige und ſind nur zu leicht 
geneigt, Verfechtern anderer Meinungen ſofort Unkenntnis der Buchführung 
vorzuwerfen. Als Beiſpiel hierfür ſei der Aufſatz des „Deutſchen Okono⸗ 
miſt“ über Bilanzen und doppelte Buchführung, Jahrgang XXII (1904) 
Nr. 1111, angeführt. Solche Unduldſamkeit muß aufhören; ſie benimmt 
die Luſt zu irgendwelcher Entgegnung. 

Stärker dürfte in dem Werke hervortreten, daß höher als formelle 
Korrektheit materielle Richtigkeit der Buchungen anzuſchlagen iſt. 


Straßburg. Rehm. 


XIX. Dr. Horſt Krahmer, Gerichtsaſſeſſor und Privat⸗ 
dozent an der Univerſität Halle. Gegenſeitige 
Verträge. Studien zur Syſtematik des Reichs⸗ 
rechts. 8. (170 S.) Halle a. S. 1904, Buch⸗ 
handlung des Waiſenhauſes. 


Verfaſſer weiſt mit Recht im Eingange feiner Schrift (S. 7— 10) 
auf die große Schwierigkeit hin, welche die Anwendung der allgemeinen 
Vorſchriften der 88 320—327 B. GB. auf die einzelnen gegenſeitigen 
Verträge bereitet. Bekanntlich iſt in der wiſſenſchaftlichen Behandlung 
der angezogenen Rechtsnormen neuerdings eine Wendung eingetreten. 
Während die erſten Bearbeitungen des bürgerlichen Rechts die 88 320— 327, 
ſo wie ſie im Geſetzbuch vorangeſtellt find, iſoliert zu behandeln pflegten, 
hat man ſich neuerdings der dankenswerten Aufgabe unterzogen, zu unter⸗ 
ſuchen, wie weit ſie in den konkreten Tatbeſtand des einzelnen Vertrags⸗ 
verhältniſſes hineinpaſſen und hier Geltung beanſpruchen können. Krahmer 
führt nun aus, es ſei einerſeits dieſes „Einordnungsproblem“ der 58 320 
bis 327 in die ſpeziellen Vertragstypen zu löſen und andererſeits „ſei es 
unausweichlich, nicht allein den Inhalt dieſer $$ 320 — 327 in und unter 
ſich ſelbſt klarzuſtellen, ſondern namentlich auch die Stellung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen zu den noch allgemeineren Vorſchriften nachzuprüfen“ (S. 10). 
Dementſprechend zerfällt die Arbeit in zwei Abſchnitte, von denen der 
erſtere das Verhältnis der „noch allgemeineren Vorſchriften“ zu den $$ 320 
bis 327 (1. Teil, 88 4—6, S. 27—60) und der andere die Anwendung 
der 58 320 —327 auf die einzelnen gegenſeitigen Schuldverhältniſſe (2. bis 
4. Teil, 88 7— 19, S. 70 — 168) behandelt. 

Wer daraufhin eine klare und erſchöpfende Darſtellung des geltenden 
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Rechts der gegenſeitigen Verträge erwartet, wird ſich in dem Werke des 
Verfaſſers arg getäuſcht fühlen. Wie aus S. 22 Note 16 hervorgeht, faßt 
Krahmer ſeine Aufgabe anders auf. Krahmer will einen Beitrag 
zur „Methode der Jurisprudenz“ liefern. Jede ſelbſtändige Rechtsnorm 
enthalte, wie in einem weiteren einleitenden $ 3 „Zur Methode der Geſetz⸗ 
gebungstechnik“ ausgeführt wird, einen Tatbeſtand und eine Rechtsfolge. 
„In den ſelbſtändigen Geſetzesvorſchriften dürfen die Rechtsfolgen an die 
Tatbeſtände nicht willkürlich angefügt werden; Tatbeſtand und Rechtsfolge 
ſoll vielmehr in jeder einzelnen fachlich zuſammenſtimmen“. Der Maßſtab 
dieſes Zuſammenſtimmens liegt in der Methode des richtigen Rechtes“ 
(S. 20). Dieſes Zuſammenſtimmen will Berfaffer in erſter Linie unter: 
ſuchen. — über Stammlers Lehre vom „richtigen Rechte“ und über 
das ſoziale Ideal einer Gemeinſchaft frei wollender Menſchen mag nun 
jedermann denken, was er will. Aber ſoviel ſteht doch feſt, wenn wir 
Stammler einmal folgen, von dem Krahmer nach dieſer Richtung 
vollſtändig beherrſcht wird, daß „richtiges Recht“ beſonders geartetes „ger 
ſetztes Recht“, daß richtiges Recht eine beſondere Art in der Gattung oder 
dem Oberbegriffe „pofitives Recht“ iſt (Stammler, Lehre vom „richtigen 
Rechte“ S. 22). Wenn wir nur erſt das pofitive Recht kennten! Eine 
Monographie über das pofitive Recht der gegenſeitigen Verträge, welche 
Krahmer zu ſchaffen verſchmäht, wäre ſehr wünſchenswert. Dann erſt 
mögen berufene Vertreter kommen und aus der Geſamtheit der pofitiven 
Rechtsnormen diejenigen herausleſen, bei denen nach dem Maßſtabe des 
richtigen Rechts Tatbeſtand und Rechtsfolgen zuſammenſtimmen und bei 
welchen nicht. Krahmers Methode aber, welcher ohne näheres Eingehen 
auf das geltende Recht Tatbeſtand und Rechtsfolge äußerlich nebeneinander 
ſtellt und bald behauptet, ſie ſtimmten, bald ſie ſtimmten nicht überein, 
kann für die Lehre der gegenſeitigen Verträge ſchwerlich fördernd ſein. 
Es mangelt hier der Raum, um auf die Darſtellungsweiſe des Ver⸗ 
faſſers im Einzelnen einzugehen. Nur Weniges mag herausgegriffen wer⸗ 
den: Die zweifellos billige Vorſchrift des $ 279 B. GB. wird mit den 
Worten abgetan, daß es „wohl nicht der Zweck der Rechtswiſſenſchaft ſei, 
geſetzliche Ausnahmevorſchriften in den Regeltatbeſtänden aufgehen zu 
laſſen, in die fie ſich nicht einfügen“ (S. 46). Was die Beſtimmung 
des § 321 betrifft, ſo erfahren wir nur, indem Verfaſſer auf eine Be⸗ 
merkung Stammlers (Schuldverhältniſſe S. 89, 92 f.) Bezug nimmt, 
„daß die Löſung des legislativen Problems als glücklich bezeichnet werden 
muß. Richtig erkannt ift, daß gegenüber dem Unabgeſchloſſenen der 
Situation im Tatbeſtand auch in der Rechtsfolge ein Interimiſtikum 
ſtehen muß. Das Einbehaltungsrecht iſt nur ein einſtweiliges“ (S. 38). 
— Was den wichtigen Gegenſatz zwiſchen Unvermögen und Unmöglichkeit 
betrifft, ſo begnügt ſich Verfaſſer mit der Bemerkung: „Auch wird ſich 
nicht wohl von einer logiſchen Berechtigung der Unterſcheidung zwiſchen 
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Unmöglichkeit und Unvermögen reden laſſen, ſondern höchſtens von vers 
ſchiedener Anwendung einer und derſelben Denkmethode“ (S. 42). Nach 
dem Prinzipe der Folgerichtigkeit entſcheidet ſich dann Krahmer dafür, 
daß auch dem anfänglichen Unvermögen die Wirkung des § 306 B. GB. 
zukommen müſſe (S. 44). 

Mehrfach begegnet man philoſophiſchen Spekulationen. So beim 
Begriff der Unmöglichkeit S. 39—43 und der teilweiſen Unmöglichkeit 
S. 49 ff. Mit der Definition „Unmöglichkeit iſt die Notwendigkeit des 
Nichtgeſchehens“ ſei es Hartmann gelungen, „den großen Kant zu be⸗ 
richtigen“. Unmöglichkeit ſei eine Kantiſche Kategorie, und der 
Fehler Kants habe darin beſtanden, daß er der Unmöglichkeit dieſelbe 
Funktion wie der Möglichkeit zugewieſen habe, während er ſie der Not⸗ 
wendigkeit habe beiordnen müſſen. Die pofitive Ausbeute ſolcher verhältnis⸗ 
mäßig ausführlichen philoſophiſchen Unterſuchungen iſt dann aber karg. 
Sie gipfelt S. 43 in der Bemerkung: „Was freilich die Anwendung der 
Unmöglichkeitskategorie im einzelnen Rechtsfalle angeht, ſo gilt von ihr, 
wie für alle Kantiſchen Kategorien, was Stammler über die Anwen⸗ 
dung der Kauſalitätskategorie ſagt: „Es verbleibt nichts, als ſich in jedem 
beſonderen Falle mit allgemeineren Erfahrungen und taktvoll empfundenen 
Erwägungen zu helfen, um ein einigermaßen haltbares Urteil auszuſprechen.“ 

Es muß hervorgehoben werden, daß ſich im ſpeziellen Teile manche 
tüchtige Einzelausführungen finden, ſo im $ 7 (S. 71—82) darüber, welche 
Verträge zu den gegenſeitigen zu rechnen, und in § 8 (S. 82 — 87), welche 
Verpflichtungen in ſolchen Verträgen ſelbſt wieder als gegenſeitige anzu⸗ 
ſehen ſeien. Dankenswert iſt auch die Sichtung der einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen aus dem beſonderen Teile der Schuldverhältniſſe und dem 
übrigen Reichsrechte in diejenigen, welche die Anwendung der $$ 323 —326 
B. GB. ausſchließen, und ſolche, welche für ihren Geltungsbereich dieſe 
Paragraphen noch als anwendbar erſcheinen laſſen (88 13— 19 der Schrift); 
aber über eine Zuſammenſtellung kommt auch hier die Darſtellung nicht 
hinaus. 


Roftod. Hans Albrecht Fiſcher. 


XX. Kurze Anzeigen eingegangener Werke, auf welche 
hiermit aufmerkſam gemacht wird. 


Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz, erläutert 
von Dr. G. Planck, Wirklicher Geheimer Rat und ordentlicher 
Honorarprofeſſor an der Univerfität Göttingen. Dritte vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. Berlin 1903— 1905, J. Guttentag, Ver: 
lagsbuchhandlung, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
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Der verbundenen erſten und zweiten Auflage, welche mit einem Re⸗ 
giſterband abſchloß, folgt jetzt die dritte Auflage. 

Abgeſchloſſen liegt vor Bd. I, von 291 Seiten auf 392 Seiten 
angewachſen, bearbeitet von dem allverehrten und in ſeiner Schaffens⸗ 
kraft, Urteilsſchärfe und Geſtaltungsficherheit bewunderten Herausgeber 
Dr. Planck, deſſen Geiſt über dem geſamten Werk herrſchend bleiben 
möge. Als weſentlich unverändert darf die Einleitung bezeichnet werden. 
In der Literatur find die Kommentare und die ſyſtematiſchen Darſtellungen 
aufgeführt; im übrigen iſt zweckmäßig auf die verſchiedenen bibliographi⸗ 
ſchen Sammlungen, namentlich Maas, „Bibliographie des bürgerlichen 
Rechts 1888 — 1898 nebſt Nachträgen“, verwieſen; angefügt ift VII. Recht⸗ 
ſprechung. Der Kommentar zum allgemeinen Teil zeugt, wenn auch der 
vortreffliche Kern der erſten Auflage durchaus erhalten bleiben mußte, von 
umfaſſender Sichtung neuerer Rechtſprechung und Literatur. Dankbar an⸗ 
zuerkennen iſt der einzelnen Paragraphen vorangeſchickte Literaturnachweis 
und die in den Erläuterungen durch ſcharfen Druck gekennzeichnete In⸗ 
haltsangabe. 

Von Bb. II liegt Titel I—VI bereits vor, ebenfalls bearbeitet von 
Meiſter Planck. Von Titel VII ſind die 88 1—515 von Geh. Ober⸗ 
juſtizrat Greiff vollendet. Bd. III Liefg. 1, Sachenrecht, bringt Abs 
ſchnitt 1, Beſitz, bearbeitet von Geh. Oberjuſtizrat Greiff, im übrigen 
Einleitung und 85 873 — 929 von Landrichter Strecker. Bd. IV, 
Familienrecht, enthält in Liefg. 1 und 2 die SS 1297 — 1600, bearbeitet 
von Oberregierungsrat Dr. Unzner. 

Möchte die hiermit angezeigte dritte Auflage des Werkes ohne Ver⸗ 
zug zum Abſchluß gelangen. 


Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur 
Reichsgewerbeordnung ergehenden Abänderungsgeſetze und Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen, der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen 
Entſcheidungen der Gerichtshöfe des Reichs und der Bundesſtaaten, 
ſowie der wichtigſten, namentlich interpretatoriſchen Erlaſſe und 
Verfügungen der Zentralbehörden. Unter ſtändiger Mitwirkung 
von Dr. v. Strauß u. Torney, Senatspräfident des preuß. 
Oberverwaltungsgerichts, und Ditzen, Kammergerichtsrat, heraus⸗ 
gegeben von Kurt v. Rohrſcheid. Berlin, Franz Vahlen. 


Die Sammlung erſcheint jährlich in vier Heften zum Preiſe von 
12 Mark. Bd. erſchien 1902, Bd. II 1903, Bd. III iſt mit 15. Juni 
1904 abgeſchloſſen. Jedem Band ift ein Sachregiſter und ein Inhalts⸗ 
verzeichnis nach der Reihenfolge der Paragraphen der Gewerbeordnung, 
des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes beigefügt. Dankenswert iſt dem Bd. III ein den Inhalt 
der bereits erſchienenen Bände umfaſſendes ABC⸗ Verzeichnis, Sachregiſter, 
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mit ſorgſam ausgewählten Stichworten beigegeben). Die Reichhaltigkeit 
der Sammlung iſt im Titel angegeben. Wie mir ohne Widerſpruch ver⸗ 
ſichert worden iſt, darf dieſelbe als vollſtändig bezeichnet werden; die 
Quellen find überall zuverläffig verzeichnet. Den Entſcheidungen find die 
darin entwickelten Rechtssätze oder in kurzer Faſſung der Inhalt voran⸗ 
geſchickt, letzteres gilt auch für behördliche Verfügungen und Erlaſſe. Die 
Mitteilungen find durchaus vollſtändig, alſo von jeder durch Kürzung 
bedrohten Unficherheit frei. Durch das Erſcheinen in vier Heften erfolgt 
die Veröffentlichung, was weſentlich, ohne Verzögerung. 


Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Koftens, 
Stempel⸗ und Strafſachen. Berlin, Franz Vahlen. 


Wegen der früheren Bände iſt die Anzeige in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV S. 383 einzuſehen. 

Bd. XXVII (N. F. Bd. VIII) bringt 84 Entſcheidungen des I. Zivil⸗ 
Senats in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, darunter 17 in Handels⸗ 
regiſterſachen, 30 in Grundbuch und Taxſachen, ſodann 19 in Koſten⸗ 
und Stempelſachen, 26 in Strafſachen. In einem Anhange werden fieben 
Beſchlüſſe anderer deutſchen Oberlandesgerichte mitgeteilt. 


Straſrecht und Strafprozeß. Eine Sammlung der wichtigſten 
das Strafrecht und das Strafverfahren betreffenden Geſetze. Zum 
Handgebrauch erläutert und herausgegeben von Dr. A. Dalcke, 
weil. Oberſtaatsanwalt und Geh. Oberjuſtizrat. Neunte vermehrte 
und verbeſſerte Auflage beſorgt von P. Dalcke, Amtsrichter in 
Eberswalde. kl. 8. (900 S.) Berlin 1905, H. W. Müller. 


Wie die Reihe der Auflagen beweiſt, hat ſich die Ausgabe ſeit der 
erſten Auflage (1879) gleichmäßiger Anerkennung und geſteigerter Ver⸗ 
breitung erfreut. Bis in die neueſte Zeit ſind die Geſetze eingeſchaltet, ſo 
die Reichsgeſetze betreffend die Entſchädigung der im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren freigeſprochenen Perſonen vom 20. Mai 1898, für unſchuldig er⸗ 
littene Unterſuchungshaft vom 14. Juni 1904. Die Auszüge der ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen aus der großen Zahl von Reichs⸗ und preußiſchen 
Landesgeſetzen eigenſchaften die Ausgabe zu einem gut geordneten Handbuch 
ſtrafrechtlicher Beſtimmungen. Kurze ſcharfgefaßte Anmerkungen aus ge⸗ 
richtlichen Entſcheidungen mit ſicherer Quellenangabe ſind beigefügt. 


Die Reichs⸗ Grundbuchordnung vom 24. Mai 1897 (in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898) mit Anmer⸗ 
kungen und Sachregiſter von Willenbücher, Geh. Juſtizrat, 
Oberlandesgerichtsrat a. D. Dritte vermehrte Auflage. kl. 8. 
(242 S.) Berlin 1905, H. W. Müller. 


1) Mit den Wörtern Gärtner, Gärtnerei, Gärtnerburſchen, Gärtner: 
lehrling iſt auf Bd. I S. 328, 330, 397, Bd. II S. 41, 143, 662 
verwieſen zur Klärung der Scheidung von land wirtſchaftlichem, 
Gewerbe⸗ und Handelsbetrieb. Es ſei Gelegenheit genommen, auf 
die Abhandlung von Otto Albrecht, „Das Verhältnis der 
Gärtner zum Gewerberecht“, Annalen des Deutſchen Reichs (Hirth⸗ 
Seydel) 1904 Nr. 7 S. 490 ff., aufmerkſam zu machen. 
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Dem Reichsgeſetz find erläuternde Anmerkungen beigefügt ſowie der 
Wortlaut der bezüglichen Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit; es folgt ein Ver⸗ 
eichnis der Ausführungsbeſtimmungen der Gliedſtaaten (S. 133— 137), 
denn in Sonderbearbeitung für Preußen das Ausführungsgeſetz vom 
26. September 1899 nebſt ſämtlichen das Grundbuchweſen betreffenden 
landesgeſetzlichen Verordnungen und Verfügungen. Kurze Anmerkungen 
find beigefügt. Nach Inhalt und Ausſtattung zu empfehlen. 

Die Nachlaßſachen in der gerichtlichen Praxis. Von Wil⸗ 
helm Boſhan, Amtsrichter in Berlin. Berlin 1905, O. Häring. 

Dem Teil I, der weſentlich dem Erbſcheinverfahren gewidmet iſt, 
deſſen Bedeutung für die Depofitalverwaltungen aus der Entſcheidung des 
Reichsgerichts vom 1. Mai 1903 (Entſch. des Reichsgerichts in Bd. LIV 
S. 343) zu verfolgen iſt, iſt jetzt Teil II, die geſamte Tätigkeit der Nach⸗ 
laßgerichte darlegend, gefolgt. Es ſei auf die Fortführung des Handels⸗ 
geſchäfts in Erbengemeinſchaft hingewieſen und die bezüglichen Entſchei⸗ 
gr 795 in den Rechtsſprüchen mitgeteilt find (vgl. dieſen Band 


Dr. Karl Friedrichs, Rechtsanwalt in Dortmund. Das preußi⸗ 

ſche Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. kl. 8. 

(367 S.) Berlin 1904, O. Häring. 

Ein Hilfsbuch, wie es anderweit bisher nicht vorhanden iſt; nach 
den Titeln des Geſetzes iſt mit größter Sorgfalt und Genauigkeit der zu 
einer ſyſtematiſchen Gliederung ſonſt nicht geeignete Stoff wohlgeordnet 
zuſammengeſtellt, auch dem Verfahren ſelbſt erfreuliche Aufmerkſamkeit 
Nachweis Das Sachregiſter mit gutgewählten Kennworten gibt ſicheren 

achweis. 


Juriſtiſcher Wegweiſer durch Berlin nebſt einem Anhange, be⸗ 
treffend die juriſtiſchen Staatsprüfungen. Von Dr. Franz 
oeniger, Rechtsanwalt beim Königl. Kammergericht. kl. 8. 

71 S.) Berlin 1905, J. Guttentag. 

Das Inhaltsverzeichnis gibt an: I. Höchſte Juſtizbehörden. II. Ber⸗ 
liner Gerichte. III. Juriſtiſche Lehr⸗ und Bildungsanſtalten. IV. Juriſtiſche 
Vereine und Stiftungen. V. Vorſchriften über die erſte juriſtiſche, ſowie 
über die Staatsprüfung. 


Leitfaden für den deutſchen Gerichtsvollzieher, zugleich 
Handbuch für Gläubiger und Schuldner zur praktiſchen Hand⸗ 
habung der reichs⸗ und landesgeſetzlichen Vorſchriften und die 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen. Herausgegeben 
von Bureauinſpektor G. Köhler. 8. (208 S.) Leipzig 1904, 
Albanus, Verlagsbuchhandlung. 


Unfallverſicherungsgeſetz für Land» und Forſtwirtſchaft 
vom 30. Juni 1900 nebſt dem Hauptgeſetz, den zugehörigen 
Landesgeſetzen, Kaiſerlichen Verordnungen und Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter von 
Dr. A. Radtke, Kaiſerl. Geh. Regierungsrat, Senatsvorfitzender 
im Reichsverſicherungsamt. Zweite (der neuen 1505 ung erſte) 
Auflage. kl. 8. (XXII und 627 S.) Berlin 1905, J. Gutten⸗ 
tag, Verlagsbuchhandlung, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
(M. 4.50.) Dr. Keyßner. 


Miszellen. 


Frieſiſch „fiamonda“. 


In mehreren frieſiſchen Texten der vierundzwanzig Landrechte findet 
fih eine Bezeichnung der Erwerbsgeſellſchaft, die an das alt: 
nordiſche félag lebhaft erinnert !). 

Es handelt ſich um das ſiebzehnte Landrecht). Von den ſechs 
Texten, die bei Richthofen nebeneinander abgedruckt find, ſtimmen der 
lateiniſche Text der Hunfingoer Pergamenthandſchrift Wicht s, den Richt⸗ 
hofen dem Schluffe des 14. Jahrhunderts zuweiſt, der frieſiſche des 
Rüſtringer ſogenannten Aſegabuches, der dem Beginn des 14. Jahrhunderts 
vielleicht zugehört, und der plattdeutſche der Groninger Handſchrift (Ms. 
amasianum III) aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts überein, 
inſofern ſie nur den Fall behandeln, daß Jemand einem Anderen Sachen 
in Verwahrung gibt, und lediglich die Haftpflicht des Depoſitars bes 
handeln. 

Dagegen ſcheiden die anderen drei friefifchen Texte, nämlich 

a) die Hunfingoer Pergamenthandſchrift Scaligers, 

b) die Emfiger Pergamenthandſchrift aus Groningen (Ms. ama- 

sianum J), 

e) die Weſterlauwerſchen Texte, 
zwei Fälle, den des Verwahrungsvertrages und den des „fiamonda*. Der 
Hunfingoer und Emfiger Text behandelt erſt den „flamonda“, dann den 
Verwahrungsvertrag, die Weſterlauwerſchen Texte erſt den Verwahrungs⸗ 
vertrag, dann den „fia monda“. 

Der Unterſchied wird übereinſtimmend dahin präzifiert: Gibt Jemand 
einem Anderen Gut zu einem „fiamonda“, fo geht es auf gemeinſamen 
Gedeih und Verderb. Gibt er es einfach in Depositum ohne „fiamonda,* 
ſo muß der Empfänger das Gut reſtituieren ohne Zins, wenn nicht einer 


1) Über das Alter der vierundzwanzig Landrechte herrſcht keine völlige 
Einigkeit. Während die Einen ſie bis in das 11. Jahrhundert 
hinauf verlegen, nehmen Andere an, daß ſie dem 12. oder gar 
13. Jahrhundert zuzuweiſen ſeien. Jedenfalls gehört die Quelle 
zu den älteſten Teilen der nachkarolingiſchen friefiſchen Landrechts⸗ 


quellen. 
2) v. Richthofen, Frieſiſche Rechtsquellen S. 66. 
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der drei Notfälle (Notraub, Nachtdiebſtahl, Nachtbrand) vorliegt. In 
letzterem Falle folle er, falls fein eigenes Gut auch dadurch betroffen fei, 
nichts zu reſtituieren brauchen. 

„Fiamonda“ iſt ſprachlich ſoviel wie „Geldgemeinſchaft“. Es ſetzt 
ſich, wie Richthofen in ſeinem Wörterbuch darlegt, zuſammen aus 
„fia“, Vieh, d. h. Geld, und „monda“ oder „manda“, d. h. Gemein⸗ 
ſchaft, welches letztere Wort an anderen Stellen auch iſoliert vorkommt 
als Bezeichnung für Gemeinde oder fleiſchliche Verbindung. Der Richt⸗ 
hofen ſchen Anſicht ſchließt ſich ſprachlich der Germaniſt Siebs 
völlig an!). 

Danach muß die Stelle den Fall behandeln, daß Jemand einem 
Anderen Geld zu dem Zwecke gibt, daß beide den gemeinſamen Gewinn 
und Verluſt teilen ſollen. Nicht ganz klar ergibt ſich, ob der Empfänger 
auch ſeinerſeits Geld einlegt oder ob er, wie bei der commenda, lediglich 
mit dem Geld des Hingebenden wirtſchaften ſoll. Das Letztere iſt aber 
wohl als der Regelfall gedacht, wie auch v. Richthofen annimmt. 
Wir hätten dann den der Sendeve entſprechenden, halb kommiſſionsartigen 
Fall der Erwerbsgeſellſchaft vor uns. Sprachlich wäre „fiamonda* dem 
altnordiſchen „félag“ korreſpondierend . 

Der Ausdruck „selskip“, „selskipia“ kommt zwar auch in friefifchen 
Rechtsquellen vor “), allein nicht für Erwerbsgeſellſchaft, ſondern für Ber: 
bindung, conspiratio, u. dgl. 

Die Frieſen waren ein uraltes Handelsvolk, das zumal nach dem 
Norden über das Meer hin Beziehungen unterhielt. Es wäre deshalb 
nicht verwunderlich, wenn gemeinſame Bezeichnungen ſich in frieſiſchen 
und ſkandinaviſchen Quellen für Erwerbsgeſellſchaft fänden. Die obige 
Stelle ſcheint einen Reſt ſolcher Gemeinſamkeit aufzuweiſen. Daß der 
lateiniſche und plattdeutſche Text den bezüglichen Paſſus auslaſſen, dürfte 
darauf hindeuten, daß wir es mit einem nicht mehr recht verſtändlichen, 
älteren Text zu tun haben, daß alſo der „fiamonda* in ältere Zeiten 
hinaufreicht. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


1) Bei Paul, bene 2. Aufl. 1? S. 1282. 

2) Vgl. über letzteres M . Pappenheim in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXXVI S. 99. 
3) Vgl. Richthofen, Wörterbuch s. h. v. 


XXI. Titeraturüberſicht. 
1902. 1903). 


Von Herrn Profeſſor Dr. K. Schulz, OberBibliothefar bei dem 


1 179. 


180— 2388. 


289 — 271. 


272— 300. 
301 — 391. 
892 — 402. 
403— 473. 
474 503. 
504 — 549. 
550604. 
605 - 624. 
625—666. 


Reichsgericht. 


I. Handel und Gewerbe. — Geld⸗, Banks und Börſen⸗ 
weſen. 
II. Internationales Recht. 
III. Kompendien ꝛc. und Geſchichte des Handelsrechts. 
IV. Perſonenrecht. Handelsregiſter. Firma. 
V. Geſellſchaftsrecht. g 
VI. Sachenrecht. 
VII. Obligationenrecht. 
VIII. Transportrecht. 
IX. Seerecht. 
X. Verficherungsrecht. 
XI. Wechſelrecht. 
XII. Urheberrecht. Markenſchutz. Muſterſchuz Unlauterer 
Wettbewerb. 


I. Handel und Gewerbe. — Geld⸗, Banf: und Börſenweſen. 


1. Gradenwitz, O. Vom Pants und Geſchäſtsweſen der Papyri 
der Römerzeit. (Feſtgabe der Juriſt. Geſellſchaft zu Berlin für 
R. Koch S. 254 ff.) 


1) Bellen 1 5 Literaturüberſichten vgl. Generalregiſter zu 


2 ff. dieſer Fritſcheiß; ferner für 1882: 


23 Nil S. 616 ff.; 1883: Bd. XXIX S. 627 fl.; 1884: 
Bd. XXXII S. 373 fl.; 1885: Bd. XXXIII S. 627 ff.; 1886: 
Bd. XXXIV S. 679 ff.; 1887, 1888: Bd. XXXV S. 631 ff.; 
1889, 1890: Bd. XXXVIII S. 601 ff.; 1891: Bd. XLI S. 268 ff.; 
1892, 1893: Bd. XLII S. 543 ff.; 1894, 1895: Bd. XLIII 
S. 578 ff.; 1896, 1897: Bd. XLVI S. 540 ff.; 1898, 1899: 
Bb. A 305 ff.; 1900: Bd. III S. 390 ff.; 1901: Br. LIH 
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14. 


15. 


Ziteraturüberficht. 


. Kohler, J. Handelsverträge zwiſchen Genua und Narbonne 


im 12. und 13. Jahrhundert. (Feſtgabe der Juriſt. Geſellſchaft 
zu Berlin für R. Koch S. 275 ff.) 

ver, G. Le commerce et les marchands dans l'Italie 
méridionale au 18e et au 14 siècle. 8. (VIII, 437 p.) 
Paris 1903, Fontemoing. 


. Cunningham, W. The growth of english industry and 


commerce in modern times. 2 parts. 8. (XXXVIII, p. 1 
to 608; XII, p. 609—1039.) Cambridge 1903, at the Uni- 
versity Press. 


. Reutgen, F. Der Großhandel im Mittelalter. (Hanſiſche 


Geſchichtsblätter 1901 S. 67 ff.) 

Schulte, A. Zur Handels⸗ und Verkehrsgeſchichte Südweſt⸗ 
deutſchlands im Mittelalter. (Jahrbuch für Geſetzgebung 27. Jahrg. 
S. 255 ff.) 


. Schäfer, D. Die Hanſe. Mit 99 Abbildungen. [Monographien 


zur Weltgeſchichte. 19.] 8. (139 S.) Bielefeld 1903, Vel⸗ 
hagen & Klafing. 


. Stein, W. Über bie älteflen Privilegien der deutſchen Hanſe 


in Flandern und die ältere Handelspolitik Lübecks. (Hanfiſche 
Geſchichtsblätter 10. Bd. S. 51 ff.) 


. Daenell, E. Der Oſtſeeverkehr und die Hanſeſtädte von der 


Mitte des 14. bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts. (Hanſiſche 
Geſchichtsblätter 10. Bd. S. 3 ff.) 

Siewert, F. Die zur Vertretung des Handels in Lübeck ge⸗ 
ſchaffenen Einrichtungen der älteren Zeit. 8. (58, XV ©.) 
Lübeck 1903, Druckerei von Rahtgens. 


. Haebler, K. Die überſeeiſchen Unternehmungen der Welſer und 


ihrer Geſellſchafter. 8. (VII, 397 S.) Leipzig 1903, Hirſchfeld. 


. Müller, J. Der Zuſammenbruch des Welſeriſchen Handelshauſes 


im Jahre 1614. (Vierteljahrsſchrift für Soziale und Wirtſchafts⸗ 
geſchichte 1. Bd. S. 196 ff.) 


. — Augsburgs Warenhandel mit Venedig und Augsburger Han: 


delspolitik im Zeitalter des Dreißigjährigen Krieges. (Archiv für 
Kulturgeſchichte 3. Bd. S. 326 ff.) 

Sander, P. Die reichsſtädtiſche Haushaltung Nürnbergs. Dar⸗ 
geſtellt auf Grund ihres Zuſtandes von 1431— 1440. 8. (XXIX, 
938 S.) Leipzig 1902, Teubner. 

Baaſch, E. Forſchungen zur hamburgiſchen Handelsgeſchichte. 
III. 1. Die Organiſation des alten Land⸗Fuhr⸗ und Frachtweſens 
in Hamburg. 2. Die hamburgiſchen Waren⸗Auktionen vor der 
Einführung der Reichs⸗ Gewerbeordnung. 3. Geſchichte des ham⸗ 
burgiſchen Warenpreiskurants. 8. (186 S.) Hamburg 1902, Herold. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


Handel und Gewerbe. 311 


Doren, A. Deutſche Handwerker und Handwerkerbruderſchaften 
im mittelalterlichen Italien. 8. (IV, 160 S.) Berlin 1903, 
Prager. 

Holzapfel, H. Die Anfänge der Montes Pietatis (1462 bis 
1515). 8. (VIII, 140 S.) München 1903, Lentnerſche Buch⸗ 
handlung. 

Willson, B. Ledger and Sword or the honourable Com- 
pany of Merchands of England Trading to the East Indies 
(1599 1874). 2 vol. 8. (XX, 452; 487 p.) London 1903, 
Longmans, Green, and Co. 

Huisman, M. La belgique commerciale sous l’empereur 
Charles VI. La compagnie d' Ostende. 8. (XII, 556 p.) 
Bruxelles 1902, H. Lamertin. 

Kanter, H. Die Entwickelung des Handels mit gebrauchsfertigen 
Waren von der Mitte des 16. Jahrhunderts bis 1866 zu Frank⸗ 
furt a. M. (Volkswirtſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hoch⸗ 
ſchulen 5. Bd. 3. Heft.) 8. (V, 143 S.) Tübingen und Leipzig 
1902, Mohr. 


Moriz⸗Eichborn, K. Das Soll und Haben von Eichborn 
& Co. in 175 Jahren. Ein ſchlefiſcher Beitrag zur vaterländiſchen 
Wirtſchaftsgeſchichte. 4. (XVIII, 351 S., 31 Abbildungen.) 
Breslau 1903, Korn. 


Brentano, 8. Ethik und Volkswirtſchaft in der Geſchichte. 
8. (38 S.) München 1902, Reinhardt. 


Révai, S. Grundbedingungen der geſellſchaftlichen Wohlfahrt. 
8. (XXXI, 692 S.) Leipzig 1902, Duncker & Humblot. 


Rothſchild, L. Taſchenbuch für Kaufleute. Herausgeg. von 
A. Schmidt. 44. neu bearb. Aufl. 8. (X, 690, 410 S.) 
Leipzig 1902, C. A. Gloeckner. 


Sombart, W. Die deutſche Volkswirtſchaft im 19. Jahrhundert. 
(Das 19. Jahrhundert in Deutſchlands Entwickelung. Herausgeg. 
von P. Schlenther. 7. Bd.) 8. (XVIII, 647 S.) Berlin 
1903, Bondi. 

Durkheim, E. De la division du travail social. 2e éd. 
8. (XLIV, 416 p.) Paris 1902, F. Alcan. 

Levasseur, E. Histoire des classes ouvrières et de l’in- 
dustrie en France de 1789 à 1870. 2e éd. T. 1. 8. (XIX, 
749 p.) Paris 1903, Rousseau. 


Voigt, L. und Doerr, A. Handelsbetriebslehre. 1. Teil: 


Kleinhandel und Großhandel. 8. (VII, 148 S.) Leipzig und 
Berlin 1903, Teubner. 
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29. 


30. 


31. 


32. 


33. 


34. 


35. 


36. 


37. 


38. 


39. 
40. 


41. 


42. 


43. 


Literaturüberſicht. 


Schiebe und Odermann. Die kaufmänniſche Korreſpondenz, 
theoretiſch und praktiſch dargeſtellt. Neu bearb. von A. Adler. 
15. Aufl. 8. (XXXII, 639 S.) Leipzig 1903, Gebhardt. 
Daele, W. van den. Die moderne Buchhaltung. Mit beſon⸗ 
derer Berückfichtigung der Gruppen buchhaltung. 8. (148 S., 
10 Beil.) Stuttgart 1904, Muth. 

Prinzhorn, K. Über die finanzielle Führung kaufmänniſcher 
Geſchäfte und Unternehmungen. 8. (83 S.) Berlin 1902, Spamer. 
Porges, K. Die Kontrolle bei der Manipulation und Buch⸗ 
führung in Banken, Kreditinſtituten, Sparkaſſen u. ſ. w. Prak⸗ 
tiſche Anleitung zur Hintanhaltung und raſchen Ermittelung von 
Defraudationen. 8. (VI, 104 S.) Wien 1903, Weiß. 
Hagens, W. Organiſation und Wirkſamkeit der öffentlichen 
Bücherreviſoren und Rechnungsführer (Chartered Accountants) in 
England. (Monatsſchrift für Handelsrecht 11. Jahrg. S. 153 ff.) 
Maatz, R. Die kaufmänniſche Bilanz und das ſteuerbare Ein⸗ 
kommen. 3. Aufl. 8. (276 S.) Berlin 1902, Heymann. 
Genſel, J. Der deutſche Handelstag in ſeiner Entwickelung 
und Tätigkeit 1861—1901. 8. (VIII, 184 S.) Berlin 1902, 
Heymann. 

Weſtphal, M. Die deutſch⸗ ſpaniſchen Handelsbeziehungen. 
(Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, herausgeg. von 
G. Schmoller. 21. Bd. 5. Heft.) 8. (88 S.) Leipzig 1903, 
Duncker & Humblot. 

Root, J. W. The trade relations of the British Empire. 8. 
(XVI, 431 p.) Liverpool 1903, J. W. Root. 

Calwer, R. Das Wirtſchaftsjahr 1902. Jahresberichte über 
den Wirtſchafts⸗ und Arbeitsmarkt. 1. Teil: Handel und Wandel 
in Deutſchland. 2. Teil: Jahrbuch der Weltwirtſchaft. 8. (IX, 
336; IX, 352 S.) Jena 1903, G. Fiſcher. 

Sombart, W. Der moderne Kapitalismus. 2 Bde. 8. (XXXIV, 
669; VIII, 646 S.) Leipzig 1902, Duncker & Humblot. 
Below, G. von. Die Entſtehung des modernen Kapitalismus. 
(Hiſtoriſche Zeitſchrift 91. Bd. S. 432 ff.) 

Carnegie, A. Kaufmanns Herrſchgewalt (Empire of Business). 
überſetzung von E. E. Lehmann. 8. (320 S.) Berlin 1903, 
Schwetſchke & Sohn. 

Rohrbach, P. Deutſchland unter den Weltvölkern. 8. (VII, 
200 S.) Berlin⸗Schöneberg 1903, Buchverlag der „Hilfe“. 
Johannes, W. Deutſchland als Agrarſtaat und Induſtrieſtaat. 
Eine volkswirtſchaftliche Studie. 8. (71 S.) Köln a. Rh. 1902, 
Neubner. 


57. 


60, 
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Sartorius von Waltershauſen, A. Beiträge zur Beur⸗ 


teilung einer wirtſchaftlichen Föderation von Mitteleuropa. (Zeit⸗ 
ſchrift für Sozialwiſſenſchaft 5. Jahrg. S. 557 ff.) 


. Engel, M. von. Oſterreich⸗Ungarn im Welthandel. 8. (VIII, 
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kunſt und über das Verlagsrecht ſowie zu den internationalen 
Verträgen zum Schutze des Urheberrechts. 8. (X, 570 S.) 
München 1902, Beck. 

Fuld, L. Das deutſche Urheberrechtsgeſetz von 1901 und die 
internationalen Verträge. (Zeitſchrift für internat. Privat⸗ und 
öffentl. Recht 13. Bd. S. 12 ff.) 

Ortloff, H. Zeitungs⸗ und Zeitſchriften⸗Urheber⸗ und Verlags · 
recht. (Gewerbl. Rechtsſchutz und Urheberrecht 6. Jahrg. S. 297 ff.) 
Fuld, L. Urheberrecht an Zeitungsartikeln. (Beiträge zur Er 
läuterung des deutſchen Rechts 47. Jahrg. S. 363 ff.) 
Herrmann von Otavsky, C. Der internationale Urheber⸗ 
rechtsſchutz zwiſchen Oſterreich und dem Deutſchen Reiche nach dem 
Staatsvertrage vom 30. Dezember 1899. 8. (166 S.) Berl in 
1903, Heymann. 

Huard, G. Traité de la propriété intellectuelle. T. 1: 
Introduction. Propriete litteraire et artistique. 8 (X, 400 p.) 
Paris 1903, Marchal et Billard. 

Paris, A. Le secret des lettres, leur propriété, leur publi- 
cation, leur production en justice. 8. (280 p.) Lille 1903, 
C. Robbe. 

Scrutton, T. E. The law of copyright. 4th ed. je (XXV, 
331 p.) London 1903, Clowes and Sons. 

Macgillivray, E. J. A Treatise upon the Law of Copy- 


Crown, and in the United States of America. 8. (XXXVI 


403 p.) London 1902, J. Murray. 


Elder, S. J. Our archaic copyright laws. (American Law 
Review vol. 37 p. 206 sqq.) 

Herlant, G. La législation russe sur les droits d’auteur, 
(Revue de droit international 2e ser. T. 5 p. 380 suiv.) 
Wolff⸗Beckh, B. Der Rechtsſchutz für Werke der bildenden 
Künſte. (Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 7. Jahrg. 
S. 304 ff.) 

Kohler, J. Das Eigenbild im Recht. 8. (66 S.) Berlin 
1903, Guttentag. 

Rücker, J. Die wichtigſten Beſtimmungen der Warenzeichenrechte 
aller Länder nebſt dem Wortlaut der Markengeſetze von Deutſch⸗ 
land, England, Japan, Oſterreich⸗Ungarn und der Schweiz. 8. 
(VII, 168 S.) Heidelberg 1902, Winter. 

Gareis, C. Die patentamilichen und gerichtlichen Entſcheidungen 


in Patent⸗, Muſter⸗ und Markenſchutzſachen. Fortgeführt von 


Urheberrecht. Markenfchuf. Muſterſchuh. Unlauterer Wettbewerb. 355 


642. 


643. 


644, 


645. 


A. Oſterriet h. 14. Bb. 8. (VIII, 887 S.) Berlin 1902, 
Heymann. 

Düring, H. Die Praxis des Patent⸗, Muſter⸗ und Zeichen⸗ 
weſens. 1. Teil: Deutſchlaud, Großbritannien, Union. 8. (VIII, 
178 S.) Berlin 1903, Heymann. 

Schmid, P. Bild und Wort in Warenzeichen. (Gewerblicher 
Rechtsſchutz und Urheberrecht 7. Jahrg. S. 2 ff.) 

Oſterrieth, A. und Axſter, A. Die internationale Übereins 


kunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums vom 20. Marz 1883 
- (Barifer Konvention) nebſt den übrigen Verträgen über den gewerb⸗ 


lichen Rechtsſchuß. 8. (XXXVIII, 854 S.) Berlin 1903, Heymann. 
Lau, R. Rechtliche Wirkungen des Anſchluſſes des Deutſchen 
Reichs an die „Internationale Union zum Schutze des gewerblichen 


Eigentums“ in Bezug auf das Warenbezeichnungsrecht im Gebiete 


646. 


647. 


650. 
651. 


652. 


des Deutfchen Reiches. . Rechtsſchutz und Urheberrecht 
7. Jahrg. S. 97 ff.) 

Der Anſchluß des Deutſchen Reichs an die Internationale Union | 
für gewerblichen Rechtsſchutz. In Einzeldarſtellungen von R. Ale⸗ 
xander⸗Katz, R. Lau u. a. 8. (198 S.) Berlin 1902, 
Heymann. 

Schütz, J. von. Die Bedeutung des Anſchluſſes des Deutſchen 
Reichs an die Internationale Union für gewerblichen Rechtsſchutz. 
(Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 8. Jahrg. S. 121 ff.) 


. Oſterrieth, A. Die rechtlichen Wirkungen des Anſchluſſes an 


die internationale Union hinſichtlich des Muſterſchutzes. (Gewerb⸗ 
licher Rechtsſchutz und Urheberrecht 7. Jahrg. S. 112 ff.) 


. — Der Charakter des internationalen Warenzeichenſchutzes nach 


der Pariſer Konvention. (Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheber⸗ 
recht 8. Jahrg. S. 63 ff.) 

Lau, R. Der Charakter des internationalen Warenzeichenſchutzes 
nach der Pariſer Konvention. Eine Entgegnung. e 
Rechtsſchutz und Urheberrecht. 8. Jahrg. S. 69 fr.) 
Alexander⸗Katz, R. Das Prioritätsrecht in der tbe 
nalen Union für den gewerblichen Rechtzichub. (Gewerblicher die 
ſchutz und Urheberrecht 7. Jahrg. S. 233 ff.) 

Vorſchläge über die Einrichtung einer Sondergerichtsbarkeit in 
Patentſachen ſowie zur Reform des Patentrecht, des Warenzeichen ⸗ 
rechts und der Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. Denk⸗ 


ſchrift über die bisherigen Arbeiten des deutſchen Vereins für den 


Schutz des gewerblichen Eigentums 1891-1903. 4. ŒIL, 37 S.) 


Berlin 1903, Heymann. 


Wille, M. Die übereinſtimmung bildlicher Warenbezeichnungen. 
(Gewerbl. Rechtsſchutz und Urheberrecht 8. Jahrg. S. 89 ff.) 


356 


654, 


655. 


656. 


657. 


658. 


659. 


660. 


661. 


662. 


663. 


664. 


665. 


666. 


Literaturüberſicht. 


Fulton, D. The Law and Practice relating to Patents, 
Trade Marks and Designs with a Digest of Colonial and 
Foreign Patent Laws. 8. (LXXX, 750 p.) London 1902, 
Jordan & Sons. 

Alexander⸗Katz, P. Die Zuſtändigkeit der Kammern für 
Handelsſachen in Gebrauchsmuſterſachen. (Zeitſchrift für Zivil⸗ 
prozeß 30. Bd. S. 92 ff.) 

Bettelheim, E. Der Gebrauchsmuſterſchuz in Oſterreich. 
(Oeſterr. Patentblatt 4. Jahrg. S. 73 ff.) 

Guyer, E. Das ſchweizeriſche Bundesgeſetz betreffend die gewerb⸗ 
lichen Muſter und Modelle. 8. (VI, 142 S.) Zürich 1902, 
Schultheß & Co. 

Bauer, P. Der unlautere Wettbewerb und ſeine Behandlung 
im Recht. 8. (116 S.) München 1902, Ackermann. 
Birkenbihl, F. Der unlautere Wettbewerb erläutert durch die 
Rechtſprechung zum Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896. 8. (X, 
(170 S.) Hannover 1902, Helwing. 

Pinner, A. Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs vom 27. Mai 1896 nebſt den ergänzenden Beſtim⸗ 
mungen des B. GB. Kommentar. 8. (VI, 183 S.) Berlin 
1908, Guttentag. 

Poeſchl, H. Die Praxis des Geſetzes zur Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes. 8. (X, 246 S.) Berlin 1903, Liebmann. 
Müller, E. Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Kommentar. 4. Aufl. 8. 
(XI, 272 S.) Fürth i. B. 1904, Roſenberg. 

Leonhard, O. Der unlautere Wettbewerb und ſeine Bekämpfung. 
8. (VII. 115 S.) Wien 1903, Hölder. 

Damme. Der öſterreichiſche Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
den Schutz gegen unlauteren Wettbewerb. Gutachten. (Oſterr. 
Patentblatt 4. Jahrg. S. 114 ff.) 

Lacour, L. Des fausses indications de provenances. (An- 
nales de droit commercial 17e année p. 1 suiv.) 

Schmid, P. Sind die Beſtimmungen der 88 823, 824 und 826 
des B. G8. auch zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
anwendbar? (Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 8. Jahrg. 
S. 103 ff.) 


Hermann Staub f. Paul Holdheim +. 


Am 2. September 1904 verſchied nach ſchwerem Leiden 
im kräftigſten Mannesalter Juſtizrat Hermann Staub in 
Berlin, der rühmlichſt bekannte Kommentator des Handels⸗ 
geſetzbuchs, der Wechſelordnung und des Geſetzes, betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, zugleich Mit⸗ 
herausgeber der Deutſchen Juriſtenzeitung. Staub ver⸗ 
einigte in ſeltenem Grade zwei Eigenſchaften eines Kom⸗ 
mentators, die Gabe fließender und anſchaulicher Diktion 
und einen hervorragend praktiſchen Takt. Die erſtere Eigen⸗ 
ſchaft befähigte ihn dazu, ſeinen Kommentaren jene ab⸗ 
gerundete, zuſammenhängende Darſtellungsform zu geben, 
die in den romaniſchen Ländern ſeit Längerem üblich iſt, 
und die ſeit Staubs Kommentar auch in Deutſchland zur 
Herrſchaft gelangt iſt. Der Betätigung der zweiten Eigen⸗ 
ſchaft haben Staubs Kommentare einen Einfluß auf 
Judikatur und Geſetzgebung zu verdanken, wie ihn wenige 
Kommentare zu verzeichnen haben. Die wenigen Arbeiten, 
die Staub auf theoretiſch konſtruktivem Gebiet publizierte ?), 
laſſen den Schluß zu, daß ihm auch hier Lorbeeren beſchieden 
wären, falls er die Muße zu umfaſſender wiſſenſchaftlicher 
Beſchäftigung gehabt hätte. Der frühe Tod des bedeutenden 


1) „Die juriſtiſche Konſtruktion der dinglichen Rechte“ im Archiv 
für bürgerliches Recht V S. 12 ff.; „Die pofitiven Vertrags⸗ 
verletzungen und ihre Rechtsfolgen“ in der Feſtſchrift für den 
26. Deutſchen Juriſtentag. 
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Juriſten ſtellt für Praxis und Wiſſenſchaft des Handelsrechts 
einen ſehr fühlbaren Verluſt dar ). 


Am 6. Oktober 1904 ſtarb zu Frankfurt am Main 
Juſtizrat Holdheim. Als Herausgeber der Monatsſchrift 
für Handelsrecht und Bankweſen hat ſich Hol dheim um 
die Praxis des Handelsrechts verdient gemacht. In ſeiner 
Zeitſchrift veröffentlichte er wertvolle Aufſätze über auslän⸗ 
diſches Handelsrecht ). | 


1) Nekrologe von Liebmann in Deutiche Juriſtenzeitung 1904 
(15. September) und Hachenburg in Holdheims Monats⸗ 
ſchrift 1904 Nr. 10. 

2) Nekrolog von Dove in Holdheims Monatsſchrift 1904 Nr. 11. 


K. Lehmann. 
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VII. 


Nationalökonomiſche Betrachtungen zur Frage der rechtlichen 
| Regelung der Kartelle. 
| Bon 


Herrn Profeſſor Dr. K. Diehl in Königsberg. 


1. Einleitung. 


Das Kartellproblem iſt ſpeziell von juriſtiſcher Seite in 
jüngſter Zeit mehrfach ausführlich behandelt worden, nament⸗ 
lich durch die eingehenden Beratungen auf den letzten beiden 
Juriſtentagen (Berlin 1902, Innsbruck 1904) und die daran 
ſich knüpfende Literatur. Während die nationalökonomiſchen 
Schriften über Kartelle ſich bisher vorwiegend referierend 
verhielten und das ökonomiſche Weſen der Kartelle zu er⸗ 
faſſen ſuchten, ſind von juriſtiſcher Seite eine ganze Reihe 


vion geſetzgeberiſchen Vorſchlägen gemacht worden. Beſonders 


beachtenswert iſt der neueſte ungariſche Kartellgeſetzentwurf. 
Mir ſcheint, daß bei der Behandlung der Kartelle de lege 
ferenda die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, die einer gedeih⸗ 
lichen Löſung des Kartellproblems entgegenſtehen, nicht ge⸗ 
nügend beachtet worden find. 

Zwar ſind auch die Nationalökonomen keineswegs über 
die Kartellfrage einig, vielmehr finden wir auch bei ihnen die 
allerverſchiedenſten Standpunkte. Aber ich glaube, daß doch 
einzelne der neuerdings von juriſtiſcher Seite vorgebrachten 
Reformvorſchläge und zwar auch ſolche, die den lebhafteſten 
Beifall des letzten Juriſtentages fanden, unbedingt von den 
Volkswirten zurückgewieſen werden müſſen. 
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Ich will verſuchen, ſpeziell gegenüber der neueſten juriſti⸗ 
ſchen Literatur über Kartelle in einigen Punkten meine national⸗ 
ökonomiſchen Bedenken zu begründen, wobei ich mich beſonders 
auf die Reſultate ſtützen will, welche die vom Reichsamt des 
Innern veranſtaltete Enquete über Kartelle geliefert hat. Merk⸗ 
würdigerweiſe ſind die Ergebniſſe dieſer Enquete noch wenig 
verwertet worden. Man hat ſogar vielfach die ganze Enquete 
als ziemlich wertlos bezeichnet, da die vernommenen Sach⸗ 
verſtändigen hauptſächlich Intereſſenten ſeien, da wichtige 
Kreiſe, wie z. B. die Arbeiterſchaft, gar nicht vertreten ſeien, 
da die Sachverſtändigen teilweiſe aus verſchiedenen Gründen 
in ihren Außerungen zurückhaltend wären. Aus allen dieſen 
Gründen ſei das Geſamtergebnis kein ſehr befriedigendes. 
Ich kann dieſem Urteil nicht zuſtimmen, vielmehr meine ich, 
daß, wenn man auch alle die gerügten Mängel zugeben kann, 
doch die geſamten, jetzt in acht Bänden vorliegenden Verhand⸗ 
lungen ein ſehr lebensvolles Bild der Kartellpraxis gewähren. 
Beſſer als zahlreiche gelehrte Monographien über Kartelle 
geben ſie ein anſchauliches Bild von der Art und Weiſe, wie 
die Kartelle zu ſtande kommen, mit welchen Schwierigkeiten 
ſie zu kämpfen haben, welche Mängel und Vorzüge ihnen an⸗ 
haften. Wenn auch teilweiſe die Verhandlungen ſich geradezu 
zu kleinen Privatdiſputationen zwiſchen gegneriſchen Inter⸗ 
eſſengruppen geſtaltet haben, ſo dienen gerade ſolche Wort⸗ 
gefechte dazu, uns die eigentümlichen Intereſſengegenſätze, 
welche die Kartelle hervorgebracht haben, anſchaulich zu 
machen. Namentlich aber möchte ich auf die zuſammen⸗ 
faſſenden Darſtellungen des Regierungsrats Völcker, des 
jetzigen Direktors des Stahlwerksverbandes, hinweiſen, die 
ſich durch Objektivität, Klarheit und Knappheit auszeichnen. 

Bevor ich einzelne Punkte der Fragen de lege ferenda 
beſpreche, möchte ich auf ein paar allgemeine Geſichtspunkte 
hinweiſen, die mir zur Beurteilung des Kartellweſens von 
Wichtigkeit zu ſein ſcheinen. 

Wiederholt iſt in der juriſtiſchen, aber auch in der 
nationalökonomiſchen Literatur der Gedanke ausgeſprochen 
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worden, daß die Kartelle eine naturnotwendige unver⸗ 
meidliche Entwickelungsſtufe des Wirtſchaftslebens 
darſtellen. So ſagte z. B. der Landgerichtspräſident Nentwig 
auf dem Berliner Juriſtentage 1902: „Kartelle find keine 
willkürlichen, ſondern notwendige Entwickelungs⸗ und Über: 
gangsformen im gewerblichen Organiſationsprozeß, die nichts 
weniger als vollkommene in ſich abgeſchloſſene Gebilde dar⸗ 
ſtellen, ſondern etwas Unfertiges, im Fluſſe Befindliches, auf 
vollkommene Entwickelungsformen Hinweiſendes.“) 

Ahnlich ſagt Rundſte in?): „Denn da die Kartellierung 
der Induſtrie, des Handels und ſogar des Kleingewerbes eine 
unabwendbare Notwendigkeit iſt, kann die Geſetz⸗ 
gebung derartige Erſcheinungen nicht einfach verbieten. 
Das Strafgeſetz hat noch nie und nimmer den Gang der 
wirtſchaftlichen Entwickelung aufgehalten. Da die Kar⸗ 
tellphänomene aus der Welt nicht weggeſchaffen werden 
können und man mit ihnen rechnen muß, ſoll auch ein 
prinzipieller ſtrafrechtlicher Eingriff grundſätzlich abgelehnt 
werden.“ 

Während die genannten Juriſten aus der Naturnot⸗ 
wendigkeit der Kartelle ſchließen, daß ein geſetzgeberiſches 
Eingreifen nur ein ſehr vorſichtiges und allmähliches ſein 
dürfe, haben andere von dieſem Standpunkt aus die völlige 
Paſſivität des Staates gegenüber den Kartellen gefordert und 
merkwürdigerweiſe ſind es hier Vertreter von ſonſt diametral 
entgegengeſetzten Wirtſchaftsanſchauungen, welche dieſe Politik 
des laisser faire, laisser aller befürworten. Wir finden dieſe 
Auffaſſung nämlich einerſeits häufig bei Vertretern der Groß⸗ 
induſtrie und andererſeits bei ſozialiſtiſchen Schriftſtellern. 
So ſchloß Dr. Kuhlo, der Generalſekretär des bayeriſchen 


1) Verhandlungen des 26. deutſchen Juriſtentages. Berlin 1903, 
Kommifſfionsverlag von J. Guttentag. (Ich werde künftig dieſe 
Verhandlungen mit V. J. zitieren.) 

2) Rundſtein, Das Recht der Kartelle S. 80. Berlin 1904, 
v. Deckers Verlag. 
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induſtriellen Verbandes, einen Vortrag über die Kartellfrage 
mit den Worten: „Wenn Sie heute eine Reſolution in dieſer 
Frage faſſen wollen, ſo möchte ich Sie bitten, darin zum 
Ausdruck zu bringen, daß Sie in den Kartellen eine not⸗ 
wendige und unvermeidliche Entwickelung unſeres 
Wirtſchaftslebens ſehen, die bei rationeller Ausgeſtaltung, 
der Allgemeinheit von großem Nutzen ſein kann.“ Und die 
Reſolution, welche die ſozialdemokratiſche Partei auf dem 
Frankfurter Parteitag über die Frage der Kartelle annahm, 
lautete: 

„Die Kartelle (Truſts, Ringe), wie ſie in neuerer Zeit 
immer mehr in allen Kulturländern der Erde, insbeſondere 
auch in Deutſchland, von den Vertretern großkapitaliſtiſcher 
Unternehmungen gebildet werden, ſind die natürliche Folge 
der Entwickelung unſerer kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktionsweiſe, die mit ſtetig ſich beſchleunigender Schnellig⸗ 
keit ihrem Höhepunkt entgegeneilt. 

Der Zweck dieſer großkapitaliſtiſchen Produktionsver⸗ 
einigungen iſt, im Intereſſe der beteiligten Kapitaliſten die 
Produktion zu regulieren, d. h. durch ihre Anpaſſung an die 
Nachfrage die Preisbildung ſo zu beeinfluſſen, daß der er⸗ 
reichbar höchſte Profit den Unternehmern zufällt. 

Der raſchere Untergang des konkurrenzunfähig gewordenen 
mittleren und kleineren Unternehmertums iſt die notwendige 
Wirkung dieſer Kapitaliſtenorganiſationen. 

Die Arbeiterklaſſe hat keine Veranlaſſung, den durch die 
Kartellwirtſchaft beförderten großkapitaliſtiſchen Entwickelungs⸗ 
prozeß durch reaktionäre Geſetzgebungsverſuche zu ſtören, weil 
jeder Fortſchritt der Kapitalskonzentration fortgeſetzt größere 
Maſſen ehemals Beſitzender von den Intereſſen des Beſitzes 
loslöſt und die unwiderſtehliche Überlegenheit der national 
und international organiſierten, einheitlich geleiteten Pro⸗ 


duktion über die zerſplitterte Produktion der freien Konkurrenz 


immer eindringlicher und augenfälliger lehrt. Dieſe Ent⸗ 
wickelung iſt ſomit ein Schritt zur Verwirklichung des Sozia⸗ 
lismus.“ 
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So verſchieden die Tendenzen der beiden genannten 
Ideenſtrömungen ſein mögen, auf der einen Seite der Groß⸗ 
induſtriellen, welche in der Ausnutzung der Kartellierungs⸗ 
möglichkeit möglichſt wenig gehemmt ſein wollen, und der 
ſozialdemokratiſchen Partei, welche in den Kartellen eine 
Vorſtufe des kollektiviſtiſchen Zukunftsſtaats erblicken, im Aus⸗ 
gangspunkte ſtimmen ſie überein, daß die Kartelle etwas 
Naturnotwendiges ſeien. 

Dieſe Auffaſſung muß unbeſchadet der Stellung, die 
man zu der praktiſchen Regelung der Kartellfrage einnimmt, 
zurückgewieſen werden“). 

Die Kartelle ſind ebenſowenig etwas Naturnotwendiges, 
wie Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften oder Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht, ſondern ſind, wie dieſe, ein Stück 
unſerer Rechtsordnung und auf einer beſtimmten rechtlichen 
Baſis erwachſen. Sie hängen aufs engſte mit der Rechts⸗ 
inſtitution der freien Konkurrenz zuſammen, welche durch 
wichtige, grundlegende Geſetze in den meiſten Kulturſtaaten 
durchgeſührt iſt. Das freie Konkurrenzſyſtem bringt für die 
beteiligten Produzenten ſelbſt gewiſſe Mißſtände hervor und 
die Produzenten ſuchen ihnen dadurch zu begegnen, daß ſie 
freiwillig dieſe freie Konkurrenz teilweiſe vertragsmäßig be⸗ 
ſchränken. So wenig aber die freie Konkurrenz etwas Natur⸗ 
notwendiges iſt, ſondern eine nach beſtimmten Zwecken, nach 
beſtimmten Ideen eingerichtete Rechtsinſtitution, ſo wenig 
kann man vollends gewiſſe freiwillige Vereinbarungen, die 
auf dieſer Rechtsbaſis erſt erwachſen ſind, als etwas Natur⸗ 
notwendiges bezeichnen. Auch dieſe freiwilligen Beſchrän⸗ 
kungen der freien Konkurrenz müſſen vom Standpunkt 
ſozialer Zweckmäßigkeit aus begründet und geprüft werden. 

Ebenſo möchte ich mich gegen den Verſuch ausſprechen, 
die Kartelle in eine Parallele mit den Genoſſenſchaften 
zu bringen. Dies iſt der leitende Gedanke des Gutachtens des 


8) Vgl. dazu die treffenden Bemerkungen von Menzel, Die Kartelle 
und die Rechtsordnung S. 65. Leipzig 1902. 
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Oberlandesgerichtsrats Schneider“), welcher meint: „Wer 
nun die Kartelle im engeren Sinne kennt und beobachtet hat, 
muß ohne Mühe ihre Parallele mit den Genoſſenſchaften nach 
Entſtehungsgrund und Weſen wahrnehmen. Gedanke und 
Ziel ſind bei beiden dieſelben; ſie unterſcheiden ſich in der 
Hauptſache nur etwa wie Großbetrieb und Kleinbetrieb.“ 
Er meint ferner: „Genoſſenſchaften und Kartelle ſind nicht 
nur echte Kinder unſerer Gefellſchaftsordnung, ſondern ihr 
auch als rechte Geſchwiſter entſproſſen, da ihre Mitglieder 
in beiden und durch beide die Vergeſellſchaftungsfreiheit zum 
Schutz gegen das Alleinſtehen im wirtſchaftlich freien Ver⸗ 
kehr in Anſpruch nehmen. ... Als wirtſchaftlich eng ver: 
wandte Erſcheinungen ſind andererſeits Genoſſenſchaften und 
Kartelle vor dem Geſetz völlig gleich zu behandeln und wenn 
die Genoſſenſchaften ungeſtört bleiben müſſen und ungeſtört 
bleiben, ſo ſind auch die eigentlichen Kartelle, wenigſtens 
grundſätzlich, mit einengenden Maßregeln zu verſchonen.“ 
Auch in dem Gutachten, welches er dem Deutſchen Land⸗ 
wirtſchaftsrat über die Frage der Kartelle erſtattete, vertrat 
Schneider eine ähnliche Auffaſſung. „Unſere Genoſſen⸗ 
ſchaften haben ja ſicher nicht den Zweck der Kartelle, aber 
es ſind entſchieden kartellartige Bildungen, und ich brauche 
kaum darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie hauptſächlich in 
Weſt⸗ und Mitteldeutſchland gegen einen, wenn nicht wuche⸗ 
riſchen, ſo doch ſchmarotzenden Zwiſchenhandel — ganz nach 
Art von Kartellen — ganz außerordentlich wohltätig ein⸗ 
getreten ſind.“ ). 

Dieſe Parallele zwifchen Genoſſenſchaften und Kartellen 
iſt unzutreffend. Genoſſenſchaften ſind alle Vereinigungen, 
die eine beſtimmte Rechtsform annehmen, nämlich die ſich 
auf Grund des Genoſſenſchaftsgeſetzes bilden; ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecke nach aber weiſen ſie die allergrößten Ver⸗ 


4) V. J. Bd. 1 Gutachten S. 8. Berlin 1904. 
5) Archiv des Deutſchen Landwirtſchaftsrates, XXVII. Jahrg. Berlin 
1903, Paul Parey. 
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ſchiedenheiten auf. Umgekehrt iſt es bei den Kartellen. Die 
Kartellvereinigungen kommen in den allerverſchiedenſten Rechts⸗ 
formen vor, ſo z. B. als Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
oder als Aktiengeſellſchaft oder als Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung oder auch als eingetragene Genoſſenſchaft, aber in 
ihren wirtſchaftlichen Zwecken haben ſie alle eine einheitliche 
Tendenz. Es ſind Vereinigungen von Produzenten, die vertrags⸗ 
mäßig ſich über gewiſſe Einſchränkungen der freien Konkurrenz 
untereinander verſtändigt haben. Nur deshalb, weil ſowohl 
manche Genoſſenſchaften, als manche Kartelle die Wirkung 
haben, den Zwiſchenhandel auszuſchalten und dadurch den 
Konſumenten beſſere und billigere Bezugsbedingungen ermög⸗ 
lichen, darf man ſie nicht als weſensverwandte Erſcheinungen 
bezeichnen oder gar auf Grund dieſer angeblichen Weſens⸗ 
gleichheit die weitgehendſten Schlüſſe in Bezug auf die 
rechtliche Behandlung der Kartelle ziehen. 

Wie bei Schneider finden wir häufig bei der Stellung⸗ 
nahme mancher Autoren den Kartellen gegenüber, daß ſie 
auf Grund der Erfahrungen mit einzelnen Kartellen, auf 
Grund der Erfolge oder Mißerfolge einzelner Syndikate vor⸗ 
ſchnell generaliſieren, ein lobendes oder verdammendes Ur⸗ 
teil ausſprechen. Gerade in dieſem Punkte iſt die Kartell⸗ 
enquete außerordentlich lehrreich, weil ſie uns zeigt, wie 
unendlich verſchieden die Kartelle nach ihrer Entſtehung, nach 
ihrem Zweck, nach ihrer Organiſation, nach ihrer Preispolitik 
u. ſ. w. ſind, ſo daß jedes generelle Urteil über die Kartelle 
unmöglich iſt. 

Wir finden derartige allgemeine Urteile ſowohl bei 
Theoretikern, als bei Praktikern. So äußerte neuerdings 
ein Praktiker in einer Broſchüre !“): „Mit der Koalition der 
Starken, mit dem Vernichtungskampf, den ſie im Kartell 
gegen die Schwachen führen, iſt aber auch das Gleichgewicht 
der Kräfte, welches die Vorausſetzung eines geſunden Staats⸗ 


6) Wilh. Kantorowicz, Zur Piychologie der Kartelle. Berlin 
1904, Karl Heymanns Verlag. 
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lebens iſt, an einer ſehr wichtigen Stelle ins Wanken 
gebracht und ein Zuſtand geſchaffen, der über kurz oder 
lang ſich bitter rächen muß, ſei es, daß die Reaktion aus 
dem Erwerbsleben ſelbſt oder aus anderen Kulturgebieten 
kommt und dann aus letzteren auf das Erwerbsleben hinüber⸗ 
greift.“ 

Dies Urteil ſcheint mir ebenſo übertrieben, als das oft 
gehörte gegenteilige, daß die Kartelle eine abſolut einwand⸗ 
freie vorzügliche Inſtitution ſeien, die volkswirtſchaftlic be⸗ 
trachtet, nur günſtig wirke. | 

Das Urteil, das Direktor Reuther⸗ Berlin?) bei der 
Verhandlung über das Druckpapierſyndikat fällte: „Jedes 
Syndikat iſt ſelbſtverſtändlich ein Kind der Not im eigent⸗ 
lichen Sinne des Wortes,“ ſcheint mir in ſeiner Verall⸗ 
gemeinerung ebenſo weit zu gehen, wie der umgekehrte oft 
ausgeſprochene Satz, daß die Kartelle in Zeiten der guten 
Konjunktur gegründet würden, um die dann beſtehenden 
günſtigen Preiſe dauernd aufrecht erhalten zu können. 

Wie in dieſer Weiſe ſo häufig nach der günſtigen und 
ungünſtigen Seite hin bei der Beurteilung der Kartelle zu ſehr 
generaliſiert wird, ſo wird andererſeits überhaupt die Be⸗ 
deutung des Kartellweſens für unſer Wirtſchaftsleben außer⸗ 
ordentlich überſchätzt. Hat man doch im ganzen bis jetzt 
etwa nur 400 Kartelle in Deutſchland feſtſtellen können, und 
zwar betreffen dieſe Kartelle faſt alle Rohſtoffe und Halb⸗ 
fabrikate. Bei der Fabrikation von Fertigwaren, d. h. 
ſolchen, die nicht weiter verarbeitet werden, ſind dagegen Kar⸗ 
telle nur ganz ſporadiſch anzutreffen. Generalſekretär Bued?) 
hat im ganzen nur 35 Kartelle von Fertigwaren konſtatieren 
können, darunter aber namentlich ſolche von Fabrikaten, deren 
Herſtellung ein ſehr großes fixes Kapital erfordert, wie z. B. 
die Deutſche Schienengenoſſenſchaft. Über die Schwierigkeiten 


7) Kontradiktoriſche Verhandlungen über deutſche Kartelle IV S. 75. 


Berlin 1903, Franz Siemenroth. (Ich zitiere künftig K. V.) 
8) K. V. VI S. 374. 


SR 


Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 367 


der Kartellierungen in der Fertigwareninduſtrie berichtete 
Kommerzienrat Claus⸗Berlin?) bei den Enqueteverhand: 
lungen: „Ein großer Artikel der Veredelungsinduſtrie, der 
etwa 25 000 Arbeiter beſchäftigt, die geſtanzten emaillierten 
Küchengeſchirre, verſucht ſeit drei Jahren den Zuſammenſchluß 
zu einem gemeinſamen Verkaufe; derſelbe iſt bei allen Be⸗ 
mühungen nicht gelungen. Die Verſchiedenheit der Quali⸗ 
täten, die Beziehungen der Fabrikanten zur Kundſchaft, die 
Beobachtung der Geſchmacksrichtung u. ſ. w. ſind alles Dinge, 
die einer größeren Vereinigung entgegenſtehen.“ 

Da es ſich bei den fertigen Fabrikaten meiſtens um Er⸗ 
zeugniſſe handelt, bei denen die Qualität ſehr verſchieden iſt, 
ferner um Betriebe, die ſehr zerſplittert in ganz Deutſchland 
ſich befinden, ſind hier Kartellierungen überhaupt faſt un⸗ 
möglich. Da ſich alſo Kartellierungen hauptſächlich in den 
Rohſtoff⸗ und Halbfabrikatinduſtrien finden, iſt es von Wichtig⸗ 
keit für die wirtſchaftliche Beurteilung der Kartelle, zu be⸗ 
achten, daß die Abnehmerkreiſe dieſer Rohſtoff⸗ und Halb⸗ 
fabrikatkartelle nicht einfache Konſumenten im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes ſind. Die Abnehmer dieſer Kartelle ſind 
ſelbſt wieder in der Regel kapitalkräftige Fabrikanten und 
Unternehmer, die ſehr häufig in der Lage ſind, durch Ver⸗ 
bände ihrerſeits den Rohſtoff⸗ und Halbſtofffabrikanten gegen⸗ 
über ihre Macht praktiſch zur Geltung zu bringen. 


2. über den Vorſchlag einer ſtaatlichen Preiskommiſſion. 


Von juriſtiſcher Seite iſt zur Bekämpfung des Mißbrauchs 
der Kartelle eine ſtaatliche Kontrolle der Preispolitik der Kar⸗ 
telle empfohlen worden. 

Namentlich hat Sektionschef Klein, der jetzige Leiter 
der öſterreichiſchen Juſtizangelegenheiten, auf den beiden 
letzten Juriſtentagen unter großem Beifall der Mitglieder auf 


9) K. V. VI S. 455. 
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dieſes geſetzliche Mittel zur Abhilfe der Ausſchreitungen der 
Kartelle hingewieſen. 

Klein hält nichts von einer allgemeinen verwaltungs⸗ 
rechtlichen Regelung der Kartelle in dem Sinne, daß dem 
Staate nur ein Aufſichtsrecht über die Kartelle eingeräumt 
werden ſoll. Er erblickt vielmehr die beſte Löſung des 
Kartellproblems darin, daß eine Art Beſchwerdeinſtanz 
gegen abnorme, der Allgemeinheit ſchädliche Preisgeſtaltungen 
eingerichtet werde. Da Klein von der Anſchauung aus⸗ 
geht, daß der Hauptfehler der Kartelle in ihrer rüdfichte- 
loſen Preispolitik beruht, will er quaſi ein ſtaatliches Sicher⸗ 
heitsventil gegen derartige Preisſteigerungen ſchaffen: „Es 
iſt ein Nutzen für die Kartelle, wenn ſie in ihrer Politik 
nicht zu frei ſind. Das Streben nach möglichſtem Gewinn, 
das bald in jedem Kartell einen oder den anderen Vertreter 
findet, hat es dann zu leicht, die Führung mit ſich zu reißen 
und das Kartell in eine falſche Richtung zu treiben, was 
ihm deſto eher gelingen wird, als man in Europa über 
die eigentliche Quelle des Kartellgewinns meiſt ziemlich primitiv 
und bequem denkt. Statt ihn, wie in Amerika, vor allem 
in der techniſchen und kommerziellen Verbeſſerung des Be⸗ 
triebes, in Erſparungen an den Produktionskoſten zu ſuchen, 
wird auf dem Kontinent lieber der Preis der Produkte empor⸗ 
gehoben, alſo müheloſe Beſteuerungspolitik, ſtatt Schaffung 
oder Erhöhung von Werten mittelſt geiſtiger Arbeit.“ 

Im einzelnen will Klein dieſes Preisrichteramt etwa 
ſo ausgeſtattet wiſſen: Eine ſtaatliche Kommiſſion ſoll unter 
Zuziehung von Sachverſtändigen auf Anrufen einer gemein⸗ 
ſamen Vertretung eines großen Produzenten⸗ oder Händler: 
verbandes u. ſ. w. zuſammentreten und über die gegen die 
Preisſätze des Kartells vorgebrachten Beſchwerden gründlichſt 
kontradiktoriſch verhandeln. Die Staatsverwaltung ſoll alles 
für die Entſcheidung nötige Material beſchaffen und kann zu 
dieſem Zweck auch beſondere Auskünfte von Kartellen und 
deren Mitgliedern verlangen. Die Kommiſſion hat über die 
Berechnung der Kartellpreiſe endgültig zu entſcheiden. Die 


* 


Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 369 


Entſcheidung ſoll aber nicht etwa dahin führen, die betreffen⸗ 
den Preiſe zu verbieten, ſondern ſie ſoll nur eine Ermah⸗ 
nung erlaſſen, die Preiſe entſprechend herabzuſetzen. Folgt 
das Kartell dieſer Mahnung nicht, ſondern hält es an dem 
von der Kommiſſion gemißbilligten Preiſe feſt, ſo ſollen die 
Leiter des Kartells in ihren Ehrenrechten beſchränkt werden, 
es ſoll eine öffentliche Disqualifikation eintreten. Die Mit⸗ 
glieder und Leiter der Kartelle ſollen die Fähigkeit zur 
Bekleidung gewiſſer bürgerlicher oder beruflicher Ehrenämter 
einbüßen. Dieſe Kommiſſion ſoll übrigens nur in beſonderen 
Fällen zuſammentreten: „Vielleicht — es wäre dies zu 
wünſchen — wird ſie öfter Einigungsamt ſein, als Spruch⸗ 
ſtelle, es ſoll nur irgend ein Organ da ſein, an das man 
ſich in der Not wenden kann, das einen Ausblick auf Ent⸗ 
wirrung, auf Rettung vor exzeſſiver Gewinnſucht eröffnet, 
das ſchon durch ſeine Bereitſchaft die Erregung über den 
Preisdruck in Schranken hält, weil man eines Rückhaltes 
ſicher iſt, und deſſen bloßes Vorhandenſein die Angriffsluſt 
allzu profitwütiger Kartelle dämpft.“ 

Noch bedeutend weiter in der Bekämpfung der Preis⸗ 
politik der Kartelle geht der neue ungariſche Kartellgeſetz⸗ 
entwurf 10). Nach dieſem ungariſchen Geſetzentwurf ſollen 
alle Kartelle in ein Stammbuch eingetragen und zu dieſem 
Zwecke dem Handelsminiſter unterbreitet werden. Bis zur 
Eintragung in das Stammbuch und Publizierung des 
Kartellvertrages ſind alle von den Kartellmitgliedern etwa 
geſchloſſenen Verträge dritten Perſonen gegenüber wirkungslos. 
Der Kartellvertrag kann aber angefochten werden und zwar 
auch nach ſeiner Publizierung. Wenn der Handelsminiſter 
gegen den Kartellvertrag eine meritoriſche Einwendung hat, 
kann er den Vertrag im Prozeßwege angreifen, wegen deſſen 


10) Ein Entwurf zu einem Geſetz über die Kartellverträge. Redigiert 
im Auftrage des Kgl. ungariſchen Handelsminiſters Karl Hiero⸗ 
nymi vom Reichstagsabgeordneten Dr. Paul Mandel. Manu⸗ 
ſkript aus dem Ungariſchen überſetzt. Budapeſt 1904, „Athenäum“, 
Verlags⸗ und Buchdruckerei⸗Aktiengeſellſchaft. 
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Aufhebung vor dem Gerichte das Verfahren einleiten. Auch 
private Parteien, die durch Ausübung des Kartellvertrages 
Schaden erleiden, können zur Erlangung von Schadenserſatz 
das Verfahren vor Gericht anhängig machen. 

Wann kann der Kartellvertrag angefochten werden und 
wann tritt Schadenserſatzverpflichtung ein? Dieſe wichtigen 
Punkte werden in 88 12 und 13 feſtgeſetzt. 


8 12. 


Der Kartellvertrag kann angefochten werden wenn: 

a) eine ſolche Beſtimmung in demſelben enthalten iſt, 
mittelſt welcher die Kartellparteien vereinbaren, von 
den Verkehrspreiſen auffallend abweichende Ausnahms⸗ 
preiſe in einer Weiſe anzuwenden, oder aber die 
Lieferung von Waren überhaupt in einer Weiſe zu 
verweigern, die geeignet iſt, andere, an dem Kartell⸗ 
vertrag nicht beteiligte Parteien von der Konkurrenz 
auszuſchließen. 

b) Wenn die Kartellparteien die Verkehrspreiſe in einer 
zur Ausbeutung des Publikums geeigneten Weiſe — 
in Ermangelung ſonſtiger, auf die Preisgeſtaltung 
einwirkender außerordentlicher Verhältniſſe — ſelbſt 
regulieren oder in ſolchem Maße beeinfluſſen, daß die 
Differenz zwiſchen Produktionskoſtenpreis und Ver⸗ 
kehrspreis den allgemeinen uſuellen Nutzen in auf⸗ 
fallend unverhältnismäßigem Maße überſteigt. 

§ 13. 

Eine Schadenserſatzverpflichtung tritt ein wenn: 

a) Die Kartellparteien in einzelnen Fällen den Preis 
irgend eines Verkehrsartikels — in Ermangelung 
ſonſtiger, auf die Preisgeſtaltung einwirkender außer⸗ 
ordentlicher Verhältniſſe — in einer zur Ausſchließung 
einzelner Konkurrenten von der Konkurrenz geeigneten 
Weiſe, ſo ſehr herabſetzen, daß die Konkurrenz zu 
einem allgemeinen uſuellen Nutzen unmöglich gemacht 
wird; 
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b) wenn die Kartellparteien die Lieferung der von ihnen 
produzierten und zu weiterer Verarbeitung oder zum 
Wiederverkauf beſtimmten Waren einzelnen Parteien 
gegenüber in einer zur Ruinierung derſelben geeig⸗ 
neten Weiſe — nur zu erheblich höherem Preiſe uk 
zieht oder aber gänzlich verweigert; | 
wenn die Kartellparteien den Einkauf der zur weiteren 
Verarbeitung beſtimmten Waren einzelnen Parteien 
gegenüber, in einer zur Ruinierung derſelben geeig⸗ 
neten Weiſe, nur zu erheblich reduzierteren Preiſen 
vollziehen oder aber gänzlich verweigern. 


Auch der im Jahre 1897 und 1898 im öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſe vorgelegte Geſetzentwurf hatte Eingriffe in 
die Preispolitik der Kartelle vorgeſehen 1). 

Jeder Unternehmerverband — wobei es ſich übrigens nur 
um Kartelle über Artikel, die wie Zucker, Branntwein, Bier, 
Salz 2c. einer indirekten Abgabe unterliegen, handelt — ſollte 
nicht nur der Staatsaufſicht unterworfen fein, ſondern $ 8 be: 
ſtimmte auch, daß das Finanzminiſterium die Ausführung von 
Kartellbeſchlüſſen unterſagen kann, wenn ſie geeignet ſind, in 
einer durch die objektive wirtſchaftliche Sachlage des betreffen⸗ 
den induſtriellen Zweiges (namentlich durch die jeweiligen für 
die Preisbildung und die Konkurrenzverhältniſſe oder ſonſt für 
die Konjunktur maßgebenden Umſtände) nicht begründeten 
und die Steuern oder Konſumtionskraft der Bevölkerung 
offenbar ſchädigenden Weiſe, die Preiſe einer Ware oder 
Leiſtung zum Nachteile der Abnehmer oder Beſteller zu 
ſteigern oder zum Nachteil der Erzeuger oder Leiſtenden her⸗ 
abzudrücken. 

Auch ſonſt ſind in der Kartellliteratur häufig ähnliche 
Forderungen aufgeſtellt worden. So verlangt z. B. el: 


C 


— 


11) Geſetzentwurf über Kartelle in Beziehung auf Veabrauchsgehen⸗ 
ſtände, die einer mit der induſtriellen Produktion in enger Ver⸗ 
bindung ſtehenden indirekten Abgabe unterliegen. (Archiv für 
ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik Bd. XIII S. 187.) 
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mann ein Kartellgeſetz, welches in der Hauptſache nur die 
Beſtimmung zu enthalten brauchte, wonach die betreffende 
Behörde (z. B. der Reichskanzler) beauftragt werden ſoll, 
wenn in einem Gewerbe monopoliſtiſche Vereinigungen zu 
erheblichen Klagen ſeitens der Abnehmer Anlaß geben, eine 
aus den beteiligten Intereſſengruppen gebildete Kommiſſion 
zur Unterſuchung der Verhältniſſe einzuberufen, welcher das 
Recht zuſtehen ſoll, die Kartellbeſchlüſſe zu unterſagen bezw. 
Preismaxima feſtzuſetzen 1”). Neuerdings hat auch Rund⸗ 
ſtein !“) eine ähnliche Forderung aufgeſtellt: Er empfiehlt 
de lege ferenda als zwingendes Recht zu beſtimmen, daß 
ein Rücktrittsrecht von Kartellmitgliedern aus wichtigen 
Gründen jederzeit und ohne Einhaltung der Kündigungs⸗ 
friſt ftattfinden könnte. Dieſe wichtigen Gründe ſollten 
exemplariſch aufgeführt werden, ohne aber den Richter zu 
binden. Als ſolche wichtigen Gründe führt er an, daß man 
z. B. ein Rücktrittsrecht bei einer überſpannten Preispolitik 
des Kartells konſtruieren könnte. Auch Hirſch !*) verlangt 
neben Einführung des Kontrahierungszwangs für Kartelle 
eine Preiskommiſſion nach den Vorſchlägen Kleins, welche 
auch mit Ausſchreitungen in der Preispolitik der Kartelle 
allgemein zu befaſſen wäre. 

Ich möchte mich mit aller Entſchiedenheit gegen jedes 
Kartellgeſetz ausſprechen, welches irgendwie einer ſtaatlichen 
Aufſichtsinſtanz einen direkten Eingriff in die Preispolitik 
der Kartelle geſtattet. Es würde dadurch den ſtaatlichen 
Organen eine geradezu unmögliche Aufgabe zugemutet. Der 
Gedanke wäre nur ausführbar, wenn wir irgend einen ob⸗ 
jektiven Maßſtab angeben könnten, wonach dieſes ſtaatliche 
Preismaximum, das den Kartellen einzuräumen wäre, feſt⸗ 
zuſtellen wäre. Ein ſolches Kriterium fehlt aber in unſerem 
modernen Wirtſchaftsleben vollkommen. . 


12) Soziale Praxis 10. Jahrg. Leipzig 1901. 

13) Das Recht der Kartelle (Berlin, Juriſtiſche Beiträge, herausgeg. 
von Kohler, 4. Heft). 

14) Zur Kartellfrage S. 26. Jena 1904. 
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Die Befürworter der erwähnten geſetzlichen Reform 
glauben dieſes Kriterium in den ſogenannten Produktions⸗ 
koſten gefunden zu haben. 

Klein jagt darüber: „Nicht über Moral und Sittlich⸗ 
keit, ſondern nur über ein etwaiges Mißverhältnis zwiſchen 
dem Kartellpreis und dem nach Geſtehungskoſten und 
Marktverhältniſſen angemeſſenen Preiſe, alſo über die Höhe 
des jeweiligen Kartellaufſchlages ſoll entſchieden werden. 

In den Motiven des ungariſchen Geſetzentwurfes heißt es: 
„Die ſtaatliche Aufſicht über Kartellverträge müſſe verhindern, 
daß infolge der Kartellverträge die Preiſe über das Niveau 
der volkswirtſchaftlichen Zuläſſigkeit hinaus erhöht 
würden.“ Als Kriterium der unzuläſſigen Preiserhöhung 
wird angegeben, daß die Preiſe den allgemeinen uſuellen 
Nutzen nicht überſteigen ſollen. 

Alle dieſe Beſtimmungen gehen von einer irrtümlichen 
Auffaſſung des Weſens der Preiſe aus, nämlich von der 
Annahme, daß in den ſogenannten Produktionskoſten ein 
feſter unverrückbarer Mittelpunkt gegeben ſei, um den die 
Preiſe gravitieren. Die ſogenannten „Verkehrspreiſe“, wie ſie 
der ungariſche Geſetzentwurf nennt, würden demnach die⸗ 
jenigen ſein, welche den Produktionskoſten angemeſſen ſind, 
d. h. die dem Produzenten Erſtattung aller ſeiner Auslagen 
nebſt Verzinſung ſeiner Kapitalien und einem „ujuellen 
Nutzen“ ergeben. Die Kartellpreiſe bildeten demgegenüber 
„Ausnahmepreiſe“. Hier würden oder wenigſtens könnten 
in ſehr vielen Fällen, angetrieben durch die exzeſſive Gewinn⸗ 
ſucht, wie es Klein nennt, anormal hohe Preiſe hervor⸗ 
gerufen werden. 

Tatſächlich werden die Preiſe durch den Verkehr nicht 
in dieſer Weiſe den Produktionskoſten angenähert. In 
der von mir zurückgewieſenen Anſchauung über Preis⸗ 
bildung ſteckt noch ein gut Teil der alten mancheſterlichen 
Auffaſſung, daß die freie Konkurrenz immer ſegensreich wirke, 
indem ſie einerſeits den Konſumenten billige Preiſe und 
andererſeits den Produzenten angemeſſenen Gewinn ver⸗ 
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ſprächen. Die Kartelle werden als monopoliſtiſche Einrich⸗ 
tungen betrachtet, die dieſen ſegensreichen Einfluß der Kon⸗ 
kurrenz zunichte machen. Tatſächlich iſt es aber häufig gerade 
umgekehrt. Die ſogenannten „Verkehrspreiſe“ ſind allzu häufig 
ſolche, die entweder exzeſſive Gewinne oder nicht einmal den 
Erſatz der Produktionskoſten den Unternehmern bieten und 
der Kartellpreis nähert ſich oft einigermaßen dem Niveau, auf 
dem, nach dem ungariſchen Geſetzentwurf, gerade der Ver⸗ 
kehrspreis ſtehen ſoll, nämlich der Höhe, daß er den ſo⸗ 
genannten uſuellen Nutzen gewährt. 

Ich will natürlich nicht beſtreiten, daß Kartellpreiſe unter 
Umſtänden einen Monopolcharakter haben können, daß ſie 
zu einer monopoliſtiſchen Ausbeutung der Konſumenten führen 
können. Dies wird namentlich dort möglich ſein, wo die 
kartellierten Waren natürliche Rohſtoffe ſind oder andere nur 
beſchränkt vorhandene Bodenſchätze und wenn dieſe ſich in 
Händen einiger weniger Beſitzer befinden. Gegen ſolche 
Monopolbildungen würde aber ein ſtaatliches Preisrichteramt 
wiederum ungenügend ſein. Hiergegen müſſen ſtärkere Maß⸗ 
nahmen ergriffen werden, auf die ich ſpäter noch zurückkomme. 
Niemals kann man aber beſtimmte Produktionszweige Privat⸗ 
perſonen zur Ausnützung überlaſſen, dann aber die Preis⸗ 
feſtſtellung einer außenſtehenden Inſtanz übertragen. 
Die unüberſehbare Menge von einzelnen Faktoren, die bei der 
Preisbildung in Frage kommen, machen die Entſcheidung 
einer derartigen ſtaatlichen Inſtanz immer zu einer will⸗ 
kürlichen. 
| Klein jagt zwar: „Wer behauptet, desgleichen (nämlich 
die ſtaatliche Preisfeſtſtellung) ſei unausführbar, müſſe die 
Preisbeſtimmung wirklich als eine Art göttliche Inſpiration 
anſehen, für die es keinen Maßſtab gibt, während doch jeder 
Kontrahent im Verkehr den Preis, ſo wie er ihm bekannt 
gemacht wird, ohne weiteres auf ſeine Angemeſſenheit, auf 
ſeine objektive Rechtfertigung prüft. Weil die Preisbeſtim⸗ 
mung eine geſchäftliche techniſche Operation iſt, weil ohne 
die Möglichkeit, daß andere Perſonen ſie wiederholt nach⸗ 
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prüfen, kritiſieren, kein Markt beſtehen könnte, weil der Preis 
nicht aufhören darf, im Verkehr berechenbar, nachrechnenbar 
zu ſein — jenſeits deſſen beginnen die Liebhaberpreiſe! — 
eben deshalb wird er auch von Sachkundigen innerhalb ge⸗ 
wiſſer Grenzen auf ſeine Angemeſſenheit beurteilt werden 
können. Wäre dies — wie viele meinen — nicht richtig, 
dann ſtänden wir überhaupt machtlos da und müßten die 
Kartellbewegung mit allem drum und dran fataliſtiſch über 
uns niedergehen laſſen.“ 

Klein meint, die Beantwortung der Frage, ob ein 
Preis den jederzeit gegebenen Produktions⸗ und Abſatz⸗ 
bedingungen entſpräche, ſei ein Kinderſpiel. Sehen wir 
einmal näher zu, ob dies wirklich ein Kinderſpiel iſt. 
Klein will den Preis hauptſächlich dann als angemeſſen 
erachten, wenn der ſogenannte Kartellaufſchlag kein über⸗ 
mäßig hoher iſt, d. h. wenn der Kartellpreis, verglichen mit 
dem nach Geſtehungskoſten und Marktverhältniſſen angemeſſenen 
Preis, nur einen volkswirtſchaftlich zuläſſigen und berechtigten 
Profitaufſchlag einſchließt. Alle drei maßgebenden Faktoren 
— die ſogenannten Geſtehungskoſten, die Marktverhältniſſe 
und der Kartellprofit — ſind aber ſehr ſchwer im einzelnen 
objektiv feſtzuſtellen. 

Beginnen wir zunächſt mit dem ſogenannten Kartell⸗ 
aufſchlag. Hier ſoll alſo ein volkswirtſchaftlich zuläſſiger 
Durchſchnittsprofit geſtattet ſein. Es dürfte aber ſehr ſchwer 
ſein, über die Höhe dieſes ſogenannten Durchſchnittsprofites 
irgend etwas Beſtimmtes auszuſagen. So leicht es iſt, den 
landesüblichen Zins zu beſtimmen, ſo ſchwer, ja faſt unmög⸗ 
lich iſt es, einen Durchſchnittsprofit zu konſtruieren. Die 
Gewinne der einzelnen Unternehmungen und dementſprechend 
auch der Unternehmerverbände müſſen ungeheuer verſchieden 
ſein und ſchwanken je nach den Konjunkturen hin und her. 
Wo ſoll da das ſogenannte volkswirtſchaftlich berechtigte Maß 
liegen? Sehr hohe Gewinnaufſchläge können unter Umſtän⸗ 
den volkswirtſchaftlich berechtigt ſein, wenn ſie ein Aquivalent 


bilden für geringe Gewinne oder Verluſte zu anderen Zeiten. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 25 
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Auch die ſogenannten Geſtehungskoſten oder Produktions⸗ 
koſten ſind im einzelnen Falle ſehr ſchwer zu konſtatieren, 
denn die Produktionskoſten der einzelnen in einem Kartell 
vereinigten Unternehmungen ſind naturgemäß ſehr verſchieden. 


Je nachdem es ſich um einen Klein⸗, Mittel⸗ oder Groß⸗ 


betrieb handelt, würden ſehr verſchiedene Sätze für Arbeits⸗ 


löhne, Verzinſung und Amortiſation des Kapitals anzuſetzen 


ſein. Nach den Produktionskoſten welcher Betriebe ſoll der 
Kartellpreis ſtaatlicherſeits fixiert werden? Gerade dieſer 
Punkt bildet eine der ſchwierigſten Fragen für die Kartell⸗ 
unternehmer ſelbſt und die deutſche Reichsenquete über Kar⸗ 
telle hat von neuem gezeigt, welche Kämpfe innerhalb des 
Kartells meiſt zwiſchen dieſen verſchiedenen Intereſſenten 
ausgefochten werden müſſen. In der Regel ſind es gerade 
die kleinen und ſchwachen Betriebe, welche für möglichſt 
hohe Preiſe eintreten, während die größeren und größten 
Betriebe eher eine maßvolle Preispolitik befolgen möchten. 
Der ſo endgültig feſtgeſetzte Kartellpreis iſt dann ein Kom⸗ 
promiß zwiſchen allen dieſen innerhalb des Kartells vor⸗ 
kommenden Intereſſenrichtungen. Jedenfalls ſind aber die 
am Kartell ſelbſt Beteiligten über alle dieſe Verhältniſſe am 
beſten orientiert. Entweder der Staat müßte alſo in Aus⸗ 
übung ſeines Preisrichteramtes ſich einfach den Anſichten des 
Kartells fügen, dann wäre die ganze Inſtitution überflüſſig, 
oder aber, wenn er wirklich — wie die Befürworter meinen 
— eine neutrale Inſtitution über dem Kartell bilden ſoll, 
iſt die Gefahr allzu groß, daß populäre Strömungen oder 
geſchickt operierende Intereſſenvertretungen ſchließlich für die 
ſtaatliche Entſcheidung den Ausſchlag geben. Sind z. B. 
weite Kreiſe des Volkes an einem billigen Preiſe eines 
Kartellartikels intereſſiert, ſo könnte ein weitgehendes Wohl⸗ 
wollen des Staates zu Gunſten dieſer Konſumenten den Aus⸗ 
ſchlag geben. Ein ſolcher Preis würde vielleicht gerade für 
die größten und ſtärkſten Betriebe erträglich ſein, für kleinere 
und mittlere Betriebe aber unrentabel und dadurch könnte 
erſt recht gerade das Monopol eines oder weniger großer 
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Betriebe hervorgebracht werden. Oder aber der Staat iſt 
in beſonderem Maße den Beſtrebungen des ſogenannten 
Mittelſtandes günſtig und gerade in der Gegenwart finden 
ja ſolche Mittelſtandswünſche ſtaatlicherſeits vielfach Berück⸗ 
fihtigung. Dann könnte der Staat veranlaßt ſein, zu 
Gunſten der Erhaltung der mittleren Betriebe den zuläſſigen 
Minimalpreis höher anzuſetzen, als es den Produktionskoſten 
der großen Betriebe entſpricht. Ich beneide jedenfalls die 
Kartellkommiſſion um dieſe heikle und ſchwierige Aufgabe, 
hier die richtige Preisgrenze zu finden, nicht und glaube, 
daß eine verſtändige Kartellleitung in der Regel hier beſſer 
die richtige Diagonale finden wird. 

Vollends ſchwierig wird es aber für die ſtaatliche Kom⸗ 
miſſion ſein, die Marktverhältniſſe zu überblicken, die für 
Preisbemeſſungen maßgebend ſein ſollen. Iſt es ſchon ſchwer, 
dieſe Marktverhältniſſe in einem beſtimmten Zeitpunkt und 
für eine kommende Zeit für das Inland richtig abzuſchätzen, 
ſo iſt dies vollends ſchwierig gegenüber den Weltmarkts⸗ 
verhältniſſen, die erſt recht unüberſichtlich ſind. Die 
ſtaatliche Kommiſſion müßte dann auch das Verhältnis der 
Inland⸗ und Auslandpreiſe feſtſetzen, und damit kommen wir 
zu einem beſonders ſchwierigen und oft angefochtenen Punkt 
in der Kartellpolitik überhaupt. 

Ich möchte bei dieſem Punkte ein wenig länger ver⸗ 
weilen und zunächſt hierbei wiederholt zeigen, wie unmöglich 
es iſt, die Produktionskoſten für die Preisfeſtſetzung maßgebend 
zu machen. Gar nicht ſelten kommt nämlich der Fall vor, 
daß ſowohl bei kartellierten, als bei nicht kartellierten Unter⸗ 
nehmungen abwechſelnd je nach der Konjunktur die In⸗ und 
Auslandpreiſe zeitweiſe unter den Produktionskoſten ſtehen. 
Dieſes hängt mit der großen Bedeutung zuſammen, welche 
die fixen Kapitalien in der modernen Induſtrie haben. 
Alle induſtriellen Unternehmungen müſſen vor allen Dingen 
ſuchen, die enorm teueren und koſtſpieligen feſten Kapitalien 
möglichſt ſtändig in Betrieb zu haben, weil ſonſt die Ver⸗ 
luſte zu bedeutend find. Dieſes zwingt unter Umſtänden 
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Betriebe, ihre Waren auch zu Preiſen abzuſetzen, die zeit⸗ 
weilig unter den Produktionskoſten ſind, weil es unter Um⸗ 
ſtänden vorteilhafter ſein kann, die Waren zu ſolchen ungün⸗ 
ſtigen Preiſen abzuſetzen, als ſie gar nicht zu verkaufen und 
den Betrieb längere Zeit ſtille ſtehen zu laſſen. Bei Be⸗ 
trieben, die nach dem Inland und Ausland abſetzen, wird 
öfters dadurch ein Ausgleich bewirkt, daß die Auslandspreiſe 
zeitweiſe niedriger angeſetzt werden, wenn es die Konjunk⸗ 
turen des Weltmarktes verlangen, weil die hohen Inlands⸗ 
preiſe plus den billigeren Auslandspreiſen zuſammen ein 
immerhin noch rentabele Fortführung des Geſamtunternehmens 
geſtatten. Natürlich kommt auch das umgekehrte Verhältnis 
vor. Auf die Dauer kann dieſe Preispolitik doch auch für 
den inländiſchen Konſum vorteilhaft wirken, weil eine ſtete 
Fortführung des Geſamtunternehmens ſchließlich die Pro⸗ 
dukte billiger geſtaltet, als eine Betriebsweiſe, die öfter ganz 
oder teilweiſe in Stillſtand gerät. 

Dieſer hier beſprochene Punkt iſt auch in der neueren 
engliſchen zollpolitiſchen Literatur mehrfach mit Recht hervor⸗ 
gehoben worden. Es iſt ein bekannter Einwand gegen die 
Schutzzollpolitik, daß unter ihrer Herrſchaft die Preiſe eine 
künſtliche Richtung annähmen, während ſie unter der Herr⸗ 
ſchaft des Freihandels die natürliche Richtung nach den 
Produktionskoſten hätten. Dieſe künſtliche Geſtaltung der 
Preiſe führe dann dazu, daß die Preiſe im Inland er⸗ 
höht und die Auslandspreiſe erniedrigt würden. 

Von ſchutzzöllneriſcher Seite in England iſt neuerdings 
mit Recht darauf hingewieſen worden, daß dieſe Differential⸗ 
preiſe mit den allgemeinen Verhältniſſen des Weltmarktes 
zuſammenhingen und nicht ohne weiteres dem Schutzzoll⸗ 
ſyſtem zur Laſt zu legen ſeien. Beſonders erwähnenswert 
iſt in dieſer Hinſicht das Buch von W. J. Aſhley, „The 
Tariff Problem“ 15). Aſhley gibt dort längere Auszüge 
aus dem Buch des Amerikaners Hadley „Railroad trans- 


15) Second Edition. London 1904, P. S. King & Son. 
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portation“ 16). Dort wird der bekannte Einwand gegen 
den Schutzzoll beſprochen, daß häufig unter der Herrſchaft 
des Schutzzolls Waren, die im Inland produziert ſind, nach 
dem Ausland zu teureren Preiſen verkauft werden, als an 
das Inland. Wenn im Zuſammenhang damit behauptet 
wird, daß dies gegen die ökonomiſchen Fundamentalgeſetze 
verſtoße, daß nämlich die Preiſe der Waren den Produk⸗ 
tionskoſten entſprechen müſſen, weil häufig die für das Aus⸗ 
land feſtgeſetzten Preiſe unter den Produktionskoſten ſtünden, 
ſo wird von Hadley dagegen bemerkt, daß dies „Geſetz“ 
tatſächlich gar nicht exiſtiere, daß mit und ohne Schutzzoll 
die Induſtrie oft unter den Produktionskoſten zu verkaufen 
gezwungen ſei: der Grund liege in der enorm angewachſenen 
Menge fixer Kapitalien, die zu verzinſen ſeien. Es heißt in 
der zitierten Schrift Hadleys 17): Wir nehmen fait ohne 
Einſchränkung die Ricardoſche Theorie an, daß bei freiem 
Wettbewerb am offenen Markt der Wert der verſchiedenen 
Waren danach ſtrebt, ſich den Produktionskoſten anzupaſſen. 
Gemäß dieſer Idee wird, wenn der Vorrat einer beſtimmten 
Ware knapp iſt und der Preis daher ſtark über die Pro⸗ 
duktionskoſten hinausgeht, fremdes Kapital in das Geſchäft 
gezogen, bis der Vorrat wieder ſo ſtark vergrößert iſt, um 
den Bedürſniſſen des Marktes zu genügen. Aber ſobald 
dieſer Punkt überſchritten iſt und der Preis unter die Pro⸗ 
duktionskoſten hinunterzugehen beginnt, werden die Leute ſich 
weigern, mit Verluſt zu produzieren; der Vorrat wird ver⸗ 
ringert und die Preiſe werden wieder zu normaler Höhe 
ſteigen. 

Dies war annähernd wahr, als Ricardo ſchrieb: „Aber 
im Geſchäft von heute fehlt ein Glied in der Kette der 
Schlußfolgerung und damit fällt das Ganze zuſammen: Es 
iſt nicht wahr, daß wenn die Preiſe unter die Produktions⸗ 
koſten fallen, die Leute es immer in ihrem Intereſſe gelegen 


16) 1888. 
17) Zitiert bei Aſhley S. 88. 
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finden, es abzulehnen, mit einem Nachteil zu produzieren. 
Es ſchließt ſehr häufig weniger Verluſt ein, die Produktion 
fortzuſetzen, als unter den Herſtellungspreiſen zu produzieren.“ 
Aus der Fülle von Beiſpielen ſolcher Preispolitik ſeien 

nur zwei kurz hier hervorgehoben: zunächſt ein von Hadley 
angeführter Fall aus der amerikaniſchen Roheiſeninduſtrie. 
„Im Jahre 1870 war der Philadelphiapreis von 
Roheiſen Nr. I im Durchſchnitt Doll. 33.25 pro Tonne, 
was wahrſcheinlich gerade die Produktionskoſten ein⸗ 
ſchließlich eines angemeſſenen Gewinnes für das Kapital 
repräſentierte. Die amerikaniſche Produktion für dieſes 

Jahr und das nächſte betrug ungefähr 1 900 000 
Tonnen für jedes Jahr; aber während des Jahres 
1871 und des größten Teiles von 1872 ſtiegen die 
Preiſe; der Durchſchnitt für September 1872 be⸗ 

trug Doll. 53.87. Große Gewinne wie dieſe zogen 
Kapital in das Geſchäft; die Produktion für 1872 be⸗ 

trug 2855000 Tonnen und für 1873 2868 000 Tonnen. 

So weit bewährte ſich Ricardos Theorie gut. Dann 
fielen die Preiſe ſchneller, als ſie geſtiegen waren. Im 
Dezember 1873 betrugen ſie Doll. 32.50 die Tonne; 
Dezember 1874 Doll. 24.00. Für das Jahr 1876 
ſtanden ſie auf einem Durchſchnitt von Doll. 17.62. 
Aber die Eiſenfabrikanten konnten ihre Produktion 
nicht ſo ſchnell einſchränken, wie ſie ſie vorher ver⸗ 
größert hatten. Ihre Schmelzöfen außer Betrieb zu 
ſetzen, hieße ihre Geſchäft zu Grunde gehen laſſen; ſo 
fuhren ſie fort mit großen Verluſten zu produzieren 

und immer verzweifelter zu kämpfen, je größer der 
Verluſt wurde. Einige Geſchäfte gingen zu Grunde, 
andere arbeiteten ſich durch, bis ſie glücklichere Zeiten 
ſahen. Aber während einer Periode von 6 Jahren 
wurden Millionen von Tonnen Eiſen produziert und 
unter dem Koſtenpreis verkauft und die Eigentümer 
waren dankbar, wenn der gezahlte Preis das Roh⸗ 
material und die Löhne deckte, ohne irgend welche Rück⸗ 
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ſicht auf Gewinn. Ganz dasſelbe gilt wahrſcheinlich 
von dem heutigen Stahlſchienengeſchäft (1888).“ | 


Ferner ſei hingewieſen auf die Ausſage von Mr. Gates, 


des Präſidenten der amerikaniſchen Stahl⸗ und Draht⸗Company, 
vor der United States Industrial Commission: 
Fr. Wie verhält ſich der Exportpreis zu dem par der 


amerikaniſchen Konſumenten? 


A. Wir verkaufen auf dem Weltmarkt zu einem geringeren 


Fr. 


A. 


Preiſe als daheim. 

Wollen Sie mir gefälligſt die geſchäftlichen Gründe 
hierfür erklären? 

Der geſchäftliche Grund dafür iſt, daß, indem wir ein 
auswärtiges Geſchäft machen, wir auch unſere Werke 
völliger ausnützen und unſere Waren billiger herſtellen 
können und wenn die Zeit kommt, wo die einheimiſchen 
Preiſe heruntergehen, ſo wird dies nicht notwendiger⸗ 
weiſe den Preis auswärts berühren. Es gibt Zeiten, 
wo die Exportpreiſe höher ſind, als die heimiſchen 
Preiſe. In der gegenwärtigen Zeit allerdings ſind 
die heimiſchen Preiſe, glaube ich, wahrſcheinlich um 
50, 60 oder 70 % höher als unſere Exportpreiſe. Ich 
weiß den Unterſchied nicht ganz genau, aber ich weiß, 
daß heute ein Unterſchied zu Gunſten des Exportes 
vorhanden iſt. Zu anderen Zeiten iſt es umgekehrt. 
Aber indem wir, ſagen wir, 200 000 Tonnen Draht 
jährlich zum Export für alle Teile der Welt produ⸗ 
zieren, haben wir die Geſamtkoſten der Produktion er⸗ 
heblich billiger. Indem wir dies tun, können wir dem 
heimiſchen Konſum auf die Dauer einen niedrigeren 
Preis geben und vielleicht 50 oder 30% mehr Arbeiter 
einſtellen, ſo daß in der langen Zeit, in der wir dies 
tun, es ſich ausgleichen wird. Unſere heimiſchen Preiſe 
und unſere auswärtigen Preiſe ſind notwendigerweiſe 
niemals ganz gleich; der eine kann höher, der andere 
niedriger ſein, es hängt gänzlich von den Umſtän⸗ 
den ab.“ 
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Wenn ſomit — wie wir gezeigt haben — die Preiſe ſo 
außerordentlich von allerlei Konjunkturen abhängig ſind, ſo 
dürfte darum ſchon ein ſtaatliches Preisrichteramt unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten haben. 

Klein ſelbſt iſt auf dieſen Einwand in ſeinem Schluß⸗ 
wort auf dem letzten Juriſtentage eingegangen. Er ſagte: 
„Wo im Wirtſchaftsleben gibt es heutzutage Preiſe, die nicht 
Konjunkturpreiſe ſind, und wo iſt derjenige, der überhaupt 
die Dauer einer Konjunktur verläßlich beſtimmen kann? Wenn 
aber die Abhängigkeit eines Preiſes von der Konjunktur oder 
die Ungewißheit der Dauer der letzteren wirkliche Hinderniſſe 
wären, um Richtigkeit und Angemeſſenheit eines Preiſes zu 
beurteilen, wie machen es die Kaufleute und Induſtriellen, 
die trotz beidem ihre ganzen Unternehmen, alle ihre wirt⸗ 
ſchaftlichen Spekulationen auf das Schwanken der Konjunk⸗ 
turen und auf die entſprechenden Preiskalkulationen gründen? 
Wir müſſen ja dann vor ihnen gewaltigen Reſpekt haben 
und ſie wie Götter, Seher oder tollkühne Spieler anſtaunen, 
weil ſie Hunderttauſende oder Millionen auf eine ungewiſſe 
Konjunktur hin wagen und das, womit ſie wider die Kon⸗ 
junktur kämpfen oder aus ihr Nutzen ziehen, ſtets ins Blaue 
hinein vornehmen müſſen! 

Doch im Ernſt: Was ſo viele Induſtrielle und Kauf⸗ 
leute ſich zutrauen, eine Meinung über die der augenblicklichen 
Verkehrslage jeweilig angemeſſene Preishöhe, das ſollte nicht 
nachträglich mit Hilfe der dazu beſchafften Daten einer mit 
kühler Nüchternheit urteilenden Kommiſſion möglich ſein, die, 
wohl gemerkt, nicht kommende Dinge zu vermuten, ſondern 
bloß aus bekannten Tatſachen ein Verhältnisurteil zu ſchöpfen 
hätte?“ 

Dennoch ſcheint mir hier ein großer Unterſchied 
zwiſchen der Preisfeſtſetzung des Kartells und einem ſtaat⸗ 
licherſeits feſtgeſtellten pretium justum oder odiosum vorzu⸗ 
liegen. Gewiß berechnen die Unternehmer die Preiſe nicht 
ins Blaue hinein, aber ſie haben immer mit vielen un⸗ 
ſicheren Faktoren zu rechnen. Es entſcheiden fchließlich 
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gewiſſe Machtfragen innerhalb und außerhalb des Kartells 
und die Kartellunternehmung ſelbſt muß die volle Verant⸗ 
wortung für die Preishöhe und für das daraus entſtehende 
Riſiko übernehmen. Sobald aber ſtaatlicherſeits ein der⸗ 
artiger Minimalpreis fixiert wird, übernimmt damit auch der 
Staat die Verantwortung für die Angemeſſenheit dieſes 
Preiſes und das iſt allerdings eine Verantwortung, die der 
Staat unter den heutigen komplizierten weltwirtſchaftlichen 
Verhältniſſen gar nicht übernehmen kann. Haben ſich doch 
ſelbſt in den früheren und in den älteſten Zeiten alle Ver⸗ 
ſuche ſtaatlichen Eingreifens, alle ſtaatlichen Preismaxima 
und ähnliches als untaugliche Mittel erwieſen! 

Ich darf für die Verfehltheit all ſolcher älterer Ver⸗ 
ſuche auf die Schrift von Menzel und die dem Juriſten⸗ 
tage vorgelegten Gutachten verweiſen. 

Auch die Einmiſchungen des Staates in die Preisfeſt⸗ 
ſetzung der Unternehmer im merkantiliſtiſchen Zeitalter ſind 
größtenteils von Mißerfolg begleitet geweſen. 

v. Lippmann berichtet über die Art, wie die Zucker⸗ 
preiſe ſtaatlicherſeits kontrolliert wurden, in ſeiner Geſchichte 
des Zuckers 1). Am 5. Oktober 1799 ſandte Friedrich 
Wilhelm III. folgenden Erlaß an das Generaldirektorium 
der Steuern: | 

„Se. Majeſtät haben aus den öffentlichen Blättern er: 
ſehen, daß die Zuckerpreiſe im Auslande um 60 9% gefallen 
ſind, und gleichwohl müſſen ſie erfahren, daß die hieſigen 
Zuckerfabrikanten die Preiſe nur um einen Groſchen für den 
feinſten Zucker heruntergeſetzt haben, und dies damit be⸗ 
ſchönigen, daß ſie den Rohzucker noch zu teuren Preiſen ein⸗ 
gekauft haben. Dieſer Vorwand verdient aber umſoweniger 
die geringſte Rückſicht, als eben dieſe Fabrikanten zu den 
Zeiten, wo die Zuckerpreiſe im Auslande ſtiegen, ihren Zucker 


18) Geſchichte des Zuckers, ſeiner Darſtellung und Verwendung ſeit den 
älteſten Zeiten bis zum Beginne der Rübenzuckerfabrikation. Ein 
Beitrag zur Kulturgeſchichte S. 334. Leipzig 1890, Max Heſſes 
Verlag. 
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ebenfalls verteuerten, ungeachtet ſie ihn wohlfeil eingekauft 
hatten. Wollte man denſelben demohngeachtet ſtattfinden 
laſſen, ſo würde durch das bloß zum allgemeinen Beſten 
gegebene Verbot der Einfuhr der fremden raffinierten Zucker 
das ganze Land denen Zuckerfabrikanten zinsbar gemacht 
werden, welches Se. Majeſtät ſchlechterdings nicht geſtatten 
können. Allerhöchſtdieſelben befehlen daher dem General⸗ 
direktorio, fämtliche Unternehmer von Zuckerſiedereien ſo⸗ 
fort anzuhalten die Zuckerpreiſe verhältnismäßig herunter⸗ 
zuſetzen, und wie ſolches geſchehen, binnen acht Tagen an⸗ 
zuzeigen, oder darauf anzutragen, daß die im Auslande 
fabrizierten Zucker, ebenfalls gegen eine doppelte Akziſe, ein⸗ 
gelaſſen werden.“ Die „Berliniſche Zuckerſiederei⸗Kompagnie“ 
richtete gegen dieſen Erlaß eine „Vorſtellung“ an den König, 
in der ſie weſentlich auf das Vorübergehende der Konjunktur 
hinwies; der König nahm indes dieſe „Vorſtellung“ höchſt un⸗ 
gnädig auf, riet der Kompanie, falls ſie demnächſt ſo ſicher 
wieder hohe Preiſe erwarte, lieber ſogleich billigen Rohzucker 
einzukaufen und ſich dadurch für die Zukunft einen Gewinn zu 
ſichern, ſchlug die Gewährung ihrer Anſuchen „mit Rückſicht 
auf das Intereſſe der geſamten Bevölkerung“ rundweg ab, 
und ſchloß ſeinen Erlaß mit den Worten: „Übrigens wird 
das Fabriken⸗Departement bei der verlangten Preisermäßi⸗ 
gung die gehörige Rückſicht darauf nehmen, daß die Zucker⸗ 
ſiedereien bei einer vernünftigen Dispoſition beſtehen können, 
ſo wie auch Se. Majeſtät hoffen, daß die Fabriken es nicht 
dahin werden kommen laſſen, daß der fremde Zucker einge⸗ 
laſſen werden müſſe. Sollte dies aber wider Vermuten 
dennoch der Fall werden, ſo werden Se. Majeſtät dennoch 
die inländiſchen Raffinerien ſo begünſtigen, daß es nur ihre 
eigene Schuld ſein würde, wenn ſie dabei nicht beſtehen 
können“ (Stadelmann, „Preußens Könige in ihrer Tätig⸗ 
keit für die Landeskultur“, Leipzig 1887, S. 239 ff.). 
Immerhin waren derartige Eingriffe zu jener Zeit noch er⸗ 
träglich und denkbar, wo der Staat überhaupt eine weitgehende 
wirtſchaftliche Bevormundungspolitik trieb, wo es ſich oft nur 
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um einzelne privilegierte Unternehmungen handelte, wo der 
Staat durch Zuſchüſſe und weitgehende Erleichterungen aller 
Art die einzelnen Unternehmungen auch zu ſchützen und zu 
fördern ſuchte; heute im Syſtem der freien Konkurrenz und 
der Weltwirtſchaft wäre alles dieſes unmöglich. 

Wenn übrigens Klein meint, daß im Weſen des Kartells 
eine müheloſe Beſteuerungspolitik läge, während die ameri⸗ 
kaniſchen Truſts vor allem auf techniſche und kommerzielle 
Verbeſſerungen des Vetriebes, auf Erſparungen an den Pro⸗ 
duktionskoſten hinwirkten, ſo möchte ich doch demgegenüber 
behaupten, daß dies Urteil ein für die deutſchen Kartelle zu 
ungünſtiges iſt. Freilich beſteht in weiteſten Kreiſen das 
Vorurteil, daß die Kartelle weſentlich die Preiſe der Pro⸗ 
dukte erhöhten und daß dann unter dem Schutze dieſer 
günſtigen Preiſe die Qualität der Produkte zu Ungunſten 
der Konſumenten verſchlechtert wurde und der wohltätige 
Anſporn der freien Konkurrenz zur größerer Betriebſamkeit 
der einzelnen Unternehmer fortfiele. 

Ich will demgegenüber hier nur bemerken und werde 
dies ſpäter noch durch Beiſpiele aus der Praxis der Kartelle 
belegen, daß durchaus nicht die Kartelle unbedingt auf eine 
gewiße Indolenz der Kartellmitglieder hinwirken müſſen. 
Zunächſt iſt nicht zu vergeſſen, daß die Kartelle zwar die 
Preiſe vorſchreiben, oft auch das Produktionsquantum, 
daß aber nach wie vor die einzelnen Kartellteilnehmer in 
freiem Wettbewerb angeſpornt ſind, durch möglichſt rationellen 
Betrieb an Produktionskoſten zu ſparen, um durch die 
größere Spannung zwiſchen dieſen und dem Kartellpreis ihre 
Gewinne zu vermehren. | 

Ich will ferner darauf hinweiſen, daß viele Kartelle 
auch ſogenannte Qualitätspreiſe haben, daß ſie bei ſchlechter 
Qualität der gelieferten Waren Abzüge machen, daß ſie auf 
möglichſt gute Qualität der gelieferten Waren ſelbſt hin⸗ 
wirken. Noch möchte ich ein Bedenken hervorheben, welches 
gegen den Klein ſchen Vorſchlag eines ſtaatlichen Preis⸗ 
richteramtes ſpricht; daß nämlich dadurch Beſtrebungen unter⸗ 
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drückt werden könnten, die heute in viel wirkungsvollerer 
Weiſe und in der Regel auch durch größere Sachkenntnis 
unterſtützt, eine ausbeutende Preispolitik der Kartelle einzu⸗ 
ſchränken ſuchen: nämlich die Vereinigungen der Abnehmer 
kartellierter Waren. Wo dieſe Abnehmer ſelbſt wieder 
Fabrikanten ſind und ihrerſeits Syndikate ausgebildet haben, 
laſſen dieſe Syndikate ſich durchaus nicht alle Preiſe, die 
das Syndikat, welches ihnen die Halbſtoffe oder Rohſtoffe 
liefert, vorſchrieb, gefallen. 

Erſt vor kurzem hat auf der Hauptverſammlung deut⸗ 
ſcher Maſchinenbauanſtalten (März 1905) der Vorſitzende, 
Geheimrat Lueg⸗Düſſeldorf, auf die Wichtigkeit des Zus 
ſammenſchluſſes gerade im Hinblick auf die Rohſtoffverbände 
hingewieſen. Er ſagte: „Das Vorbild der großen Verbände 
weiſt darauf hin, daß zunächſt eine Gruppenbildung unter 
den Maſchinenfabrikanten mit gleichartiger Produktion an⸗ 
geſtrebt werden muß. Dadurch würde zugleich ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die Übermacht der Kohlen⸗ und Eiſenſyndikate 
geſchaffen.“ 

Auch in den weiteſten Kreiſen der einfachen Abnehmer 
bilden ſich ſolche Zuſammenſchlüſſe gegen die Kartelle heraus. 
Es wäre unter Umſtänden den Kartellen vielleicht nicht un⸗ 
lieb, wenn ſie derartigen Gegenſtrömungen gegenüber auf 
die ſtaatlich genehmigten Kartellpreiſe hinweiſen könnten. 
Die Konſumenten würden dabei wahrſcheinlich ſchlechter fahren, 
als ohne ſtaatliche Kontrolle. 

Die beſte Kritik ſeines Vorſchlags hat übrigens Klein 
ſelbſt geliefert durch die Bemerkung, die er auf dem Juriſten⸗ 
tage in Berlin 1902 machte 1°): 

„So hoch ich die Vervollkommnungsfähigkeit des menſch⸗ 
lichen Geiſtes anſchlage, ſei es welcher Zuſammenſetzung 
immer, kann ich mir nicht vorſtellen, daß wir es ihm mit 
Beruhigung anheimgeben können, auf das Riſiko anderer 
in das Getriebe des Marktes, in die Bedingungen von Pro⸗ 


19) V. J. S. 304. Berlin 1902. 
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duktion und Abſatz, in die Geſchäfts⸗ und Preispolitik der 
Induſtrie ausſchlaggebend, mit einer die einzelnen Produ⸗ 
zenten bindenden Autorität, einzugreifen.“ Allerdings hat 
dann auf dieſer ſelben Verſammlung bereits Klein ſeinen 
Vorſchlag einer ſtaatlichen Preiskommiſſion gemacht mit den 
Worten ?): | 

„Wo eine abnorme Preisgeſtaltung als Rückwirkung 
der Preispolitik des Kartells ſich ſo allgemein fühlbar 
macht, daß ſich größere Kreiſe von Konſumenten oder Pro⸗ 
duzenten dagegen aufzulehnen bemüßigt ſehen, findet auf 
Antrag einer Gemeindevertretung, der Repräſentanten einer 
Produzentengruppe, mit einem Wort jedenfalls nur auf 
Antrag einer körperſchaftlichen Intereſſenvertretung höherer 
Ordnung eine Unterſuchung der Preisfrage durch eine nicht 
zu große, gemiſchte ſtaatliche Kommiſſion ftatt. . .. Dem 
Kartell müßte auf jede Weiſe Gelegenheit gegeben werden, 
ſeine Preispolitik zu rechtfertigen und zu verteidigen. Darauf⸗ 
hin hätte die Kommiſſion über die Beratung der Kartellpreiſe 
zu entſcheiden und zwar nicht nach juriſtiſchen oder wirt⸗ 
ſchaftstheoretiſchen Kriterien, ſondern vom geſchäftlichen Stand⸗ 
punkt und vom Standpunkt der öffentlichen Gemeinintereſſen, 
von denen natürlich die Intereſſen des kartellierten Produk⸗ 
tionszweiges ſelbſt ein Stück ſind.“ 


3. Zur Preispolitik der Kartelle auf Grund der Ergebniſſe 
der Kartellenquete. 


Iſt aber wirklich die Preispolitik der Kartelle eine der⸗ 
artige geweſen, daß ſie Anlaß zu einem ſolch weitgehenden 
Eingreifen der Staatsgewalt gibt? Prüft man dieſe Frage 
auf Grund des vorhandenen Materials und namentlich auf 
Grund der Kartellenquete, ſo ſcheint das Urteil berechtigt, 
daß die bisherige Preispolitik der Kartelle zu ſolchem geſetz⸗ 
geberiſchen Vorgehen noch nicht Anlaß geboten hat: zugeben 


20) Ebenda S. 314. 
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muß man freilich, daß in einzelnen Fällen die Kartelle ihre 
mehr oder minder monopoliſtiſche Stellung ſehr zu Ungunſten 
ihrer Abnehmer ausgenutzt haben, aber immer handelt es 
ſich doch nur um einzelne Fälle, die teilweiſe auch der noch 
unvollkommenen Organiſation der Kartelle zugeſchrieben wer⸗ 
den müſſen, teilweiſe in fortſchreitendem Maße durch Ab⸗ 
wehrmaßregeln der beteiligten Kreiſe ſelbſt vermindert werden 
können. | 

Im großen und ganzen wird man jagen müſſen, daß 
in den beteiligten Induſtriezweigen die Preisbildung vor 
Errichtung der Kartelle eine ſprunghaftere war und für viele 
Abnehmerkreiſe unvorteilhafter als der jetzige Modus. Doch 
ſoweit Schäden hier vorhanden ſind, können ſie, wenn ſie nicht 
durch Selbſthilfe der Beteiligten eliminiert werden, nur durch 
Staatshilfe beſeitigt werden, die aber ganz anderer Art iſt, 
als die ſtaatliche Fixierung von Maximalpreiſen. Der Staat 
müßte dann das Odium dieſer Preisfeſtſetzung auf ſich nehmen 
und ihm würden dann alle die Vorwürfe zu teil werden, die 
jetzt in der Offentlichkeit gegen die Leiter der Kartelle laut 
werden. 

Ich will auf Grund einzelner Beiſpiele aus dem großen 
Material, welches die Kartellenquete bietet, zu zeigen ver⸗ 
ſuchen, einmal wie verwickelt und ſchwierig die Preisfeſt⸗ 
ſetzung in ſolchen Verbänden überhaupt iſt und des weiteren, 
daß von einer allgemein wucheriſchen Preisnormierung in 
keiner Weiſe die Rede ſein kann. 

Bekannt dürfte es ſein, daß die Preispolitik des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats eine maßvolle war. 
Die durch den ungeheuren Aufſchwung der deutſchen In⸗ 
duſtrie Ende der 90er Jahre hervorgerufene Nachfrage nach 
Kohlen hat das Syndikat nicht durch Fixierung abnorm hoher 
Preiſe ausgenutzt, ſo daß man mit Recht bemerkt hat, daß 
infolge der Tätigkeit des Kohlenſyndikats nur Kohlenknappheit, 
aber keine eigentliche Kohlennot eingetreten war. Jedenfalls 
waren die Preiſe außerhalb des Syndikats in Deutſchland 
und im Ausland höher als die Kartellpreiſe. 
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Der Kohlengroßhändler Fulda⸗Frankfurt a. M.?) ſagte 
aus: „Ich möchte dagegen feſtſtellen und mit Nachdruck betonen, 
daß tatſächlich in der ganzen Welt im Jahre 1900 die Preiſe 
des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats weitaus die nie⸗ 
drigſten waren; daß ſowohl an der Ruhr von Nichtſyndikat⸗ 
zechen als auch an der Saar, wie wir vorhin gehört haben, 
und ebenſo in Schleſien, ſowie in Belgien als auch in Eng⸗ 
land bedeutend höhere Preiſe gefordert wurden.“ 

Es wurde weiter in dieſen Verhandlungen feſtgeſtellt? ), 
daß im Jahre 1898 die belgiſchen Staatsbahnen für ihre 
Kohlen Fr. 11.50, im Jahre 1900 Fr. 22.50 gezahlt haben. 
In Cardiff ſtanden im September 1898 die Kohlen auf 
16 Sh. und ſtiegen zu Ende 1900 auf 30—35 Sh. Zu 
derſelben Zeit erhöhten ſich die Kohlenpreiſe in Rheinland⸗ 
Weſtfalen um 2½ —3 Mark. 

Nach den Mitteilungen des Referenten Regierungsrat 
Dr. Völcker betrugen die Richtpreiſe für die Fettförder: 
kohlen im Geſchäftsjahr 


1893/94 7.00 Mark 
1894/0). 7.50 „ 
189697 . . . . 8.30 „ 
1899/1900 . . . 910 „ 
1901/01 . . . 10.10 „ 


Daß vor der Errichtung des Syndikats viel ſchlimmere 
Preisſteigerungen ſtattgefunden hatten, beſtätigte der vorhin 
erwähnte Kohlengroßhändler Fulda durch die Mitteilung, 
daß während des freien Wettbewerbs der einzelnen Zechen 
von 1889 auf 1890 eine Preisſteigerung ſtattgefunden hatte, 
die bei einzelnen Kohlenſorten 100 %, bei Koks faſt 200% 
betragen hatten, ebenſo raſch ſeien die Preiſe wieder ge⸗ 
ſunken. Erſt das Kohlenſyndikat habe ſtabilere Preiſe her⸗ 
beigeführt 25). | | 


21) K. V. I S. 96. 
22) K. V. I S. 119. 
23) K. V. I S. 218. 
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Kommerzienrat Goecke⸗Montwy bei Inowrazlaw be: 
richtet ähnliches. Er ſagte: „Damals in den Siebzigerjahren 
war das Vorgehen ein überſtürztes, einfach verrücktes; die 
Preiſe ſtiegen von 5 Talern zu 5 Talern. Ich habe Kohlen 
angekauft zu 20 Talern, 8 Tage ſpäter wurden ſie mit 
25 Talern bewertet und kaum hatte man einen Brief ge⸗ 
ſchrieben, ſtanden fie ſchon auf 30 Talern ?). 

Auch über die Preisbildung der Koks läßt ſich ähnliches 
ſagen. Regierungsrat Dr. Völcker berichtet über das Weſt⸗ 
fäliſche Koksſyndikat ?°) : 

„In den letzten 10 Jahren vor Gründung des Syndi⸗ 
kats waren die Preiſe für Hochofenkoks außerordentlich großen 
Schwankungen unterworfen. Der höchſte Preis betrug im 
Jahre 1890, und zwar zu Anfang des Jahres 26 M. und 
der geringſte Preis Ende des Jahres 1886 5.60 M. Im 
Jahre 1880 ſtand der Kokspreis zu Anfang des Jahres auf 
9.60 M. Im Jahre 1883 waren Schwankungen von 8.20 M. 
bis 12.50 M. zu verzeichnen.“ 

Wenn die Syndikate die guten Konjunkturen nicht bis 
zur äußerſten Möglichkeit ausnutzen, ſo gehen ſie andererſeits 
auch nicht dem Rückgang der Konjunktur entſprechend mit 
den Preiſen herunter und dies hat bei zahlreichen Abnehmern, 
beſonders wenn ſie durch langfriſtige Verträge an dieſe 
Preiſe gebunden waren, ſehr viel Unwillen erregt. 

Kommerzienrat Stahl» Bredow?) teilt uns über feine 
Erfahrungen, die er mit der oberſchleſiſchen Kohlenkonvention 
gemacht hat, folgendes mit: 

„Zuzugeben iſt, daß bei der Kohlenkonvention bezüglich 
der Preiſe eine große Mäßigung obgewaltet hat, während der 
ganzen Hauſſeperiode und zwar bis zu dem Zeitpunkte, wo 
der Rückſchlag in unſeren Verhältniſſen eintrat. Mit Bezug 
hierauf haben verſchiedene Vorredner bereits betont, daß es 


24) K. V. I S. 364. 
25) K. V. III S. 635. 
26) K. V. II S. 471. 
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ſeitens der Kohlenkonvention nicht richtig war, noch mit einer 
Preiserhöhung für Kohlen vorzugehen, nachdem die rückläufige 
Bewegung in unſerer Induſtrie bereits in vollem Gange 
war. Ich muß es auch als eine unglückliche Entſchließung 
bezeichnen, daß ſich die Kohlenkonvention noch im Jahre 1901 
veranlaßt geſehen hat, die Preiſe um die bekannten 7 Pfg. 
weiter zu erhöhen (erſt um 5 Pfg. und dann noch um 2 Pfg.), 
während ſchon eine ſtarke allgemeine Depreſſion eingetreten 
war. Das war eine Entſchließung, die nicht zu rechtfer⸗ 
tigen iſt.“ 

Eine ähnliche Klage über das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Kohlenſyndikat führt Kommerzienrat Klaus: Berlin?). Er 
bemerkt: 

„Nicht nur wurden die Preiſe nicht ermäßigt gegen⸗ 
über der Abſchlußperiode vom 1. April 1900 bis zum 1. April 
1901, ſondern am 1. April 1901 wurde trotz des Dar⸗ 
niederliegens der Exportinduſtrie der Preis für einige Kohlen⸗ 
marken noch weiter erhöht. Dies hat weite Kreiſe der Ver⸗ 
feinerungsinduſtrie erbittert, und wenn vielfach erklärt worden 
iſt, daß das Syndikat ſich in Abnehmerkreiſen weitgehender 
Zuſtimmung erfreut, ſo muß das doch für die Verfeine⸗ 
rungs⸗ und Exportinduſtrie eingeſchränkt werden.“ 

Trotz dieſer Klagen über das Feſthalten an den hohen 
Preiſen, auch lange Zeit nachdem eine rückläufige Konjunktur 
eingetreten war, lauteten im übrigen die Urteile faſt aller 
Abnehmerkreiſe über die allgemeine Preispolitik des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats günſtig, z. B. der Vertreter der 
Roheiſeninduſtrie, der Walzwerke, der Kleineiſeninduſtrie, der 
Maſchineninduſtrie, der Rhedereien, der ſtädtiſchen Verwal⸗ 
tungen ꝛc. Übereinſtimmend waren ſie in ihrem Urteil, daß 
ihnen der jetzige Zuſtand angenehmer ſei, als die Zeit vor 
dem Kartell. In dieſem Sinne ſprach ſich auch der Ver⸗ 
treter von kleinen Konſumentenvereinigungen aus, Dr. Stein⸗ 


27) K. V. II S. 458, 459. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 26 


399 Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 


Frankfurt a. M. In der Gegend von Frankfurt, in Heſſen⸗ 
Naſſau und im Großherzogtum Heſſen gibt es eine große 
Anzahl von kleineren Kohlenkaſſen und Konſumvereinen, die 
Kohlen für ihre Mitglieder beziehen. Dieſe Kaſſen hatten 
ſich im Jahre 1900 zu einer Kohleneinkaufsgeſellſchaft zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, als deren Vertreter Dr. Stein bei den 
Verhandlungen berichtete: 

„Vom Standpunkte des Nationalökonomen, aber auch 
vom Standpunkt unſerer Geſellſchaft und der einzelnen Kaſſen 
halte ich die Wirkung des Kohlenſyndikats auf dem Kohlen⸗ 
markt ſür günſtig, ſo weit es die wilde Spekulation, wenn 
auch nicht beſeitigt, ſo doch eingeſchränkt hat. Bei voll⸗ 
ſtändig ungeregelten und unüberſichtlichen Marktverhältniſſen 
konnten die Kohlenkaſſen den Wettbewerb mit den ſich rück⸗ 
ſichtslos befehdenden Händlern nicht aufnehmen. Die Kaſſen 
dürfen und können nicht ſpekulieren, für ihr Gedeihen iſt 
deshalb das Beſtehen einer gewiſſen Untergrenze des Preiſes, 
die in dem Syndikatpreiſe gegeben wird, und die während der 
Dauer des Abſchluſſes keiner Wandlung unterliegt, günſtig, 
ja notwendig?“). 

Wie ſehr Outſiders es verſtehen, überall da, wo die 
Kartelle nicht durch eine natürliche Monopoliſierung eine mo⸗ 
nopoliſtiſche Beherrſchung des Preiſes auszuüben vermögen, 
die Preisnormierung der Kartelle nach oben hin zu begrenzen, 
iſt ebenfalls bei den Verhandlungen wiederholt zur Sprache 
gekommen. 

Dieſer Einfluß trat z. B. beſonders ſtark im Druckpapier⸗ 
ſyndikat hervor, in welchem allerdings nur 70 ¾ der ge: 
ſamten Produktion vereinigt ſind. Der Fabrikbeſitzer Leon⸗ 
hardt⸗Croſſen a. M. bemerkt darüber: „Eine Kammgarn⸗ 
ſpinnerei kann nicht ohne weiteres Baumwolle ſpinnen, aber 
eine Feinpapierfabrik oder Packpapierfabrik kann ſofort zur 
Druckpapierfabrikation übergehen, wenn die Preiſe für Druck⸗ 
papier entſprechend hohe ſind. Mithin können wir mit einer 


28) K.V. II S. 212. 
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vollſtändigen Aufſaugung der Außenſeiter überhaupt nicht 
rechnen.“ | | | 

Der Druck, der von den Outſiders ausgeht, wird auch 
von den Abnehmern des Druckpapierſyndikats beſtätigt, die 
ſich durch das Syndikat geſchädigt fühlen; ſo äußert 
Dr. Saene de: Hannover?“): 

„Ja, meine Herren, da wir hier eine Verhandlung über 
das Syndikat und über die Wirkungen der Kartelle haben, 
ſo glaube ich, daß man bei der Gelegenheit auch darauf hin⸗ 
weiſen muß, damit es nicht ſo ausſieht, als wenn die Kartelle 
gar nicht die Abſicht hätten, die Preiſe zu erhöhen, daß das 
Syndikat allerdings vorläufig deshalb nicht dazu in der Lage 
iſt, weil es eben noch eine ganze Menge Outſiderfabriken 
gibt. Meine Herren, das iſt eine rein äußerliche Unmöglichkeit, 
welche das Syndikat heute verhindert, eine Preiserhöhung 
durchzudrücken; es iſt nicht etwa eine beabſichtigte Preis⸗ 
politik, um die Preiſe zu erniedrigen, ſondern die abſolut 
bare Unmöglichkeit durch den Umſtand des Vorhandenſeins 
noch nicht ſyndizierter Fabriken, die es bis jetzt verhindert 
hat, daß die Preiſe in die Höhe geſetzt werden.“ 

Im Hinblick auf die Bemerkung Kleins, daß in den 
deutſchen Kartellen eine müheloſe Beſteuerungspolitik aus⸗ 
geübt würde, daß ſie im Gegenſatz zu den amerikaniſchen 
Truſts nicht auf eine Beſſerung der Technik hinwirkten, möchte 
ich über die Beziehung zwiſchen Kartell und Qualität der 
Produktion folgendes bemerken: Wenn oft geäußert wird, 
daß die Qualität der Kartellprodukte durch die Kartellpolitik 
verſchlechtert würde, weil die einzelnen Produzenten die 
Sicherheit hätten, die Kartellpreiſe zu erhalten und ſich des⸗ 
halb um die Güte ihrer Produkte nicht ſo kümmerten, wie 
unter der Herrſchaft der freien Konkurrenz, ſo iſt doch dieſes 
Urteil zu weitgehend. In einzelnen Fällen — ich werde 
gleich ein Beiſpiel anführen — iſt eine ſolche Einwirkung 
zu beobachten, aber in der großen Mehrzahl der Kartelle iſt 


29) K. B. IV S. 48. 


394 Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 


ein derartiger Einfluß nicht zu konſtatieren. Manche Kartelle 
haben ſogar umgekehrt eine Verbeſſerung der Qualität der 
Produkte bewirkt. Der ſchon erwähnte Kohlengroßhändler 
Fulda äußerte über das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat 
folgendes 5°): „Das Syndikat wacht ſehr ſcharf darüber, daß 
die Zechen tatſächlich das liefern, was verkauft iſt. Es ſind 
meines Wiſſens in den Ruhrhäfen eine Reihe von Beamten 
des Syndikats fortgeſetzt tätig, um beanſtandete Waggons zu 
beſichtigen und dafür zu ſorgen, daß berechtigte Beanſtandungen 
in vollem Umfange wieder gut gemacht werden. Es geht 
ſogar, wie mir bekannt, ſo weit, daß Vertreter des Syndikats 
bis tief nach Süddeutſchland Reiſen unternehmen, um bei 
fortdauernden Qualitätsdifferenzen für Abhilfe zu ſorgen.“ 

Umgekehrt waren allerdings die Klagen über ſchlechte 
Qualität bei dem Koksſyndikat ſehr allgemein. So äußerte 
Kommerzienrat Schieß⸗Düſſeldorf 51): „Daß wir heute nicht 
immer den guten Koks bekommen wie früher, mag zum großen 
Teil daran liegen, daß der freie Wettbewerb nicht mehr vor⸗ 
handen iſt, und daß der Verrechnungspreis für allen Koks 
derſelbe iſt, während beim Kohlenſyndikat, von dem ich ſchon 
im Februar geſagt habe, daß meiner Meinung nach die 
Kohlen unter dem Kohlenſyndikat beſſer geworden ſind, dies 
nicht der Fall iſt, ſondern Kohlenwerke je nach der Qualität 
der Ware, die ſie liefern, auch ihre Verrechnungspreiſe ge⸗ 
ſtellt bekommen. Darin liegt natürlich ſchon ein Druck auf 
das Werk. Die Qualität des Koks wird ja heute allgemein 
getadelt, und ich glaube allerdings, daß vielleicht auch ein 
Grund dafür in der Hochflut, in der wir in den letzten 
Jahren gelebt haben, zu ſuchen iſt. Aber ich komme doch 
wieder darauf zurück, daß wenn den einzelnen Werken der 
gleiche Verrechnungspreis gegeben wird, ſie eigentlich nicht 
mehr ein großes Intereſſe daran haben, eine beſſere Koks⸗ 
qualität zu liefern.“ 


30) K. V. I S. 269. 
31) K. V. III S. 717. 
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Dieſe Mißſtände wurden auch von der Leitung des 
Kartells ſelbſt zugegeben und eine Beſſerung dieſer Zuſtände 
in Ausſicht geſtellt, z. B. von Direktor Simmersbach⸗ 
Bochum); er jagt: „Die Herren von der Eiſeninduſtrie 
haben recht, wenn ſie ſagen, daß in flotten Jahren bei ein⸗ 
zelnen Zechen und Kokereien die Qualität oftmals in un⸗ 
verantwortlicher Weiſe nachläßt. Das haben wir alles in dem 
Aufſichtsrate vorgelegt, aber es iſt außerordentlich ſchwer, 
eine Differenzierung vorzunehmen, wenn man nicht vorher 
ganz beſtimmte Vorbereitungen getroffen hat, und dieſe Vor⸗ 
bereitungen laſſen ſich nicht von heute auf morgen treffen. 
Seien Sie überzeugt, meine Herren, daß wir in dieſer Be⸗ 
ziehung den lebhafteſten Wunſch und das ernſteſte Bemühen 
haben, auch dieſen Klagen gegenüber, die von ſeiten der 
großen und kleinen Abnehmer an uns gerichtet worden ſind, 
Abhilfe zu ſchaffen.“ 

Daß übrigens auch die Kartelle unter Umſtänden es in 
der Hand haben, durch ihre Vertragsbeſtimmungen direkt einen 
Einfluß auf die Qualität der Produkte ihrer Mitglieder zu 
bewirken, möge z. B. aus einigen Beſtimmungen des Druck⸗ 
papierſyndikats entnommen werden. Das Druckpapierſyndikat 
ſetzt ſogenannte Überpreiſe feſt, und zwar find dieſe Überpreife 
Preiſe, welche eine Firma innerhalb der Grenzen ihrer Liefe⸗ 
rungsberechtigung und Lieferungsverpflichtung für beſonders 
gute Qualitäten, für abnorme Formate und für un⸗ 
günſtiges Gewicht verlangen kann. Vorausſetzung iſt natür⸗ 
lich, daß es dem Syndikat möglich war, für dieſe Qualitäten 
höhere Preiſe zu erzielen. Außer den Überpreiſen gibt es 
auch noch Unterpreiſe; dieſe entſtehen für den Fall, daß es 
der Verkaufsſtelle nicht gelingt, die Erzeugniſſe eines Geſell⸗ 
ſchafters zu den normalen Preiſen zu verkaufen, weil das 
Papier in ſeiner Qualität oder Aufmachung den An⸗ 
forderungen an ein marktfähiges Papier nicht entipricht 3°). 


32) K. V. III S. 720. 
33) K. V. V S. 89. 
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Im Kartell der vereinigten Emaillierwerke verpflichten 
ſich die Mitglieder für die Folgen einer etwaigen Verſchlech⸗ 
terung der bisher von ihnen gelieferten Qualität aufzukommen. 
Wenn daher andauernd Klagen über verſchlechterte Qualität 
eines der Mitglieder ſeitens der Kundſchaft laut werden und 
ſich als gerechtfertigt erweiſen ſollten, ſo iſt dem betreffenden 
Mitglied von der Verkaufsſtelle aufzugeben, in einer be⸗ 
ſtimmten Zeit für Abhilfe der gerügten Mängel Sorge zu 
tragen. Geſchieht dies nicht, ſo iſt die Verkaufsſtelle be⸗ 
rechtigt, unter Zuſtimmung ihres Aufſichtsrats die Lieferung 
des betreffenden Mitglieds bis zu 10 ¾ niedriger zu ver⸗ 
kaufen, welchen Ausfall das betreffende Mitglied zu tra⸗ 
gen hat. 

Ich betonte oben bereits, daß die Preispolitik der Kar⸗ 
telle inſofern ſo ſchwierig ſei, weil je nach der Größe des 
Betriebes ſehr verſchiedene Produktionskoſten beſtünden. Daher 
ſind die Grundlagen der Preisbemeſſung ſehr ſchwer zu be⸗ 
ſtimmen und ich ſuchte auch zu zeigen, wie dieſe Schwierigkeiten 
für eine ſtaatliche Inſtitution noch viel größere wären. Die 
einzelnen Kartelle haben in der Regel bei ihrer Preisfixierung 
mit den Wünſchen der leiſtungsſchwächeren Betriebe zu 
kämpfen, die bei höheren Produktionskoſten auch auf höhere 
Preiſe dringen und es iſt eine der ſchwierigſten Aufgaben 
für die Kartellleitung, dieſen Anſprüchen einigermaßen ge⸗ 
recht zu werden, ohne doch eine übermäßig hohe Preisfeſt⸗ 
ſetzung vornehmen zu müſſen. Inſofern kann man ſagen, 
daß die Kartelle gezwungen ſind, gewiſſermaßen „Mittel⸗ 
ſtandspolitik“ zu treiben und es iſt eine wichtige Aufgabe 
für die Kartelle, in Zukunft dafür zu ſorgen, daß mit dieſer 
Rückſicht auf kleinere und ſchwächere Betriebe im Intereſſe 
der Konſumenten nicht zu weit gegangen wird. Wenn auch 
durch die Kartelle der Sieg der großen Betriebe in einzelnen 
Branchen hierdurch nicht verhindert wird, ſo wird doch zweifel⸗ 
los die Exiſtenz kleiner und mittlerer Betriebe längere Zeit 
aufrecht erhalten, als dies ohne Beſtehen des Kartells mög⸗ 
lich wäre. 
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Dieſe Praxis der Kartelle ſteht allerdings im direkten 
Widerſpruch zu dem Vorgehen des Kohlenſyndikats, welches 
in jüngſter Zeit beſonders die Aufmerkſamkeit der Offentlich⸗ 
keit erregt hat, nämlich des Stilllegens der Kohlenzechen, 
wo alſo gerade von ſeiten des Kartells kleine Betriebe aus⸗ 
geſchaltet wurden. Doch find hierfür einmal die beſonderen 
Verhältniſſe des Bergbaues und außerdem die beſondere Art 
des letzten Syndikatsvertrages maßgebend geweſen. Ich will 
noch bemerken, daß auch vor dem Beſtehen des Kohlenſyndi⸗ 
kats kleine, unrentable Kohlenwerke ſtillgelegt wurden. Daß 
dies in erhöhtem Maße unter der Herrſchaft des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats geſchehen iſt, hängt, wie er⸗ 
wähnt, mit dem neuen Syndikatsvertrage zuſammen. Durch 
die vom Syndikate beſchloſſene Einſchränkung der Produktion 
wurden die Beſitzer von Werken mit großem fixen Kapital 
ſehr geſchädigt. „Unter der Herrſchaft des früheren Syndi⸗ 
katsvertrages war es ſolchen kapitalkräftigen Bergwerksunter⸗ 
nehmungen möglich, durch Übernahme neuer Schächte ſich 
größere Beteiligungsziffern zu ſichern, denn man hatte das 
Prinzip aufgeſtellt, daß jedem neuen Förderſchachte eine 
Menge von 120 000 Tonnen als zuläſſige Produktion über⸗ 
wieſen wurde. Das fiel im neuen Syndikatsvertrage weg 
und man ſuchte nun nach einem anderen, in Einzelfällen ſchon 
früher eingeſchlagenen Auswege. Den größeren Bergwerks⸗ 
geſellſchaften war und iſt auch in dem neuen Vertrage zu⸗ 
geſtanden, alle ihnen gehörenden Einzelſchächte als ein Ganzes 
zu betrachten und die Förderung der ihnen zugebilligten Be⸗ 
teiligungsquoten am Geſamtabſatz beliebig auf die verſchie⸗ 
denen Betriebsanlagen zu verteilen. Es lag daher nahe, daß 
ſie ſich bemühten, kleinere, wenig oder gar nicht proſperierende 
Gruben anzukaufen, um deren Förderziffer für ſich auszunutzen 
und deren ſeitherige Produktion auf ihren großen und leiſtungs⸗ 
fähigen Anlagen mit entſprechendem Nutzen zu fördern. 

So ſind eine ganze Anzahl kleinerer Gruben, die meiſt 
minder begüterten Gewerken gehörten, in die Hände größerer 
Geſellſchaften gelangt, die entweder den Betrieb ſofort ein⸗ 
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geſtellt haben oder dies doch in abſehbarer Zeit zu tun ge⸗ 
denken“ ?“). Bekanntlich will die preußiſche Regierung durch 
eine Anderung des Berggeſetzes dieſem Vorgehen des Syndi⸗ 
kats entgegentreten. 

Im Gegenſatze zu dieſem Falle haben aber ſonſt in der 
Regel gerade umgekehrt die Kartelle den kleinen Betrieben 
Konzeſſionen machen müſſen. Darüber berichtet z. B. Direktor 
Reuther⸗ Berlin“): „Schon bei der erſten Feſtſetzung der 
Verkaufspreiſe gingen die Meinungen weit auseinander. Die 
kleinen Fabrikanten glaubten die hohen Preiſe durchhalten 
zu können. Sie ſind, genau wie andere Kleininduſtrielle, 
die auch im Gebirge vom Weltmarkt abgeſchnitten wohnen, 
ſtets geneigt, bei ſteigenden Preiſen die höchſten zu fordern; 
ebenſo ſchnell laſſen ſie den Mut ſinken, wenn die Konjunktur 
auf ſie drückt, wenn plötzlich in ihrer kleinen Fabrik eine 
Mindererzeugung vorliegt. Dann wiſſen ſie wieder nicht, 
wie billig ſie ihre Ware verſchleudern ſollen. Solche Ele⸗ 
mente haben wir natürlich auch unter uns, und da die Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung als ſolche, wenn auch nicht auf den 
Verkaufspreis direkt, ſo doch auf die beſtimmenden Faktoren 
einen Einfluß hat, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß auch in 
unſerem Aufſichtsrat, genau ſo wie bei den Zechenbeſitzern 
in ihren Korporationen, zwei Strömungen vorhanden ſind: 
die einen haben das Beſtreben, möglichſt viel aus der Kon⸗ 
junktur herauszuholen, ſie ſind wenig weitſichtig, die größeren 
Fabrikanten dagegen, die mit ihrer großen Produktion im Welt⸗ 
markt ſtehen und genau wiſſen, wie der Pulsſchlag geht im 
Handel und Wandel, die ſind weitſichtiger und haben das 
Beſtreben, mäßigere Preiſe feſtzuſetzen.“ 

Sehr häufig kommt gerade wegen des Widerſtandes der 
kleinen Betriebe ein Kartell überhaupt nicht zu ſtande. Der 


% 


34) Deutſche Wirtſchaſtszeitung S. 263: Der Geſetzentwurf, betreffend 
Abänderung der SS 65, 156— 162, 207 a des allgemeinen Berg: 
geſetzes vom 24. Juni 1865. 

35) K. V. IV S. 75. 
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Stabeiſenverband der Süddeutſchen Werke iſt gerade durch 
die kleinen Betriebe zu Grunde gegangen. Generaldirektor 
Zilliken-Neunkirchen ?“) teilt darüber mit: 

„Ich bin eine lange Reihe von Jahren Vorſitzender des 
Stabeiſenverbandes der Süddeutſchen Werke geweſen, wir 
haben dieſen Verband, der zuletzt noch aus neun Werken be⸗ 
ſtand, im vorigen Jahre zu Grabe tragen müſſen, weil un⸗ 
gefähr fünfzig Werke außerhalb ſtanden, und weil wir da 
alſo einen vergeblichen Kampf kämpften. Meine vielfachen 
Bemühungen, eine Reihe von kleineren Werken zu veran⸗ 
laſſen, ſich unſerem Verbande anzuſchließen, ſcheiterten ledig⸗ 
lich an den ganz ungeheuerlichen Forderungen, die dieſe 
Werke geſtellt haben, und das Hauptmoment, welches ſich 
durch alle dieſe Verhandlungen wie ein roter Faden hindurch⸗ 
zieht, iſt das Mißtrauen, welches die kleinen Werke den großen 
Werken gegenüber empfinden, ſich dem Stabeiſenverbande 
anzuſchließen. Es iſt immer dasſelbe: wenn wir uns mit 
euch großen Werken zuſammenſchließen, ſtehen wir einer 
großen Majorität gegenüber, und wir befürchten, daß ihr 
großen Leute zu billige Preiſe macht u. ſ. w. Sie ſind alſo 
durch und durch von Mißtrauen erfüllt und wollen ſich uns 
nicht anſchließen.“ 

Auch das Umgekehrte kommt vor, daß infolge der Weige⸗ 
rung der großen Betriebe, die kleinen in das Syndikat 
aufzunehmen, das Kartell ſcheitert. Aus dieſem Grunde kam 
das Kartell der Gasglühlichtbrennerfabrikanten nicht zu ſtande. 
Ein Brief der Firma Hugo Schneider, Aktiengeſellſchaft, 
Leipzig, an den Vorſitzenden der Kommiſſion der Gasglüh⸗ 
lichtbrennerfabrikanten, lautet“): 

„Nach dem Vortrag, der uns ſoeben von einem unſerer 
Herren über die Lage der Gasglühlichtbrennerbranche in Be⸗ 
zug auf die ſchwebenden Syndikatsbeſtrebungen gehalten wurde, 
find wir zu der feſten Überzeugung gekommen, daß es geradezu 


36) K. V. VI S. 499. 
37) Teutſche Juriſtenzeitung Nr. 47 S. 407. 
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Selbſtmord bedeutet, wenn man durch Gründung eines Syndi⸗ 
kats in der beabſichtigten Weiſe alle kleinen Berliner und 
ſonſtigen Brennerfabriken in dasſelbe aufnimmt, und auf dieſe 
Weiſe denſelben neues Lebenselixier einflößen würde. Unter 
ſolchen Umſtänden halten wir die Zeit, ein Syndikat zu 
gründen, noch nicht für gekommen und müſſen es zu unſerem 
Bedauern definitiv ablehnen, uns zur Zeit an ſolchen Be⸗ 
ſtrebungen weiter zu beteiligen.“ 

Würde dem Staate die Aufgabe gegeben, in die Preis⸗ 
firierung einzugreifen, jo würde er vermutlich bei der heute 
herrſchenden Strömung zu Gunſten des Mittelſtandes die 
Preiſe für manche Kartelle höher fixieren als dies heute der 
Fall iſt. 

Was die Verhältniſſe der Inlands⸗ und Auslandspreiſe 
anlangt, ſo muß ich auf dies wichtige und ſchwierige Kapitel 
noch näher eingehen, wenn ich auf wirtſchaftspolitiſche Maß⸗ 
nahmen zu ſprechen komme, die gegenüber den Kartellen zu 
treffen ſind. 

An dieſer Stelle möchte ich nur hervorheben, daß auch 
hier eine neue Schwierigkeit für den Staat entſtehen würde, 
nach objektiv richtigem Maßſtab zu entſcheiden. Bekanntlich 
ſetzen die Kartelle die Auslandspreiſe häufig niedriger als 
die Inlandspreiſe feſt und zweifellos werden weite Inter⸗ 
eſſenkreiſe dadurch geſchädigt, wenn z. B. von den deutſchen 
Maſchinenfabrikanten für Roheiſen ein höherer Preis ver⸗ 
langt wird, als vom ausländiſchen Käufer für dasſelbe 
Eiſen. Hierdurch wird dem Maſchinenfabrikanten der Export 
von Maſchinen erſchwert und ſein Gewerbe geſchädigt. Wie 
weit ſie aber zu dieſen Differentialpreiſen durch die Lage 
des Weltmarktes gezwungen find, wie weit umgekehrt viel- 
leicht eine zu vermeidende Schädigung der inländiſchen Ab⸗ 
nehmer vorliegt, wie hoch daher eventuell die Inlandspreiſe 
über den Auslandspreiſen ſtehen dürfen, dafür eine feſte 
Preisgrenze anzugeben, dürfte der ſtaatlichen Kommiſſion 
ſehr ſchwer fallen. So weit hier Abhilfe notwendig iſt, muß 
ſie auf anderem Wege verſucht werden. Ich will übrigens 
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noch bemerken, daß auch vor der Errichtung von Kartellen 
vielfach eine Differenzierung von Inlands⸗ und Auslands⸗ 
preiſen ſtattfand. Auch hierüber finden ſich in den acht Bänden 
der Kartellenquete viele Angaben. Ich verweiſe nur z. B. 
auf die Mitteilung von Geheimrat Kirdorf⸗Gelſenkirchen ?“), 
der berichtet, daß infolge des Rückganges der Konjunktur in 
den Siebzigerjahren auch ſchon ein gewaltiges Preiswerfen 
nach dem Auslande und eine erhebliche Differenz zwiſchen 
den Auslands⸗ und Inlandspreiſen ſtattgefunden hatte, je 
nachdem die Marktlage des betreffenden Landes war, wohin 
man die Ausfuhr ſuchte. 

Aber zweifellos hat dieſe Differenzierungspolitik durch 
die Kartelle eine große Stärkung erfahren, denn dadurch, 
daß die Inlandspreiſe durch die Kartelle eine gewiſſe Feſti⸗ 
gung erhalten, können dann die Auslandspreiſe umſo elaſti⸗ 
fer nach den Konjunkturen herauf⸗ und heruntergeſetzt 
werden. Wie ſchwierig aber oft die Zwangslage iſt, aus 
welcher die Kartelle oder die einzelnen Induſtrien zu dieſen 
niedrigen Auslandspreiſen genötigt werden, dafür will ich 
nur eine Außerung des Generalſekretärs Stumpf⸗Osna⸗ 
brücke?) anführen: 

„Man ſpricht immer von dem billigen Verkauf nach dem 
Auslande im Zuſammenhang mit der Frage, ob das volks⸗ 
wirtſchaftlich recht ſei oder nicht. Da möchte ich doch darauf 
aufmerkſam machen, daß die Syndikate als ſolche mit dem 
billigen Verkauf nach dem Auslande notwendigerweiſe nichts 
zu tun haben. Ich weiß aus der Praxis, daß man auch 
aus eigener Entſcheidung des Einzelnen unter Umſtänden Ge⸗ 
ſchäfte nach dem Ausland macht, zu Preiſen, die unter den 
Selbſtkoſtenpreiſen des betreffenden Werkes liegen, nur um 
ſeinen Arbeitern Arbeit zu erhalten und den Betrieb — wenn 
auch unter ſchweren Opfern — vorübergehend nicht einſtellen 
zu müſſen, weil man die Hoffnung hegt, daß in abſehbarer 


38) K. V. VI S. 449. 
39) K. VB. V S. 224. 
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Zeit die Verhältniſſe ſich wieder beſſern können. Das iſt 
eine Erwägung, die in der Debatte noch mit keiner Silbe 
gewürdigt worden iſt. Man hat die bei ſolchen Geſchäften 
befolgte Preispolitik bemängelt und es gewiſſermaßen als 
einen Fehler hingeſtellt, daß man im Ausland nimmt, was 
man kriegen kann. Ja, meine Herren, ich meine, daß man 
im Auslande nicht mehr nehmen kann, als zu haben iſt, das 
iſt doch eine ganz natürliche Sache! Mir gegenüber ſitzt 
eine Anzahl von Vertretern unſerer bedeutendſten Hütten⸗ 
werke, die mir beſtätigen werden, daß, wenn große Werke 
ihre Arbeiter nicht brotlos machen und den Betrieb nicht 
vorübergehend ſtilllegen wollen, ſie mehr als einmal in die 
Lage kommen, mit ſich zu Rate zu gehen, ob ſie nicht ver⸗ 
ſtändigerweiſe ſelbſt mit Verluſten Geſchäfte nach dem Aus⸗ 
lande machen wollen, die ihren Betrieb eine Zeitlang be⸗ 
ſchäftigen!“ 


4. Das geltende deutſche Zivil⸗ und Strafrecht und die 
Kartelle. | 


So wenig ich auf Grund meiner bisherigen Ausfüh⸗ 
rungen mit dem zweiten Satz der Reſolution des letzten 
Juriſtentages: „er hält jedoch ſtaatliches Eingreifen gegen 
etwa übertriebene, wirtſchaftlich nicht gerechtfertigte Preis⸗ 
ſteigerungen für empfehlenswert“, mich einverſtanden erklären 
kann, ſo ſehr ſtimme ich andererſeits mit dem Abſ. 3 und 4 
überein: „Was die eigentliche Behandlung der Kartelle an⸗ 
langt, ſo hält der Juriſtentag die geſetzliche Anerkennung des 
rechtsgültigen Beſtandes der Kartelle für notwendig und iſt 
der Überzeugung, daß auch im Bereich des Kartelles Normen 
und Geiſt des herrſchenden Privatrechts uneingeſchränkt zur 
Herrſchaft kommen und jedermann hier den vollen und gleichen 
Schutz ſeiner Intereſſen und ſeiner Perſönlichkeit genießen 
muß, wie im übrigen Rechtsverkehr. 

Inwiefern zu dieſem Zwecke Anderungen oder Er⸗ 
gänzungen des geltenden Rechts erforderlich ſind, hat ſich 
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nach der Beſonderheit der einzelnen territorialen Rechts⸗ 
ordnungen zu beſtimmen.“ 

Was die Frage anlangt, ob die in Deutſchland gel⸗ 
tende Rechtsordnung genügenden Schutz gegen Kartellmiß⸗ 
bräuche bietet, oder ob eine Sondergeſetzgebung notwendig 
iſt, ſo ſcheint mir, daß das Deutſche Bürgerliche Geſetzbuch 
und das Reichsſtrafgeſetzbuch im Zuſammenhange mit dem 
Geſetz gegen unlauteren Wettbewerb vollkommen ausreichen⸗ 
den Schutz gegen alles das, was man Auswüchſe oder Miß⸗ 
bräuche der Kartelle nennt, bieten. Auch Klein ſcheint dieſe 
Anſicht zu teilen, denn trotz einzelner Bedenken, die er hat, 
gab er zu den Gutachten von Schneider und Dove, welche 
die Notwendigkeit einer Sondergeſetzgebung verneinen, ſeine 
Zuſtimmung. | 
Da die Kartelle als ſolche und in ihrer Allgemeinheit 
in keiner Weiſe als Einrichtungen aufgefaßt werden können, 
die gegen die „guten Sitten“ verſtoßen oder die ihrer Natur 
nach wucheriſch wären, ſo kann natürlich auch davon keine 
Rede ſein, daß man etwa allgemein Kartellverträge nach 
§ 138 B. GB. als ungültig erklärt. Man wird nach allen 
Erfahrungen, die bis jetzt über das Gebaren der Kartelle 
vorliegen, ſich auch hüten müſſen, bei Kartellverträgen bloß 
deshalb, weil ſie von Kartellen beſchloſſen ſind, einen beſonders 
ſtrengen Maßſtab anzulegen oder ihnen mit der Präſumtion 
gegenüber zu treten, daß ſie beſonders leicht wucheriſcher Art 
ſein könnten. Vielmehr wird der Richter im Einzelfalle ge⸗ 
nau zu prüfen haben, ob wirklich die Kriterien des Wuchers 
oder des Verſtoßes gegen die guten Sitten vorliegen, in der⸗ 
ſelben Weiſe, wie man dieſe Prüfung auch bei Verträgen 
von Einzelunternehmungen vornimmt. Der Zuſammen⸗ 
ſchluß zu einem Kartell braucht in keiner Weiſe auf die 
Abſicht hinzudeuten, monopoliſtiſche Preiſe zu erlangen oder 
eine Ausbeutung des Publikums möglich zu machen. Viel⸗ 
mehr ſind es häufig auch gerade eminent wichtige volks⸗ 
wirtſchaftliche Intereſſen, die in letzter Linie auch dem Konſu⸗ 
mentenpublikum zu gute kommen, die zur Bildung von 
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Kartellen führen. Auch die Einſchränkung der perſönlichen 
Freiheit, die zweifellos in den Bindungen liegt, welche die 
Kartelle ihren Mitgliedern und Abnehmern auferlegen, darf 
nicht dazu Anlaß geben, die Kartellverträge als Mißbräuche 
oder als gegen die guten Sitten verſtoßend, aufzufaſſen. 

Wie man heute ſchon darüber einig iſt, daß die Kartelle 
in keiner Weiſe gegen die Gewerbefreiheit der deutſchen Ge⸗ 
werbeordnung verſtoßen, ſo wird man ſie auch nicht als einen 
unerlaubten Eingriff in die perſönliche Handlungsfreiheit der 
einzelnen betrachten dürfen, denn ſolche Eingriffe kommen 
fortwährend auch von ſeiten einzelner Privatperſonen vor, 
und es iſt nicht einzuſehen, warum nicht auch die Kartelle 
in ihren Verträgen mit den Mitgliedern und Abnehmern 
unter Umſtänden auch ſehr rigoroſe Beſtimmungen aufnehmen 
ſollen, wenn ſie zur Erreichung des wirtſchaftlichen Zwecks, 
dem das Kartell dienen ſoll, notwendig ſind, und wenn dieſer 
Zweck ein guter iſt. 

Hier möchte ich einiges gegen die Ausführungen Stamm⸗ 
lers!) bemerken, die dieſer über die Frage der Kartelle ge- 
macht hat. Stammler meint zwar, daß „wir in den mono⸗ 
poliſierenden Kartellen in gewiſſen Zuſtänden einen gang⸗ 
baren Weg zu ſachlich gutem Zuſammenwirken haben“. Aber 
er meint andererſeits, daß Kartell und Ring auch wieder nur 
Ausflüſſe von privaten Entſchlüſſen ſeien: „es ſind Verbin⸗ 
dungen zu perſönlichen Zwecken; inſofern erſcheinen ſie ſelbſt 
der Gefahr ausgeſetzt, daß ſie Mittel eines Mißbrauches 
werden, ſei es für die in ihnen Verbundenen oder für den 
Verbrauchenden, dem nun nach ſubjektivem, willkürlichem 
Wollen die Güter vorenthalten werden.“ 

Stammler !) meint, daß jede einzelne Frage für ſich 
nach den Grundſätzen des Teilnehmens zu prüfen ſei: 

„Das einzelne Mitglied des Ringes darf nicht eine Bin⸗ 
dung eingegangen ſein, bei deren Durchführung es von der 

40) Rudolf Stammler, Die Lehre vom richtigen Recht S. 443 


Berlin 1902. 
41) Stammler a. a. O. S. 445— 446. 


Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 405 


eigenen Betätigung am wirtſchaftlichen Leben ausgeſchloſſen 
und dem bloßen Entſchließen von anderen preisgegeben wäre. 
Es muß noch weiterhin in der Lage ſein, in objektiver Weiſe 
ſeine Zwecke zu verfolgen und die Entſcheidung darüber 
nicht lediglich von einem oder mehreren anderen nach deren 
beliebigem Feſtſetzen zu empfangen. Das Gericht hat zu 
prüfen, inwiefern in dem Sinne der gegenſeitigen Verhaftung 
ein für beide Teile objektiv erwägendes Wollen liegt, oder 
aber die Bindung einen notwendigen Mißbrauch des einzelnen 
zu bloß ſubjektiv gültigen Strebungen des anderen Teiles 
in ihrem Inhalte führt. Denn ſoweit würde jener nach will⸗ 
kürlichem Ermeſſen eines andern von der ſozialen Betätigung 
ausgeſchloſſen, und darum der darauf gerichtete Vertrags⸗ 
inhalt — als ein Sonderwille, welcher der Idee des richtigen 
Rechtes widerſtreitet — nichtig ſein. 

Nicht minder aber kann ein ſolches unzuläſſiges Aus⸗ 
ſchließen von dritten rechtlich Verbundenen durch die Teil⸗ 
haber am Kartell geſchehen. Und dann würden auch aus 
dieſer Erwägung her Verträge für nichtig zu erachten ſein, 
die nicht mehr den Gedanken in ſich bergen, ein Mittel zu 
richtigem Zuſammenwirken zu ſein, welche vielmehr das Ziel 
in ihrem Inhalt tragen, eine Ausbeutung von Gemeinſchaftern 
nach willkürlichem Fordern der Ringgenoſſen zu ermöglichen. 

Man muß den Gemeinſchaftsgedanken ſchon ſehr bei 
ſich abgeſchwächt haben, um darüber in Zweifel zu kommen. 
Und doch iſt jede ihm widerſtreitende Annahme in innerem 
Widerſpruche befangen. Der einzelne für ſich und bloß als 
ſolcher genommen, iſt für die ſoziale Betrachtung überhaupt 
nichts. Er hat nicht nur alles von der Gemeinſchaft em⸗ 
pfangen, ſondern nimmt es weiter ſtändig von ihr an. Und 
derſelbe Rockfeller, welcher danach ſtrebte, den Petroleum⸗ 
handel allein in die Hände zu bekommen und alle Ver⸗ 
brauchenden nach ſeinem ſubjektiven Fordern zu behandeln: 
er konnte dieſen Plan gar nicht anfaſſen als dadurch, daß 
er ſie, die er für ſein perſönliches Begehren mißbrauchen 
wollte, zu ſeinem Schutze aufrief. Denn er als Individuum 
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— mit ſeinen zwei Fäuſten — kam gar nicht in Betracht, 
ſondern er als Gemeinſchafter. Ohne die Gemeinſchaft und 
ihre Zubilligung hätte er kein Eigentum und keine Vertrags⸗ 
rechte, die er nun beide, bloß ſubjektiv wollend, zum Nach⸗ 
teile jener ausnutzen möchte. Würde aber jeder dieſes tun, 
ſo wäre wieder keine Gemeinſchaft möglich, und keine von 
ihr verliehenen Rechte. So ruft er zu gleicher Zeit die Ge⸗ 
meinſchaft an — und will ſich ſeinerſeits doch nicht derartig 
verhalten, wie der Gemeinſchaftsgedanke es fordert.“ 

Mir ſcheint, daß Stammler ein zu großes Gewicht 
auf die formale Abhängigkeit der Kartellabnehmer legt; eine 
ſolche Abhängigkeit kann ſehr weitgehend und doch wirtſchaft⸗ 
lich gerechtfertigt ſein und daher darf auch trotz eines viel⸗ 
leicht ſehr harten Druckes, unter dem das einzelne Mitglied 
oder der einzelne Abnehmer von ſeiten des Kartells ſteht, 
der betreffende Vertrag noch nicht als ungültig erklärt werden. 
Die Zwiſchenhändler haben durch einzelne Kartelle tatſächlich 
ihre frühere Unabhängigkeit ſo gut wie ganz eingebüßt; über 
Höhe des Verkaufspreiſes und Art und Weiſe des Verkaufes, 
ſowie über viele andere derartige Dinge werden ihnen von 
einzelnen Kartellen genaue Vorſchriften gemacht, ſo daß ſie 
ihre Eigenſchaft als ſelbſtändige Kaufleute faſt ganz verloren 
haben und vielfach nur noch die Beauftragten des Kartelles 
ſind. Aber wenn durch dieſe veränderte Stellung der ein⸗ 
zelnen Zwiſchenhändler früheren Mißbräuchen ein Ende be⸗ 
reitet wird, wenn, wie es ein Redner in den Kartellverhand⸗ 
lungen einmal ſagte, dadurch endlich „dem wilden Umher⸗ 
gondeln“ der Preiſe ein Ende bereitet wird, ſo wird man 
allein aus dem Umſtande, daß jetzt die betreffenden Kaufleute 
von „der eigenen Betätigung im wirtſchaftlichen Leben aus⸗ 
geſchloſſen ſind“, noch nicht zu einer Stellungnahme gegen 
dieſe Kartelle veranlaßt ſein dürfen. Und ähnlich liegt es 
im Falle Rockfeller. Wenn es wirklich Rockfeller ge⸗ 
lungen wäre, durch ein Weltpetroleumkartell das ganze 
Petroleumgeſchäft in ſeiner Perſon zu monopoliſieren, ſo 
daß er die Petroleumpreiſe hätte vorſchreiben können, ſo 
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würde auch in einer ſolchen tatſächlichen Monopolſtellung 
dieſes Mannes noch nichts gelegen ſein, was dem Grundſatze 
richtigen Rechts widerſpräche. Durch Konzentration eines 
Betriebszweiges in einem Rieſenbetrieb kann unter Um⸗ 
ſtänden an Produktionskoſten in großem Maße geſpart werden. 
Wenn der betreffende Inhaber eines ſolchen Monopols dies 
alſo nicht ſo ausnutzt, daß er dem Publikum die Preiſe ab⸗ 
nimmt, die er gerade nur durch ſeine Monopolſtellung 
erlangen kann, wenn z. B. nachweislich infolge dieſes 
Monopols die Petroleumpreiſe niedriger als zur Zeit der 
Zerſplitterung der Betriebe waren, wenn nachweislich die 
Geſchäftsgewinne nicht über das Maß hinausgingen, welches 
ſich auch in analogen Einzelunternehmungen findet, ſo wird 
man eine ſolche Monopolbildung, volkswirtſchaftlich betrachtet, 
als nichts Unrationelles erachten dürfen und daher auch vom 
juriſtiſchen Standpunkt aus ſolche Verträge nicht als nichtig 
anſehen können. 

Wenn ein Kartell z. B. durch ſcharfe Strafbeſtimmungen 
ſeine Hauptabnehmer (etwa die Wiederverkäufer) zwingt, die 
Ware beim Kartell und nicht außerhalb desſelben zu kaufen, 
ſo kann dies doch richtiges Recht ſein, wenn durch den Ring 
einer volkswirtſchaftlich verderblichen Preisdrückerei in der 
betreffenden Branche ein Ende gemacht werden ſoll. Kurz, 
es kommt nicht ſo ſehr auf Willkür, Abhängigkeit und der⸗ 
artige Momente an, ſondern auf die Frage, wie der be⸗ 
treffende Ring volkswirtſchaftlich wirkt. Auch die ſtärkſte 
Gebundenheit einzelner Mitglieder unter den Willen des Kar⸗ 
tells kann als zuläſſig angeſehen werden, wenn das ganze 
Wirken des Kartells auf Vermeidung einer Kriſe und ähn⸗ 
liches abzielt. 

Daß durch Boykotterklärungen und andere derartige 
Zwangsmittel unter Umſtänden ein über das zuläſſige Maß 
hinausgehender Druck ausgeübt werden kann, ſoll natürlich 
nicht von mir beſtritten werden, aber ſolche Boykottierungen 
werden auch oft von Einzelunternehmungen ausgeübt. Wenn 
man alſo die mit dem Boykott verbundenen Mißbräuche be⸗ 
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ſeitigen will, ſo könnte es ſich höchſtens um ein Boykottgeſetz 
handeln, oder man müßte noch weiter gehen und die Frage 
erwägen, die namentlich Leiſt“ ?) angeſchnitten hat, ob nicht 
durch eine völlige Reform des Vereinsprivatrechtes mancherlei 
Mißbräuchen, die ſich bei allen möglichen Vereinigungen, nicht 
nur bei den Kartellen, gezeigt haben, entgegenzutreten wäre. 

„Da unter den Vereinigungen,“ ſagt Leiſt, „welche von 
der privatrechtlichen Zwangsmacht Gebrauch machen, viele für 
die wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Kämpfe der Gegen⸗ 
wart von Bedeutung ſind, ergibt ſich die Folgerung, daß eine 
Reviſion der Beſtimmungen und Dogmen des Vereinsprivat⸗ 
rechts zwar nicht den ſozialen Frieden herbeiführen, aber den 
Kampf der Verbände miteinander mildern und die Entwick⸗ 
lung einer den Beſtand des Staates gefährdenden Vereins⸗ 
herrſchaft verhindern könnte.“ 

Mit vollem Recht hat man bis jetzt den § 138 meines 
Wiſſens überhaupt noch nicht ein einziges Mal gegenüber 
den Kartellverträgen in Anwendung gebracht. Es müßten 
auch ganz kraſſe Fälle wucheriſcher Preispolitik ſeitens der 
Kartelle vorliegen, wenn man den Wucherparagraphen heran⸗ 
ziehen wollte. Mit Recht hat ſich die bekannte Entſcheidung 
des Reichsgerichts vom 4. Februar 1897 auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, „daß Kartelle vom Standpunkt des durch die 
Gewerbefreiheit geſchützten Allgemeinintereſſes nur dann be⸗ 
anſtandet werden können, wenn ſich im einzelnen Falle aus 
beſonderen Umſtänden Bedenken ergeben, namentlich wenn 
es erſichtlich auf die Herbeiführung eines tatſächlichen Mono⸗ 
pols und der wucheriſchen Ausbeutung der Konſu⸗ 
menten abgeſehen iſt oder dieſe Folgen doch durch die ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen und Einrichtungen tätſächlich her⸗ 
beigeführt werden“. Dieſer Standpunkt iſt natürlich auch 
gegenüber der Anwendbarkeit des § 138 notwendig. Es muß 
alſo monopoliſtiſche Ausbeutung vorliegen. Es genügt nicht, 
daß ein Kartell tatſächlich ein Monopol hat. Es kann ein 
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Kartell einen ganzen Betriebszweig in ſich monopoliſiert haben 
und doch braucht von Ausbeutung nicht die Rede zu ſein, 
wenn die Preispolitik des Kartells eine maßvolle iſt. Nur 
dann würde Ausbeutung vorliegen und nur dann das Kar⸗ 
tell gegen die „guten Sitten“ verſtoßen, wenn das Kartell 
ſeine Monopolmacht dazu ausnutzt, wucheriſche Preiſe zu 
erlangen. 

Es iſt ein Streit darüber entſtanden, ob zum Merkmal 
der monopoliſtiſchen Ausbeutung auch die Abſicht der 
Kontrahenten gehöre. Menzel meint, und zwar geſtützt 
auf die eben erwähnte Entſcheidung des Reichsgerichts, die 
allerdings vor der Wirkſamkeit des B. GB. gefällt iſt, daß 
dem Kartell die rechtliche Wirkſamkeit auch dann abzuſprechen 
wäre, wenn dasſelbe zwar nach der Abſicht der Parteien 
nicht auf monopoliſtiſche Ausbeutung gerichtet war, aber 
dieſe Folgen doch durch die getroffenen Einrichtungen tat⸗ 
ſächlich herbeiführt +). 

Bitta hält dieſe Entſcheidung für falſch; nur wenn 
eine Abſicht auf wucheriſche Ausbeutung zu konſtatieren 
ſei, nicht ſchon bei tatſächlicher Ausbeutung dürfe § 138 
in Anwendung kommen“). 

Es ſcheint mir, daß es ſich hier um einen Streit um 
Worte handelt. Die Abſicht der Kontrahenten, eine Aus⸗ 
beutung des Publikums herbeizuführen, wird man wohl nie feſt⸗ 
ſtellen können. Es wird ſich alſo nur immer darum handeln 
können, ob aus dem ganzen Geſchäftsgebaren und beſonders 
aus der Preispolitik des Kartells hervorgeht, daß die 
Wirkung des Kartells darin beſteht, das Publikum aus⸗ 
zubeuten. Iſt dies wirklich feſtgeſtellt, dann können auch 
Kartellverträge auf Grund des § 138 als nichtig erklärt 
werden. 


43) Menzel, Die Kartelle und die Rechtsordnung S. 38. Leipig 
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In Übereinſtimmung mit Schneider“) bin ich der 
Anſicht, daß der § 138 zwar anwendbar, aber ſehr ſchwer 
anwendbar iſt. Man müßte ſchon derartig künſtlich kon⸗ 
ſtruierte Fälle heranziehen, wie das von Rehbein in der 
Erläuterung des § 138 gegebene Beiſpiel: „So iſt gewiß 
gegen die guten Sitten verſtoßend, wenn die Verpflichtung 
gefordert und übernommen wird, den Lebensmittelmarkt einer 
Stadt mit dem erforderlichen Bedarf zu verſehen, um dem 
Stipulanten zu ermöglichen, ſeinen Beſtand zu übermäßigem 
Preiſe auf dem Markt zu verwerten.“ 

Auch ſcheint es mir nicht möglich, wie Coſack““) meint, 
ein Kartell von Gewerbetreibenden für nichtig zu erklären 
auf Grund von § 138, „wenn es in gehäſſiger Art durch 
einen billigen Warenverkauf unter dem Selbſtkoſtenpreis die 
Vernichtung der Konkurrenz anſtrebt“. 

Die Praxis des Verkaufs unter dem Selbſtkoſtenpreis 
wird von den Kartellen bei den Verkäufen nach dem Aus⸗ 
land, wie wir ſahen, ſehr häufig geführt, um auswärtige 
Konkurrenz zu bekämpfen, daran wird man keinen Anſtoß 
nehmen dürfen. Wenn es aber geſchieht, um die inländiſche 
Konkurrenz der Outſiders zu bekämpfen, ſo dürfte es ſchwer 
ſein, feſtzuſtellen, daß dies in gehäſſiger Weiſe geſchieht. 
Jedenfalls könnte es ſich, wenn dies auch feſtgeſtellt würde, 
nur um die Statuierung einer Schadenerſatzpflicht nach $ 126 
handeln. Anders wäre zu urteilen, wenn das Kartell zweierlei 
Preiſe fixierte und zwar beſonders niedrig geſtellte Kampf⸗ 
preiſe, um etwa in einem beſtimmten Bezirke, wo die Out⸗ 
ſiders den Markt beherrſchen, dieſe Konkurrenz zu verdrängen. 
Dann dürfte § 138 anzuwenden ſein. 

Aus dieſem Grunde kann man auch unmöglich das 
Vorgehen des Koksſyndikats wegen des Zwanges, den es 
gegen ſeine Abnehmer ausgeübt hat, als gegen die guten 


45) V. J. (Gutachten) 1904 S. 53. Menzel a. a. O. S. 49. 
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Sitten gehend bezeichnen. Die großen Abnehmer des Koks⸗ 
ſyndikats wurden hier allerdings von ſeiten des Syndikats 
in eine fatale Zwangslage verſetzt, — nämlich zu einem 
hohen Preiſe abzuſchließen, wenn ſie ſich nicht der Gefahr 
ausſetzen wollten, ſpäter überhaupt keinen Koks zu bekommen. 

Der Generaldirektor Schumann des Gußſtahlwerkes 
Witten a. R. berichtet darüber ““): „Die Roheiſenfabrikanten 
wurden angeſichts der Offerten und Verhandlungen, in denen 
wir zum Koksſyndikat ſtanden, in die Zwangslage verſetzt, 
ſich für 1901 entweder zu dem Fuſionspreiſe von 17 M. 
zu entſcheiden oder ſich der Gefahr auszuſetzen, wenn ſie 
mit dem Abſchluß für eine ſo weite Zeit zögerten, minder⸗ 
wertigen Koks zu bekommen und nicht von den Zechen, die 
bisher geliefert hatten. Die Gefahr war alſo eine große, 
für 1901 ohne Koks dazuſtehen. Es wurden infolgedeſſen 
wohl oder übel die Verträge getätigt, und das war auch 
die Veranlaſſung für das Roheiſenſyndikat, dafür zu ſorgen, 
daß auch für ſeine Produkte und für 1901 die Verträge 
geſchloſſen wurden. Daraus ſind Konſequenzen entſtanden, 
die zu außerordentlich lebhaften Erörterungen geführt haben.“ 

Wie aus den weiteren Verhandlungen hervorging, waren 
es ganz beſondere Umſtände, welche das Koksſyndikat zu 
dieſer allerdings für die Abnehmer harten Vertragsbeſtim⸗ 
mung veranlaßte. Direktor Plehn- Bochum berichtete, daß 
das Koksſyndikat erkannt hatte, daß die Nachfrage eine viel 
größere als die vorhandene Koksmenge war, und darum 
machte das Syndikat die Käufer darauf aufmerkſam, daß 
eine gewiſſe Schwierigkeit in der Beförderung des Bedarfes 
eintreten würde!). „Wir haben daher gejagt, falls ihr 
jetzt nicht abſchließt, dann können wir keine beſtimmte Zu⸗ 
ſicherung geben, daß ſolche beſtimmten Mengen ſpäter zu 
eurer Verfügung ſtehen werden. Das iſt aber auch nur 
natürlich, denn ſonſt wären wir ja auch in einer Zwangs⸗ 
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lage geweſen, wenn wir die Verpflichtung hätten übernehmen 
ſollen, Käufern, die ſich nicht entſchließen wollen oder können, 
ein beſtimmtes Quantum zu liefern und dieſes Quantum 
auf eine unbeſtimmte Zeit zu reſervieren.“ 

Gelegentlich wollte man auch gegen Kartelle auf Grund 
§ 138 vorgehen, weil die Preisnormierung eine zu nied⸗ 
rige war. Dies war der Fall beim Spirituskartell. 
Gans Edler Herr zu Putlitz berichtet darüber“): 

„Wir haben verſucht, den Abſatz von denaturiertem 
Spiritus im ganzen Lande dadurch zu erhöhen, daß wir den 
Spiritus nur abgegeben haben unter der Vorausſetzung, daß 
der Abnehmer ihn zu billigen Preiſen weiter verkauft. Da 
iſt verſucht worden, gerade den $ 138 des B. GB., den der 
Herr Vorredner angezogen hat, in Bezug auf den Verſtoß 
gegen die guten Sitten gegen uns anzuwenden, weil man 
geſagt hat, wenn man dem Detailliſten den Preis vorſchreibt, 
und ihm ſeinen Gewinn, den er ſonſt haben könnte, wenn 
ihm der Preis nicht vorgeſchrieben wird, vorenthält, ſo nutzt 
das Syndikat eine Notlage aus, denn er kann die Ware 
nirgends anders erhalten und verſtößt gegen die guten Sitten 
und ſo iſt verſucht worden, durch Denunziationen gegen 
uns, die an die Oberpräſidenten, ja ſelbſt an den Reichs⸗ 
kanzler gegangen ſind, uns dieſen Weg zu verbieten. Sie 
ſehen auch hier, wie furchtbar ſchwierig die Sache iſt, ſelbſt 
wenn man einen Artikel für die Konſumtion verbilligen 
will, kann das Syndikat den Vorwurf des Mißbrauches nicht 
vermeiden.“ 

Alle derartigen Feſtſetzungen der Syndikate, ſelbſt wenn 
ſie im einzelnen Falle für die Kontrahenten etwas ſehr 
Drückendes haben, können nicht, weil gegen die guten Sitten 
verſtoßend, als ungültig erklärt werden. Auch dem Kohlen⸗ 
kontor des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Syndikats wurde der 
Vorwurf des Wuchers gemacht. In einem Aufſatz von 
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Eſchwege s“) wird eine Mitteilung der Handelskammer von 
Offenbach abgedruckt, die folgendermaßen lautet: 

„Soweit der Geſchäftsbetrieb der Kohlengroßhändler 
in Betracht kommt, war es uns leider nicht möglich, alle 
die Mitteilungen zu erhalten, die wir gewünſcht haben. Der 
Kohlenhandel iſt überaus vorſichtig, zum Teil geradezu zu⸗ 
rückhaltend in ſeinen Außerungen. Es läßt ſich dies leicht 
dadurch erklären, daß die Macht gefürchtet wird, die das 
Kohlenkontor auszuüben vermag. Der Vollſtändigkeit halber 
bemerken wir noch, daß eine von dem Kohlenkontor unab⸗ 
hängige Kohlengroßhandlung ſich veranlaßt ſah, Schiffs⸗ 
ladungen mit Kohlen (neuerdings engliſche Kohlen) hierher 
gehen zu laſſen und zum Verkaufe anzubieten. Da nun 
aber die hieſigen Kohlenhändler bei ihrem Anerbieten ganz 
beſonders darauf aufmerkſam gemacht hatten, daß das Kohlen⸗ 
kontor unter keinen Umſtänden geſtattet, demjenigen, der 
einmal nicht ſyndizierte, d. h. andere als von ihm gelieferte 
Kohlen kaufe, Kohlen abzulaſſen, wenn er wegen Mangel 
an ſolchen in Verlegenheit geraten ſollte, hielten die hieſigen 
Induſtriellen trotz des ſehr billigen Angebots anfänglich 
zurück.“ 

Hieran knüpfte Eſchwege die Bemerkung: 

„Das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat bezw. deſſen 
Unterabteilung — das Kohlenkontor — verbietet die Liefe⸗ 
rung von Kohlen an ſolche Fabrikanten, die ein einziges 
Mal andere als die von ihm gelieferte gekauft haben. Es 
wäre eine dankbare Aufgabe für den Juriſten, zu prüfen, 
inwieweit hier die Paragraphen des Wuchergeſetzes zu⸗ 
treffen.“ 

Meines Ermeſſens kann auch hier von einer Anwendung 
des Wucherparagraphen gar nicht die Rede ſein. Wenn 
Kohlenhändler mit dem Syndikat in Verbindung treten, ſo 
genießen ſie auch die Vorteile, die ihnen durch die Preis⸗ 
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politik und die ganze Geſchäftspolitik des Syndikats geboten 
werden. | 

Es kann dem Syndikat nicht verwehrt fein, dieſen 
Vorteilen gegenüber auch gewiſſe erſchwerende Bedingungen 
zu ſtellen, die dem Syndikat einen regelmäßigen Abſatz 
garantieren. 

Von Intereſſe iſt es, daß gerade auch von ſeiten der 
Praktiker die Anwendung des Paragraphen, der von den 
guten Sitten handelt, gegen die Kartelle verlangt wird, und 
zwar meiſt dann, wenn durch beſtimmte wirtſchaftliche Kon⸗ 
junkturen die Verträge, die ſie mit Kartellen geſchloſſen haben, 
ihnen läſtig werden. Sehr energiſch wurde dieſes Ver⸗ 
langen von ſeiten einzelner Abnehmer des Roheiſenſyndikats 
geſtellt. Es handelte ſich um folgendes: Das Roheiſen⸗ 
ſyndikat machte bei der Lieferung von Roheiſen an Walz⸗ 
werke und andere derartige Betriebe die Bedingung, daß 
das gelieferte Eiſen nur zu eigenem Verbrauch dienen, aber 
nicht verkauft werden dürfte. Darüber beſchwerte ſich der 
Walzwerkdirektor Menne⸗Weidenaus !): 

„Als wir bei dem Rückſchlag durch das Eindringen des 
billigeren Flußeiſens ſo ſehr litten, welches die Behörden 
und Fabriken zugelaſſen hatten und beſtellten, weil die Hütten 
uns zum Teil ſo ſchlechtes Eiſen geliefert hatten, daß wir mit 
der Qualität der Luppen kaum mehr durchkommen konnten, 
ſo daß wir darin keinen Abſatz mehr kriegten, dann aber auch, 
weil das Eiſen jetzt billiger verkauft wurde, bat ich das 
Syndikat, es ſollte uns wenigſtens den ‚eigenen Verbrauch“ 
erlaſſen und uns geſtatten, das Eiſen weiter zu verkaufen. 
Da wurde mir auf die Finger geklopft und geſagt: du darfſt 
dem Syndikat keine Konkurrenz machen, ſonſt klagt es den 
entgangenen Gewinn ein. Meine Herren, was ſollten wir 
mit dem Abſchluß machen? Ich ſage: das iſt eine Wirkung 
der Kartelle, daß man Bedingungen eingehen muß, die 
unter Umſtänden geradezu brutal ſind, weil man ſie nachher 
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nicht erfüllen kann. Dieſe Verträge verſtoßen auch gegen 
die guten Sitten.“ 

Ebenſo äußert ſich der Fabrikbeſitzer Sehmer⸗Schleif⸗ 
mühle 52): „Ein Kaufvertrag, der auf der einen Seite den 
Käufer verpflichtet, die Ware zu einem beſtimmten Preis 
innerhalb einer beſtimmten Friſt ohne Rückſicht auf die Markt⸗ 
lage abzunehmen, und auf der anderen Seite verlangt, daß 
er die gekauften Waren nur für den eigenen Verbrauch ver⸗ 
wendet, iſt ein Vertrag, der nach meinem Gefühl gegen die 
guten Sitten verſtößt, und es wird die Aufgabe der 
Fertiginduſtrie ſein, dahin zu wirken, daß, wenn die Syndi⸗ 
kate ſich nicht zu dieſem billigen Entgegenkommen verſtehen, 
die Geſetzgebung dahin zu beeinfluſſen, daß derartige gegen 
die gute Sitte verſtoßende Verträge vor dem Geſetz nichtig 
ſind. Nur unter dieſem Schutz kann ſich die Fertiginduſtrie 
mit den Syndikatsbeſtrebungen einverſtanden erklären.“ 

Im Hinblick auf dieſe Fälle würde es aber ſehr be⸗ 
denklich ſein, wollte man eine ſo weite Auslegung des 
Begriffs der guten Sitten vornehmen, um ſolche Verträge 
als nichtig erklären zu können. Alle Sicherheit der Verträge 
würde ſchwinden, wenn nicht auch alle Beteiligten auf deren 
Einhaltung rechnen könnten. Der einzige Weg iſt auch hier 
der der Verſtändigung zwiſchen den Beteiligten und dieſen 
Weg iſt man auch tatſächlich während der Kartellverhand⸗ 
lungen gegangen. 

Die Vertreter des Roheiſenſyndikats gaben ohne weiteres 
zu, daß hier große Mißſtände vorliegen, boten aber die Hand 
zur Verſtändigung. 

Kommerzienrat Keyling⸗ Berlin?) bemerkte hierzu: 
„Das Geſchäſtsleben bedingt doch und es iſt zur Genüge 
bekannt, daß ſowohl der Lieferant, der die Waren liefert, wie 
derjenige, der das Geld dafür gibt, zufriedengeſtellt werden 
und jeder von beiden dem anderen die gebührende Achtung 
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gern zollt. Ein Zuſammengehen von Konſumenten und Syn⸗ 
dikat iſt durchaus erſprießlich und ſollte ſo bald als möglich 
geſchehen. Wir müſſen aus unſerer Mitte heraus Delegierte 
zum Syndikat ſchicken, und das Syndikat ſollte mit ihnen 
beraten, ſo daß keine einſeitigen Entſchließungen zu ſtande 
kommen können.“ 

Der neue Vorſchlag ging dahin, nur kurzfriſtige 
Verträge abzuſchließen. Generaldirektor Kaiſer⸗ Wetzlar?“ 
erklärte: 

„In Bezug auf die Lieferungsbedingungen möchte ich 
nochmals bemerken, daß ſie nur unangenehm empfunden 
ſind bei den langfriſtigen Verträgen. Wenn nun in der 
Folge, was wir ja alle wollen, nur noch kurzfriſtige Schlüſſe, 
etwa auf ein halbes Jahr im voraus geſchloſſen werden, 
ſo wird kein Anlaß zu Beſchwerden mehr gegeben ſein, weil 
ja dann jeder zutreffend die von ihm benötigte Menge Eiſen 
berechnen kann und ſomit ein Weiterverkauf überflüſſiger 
Eiſenmengen ſeitens der Gießer nicht mehr in Frage kommt.“ 

Zum Schluß der Verhandlungen konnte feſtgeſtellt wer⸗ 
den 5 *), daß gewiſſe Keime zu einer Verſtändigung ſich ge: 
boten haben, hauptſächlich deshalb, weil die Herren Vertreter 
vom Syndikat ſelbſt an verſchiedenen Stellen zugegeben 
haben, daß Mißgriffe vorgekommen ſind, und daß ſie die 
Bereitwilligkeit bekundet haben, nach Verſtändigung mit den 
beteiligten Kreiſen über deren Abſtellung zu ſtreben. — 

Menzels“) meint, daß den Kartellen in viel weiterem 
Umfang die zivilrechtliche Gültigkeit durch richterlichen Aus⸗ 
ſpruch genommen werden könnte, wenn der § 138 den Wort⸗ 
laut des erſten Entwurfs erhalten hätte: Ein Rechtsgeſchäft, 
deſſen Inhalt gegen die guten Sitten oder die öffentliche 
Ord nung verſtößt, iſt nichtig. 

Ebenſo meint eine Zuſchrift, welche der Frankfurter 


54) K. V. V S. 349. 
55) K. B. V ©. 365. 
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Zeitung 57) zuging, worin über die ſchroffen Verträge, welche 
das Roheiſenſyndikat mit den Händlern abſchließt, Beſchwerde 
erhoben wird: | 

„Es handelt ſich um Verträge, welche gegen die öffent: 
liche Ordnung verſtoßen. Nach dem erſten Entwurf zum 
B. GB. wären derartige Verträge nichtig. Dieſe Beſtimmung 
fehlt in $ 138 B. GB.“ 

Mir ſcheint nicht, daß in der Rechtslage irgendwie etwas 
geändert wäre, wenn man dieſe urſprüngliche Faſſung des 
§ 138 beibehalten hätte; denn der Begriff „öffentliche 
Ordnung“ iſt mindeſtens einer ſo weiten Auslegung fähig 
wie der Begriff „gute Sitten“ und man würde nach unſerer 
deutſchen Auffaſſung von öffentlicher Ordnung keinesfalls 
auf Grund dieſer Beſtimmung ein Kartell als rechtsun⸗ 
gültig erklärt haben. Wenn auf andere Länder hingewieſen 
wird, bei denen Koalitionen, die gegen die „öffentliche Ord⸗ 
nung“ verſtoßen, als rechtsungültig erklärt werden können, 
ſo beweiſt dies nichts, denn es handelt ſich da um Länder, 
wie namentlich Frankreich, in denen man überhaupt eine 
mehr individualiſtiſche Auffaſſung des Wirtſchaftslebens ver⸗ 
tritt, in denen man alſo von vorneherein derartigen Kar⸗ 
tellierungen mehr gegneriſch gegenüberſteht. 

In der von Kohler s)) zitierten Begründung des fran: 
zöſiſchen Urteils, wonach eine Koalition als ungültig erklärt 
wurde, weil die Fabrikanten ſich verpflichtet hatten, nicht 
unter einem beſtimmten Preiſe zu verkaufen, heißt es: „dieſes 
Vorgehen verſtößt gegen l'ordre public, qui exige 
pour le commerce la plus entière liberté.“ 
Hier tritt dieſer individualiſtiſche Grundgedanke klar her⸗ 
vor; man will die Freiheit des Verkehrs möglichſt unange⸗ 
taſtet laſſen. 

In unſerem ſtaatsſozialiſtiſchen Deutſchland kennt man 
einen derartig ausgeprägten Begriff der Verkehrsfreiheit über⸗ 

57) Frankfurter Zeitung vom 30. Januar 1904. 


58) Kohler, Ideale im Recht. Archiv für bürgerliches Recht 1891 
S. 220. f 
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haupt nicht. Im übrigen könnten viele Kartelle wohl er⸗ 
klären, daß der Zuſtand, der vor dem Kartell beſtand, nämlich 
der der zügelloſen freien Konkurrenz, noch mehr gegen die 
„öffentliche Ordnung“ verſtoßen hätte, und daß gerade durch 
das Kartell größere Ordnung herbeigeführt worden wäre. 

Bemerkenswert iſt auch, daß, wie Rundſtein s?) an⸗ 
führt, das italieniſche Recht — obgleich es den Begriff 
„ordine pubblico“ kennt — in der Anerkennung der Kartell: 
bildung noch weiter geht als die deutſche Rechtſprechung. 

Wenn nach unſerem geltenden deutſchen Recht die Kar⸗ 
telle durchaus rechtsgültige Gebilde darſtellen, kann auch nicht 
die Rede davon ſein, daß man Mitgliedern des Kartells 
freies Rücktrittsrecht zugeſteht. 

Nach der erwähnten Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
4. Februar 1897 verſtoßen die Kartelle nicht gegen das 
Prinzip der deutſchen Gewerbeordnung, wie es in der deutſchen 
Gewerbeordnung verwirklicht iſt; daher ſind die Mitglieder 
eines Kartells auch für die Dauer ihres Vertrages an die 
Vereinbarungen gebunden. Daher kann ich die Anſicht Ko h⸗ 
lers‘‘) nicht für richtig erachten, welcher meint: „Erträglich 
ſind ſolche Vereinbarungen nur, wenn ein freiwilliger Aus⸗ 
tritt geſtattet iſt; was in einem Moment günſtig iſt, das 
iſt im anderen Moment für die Produktion und für den 
ganzen Verkehr verderblich. Weiſe Vorſicht geht gar zu leicht 
in verknöcherten Kleingeiſt und egoiſtiſche Ausbeute über. 
Hiergegen gibt es kein anderes Mittel als das freie Austritts⸗ 
recht, dadurch reguliert ſich die Sache von ſelbſt.“ 

Würde wirklich dies freie Rücktrittsrecht erlaubt, dann 
hätten wir wieder den Zuſtand der freien Konkurrenz mit 
allen den Mißſtänden, die gerade durch das Kartell ver⸗ 
hindert werden ſollen. Nur wer den Kartellen abſolut gegne⸗ 
riſch gegenüberſteht, kann daher dieſes freie Rücktrittsrecht 
gutheißen. 


59) Rundſtein a. a. O. S. 78. 
60) Kohler a. a. O. S. 221. 
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Sit der $ 138 B. GB. mehr als ein Warnungsmittel 
gegenüber den Kartellen aufzufaſſen, ſo daß ſie hierdurch ge⸗ 
nötigt werden, ſich in ihrer ganzen geſchäftlichen Gebarung 
gewiſſe Schranken aufzuerlegen, während nicht anzunehmen 
iſt, daß von dieſem Paragraphen praktiſch oft Gebrauch ge⸗ 
macht werden wird, jo find dagegen die SS 823 —826, die 
von der Schadenerſatzpflicht handeln, wohl geeignet, gegen 
gewiſſe Kartellmißbräuche auch praktiſch in weitgehendſtem 
Maße angewendet zu werden. Hier handelt es ſich nicht darum, 
daß Kartellverträge als ſolche als ungültig erklärt werden, 
ſondern daß einzelne Kampfmittel, welche das Kartell 
anwendet, eine Schadenserſatzpflicht begründen. Tatſächlich 
hat man auch mit Recht den § 826 gegen Kartellmißbräuche 
wiederholt verwertet. Durch dieſen Paragraphen werden 
jedenfalls die meiſten derjenigen Fälle getroffen, welche der 
ungariſche Kartellgeſetzentwurf im oben zitierten $ 13 treffen will. 

In Deutſchland hat man z. B. dieſen $ 826 angewendet 
in dem Fall der Dampfſchiffgeſellſchaft, die ihre Fahrten nach 
einer beſtimmten Richtung ausdehnen wollte, und um dieſes 
Geſchäft ausſchließlich für ſich zu haben und um die Segler 
hieraus zu verdrängen, zu dem Mittel griff, denjenigen Firmen 
gegenüber, welche mit den betreffenden Seglern in Ver⸗ 
bindung ſtanden, die Gültigkeit ihrer öffentlich bekannt ge⸗ 
gebenen Frachttarife für ſämtliche Häfen aufzuheben ). 

In der Entſcheidung heißt es mit Recht: „Es handelt 
ſich um eine exzeptionell in den Handelsbetrieb des davon 
Betroffenen empfindlich einſchneidende und auch im Kon⸗ 
kurrenzkampf, zumal in den Kreiſen des großen Han⸗ 
dels⸗ und Rhedereiverkehrs, doch wohl ungewöhnliche Maß⸗ 
nahme, wobei das gewählte Kampfmittel durch den an ſich 
erlaubten Endzweck, den eigenen Geſchäftsbetrieb lohnen⸗ 
der zu geſtalten, noch nicht gerechtfertigt würde; es fragt 
ſich, ob nicht in ſolchem Vorgehen eine wirtſchaftliche Ver⸗ 


61) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. XL VIII S. 128. 
Leipzig 1891. 
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gewaltigung anderer Wettbewerber, unter Mißbrauch der 
Abhängigkeit des Geſchäftsbetriebes der Intereſſenten von 
einer überſeeiſchen Transportanſtalt zu finden iſt, und ob 
nicht von der Beklagten die Schranken, welche einem rück⸗ 
ſichtsloſen Wettkampf durch die gute Sitte geſetzt ſind, über⸗ 
ſchritten worden ſeien. So wie die Sachlage nach dem 
bisher erörterten Streitſtoff ſich darſtellt, hätte man ſehr 
wohl Grund, einen Verſtoß gegen die guten Sitten anzu⸗ 
nehmen und den § 826 B. GB. zur Anwendung zu bringen, 
da eine vorſätzliche Schadenszufügung im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes von der Beklagten betätigt wurde und weiterhin fort⸗ 
geſetzt werden ſoll.“ 

Der Schwerpunkt wird in der Entſcheidung darauf 
gelegt, daß hier allgemeine Frachttarife gegenüber einer ein⸗ 
zelnen Perſon gekündigt werden. Es handelt ſich hier um 
Verkehrsunternehmungen, für die man ihres halböffentlichen 
Charakters wegen in anderen Ländern den Kontrahierungs⸗ 
zwang eingeführt hat. Aus dieſem Grunde beſonders konnte 
der $ 826 angewandt werden. 

Ebenſo hat man den § 826 herangezogen bei der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts über den Buchhändlerbörſen⸗ 
verein 2). Schon in einem früheren Urteil, das noch vor 
der Gültigkeit des neuen Rechts ergangen war (vom 25. Juni 
1890) hat das Reichsgericht die völlige Lieferungs⸗ 
ſperre des Vereins gegenüber Nichtmitgliedern als rechts⸗ 
widrig erklärt, weil hierdurch der Verein ſich eine Zwangs⸗ 
und Strafgewalt über ſämtliche Gewerbsgenoſſen, — gleich 
einer Zunft — angemaßt hätte. 

Analog dieſem Urteil hatte in einer neuen Entſcheidung 
vom 14. Dezember 1902 das Reichsgericht nochmals die völlige 
Lieferungsſperre als widerrechtlich erklärt und zwar handelt 
es ſich um die Einholung von Verlegererklärungen, worin 
die Verleger ſich verpflichten ſollten, den von der Benutzung 
der Einrichtungen und Anſtalten des Börſenvereins ausge⸗ 


62) Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. LVI S. 279. 
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ſchloſſenen Firmen gar nicht oder nur zum Ladenpreis zu 
liefern. 

Das Reichsgericht erblickt darin — wegen der durch 
dieſe Zwangsmittel herbeigeführten Schädigungen der davon 
Betroffenen — eine nach § 826 unerlaubte Handlungsweiſe. 
Da aber dieſe Sperrmaßregel von dem Börſenverein gegen 
die Klägerin nicht zur Anwendung gebracht worden war, 
mußte dieſes Vorgehen aus der Beurteilung ausſcheiden. 
Das Reichsgericht hat dagegen in den anderen Maßregeln, 
welche der Börſenverein gegen die ſogenannten Schleuderer 
angewendet hat, nämlich in der Ausſchließung vom Bezug 
des Börſenblattes und von der Benutzung der Vereins⸗ 
anſtalten, ſowie von der Einholung der Erklärungen von 
Verlegern, daß ſie der betreffenden Firma nicht oder nur 
mit beſchränktem Rabatt liefern wollten, nichts Wider⸗ 
rechtliches gefunden. 

Wenn $ 826 gewiß häufig bei manchen Kartellmiß⸗ 
bräuchen in Anwendung gebracht werden kann, ſo wird man 
dagegen die Strafrechtsparagraphen gegenüber den Kartellen 
nur äußerſt ſelten in Anwendung bringen dürfen. Es handelt 
ſich vor allem um den Erpreſſungsparagraphen. Es iſt eine 
Entſcheidung des Reichsgerichts zu erwähnen, die meiner 
Anſicht nach der wirtſchaftlichen Bedeutung der Kartelle 
nicht gerecht wird). Es handelt ſich um folgenden Fall: 
Die Teilnehmer eines Verbandes von Munitionsfabriken 
hatten vereinbart, daß von ihnen einer Firma, die trotz 
Vereinbarung von andern dem Verband nicht angehörigen 
Firmen kauften, nicht geliefert werden dürfte. Ein Kauf⸗ 
mann, der trotzdem Waren von einer außerhalb des Ver⸗ 
bandes ſtehenden Fabrik kaufte, erhielt einen Brief, worin 
ihm mitgeteilt wurde, daß er, wenn er weiterhin von der 
betreffenden Firma bezöge, keine Lieferungen ſeitens des 
Syndikats mehr erhalten könne. Das Reichsgericht hat den 


63) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. XXXIV 
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Verband auf Grund des $ 253 des REG. verurteilt, mit 
folgender Begründung: daß durch die angedrohte Lieferungs⸗ 
ſperre ein rechtswidriger Zwang ausgeübt würde und daß 
durch dieſen rechtswidrigen Zwang das Kartell ſich einen 
Vermögensvorteil verſchafft hätte. 

Ich kann dieſer Entſcheidung nicht zuſtimmen: darin, 
daß ein Kartell ſeinen Abnehmern beſtimmte Pflichten auf⸗ 
erlegt, wie in dieſem Falle die Pflicht, nicht bei Outſiders 
zu kaufen, kann ich nichts Strafbares erblicken. Eine ſolche 
Abmachung iſt unter Umſtänden geradezu notwendig, um den 
Beſtand des Kartells überhaupt zu ſichern. Auch dieſes 
Urteil ſcheint von einer gewiſſen Animoſität gegen Kartelle 
beherrſcht. Will man überhaupt Kartelle zulaſſen — und 
ihre große volkswirtſchaftliche Nützlichkeit muß doch heute 
unbedingt zugegeben werden —, ſo darf man ſie auch 
in den Machtmitteln, welche ſie anwenden, nicht allzuſehr 
beſchränken. Namentlich wird man in den Abmachungen, 
die die Kartelle mit ihren Mitgliedern treffen, weiteſt⸗ 
gehenden Spielraum gewähren müſſen. Wenn allerdings 
die Kartelle auch Nichtmitglieder durch illoyale Mittel zu 
Unterwerfungen nötigen wollen, ſo müſſen hiergegen natür⸗ 
lich die zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Beſtimmungen zum Schutz 
dieſer Outſiders in Kraft treten. 

Nach allem bisher Geſagten kann ich den Vorſchlag 
einer Sondergeſetzgebung für Kartelle nicht gutheißen. 

Rundſtein““) wünſcht die zivilrechtliche Anerkennung 
der Kartellverträge und Kartellorganiſationen, aber unter 
der Vorausſetzung, daß die organiſierten Kartelle unter das 
Korporationsrecht geſtellt werden. Er ſchlägt fernerhin Nor⸗ 
mativbeſtimmungen für Kartelle vor und zwar ſollen dieſe 
Normativbeſtimmungen, wenn es ſich um Rücktritt, Kündi⸗ 
gung, Ausſchluß, Schiedsgerichte, Konventionalſtrafen u. ſ. w. 
handelt, als zwingendes Recht gelten. Rundſtein will 
ferner in Übereinſtimmung mit Kohler ein möglichſt freies 
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Rücktrittsrecht ſtatuieren. Es ſollte beſtimmt werden, daß 
ein Rücktrittsrecht aus wichtigen Gründen und jederzeit und 
ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt ſtattfinden könnte. Was 
find aber wichtige Gründe? Wenn Rundſtein unter anderem 
auch überſpannte Preispolitik des Kartells anführt, ſo iſt 
wieder die Frage, wie ſoll der Richter entſcheiden, wann 
eine derartige Preispolitik vorliegt? Rundſtein geht ſogar 
ſo weit, zu empfehlen, daß eine anerkannte Kartellorganiſation 
aufgelöſt werden könnte, wenn ſie die Intereſſen der Allgemein⸗ 
heit gefährde oder wenn ſie gemeinſchädliche Zwecke 
verfolge. Hier wird aber der Behörde, die dieſes Verfahren 
durchzuführen hätte, eine höchſt ſchwierige, ja faſt unlösliche 
Aufgabe geſtellt. Man kann auch nicht die Analogie der 
Aktiengeſellſchaften heranziehen, die in Preußen durch Urteil 
des Verwaltungsgerichts aufgelöſt werden können, wenn ſie 
das Gemeinwohl ſchädigen, denn hierbei iſt Vorausſetzung, 
daß die Schädigung durch rechtswidriges Verhalten ge⸗ 
ſchieht. Bei der künftigen Kartellorganiſation ſoll aber die 
Auflöſung erfolgen, wenn das Kartell volkswirtſchaftlich 
gemeinſchädlich wird. Es dürfte den meiſten Richtern 
wohl ſehr ſchwer fallen, im einzelnen Falle zu entſcheiden, 
ob dieſe Vorausſetzungen zutreffen. 

Dieſer Vorſchlag geht ebenſo zu weit, wie der ähnliche 
von Steinbach“), analog den richterlichen Befugniſſen bei 
der Entſcheidung über unerlaubte Verträge ein Recht der 
Staatsverwaltung zur gänzlichen oder teilweiſen Annullierung 
jedes einzelnen Kartells zu ftatuieren. 

Auch die Vorſchläge von Hir ſch““) zur Beſeitigung 
der Mißſtände im Kartellweſen halte ich nicht für annehm⸗ 
bar und glaube, daß bei ihrer Durchführung eine gedeihliche 
Weiterentwicklung des Kartellweſens gehindert werden kann. 
Hirſch verlangt nämlich einen Kontrahierungszwang für die 
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Kartelle und damit dieſer Kontrahierungszwang nicht durch 
übertriebene Preisfeſtſetzungen illuſoriſch gemacht werden könnte, 
eine Preiskommiſſion, welche Ausſchreitungen der Preispolitik 
zu hindern hätte. Er ſchlägt ferner vor, gegenüber lang⸗ 
friſtigen Lieferungsverträgen „zum eigenen Verbrauch“ nach 
Analogie des § 343 B. GB. ein richterliches Anderungsrecht 
für die Lieferungsbedingungen zu ſchaffen, ebenſo bezüglich 
mißbräuchlicher Konkurrenzbeſchränkungen im Kartellvertrage. 
Dieſelben Vorſchläge wiederholt er neuerdings in einem Auf⸗ 
ſatz: „Kartellgeſetzgebung“ 57). 

Auch mir ſcheint, daß der Kontrahierungszwang nur 
denkbar wäre im Zuſammenhang mit dem Eingriff in die 
Preispolitik, welchen Vorſchlag ich oben ſchon eingehend 
kritiſiert habe. Was die langfriſtigen Verträge anlangt, 
ſo iſt ohne weiteres zuzugeben, daß dieſe für die Abnehmer 
oft eine außerordentliche Härte enthalten und es war eine 
ſtehende Klage bei der Berliner Kartellenquete, daß durch die 
lange Bindung die Abnehmer häufig ſchweren Schaden er⸗ 
litten. Aber wollte man hier dem Richter das Recht zur 
Abänderung dieſer Lieferungsfriſten geben, ſo würde jede 
Sicherheit der Kartellverträge geſchwunden ſein und ſchließlich 
wohl auch die Abnehmer mehr zu leiden haben, als in dem 
heutigen Zuſtand, denn es würden ſich dann ſicherlich die 
Kartelle in anderer Weiſe die Garantie der Dauer des Ver⸗ 
trages zu verſchaffen wiſſen. 

Es darf übrigens nicht überſehen werden, daß auch 
kurzfriſtige Verträge den Abnehmern oft ſehr ungünſtig ſein 
können. So hat die Kartellenquete ergeben, daß die kurz⸗ 
friſtigen Verträge unter Umſtänden den Nachteil haben, daß 
mit jedem Abſchluß in Zeiten aufſteigender Konjunktur eine 
Preisſteigerung verbunden iſt. So waren z. B. im Jahre 
1896 beim Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Roheiſenſyndikat halbjährige 
Verträge in Ausübung geweſen und mit jedem Abſchluß 
waren die Preiſe in die Höhe geſetzt worden. Infolgedeſſen 
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ſei im Jahre 1899 gerade der Wunſch nach langfriſtigen 
Verträgen hervorgetreten und hierdurch ſei eine ſprunghafte 
Entwickelung vermieden worden ). 

Unter allen Umſtänden ſcheint es mir zweckmäßiger, daß 
die beteiligten Kontrahenten über dieſe Frage zu einer Ver⸗ 
ſtändigung gelangen. Durch geſetzliches Eingreifen in das 
Vertragsrecht würden hier nur noch größere Mißſtände her⸗ 
vorgebracht. 


5. Verwaltungsrechtliche und wirtſchaftspolitiſche Maßnahmen 
des Staates gegenüber den Kartellen. 


Wenn ich nach allem bisher Geſagten es nicht für 
richtig erklären kann, durch irgend welche beſondere Geſetz⸗ 
gebung oder Normativbeſtimmungen den ſogenannten Kartell⸗ 
mißbräuchen entgegentreten zu wollen, ſo möchte ich keines⸗ 
wegs eine völlige Paſſivität des Staates gegenüber den 
Kartellen damit gutheißen. Ich glaube aber, daß die Staats⸗ 
hilfe erſt eintreten ſollte, wenn die Selbſthilfe der beteiligten 
Kreiſe nicht ausreichend iſt, die bei den Kartellen hervor⸗ 
getretenen Mißſtände zu beſeitigen. Zum großen Teil ſind 
dieſe Mißſtände auch der Neuheit der Kartellorganiſation 
zuzuſchreiben und zweifellos wird auf Grund der Erfahrungen, 
die jetzt ſchon gemacht ſind, allmählich eine Reihe von 
Mängeln des Kartellweſens fortfallen. Jedenfalls gibt es eine 
ganze Anzahl von Mitteln der Selbſthilfe, durch welche aus 
den Kreiſen der Beteiligten heraus ſelbſt Beſſerungen erzielt 
werden können. Ein geſetzgeberiſcher Eingriff gegen die 
Kartelle könnte dagegen unter Umſtänden zu einer ſchweren 
Schädigung unſerer deutſchen Volkswirtſchaft führen, denn 
man darf nicht vergeſſen, daß wir in den Kartellen auch 
unter Umſtänden ſehr zweckmäßige Organiſationen beſitzen 
und daß wir im internationalen Wettbewerb ſehr zu kurz 
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kommen könnten, wenn wir gegenüber anderen Ländern dieſes 
mächtige Organiſationsmittel entbehren müßten oder wenn 
es durch ungeſchickte Geſetzgebung verkümmert würde. 

In der bisherigen Entwickelung des Kartellweſens ſind 
bereits verſchiedene Mittel der Selbſthilfe mit Erfolg ver⸗ 
ſucht worden. Wenn ein harter Druck ſeitens der Kartelle, 
namentlich gewiſſen Abnehmerkreiſen gegenüber, ausgeübt 
wurde und zwar im beſonderen von ſeiten der Rohſtoff⸗ 
kartelle gegenüber den Halbfabrikat⸗ und Fertigwareninduſtrien 
und ferner von ſeiten der Kartelle überhaupt gegenüber dem 
Handel, ſo hat man doch neuerdings immer mehr Anſätze 
zur Verſtändigung zwiſchen dieſen Kontrahenten verzeichnen 
können. 

Ich führe nur als Beiſpiel die gemeinſchaftlichen Be⸗ 
ratungen an, die im vergangenen Jahre zwiſchen dem Verband 
der deutſchen Asbeſtwerke und dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Händlerverband ſtattgefunden haben. Die deutſche Induſtrie⸗ 
zeitung berichtet darüber 5°): 

„Der Verband erachtet es für geboten, vorher eine all⸗ 
gemeine Ausſprache mit ſämtlichen dem Verbande angeſchloſſenen 
Händlern herbeizuführen, um feſtzuſtellen, ob die bisher durch⸗ 
geführten und ferner ins Auge gefaßten Maßnahmen den 
allſeitigen Intereſſen des deutſchen Zwiſchenhandels entſprechen. 
Nur wenn ſeine Aufgaben und Abſichten allgemein anerkannt 
und gewürdigt werden und allſeitige Zufriedenheit mit den 
getroffenen Beſchlüſſen erreicht werden kann, iſt der Verband, 
wie er in einem Rundſchreiben erklärt, zur Fortſetzung ſeiner 
Aufgaben und auch zur Tragung der damit verbundenen 
Opfer entſchloſſen. Andererſeits will er zu ſeiner ſofortigen 
Auflöſung ſchreiten und den freien Wettbewerb wieder ein⸗ 
treten laſſen, wenn die Händlerſchaft in ihrer überwiegenden 
Mehrheit ſich nicht mit ſeinen Zielen und Aufgaben einver⸗ 
ſtanden erklären kann.“ 

So hat auch die Papiereinkaufsſtelle der deutſchen 
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Zeitungsverleger dadurch günſtig gewirkt, daß ſie den Preis⸗ 
druck des Druckpapierſyndikats gemildert hat ). 

Die Kartellverhandlungen bei der Berliner Kartell⸗ 
enquete haben wiederholt den Erfolg gehabt, daß miteinan⸗ 
der ſtreitende Parteien zu einer Verſtändigung zuſammen⸗ 
traten. Dies war z. B. der Fall bei den Abnehmern des 
Verbandes der deutſchen Drahtwalzwerke und der deutſchen 
Stahldrahtſtiftfabrikanten. Der Vorſitzende teilte am Schluſſe 
der Verhandlungen das erfreuliche Reſultat mit, daß Be⸗ 
ſprechungen zwiſchen den verſchiedenen Parteien ſtattgefunden 
haben mit dem Reſultat, daß Vermittelungsſtellen errichtet 
werden ſollen, beſetzt mit beiderſeitigen Vertrauensleuten und 
daß die Vertreter des Kartells und ſeiner Abnehmer in pri⸗ 
vaten Beſprechungen und Verſammlungen ſich vereinigen 
ſollen, um zu verſuchen, unter ſich die Differenzen, die etwa 
noch obwalten ſollten, auszugleichen “). 

Auch gegenüber der umſtrittenſten Frage der Kartell⸗ 


politik — nämlich der Differenzierung von Inland⸗ und 
Auslandpreiſen — iſt es wiederholt zu einer Verſtändigung 
gekommen. 


Ich habe oben ſchon die volkswirtſchaftlichen Gründe 
erläutert, aus denen einzelne Kartelle zur Feſtſetzung niedrigerer 
Preiſe für das Ausland gegenüber den inländiſchen Abneh⸗ 
mern gelangen können. Dieſe Preispolitik kann aber unter 
Umſtänden die inländiſchen Abnehmer in ihrem Konkurrenz⸗ 
kampf mit dem Ausland ſchwer ſchädigen. Es wurde daher 
vielfach gewünſcht, daß die Kartelle den Abnehmern diejenigen 
Rohſtoff⸗ und Halbfabrikate, die ſie nachweislich zum Export 
weiter verarbeiten, zum Auslandspreiſe zur Verfügung ſtellen. 

So berichtet der Generaldirektor Zilliken, daß bei 
Gründung des Walzdrahtverbandes im Prinzip die Anſicht 
ausgeſprochen wäre: wir wollen die Mengen, die wir bisher 
exportiert haben, in Fühlung mit den weiter verarbeitenden 
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Induſtrien gern der inländiſchen Induſtrie, ſofern ſie ſie 
verarbeiten vermag, zu Exportpreiſen zur Verfügung ſtellen. 
Der Plan ſcheiterte dann, da dies Kartell nicht ſtark genug 
organiſiert war. Auch Geheimrat Kirdorf⸗Aachen gab zu, 
daß der Halbzeugverband es bedauere, daß ſeitens der deutſchen 
Werke nach dem Auslande zu Preiſen verkauft würde, die 
auch nach Anſicht des Halbzeugverbandes zu niedrige waren. 
Aber auch er meint, daß der Halbzeugverband als ſolcher 
nicht daran ſchuld geweſen wäre, ſondern der Umſtand, daß 
er nicht genügend ſtark geweſen ſei: er iſt kein kräftiger 
Verband geweſen, ſonſt würde er eben dieſen Vorteil der 
deutſchen Induſtrie noch haben zuführen können 72). 

Vielfach werden auch von ſeiten der Rohſtoffkartelle den 
weiter verarbeitenden Induſtrien Exportbonifikationen gewährt. 
Aber regelmäßig werden ſolche Ausfuhrvergütungen nur von 
Verband zu Verband gegeben und daher iſt als beſtes Mittel 
zur Vermeidung des Preisdruckes durch die billigen Aus⸗ 
landspreiſe den Abnehmern immer wieder geſagt worden: 
ſchließt euch ebenfalls zu Verbänden zuſammen! Mit Recht wird 
hier denjenigen Abnehmerkreiſen, die über Druck der Kartelle 
klagen, der Rat gegeben, ihrerſeits Kartelle zu gründen. Ein 
ſolcher Verband kann dann viel eher gegenüber derartigen 
Preisdifferenzen vorgehen, kann auch ſeinerſeits durch Nor⸗ 
mierung von Kartellpreiſen eher die höheren Rohſtoffpreiſe 
ertragen. So wurde namentlich bei den Verhandlungen über 
den Halbzeugverband immer wieder auf die Notwendigkeit 
der Gründung weiterer Kartelle hingewieſen. 

Der eben erwähnte Geheimrat Kirdorf ſagte: „Ich 
habe von den Herren gewünſcht, ſie möchten ſich — die 
Halbzeug Verbrauchenden, die das Stabeiſen herſtellen — 
zuſammenfinden und ſich verſtändigen über eine Organiſation 
und dann hätten ſie zu dem Halbzeugverbande kommen ſollen 
und ſagen ſollen: „Hier, Halbzeugverband, wir ſind geeinigt 
und können einen Stabeiſenverband gründen, wenn die ge⸗ 
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miſchten Verbände mitmachen ... wir können uns unmöglich 
darauf einlaſſen, mit den vierzig, fünfzig oder weiß Gott 
wie viel einzelnen Halbzeug kaufenden Werken zu verhandeln, 
wo bei jedem einzelnen ganz beſondere Verhältniſſe vorliegen; 
jedes macht Spezialitäten, jedes hat andere Gründe, aus 
denen es eine beſondere Stellung verlangt. Mögen doch die 
Herren, die dieſe Induſtrien repräſentieren, ſich unter ſich 
zuſammenſchließen, mögen ſie zuſammen uns gegenübertreten, 
dann läßt ſich auch weiter über die Bildung eines Stab⸗ 
eiſenverbandes reden.“ 

Dieſer von Geheimrat Kirdorf und vielen anderen 
ausgeſprochene Wunſch, daß die verſchiedenen Gruppen der 
Abnehmer ſich ebenfalls kartellieren ſollten, daß dann die 
Kartelle miteinander eine gewiſſe Verbindung herſtellen ſollten, 
um als gemeinſames Ziel zu betreiben, unſeren Export mög⸗ 
lichſt in Geſtalt von Fertigfabrikaten anſtatt in Form von 
Rohſtoffen und Halbzeug zu bewirken, daß alſo Rohſtoffe 
und Halbzeug möglichſt auf dem inländiſchen Markt durch 
ein Zuſammenarbeiten dieſer Verbände untergebracht werden 
können “?), dieſer Wunſch iſt durch die neuerdings erfolgte 
Gründung des deutſchen Stahlwerkverbandes teilweiſe ver⸗ 
wirklicht. 

Dieſer Stahlwerkverband iſt aus dem Träger: und 
Halbzeugverband, ſowie aus der Schienen⸗ und Schwellenge⸗ 
meinſchaft hervorgegangen und hat bisher kartelliert: Schienen, 
Schwellen, Träger und Formeiſen, vor allem aber Rohſtahl 
und Halbzeug). Nach § 2 des Geſellſchaftsvertrages des 
Stahlwerkverbandes iſt Gegenſtand des Unternehmens: An⸗ 
und Verkauf von Eiſen⸗ und Stahlerzeugniſſen aller Art, 
der Erwerb von Induſtrieunternehmungen aller Art, der 
Betrieb von Unternehmungen aller Art, die auf die Regelung, 
den Abſatz und die Beförderung von Eiſen⸗ und Stahlerzeug⸗ 
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niſſen gerichtet ſind, ſowie die Beteiligung an ſolchen Unter⸗ 
nehmungen )). | 

Um welch außerordentlich große Unternehmungen es 
ſich hierbei handelt, läßt ſich daraus ermeſſen, daß die im 
Stahlwerkverband zu einheitlichen Arbeitszielen vereinigten 
Kapitalsmaſſen den Betrag von einer Milliarde Mark über⸗ 
ſteigen. 

Wie in dieſem Falle durch den Zuſammenſchluß mehrerer 
Induſtriezweige eine gewiſſe Intereſſengemeinſchaft herbei⸗ 
geführt wurde, ſo kann durch weiteres Fortſchreiten der Kar⸗ 
tellierung auch in anderen Induſtriebranchen, wo heute noch 
ſich widerſtreitende Intereſſen gegenüberſtehen, ein Ausgleich 
herbeigeführt werden. 

Nur wenn alle die verſchiedenen Mittel der Selbſthilfe 
der beteiligten Kreife nicht ausreichen, ſollte man ſich zu 
ſtaatlichem Vorgehen gegen die Kartelle entſchließen. Um 
aber die wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben zu erfüllen, die hier 
dem Staate obliegen, muß vor allen Dingen dafür geſorgt 
werden, daß die Regierung die genügende Kenntnis über die 
Kartelle, über ihre Organiſation und ihre Preispolitik u. ſ. w. 
hat. Deshalb ſtimme ich mit denjenigen überein, die vor 
allen Dingen eine verwaltungsrechtliche Regelung des Kar⸗ 
tellweſens anſtreben. Auch mir ſcheint es notwendig, daß 
ein Kartellamt errichtet wird, welchem alle Kartelle ihre 
Statuten, Preisvereinbarungen u. ſ. w. zu melden hätten. 
Dieſe Mitteilungen ſollen nicht der Offentlichkeit übergeben 
werden, ſondern ſollen lediglich als Information für die 
Regierung dienen, um auf Grund der Kenntnis dieſer Vor⸗ 
gänge eventuell wirtſchaftspolitiſche Maßnahmen zu ergreifen, 
oder aber durch offizielle Mitteilung des wichtigſten Mate⸗ 
rials die Offentlichkeit aufzuklären. 

Klein meint zwar in Übereinſtimmung mit Dove, 
daß ſolche Kartellregiſter heute keinen Zweck mehr hätten, 
weil man doch über alle wichtigeren Schritte der Gründung 
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der Kartelle und ihrer laufenden Gebarungen ſchon unter⸗ 
richtet wäre. 

Dies kann ich nicht zugeben, im Gegenteil hat man 
gerade erſt durch die jetzt ſtattgehabten Verhandlungen in 
Berlin eine ganze Reihe von Vorkommniſſen aus der Kartell⸗ 
politik erfahren, über die man vorher völlig im unklaren 
war. Iſt aber die Regierung fortlaufend und nicht allein 
bei Gelegenheit einer ſolchen Enquete in der Lage, das not⸗ 
wendige Material zu ſammeln, ſo iſt ſie auch viel beſſer in 
der Lage, rechtzeitig einzugreifen oder rechtzeitig beruhigend 
auf die Offentlichkeit zu wirken. 

Fragt man aber nach den Mitteln der Wirtſchafts⸗ 
politik, die der Staat gegenüber den ſogenannten gemein⸗ 
ſchädlichen Folgen der Kartelle ergreifen ſoll, ſo iſt gegen⸗ 
über dem ſchlimmſten Übelſtand, der mit Kartellen ver⸗ 
bunden ſein kann, nämlich einer monopoliſtiſchen Preispolitik 
zu Ungunſten der Konſumenten, überhaupt nur ein Ausweg 
möglich, nämlich ä des betreffenden Be⸗ 
triebszweiges. 

Daß der von Klein vorgeſchlagene Ausweg nicht gang⸗ 
bar iſt, habe ich oben nachzuweiſen geſucht. Die Erfahrung 
aller geſetzgeberiſchen Eingriffe in anderen Ländern hat gelehrt, 
daß die Kartelle es immer noch verſtanden haben, dieſe geſetz⸗ 
geberiſchen Maßnahmen zu umgehen. Auch iſt nicht zu ver⸗ 
geſſen, daß die monopoliſtiſche Preispolitik gar nicht allein 
von einem Kartell betrieben werden kann, ſondern ebenſo 
von einem mächtigen Einzelbetriebe, einer großen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft u. ſ. w. Nicht auf die Form des Kartelles kommt es 
an, ſondern auf die tatſächliche monopoliſtiſche Beherrſchung 
der Preiſe eines Artikels. Auch wird man nur in den 
Fällen von einer eigentlichen Gefahr reden können, wo der 
betreffende Artikel ein Naturmonopol darſtellt. Denn bei 
allen übrigen Waren wird ſich immer wieder Konkurrenz in 
irgend einer Form geltend machen können. Aber wenn ein⸗ 
zelne Unternehmungen, ſei es in Form eines Kartells oder 
in irgend welcher anderen Form, ein natürliches Monopol 
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haben, und dieſes Monopol zu einer wucheriſchen Preisfeſt⸗ 
ſetzung ausnutzen, ſo muß hier natürlich als ultimo ratio 
eventuell die Verſtaatlichung des betreffenden Betriebes platz⸗ 
greifen. N 
Wenn alſo Klein daran erinnert, wie manches Haus⸗ 
haltungsbudget z. B. durch Verteuerung des Petroleum⸗ 
bedarfes geſchädigt wird und er ferner meint, daß man 
ſolche Dinge nicht gleichgültig hinnehmen darf, ſo kann ich 
ihm durchaus darin nur zuſtimmen; aber kein Mittel ſtaat⸗ 
licher Preisfixierung wird hier ausreichend ſein, vielmehr 
muß dann zur Verſtaatlichung gegriffen werden. 

Wegen der den meiſten Staatsbetrieben gegenüber den 
Privatbetrieben anhaftenden Mängel wird man jedoch zu 
dieſem Mittel nur im äußerſten Notfall ſchreiten dürfen. Aber 
gerade ſo wie man auch mit der Verſtaatlichung der Eiſen⸗ 
bahnen, des Poſt⸗ und Telegraphenweſens, der Banknoten⸗ 
ausgabe vorgegangen iſt, weil man ein ſtaatliches Monopol 
für richtiger hält als ein Privatmonopol, ſo wird man auch 
gegebenenfalls die ſtaatliche Ausnutzung eines Naturmonopols 
immer noch der Privatausnutzung eines ſolchen Monopols 
vorziehen müſſen. 

Dieſen Weg hatte die preußiſche Regierung eingeſchlagen, 
als ſie den Geſetzentwurf einbrachte, wodurch der Kaliberg⸗ 
bau in Preußen verſtaatlicht werden ſollte. Nur mit einer 
Majorität von 5 Stimmen wurde dies Monopolprojekt ab: 
gelehnt. | 

In dieſem Falle war aber die Ablehnung um des⸗ 
willen nicht bedenklich, weil der preußiſche Staat ſelbſt bei 
dem Kaliſyndikat beteiligt iſt und dadurch einen Einfluß auf 
die Preispolitik hat. Aus denſelben Erwägungen hat der 
preu ßiſche Staat auch die Bernſteinwerke ſelbſt in die Hand 
geno mmen, weil er die Privatausnutzung dieſes Naturmonopols 
ſeitens der Firma, an welche vorher dieſe Werke verpachtet 
waren, hindern wollte. 

Es iſt klar, daß überall, wo es ſich um Naturmonopole 
handelt, Kohle, Petroleum u. ſ. w., dies der einzige Weg 


———— — — — — a EEE 


5 — ——— — —— 


Diehl: Rechtliche Regelung der Kartelle. 433 


iſt, um Mißbräuchen privater Ausnutzung wirklich mit Er⸗ 
folg entgegenzutreten. 

Man wird zu dieſem letzten Mittel aber erſt ſchreiten, 
wenn alle übrigen ſtaatlichen Abwehrmaßnahmen nicht zum 
Ziele geführt haben. Der Staat hat bekanntlich noch eine 
Reihe von anderen Möglichkeiten, durch ſeine Wirtſchafts⸗ 
politik Auswüchſen des Kartellweſens entgegenzutreten. 

Ich wies bereits auf die Beteiligung des Staates an 
einzelnen Kartellen hin. Zu ſolchen Maßnahmen gehört auch 
der neue Geſetzentwurf über Stilllegung der Kohlenzechen. 

Vor allen Dingen aber können dieſe Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden auf dem Wege der Handels: und Zollpolitik. 
Hier muß nochmals auf die Differenzierung von Inlands⸗ 
und Auslandspreiſen hingewieſen werden. Durch die Niedrig⸗ 
haltung von Rohſtoffpreiſen für die nach dem Auslande zu 
liefernden Rohſtoffe und die Hochhaltung dieſer ſelben Roh⸗ 
ſtoffpreiſe bei dem Verkauf an inländiſche Abnehmer, kann 
geradezu die vom Staate betriebene Zoll⸗ und Handelspolitik 
illuſoriſch gemacht werden. Wenn der Staat den Schutz der 
nationalen Arbeit als Ziel ſeiner Handels⸗ und Zollpolitik 
aufſtellt, kann er es nicht dulden, daß durch eine derartige 
Preispolitik der Fertigwareninduſtrie anderer Länder die Kon⸗ 
kurrenz gegenüber unſerer Fertigwareninduſtrie erleichtert wird. 

Wenn z. B. Direktor Schmieding darüber berichtet, 
daß eines der größten engliſchen Feinblechwalzwerke die 
deutſchen Platinen zu 81 M. bezieht inkluſive der Fracht 
von Antwerpen und daß dieſes Werk, welches direkt an der 
Küſte liegt, dieſe Fertigwaren direkt per See nach allen 
Teilen der Welt verſenden kann, während ſich der Platinen⸗ 
preis eines deutſchen Werkes auf 89 M. ſtellt, ſo daß alſo 
das engliſche Werk im Halbzeug einen Vorſprung von 8 M. 
pro Tonne hat, ſo liegen hier — und ſolche Beiſpiele wurden 
zu Dutzenden bei den Kartellverhandlungen mitgeteilt — in 
der Tat Schädigungen der deutſchen Induſtrie vor 5). In⸗ 
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ſoweit nicht durch Maßnahmen ſeitens der Betriebe ſelbſt, 
auf die ich bereits hingewieſen habe, dieſe Mißſtände beſei⸗ 
tigt werden können, muß allerdings durch eine entſprechende 
Zollpolitik dafür geſorgt werden, daß die deutſche Induſtrie 
den Schutz, den ſie durch die Schutzzollpolitik haben ſoll, auch 
wirklich erhält. Hier käme alſo z. B. eine Zollherabſetzung 
in Frage für ſolche Produkte, bei denen die Kartelle eine 
übermäßige Höhe der Inlandspreiſe feſtſetzen oder aber es 
müſſen Maßnahmen ergriffen werden, die auf dem Gebiete 
des zollfreien Beförderungsverkehrs liegen. 

Ich verweiſe hier auf die Vorſchläge von Liefmann “)), 
die er in ſeinen verſchiedenen Arbeiten über Kartelle gemacht 
hat; zuletzt noch in ſeiner Schrift „Kartelle und Truſts“. 
Daß dieſer Weg ein ſehr ſchwieriger iſt, iſt zuzugeben, denn 
bei dieſen Preisfeſtſetzungen der Kartelle handelt es ſich meiſt 
nur um zeitweilige Maßregeln, während zollpolitiſche Maß⸗ 
nahmen ſowohl bei der autonomen als in der Handelsver⸗ 
tragspolitik für längere Zeiträume getroffen werden müſſen. 
Aber trotz aller Schwierigkeiten müſſen auch auf dieſem Ge⸗ 
biet Mittel und Wege gefunden werden, um dann von 
Staats wegen einzugreifen, wenn durch Maßregeln des Kar⸗ 
tells direkte ſtaatliche Politik gehindert wird. In der Regel 
wird allerdings ſchon die bloße Vorbereitung oder Inaus⸗ 
ſichtnahme ſolcher politiſchen Maßnahmen genügen, um das 
Kartell zu einer entſprechenden Anderung ſeines Gebarens 
zu veranlaſſen. 
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Gehorſamspflicht und Arbeitszeit der Sthiffsmannſchaft. 
Von 
Herrn Landrichter Dr. Matthaei in Hamburg. 


Das hanſeatiſche Oberlandesgericht hat vor kurzem einige 
Seeleute verurteilt, weil ſie ihren Vorgeſetzten den Gehorſam 
verweigert hatten, als dieſe von ihnen während der geſetzlich 
gewährleiſteten Sonntagsruhezeit Arbeiten verlangten. Es 
handelte ſich um eine Kolliſion zwiſchen der an Bord von 
Schiffen erforderlichen Disziplin und den zu Gunſten der 
Seeleute gegebenen ſozialpolitiſchen Vorſchriften. Da dies 
meines Wiſſens die erſte höchſtrichterliche Entſcheidung über 
dieſe Materie iſt und ſie von weittragender Bedeutung 
für den praktiſchen Wert dieſer Vorſchriften iſt, erſcheint es 
von Intereſſe, die in Betracht kommenden Beſtimmungen einer 
Prüfung zu unterziehen. Ich werde dabei die politiſche Seite 
der Sache völlig unberückſichtigt laſſen und mich auf rein 
juriſtiſche Darlegungen auf Grund des geltenden Rechts be⸗ 
ſchränken. 

Während die Seemannsordnung von 1872 über die Ar⸗ 
beitszeit und die Sonntagsruhe der Schiffsleute faſt gar nichts 
beſtimmte, finden ſich eingehende Vorſchriften darüber in der 
neuen Seemannsordnung vom 2. Juni 1902. In der Be⸗ 
ſonderheit des ſeemänniſchen Dienſtes iſt es begründet, daß 
fo genaue Beſtimmungen wie für andere Kategorien von 
Arbeitern für die Seeleute nicht getroffen werden können. 
Während aber die Beſonderheit in der Hauptſache dann vor⸗ 
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handen iſt, wenn das Schiff auf See iſt, nähert ſich die 
Stellung des Schiffsmannes der eines anderen Arbeiters beim 
Aufenthalt im Hafen oder auf der Reede. Dieſer Ver⸗ 
ſchiedenheit trägt das Geſetz Rechnung, indem es die beiden 
Fälle verſchieden regelt. Liegt das Schiff im Hafen oder 
auf der Reede, jo braucht der Schiffsmann nach § 35 an 
Werktagen nur in dringenden Fällen länger als 10, in den 
Tropen länger als 8 Stunden zu arbeiten; liegt ein „dringen⸗ 
der Fall“ vor, ſo iſt in der Regel die Arbeit, die über 10 
bezw. 8 Stunden geleiſtet wird, als Überſtundenarbeit zu be⸗ 
zahlen. Auf See geht nach § 36 die Mannſchaft Wache um 
Wache; die abgelöſte Wache darf nur in dringenden Fällen 
zu Schiffsdienſten herangezogen werden. An Sonn⸗ und 
Feſttagen dürfen im Hafen oder auf der Reede Arbeiten nur 
gefordert werden, ſoweit ſie unumgänglich oder unaufſchieb⸗ 
lich oder durch den Perſonenverkehr bedingt ſind; insbeſondere 
darf im Reichsgebiet die Mannſchaft nicht mit Löſchen und 
Laden beſchäftigt werden; in der Regel iſt Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagsarbeit als Überſtundenarbeit zu vergüten (§ 37). Auf 
See müſſen die Arbeiten geleiſtet werden, die für die Sicher⸗ 
heit und Fahrt des Schiffes, ſowie für die Verpflegung und 
Bedienung der an Bord befindlichen Perſonen unbedingt er⸗ 
forderlich ſind. 

Es fragt ſich nun, welche Rechtsfolgen eintreten, wenn 
die Mannſchaft einem Vorgeſetzten die Leiſtung von Arbeiten, 
zu denen ſie geſetzlich nicht verpflichtet iſt, verweigert. Iſt 
eine ſolche Weigerung berechtigt? Darf die Mannſchaft den 
Befehl eines Vorgeſetzten auf ſeine Berechtigung prüfen oder 
muß ſie ihn ohne Rückſicht hierauf ausführen? Während es 
für den nichtſeemänniſchen Arbeiter ſelbſtverſtändlich iſt, daß 
er Arbeiten, deren Forderung durch das Geſetz verboten iſt, 
ohne rechtliche Nachteile verweigern kann, finden ſich in der 
Seemannsordnung über die Gehorſamspflicht des Seemannes 
mehrere Beſtimmungen, die es zunächſt zweifelhaft erſcheinen 
laſſen, ob für ihn dieſer Satz auch gilt. § 34 verpflichtet 
den Seemann, „in Anſehung des Schiffsdienſtes den Anord⸗ 


Matthaei: Gehorſamspflicht ꝛc. der Schiffsmannſchaft. 437 


nungen des Kapitäns, der Schiffsoffiziere und feiner ſonſtigen 
Dienſtvorgeſetzten unweigerlich Gehorſam zu leiſten und 
zu jeder Zeit alle für Schiff und Ladung ihm über⸗ 
tragenen Arbeiten zu verrichten“. Ebenſo beſtimmt § 85 
Abſ. 2, daß der Schiffsmann verpflichtet iſt, den dienſtlichen 
Befehlen ſeiner Vorgeſetzten unweigerlich Folge zu leiſten. 
In § 96 Abi. 2 Ziff. 2 und §§ 100, 101 find Straf: 
beſtimmungen gegen den Ungehorſam gegeben. Nach § 96 
Abſ. 2 Ziff. 2 iſt gröblicher Ungehorſam gegen den Dienſt⸗ 
befehl eines Vorgeſetzten als ſtrafbare Verletzung der Dienſt⸗ 
pflicht eines Schiffsmannes anzuſehen; § 100 bedroht den 
Schiffsmann mit Strafe, der den wiederholten Befehlen eines 
Vorgeſetzten den ſchuldigen Gehorſam verweigert; nach § 101 
werden die Seeleute beſtraft, die gemeinſchaftlich auf Ver⸗ 
abredung den Gehorſam verweigern. In dem oben an⸗ 
geführten Urteile hat das hanſeatiſche Oberlandesgericht er⸗ 
klärt, die 88 34, 85 Abſ. 2, 96 ABS. 2 ließen keinen Zweifel 
darüber zu, daß es Abſicht des Geſetzes war, im Intereſſe 
der im Schiffsdienſte unentbehrlichen Disziplin eine un⸗ 
bedingte Gehorſamspflicht der Schiffsleute gegenüber dienſt⸗ 
lichen Anordnungen ihrer Vorgeſetzten zu begründen. Mit 
dieſer ſowohl in § 34 wie in § 85 durch die Hinzufügung 
des Wortes „unweigerlich“ noch beſonders kenntlich gemachten 
Abſicht des Geſetzgebers würde es unvereinbar ſein, wenn es 
dem Schiffsmann geſtattet ſein ſollte, die dienſtlichen Befehle 
ſeiner Vorgeſetzten vor ihrer Befolgung auf die materiellen 
Vorausſetzungen ihrer Angemeſſenheit nachzuprüfen. Gegen⸗ 
über dieſer Entſcheidung iſt zunächſt darauf hinzuweiſen, daß 
ſich das Wort „unweigerlich“ nicht in den Strafbeſtimmungen 
findet, ſondern einmal in den Vorſchriften über das Ver⸗ 
tragsverhältnis ($ 34) und das andere Mal in den Dis⸗ 
ziplinarvorſchriften (§ 85) ſteht. Der Inhalt dieſer beiden 
Paragraphen darf ſchon darum nicht ohne weiteres zur Aus⸗ 
legung der ſtrafrechtlichen Vorſchriften verwertet werden, weil 
die einfache Verletzung der durch jene ſtatuierten Gehorſams⸗ 
pflicht überhaupt nicht ſtrafbar iſt. Die Strafbeſtimmungen 
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verlangen vielmehr noch ein Weiteres; nach § 96 muß ein 
gröblicher Ungehorſam vorliegen; nach $ 100 muß die Ge⸗ 
horſamsverweigerung gegenüber wiederholten Befehlen erfolgt 
ſein, und nach $ 101 muß es ſich um gemeinſchaftliche, ver: 
abredete Gehorſamsverweigerung handeln. Die $$ 34 und 85 
ſtehen alſo nicht etwa in dem Verhältnis zu den SS 96, 100, 
101, daß jene eine geſetzliche Pflicht und dieſe die auf die 
Verletzung dieſer Pflicht folgenden Strafen normieren. Die 
Bedeutung des $ 85 iſt vielmehr, da er unter den Disziplinar⸗ 
vorſchriften ſteht, die, daß ſeine Verletzung ebenſo wie die 
anderen dort gegebenen Beſtimmungen dem Kapitän das Recht 
gibt, von ſeiner Disziplinargewalt Gebrauch zu machen. § 34 
gehört zu dem das Vertragsverhältnis des Schiffsmannes 
regelnden dritten Abſchnitt der Seemannsordnung; darin be⸗ 
handeln die §88 34 — 42 die Verpflichtungen des Schiffsmannes. 
Ich faſſe das Verhältnis dieſer Paragraphen untereinander 
dahin auf, daß § 34 die Verpflichtungen im allgemeinen be⸗ 
ſtimmt und die $$ 35—42 fie näher ausführen und teil⸗ 
weiſe einſchränken. Wären die Beſtimmungen ohne dieſen 
inneren Zuſammenhang hintereinander geſtellt, ſo wären ſie 
unvereinbar und in ſich widerſpruchsvoll. Insbeſondere wäre 
dann auch § 41 Abſ. 1 überflüſſig; denn hiernach muß der 
Schiffsmann bei Seegefahr alle befohlene Hilfe zur Erhaltung 
von Schiff oder Ladung unweigerlich leiſten. Nimmt man 
mit dem Oberlandesgericht an, daß der Schiffsmann zur 
Vermeidung von Strafe immer alle Befehle ohne Rückſicht 
auf eine Überſchreitung der Arbeitszeit und auf die Sonntags⸗ 
ruhe ausführen muß, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß er 
das auch bei Seegefahr tun muß. § 41 Abſ. 1 würde alſo 
die allgemeine Verpflichtung nur für den Fall der Seegefahr, 
in dem ſie doch beſonders ſelbſtverſtändlich iſt, wiederholen. 
Man kann aber nicht annehmen, daß es Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers geweſen iſt, etwas Überflüſſiges zu ſagen, wenn eine 
andere Auslegung möglich und näherliegend iſt. Nach meiner 
Auffaſſung bildet $ 41 Abſ. 1 wieder eine Ausnahme von 
den Ausnahmen der SS 35—40, fo daß die einzelnen Be: 
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ſtimmungen im organiſchen Zuſammenhang untereinander 
beſagen: Im allgemeinen muß der Schiffsmann alle für Schiff 
und Ladung ihm übertragenen Arbeiten verrichten ($ 34); 
im Hafen oder auf der Reede braucht er, abgeſehen von dringen⸗ 
den Fällen, an Werktagen nur 10 bezw. 8 Stunden ($ 35), 
an Sonntagen überhaupt nicht zu arbeiten (§ 37); Seegefahr 
iſt ſtets ein dringender Fall, ſo daß er bei ihr in jedem Falle 
und zu jeder Zeit alle Befehle ausführen muß (§ 41 Abi. 1). 

Gegen die Auffaſſung des Oberlandesgerichts ſpricht 
ferner, daß, wenn ſie richtig wäre, die Befolgung der für 
die Mannſchaft gegebenen Schutzbeſtimmungen faſt völlig im 
Belieben der Vorgeſetzten ſtehen würde. Nur für die Ver⸗ 
letzung eines Teils der über die Sonntagsruhe gegebenen 
Vorſchriften iſt eine Strafbeſtimmung gegen den Kapitän ge⸗ 
geben ($ 114 Ziff. 6). Der Kapitän wird nur beſtraft, 
wenn er die Mannſchaft an Sonn: und Feſttagen in einem 
Hafen des Reichsgebiets mit Löſchen und Laden beſchäftigt, 
ihnen keine Gelegenheit zur Teilnahme am Gottesdienſte gibt, 
oder ſie auf See zu anderen als dringlichen Arbeiten an⸗ 
hält. Dagegen trifft ihn keinerlei Rechtsnachteil, wenn er 
in anderen Fällen im Hafen außer der Maximalarbeits⸗ 
zeit nicht dringliche Arbeiten von ihnen verlangt. Es er⸗ 
gibt ſich weiter aus der Anſicht des Oberlandesgerichts die 
auffallende Folge, daß die Mannſchaſt ſich zu ſolchen nicht 
dringlichen Arbeiten außerhalb der geſetzlichen Arbeitszeit 
nicht freiwillig verpflichten darf, weil die Vorſchriften zwingen⸗ 
des Recht find (§ 1 Abſ. 2), daß der Kapitän fie aber un⸗ 
geſtraft dazu zwingen darf und daß ſie ſich ſtrafbar macht, 
wenn ſie dem Zwange keine Folge leiſtet. Es ſcheint mir 
ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber ſolche Konſequenzen ge⸗ 
wollt und Vorſchriften gegeben haben ſollte, deren Befolgung 
lediglich von dem guten Willen der Vorgeſetzten, deren Inter⸗ 
eſſen in wirtſchaftlicher Beziehung oft denen der Mannſchaft 
entgegengeſetzt ſind, abhängig iſt, indem gegen ihre Ver⸗ 
letzung weder ein geſetzlicher Schutz noch ein ſolcher durch 
Selbſthilfe gegeben iſt. Ein dahingehender Wille 05 Geſetz⸗ 
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gebers erſcheint umſo unwahrſcheinlicher, als nach den über⸗ 
einſtimmenden Erklärungen der geſetzgebenden Faktoren eine 
durchgreifendere Fürſorge für den wirtſchaftlich ſchwächeren 
Seemann die Hauptaufgabe der Reviſion der Seemanns⸗ 
ordnung ſein ſollte. 

Man könnte nun meinen, daß die 88 35, 37 nicht den 
Zweck haben, bindende Vorſchriften über die Arbeitszeit und 
die Sonntagsruhe zu geben, ſondern nur die zivilrechtlichen 
Folgen der Überſchreitung der geſetzlichen Arbeitszeit regeln 
und durch die Einräumung eines Anſpruchs auf Bezahlung 
der Überſtundenarbeit dem Schiffsmann eine gewiſſe Garantie 
hätte ſichern wollen, daß das Geſetz inne gehalten und er 
bei einer Überſchreitung durch Bezahlung entſchädigt werde. 
Aber auch das trifft nicht zu. Der Wortlaut der Beſtim⸗ 
mungen beſagt, daß nicht nur ein zivilrechtlicher Anſpruch 
gegeben werden ſollte. Zudem iſt der Kreis derjenigen Ar⸗ 
beiten, die bezahlt werden müſſen, enger als der Kreis der 
Leiſtungen, die der Vorgeſetzte außerhalb der geſetzlichen Ar⸗ 
beitszeit verlangen kann. Insbeſondere iſt aber dem Schiffs⸗ 
mann kein Anſpruch für die Leiſtungen gegeben, die der Vor⸗ 
geſetzte rechtswidrig bei nicht dringenden Fällen verlangt. 
Eine Vergütung hierfür kann nicht einmal vereinbart werden, 
weil dieſe Vereinbarung nach § 1 Ab. 2 ungültig iſt. In 
einem ſolchen Falle kann der Schiffsmann nur nach § 823 
Abi. 2 B. GB. Schadenserſatz verlangen, und zwar wenn den 
Reeder keine culpa in eligendo bei der Anſtellung des be⸗ 
treffenden Vorgeſetzten trifft, nach $ 831 B. GB. nur von 
dem Vorgeſetzten, der die Arbeitsleiſtung verlangt hat. 

Es iſt daher evident, daß weder durch Strafvorſchriften 
noch durch zivilrechtliche Beſtimmungen eine hinlängliche 
Garantie für die Innehaltung der Schutzvorſchriften ge⸗ 
troffen iſt. Falls die Selbſthilfe auch noch ſtrafbar iſt, ſo 
ſtehen ſie nur auf dem Papiere. 

In den Materialien des Geſetzes findet ſich nur wenig 
über dieſe Frage. Eine klare Antwort ſucht man vergebens. 
Immerhin ſpricht manches für die hier vertretene Auffaſſung. 
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Allerdings wird in der Begründung zu dem jetzigen § 34 
geſagt, daß für den Schiffsmann eine unbedingte Gehorſams⸗ 
pflicht ſtatuiert werden müſſe; aber die nähere Ausführung 
ergibt, daß man hauptſächlich der durch einen Antrag an⸗ 
geregten Annahme entgegentreten wollte, daß jede Kate⸗ 
gorie von Schiffsleuten nur ihren ſpeziellen Vorgeſetzten, alſo 
die Matroſen den Deckoffizieren, die Heizer den Maſchiniſten 
u. ſ. w. Gehorſam ſchuldig ſeien; die Begründung führt da⸗ 
gegen aus, daß bezüglich des Schiffsdienſtes rechtlich ein 
Unterſchied zwiſchen den Angehörigen der verſchiedenen Dienſt⸗ 
zweige nicht beſtehe, und daß jeder Schiffsmann allen Vor⸗ 
geſetzten bei allen für Schiff und Ladung ihm übertragenen 
Arbeiten Gehorſam leiſten müſſe !). In der Begründung der 
Vorſchriften über die Sonntagsruhe heißt es: „Die von man⸗ 
chen Seiten geäußerte Beſorgnis, daß durch die Notwendig⸗ 
keit, unumgängliche und unaufſchiebbare Arbeiten zuzulaſſen, 
eine Unſicherheit entſtehen werde, welche den Wert der Vor⸗ 
ſchriften in Frage ſtellen und nur zu Streitigkeiten zwiſchen 
Schiffen und Schiffsmannſchaft führen werde, kann nicht ge⸗ 
teilt werden. In der Praxis werden ſich nur wenige Fälle 
ergeben, bei welchen über das Vorliegen der Ausnahme⸗ 
vorausſetzungen ein Zweifel obwalten kann, und ſoweit Zweifel 
entſtehen, werden ſie ſich durch die Rechtſprechung binnen 
kurzem klären?). Wenn, wie das Oberlandesgericht annimmt, 
der Schiffsmann nicht prüfen darf, ob ein ihm erteilter Be⸗ 
fehl materiell berechtigt iſt, und das Gericht ihn bei Arbeits⸗ 
weigerung ohne Rückſicht auf die Berechtigung des Befehls 
zu verurteilen hat, ſo kann die Rechtſprechung nicht in die 
Lage kommen, die entſtehenden Zweifel zu klären. Der Ent⸗ 
wurf geht daher im Gegenſatze zu dem Oberlandesgerichte 
offenbar von der Anſicht aus, daß das Gericht nachzuprüfen 
hat, ob der Befehl berechtigt oder unberechtigt und der Schiffs⸗ 
mann zu ſeiner Befolgung verpflichtet war oder nicht. Aus⸗ 
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drücklich hat dies der Berichterſtatter der Reichstagskommiſſion, 
Abg. Dr. Semler, anerkannt, indem er in der Kom⸗ 
miſſion zu dem jetzigen $ 35 ausführte, der Seemann 
brauche nur in dringenden Fällen länger als 10 bezw. 
8 Stunden zu arbeiten; er könne ſagen, „ich arbeite nicht,“ 
woraus ihm ein Vorwurf nach der Seemannsordnung nicht 
gemacht werden dürfe; insbeſondere könne der Schiffsführer 
jedenfalls die Arbeit nicht erzwingen?). Ebenſo hat der 
Abg. Kirſch im Plenum zu dem jetzigen § 100 erklärt: 
„Dann aber iſt auch ein gewiſſes Gewicht auf das Wort 
ſchuldig! vor ,Geborjam‘ zu legen. Eine Strafe kann 
nicht eintreten, wenn jemand einem Befehl, der an ſich nicht 
gerecht iſt, dem zu folgen der Mann nicht ſchuldig iſt, ent⸗ 
gegenhandelt, demſelben nicht nachkommt.“) Dagegen hat 
ſich allerdings Dr. Semler gewandt und im Widerſpruch 
mit ſeiner oben angegebenen Außerung ausgeführt, dieſe Be⸗ 
deutung dürfe dem Wort „ſchuldig“ nicht beigelegt werden; 
der Schiffsmann habe einem Befehle ſeiner Vorgeſetzten un⸗ 
bedingt nachzukommen und dürfe die Frage der Schuldig⸗ 
keit oder Nichtſchuldigkeit nicht aufwerfen). Endlich ſei noch 
erwähnt, daß der Bericht der Reichstagskommiſſion zu dem 
jetzigen § 96 bemerkt, daß ſelbſtverſtändlich eine Beſtrafung 
wegen der hier behandelten Verletzungen der Dienſtpflicht nur 
eintreten könne, wenn ein ſchuldvolles Verhalten nachgewieſen 
ſei. Ob ein ſolches beim Ungehorſam gegen einen geſetz⸗ 
widrigen Befehl überhaupt angenommen werden kann und 
ob nicht Anklagen dieſerhalb ſtets ſchon an der ſubjektiven 
Seite ſcheitern müſſen, ſoll hier nicht erörtert werden. 

Der Richter bildet fein Urteil ohne Rückſicht auf die 
Folgen lediglich nach dem Geſetze; es iſt aber menſchlich er⸗ 
klärlich, daß der Gedanke an die Konſequenzen teils unbewußt, 
teils inſofern mitwirkt, als man ſich ſagt, eine für gefährlich 
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gehaltene Konſequenz könne den Intentionen des Geſetzes 
nicht entſprechen. Bei der hier behandelten Frage könnte 
die Befürchtung auftauchen, daß es zu unhaltbaren Konſe⸗ 
quenzen führen würde, wenn jeder Schiffsmann ſich vor der 
Befolgung eines Befehls fragen dürfte, ob dieſer berechtigt 
war oder nicht, und die Ausführung von ſeiner ſubjektiven 
Meinung hierüber abhängig machen könnte. Dem gegenüber 
iſt jedoch zu bedenken, daß die widerrechtliche Nichtbefolgung 
eines Befehls mit ſchweren Strafen bedroht iſt, daß der Kreis 
der in Betracht kommenden Befehle nur ein verhältnismäßig 
enger iſt, da die Schutzbeſtimmungen im weſentlichen nur 
für im Hafen oder auf der Reede liegende Schiffe gegeben 
ſind, und daß dem Kapitän weitgehende Rechte zur Durch⸗ 
ſetzung der erforderlichen Befehle zur Verfügung ſtehen. Er 
hat ein ſcharfes Disziplinarrecht (§ 91), kann den Schiffs⸗ 
mann bei wiederholtem Ungehorſam entlaſſen ($ 70 Abſ. 1 
Ziff. 2) und ihn durch das Seemannsamt oder die Orts⸗ 
polizeibehörden zur Erfüllung ſeiner Pflicht zwangsweiſe an⸗ 
halten laſſen, wenn er ſich der Fortſetzung des Dienſtes ent⸗ 
zieht (§ 33); endlich kann er in dringenden Fällen im Aus⸗ 
lande die Kommandanten von Kriegsſchiffen um Beiſtand zur 
Aufrechterhaltung der Disziplin angehen ($ 91 Abf. 4). Bei 
dieſer Sachlage liegt offenbar eine wirkliche Gefährdung von 
Schiff und Ladung nicht vor, wenn man dem Schiffsmann 
das Recht gibt, die Ausführung von Arbeiten zu den geſetz⸗ 
lichen Ruhepauſen in nicht dringenden Fällen zu verweigern. 


IX. 


Der nicht rechtsfähige Verein als Unternehmer eines 
Handelsgewerbes. 
Von 


Herrn Referendar Dr. Gerhard Sachan in Berlin. 


Einleitung. 


Die moderne Zeit ift eine Zeit des Zuſammenſchluſſes 
der Individuen. Wie infolge des Aſſoziationstriebes der 
Gegenwart alle Perſonengemeinſchaften eine Zunahme er⸗ 
fahren haben, ſo iſt auch die Zahl der nicht rechtsfähigen 
Vereine gewachſen. Die Vermehrung dieſer Vereine iſt jedoch 
nicht nur eine Folge der in der modernen Zeit allgemein 
herrſchenden Neigung zur Vergeſellſchaftung, ſondern ſie hat 
außerdem ihre beſondere Urſache darin, daß den nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen ganz neue Gebiete der Betätigung er⸗ 
ſchloſſen ſind. Es ſind mehrere völlig neue Arten der nicht 
rechtsfähigen Vereine entſtanden. Dieſe Erſcheinung geht 
Hand in Hand mit der Fürſorge, welche ſeit kaum 70 Jahren 
die Geſetzgebung den rechtsfähigen Vereinen zu teil werden 
ließ. Während die frühere Zeit als juriſtiſche Perſonen 
des Privatrechts, deren Subſtrat von phyſiſchen Perſonen 
gebildet wird, nur die römiſch⸗rechtliche Korporation 
kannte, entwickelten ſich in der Folgezeit die verſchiedenſten 
Abarten der Korporationen. Nach der Entdeckung der 
großen Verwendbarkeit des Dampfes, ſowie der erſten An⸗ 
legung der Eiſenbahnen erging das preußiſche Eiſenbahn⸗ 
geſetz vom 3. November 1838, das in Deutſchland zuerſt 
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die Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaft regelte. Die Ge⸗ 
noſſenſchaftsbewegung, ausgehend von einer Vereinigung 
engliſcher Weber, die in dem kleinen Städtchen Rochdale 
bei Mancheſter im Jahre 1843 ſich zwecks Beſſerung ihrer 
wirtſchaftlichen und pekuniären Lage zuſammentaten, rief in 
Deutſchland zuerſt ein preußiſches Geſetz von 1867, alsdann 
das Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 über die privatrechtliche 
Stellung der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften her⸗ 
vor. Als ſich aus Anlaß des wirtſchaftlichen Aufſchwungs 
der Siebziger und Achtzigerjahre das Bedürfnis geltend machte, 
neben der Aktiengeſellſchaft eine andere Form der Geſell⸗ 
ſchaft zu beſitzen, welche ſich auch kleineren Verhältniſſen 
anpaßt und dafür weniger weitläufige Gründungsvorgänge 
erfordert als jene, wurde das Reichsgeſetz betreffend die Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung vom 20. April 1892 
erlaſſen. So waren in wenig mehr als fünf Jahrzehnten 
drei ganz neue Körperſchaftsformen entſtanden. 

Was das Weſen dieſer neuen Vereinigungen anlangt, ſo 
ſind ſie alle drei als juriſtiſche Perſonen, oder — vom Stand⸗ 
punkt des B. GB. geſprochen — als rechtsfähige Vereine 
aufzufaſſen 1). Indem auf dieſe Weiſe drei neue Arten der 
rechtsfähigen Vereine geſchaffen waren, hatten ſich zugleich 
drei neue Arten der nicht rechtsfähigen Vereine gebildet. 
Die genannten Geſetze behandeln nämlich nicht lediglich die 
fertigen Geſellſchaften, ſondern ein wichtiger Teil ihrer Be⸗ 
ſtimmungen iſt den werdenden gewidmet, um feſtzuſetzen, 
welche Rechtshandlungen vorgenommen werden müſſen, bis 
die „errichtete“ Körperſchaft zur „Entſtehung“ gelangt. Über 
das Weſen der errichteten Geſellſchaft geben die Geſetze 
keinerlei poſitives Urteil ab. Nur negativ erklären alle drei, 
faſt wörtlich übereinſtimmend, daß vor der Eintragung in 
das Regiſter ihres Sitzes die betreffende Geſellſchaft reſp. 


1) Dies iſt die herrſchende Anſicht. Faſt völlige Übereinſtimmung 
über dieſen Punkt herrſcht in der Wiſſenſchaft allerdings nur be⸗ 
treffs der Aktiengeſellſchaft. Vgl. K. Lehmann, Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften I $ 16. 
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Genoſſenſchaft als ſolche nicht beſteht?). Wenn ſie aber als 
ſolche, das iſt als rechtsfähiger Verein nicht beſteht, ſo muß 
man ſie als nicht rechtsfähigen Verein anſehen, denn nur 
aus einem ſolchen kann der rechtsfähige Verein entſtehen. 
Dieſe Auffaſſung, welche ſich auch allein der Syſtematik des 
geſamten Zivilrechts folgerichtig anpaßt, wird noch durch das 
Geſetz ſelbſt unterſtützt. Die genannten Paragraphen des 
HGB., ſowie des Geſetzes, betreffend die G. m. b. H. (im 
Genoſſenſchaftsgeſetz fehlt die Vorſchrift) fahren nämlich bei⸗ 
nahe gleichlautend fort: „Wird vorher im Namen der Ge⸗ 
ſellſchaft gehandelt, ſo haftet der Handelnde perſönlich; han⸗ 
deln mehrere, ſo haſten ſie als Geſamtſchuldner.“ Dieſe 
perſönliche eventuell geſamtſchuldneriſche Haftung iſt aber 
vom B. GB. nur für die nicht rechtsfähigen Vereine ſta⸗ 
tuiert ($ 54). 

Das Urteil, welches hier über das Weſen der errich⸗ 
teten Geſellſchaften (im Sinne der drei Geſetze) aufgeſtellt 
iſt, wird durchaus nicht allgemein anerkannt. So bezeich⸗ 
net z. B. Staub?) die errichtete Aktiengeſellſchaft als Ge⸗ 
legenheitsgeſellſchaft, v. Sicherer“) ebenſo die nicht ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft als „Geſellſchaft im Sinne des 
römiſchen Rechts“. Zur Begründung führt Staub an, daß 
ein nicht rechtsfähiger Verein den Willen haben müſſe, als 
ſolcher dauernd im Rechtsverkehr aufzutreten (ein Poſtulat, 
welches übrigens auch von Dernburg’) aufgeſtellt wird); 
dieſer Wille fehle aber einer Aktiengeſellſchaft vor der Ent⸗ 
ſtehung. Da nun weder von Dernburg noch von Staub 
irgend etwas beigebracht wird, um dieſe Konſtruktion zu 
motivieren, und es durchaus unerfindlich iſt, warum ein nicht 
rechtsfähiger Verein die Abſicht haben müſſe, als ſolcher 
dauernd im Rechtsverkehr aufzutreten, ſo muß das obige 


2) HGB. $ 200 Abf. 1 Satz 1. Genoſſenſchaftsgeſetz $ 13. Gefeh, 
betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung § 11 Abſ. 1. 

3) Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 6. und 7. Aufl. $ 188 Anm. 3. 

4) Die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung in Deutſchland S. 160, III. 

5) Bürgerliches Recht, allgemeiner Teil $ 74, I. 
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Reſultat, daß die genannten Geſellſchaften im Stadium der 
Errichtung als nicht rechtsfähige Vereine zu betrachten ſind, 
in vollem Umfang aufrecht erhalten werden. 

Die Bedeutung der hier vertretenen Anſicht liegt nicht 
allein auf wiſſenſchaftlichem, ſondern auch auf praktiſchem 
Gebiet; es muß nämlich nunmehr die Frage, ob § 50 ZPO. 
auf eine errichtete, aber noch nicht entſtandene Geſellſchaft 
(im Sinne der drei Geſetze) anzuwenden iſt, bejaht werden. 
Von Wichtigkeit iſt ferner die obige Theorie ſpeziell für die 
errichtete Genoſſenſchaft. Während, wie bereits erwähnt, 
für die beiden anderen Geſellſchaftsarten die Haftung der 
im Namen der Geſellſchaft Handelnden durch die Lex specialis 
ausdrücklich feſtgelegt iſt, fehlt im Genoſſenſchaftsgeſetz eine 
derartige Vorſchrift. Da nun die errichtete Genoſſenſchaft 
als nicht rechtsfähiger Verein anzuſehen iſt, ſo greifen die für 
dieſes Rechtsinſtitut allgemein gegebenen Rechtsſätze ſubſidiär 
Platz, und es wird ſomit durch $ 54 die perſönliche Haftung 
der für die errichtete Genoſſenſchaft Handelnden feſtgeſetzt. 

Außer in den drei bisher behandelten Nebengeſetzen iſt der 
nicht rechtsfähige Verein vielleicht noch in der Gewerbeordnung 
gemeint. § 152 dieſes Geſetzes beſagt, daß alle Verbote und 
Strafbeſtimmungen gegen Arbeitgeber und -nehmer „wegen 
Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe der Erlan⸗ 
gung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen“ aufgehoben 
werden. 

Dieſe Fälle der nicht rechtsfähigen Vereine, welche die 
moderne Geſetzgebung neu geſchaffen hat, weiſen ein gemein⸗ 
ſames Merkmal auf: Sie müſſen ſich bei ihrem Eintritt in 
den Rechtsverkehr gewiſſe Einſchränkungen auferlegen und 
können nicht alle beliebigen Rechtsgeſchäfte abſchließen. Sie 
ſind in ihrer Wirkſamkeit durch einen beſtimmten Zweck ge⸗ 
bunden. Gemäß den ausdrücklichen Worten des $ 152 GO. 
kann die Tätigkeit dieſes nicht rechtsfähigen Vereins nur in 
Handlungen beſtehen, welche auf „die Erlangung günſtiger 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen“ gerichtet ſind. Der nicht 
rechtsfähige Verein des Genoſſenſchaftsgeſetzes, des Geſetzes 
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betreffend die G. m. b. H., ſowie des HGB. § 200, können 
gleichfalls nur eine ganz beſtimmte Tätigkeit entfalten. Ihre 
Wirkſamkeit iſt auf die Vornahme ſolcher Rechtshandlungen 
und Rechtsgeſchäfte begrenzt, welche die Entſtehung der ju⸗ 
riſtiſchen Perſon unmittelbar herbeizuführen in der Lage ſind. 
Nur die aus ſolchen Rechtsgeſchäften erworbenen Rechte und 
Verbindlichkeiten gehen ipso jure auf die zukünftige Geſell⸗ 
ſchaft über). Welcher Art im einzelnen dieſe Geſchäfte find, 
hängt von dem Zweck ab, dem das Unternehmen gewidmet 
iſt; eine allgemein gültige Angabe läßt ſich nicht machen. 
Werden andere Geſchäfte abgeſchloſſen, ſo gehen die hieraus 
entſtandenen Rechte und Pflichten nicht auf die ſpätere Körper⸗ 
ſchaft über und die perſönliche Haftung derer, die im Namen 
der errichteten Geſellſchaft gehandelt haben, bleibt auch über 
die Eintragung hinaus fortbeſtehen. 

Im Gegenſatz zu dieſen vier in ihrem Zweck und ihrer 
Tätigkeit beſchränkten nicht rechtsfähigen Vereinen ſteht der⸗ 
jenige des B. GB. Er ſtellt generell den Typus des nicht 
rechtsfähigen Vereins dar, er iſt keinerlei anderen Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen als eben denen, die im Begriffe eines 
nicht rechtsfähigen Vereines enthalten ſind. Wenn vom nicht 
rechtsfähigen Verein die Rede iſt, ſo ſoll allein er bezeichnet 
werden und nicht die oben erwähnten Abarten. Nur er iſt 
in der Lage, Rechtsgeſchäfte jeder Art abzuſchließen, nur er 
kann, worauf es hier ankommt, als Unternehmer eines 
Handelsgewerbes im Rechtsverkehr auftreten. 

Während die übrigen Formen dieſes Vereins modernen 
Urſprungs find, ſpielt dieſer Typus, den jetzt $ 54 B. GB. 
behandelt, ſchon lange im Rechtsleben eine Rolle. — Im 


6) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. XXXII S. 98. 
Dort iſt gejagt, daß infolge Art. 211 (jetzt $ 200) HGB. im 
Namen der Aktiengeſellſchaft als ſolcher nicht gehandelt werden 
kann. „Nur inſoweit wird eine Ausnahme hiervon anerkannt, als 
ſolche durch den vom Geſetz geordneten Entſtehungshergang der 
Geſellſchaft, welcher mit der Eintragung ſeinen Abſchluß findet 
und als einheitlicher zu gelten hat, bedingt iſt.“ 
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gemeinen Recht wurden Perſonenvereinigungen mit korpo⸗ 
rativer Verfaſſung und veränderlichem Mitgliederbeſtande 
dem Sozietätsrecht unterſtellt. Wenn man auch mit Gierke 
zugeben muß, daß „den Tatſachen des Lebens die ſozietäts⸗ 
mäßige Konſtruktion eines körperſchaftlich eingerichteten Ver⸗ 
eins aufs ſchroffſte widerſpricht,“ ſo ſind doch in der Mehr⸗ 
zahl der Entſcheidungen hoher Gerichtshöfe die infolge ihres 
Charakters als dispoſitive Normen leicht veränderlichen Rechts⸗ 
grundſätze der römischen Sozietas herangezogen worden ). In 
prozeſſualer Hinſicht wurde den nicht rechtsfähigen Korpo⸗ 
rationen häufig neben der paſſiven auch die aktive Partei⸗ 
fähigkeit zuerkannt. 

Nach deutſchem Privatrecht galt für die nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine gleichfalls das Geſellſchaftsrecht. Jedoch 
ließen ſich die Rechtsſätze der deutſch⸗rechtlichen Geſellſchaft 
unter Heranziehung des Rechtsprinzipes der geſamten Hand 
weit beſſer für die Konſtruktion einer körperſchaftlich geſtal⸗ 
teten Perſonengemeinſchaft verwerten als die der Sozietas. 
Da die geſamte Hand ſich aus familienrechtlichen Beziehungen 
herausgebildet hat, ſo ſtellt ſie ſchon aus dieſem Grunde eine 
viel feſtere, einheitlichere Verbindung der Perſonen dar als 
die Sozietas, welche ganz allgemein eine Vereinigung be⸗ 
liebiger, ſich aus ſonſtigen Gründen nicht naheſtehender Per⸗ 
ſonen bildet. Immerhin blieb aber der nicht rechtsfähigen 
Körperſchaft beiſpielsweiſe die Eintragung ins Grundbuch 
auch nach deutſchem Privatrecht verjagt?). 

Im Gebiet des allgemeinen Landrechts wurden nicht 
rechtsfähige Vereine nach dem 6. Titel des II. Teiles: 
„Von Geſellſchaften überhaupt und von Korporationen und 
Gemeinen inſonderheit“ beurteilt und als „erlaubte Privat⸗ 


7) Genoſſenſchaftstheorie S. 92. 

8) Entſch. des RG. in Zivilſachen Bd. VIII S. 121, Bd. XXXIV 
S. 169. Vgl. ferner die bei Gierke, Genoſſenſchaftstheorie, an⸗ 
geführten Erkenntniſſe. 

9) Stobbe, Deutſches Privatrecht 3. Aufl. Bd. I S. 565. 
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geſellſchaften“ bezeichnet !“). War jedoch der nicht rechts⸗ 
fähige Verein für einen wirtſchaftlichen, auf Erwerb und 
Gewinn gerichteten Zweck gegründet, ſo war ſtreitig, ob auch 
jetzt noch II, 6 des Landrechts oder nicht vielmehr der dritte 
Abſchnitt des 17. Titels im I. Teil: „Von Gemeinſchaften, 
welche durch Vertrag entſtehen“, anzuwenden ſei. Jenach⸗ 
dem als Kriterium der Zweck angeſehen wurde, dem das 
Unternehmen gewidmet war, oder die gewählte, kollektiviſtiſche 
oder individualiſtiſche Form der Gemeinſchaft, mittelſt derer 
der Zweck erreicht werden ſollte, mußte I, 17 oder II, 6 
herangezogen werden. In dieſen Streit hat das Reichs⸗ 
gericht eingegriffen und in dem eingehend begründeten Urteil 
vom 7. April 1886 11) entſchieden, daß der Zweck der Ge 
meinſchaft maßgebend ſei. „Die Gliederung derjenigen 
Formen, in welchen ſich der für das Geſellſchaftsverhältnis 
maßgebende Wille vermittelt und die Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft geregelt wird, war nicht für ein zuverläſſiges Kriterium 
des Unterſchiedes zwiſchen den im dritten Abſchnitt des 
17. Titels im I. Teil des A. LR. normierten Geſellſchaften 
und den erlaubten Privatgeſellſchaften zu erachten.“ Dem⸗ 
gemäß gilt für einen nicht rechtsfähigen Verein, welcher 
wirtſchaftliche Zwecke verfolgt, Teil J, Titel 17, § 169 ff. 


J. 


Die folgenden Zeilen ſollen das geltende Reichsrecht 
zum Gegenſtand haben und die Frage beantworten, welche 
Rechtslage ſich ergibt, wenn ein nicht rechtsfähiger Verein 
des B. GB. als Unternehmer eines Handelsgewerbes im Sinne 
der SS 1 und 2 H. GB. im Verkehr auftritt. Bevor die 


10) $ 13, II. 6: „Dergleichen Geſellſchaften ſtellen im Verhältnis gegen 
Andere, außer ihnen, keine moraliſche Perſon vor 
§ 14: „ . . Unter ſich aber haben dergleichen Geſellſchaften, 
ſolange fie beſtehen, die inneren Rechte der Korporationen und 
Gemeinen.“ 
11) Bd. XVI S. 189. 
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Antwort auf die Frage gegeben wird, iſt zu unterſuchen, 
welche Stellung die nicht rechtsfähigen Vereine im Syſtem 
des heutigen Privatrechts einnehmen, d. h. welchen Rechts⸗ 
ſätzen ſie unterliegen und welches das Weſen ſolcher Ver⸗ 
eine iſt. | | 

Das private Vereinsrecht hat im B. GB. eine eingehende 
Regelung erfahren, freilich ohne daß zuvor der Begriff des 
Vereins feſtgelegt worden iſt. Hier muß die Wiſſenſchaft 
ergänzend eingreifen und ausgehend von der Verkehrsan⸗ 
ſchauung, eine allgemein gültige Definition des Vereins 
ſchaffen. Eine ſolche Definition hat Staudinger!) gegeben. 
Er charakteriſiert die Vereine als „Perſonenvereinigungen, ge⸗ 
richtet auf einen beſtimmten Zweck, berechnet auf vorerſt 
unbegrenzte oder doch einige Dauer, in organiſierter Ge⸗ 
ſtaltung, mit innerhalb der Satzungsvorſchriften unbeſchränkter 
oder doch individuell nicht abgeſchloſſener Zahl von Mit⸗ 
gliedern“. | 

Dies ift der Verein. Ein NRV. 13) des B.GB. liegt 
nun, wie der Name ſagt, allemal dann vor, wenn ein Ver⸗ 
ein die Rechtsfähigkeit nicht hat, gleichgültig ob er dauernd 
als NR. gewollt, oder ob die Erteilung der Rechtsfähig⸗ 
keit nachgeſucht, aber abgelehnt, oder endlich ob einem RV. 
(B. GB. $$ 21, 22, 23) die Rechtsfähigkeit entzogen wor: 

den iſt 14). | 


12) Deutſche Juriſtenzeitung 1900 S. 377. 

13) Die in den folgenden Seiten vorgenommenen Abkürzungen be⸗ 
deuten: 

NRV. = nicht rechtsfähiger Verein. 
RD. = rechtsfähiger Verein. 
NR. = nicht rechtsfähig. 

14) Die an die letzte Entſtehungsform des NRVs anknüpfende Streit: 
frage, ob ein folder NRV. eine Fortſetzung des RVs oder ein 
völlig neues Gebilde darſtellt, iſt wohl dahin zu entſcheiden, daß 
ein ganz neuer Verein vorliegt, freilich mit der Eigentümlichkeit, 
daß er ohne einen beſonderen, äußerlich ſichtbaren Gründungsakt 
entſtanden iſt. Aus der Beſtimmung des $ 45 Abſ. 1 B. GB., daß 
auch mit der Entziehung der Rechtsfähigkeit das Vereinsvermögen 
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Die geſetzlichen, für den NRV. geltenden Vorſchriften 
find enthalten im B. GB. $ 54, ferner in der ZPO. $$ 50, 
735, ſowie in der KO. $ 213. Obwohl der nicht rechts⸗ 
fähige Verein im B. GB. weiter nicht erwähnt wird, gibt 
es doch in dieſem Geſetz noch Vorſchriften, welche für ihn 
gelten. Sie finden ſich im 2. Titel des Allgemeinen Teils. 
Allerdings beſagt die Überſchrift, daß von juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen die Rede ſein ſolle, und zwar zunächſt von den Ver⸗ 
einen, dann von den Stiftungen, endlich von den juriſtiſchen 
Perſonen öffentlichen Rechtes. Demnach müßte es ſich im 
erſten Abſchnitt „Vereine“ nur um RVe handeln, denn nur 
ſie ſind juriſtiſche Perſonen. Dieſe Annahme iſt jedoch irrig, 
das B. GB. identifiziert durchaus nicht den „Verein“ mit 
dem „RV.“ Vielmehr wird das Wort ſowohl für den rechts⸗ 
fähigen, wie für den NRV. gebraucht. Wenn § 21 ſagt: 
„Ein Verein ... erlangt Rechtsfähigkeit“, jo kann hierunter 
nur ein NRV. verſtanden werden. Umgekehrt wenn § 43 
beſtimmt: „Dem Vereine kann die Rechtsfähigkeit entzogen 
werden ...“, jo muß es ſich um einen RV. handeln. Der 
Text des B. GB. verſteht alſo unter dem „Verein“ ſowohl 
den RV. wie den NRV., die Überſchrift nur den RV. 
Der Text eines Geſetzes iſt aber im Verhältnis zu den 
Überſchriften der einzelnen Abſchnitte zweifellos der ausſchlag⸗ 
gebende Teil; daher muß in Übereinſtimmung mit dem Text 
unter den Begriff des Vereins ſowohl der rechtsfähige wie 
der NRV. gefaßt werden. Infolge der zweifachen Bedeutung 
des Wortes iſt daher in jedem Falle einzeln feſtzuſtellen, für 
welche Art des Vereins die betreffende Geſetzesnorm gelten 
ſoll, ob nur für den rechtsfähigen oder nur für den NRV., 
oder für beide. Hierbei können nun erhebliche Zweifel ent⸗ 


an andere Perſonen fällt, mithin ein Subjektswechſel eintritt, iſt 
zu folgern, daß die Entziehung der Rechtsfähigkeit eine Unterart 
der Auflöſung bildet. Iſt nun durch das Statut des RVs vor⸗ 
geſehen, daß im Falle der Auflöſung des Vereins die Gemeinſchaſt 
der Mitglieder als NRV. fortbeſtehen ſolle, ſo ſchließt ſich an den 
aufgelöſten RV. unmittelbar ein NRV. an. 
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ſtehen, und ſind in der Tat bereits entſtanden. Folgende 
Grundſätze tragen vielleicht dazu bei, die Zweifel zu löſen. 

Der Geſetzgeber will unter dem Verein r 880% nur 
den RV. verſtanden wiſſen. Das gibt er dadurch zu er⸗ 
kennen, daß er dem Abſchnitt von den Vereinen die Über⸗ 
ſchrift „Juriſtiſche Perſonen“ ſetzt, ohne zu erwägen, daß 
er auch von anderen als RVen handeln wird. Iſt daher in 
dem Wortlaute eines Paragraphen keinerlei Anhalt gegeben, 
für welche Art des Vereins derſelbe gilt — ein ſolcher iſt 
gegeben z. B. in den $$ 21— 23, 25, 42, 43, 45, 54 — fo 
ſpricht eine vermutung dafür, daß der RV. bezeichnet wird. 
Ob aber außerdem der NRV. bezeichnet werden ſoll, richtet 
ſich danach, welches das Verhältnis des fraglichen Para⸗ 
graphen zum § 54 Satz 1 iſt. Dieſer enthält nämlich das 
Grundgeſetz für den NRV.: Er unterſtellt ihn dem Recht der 
Geſellſchaft des B. GB. 5). Nun iſt jedoch die Form (Organi⸗ 
ſation) des nicht rechtsfähigen Vereins keineswegs die einer 
Geſellſchaft, ſondern — um gemeinrechtlich zu ſprechen — die 
einer Korporation. Welche Organiſation aber eine Korpo⸗ 
ration hat, darüber fehlt in den SS 705 — 740 jegliche Be: 
ſtimmung. Deshalb mußten neben dem die materielle Rege⸗ 
lung der nicht rechtsfähigen Vereine bietenden Grundgeſetz 
noch weitere Vorſchriften geſchaffen werden, welche die Or⸗ 
ganiſation betreffen. Dieſe Vorſchriften weiſt das Vereins⸗ 
recht des B. GB. auf. Wenn demnach ein Paragraph des 
Vereinsrechts einen ſolchen lediglich die Organiſation be⸗ 
ſtimmenden Rechtsſatz enthält, dann gilt er nicht nur für 
den rechtsfähigen Verein, ſondern neben dem § 54 Satz 1 
auch für den NRV. 10) 

Der Wert der hier vorgenommenen Scheidung in mate⸗ 


15) Im Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 2. Leſung, ſtand dieſe 
Beſtimmung als § 676 im Geſellſchaftsrecht. Der Wortlaut war 
annähernd der gleiche wie der des $ 54. Bereits damals behielt 
man ſich vor, den § 676 in den allgemeinen Teil einzuſtellen. 

16) Als Beiſpiel mögen dienen: 88 24, 26 Abſ. 1, 27 Abſ. 1 und 2, 
32, 39. 
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rielle und ſormale (organiſatoriſche) Beſtimmungen zeigt ſich 
im folgenden: Es iſt in der Literatur ſehr ſtreitig, ob § 31 
B. GB.!“ auch auf die NRVe Anwendung findet oder nicht. 
Die Mehrzahl der Schriftſteller 1) ſpricht ſich gegen die An⸗ 
wendbarkeit, Dernburg !?) für dieſelbe aus. Nun iſt aller⸗ 
dings die Anſicht der Majorität die richtige; die Gründe 
aber, durch welche ſie ihre Anſicht gegenüber der Dernburg⸗ 
ſchen zu motivieren ſucht, treffen einen Punkt, an welchem 
Dernburg den Gegnern gar keinen Widerſtand bietet, 
ſondern völlig mit ihnen harmoniert. Jene Schriftſteller 
weiſen aus dem Geſellſchaftsrecht nach, daß die Geſellſchaft 
nur bis zu dem Maße der dem Geſchäftsführer durch Rechts⸗ 
geſchäft erteilten Vertretungsmacht haftbar gemacht werden 
könne, daß aber eine ſolche Vertretungsmacht vernunftgemäß 
den Geſchäftsführer niemals zu einer zum Schadenerſatze ver⸗ 
pflichtenden Handlung bevollmächtigte. Wenn aber, ſo fahren 
ſie fort, § 31 nicht für die Geſellfchaft gilt, dann gilt er 
unter Anwendung des § 54 „folglich“ auch nicht für den 
NRV. Dieſes „folglich“ iſt es, das Dernburg nicht an⸗ 
erkennt. Er will $ 31 gar nicht für die Geſellſchaft !), 
ſondern nur für den NRV. heranziehen. Für dieſen gilt 
nach ſeiner Anſicht etwas anderes als für die Geſellſchaft, 
und zwar, wie man aus Mangel an einer beſonderen Be⸗ 
gründung ſeinerſeits annehmen muß, deshalb, weil $ 31 die 
Vereine ganz generell behandelt. 

Wendet man die oben aufgeſtellte allgemeine Regel über 
den Geltungsbereich der Normen des Vereinsrechts zur Ent⸗ 


17) $ 31: „Der Verein iſt für den Schaden verantwortlich, den der 
Vorſtand, ein Mitglied des Vorſtandes oder ein anderer verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zus 
ſtehenden Verrichtungen begangene, zum Schadenerſatz verpflichtende 
Handlung einem Dritten zufügt.“ 

18) Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts 8. Aufl. I S. 205. 
Löwenfeld bei Staudinger I S. 156 Ziff. 6. Crome, 
Syſtem S. 262, 263 Anm. 24. Eck, Vorträge 2. Aufl. S. 85. 

19) Bürgerliches Recht, allgem. Teil 1. und 2. Aufl. § 66, IV. 

20) Bd. II, 2. Abteilung S. 548. 
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ſcheidung der Streitfrage an, ſo ergibt ſich ohne weiteres als 
Reſultat, daß Dernburgs Anſicht in der Tat unzutreffend 
iſt. Die Vorſchriften, welche die Haftung des Vereins für 
Handlungen feines Vorſtandes regeln ($ 31), find materiell⸗ 
rechtlicher Natur. Da aber ein Paragraph des Vereins⸗ 
rechts nur dann neben § 54 gilt, wenn er eine Vorſchrift 
formaler Natur enthält, ſo kommt § 31 für den NRV. nicht 
in Betracht, die Regelung der Haftung hat nach dem Ge⸗ 
ſellſchaftsrecht zu erfolgen. 

Damit ſind die Rechtsnormen gegeben, denen die NRVe 
unterworfen ſind. Es erübrigt ſich, die Geſtalt eines ſolchen 
Vereins im einzelnen zu beſchreiben und auszuführen, welchen 
Umwandlungen das dispoſitive Geſellſchaftsrecht (B. GB. 
88 705— 740) unterzogen werden muß, damit ein NRZ. ſich 
eine Stellung ſchafft, welche der eines RVs möglichſt nahe⸗ 
kommt. In dieſer Beziehung kann auf die umfangreiche 
Literatur, insbeſondere die Abhandlung von Gierke über 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit, verwieſen werden. 

Es iſt vielmehr ſofort zu der Frage überzugehen, ob 
aus den vorſtehend aufgeführten Geſetzesbeſtimmungen für 
den NRV. das Weſen eines derartigen Vereins abzuleiten 
it. Das B. GB. enthält im § 54 Satz 1 das Grundgeſetz 
für dieſe Vereine: es unterſtellt ſie dem Geſellſchaftsrecht. 
Dadurch erhebt ſich ſofort die Frage, ob der nicht rechts⸗ 
fähige Verein ſeinem Weſen nach von der Geſellſchaft, deren 
Regeln uneingeſchränkt auf ihn anzuwenden ſind, unterſchieden 
werden müſſe oder nicht. Die Rechtsordnung ſcheint die Ant⸗ 
wort ſelbſt zu geben, indem fie den nicht rechtsfähigen Ber: 
ein einerſeits, die Geſellſchaft andererſeits als ſelbſtändige 
Rechtsinſtitute behandelt und dem einen Rechtswirkungen 
beimißt, die von denen des anderen weit verſchieden ſind. 
Der NRV. kann Konkurs machen (KO. § 213), er iſt paſſiv 
parteifähig (ZPO. $ 50), zur Zwangsvollſtreckung in das 
Vereinsvermögen genügt ein gegen den Verein ergangenes 
Urteil (ZPO. § 735) und feine Vertreter haften perſönlich 
(B. GB. $ 54 Satz 2). Der NRV. iſt im Stande, 1 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 
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zu äußern, die zu äußern eine Geſellſchaft nicht vermag; denn 
eine Geſellſchaft iſt nicht paſſiv parteifähig u. ſ. w. Nun 
ſcheint folgendermaßen deduziert werden zu müſſen: Die 
Befähigung und die Möglichkeit, eine beſtimmte Rechtswirkung 
zu äußern, bildet einen Beſtandteil des Weſens des dieſe 
Wirkungen äußernden Rechtsinſtituts. Die Fähigkeit, als 
ſolcher Konkurs zu machen, wohnt dem NRV. inne, ſie bildet 
einen Beſtandteil ſeines Weſens. Einer Geſellſchaft wohnt 
dieſe Fähigkeit nicht inne, ihrem Wefen fehlt alſo dieſer 
Beſtandteil. Folglich iſt ſie nach der Auffaſſung des Geſetzes 
in ihrem Weſen verſchieden vom nicht rechtsfähigen Verein. 
Um nun die Verſchiedenheit zwiſchen dem Weſen eines 
NARBE und dem einer Geſellſchaft zu finden, ſtelle man ſich 
auf den Standpunkt eines Beobachters, der zwei Perſonen⸗ 
mehrheiten vor ſich ſieht, von denen er weiß, daß die eine 
ein NRV., die andere eine Geſellſchaft iſt. Ihm iſt die Auf: 
gabe geſtellt, diejenigen typiſchen Merkmale anzugeben, welche 
es unbedingt ermöglichen, die eine in die Gattung „nicht 
rechtsfähiger Verein“, die andere in die Gattung „Geſell⸗ 
ſchaft“ einzureihen. Er weiß, daß beide in ihren Rechts⸗ 
wirkungen verſchieden ſind, daß z. B. das Vermögen der 
einen Mehrheit einer beſonderen Zwangsvollſtreckung unter⸗ 
liegt, während bei der anderen die Zwangsvollſtreckung in 
das Vermögen der einzelnen Perſonen ſtattfinden muß. 
Man wird zunächſt einzelne Punkte zur Vergleichung 
herausgreifen: Beide Vereinigungen beruhen auf einem Ver⸗ 
trag, beide haben ein beſonderes Vermögen, das den Betei⸗ 
ligten zur geſamten Hand gehört, in beiden leiten einige 
Perſonen in der Eigenſchaft als „geſchäftsführende Geſell⸗ 
ſchafter“ die Unternehmungen, während die übrigen von der 
Geſchäftsführung ausgeſchloſſen ſind u. ſ. w. Hier zeigt ſich 
alſo kein Unterſchied, und es kann ſich ein ſolcher nicht zeigen, 
da für beide Gebilde in gleicher Weiſe die SS 705— 740 
des B. GB. gelten. Aber weiter: Der Zweck eines NRVs 
kann jeder beliebige ſein, er kann wirtſchaftlich, kann ideal 
ſein, wenn er nur erlaubt iſt. Ebenfo bei der Geſellſchaft: 
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§ 705 enthält keinerlei Beſchränkung, daß eine Geſellſchaft 
nur für dieſen oder jenen Zweck begründet werden dürfe. 

Es iſt ebenfalls belanglos, welche Zahl von Mitgliedern 
ein NRV. oder eine Geſellſchaft haben. Es beſteht keinerlei 
Anhalt, weder ein vom Geſetzgeber gewährter noch ſonſt 
irgend einer, daß ein NRV. nur dieſe, eine Geſellſchaft nur 
jene Zahl von Mitgliedern haben dürfe. 

Gleichgültig iſt der Name, den ſich die Vereinigung gibt. 
Weder der gemeine Sprachgebrauch noch auch die Wiſſen⸗ 
ſchaft unterſcheidet ſtreng zwiſchen „Verein“ und „Geſell⸗ 
fait”. Die Aktiengeſellſchaft, die das echte Bild eines 
Vereins darſtellt, wird als „Geſellſchaft“ bezeichnet. Die 
G. m. b. H., die nach dem ausdrücklichen Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers eine Abart der kollektiviſtiſchen Geſellſchaftsform 
der Aktiengeſellſchaft, nicht der individualiſtiſchen Form der 
offenen Handesgeſellſchaft barftellt ??), trägt den Namen einer 
„Geſellſchaft“). Umgekehrt wird auch das Wort „Verein“ 
für „Geſellſchaft“ verwandt. Und was für die Geſamt⸗ 
bezeichnungen „Verein“ und „Geſellſchaft“ gilt, das gilt ebenſo 
für die Bezeichnungen Geſellſchafter, Geſellſchaftsvermögen, 
Mitglieder, Vereinsvermögen u. ſ. w. Sie werden promiscue 
gebraucht. 

Gleichgültig iſt endlich, ob die Vereinigung auf einen 
Wechſel der Mitglieder berechnet iſt oder nicht. Obwohl 
einerſeits bei einer Geſellſchaft grundſätzlich die Geſellſchafter 
nicht wechſeln, beeinträchtigt es ihr Weſen nicht, wenn alte 
Geſellſchafter austreten, neue Geſellſchafter eintreten. Wäh⸗ 
rend andererſeits bei einem Verein grundſätzlich ein Wechſel 
der Mitglieder ſtattfindet, ſo bleibt die Perſonenmehrheit doch 
Verein, wenn der Wechſel der Perſonen durch Statut aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Das Geſagte ergibt folgendes: Es iſt denkbar, daß zwei 


21) Pariſius und Crüger, Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung 3. Aufl. S. 23: „Die allgemeine Grundlage 
der Geſellſchaft iſt vielmehr kollektiviſtiſch.“ 
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Perſonenvereinigungen von völlig gleicher Bauart, Name, 
Zweck u. ſ. w. neben einander beſtehen, und daß die eine 
ein NRV., die andere eine Geſellſchaft iſt. Wie ſoll aber 
der dritte Außenſtehende entſcheiden, welches der NRV. und 
welches die Geſellſchaft iſt? Wenn beide äußerlich vollkommen 
gleich ſind, und das iſt möglich, ſo iſt eben von dieſer Seite 
eine Unterſcheidung nicht denkbar, der Dritte muß von der 
objektiven Betrachtungsweife übergehen zur ſubjektiven und 
ſich fragen: 

Was will der NRV. werden? 

Was will der NRV. ſein? 


Zunächſt: was will er werden? Mit dieſer Frage iſt 
ein wichtiger Punkt erreicht: Nur ein NRV, nie aber eine 
Geſellſchaft kann RV. werden. 

Man gehe davon aus, daß, wie oben bewieſen, ein ob⸗ 
jektiv wahrnehmbarer Unterſchied zwiſchen einer Geſellſchaft 
und einem NRV. nicht beſteht. Es iſt alſo folgender Fall 
denkbar: Es beſteht eine Geſellſchaft, die allgemein als ſolche 
beurteilt wird. Eines Tages faſſen die Geſellſchafter den 
Entſchluß, die Geſellſchaft zum Rechtsſubjekt zu machen, mit 
anderen Worten: Sie wollen einen RV. bilden und geben 
dies durch entſprechende Maßnahmen der Außenwelt zu er⸗ 
kennen. In dieſem Augenblick wird die Geſellſchaft zum 
NRV., ohne daß irgend eine ſonſtige Veränderung eintritt. 
Die Abſicht, NRV. zu werden, bildet alſo ein Unterſchei⸗ 
dungsmerkmal. Soviel und nicht mehr iſt aus dem Beiſpiel 
zu ſchließen. Falſch wäre es zu behaupten, daß nun plötz⸗ 
lich die „individualrechtlichen Verhältniſſe“ aufhören, die 
„ſozialrechtlichen“ beginnen, daß das künftige Lebeweſen, der 
RV. bereits jetzt beſtehe und rechtliche Wirkungen äußere. 
Für das heutige Recht bleiben infolge der ausdrücklichen 
Beſtimmung des § 54 Satz 1 die den NRV. bildenden Per⸗ 
ſonen das, was ſie waren, d. h. ſie behalten die Stellung 
von Geſellſchaftern, bleibt das Vermögen im Eigentum der 
Mitglieder zur geſamten Hand und gehört nicht etwa einem 


Sachau: Der nicht rechtsfähige Ver. als Handelsgew. Untern. 459 


„in embryonalem Zuſtand“ bereits vorhandenen zukünftigen 
Rechtsſubjekt??) 25). 

In der Abſicht, RV. zu werden, wäre alſo ein Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal gefunden. Wie nun, wenn ein NRV. 
gerade die entgegengeſetzte Abſicht hat, nämlich kein RV. zu 
werden, ſondern NRV. zu bleiben? Es beſtehen zahlreiche 
NRVe, die niemals die Eintragung reſp. die Verleihung 
nachgeſucht haben. Für dieſe zahlreichen Fälle iſt das Kri⸗ 
terium der Abſicht unbrauchbar. Woran ſoll man nun dieſe 
Arten des NRVs von einer Geſellſchaft unterſcheiden? Viel⸗ 
leicht iſt durch Unterſuchung der zweiten Frage ein Erfolg 
beſchieden: 

Was will der NRV. ſein? Hier ſcheint ein Merkmal 
gefunden: die Geſellſchaft will Geſellſchaft, der NRV. aber 
will Verein ſein. Man ſagt, er hat korporative Tendenzen; 
wenn auch ſein Statut ſich nur als Geſellſchaftsvertrag 
charakteriſiert, ſeine Mitglieder nur die Stellung von Geſell⸗ 
ſchaftern haben, ſo geht ſein Wille doch auf Schaffung eines 
über den Mitgliedern ſtehenden Rechtsſubjektes. Dieſes Moment 
ermöglicht allerdings in vielen Fällen eine Unterſcheidung; 
es verſagt aber in ebenſo vielen, nämlich zunächſt immer 
dann, wenn ein Wille nicht vorhanden iſt. Man nehme den 
Fall an, daß Damen aus der Geſellſchaft von Berlin einen 
Wohltätigkeitsverein gründen. Geht da etwa der Wille dieſer 
Damen auf Schaffung einer Geſamtperſon? Zeigt ſich darin 
etwa „der ſucceſſiv ſich entfaltende und verkörpernde Wille 
des Gemeinweſens, der in dieſem Akte ſich ſelbſt bejaht?“ ?“) 
Solche Gedanken hat ſicherlich nicht eine einzige der Damen; 


22) Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 120, 121. 

23) Erſt wenn die Eintragung in das Vereindsregiſter reſp. die ſtaat⸗ 
liche Verleihung erſolgt, geht das Vermögen aus dem Eigentum 
der Mitglieder in das der juriſtiſchen Perſon über, erſt dann 
„ſchlägt die Sozietät zur Korporation um“, Gierke a. a. O. 
S. 129 Anm. 2. Wie dieſer Umſchlag zu konſtruieren iſt, ob 
vielleicht als Rechtsnachfolge, iſt hier nicht zu erörtern. 

24) Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 134. 
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ihr Wille geht lediglich darauf, ſich zum Zweck der Wohl⸗ 
tätigkeit zu vereinigen. Häufig iſt alſo ein Wille gar nicht 
vorhanden. Aber weiter: Wenn ein Wille vorhanden iſt, 
braucht die Rechtsordnung ihn dann zu berückſichtigen? 

Man iſt geneigt zu bejahen, und zwar in folgender Er⸗ 
wägung: Die Begründung eines Vereins oder einer Geſell⸗ 
ſchaft iſt ein Rechtsgeſchäft. „Rechtsgeſchäft iſt eine Privat⸗ 
willenserklärung, gerichtet auf die Hervorbringung eines 
rechtlichen Erfolges, der nach der Rechtsordnung deshalb ein⸗ 
tritt, weil er gewollt if” 25). Der Wille ift kauſal für den 
Erfolg, die Rechtsordnung erkennt ihm geſtaltende Wirkung 
zu. Aber dies gilt nur für die der Willensäußerung zunächſt 
liegenden Ereigniſſe; die Regelung der ferneren behält ſich 
die Rechtsordnung ſelber vor. Wenn zum Beiſpiel jemand 
zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten ſich einen Vertreter 
beſtellt, ſo will er für deſſen Verſchulden nicht einſtehen. Und 
doch zwingt ihn die Rechtsordnung dazu (B. GB. § 278). 
Entſprechend hier. Man nehme den Fall, daß mehrere Per⸗ 
ſonen ſich zuſammenſchließen unter allen Symptomen der 
Vereinsgründung. Jeder Dritte würde die Vereinigung ohne 
Zaudern als Verein bezeichnen. Die Mitglieder erklären 
aber ausdrücklich, eine Geſellſchaft bilden zu wollen, und 
zwar aus dem Grunde, weil ihnen die Unterſtellung unter 
das öffentliche Vereinsrecht läſtig ſei. Dieſer Wille würde 
völlig gleichgültig ſein, die Vereinigung würde doch als NRV. 
behandelt werden. 

Das Reſultat der Erörterung der zweiten Frage iſt 
folgendes: Häufig haben die Mitglieder einer Perſonenmehr⸗ 
heit keinen beſtimmten Willen, entweder eine juriſtiſche Perſon 
oder eine Geſellſchaft zu bilden; wenn ſie aber einen ſolchen 
Willen haben, ſo braucht die Rechtsordnung ihn nicht zu 
berückſichtigen, der Wille der Perſonen kann ihrer Ver⸗ 
einigung nicht das Weſen verleihen. 


25) Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch, allgemeiner Teil S. 126. 
Mugdan, Materialien S. 421. 
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Das Geſamtergebnis iſt wiederum ein negatives: Auch 
die ſubjektive Betrachtung läßt einen Unterſchied zwiſchen 
einem NRV. und einer Geſellſchaft nicht erkennen. Es gibt 
kein Kriterium, welches in jedem Falle ermöglicht zu ent⸗ 
ſcheiden, daß von zwei Vereinigungen dieſe eine Geſellſchaft, 
jene ein NRV. ſei, oder umgekehrt. Wenn zuweilen ein 
ſolches Kriterium gefunden war, z. B. in der Abſicht RV. 
zu werden, ſo verſagt es doch in unzählig vielen Fällen; ein 
allgemein gültiges iſt nicht zu finden. 

Das Reſultat der geſamten bisherigen Betrachtung über 
das Weſen der NRVe läßt ſich kurz in den beiden folgen⸗ 
den Sätzen zuſammenfaſſen: 


Satz I. Zwiſchen dem Weſen eines NRVs und dem einer 
Geſellſchaft muß nach der Auffaſſung des Geſetzes 
ein Unterſchied beſtehen? ). 

Satz II. Zwiſchen dem Weſen eines NRVs und dem einer 
Geſellſchaft iſt ein Unterſchied nicht zu finden. 


Wie iſt hier ein Ausweg zu finden? Es bleibt nichts 
übrig, als den einen der beiden Sätze fallen zu laſſen, denn 
beide können ſie nicht neben einander beſtehen. Einer von 
beiden muß weichen, und zwar der erſte: Wenn ſich auf 
Grund eingehender Erörterungen herausſtellt, daß ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen zwei Rechtsinſtituten tat ſächlich nicht vor: 
handen iſt, dann kann die Richtigkeit dieſes Satzes dadurch 
nicht in Zweifel geſtellt werden, daß ein Unterſchied nach 
der Auffaſſung des Geſetzes vorhanden iſt. 

Wenn man aber dem Satz II den Vorrang läßt, daß 
es kein ſicheres Merkmal gibt, mit Hilfe deſſen man einen 
NRV. von einer Geſellſchaft unterſcheiden kann, daß man 
eine Perſonenmehrheit mit der gleichen Berechtigung für einen 
NRV. wie für eine Geſellſchaft erklären darf, dann iſt das 
Weſen der beiden das gleiche: Der NRV. iſt ſeinem Weſen 
nach eine Geſellſchaft. Dieſe Folgerung iſt mit Notwendig⸗ 


26) Oben S. 456. 
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keit aus dem Mangel jeglichen allgemein gültigen Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmals zu ziehen. 

Nun gilt es freilich, ſich mit dem oben aufgeſtellten 
Satz I abzufinden und den Widerſpruch zu löſen, daß ein 
NRV. weſensgleich iſt mit einer Geſellſchaft und doch andere 
Wirkungen zu äußern vermag als fie. — Eine Erklärung 
läßt ſich nur ſo geben, daß man dem Geſetzgeber eine In⸗ 
konſequenz vorwirft. Der Geſetzgeber hat den NRV. zur 
Geſellſchaft herabgedrückt, indem er ihn den Vorſchriften des 
B. GB. über die Geſellſchaft unterſtellt; daß dieſe nicht ganz 
auf ihn paſſen, iſt ihm ſelbſt wohl bewußt ?). Außerdem 
aber legt er ihm einige Fähigkeiten bei, die an und für ſich 
wohl dem Charakter eines Vereins entſprechen; dieſe laſſen 
ſich aber in der dem NRV. aufgedrängten Form der Geſell⸗ 
ſchaft unmöglich begründen. Oder mit anderen Worten: Der 
Geſetzgeber verleiht dem NRV. beſtimmte Wirkungen. Er 
kann ihm aber die unbedingt erforderlichen analogen Be⸗ 
ſtandteile in ſeinem Weſen nicht verleihen, nachdem er einmal 
das Geſellſchaftsrecht für anwendbar erklärt hat?). 

Trotzdem iſt das Vorgehen des Geſetzgebers nicht ſo 
planlos und unverſtändlich, wie es ſich in der theoretiſchen 
Erörterung darſtellt. Der von ihm gemachte Fehler beſteht 
darin, daß er zwei Rechtsinſtituten, deren Weſen ſich in der 
juriſtiſchen Betrachtung als das begrifflich gleiche erweiſt, 
verſchiedene Wirkungen zuſchreibt. Wenn nun auch zwiſchen 
dem NRV. und der Geſellſchaft theoretiſch ein Unterſchied 
nicht beſteht, ſo wird ſich doch im Verkehr ein Unterſchied 
zeigen. Die Praxis wird in der weitaus größten Zahl von 
Fällen zu entſcheiden wiſſen, ob in concreto ein NRV. oder 
eine Geſellſchaft vorliegt? “). 

Eine ſolche Vereinigung, die ſich nach der Verkehrs⸗ 


27) Unten S. 463. 

28) Vgl. Dern burg, Bürgerliches Recht I S. 222 f. Dieſer erklärt, 
daß die für den NR V. beſtehenden Vorſchriften „logiſch ſchwer ver⸗ 
einbar“, ja er ſagt ſogar, daß fie „logiſch unvereinbar“ find. 

29) Vgl. die Definition S. 451. 
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anſchauung als Verein und nicht als Geſellſchaft darſtellt, 
ſoll nach dem Willen des Geſetzgebers nur ein Übergangs⸗ 
ſtadium bilden; ein Verein ſoll die Rechtsfähigkeit nachſuchen 
und ſich der ſtaatlichen Kontrolle unterwerfen. Dies iſt die 
vorgefaßte Abſicht des Geſetzgebers. Ob ſie anzuerkennen iſt 
oder nicht, darüber zu urteilen iſt hier nicht der Platz. Jeden⸗ 
falls hält der Geſetzgeber es für richtig, daß dem Staate die 
Oberaufſicht über die Vereine zuſtehe. Um dieſen ſeinen 
Zweck zu erreichen, zieht er für den NRV. das Geſellſchafts⸗ 
recht heran; denn „zwinge er den NNVen die für ſie nicht 
paſſende Form der Geſellſchaft auf, ſo bewirke er dadurch, 
daß ſich die Einſicht in die Notwendigkeit der Regiſtrierung 
der Vereine immer mehr einbürgere“ 5°). 

So wird aus praktiſchen Gründen die Unterordnung des 
NRVs unter die Vorſchriften der Geſellſchaft gerechtfertigt. 
Daß der Geſetzgeber ſich damit nicht begnügt, ſondern noch 
Spezialvorſchriften für die NRVe geſchaffen hat, hat ſeinen 
Grund darin, daß beim NRV. meiſt in weit höherem Maße 
das Bedürfnis des Schutzes dritter Perſonen hervortritt, als 
dies bei der Geſellſchaft der Fall iſt; denn regelmäßig be⸗ 
ſteht eine Geſellſchaft erſtens aus einer ſelten wechſelnden, 
zudem kleineren Anzahl von Perſonen als ein NRV. und 
zweitens werden dieſe Perſonen ſelbſt für die Zwecke der 
Geſellſchaft tätig, während bei einem Verein gewöhnlich der 
Vorſtand die Geſchäfte leitet und das Gros der möglicher⸗ 
weiſe einem häufigen Wechſel unterliegenden Mitglieder dem 
Dritten verborgen bleibt, da die Namen durch keinerlei Regiſter⸗ 
eintragung zur Kenntnis der Offentlichkeit gebracht werden. 
Es erfährt alſo der Dritte überhaupt nicht, wer ihm ver⸗ 
pflichtet iſt, und kann ſich, mag er ſelbſt dieſen oder jenen 
Namen in Erfahrung gebracht haben, in dem zweifellos 
wichtigſten Fall, nämlich, daß er als Gläubiger aus einem 
Kontraktsverhältnis Anſprüche gegen den Verein geltend macht, 


30) Protokolle der II. Kommiſfion S. 2493. Mugdan, Materialien 
S. 640. 
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nicht den ſolventeſten aus der Zahl der Geſamtſchuldner (B. GB. 
§ 427) herausgreifen. Daher als Erſatz die ſtrenge Haftung 
der im Namen des NRVs Handelnden, daher die paſſive 
Parteifähigkeit, daher insbeſondere die Beſtimmung des $ 735 
ZPO.: Man hegte Bedenken, daß bei Anwendung der Vor: 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen einer 
Geſellſchaft „der erforderliche vollſtreckbare Titel gegen alle 
Vereinsmitglieder überhaupt nicht zu beſchaffen fein würde“? ). 

Das vom Geſetzgeber gewählte Verfahren muß Billi⸗ 
gung finden, wenn der Beurteiler ſich auf den Standpunkt 
ſtellt, daß ein Geſetz in erſter Linie praktiſch und zweckmäßig 
ſein müſſe. Und der Geſetzgeber hat in der Tat den Zweck 
des Rechtes, ſich dem Leben dienſtbar zu machen, gefördert, 
aber freilich auf Koſten der logiſchen Konſequenz. 

Die in den vorſtehenden Zeilen entwickelte Theorie über 
das Weſen der NRVe ſtellt nicht den erſten Verſuch dar, 
dieſe ſchwierige, aber intereſſante Aufgabe zu löſen. Bereits 
häufig ſind in der Wiſſenſchaft Entſcheidungen in der Frage 
gefällt und Methoden, wie die Entſcheidung zu gewinnen ſei, 
angegeben worden. 

Es laſſen ſich unter den Vertretern der Wiſſenſchaft, 
welche über das Weſen der NWVe gehandelt haben, drei 
Kategorien aufſtellen. 

Die erſte Kategorie, deren Vertreter Planck, Coſack, 
Crome und Matthiaß ſind, erklärt den NRV. für eine 
Geſellſchaft, weil fie findet, daß beide weſensgleich find ). 


31) Protokolle der II. Rommiffion S. 8508. Mugdan, Materialien 
S. 643. 

32) Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. II 1. und 2. Aufl. S. 358: 
„Geſellſchaften, die nach Art der juriſtiſchen Perſonen korporativ 
organiſiert find.” Crome S. 259: „Die betreffenden Bildungen 
ſind alſo Geſellſchaften.“ Coſack, Lehrbuch des deutſchen bürger⸗ 
lichen Rechts Bd. II 3. Aufl. S. 415: „Der NAT. iſt einfach eine 
Art der Geſellſchaft.“ Matthiaß, Lehrbuch des bürgerlichen 
Rechts S. 129: „Wir können fie als Vereinsgeſellſchaften bezeich⸗ 
nen.“ S. 131: „Die Vereinsgeſellſchaft wird der Geſellſchaft 
gleichgeſtellt.“ 
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Sie vertritt damit die Richtigkeit des oben aufgeſtellten 
Satzes II. Wie ſich aber der Inhalt der Sondernormen mit 
dem Weſen einer Geſellſchaft vereinigen läßt, wie es beiſpiels⸗ 
weiſe zu erklären iſt, daß die eben noch in einem Aktivprozeß 
als Rechtsſubjekte auftretenden Geſellſchafter plötzlich im 
Paſſivprozeß zum Subſtrat der nunmehr als ſolcher ver⸗ 
klagten juriſtiſchen Perſon werden, davon ſchweigt ſie, den 
durch Satz I und II ausgedrückten Widerſpruch berührt fie 
nicht mit einem Wort. 

Die zweite Kategorie ſieht ihren Vertreter in Staub °?). 
Staub erkennt den Widerſpruch. Da er findet, daß das 
in Satz II aufgeſtellte Reſultat unbedingt richtig iſt, daß ein 
theoretiſcher Unterſchied zwiſchen dem NRV. und der Geſell⸗ 
ſchaft nicht beſteht, ſo bemüht er ſich nachzuweiſen, daß der 
Widerſpruch nur ein ſcheinbarer iſt. Zu dieſem Zweck führt 
er aus, daß die für den NRV. beſtehenden Sonderrechtsſätze 
durchaus mit dem Weſen der Geſellſchaft vereinbar ſeien. 
Es möge, da die Wiedergabe aller einzelnen Punkte zu weit 
führen würde, nur ein Beiſpiel herausgegriffen werden: die 
paſſive Parteifähigkeit. Er ſchreibt: „Verklagt ſind in ſolchem 
Fall in Wahrheit die einzelnen Mitglieder, und das Endziel 
ſolcher Klage iſt dasſelbe, wie wenn die Geſellſchafter verklagt 
werden als Repräſentanten des Geſellſchaftsvermögens.“ “)) 
Dieſe Interpretation kann nicht als richtig gelten. § 50 der 
ZPO. ſchreibt vor: „Ein Verein, der nicht rechtsfähig iſt, 
kann verklagt werden; in dem Rechtsſtreit hat der Verein 
die Stellung eines rechtsfähigen Vereins.“ Es ſollen alſo 
im Prozeß gegen einen NRV. dieſelben Grundſätze angewandt 
werden wie im Prozeß gegen eine juriſtiſche Perſon. Nun 
ſind im Prozeß z. B. einer Aktiengeſellſchaft die Mitglieder 
unter der Firma nicht lediglich zuſammengefaßt, ſondern die 
Verbandsperſon iſt verklagt und die Mitglieder ſind ihr gegen⸗ 


33) Kommentar, Exkurs zu § 342 C. 

34) Staub a. a. O. Anm. 84. Übrigens vertritt Gaupp⸗Stein, 
Zivilprozeßordnung mit Kommentar Bd. II 4. Aufl. § 735, I eine 
ähnliche Anſicht. 
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über „Dritte“, welche Eigenſchaft ihre vornehmlichſte Wirkung 
darin äußert, daß die Mitglieder als Zeugen im Prozeß der 
juriſtiſchen Perſon vernommen werden können. Dieſe Grund⸗ 
ſätze, auf den NRV. übertragen, laſſen unzweideutig erkennen, 
daß die von Staub aufgeſtellte Anſicht unrichtig iſt. Die 
Mitglieder ſind „Dritte“; es iſt demnach ausgeſchloſſen, daß 
ſie als Beklagte unter dem Vereinsnamen zuſammengefaßt, 
alſo Partei ſind. 

Endlich die letzte Kategorie. Sie hat die zahlreichſten 
Vertreter, nämlich alle diejenigen, welche den NRV. als etwas 
von der Geſellſchaft weſentlich Verſchiedenes bezeichnen. Hier⸗ 
her gehören vor allem Gierke, Eck, Staudinger und 
viele andere. Dieſe erkennen den oben geſchilderten Wider⸗ 
ſpruch; ſie ſehen, daß bei logiſcher Betrachtung ein Unter⸗ 
ſchied im Weſen der beiden Gebilde unbedingt gefordert 
werden muß, mit anderen Worten: Sie vertreten die Richtig⸗ 
keit des Satzes I. Wenn aber Satz J richtig iſt, dann muß, 
ſo folgern ſie, Satz II falſch ſein, d. h., das Weſen des 
NARBE muß ein anderes ſein als das der Geſellſchaft. Nun 
beweiſen ſie, daß ein Unterſchied im Weſen der beiden Rechts⸗ 
inſtitute beſteht. 

Zum Zweck der Beweisführung denken ſie zunächſt an 
eine Vielheit von Perſonen, die ſie derart beleuchten, daß 
dieſelbe als Verein erſcheint. Sie beſprechen ſie mit den 
vom RV., d. h. von der juriſtiſchen Perſon hergenommenen 
Ausdrücken, geben ihr eine Organiſation, geben ihr korpo⸗ 
rative Tendenzen, ſprechen von einem Vorſtand, einer Mit⸗ 
gliederverſammlung, von Sonderrechten der Mitglieder u. ſ. w., 
und kommen zu dem Reſultat, daß die Perſonenmehrheit 
nach Zweck, Art u. ſ. w. der Verbindung durchaus als etwas 
der juriſtiſchen Perſon ſehr nahe Verwandtes gelten muß. 
Dann beleuchten ſie dieſelbe Vielheit in der Weiſe, daß ſie 
als Geſellſchaft erſcheint. Sie ſprechen von Geſellſchaftern, 
von geſchäftsführenden Geſellſchaftern, erklären es als das 
grundſätzlich gewollte, daß allen Geſellſchaftern die Führung 
der Geſchäfte zuſteht, ſprechen von Geſellſchaftsvermögen, das 
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den Geſellſchaftern zur geſamten Hand gehört u. ſ. w., und 
beweiſen, daß das Gebilde eine Geſellſchaft iſt. 

Es kann dieſer Kategorie der Einwand nicht erſpart 
bleiben, daß ihre Ausführungen an einem methodiſchen Fehler 
leiden: Sie legt in ihre termini technici, deren ſie ſich zur 
Beweisführung bedient, diejenigen Momente hinein, die erſt 
bewieſen werden ſollen, oder anders ausgedrückt: Sie beweiſt 
ihre Behauptung durch ihre Behauptung. Ein ſolcher Fehler 
iſt zu erklären, wenn Ausſicht auf ein gutes, für die Wiſſen⸗ 
ſchaft brauchbares Ergebnis vorhanden war, und in dem 
Streben, zu dieſem Ergebnis zu gelangen, der eingeſchlagene 
Weg nicht erſt auf ſeine Zuläſſigkeit geprüft wurde. Welches 
iſt aber dies Ergebnis, wie lauten die Urteile über das Weſen 
des nicht rechtsfähigen Vereins? „Die nicht rechtsfähigen Ver⸗ 
eine ſind Perſonenverbände zur geſamten Hand,“ ſo Löwen⸗ 
felb55). „Die nicht rechtsfähigen Vereine bleiben alſo Ver: 
eine in dem nämlichen allgemeinen Begriffsſinn wie die ſo⸗ 
genannten rechtsfähigen Vereine,“ jo Staudinger). 
„Sicher iſt bei dem nicht rechtsfähigen Vereine nur, daß er 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit darbt,“ jo Endemann? )). 
„Der nicht rechtsfähige Verein iſt von der Geſellſchaft weſent⸗ 
lich verſchieden, und mit dem rechtsfähigen Verein zu einem 
Gattungsbegriff verbunden,“ jo Eck ss). „Er iſt in der Auf⸗ 
faſſung des Geſetzes ein Verein,“ jo Hachenburg). Dieſe 
Ergebniſſe müſſen als für die Wiſſenſchaft unzureichend er⸗ 
ſcheinen, da ſie den nicht rechtsfähigen Verein keiner der ge⸗ 
ſetzlich für Perſonengemeinſchaften gewährten Rechtstypen 
unterſtellen. Daß aber die genannten Schriftſteller zu einem 
ſolchen negativen Reſultat kommen mußten, war voraus⸗ 
zuſehen. Der Nachweis, daß der nicht rechtsfähige Verein 
eine juriſtiſche Perſon iſt, iſt ihnen durch das Bürgerliche 


35) a. a. O. S. 189. 

36) Deutſche Jur. Ztg. S. 376. 

37) Lehrbuch Bd. I S. 203. 

38) Vorträge 2. Aufl. I. Lieferung S. 49. 
39) Vorträge 2. Aufl. S. 476. 
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Geſetzbuch unmöglich gemacht; daß der nicht rechtsfähige Ver⸗ 
ein eine Geſellſchaft iſt, wird von ihnen ſelbſt auf das ent⸗ 
ſchiedenſte beſtritten. So muß eine Zwiſchenſtufe zwiſchen 
dem rechtsfähigen Verein und der Geſellſchaft entſtehen, das 
vom Bürgerlichen Geſetzbuch endgültig beſeitigte Prinzip der 
freien Körperſchaftsbildung lebt wieder auf, die frühere Rechts⸗ 
unſicherheit iſt wieder eingeführt! Dies kann unmöglich der 
Wille des Geſetzgebers ſein. 
II. 

Nachdem die Vorfrage über das Weſen der nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine beantwortet iſt, iſt nunmehr der Fall, daß 
ein derartiger Verein ein Handelsgewerbe betreibt, unmittel⸗ 
bar ins Auge zu faſſen. — Angenommen, eine Zahl von 
etwa vierzig Perſonen gründet einen Verein. Der Zweck 
iſt, durch Kreditgewährung an Handwerker und Gewerbe⸗ 
treibende gegen eine mäßige Vergütung, durch billige Dis⸗ 
kontierung ihrer Wechſel, durch Eröffnung eines Scheckverkehrs 
in geringem Umfang, durch ſichere Anlage der erhaltenen 
Depoſiten ein Unternehmen zu ſchaffen, das für die Vereins⸗ 
mitglieder einen, wenn auch nicht bedeutenden Gewinn ab⸗ 
wirft. Ein Vorſtand leitet die Geſchäfte, die Mitglieder 
haben Einzahlungen von beſtimmter Höhe geleiſtet. Die 
Rechtsfähigkeit nachzuſuchen, beſteht keinerlei Bedürfnis. — 
Der hier beſchriebene Betrieb der Bankier⸗ und Geldwechsler⸗ 
geſchäfte bildet gemäß $ 1 Ziff. 4 HGB. ein Handelsgewerbe. 
Wie iſt die Rechtslage zu beurteilen? 

Es ſei zunächſt die Bemerkung vorausgeſchickt, daß der 
nicht rechtsfähige Verein von den beiden dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch bekannten Arten des Vereins der einzige iſt, der 
als Unternehmer eines Handelsgewerbes auftreten kann. Ein 
rechtsfähiger Verein des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann kein 
Handelsgewerbe betreiben, ohne daß die Behörde zum min⸗ 
deſten ſtillſchweigend ihr Einverſtändnis erklärt hat. Eine 
ſolche Behauptung mag zunächſt auffallend erſcheinen, denn 
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offenbar hat das Handelsgeſetzbuch im § 1: „Kaufmann iſt, 
wer ein Handelsgewerbe betreibt,“ nicht nur die phyſiſchen, 
ſondern auch die juriſtiſchen Perſonen im Auge, und zu den 
letzteren gehört doch auch der rechtsfähige Verein des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. Der Beweis für dieſe Behauptung iſt 
jedoch unſchwer zu führen. 

Es wären zwei Möglichkeiten denkbar, einen rechtsfähigen 
Verein des Bürgerlichen Geſetzbuchs, deſſen Zweck der Be⸗ 
trieb eines Handelsgewerbes iſt, zur Entſtehung zu bringen. 
Die erſte Möglichkeit wäre die, daß ein gewerbetreibender 
nicht rechtsfähiger Verein durch Erlangung der Perſönlich⸗ 
keitsrechte zum gewerbetreibenden rechtsfähigen Verein des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs wird. Das Mittel, die Perſönlich⸗ 
keitsrechte zu erlangen, iſt nun verſchieden, jenachdem der 
Verein zur Gruppe der idealen Vereine oder zu der der Er⸗ 
werbsvereine gehört. Da der Zweck eines gewerbetreibenden 
nicht rechtsfähigen Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet iſt und er mithin zur Gruppe der Erwerbs⸗ 
vereine gehört, ſo käme für ihn als Mittel, die Rechtsfähig⸗ 
keit zu erlangen, gemäß § 22 die ſtaatliche Verleihung in 
Betracht. Nun aber wird durch den ausdrücklichen Hinweis 
auf beſondere Normen die Verleihung als ultima ratio hin⸗ 
geſtellt. Die ſtaatliche Verleihung ſoll nur als Aushilfs⸗ 
mittel dienen, wenn alle anderen Mittel verſagen. Solche 
anderen Mittel ſtellt aber der Staat in ausreichendem Maße 
zur Verfügung. Er bietet den Vereinigungen, deren Mit⸗ 
glieder ſich zuſammengefunden haben in der Abſicht, als rechts⸗ 
fähiger Verein eine wirtſchaftliche Tätigkeit zu entfalten, die 
Form der Aktiengeſellſchaft, der Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Da der 
Zweck dieſer Geſellſchaftsformen keinen Beſchränkungen unter⸗ 
liegt, ſondern in jeder beliebigen Tätigkeit beſtehen kann, ſo 
iſt es ganz in die Hand des Staates gelegt, wann erſt er 
einen Mangel an beſonderen reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
als vorhanden zugeſtehen will. Zu ſolchem Zugeſtändnis 
wird er ſich nur ſchwer herbeilaſſen; er wird vielmehr die 
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Fälle der Verleihung der Perſönlichkeitsrechte auf ein Mini⸗ 
mum reduzieren und ſtets die betreffende Gemeinſchaft zur 
Gründung einer der erwähnten Geſellſchaften anhalten, da⸗ 
mit nicht die Sicherheitsmaßregeln, die in großer Zahl vor⸗ 
handen ſind und deren Befolgung im Intereſſe dritter Per⸗ 
ſonen unbedingt von einer auf wirtſchaftlichem Gebiet tätigen 
Gemeinſchaft verlangt werden muß, illuſoriſch gemacht werden. 
Nun kommt in dem vorliegenden Fall nicht ein beliebiger 
wirtſchaftlicher Zweck, ſondern ein Handelsgewerbe in Frage; 
für das Handelsgewerbe iſt aber in erſter Linie das Handels⸗ 
geſetzbuch beſtimmt. Deshalb kann unter keinen Umſtänden 
dem Staat zugemutet werden, hier das Vorhandenſein des 
Mangels an einer beſonderen reichsgeſetzlichen Vorſchrift zu⸗ 
zugeſtehen und das Aushilfsmittel anzuwenden, d. h. durch 
Verleihung einen rechtsfähigen Verein des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ins Leben zu rufen; vielmehr wird regelmäßig der 
Staat das Geſuch um Verleihung ablehnen und die Ver⸗ 
einigung zur Gründung einer der reichsgeſetzlich normierten 
Geſellſchaftsformen anhalten. 

Die zweite Möglichkeit, einen gewerbetreibenden rechts⸗ 
fähigen Verein des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Entſtehung 
zu bringen, iſt folgende: Man gründet einen Verein zu einem 
beliebigen Zweck. Nachdem durch Eintragung reſp. Verleihung 
die Rechtsfähigkeit erworben iſt, ändert der Verein ſeinen 
urſprünglichen Zweck und beginnt den Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbes. Für den Fall der Zweckänderung des Vereins iſt 
jedoch $ 43 B. GB. zu beachten, da eine ſolche Anderung 
unter Umſtänden ein Grund iſt, dem Verein die Rechtsfähig⸗ 
keit zu entziehen. Iſt der beſtehende Verein ein idealer ($ 43 
Abſ. 2), jo kann ihm die Rechtsfähigkeit entzogen werden, 
wenn er wirtſchaftliche Zwecke verfolgt, d. h. den Betrieb 
eines Handelsgewerbes beginnt; iſt es ein Erwerbsverein 
($ 43 Abſ. 4), jo kann ihm „die Rechtsfähigkeit entzogen 
werden, wenn er einen anderen als den in der Satzung be⸗ 
ſtimmten Zweck verfolgt“. Dieſer „in der Satzung beſtimmte 
Zweck“ wird aber ſelten der Betrieb eines Handelsgewerbes 
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ſein, denn ein gewerbetreibender Verein wird, wie ſich oben 
gezeigt hat, regelmäßig die Rechtsfähigkeit nicht durch Ver⸗ 
leihung, ſondern in Gemäßheit reichsgeſetzlicher Normativ⸗ 
beſtimmungen erlangen. Mit dem Beginn eines Gewerbe⸗ 
betriebes würde ein anderer als der in der Satzung beſtimmte 
Zweck verfolgt, dem Verein könnte die Rechtsfähigkeit ent⸗ 
zogen werden. 

Hier ſieht man, wie der Geſetzgeber vorausſchauend den 
Zugang wohl bewacht hat, auf welchem eine gewerbetreibende 
Perſonengemeinſchaft unter Umgehung der ſtrengen Kautelen 
des Handels⸗ und ſpeziell des Aktienrechtes zu einer be⸗ 
ſchränkten Haftung ihrer Mitglieder gelangen könnte, nämlich 
durch Bildung eines rechtsfähigen Vereins des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Wird der Verein neu begründet, ſo muß der 
Staat das Gefuch um Verleihung der Perſönlichkeitsrechte 
ablehend beſcheiden. Iſt der Verein bereits begründet, ſo 
liegt es in der Hand der Behörde, im Fall einer Zweck⸗ 
änderung die Perſönlichkeitsrechte zu belaſſen oder zu ent⸗ 
ziehen. 

Während eine Perſonenvereinigung, die ein Handels⸗ 
gewerbe betreiben und als Rechtsſubjekt im Verkehr auftreten 
will, gezwungen wird, eine der vom Recht für dieſen Fall 
zur Wahl geſtellten, in beſonderen Geſetzen fixierten Formen 
anzunehmen, ſo iſt ein gleiches Verfahren bei einem ge⸗ 
werbetreibenden nicht rechtsfähigen Verein nicht möglich. Der 
Staat hat nicht die Macht, einen ſolchen Verein, der in keinerlei 
Abhängigkeitsverhältnis zu ihm ſteht, ſondern möglichſt fern 
jeder Aufſicht ſeinen Geſchäften nachgehen will, durch die 
Ausſicht auf Gewährung erbetener oder auf Entziehung be⸗ 
reits gewährter Vorteile ſeinen Wünſchen gefügig zu machen. 
Fuür einen gewerbetreibenden nicht rechtsfähigen Verein gelten 
zunächſt lediglich die für dieſe Vereine gegebenen Rechtsſätze. 
Dies widerſpricht aber durchaus dem oben geſchilderten 
Beſtreben des Geſetzes, jeden, der als Unternehmer eines 
Handelsgewerbes auftritt, dem für das Handelsgewerbe gel⸗ 
tenden Recht, dem Handelsrecht, zu unterwerfen. ee muß 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 
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das Geſetz im Intereſſe der Offentlichkeit ſuchen, auch einen 
gewerbetreibenden nicht rechtsfähigen Verein in die feſten 
Schranken des Handelsgeſetzbuchs zu zwängen. 

Die von der Rechtsordnung im Handelsgeſetzbuch zur 
Verfügung geſtellten Formen von Vereinigungen, ſoweit ſie 
ſich als juriſtiſche Perſonen charakteriſieren, ſcheiden von vorn⸗ 
herein aus, da der nicht rechtsfähige Verein gerade das Be⸗ 
ſtreben hat, nicht als juriſtiſche Perſon ſein Gewerbe zu 
treiben. Es kann daher nur noch die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft in Frage kommen. Die 
erſtere iſt auch in der Tat allem Anſchein nach geeignet, 
dem beſtehenden Bedürfnis zu genügen, denn der nicht rechts⸗ 
fähige Verein hat durch den Satz I des § 54, durch den er 
dem Geſellſchaftsrecht unterſtellt wird, das Gepräge einer indi⸗ 
vidualiſtiſchen Gemeinſchaft erhalten, wie es auch der offenen 
Handelsgeſellſchaft eigentümlich iſt. 

Die Entſcheidung, ob ein gewerbetreibender nicht rechts⸗ 
fähiger Verein zur offenen Handelsgeſellſchaft wird oder nicht, 
it auf Grund des § 105 Abſ. 1 HGB. zu treffen: „Eine 
Geſellſchaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbes unter gemeinſchaftlicher Firma gerichtet iſt, iſt eine 
offene Handelsgeſellſchaft, wenn bei keinem der Geſellſchafter 
die Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern beſchränkt 
iſt.“ Sind die hier genannten Vorausſetzungen erfüllt, dann 
iſt ein nicht rechtsfähiger Verein, ſofern er wie in dem obigen 
Beiſpiel ein „reines“ Handelsgewerbe, d. h. ein ſolches im 
Sinne des $ 1 HGB. betreibt, ipso jure offene Handels: 
geſellſchaft. Bildet jedoch den Gegenſtand der Vereinigung 
ein „hypothetiſches“ Handelsgewerbe, d. h. ein Unternehmen, 
das „nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb“ erfordert (HGB. $ 2), fo kann 
zwar der Verein als ſolcher nicht angehalten werden, ſich ein⸗ 
tragen zu laſſen; denn der Verein iſt nicht Rechtsſubjekt““) 41). 

40) Gleichlautend der Beſchluß des Kammergerichts. Vgl. Rechts 


ſprechung der Oberlandesgerichte Bd. I S. 356. 
41) Staub im Exkurs zu $ 342 Anm. 85 ſchreibt zwar: „Wenn der 
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Wohl aber kann gegen die Mitglieder des Vorſtandes vor⸗ 
gegangen werden, um ſie zur Anmeldung zu veranlaſſen. — 
Der ſich hier eröffnende Ausblick erſcheint durchaus befrie⸗ 
digend. Es möge daher im einzelnen geprüft werden, ob 
ein ein Handelsgewerbe betreibender nicht rechtsfähiger Ver⸗ 
ein die in § 105 geſtellten drei Bedingungen zu erfüllen 
vermag. 

Als erſtes fordert § 105, daß eine Geſellſchaft es iſt, 
welche das Handelsgewerbe betreibt. Da die obige Unter⸗ 
ſuchung ergeben hat, daß der nicht rechtsfähige Verein ſeinem 
Weſen nach eine Geſellſchaft iſt, ſo iſt dieſe erſte Bedingung 
als erfüllt anzuſehen. 

$ 105 verlangt zweitens, daß die Geſellſchaft das Handels⸗ 
gewerbe unter „gemeinſchaftlicher Firma“ betreibe. Gemäß 
$ 19 HGB. hat die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft 
„den Namen wenigſtens eines der Geſellſchafter mit einem 
das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zuſatz, oder 
die Namen aller Geſellſchafter zu enthalten“. Hat jedoch 
eine Firma den hier vorgeſchriebenen Inhalt nicht, ſo bleibt 
ſie nichtsdeſtoweniger eine Firma im Sinne des Handels⸗ 
geſetzbuchs, denn die Vorſchrift des $ 19 hat den Charakter 
einer „Soll“⸗, nicht den einer „Muß“ ⸗Vorſchrift. Es kann 
alſo ein Vereinsname wie etwa „Vorſchußverein X“ durch⸗ 
aus als Firma anerkannt werden“). Ob die Firma eine 


nicht rechtsfähige Verein ein gewerbliches Unternehmen nach 8 2 
betreibt, ſo kann er zur Eintragung einer gehörigen Firma ge⸗ 
zwungen werden.“ Doch muß man annehmen, daß Staub hier 
den Kollektivnamen ſtatt der einzelnen Perſonen ſetzt, wie man 
auch wohl davon ſpricht, daß „eine Geſellſchaft“ zur Eintragung 
angehalten wird. 

42) Vgl. Lehmann ⸗Ring, Handelsgeſetzbuch Bd. I $ 105 Nr. 6. 
Staub $ 105 Anm. 17. Makower, Handelsgeſetzbuch mit 
Kommentar Bb. I 12. Aufl. $ 105, ILe. Ferner die Entſcheidung 
des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. XXIV S. 262; Bolze, 
Praxis des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. II S. 1095. — 
Allerdings braucht der Richter eine ſolche Firma nicht einzutragen, 
er kann vielmehr die Gefellſchaft anhalten, die Firma zu ändern 
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gemeinſchaftliche iſt, das iſt im einzelnen Falle beſonders zu 
ermitteln. „Gemeinſchaftlich kann eine Firma nur werden 
durch den übereinſtimmenden Willen der Perſonen, welche 
ſich dazu vereinigen, unter derſelben ein Handelsgewerbe zu 
betreiben” *?). Ein „übereinſtimmender Wille“ der Vereins⸗ 
mitglieder iſt unbedingt erforderlich dafür, daß die Firma 
auch eine gemeinſchaftliche Firma ſei. Dieſer letzte Punkt 
iſt von Gierke in der Abhandlung „Handelsgeſellſchaftsrecht 
und bürgerliches Recht“““) überſehen worden. Gierke er: 
klärt hier, daß der ein Handelsgewerbe betreibende nicht 
rechtsfähige Verein unter keinen Umſtänden offene Handels⸗ 
geſellſchaft ſein könne. Folgendes führt er zur Begründung 
an: „Es wäre doch auch hart, daß, wenn etwa der Vorſtand 
eines nicht eingetragenen Wohltätigkeitsvereins auf den Ge⸗ 
danken kommt, zur Füllung der Kaſſe unter dem Vereins⸗ 
namen einen ſchwunghaften Handel mit importierten Zigarren 
oder ein Bankiergeſchäft zu betreiben, alle vielleicht ahnungs⸗ 
loſen Mitglieder, die einen Jahresbeitrag zahlen, in die un⸗ 
beſchränkte und unbeſchränkbare Haftung des offenen Geſell⸗ 
ſchafters verſtrickt würden.“ In dem hier gegebenen Falle 
haften die Mitglieder durchaus nicht unbeſchränkt; da ſie 
„ahnungslos“ ſind, mithin ein gemeinſchaftlicher, auf den 
Betrieb eines Handelsgewerbes gerichteter Wille nicht vor⸗ 
handen iſt, und der Vorſtand einſeitig ein Handelsgewerbe 
nicht betreiben kann, ſo iſt gar keine offene Handelsgeſellſchaft 
entſtanden. Das Argument, welches Gierke gegen die Be⸗ 
hauptung, ein gewerbetreibender nicht rechtsfähiger Verein 
ſei offene Handelsgeſellſchaft, vorbringt, iſt ſomit hinfällig 
geworden. 

Die dritte im § 105 aufgeſtellte Bedingung liegt in den 
Worten: (Eine Geſellſchaft ... ift offene Handelsgeſellſchaft), 


und eine den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechende Firma zu 
wählen. 

43) Laband, Beiträge zur Dogmatik der Handelsgeſellſchaften, in 
Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. XXX S. 514. 

44) Archiv für bürgerliches Recht XIX S. 136. 
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„wenn bei keinem der Geſellſchafter die Haftung gegenüber 
den Geſellſchaftsgläubigern beſchränkt iſt“. Augenſcheinlich 
liegt es in der Macht eines nicht rechtsfähigen Vereins, die 
Erfüllung dieſer Bedingung zu verhindern und ſich auf dieſe 
Weiſe der Unterwerfung unter das Handelsrecht zu entziehen, 
denn eine ſtatutariſch auf Einlagen beſchränkte Haftung der 
Mitglieder widerſpricht nicht dem Weſen des nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins und muß, falls ſie vorgenommen wird, als 
gültig angeſehen werden. Die beſchränkte Haftung wird da⸗ 
durch herbeigeführt, daß man in die Statuten einen Paſſus 
aufnehmen läßt, durch welchen die Vertretungsmacht der ge⸗ 
ſchäftsführenden Geſellſchafter dahin begrenzt wird, daß ſie 
die Mitglieder nur bis zur Höhe der von dieſen gezahlten 
Beiträge verpflichten können. Dadurch ſichern ſich die Mit⸗ 
glieder eine beſchränkte Haftung. Nun iſt allerdings in der 
Wiſſenſchaft von manchen Seiten die Unzuläſſigkeit einer 
ſolchen Haftungsbeſchränkung behauptet worden. Jedoch muß 
man ſich unbedingt für die Rechtswirkſamkeit einer derartigen 
Beſtimmung der Statuten entſcheiden, und zwar in der Er⸗ 
wägung, daß eine Willenserklärung, die der Vertreter im 
Namen des Vertretenen abgibt, nur ſo weit für und gegen 
den Vertretenen wirkt, als jener die Erklärung „innerhalb 
der ihm zuſtehenden Vertretungsmacht“ abgegeben hat (B. GB. 
$ 164). Demnach kann in der Tat die Vollmacht der ge⸗ 
ſchäftsführenden Geſellſchafter begrenzt werden!“). — Das 
Reſultat dieſer Betrachtung wäre ſomit, daß der nicht rechts⸗ 
fähige Verein nicht zur offenen Handelsgeſellſchaft wird. 
Um die Tragweite dieſes Ergebniſſes richtig zu würdigen, 
vergegenwärtige man ſich, welche Folgerungen nunmehr zu 
ziehen ſind. Zunächſt wäre die lange Entwickelungsperiode, 


45) Ebenſo Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 38 f.; Planck 
a. a. O. 854, 2h; Löwenfeld S. 157, VI. 1 Endemann 
S. 205 Anm. 16; Dernburg S. 221, aber mit anderer Be⸗ 
gründung. Anderer Meinung Eck S. 84; Hachenburg S. 477. 
— Unentſchieden die Protokolle der IL, Zune: S. 2495; 
Mugdan, Materialien S. 641. 
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welche die Aktiengeſellſchaft durchmachen mußte, um zu ihrer 
heutigen Geſtalt zu gelangen, vollkommen vergeblich geweſen. 
Die zahlreichen Opfer, welche es gekoſtet hat, um eine Ge⸗ 
ſellſchaftsform zu finden, bei welcher ein richtiges Gleich⸗ 
gewicht hergeſtellt iſt zwiſchen dem Intereſſe der Mitglieder 
an der beſchränkten Haftung ſowie an der Geheimhaltung 
der Finanzlage des Unternehmens einerſeits, dem Intereſſe 
dritter Perſonen an der unbeſchränkten Haftung, ſowie an 
der Veröffentlichung der Bilanz, Gewinn⸗ und Verluſtrechnung 
andererſeits — dieſe Opfer wären ganz umſonſt geweſen; 
denn ein nicht rechtsfähiger Verein oder eine Geſellſchaft 
wären in der Lage, ein Handelsgewerbe zu betreiben, wobei 
die Gläubiger ſich lediglich an die von dem einzelnen ge⸗ 
zahlten Beträge halten könnten. Der Vereinsname würde 
nicht in das Handelsregiſter eingetragen, es würde nicht die 
geringſte dem Schutze des Publikums dienende Sicherheit und 
Gewähr für ordnungsmäßige Geſchäftsführung geboten ſein. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß in kurzer Zeit mancher 
nicht rechtsfähige Verein und manche Geſellſchaft ſich dieſen 
Vorteil zu Nutze machen würden, oder vielmehr, daß ſie ſich 
ihn längſt zu Nutze gemacht hätten. 

Aus dieſen Erwägungen heraus erſcheint es ſchwer 
denkbar, daß ein nicht rechtsfähiger Verein in der Lage ſein 
ſollte, ein Handelsgewerbe zu betreiben und gleichzeitig durch 
eine rein interne Beſtimmung denſelben Erfolg zu erreichen, 
wie er nur demjenigen vergönnt iſt, der die mancherlei 
Klippen des Aktienrechtes oder des Geſetzes betreffend die 
G. m. b. H. glücklich umſchifft hat. Kann doch auch nicht 
einmal, wie oben!) bewieſen iſt, der rechtsfähige Verein 
des B. GB. ein Handelsgewerbe betreiben, ohne daß nicht 
die Behörde wenigſtens ſtillſchweigend ihr Einvernehmen er⸗ 
klärt hat. Was aber dem rechtsfähigen Verein verſagt wird, 
bei welchem doch das Publizitätsprinzip durch Eintragung 
ſeines Namens, ſeines Sitzes, der Namen der Vorſtands⸗ 


46) Vgl. S. 468 ff. 
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mitglieder (B. GB. § 64) bis zu einem gewiſſen Grade ge: 
wahrt iſt, um wieviel mehr muß dies dem nicht rechts⸗ 
fähigen Verein verſagt ſein! — Nach alledem muß man 
wünſchen, zu einem anderen Reſultat zu gelangen als dem 
oben gewonnenen. Dieſer Wunſch kann erfüllt werden; es 
läßt ſich nachweiſen, daß ein gewerbetreibender nicht rechts⸗ 
fähiger Verein zur Handelsgeſellſchaft wird. Nach deutſchem 
Reichsrecht iſt es ausgeſchloſſen, daß eine individualrechtliche 
Gemeinſchaftsform des bürgerlichen Rechts — im vorliegenden 
Fall der nicht rechtsfähige Verein — einem Zwecke, nämlich 
dem Betriebe eines Handelsgewerbes, gewidmet iſt, für deſſen 
Verfolgung von der Rechtsordnung handelsrechtliche Gemein⸗ 
ſchaftsformen vorgeſehen ſind. 

Das Verhältnis der individualrechtlichen!“) Gemein⸗ 
ſchaftsformen des Handelsrechtes zu denen des bürgerlichen 
Rechts kann nach zwei Geſichtspunkten geregelt ſein. Die 
eine Möglichkeit iſt die, daß es einer Gemeinſchaft des bür⸗ 
gerlichen Rechts, welche ein Handelsgewerbe betreibt, frei⸗ 
geſtellt wird, ob ſie zur Handelsgeſellſchaft werden will oder 
nicht. Weder wird ſie ipso jure Handelsgeſellſchaft, noch 
kann mit irgend welchen Zwangsmitteln gegen ſie vorge⸗ 
gangen werden, um ſie dem Handelsrecht zu unterwerfen. 
In dieſem Falle ſind die handelsrechtlichen Gemeinſchafts⸗ 
formen freie. Oder aber es wird einer gewerbetreibenden 


47) Die Unterſcheidung in freie und obligatoriſche Gemeinſchaftsformen 
des Handelsrechtes, die im Text nur für die individualrechtlichen 
Formen gemacht iſt, muß in gleicher Weiſe auch für die ſozial⸗ 
rechtlichen gemacht werden. Nur iſt, da der Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbes nicht Begriffsmerkmal für die Aktiengeſellſchaft und die 
Aktienkommanditgeſellſchaft iſt, der Unterſchied ſo zu faſſen, daß 
die ſozialrechtlichen Formen obligatoriſche ſind, wenn eine im Ver⸗ 

kehr z. B. als Aktiengeſellſchaft auftretende Vereinigung ſich den 
für dieſe Geſellſchaften feſtgeſetzten Normen fügen muß, anderenfalls 
fie als Aktiengeſellſchaft nichtig iſt; daß dagegen die Formen freie 
find, wenn eine ſolche Geſellſchaft einem anderen, etwa dem bürger⸗ 
lichen, Recht unterworfen ſein kann. Näheres hierüber vgl. Leh⸗ 
mann, Aktienrecht S. 100. 
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Perſonenmehrheit nicht die Wahl gelaſſen, ob ſie Handels⸗ 
geſellſchaft werden will oder nicht. Die Vereinigung wird 
gezwungen, zur Handelsgeſellſchaft zu werden und ſich in 
jeder Beziehung den für dieſe geltenden Rechtsſätzen anzu⸗ 
paſſen. Iſt eine derartige Regelung getroffen, ſo ſind die 
handelsrechtlichen Gemeinſchaftsformen obligatoriſche. Nach 
geltendem Handelsrecht iſt das Verhältnis der handelsrecht⸗ 
lichen und bürgerrechtlichen Gemeinſchaftsformen zu einander 
in der zuletzt beſprochenen Weiſe geregelt; das neue HGB. 
hat den handelsrechtlichen Gemeinſchaftsformen durch den 
wichtigen § 2 obligatoriſchen Charakter verliehen. § 2 be⸗ 
ſtimmt, daß jedes gewerbliche Unternehmen, das nach Art 
und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordert, als Handelsgewerbe zu gelten hat, 
ſofern die Firma des Unternehmers eingetragen iſt. Den 
Unternehmer trifft die Verpflichtung der Eintragung. Indem 
§ 2 den ganz allgemeinen Begriff des Unternehmers wählt, 
bewirkt er nicht nur, daß jedes gewerbetreibende Rechts⸗ 
ſubjekt, ſei es phyſiſche, ſei es juriſtiſche Perſon, angehalten 
wird, Kaufmann zu werden, ſondern auch, daß eine unter ge⸗ 
meinſamem Namen auftretende Mehrheit von Rechtsſubjekten 
angehalten wird, Handelsgeſellſchaft zu werden. Jede indi⸗ 
vidualrechtliche Perſonengemeinſchaft, die ein gewerbliches 
Unternehmen im Sinne des § 2 H. GB. betreibt, muß eine 
der im HGB. Buch II vorgeſehenen Formen annehmen *°). 
Was nun für ein gewerbliches Unternehmen des $ 2 HGB. 
gilt, das gilt in weit höherem Maße für ein Handelsgewerbe 
des § 1 Abſ. 2, wie ſich aus dem Satz des § 2: „auch wenn 
die Vorausſetzungen des § 1 nicht vorliegen,“ mit voller 
Deutlichkeit ergibt. 

So iſt der Beweis geliefert, daß im heutigen Reichs⸗ 
recht die handelsrechtlichen Gemeinſchaftsformen obligatoriſche 
ſind. Betreibt demnach ein nicht rechtsfähiger Verein ein 


48) Vgl. Lehmann⸗Ring, Kommentar § 2 Nr. 2, insbeſondere die 
dort aufgeführten Ausnahmen von der Regel. 
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Handelsgewerbe, ſo muß er ſich dem Handelsrecht unter⸗ 
werfen, muß eine handelsrechtliche Form annehmen. Solcher 
Formen nun, die für ihn als Gemeinſchaft des Individual⸗ 
rechts in Betracht kommen, gibt es, wie bereits oben ge⸗ 
jagt*?), zwei: die offene Handelsgeſellſchaft und die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft. Will der Verein zur Kommanditgeſellſchaft 
werden, d. h. will er einem oder einigen aus der Zahl der 
Mitglieder eine beſchränkte Haftung verſchaffen, ſo muß ein 
entſprechender Beſchluß gefaßt und die Eintragung der er⸗ 
forderlichen Tatſachen ($ 162 HGB.) bewirkt werden, da 
„die Kommanditgeſellſchaft, die ausnahmsweiſe Geſtaltungs⸗ 
form gegenüber der Regelform der offenen Handelsgeſellſchaft, 
nach außen feierlich als ſolche dokumentiert ſein muß“ 0). 
Wird ſolche feierliche Dokumentierung nicht vorgenommen, ſo 
kann man die Vereinigung ohne weiteres als offene Handels⸗ 
geſellſchaft betrachten. 

Es bleibt noch übrig, das hier gewonnene Reſultat in 
Einklang zu ſetzen mit dem Inhalt des § 105. Aus $ 105 
war nämlich die unrichtige Behauptung, ein nicht rechtsfähiger 
Verein könne ein Handelsgewerbe betreiben, ohne zur offenen 
Handelsgeſellſchaft zu werden, abgeleitet worden. Demnach 
muß noch eine andere Interpretation dieſes Paragraphen 
möglich ſein. Ein Vergleich mit der Kommanditgeſellſchaft 
bietet die Handhabe, eine richtige Interpretation zu finden. — 
Man vergleiche einmal § 105 mit $ 161. Dieſe Para⸗ 
graphen ſtimmen in ihrem erſten Teil wörtlich mit einander 
überein; nur fährt § 161 fort: (Eine Geſellſchaft ...) „iſt 
eine Kommanditgeſellſchaft, wenn bei einem oder einigen von 
den Geſellſchaftern die Haftung beſchränkt iſt, während bei 
dem anderen Teil der Geſellſchafter eine Beſchränkung der 
Haftung nicht ſtattfindet.“ Aus der teilweiſen Übereinſtim⸗ 
mung der Paragraphen ergibt ſich, daß beide Geſellſchafts⸗ 
arten drei gleiche Momente aufweiſen: Jede von ihnen bildet 


49) Vgl. S. 472. 
50) Lehmann⸗Ning 8 176. 
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eine Geſellſchaft, die unter gemeinſchaftlicher Firma ein 
Handelsgewerbe betreibt. — Nun aber der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen beiden Geſellſchaftsarten. Er wird kenntlich durch einen 
Vergleich des $ 106 Abſ. 2 mit $ 162. Bei beiden Ge 
ſellſchaften ſind die gleichen Eintragungen zu bewirken, näm⸗ 
lich die des Namens jedes Geſellſchafters, der Firma und 
des Sitzes der Geſellſchaft, ſowie des Zeitpunktes, in welchem 
ſie ihre Geſchäfte begonnen. Für den Fall der Begründung 
einer Kommanditgeſellſchaft ſind aber die Namen der be⸗ 
ſchränkt haftenden Geſellſchafter, ſowie die Beträge der Einlage 
eines jeden hinzuzufügen. Dieſem Vergleich iſt folgendes zu 
entnehmen: Der gleichlautende Beginn der Paragraphen be⸗ 
weiſt, daß die offene Handelsgeſellſchaft und die Kommandit⸗ 
geſellſchaft dieſelbe Grundform aufweiſen; dieſe Grundform 
iſt eine Geſellſchaft, die unter gemeinſchaftlicher Firma ein 
Handelsgewerbe betreibt. Die Verſchiedenheit der eintra⸗ 
gungspflichtigen Tatſachen beweiſt aber, daß immer dann 
eine unbeſchränkte Haftung Platz greift, wenn nicht in handels⸗ 
geſetzlich gültiger Weiſe eine Beſchränkung vorgenommen iſt. 
Als eine ſolche gültige Form kennt das HGB. nur die Ein⸗ 
tragung ins Handelsregiſter. Dieſe handelsgeſetzlich gültige 
Beſchränkung iſt es, die bezeichnet werden ſoll, wenn die SS 105 
und 161 von einer Haftungsbeſchränkung ſprechen. Wenn in 
ſolcher Weiſe die Haftung einzelner Geſellſchafter beſchränkt 
iſt, ſo liegt, vorausgeſetzt, daß auch die übrigen Bedingungen 
erfüllt ſind, eine Kommanditgeſellſchaft vor. Wenn dagegen 
die Haftung einzelner nicht in ſolcher Weiſe beſchränkt, d. h. 
wenn es unterlaſſen iſt, eine gültige Haftungsbeſchränkung 
vorzunehmen, alsdann liegt eine offene Handelsgeſellſchaft vor. 

Wenn $ 105 in dieſer Weiſe ausgelegt wird, jo erhält 
man das gleiche Ergebnis, welches oben durch Anwendung 
des $ 2 HGB. gewonnen worden war: Es muß die Mög: 
lichkeit des Beſtehens von nicht rechtsfähigen Vereinen, die 
ein Handelsgewerbe betreiben und trotzdem nur den $$ 705 
bis 740 B. GB. ſowie den Spezialvorſchriften der ZPO. ꝛc. 
unterworfen ſind, geleugnet werden. Betreibt ein nicht rechts⸗ 
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fähiger Verein unter gemeinſchaftlichem Namen ein Handels⸗ 
gewerbe im Sinne des $ 1 HGB., jo iſt er ipso jure offene 
Handelsgeſellſchaft. Bildet den Gegenſtand der Vereinigung 
ein Unternehmen, das nach Art und Umfang einen in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, 
($ 2 HGB.), jo kann zwar der Verein als ſolcher nicht zur 
Eintragung angehalten werden; wohl aber kann gegen den 
Vorſtand vorgegangen werden, um ihn zur Anmeldung zu 
zwingen. 


Rechtsquellen. 


VIII. 


Überfiht der internationalen Verträge, Geſetze und Per- 
ordnungen ett. für das Dentſche Reich), betreffend den 
| Handelsverkehr. 


Mitgeteilt von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


1904. 
1. Juternationales. 


Beitritt des Königreichs Schweden zur Berner inter⸗ 
nationalen Urheberrechtsübereinkunft vom 9. September 1886 
(RGBl. Nr. 37 S. 328). 


Die Berner internationale Übereinkunft, betreffend die 
Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunſt vom 9. September 1886 iſt 
veröffentlicht im Reichsgeſetzblatt 1887 S. 493 ff., abgedruckt 
im Deutſchen Handelsarchiv 1887 S. 664, in Daudes 
Lehrbuch des deutſchen Urheberrechts (Stuttgart 1888, Fer⸗ 


1) Betreffend die Überſichten aus den Vorjahren vgl. Bd. XLIX 
S. 272 ff., Bd. L S. 521 ff., Bd. LI S. 137 ff., Bd. LII 
S. 239 ff., Bd. LIII S. 560 ff., Bd. LV S. 478 ff. dieſer 
Zeitſchrift. 

„Das geſamte deutſche und preußiſche Geſetzgebungsmaterial“, 
begründet von G. A. Grotefend, weil. Geh. Regierungsrat, 
jetzt fortgeführt von Dr. C. Cretſchmar, Erſter Staatsanwalt, 
Düſſeldorf, L. Schwann (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 621), 
enthält wortgetreu die ſämtlichen Geſetze und Verordnungen, ſowie 
die Ausführungsanweiſungen, Erlaſſe, Verfügungen u. |. w. der 
deutſchen und preußiſchen Zentralbehörden in einzelnen Jahrgängen 
in zeitlicher Reihenfolge mit ſyſtematiſcher Überſicht, chronologiſchem 
und ausführlichem Sachregiſter. 
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dinand Enke) S. 132 ff. Die Zuſatzakte vom 4. Mai 1896 
iſt abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 322. 
Nachdem Montenegro mit dem 1. April 1900 zurück⸗ 
getreten (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 524) und Haiti 
und Dänemark (dieſe Zeitſchrift Bd. LIV S. 510) beige⸗ 
treten, beſteht der Verband aus: | 
Deutſchem Reich, Belgien, Spanien, Frankreich, Groß⸗ 
britannien, Italien, Luxemburg, Monaco, Norwegen, 
Schweiz, Tunis, Haiti, Dänemark, Schweden. 


Für Schweden iſt die nachſtehende Bekanntmachung 
maßgebend: 

Laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Au: 
guſt 1904 iſt nach einer Mitteilung des Schweizeriſchen 
Bundesrats das Königreich Schweden der am 9. Sep⸗ 
tember 1886 zu Bern geſchloſſenen Übereinkunft, betreffend 
die Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze 
von Werken der Literatur und Kunſt, ſowie der am 
4. Mai 1896 in Paris zu dieſer Übereinkunft vereinbarten 
Deklaration beigetreten. 

Als Tag des Beitritts iſt der 1. Auguſt 1904 feſt⸗ 
geſetzt worden. 

Der Pariſer Zuſatzakte vom 4. Mai 1896 hat ſich 
Schweden nicht angeſchloſſen. 


Erlaß, l Warenzeichengeſetzgebung in Neuſee⸗ 
land, vom 8. Jan. 1904. (Min. Bl. für Handels: und Ge: 
werbeverwaltung S. 65 — 


Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend 
die chineſiſche Handelsflagge, vom 11. Januar 1904. (Min. ⸗ 
Bl. für Handels: und Gew. Verw. S. 19.) — 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend den Kriegs⸗ 
ausbruch zwiſchen Rußland und Japan, vom 13. Februar 
1904. (Deutſcher Reichsanzeiger 1904 Nr. 38.) 


Nach amtlicher Erklärung, welche die Kaiſerlich ruſ⸗ 
ſiſche Regierung und die Kaiſerlich japaniſche Regierung 
hier abgegeben haben, beſteht zur Zeit zwiſchen Rußland 
und Japan Krieg. Dies wird mit dem Hinzufügen be⸗ 
kannt gemacht, daß hiermit für jedermann im Reichs⸗ 
gebiet und in den deutſchen Schutzgebieten ſowie für die 
Deutſchen im Auslande die Verpflichtung eingetreten iſt, 
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ſich aller Handlungen zu enthalten, die der Neutralität 
Deutſchlands zuwiderlaufen ). 


Anderungen in den Beſtimmungen der Ausführungs⸗ 
übereinkunft zum internationalen Telegraphenvertrage von 
St. Petersburg vom 10.22. Juli 1875, vom 15. Juni 1904. 
(RPoſtAmtsbl. S. 161.) In Kraft feit 1. Suli 1904. — 


Internationale Übereinkommen zwiſchen dem Deutſchen 
Reich, Oſterreich⸗Ungarn, Belgien, Spanien, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Portugal, „Rumänien, 
„ und der Schweiz vom 12. Juni 19 

zur Regelung des Geltungsbereichs He Geſege auf 
dem Gebiete der Eheſchließung (RGBl. 1904 
S. 221 ff.), 

2. zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze und 
der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung 
und der nu von Tiſch und Bett (RGBl. 
1904 S. 231 ff.). 

3. zur Regelung der ungen über Minderjährige 
(RGBl. 1904 S. 240 ff.) 

Laut Bekanntmachung des Reichskanzlers (RGBl. 1904 

S. 249) vom 24. Juni 1904 ſind die Abkommen von Deutſch⸗ 
land, Belgien, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, 
Rumänien und Schweden ratiftziert und die Ratifikations⸗ 
urkunden am 1. Juni 1904 im Haag hinterlegt. Laut Be⸗ 
kanntmachung vom 17. Juli 1904 (RGBl. 1904 S. 307) 
ebenſo von Spanien. 


Bekanntmachung, betreffend den Allerh. Erlaß über die 
Führung der deutſchen Kriegsflagge und der deutſchen Reichs⸗ 
dienſtflagge der Marine, vom 29. Oktober 1904. (RGBl. 
1904 S. 449.) 


2. Geſetze, Verordnungen, Bekanntmachungen, Erlaſſe. 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend Anderung 
des § 20 Abſ. 2 und der Anlage B der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung vom 26. Oktober 1899 (RGBl. 1899 S. 557), vom 
3. Februar 1904. (RGBl. S. 29, Eiſenb. V. Bl. S. 53.) 


1) Siehe die Beſtimmungen ſeitens Rußlands und Japans, betre Ei 
die Kriegskonterbande, in dieſer 326 ift Bd. LV S. 499 
2) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LVI S. 263 
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Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Ande⸗ 
rung des Eiſenbahnzollregulativs, vom 8. Februar 1904. (R.⸗ 
Zentralblatt S. 39.) 


Geſetz, betreffend Anderung der Reichsſchuldenordnung 
vom 19. März 1900 (in dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 137f.), 
vom 22. Februar 1904. (RGBl. 1904 S. 66, abgedruckt 
in dieſer Zeitſchrift Bd. LV S. 212.) 


Verordnung, betreffend das Münzweſen des Deutſch⸗ 
Oſtafrikaniſchen Schutzgebiets, vom 28. Februar 1904. (Deut⸗ 
ſcher Reichsanzeiger Nr. 79, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV S. 491 ff.) 

Bekanntmachung, betreffend Anderung der Poſtordnung 
vom 20. März 1900 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
1900 S. 53), vom 15. März 1904. (R. Zentralblatt 1904 
S. 73, RPoſtAmtsbl. 1904 S. 86.) }) 


Verfügung des Reichspoſtamts, betreffend Nachnahmen, 
vom 15. März 1904. (RPoſtAmtsbl. 1904 S. 85.) 


Geſetz, betreffend den Schutz von Erfindungen, Muſtern 
und Warenzeichen auf Ausſtellungen, vom 18. März 1904. 
(RGBl. 1904 S. 141, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV ©. 485.) 


Verfügung des Reichspoſtamts, betreffend Aushändigung 
der Poſtſendungen an ausländiſche Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen, vom 8. April 1904. (RPoſtAmtsbl. S. 107.) 


Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891, vom 29. April 1904. (RGBl. S. 157.) 

Geſetz, betreffend Abänderung der Seemannsordnung 
und des Handelsgeſetzbuchs, vom 12. Mai 1904. (RGBl. 
S. 167, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. LV S. 497.) 

Verfügung des Reichspoſtamts, betreffend Einführung 
e vom 17. Mai 1904. (RPoſtAmtsbl. 
S. 131. 


Telegraphenordnung für das Deutſche Reich vom 16. Juni 


1) Bol. „Die deutſche Poſt⸗ und Telegraphengeſetzgebung. Nebſt dem 
Weltpoſtvertrag und dem internationalen Telegraphenvertrag.“ Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter, 5. Aufl., von Dr. jur. 
König. (Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 7.) 
Daſelbſt S. 123 die Poſtordnung, dazu Abänderung vom 25. April 
1903 (Reichspoſt⸗Amtsblatt S. 103), vom 25. Juli 1903 (ebenda 
S. 157), vom 17. Juni 1904 (ebenda S. 173). 


486 Rechtsquellen. 


1904. (RPoſtAmtsbl. S. 171, Reichs⸗Zentralbl. S. 229, 
Eiſenb. V. Bl. S. 163, Reichsanzeiger Nr. 154.) 

Unter Aufhebung der früheren Telegraphenordnung vom 
9. Juni 1897 in Kraft ſeit 1. Juli 1904. — 


Verfügung des Reichspoſtamts, betreffend Anderung der 
Poſtordnung, vom 17. Juni 1904. n S. 173.) 


Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das 
Reichsſchuldbuch (in dieſer 190 ft Bd. XL S. 178), vom 
28. Juni 1904. (RGBl. 4 Nr. 28 S. 251, abgedruckt 
in dieſer Zeitſchrift Bd. ENT ©. 140.) 


Bekanntmachung, betreffend die Auszahlung der Zinfen. 
(Min. Bl. der inneren Verwaltung 1904 ©. 220.) 


Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zu vorſtehendem Geſetz, vom 15. Oktober 1904. (Reichs⸗ 
Zentralblatt S. 379.) 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend os 
des § 44 = F vom 6. Juli 1904. 
(RG Bl. S. 253.) — 


Geſetz, betreffend die Kaufmannsgerichte, vom 6. Juli 
1904. (RGBl. S. 266, bereits abgedruckt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LVI S. 142.) 

Zu vergleichen hierzu unter Preußen: Erlaß vom 

20. September 1904, betreffend die Ausführung des 

vorſtehenden Geſetzes nebſt Muſter zur Aufſtellung der 

Statuten für die Kaufmannsgerichte; Erlaß vom 5. Of: 

tober 1904, betreffend Kaufmannsgerichte in der Rhein⸗ 

provinz. — 

Verfügung des Reichspoſtamts, betreffend die Ergänzung 
der Ausführungsbeſtimmungen zur Fernſprechordnung vom 
26. März 1900 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1900 
Nr. 21), vom 15. Dezember 1904. (Zentralbl. 1904 S. 433, 
RPoftAmtsbl. S. 312.) — 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Eiſen⸗ 
bahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung, vom 4. November 1904. 
(RGBl. 1904 Nr. 47 S. 387 ff.) 
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Unter Aufhebung 
der Normen für den Bau und die Ausrüſtung der 
Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892, 
der Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands vom 5. Juli 1892, 
der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands vom 5. Juli 1892 und 
der zu dieſen Ordnungen ergangenen Nachträge 
iſt die neue Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung mit dem 
1. Mai 1905 in Kraft getreten. 


1905. 


Geſetz, betreffend Anderung des § 113 des Gerichts⸗ 
„ Vom 20. März 1905. (RGBl. Nr. 10 


An die Stelle des § 113 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes treten folgende Vorſchriften: 


Zum Handelsrichter kann jeder Deutſche ernannt 
werden, welcher das dreißigſte Lebensjahr vollendet 
hat und als Kaufmann, als Vorſtand einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung oder als Vorſtand einer ſonſtigen 
juriſtiſchen Perſon in das Handelsregiſter eingetragen 
iſt oder eingetragen war. 

Zum Handelsrichter ſoll nur ernannt werden, wer 
in dem Bezirke der Kammer für Handelsſachen wohnt 
oder, wenn er als Kaufmann in das Handelsregiſter 
eingetragen iſt, dort eine Handelsniederlaſſung hat; 
bei Perſonen, die als Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft, 
als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung oder als Vorſtand einer ſonſtigen juriſtiſchen 
Perſon in das Handelsregiſter eingetragen ſind, genügt 
es, wenn die Geſellſchaft oder juriſtiſche Perſon eine 
Niederlaſſung in dem Bezirke hat. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L VI. 32 
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VIII. 


Aberſcht der deutſchen Zandesgefehe elt. im Gebiete des 
Handels rechts). 
1904. 
Zuſammengeſtellt von 


Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyfmer in Berlin. 


Elſaß⸗Lothringen. 

Verordnung zur Ergänzung der $$ 1, 10 der Kaiſerl. 
Verordnung vom 14. April 1897, betreffend die Handels⸗ 
en vom 15. Juni 1904. (Geſetzblatt 1904 Nr. 9 

Verkehrsſteuergeſetz vom 14. November 1904. (Ebenda 
Nr. 13 S. 49.) 

Geſetz, betreffend Abänderung des Sparkaſſengeſetzes 
vom 14. Juli 1895, vom 14. November 1904. (Ebenda 
Nr. 14 S. 99.) 

Preußen ). 


Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, be⸗ 
treffend die Fortgewährung von Lohn u. ſ. w. an Arbeiter, 
welche ohne ihr Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert 
werden, vom 6. Januar 1904. (Min. Bl. der inneren Verw. 
1904 S. 46.) 


Erlaß der Miniſter der Juſtiz und öffentlichen Arbeiten, 
betreffend die Strandungsordnung, vom 29. Januar 1904. 
(Min. Bl. für Handels: und Gewerbeverw. 1904 S. 30.) 


Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend 
die Führung des Schiffstagebuchs, vom 6. Februar 1904. 
(Min. Bl. für Handels⸗ und Gewerbeverw. 1904 S. 30.) 


Erlaß des Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, 
betreffend die Eintragung von Vereinen in das Vereinsregiſter, 
vom 6. Februar 1904. (Min. Bl. 1904 S. 87.) 


1) Betreffend die Überficht für 1903 vgl. Bd. LV S. 504 und für 
frühere Überfichten die Anmerkung daſelbſt. 

2) Betreffend „das geſamte deutſche und preußiſche Geſetzgebungsmate⸗ 
rial“, bearbeitet vom Geh. Regierungsrat Grotefend, jetzt von 
Dr. Cretſchmar, Erſter Staatsanwalt, vgl. oben S. 482 und 
dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 621. 
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Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters und des Mi- 
niſters für Handel und Gewerbe, betreffend die Zahl der zu 
Handelsrichtern vorzuſchlagenden Perſonen, vom 12. März 
1904. (J Min. Bl. 1904 S. 65.) 


Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend 
die Ernennung der Handelsrichter, vom 16. März 1904. 
(Min. Bl. für Handels⸗ und Gewerbeverw. 1904 S. 80.) 

Erlaß desſelben Miniſters, betreffend Vorſchläge zu 
Handelsrichtern, vom 16. März 1904. (Ebenda S. 85.) 


Erlaß der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
und der öffentlichen Arbeiten, betreffend Denkmalspflege, 
vom 6. Mai 1904. (Zentralblatt für Unterrichtsverwaltung 
1904 S. 482.) 


Geſetz, betreffend die Wechſelproteſtſtunden, vom 1. Juni 
1904. (Geſ. Samml. S. 73, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV S. 505.) — 


Wildſchongeſetz vom 14. Juni 1904. (Geſ. Samml. 
S. 159.) | 


Anweiſung hierzu vom 30. Juli 1904. (Min. Bl. der 
inneren Verw. 1904 S. 264.) 


Erlaß, betreffend Handel mit Wild aus Kühlhäuſern 
während der Schonzeit, vom 1. Dezember 1904. (Min. Bl. 
der Handels⸗ und Gewerbeverw. 1904 S. 489.) 


Geſetz, betreffend Ausdehnung einiger Beſtimmungen des 
allgem. Berggeſetzes auf Arbeiten zur Aufſuchung und Ge⸗ 
winnung von Stein⸗ und Kochſalz und Solquellen in der 
. vom 26. Juni 1904. (Geſ. Sammlung 
S. 135.) 


Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das 
Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXXI S. 239), vom 24. Juli 1904. (Geſ. Samml. 1904 
Nr. 8 * 167, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. LVI 
S. 150. 


Allg. Verfügung und Ausführungsbeſtimmungen, betref⸗ 
fend das vorſtehende Geſetz, ſowie die Auszahlung der Zinſen, 
vom 1., 6. und 18. Auguft 1904. (Min. Bl. für die innere 
Verw. 1904 S. 219 ff.) 


Verfügung des Finanzminiſters, betreffend die Benutzung 
des Staatsſchuldbuches, vom 1. Auguſt 1904. (Min. Bl. für 
die innere Verw. 1904 S. 232.) 
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Geſetz über die Beſtellung von Salzabbaugerechtigkeiten 
in der Provinz Hannover vom 4. Aug. 1904. (Geſ. Samml. 
1904 S. 235.) 

Geſetz, betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotte⸗ 
rien, vom 29. Auguſt 1904. (Geſ. Samml. 1904 Nr. 34 
S. 255, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. LVI S. 157.) 


Verfügung des Miniſters des Innern, betreffend die 
Genehmigung von Privatlotterien, vom 5. September 1904. 
(Min. Bl. für die innere Verw. 1904 S. 242.) — 


Verfügung des Miniſters des Innern, betreffend die 
Buchführung der Agenten der Feuerverſicherungen, vom 
10. * 1904. (Min. Bl. für die innere Verw. 1904 
S. 241. 


Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend 
die Ausführung des Geſetzes über die Kaufmannsgerichte 
nebſt Muſter zur Aufſtellung von Orts⸗(Kreis⸗)ſtatuten für 
Kaufmannsgerichte, vom 20. September 1904. (Min. Bl. der 
Handels⸗ und Gewerbeverw. 1904 S. 413.) Betreffend die 
Rheinprovinz vom 5. Oktober 1904 (ebendaſ. S. 442). 

Verfügungen des n betreffend Zahlungen 
an Handelsfirmen, vom 3. und 22. November 1904. (3.: 
Min. Bl. 1904 ©. 306.) 


Allg. Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Kauf⸗ 
mannsgerichte, vom 30. November 1904. (J. Min. Bl. S. 315.) 


Bayern. 


Bekanntmachung, die Einführung der Eiſenbahnbetriebs⸗ 
ordnung betreffend, vom 11. Januar 1904. (Geſetz⸗ und 
Verordnungsblatt für Bayern 1904 Nr. 8 S. 39 ff.) 

Geſetz, die Ausgabe von Schatzanweiſungen betreffend, 
vom 15. Februar 1904. (Ebenda Nr. 13 S. 59.) 

Bekanntmachung, die Anderung der Poſtordnung vom 
20. März 1900 betreffend, vom 26. März 1904. (Ebenda 
Nr. 15 S. 72 ff.) 

Telegraphenordnung für das Königreich Bayern vom 
29. Juni 1904. (Ebenda Nr. 34 S. 179 ff.). 

Bekanntmachung, die Einführung der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung in 1 betreffend, vom 21. Juli 1904. (Ebenda 
Nr. 39 S. 249 ff.) 

Bekanntmachung, Veröffentlichung der Satzungen der 
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Vereinsbank in Nürnberg gemäß § 1115 Abſ. 2 B. GB. be⸗ 
treffend, vom 4. Oktober 1904. (Ebenda Nr. 54 S. 530.) 

Bekanntmachung, die Behandlung der Depoſiten bei der 
Kgl. Bankanſtalt betreffend, vom 29. Oktober 1904. (Ebenda 
Nr. 58 S. 565.) 


Sachſen. 


Geſetz, die Beteiligung an außerſächſiſchen Lotterien be⸗ 
treffend, vom 20. März 1904. (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt 1904 Nr. 17 S. 115.) 

Geſetz, die Erſtreckung des allgemeinen Berggeſetzes auf 
den Erzbergbau in der Oberlauſitz betreffend, vom 24. Mai 
1904. (Ebenda Nr. 40 S. 182.) — 

Geſetz, die Errichtung der Altersrentenbank betreffend, 
vom 3. Juni 1904. (Ebenda Nr. 50 S. 209.) 

Ausführungsverordnung hierzu vom 4. Juni 1904. 
(Ebenda Nr. 51 S. 221.) 


Baden. 


Geſetz, das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung 
in Grundſtücke betreffend, vom 13. Juli 1904. (Geſetz⸗ und 
Verordnungsblatt 1904 Nr. 18 S. 205.) 


Meckleuburg⸗Strelitz. 


Verordnung, betreffend die Beaufſichtigung Mecklenburg⸗ 
Strelitzer privater Verſicherungsunternehmungen durch das 
Kaiſerl. Aufſichtsamt für Privatverſicherungen, vom 13. De⸗ 
zember 1904. (RG Bl. 1904 Nr. 52 S. 449.) 


Braunſchweig. 


Geſetz, betreffend Anderung des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch vom 12. Juni 1899, vom 28. März 
1904. un und Verordnungsſammlung 1904 Nr. 29 
S. 121. 


Einziger Artikel. 
In § 28 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch: 

Der Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebes haftet 
für den Schaden, der bei dem Betrieb einer Sache 
zugefügt wird, ſofern der Schaden nicht durch höhere 
Gewalt oder eigenes Verſchulden des Beſchädigten ent⸗ 
ſtanden iſt — 
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und in § 29 Abſ. 1 ebendaf.: 


Wird die Benutzung eines dem öffentlichen Ge⸗ 
brauche dienenden Grundſtücks von der zuſtändigen Be⸗ 
hörde zu einer Anlage oder einem Betriebe geſtattet, 
die mit einer Gefahr für den öffentlichen Gebrauch 
verbunden ſind, ſo haftet der Unternehmer für den 
Schaden, der infolge der gefährlichen Befchaffenheit der 
Anlage oder des Betriebes bei dem öffentlichen Ge⸗ 
brauche des Grundſtücks entſteht. Die Erſatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Schaden durch höhere Gewalt oder 
eigenes Verſchulden des Beſchädigten entſtanden iſt — 


werden am Schluß die Worte zugefügt: 


Das Verſchulden eines Dritten ſteht dem eigenen 
Verſchulden des Beſchädigten gleich, wenn der Dritte 
zur Zeit der Beſchädigung die tatſächliche Gewalt über 
die Sache für den Beſchädigten in deſſen Haushalt 
oder Erwerbsgeſchäft oder in einem ähnlichen Verhält⸗ 
niſſe ausübt, vermöge deſſen er den ſich auf die Sache 
3 Weiſungen des Beſchädigten Folge zu leiſten 

at‘). | 


1) Unter Eiſenbahnen find ebenſo wie im § 1 des Reichshaſtpflicht⸗ 


geſetzes vom 7. Juni 1871 (Einführungsgeſetz zum B. GB. Art. ei 
ohne Rückſicht auf die Art der bewegenden Kraft (anders im preu 
Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen vom 8. November 1838 
— Geſ. Samml. 1838 S. 505), Geleisbahnen begriffen (val. die ſe 
Zeitſchrift Bd. LV S. 506 Anm. 6). Die Erweiterung der Haft⸗ 
pflicht des Reichsgeſetzes vom 7. Juni 1871 in der Landesgeſetzgebung 
auf Sachſchäden findet ſich auf Grund des Einführungsgeſetzes zum 
B. GB. Art. 3, 105 in den Ausführungsgeſetzen zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch für Anhalt Art. 29, Bayern Art. 58, Braunſchweig 
Art. 28, Heſſen Art. 74, Reuß à. L. § 67, Reuß j. L. 8 49, 
Sachſen⸗Altenburg § 37, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha Art. 17, Sachſen⸗ 
Meiningen Art. 12, Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach § 90, Lübeck $ 60. 
Hinzugetreten iſt Württemberg mit Geſetz vom 19. Juni 1903 
(dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 506). In dieſen Reichslandesteilen 
kann ſich der Sachbeſchädigte auf die aus der Betriebsunternehmung 
hergeleitete Rechtsvermutung der Haftpflichtgeſetzgebung ſtützen und 
den Beweis der höheren Gewalt bezw. des ihm zur Laſt fallenden 
Verſchuldens abwarten. 
Gegen das Bedürfnis der Hilfe einer Rechtsvermutung für 
den erkennenden Richter und die Erleichterung für den Beſchädigten 
bat ſich Dr. Keyßner in zwei Abhandlungen im „Recht“, 
Jahrgang 1904 Nr. 1 S. 1 ff., Nr. 24 S. 617 ff., ausgesprochen, 
mit beſonderem Hinweis auf die freie Beweiswürdigung ſach⸗ 
erfahrener Richter (ZPO. § 259, jetzt § 286). Von der Ausdehnung 
der Haftpflichtvermutung auf Sachbeſchädigung bei dem Betriebe 
einer Geleisbahn haben noch abgeſehen: Sachſen, Baden, Mecklen⸗ 
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Sachſen⸗Meiningen. 


Berggeſetz. Unter dem 18. Februar 1904 (Sammlung 
der landesherrlichen Verordnungen Nr. 42 S. 201 ff.) iſt das 


burg⸗Schwerin und ⸗Strelitz, Oldenburg, Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
und ⸗Sondershauſen, Waldeck⸗Pyrmont, Schaumburg⸗Lippe, Lippe⸗ 
Detmold, Hamburg, Bremen. Für Preußen liegen die Verhältniſſe 
eigentümlich; für die Dampfeiſenbahnen, welche dem preußiſchen 
Geſetz vom 3. November 1838 unterſtehen, erſtreckt ſich die Haft⸗ 
pflichtgeſetzgebung des § 25 auch auf Sachen, während Klein⸗ und 
Privatanſchlußbahnen mit Lokomotivbetrieb von der Unterordnung 
unter das vorgedachte Geſetz ausgeſchloſſen ſind. Geſetz über Klein⸗ 
bahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 8 1 (Eger, 
Kommentar zu dieſem Geſetz 2. Aufl. S. 5, „Recht“ 1904 Nr. 1 
S. 619). Hier greift rückſichtlich der Sachbeſchädigung keine Rechts⸗ 
vermutung Platz. 

Ob eine Eiſenbahn des preußiſchen Geſetzes vom 3. November 
1838 in Rede iſt oder nur eine Klein⸗ bezw. Privatanſchlußbahn, 
hat im Zweifelsfalle das Staatsminiſterium zu entſcheiden (dazu 
Eger a. a. O. S. 16, 17). Sofern auf Geleisbahnen in Preußen 
eine andere bewegende Kraft als der Dampf que Verwendung ge: 
langt, kann eine Haftpflicht für Sachbeſchädigung nach jetziger 
Geſetzgebung noch nicht in Frage kommen. 

Der durch das braunſchweigiſche Landesgeſetz dem Ausführungs⸗ 
geſetz zum B. GB. $ 28 Abi. 1, § 29 ADS. 1 gegebene Zuſatz liegt 
ſeinem Inhalt nach außerhalb der Haftpflichtgeſetzgebung, gründet 
fich aber ebenfalls auf die Art. 3 und 105 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Das Reichsgericht hat die Sorgfalt, 
welche einem Geſchäftsherrn bei der Auswahl der zur Ausführung 
der Verrichtung beſtellten Perſonen obliegt, den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend geſteigert (Urteil des IV. Ziv. Sen. vom 28. März 1904, 
Juriſt. Wochenſchrift 1904 S. 288; Urteil des VI. Ziv. Sen. vom 
3. Mai 1904, ebendaſ. S. 361; dazu „Recht“ 1904 Nr. 24 S. 619); 
für einzelne Fälle wird damit dem Betriebsunternehmer geholfen 
ſein; ein weiterer Schutz iſt für nötig erachtet und in den Aus⸗ 

führungsgeſetzen von Bayern Art. 58, Heſſen Art. 74, Meiningen 
Art. 12, Altenburg § 37, Koburg⸗Gotha Art. 17, Weimar: 
Eiſenach $ 90, Lübeck $ 62 in verſchiedener Weiſe zum Ausdruck 
gebracht. Scharf und deutlich gefaßt iſt die Haftung der Sach⸗ 
beſchädigten für das Verſchulden der Ausübenden in Nachbildung 
der oben bezeichneten Ausführungsgeſetze und des württembergiſchen 
Geſetzes vom 19. Juni 1903 in dem vorſtehenden den 88 28, 29 
gegebenen Nachſatz. Die Beſtimmung, welche den Inhalt des 
§ 831 dem $ 278 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nähert, darf als 
zweckmäßig und im Verkehr ſichernd bezeichnet werden. Für die 

Kraftfahrzeuge, deren Bedeutung fich bereits zur Unentbehrlichkeit 
geſteigert hat, wird ſich eine gleiche Beſtimmung empfehlen. In 
Verbindung mit einer örtlich begrenzten Fahrgeſchwindigkeit wird 
den ängſtlich beanſpruchten Maßregeln gegen die neue Kraftver⸗ 
wertung ein Genüge geleiſtet werden. 

| Der Einblick in die unberührt bleibenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften im Gebiet des Art. 105 des Einführungsgeſetzes weiſt 
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nach den verſchiedenen Geſetzen in Kraft ſtehende Bergrecht 
zuſammengefaßt und auf Grund von Abteilung X Abſ. 3 des 
Geſetzes vom 23. Dezember 1903 durch das Staatsminiſterium 
unter fortlaufender Zahl der 231 Artikel bekannt gemacht. 


Reuß jüngere Linie. 


Geſetz, betreffend Abänderung der $$ 3, 12 des Geſetzes 
vom 7. Auguſt 1899, die Handelskammern betreffend, vom 
7. Juni 1904. (Geſetzſammlung Nr. 656 S. 131.) 


Schaumburg⸗Lippe. 
Verordnung, betreffend die Beaufſichtigung lippiſcher 
privater Verſicherungsunternehmungen durch das kaiſerliche 


Aufſichtsamt für Privatverſicherungen, vom 13. Dezember 
1904. (RGBl. 1904 Nr. 52 S. 449.) 


Lübeck. 


Verordnung, betreffend das Bahngrundbuch, vom 16. Fe⸗ 
bruar 1904. (Sammlung der lübeckiſchen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen Nr. 10 S. 35.) 


Verordnung, betreffend die Führung und Behandlung 
der Schiffstagebücher, vom 19. Februar 1904. (Ebenda 
Nr. 12 S. 45.) 


Nachtrag zur Verordnung vom 9. September 1903, be⸗ 
treffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, vom 17. Mai 1904. 
(Ebenda Nr. 41 S. 101.) 

Börſenordnung. Unter Aufhebung der Börſenordnung 
vom 14. Dezember 1896 iſt die neue Börſenordnung vom 
1. Juli 1904 veröffentlicht am 12. Juli und mit dem 1. Au⸗ 
guſt 1904 in Kraft getreten. (Ebenda Nr. 56 S. 141.) 


Hamburg. 


Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Verordnung 
vom 30. November 1896 über die Beförderung gefährlicher 
Güter in Kauffahrteiſchiffen, vom 4. Januar 1904. (Geſetz⸗ 
9 der Freien und Hanſeſtadt Hamburg 1904 Nr. 2 
S. 1 45. 


nach, daß die Rechtsgeſtaltung nicht zu der erhofften Einheitlichkeit 
gelangen konnte; dasſelbe ergibt ſich bei einer Vergleichung zahl⸗ 
reicher anderer unberührter landesgeſetzlicher Vorſchriften, wobei 
Art. 77 des Einführungsgeſetzes an der Spitze ſtehen dürfte. Die 
notwendige Ausgleichung muß und wird erfolgen. 
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Bekanntmachung, betreffend die Heranziehung der Unter⸗ 
nehmer zu den Laſten der Unfallverſicherung der Seeſchiff⸗ 
fahrt, ſowie in der See⸗ und Küſtenfiſcherei, vom 22. Januar 
1904. (Ebenda Nr. 10 S. I 103.) 


Geſetz, betreffend die Detailliſtenkammer, vom 29. Februar 
1904. (Ebenda Nr. 14 S. 1 107.) 
$ 18. 

Der Kammer liegt ob: 

1. die Intereſſen des Detailhandels durch an die ham⸗ 
burgiſchen Behörden zu richtende tatſächliche Mit⸗ 
teilungen zu fördern, dieſer Behörde auch auf Er⸗ 
fordern Gutachten über Fragen zu erſtatten, welche 
die Verhältniſſe des Detailhandels berühren; 

2. Wünſche und Anträge, welche die Verhältniſſe des 
Detailhandels berühren, zu beraten, ſowie Jahres⸗ 
berichte über ihre Tätigkeit und die Verhältniſſe des 
Detailhandels zu erſtatten; 

3. Sachverſtändige und 

4. Schiedsgerichte zu ernennen. 

Bei allen die Intereſſen des Detailhandels berührenden 
Angelegenheiten ſoll eine Begutachtung durch die Kammer 
eintreten. 


Verordnung, betreffend die Führung und Behandlung 
des . vom 21. März 1904. (Ebenda Nr. 22 
S. I 195 


Verordnung, betreffend Sicherung der Beförderung von 
1 mit Dampfſchiffen auf der Elbe. (Ebenda Nr. 29 
S. I 225. 


Verordnung für die Schiffahrt auf der Unterelbe vom 
20. April 1904. (Ebenda Nr. 30 S. I 237.) 


Bremen. 


Verordnung, betreffend die beeidigten Börſenmakler, vom 
3. Juni 1904. Mit Anlagen: Verſteigerungsordnung, Dienſt⸗ 
e ai der Mäklergebühren. (Geſetzblatt 1904 
Nr. 8 S. 3. 


Verordnung, betreffend die beeidigten Güterbefichtiger, vom 
3. Januar 1904. (Ebenda Nr. 2 S. 14.) 


Verordnung wegen Ausführung des Geſetzes vom 31. De⸗ 


496 0 Rechtsquellen. 


zember 1901, betreffend das Gewerbegericht, vom 11. Februar 
1904. (Ebenda Nr. 5 S. 39.) 

Verordnung, betreffend die Führung und Behandlung 
des Schiffstagebuchs, vom 12. Februar 1904. (Ebenda 
Nr. 6 S. 49.) 


Verordnung betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, 
vom 6. Mai 1904. (Ebenda Nr. 16 S. 123.) 

Verordnung wegen vorübergehender Abänderung der 
vorſtehenden Verordnung vom 16. Mai 1904. (Ebenda 
Nr. 19 S. 141.) 


Die in den einzelnen Bundesſtaaten erlaſſenen Geſetze, 
Verordnungen und Bekanntmachungen, betreffend die Aus⸗ 
führung des Reichsgeſetzes vom 6. Juli 1904 über die Kauf⸗ 
mannsgerichte (in dieſer Zeitſchrift Bd. LVI S. 140), ſind 
nicht beſonders aufgeführt; hervorgehoben ſei für Bayern 
die Verordnung vom 3. Auguſt 1904 (Geſetz⸗ und Verord⸗ 
nungsblatt 1904 Nr. 42 S. 273), für Bremen das Geſetz, 
betreffend die Kaufmannsgerichte, vom 12. November 1904 
(Geſetzblatt 1904 Nr. 35 S. 171); ferner das Ortsſtatut für 
die herzogl. Reſidenzſtadt Koburg vom 21. Oktober / 2. No: 
vember 1904 (Regierungsblatt für Koburg 1904 S. 840 ff.). 


IX. 


Bedingungen für den Gefhäftsnerkehr bei der Königlichen 
Stehandlung (Preußiſche Staatsbank) ). 
Mitgeteilt von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


Allgemeines. 


1. Nach den geſetzlichen Beſtimmungen leiſtet 
der Preußiſche Staat für die von der Seehand— 


1) Dieſe Bedingungen find zur Zeit (Januar 1905) in Kraft. — 
Das Geſetz wegen Erhöhung des Grundkapitals der Seehandlung 
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lung übernommenen Geſchäfte und die daraus 
hervorgehenden Verpflichtungen Garantie. 
2. Die Seehandlung übernimmt: 
den Ans und Verkauf von Wertpapieren, ausländiſchen 
Noten und Geldſorten, 
den 8 und die Ausſtellung von Schecks und 
Wechſeln, 
vgl. nachſtehend unter A, 
die Verzinſung von Gelddepoſiten aller Art Sched⸗ 
verkehr, Giroüberweiſungen, Hypothekenzinſen), 
val. unter B, 
die Aufbewahrung und Verwaltung von Wertpapieren, 
Hypothekendokumenten u. ſ. w. (offene Depots), 
die Aufbewahrung von verſchloſſenen Depots (Ver⸗ 
mietung von eiſernen Schrankfächern), 
vgl. unter C, 
die Aufbewahrung und Verwaltung von Mündeldepots, 
vgl. unter F, 
die Ausſtellung von Kreditbriefen, Wechſelinkaſſo, 
Steuerzahlungen, 
vgl. unter E, 
ſie a geeignelenfalls Vorſchüſſe (Lombarddar⸗ 
ehen 
und eröffnet je nach Wahl: 
proviſionsfreie Depoſitenkonten, 
vgl. unter B, 
oder Kontokorrentkonten, 
vgl. unter D. 


3. Die Beamten der Seehandlung ſind verpflichtet, über 
alle zu ihrer Kenntnis gelangenden Vermögensangelegenheiten 
der Auftraggeber (Niederleger) gegen jedermann das unver⸗ 
brüchlichſte Stillſchweigen zu beobachten. 

4. Die Seehandlungshauptkaſſe iſt werktäglich von 9 
bis 1 und von 3 bis 5 Uhr — Sonnabends von 9 bis 1 Uhr 
— geöffnet. 

5. Die Quittungen über Einzahlungen ſowie über Ein⸗ 
lieferungen von Effekten u. ſ. w. werden von der Seehand⸗ 
lungshauptkaſſe ausgeſtellt und von zwei Beamten unter⸗ 


vom 4. Auguſt 1904 iſt Bd. LVI S. 153 abgedruckt; angeſchloſſen 
iſt eine Überficht über die Verfaffung und Geſchichte. Nachzutragen 

iſt: Nußbaum, „Die preußiſche a in den Annalen 
18 Deutſchen Reichs 1905 S. 11 ff., S. 30 ff. 
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ſchrieben. Die Namen der zur Erteilung von Quittungen 
berechtigten Beamten ſind durch Aushang am Schalter der 
Kaſſe bekannt gegeben. 

6. Alle der Seehandlung mitgeteilten Unterſchriften und 
Vollmachten bleiben ſo lange gültig, bis der Seehandlung 
von dem Erlöſchen ſchriftlich Anzeige gemacht worden iſt. 

7. Die Verſendung von Geld und Wertpapieren erfolgt 
unter voller Wertangabe, ſofern der Auftraggeber nicht eine 
andere Wertangabe oder Verſendungsart ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben hat. 

8. Die Seehandlung behält ſich das Recht vor, die 
nachſtehenden Bedingungen jederzeit abzuändern. 


A. Für den Ankauf und Verkauf von Wertpapieren u. ſ. w. 


1. Sowohl für den Ankauf als für den Verkauf von 
Wertpapieren u. ſ. w. berechnet die Seehandlung, abgeſehen 
von der im Börſengebrauch üblichen Maklergebühr, den 
Stempelgebühren und den etwa verauslagten Koſten, eine 
Proviſion von Yıo Prozent, jedoch mindeſtens 50 Pfennig. 
Der Ankauf Deutſcher Reichsanleihe und Preußi⸗ 
ſcher Staatsanleihe erfolgt proviſionsfrei. 


2. Bei gleichzeitigem Ankauf und Verkauf von Wert⸗ 
papieren wird die Proviſion nicht vom Ankaufs⸗ und vom 
Verkaufsbetrage, ſondern nur von dem größeren dieſer beiden 
Beträge, alſo nur einmal, in Anſatz gebracht, ſofern die 
Aufträge an demſelben Tage eingegangen ſind. 

3. Außer dem An: und Verkaufe von Wertpapieren 
übernimmt die Seehandlung auch das Umwechſeln auslän⸗ 
diſcher Noten und Geldſorten, den Ankauf oder die Aus⸗ 
ſtellung von Schecks und Wechſeln auf die Hauptplätze des 
In⸗ und Auslandes. 

4. Bei Kaufaufträgen iſt der ungefähre Kaufpreis in 
der Regel vor Ausführung des Ankaufes einzuſenden. Ver⸗ 
kaufsaufträge werden erſt ausgeführt, nachdem die zu ver⸗ 
kaufenden Wertpapiere eingeliefert und in Ordnung befunden 
worden ſind. Börſenaufträge müſſen ſpäteſtens bis 12 Uhr 
Mittags eingehen, wenn ſie noch an demſelben Tage aus⸗ 
geführt werden ſollen. Auf Wertpapiere, deren Verkaufspreis 
limitiert iſt, werden geeignetenfalls Vorſchüſſe zu beſonders 
zu vereinbarenden Bedingungen gewährt. 
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5. Dem Auftraggeber gegenüber tritt die Seehandlung, 
wofern ſie in der Ausführungsanzeige nicht ausdrücklich das 
Gegenteil erklärt, ſtets als Selbſtkontrahentin ein. 

6. Für die Einlieferung der durch Vermittelung der 
Seehandlung angekauften oder bei ihr hinterlegten Preußi⸗ 
ſchen Konſols oder Deutſchen Reichsanleihe an das Staats⸗ 
oder Reichsſchuldbuchbureau nimmt die Seehandlung eine 
beſondere Vergütung nicht in Anſpruch. Die hierfür erforder⸗ 
lichen Formulare, welche koſtenfrei erhältlich ſind, hat der 
Antragſteller auszufüllen. 

7. Formulare für Anträge zu An⸗ und Verkäufen von 
Wertpapieren können koſtenfrei von der Seehandlungshaupt⸗ 
kaſſe in Empfang genommen werden. 


B. Für den Gelddepoſitenverkehr. 


1. Auf Depoſitenkonto können die Kontoinhaber ſelbſt 
oder durch Dritte, insbeſondere Hypothekenſchuldner, Ein⸗ 
zahlungen bewirken, auch den Erlös etwa verkaufter Wert⸗ 
papiere, fällige Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine u. ſ. w. ſich 
gutſchreiben laſſen (vgl. auch Bedingungen unter E). 

Einzahlungen auf Depoſitenkonto können außer bei der 
Seehandlungshauptkaſſe auch bei allen mit Kaſſeneinrichtungen 
verſehenen Reichsbankanſtalten durch Benutzung des Reichs⸗ 
bankgirokontos „Königliche Seehandlung (Preußiſche Staats⸗ 
bank)“ geleiſtet werden. Die Reichsbank erhält hierfür von 
Perſonen, die kein Girokonto beſitzen, eine Gebühr von 
10 Pfennig für jede 1000 Mark, mindeſtens aber 30 Pfennig 
für jede Einzahlung. Von derartigen Einzahlungen muß 
der Inhaber des Kontos der Seehandlung Anzeige machen, 
ar der eingezahlte Betrag ordnungsmäßig verbucht wer: 

en kann. 


2. Formulare für den Depoſitenverkehr, Ein⸗ und Aus⸗ 
zahlungen betreffend, werden von der Seehandlungshauptkaſſe 
unentgeltlich verabfolgt. 

3. Die Verzinſung der eingezahlten Gelder erfolgt von 
dem auf die Einzahlung folgenden Werktage ab: 

a) für täglich ohne Kündigung abforderbare Gelder 
bis auf weiteres mit 2 Prozent unter dem jeweiligen 
offiziellen Wechſeldiskontſatze der Reichsbank, jedoch 
nicht mehr als 3 Prozent auf das Jahr; Beträge, 
die während einer Zeit von 10 Tagen nach ihrer 
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Einlage wieder abgehoben werden, ſowie Guthaben 
unter 100 Mark werden nicht verzinſt, 

b) für Gelder, deren Rückzahlung an eine einmonat⸗ 
liche Kündigungsfriſt gebunden iſt, mit 1 Prozent 
unter dem jeweiligen offiziellen Wechſeldiskontſatze 

der Reichsbank, jedoch nicht mehr als 3 ½ Prozent 
auf das Jahr. 1 

Für größere Geldbeträge, deren Rückzahlung an 
eine längere Kündigungsfriſt gebunden iſt, bleiben 
die Zinsbedingungen beſonderer Vereinbarung vor⸗ 
behalten. 


4. Über fällige Guthaben kann insbeſondere durch Ab⸗ 
hebung in bar, durch ſchriftliche Zahlungsaufträge, Giroüber⸗ 
weiſungen, durch Aufträge zum Ankauf von Wertpapieren 
u. ſ. w. und durch Schecks!) verfügt werden. Das Guthaben 


1) Anmerkung. Für den Scheckverkehr iſt folgendes zu beachten: 
a) Schecks dürfen nur auf Grund verfügbarer Guthaben gezogen 
werden. Schecks, in welchen der Zuſatz „oder Überbringer“ 
durchſtrichen oder eine Zahlungsfriſt angegeben iſt, werden nicht 
bezahlt. Der Kontoinhaber iſt verpflichtet, die ihm von der 
Seehandlung gegen Quittung ausſchließlich zu ſeiner Benutzung 
gelieferten Scheckformulare ſorgfältig aufzubewahren und von 
jedem Verluſte der Seehandlung rechtzeitig ſchriftlich Anzeige zu 
machen, damit Zahlungen an Unberechtigte verhindert werden 
können. Unbrauchbar gewordene Formulare find zurückzuliefern. 
Die in den Formularen offen gelaſſenen Stellen ſind ſo 
auszufüllen, daß eine Fälſchung unmöglich iſt; ferner find die⸗ 
jenigen Zahlen von der Zahlenreihe (rechts) vor Ausgabe des 
Schecks abzutrennen, die deſſen Betrag überſteigen. 
Alle Folgen und Nachteile des Zuwiderhandelns gegen 
vorſtehende Beſtimmungen trägt der Kontoinhaber. 

b) Da die Schecks auf eine beſtimmte Perſon, Firma u. ſ. w. mit 
dem Zuſatze „oder Überbringer“ lauten, ſo werden ſie an den 
Vorzeiger ausgezahlt, deſſen Legitimation zu prüfen keine Ver⸗ 
pflichtung beſteht. 

c) Es iſt a durch den quer durch den Text geſchriebenen 
oder gedruckten Zuſatz: „Nur zur Verrechnung“ vorzuſchreiben, 
daß der Scheck nicht bar bezahlt, ſondern nur zur Verrechnung 
verwendet werden darf. 

d) Schecks, die geſchriebene Zuſätze zwiſchen den vorgedruckten 
Zeilen enthalten, werden nicht bezahlt. Auch find alle Korrek⸗ 
turen und Raſuren ſorgfältig zu vermeiden. 

e) Schecks dürfen nur auf von der Seehandlung gelieferten For⸗ 
mularen ausgeſtellt werden. Dieſe Formulare werden in Heften 
zu je 50 Stück bis auf weiteres koſtenfrei geliefert. 

f) Im Fernverkehr iſt der Seehandlung von der Ausſtellung eines 
jeden Schecks, unter Angabe der Nummer und des Betrages, 
alsbald Anzeige (Poſtkarte) zu machen, damit die Auszahlung 
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kann hierbei in der Regel ſofort ganz abgehoben werden. 
Höhere Beträge als 50000 Mark iſt die Seehandlung jedoch 
nur nach achttägiger Friſt zurückzuzahlen verpflichtet. 
Börſenaufträge, ſowie Zahlungs: und ſonſtige Sendungs⸗ 
aufträge müſſen ſpäteſtens bis 12 Uhr Mittags eingehen, 
wenn ſie noch an demſelben Tage ausgeführt werden ſollen. 

5. Die Seehandlung iſt jederzeit berechtigt, die ange⸗ 
gebenen Zinsſätze zu ändern. Jede Abänderung der Zins⸗ 
ſätze tritt für Guthaben ohne vorherige Kündigung ſofort in 
Kraft, für Guthaben mit Kündigung erſt von dem Tage an, 
zu welchem das Guthaben hätte gekündigt werden können. 
Bei Geldern, die bis zu einem beſtimmten Rückzahlungstage 
feſtgelegt ſind, tritt eine Anderung des vereinbarten Zins⸗ 
ſatzes nicht ein. 

6. Unterbleibt die Abhebung gekündigter Beträge, ſo 
werden über die abgelaufene Kündigungsfriſt hinaus Zinſen 
nicht vergütet. Die Verzinſung beginnt erſt wieder nach 
Zurücknahme der Kündigung. 


7. Es bleibt vorbehalten, ausnahmsweiſe Rückzahlungen 
auch vor Ablauf der vereinbarten Kündigungsfriſt zu leiſten. 
Es wird jedoch in dieſem Falle für die Rückzahlungsſumme 
die Zinsvergütung von dem Tage ab, an welchem die Kün⸗ 
digung hätte bewirkt ſein müſſen, auf den für Geldbeträge 
ohne Kündigungsfriſt geltenden Zinsfuß herabgeſetzt. 

8. Die Zinſen werden am Schluſſe des Rechnungsjahres 
oder bei gänzlicher Auflöſung des Kontos berechnet. Ein 


des Scheckbetrages an der Seehandlungshauptkaſſe oder durch 
die unter g genannten Königlichen Kaſſen nicht eine Verzoͤge⸗ 
rung erleidet. 

Um den Inhabern von Depofitenkonten den Fernverkehr mit 
der Seehandlung zu erleichtern, hat der Herr Finanzminiſter 
geſtattet, daß Schecks, die auf die Königliche Seehandlung 
(Preußiſche Staatsbank) gezogen find, von allen Königlichen 
Regierungshauptkaſſen oder Kreiskaſſen eingelöſt werden. Auch 
Kommunen würden von der Erleichterung, z. B. bei Zahlung 
von Staatsſteuern und Renten, Gebrauch machen können. 
Ferner iſt genehmigt worden, daß ſolche Schecks von den Amts⸗ 
ſtellen der Verwaltung der indirekten Steuern bar eingelöſt 
und auf zu entrichtende Zölle und Steuern in Zahlung ge: 
nommen werden. Bei den Königlichen Kaſſen find hierbei 
10 Pfennig Porto zu zahlen. Alle anderen aus dieſem Ver⸗ 
kehre erwachſenden Koſten übernimmt zu Gunſten der Konto⸗ 
inhaber die Seehandlung. 

Zu vergleichen dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 299 ff.: der 
Scheckvertrag, der geſälſchte Scheck, Aufbewahrung des Scheckbuches. 


— 
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Rechnungsauszug wird jedem Kontoinhaber mindeſtens einmal 
im Jahre, und zwar tunlichſt im April, ſpäteſtens im Mai, 
zugefertigt werden. Im Laufe des Geſchäftsjahres, welches 
vom 1. April bis 31. März läuft, werden Rechnungsauszüge 
nur auf Antrag ausgefertigt. Erhebt der Kontoinhaber 
gegen den ihm zugefertigten Rechnungsauszug innerhalb einer 
Friſt von 4 Wochen nach Zufertigung keine Einwendung, ſo 
erkennt er ihn damit als richtig an. 

9. Sollen Gelder von der Seehandlungshauptkaſſe ab⸗ 
geholt werden, jo find die Empfangsberechtigten unter Mit: 
teilung ihrer Unterſchrift der Kaſſe vorher vorzuſtellen. An 
Überbringer von Quittungen, welche der Kaſſe nicht vorgeſtellt 
ſind, werden Zahlungen in der Regel nur geleiſtet, wenn 
die Quittung auf einen die Summe von 1000 Mark nicht 
überſteigenden Betrag lautet. Erben, auch Teſtamentserben, 
müſſen, wenn die Seehandlung es verlangt, den Nachweis 
der Erbfolge durch gerichtlichen Erbſchein führen und Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ein Zeugnis des Nachlaßgerichts über die 
Ernennung beibringen. Bei Vorlegung einer gerichtlichen 
oder notariellen letztwilligen Verfügung und der darüber auf⸗ 
genommenen Eröffnungsverhandlung bleibt die Seehandlung 
von der Pflicht einer weiteren Legitimationsprüfung befreit. 

10. Die Depoſitenkonten werden, abgeſehen von der 
Erhebung der Proviſion u. ſ. w. für den An: und Verkauf 
von Wertpapieren u. |. w. (vgl. A 1), proviſionsfrei geführt. 
Es werden lediglich die entſtandenen Unkoſten und Speſen 
berechnet. Zu letzteren gehört bei Einzahlungen von Dritten 
und Auszahlungen an Dritte die Berechnung einer ent⸗ 
ſprechenden Expeditionsgebühr. 


C. Für die Aufbewahrung von Wertpapieren u. ſ. w. 


a) Offene Depots e der Mündel⸗ 
depots, vgl. Bed. F.). 


1. Die Seehandlung übernimmt für die ſichere und 
getreue Aufbewahrung der ihr übergebenen Papiere die ge⸗ 
ſetzliche Gewähr und außerdem die Verpflichtung: 

a) die in der Allgemeinen Verloſungskabelle des Deut⸗ 
ſchen Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
anzeigers während der Dauer der Aufbewahrung 
erſcheinenden Ziehungs⸗ und Verloſungsliſten und 
Bekanntmachungen über Kündigung oder Konver⸗ 
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tierung von Papieren nachſehen zu laſſen und die 
danach zur Rückzahlung gelangenden Stücke zur 
Einlöſung zu bringen oder die beantragte Konver⸗ 
tierung zu beſorgen, 

b) fällige Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, letztere, ſo⸗ 
weit bezügliche Bekanntmachungen im Deutſchen 
Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger 
veröffentlicht ſind, einzulöſen, die in fremder Wäh⸗ 
rung ausgeſtellten Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine 

beſtmöglichſt zu verwerten, auch abgelaufene Zins⸗ 
und Gewinnanteilſcheine zu erneuern, wenn die be⸗ 
treffende Anweiſung (Talon) mit den Papieren 
niedergelegt iſt oder die Abhebung gegen Vorzeigung 
der Papiere ſelbſt erfolgen kann, 

c) vollbezahlte Interimsſcheine in endgültige Stücke 
umzutauſchen, 

d) das mit den hinterlegten Wertpapieren bei Einliefe⸗ 
rung oder ſpäter etwa verbundene Bezugsrecht auf 
neue Papiere geltend zu machen und Einzahlungen 
oder Vollzahlungen auf nicht vollgezahlte Papiere 
zu leiſten, ſofern dies rechtzeitig beantragt wird und 
der erforderliche Geldbetrag zur Verfügung ſteht, 

e) auf Antrag der Niederleger deren Aktien zu General⸗ 
verſammlungen anzumelden. 

2. Die Benachrichtigungen über Kündigungen, Konver⸗ 
tierungen und Geltendmachung von Bezugsrechten erfolgen 
durch gewöhnliche Briefe. — In Ermangelung beſonderer 
Erklärungen der Niederleger iſt die Seehandlung ermächtigt, 
das Intereſſe derſelben nach beſtem Ermeſſen wahrzunehmen. 

3. Die eingegangenen Beträge für fällige Zinſen u. ſ. w. 
werden dem Niederleger, wenn er ein Konto gemäß den 
Bedingungen unter B oder D beſitzt, auf dem Konto gut⸗ 
geſchrieben. Anderenfalls ſtehen dieſe Beträge ſpäteſtens drei 
Tage nach der Fälligkeit zur Verfügung des Niederlegers 
und können bei nicht erfolgter Abhebung mittels Poſt über⸗ 
ſandt werden. 


4. Für die mit dieſen Leiſtungen verbundene Mühe⸗ 
waltung und Gefahr iſt eine Gebühr von 10 Pfennig für 
je angefangene 1000 Mark des Nennwertes der Papiere für 
jedes Kalendervierteljahr zu entrichten, in welchem dieſelben 
längere oder kürzere Zeit bei der Seehandlung aufbewahrt 
worden ſind, wobei kein Unterſchied gemacht wird, ob die 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 33 
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Stücke mit oder ohne Zinsſcheinbogen oder letztere allein 
eingeliefert worden ſind. 

Die Gebühr wird nach dem Geſamtnennwert der nieder⸗ 
gelegten Papiere ohne Rückſicht auf deren Art und Zahl 
berechnet. Die Erhebung einer Mindeſtgebühr für kleine 
Beträge bleibt vorbehalten. 

Für die Aufbewahrung und Verwaltung 
Deutſcher Reichsanleihe oder Preußiſcher Staats: 
anleihe ermäßigt ſich die Gebühr auf die Hälfte, 
d. h. auf 5 Pfennig vom Tauſend, für jedes Ka⸗ 
lendervierteljahr. 

Für die Aufbewahrung und Verwaltung von Doku⸗ 
menten, z. B. Hypothekenbriefen, Sparkaſſenbüchern, wird 
ebenfalls eine Gebühr von 10 Pfennig auf Tauſend des 
Nennwertes für jedes Kalendervierteljahr — jedoch für jedes 
einzelne Dokument nicht mehr als 10 Mark für das Rech⸗ 
nungsjahr — berechnet. 

Papiere u. ſ. w., welche vierzehn Tage vor Schluß eines 
Kalendervierteljahres bei der Seehandlungshauptkaſſe ein⸗ 
geliefert werden, unterliegen einer Gebührenberechnung erſt 
vom nächſten Vierteljahr ab, es ſei denn, daß dieſe Papiere 
u. ſ. w. noch vor Beginn des neuen Quartals wieder zurück⸗ 
gezogen werden, in welchem Falle für ein Vierteljahr Ge⸗ 
bühren zu entrichten ſind. 

Außer dieſen Gebühren werden nur etwaige bare Aus⸗ 
lagen berechnet. 

Gebühren und Auslagen werden am Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres und bei Rücknahme des Depots dem Niederleger 
auf dem Konto belaſtet, anderenfalls aus dem Guthaben des 
Niederlegers gedeckt oder durch Poſtnachnahme eingezogen. 
Wegen Gebühren und Auslagen darf ſich die Seehandlung 
ohne gerichtliches Verfahren aus dem Depot bezahlt machen. 


5. Die Zinſen von Hypothekenbriefen können bei der 
Seehandlungshauptkaſſe eingezahlt oder der Königlichen See⸗ 
handlung (Preußiſche Staatsbank) unter Angabe des Namens 
des Kontoinhabers durch Reichsbankgirokonto überwieſen wer⸗ 
den. Es iſt indeſſen Sache des Niederlegers, die Schuldner 
zur Zahlung an die Seehandlung anzuweiſen und die etwa 
ſäumigen Verpflichteten zur Zahlung anzuhalten. 


6. Über die hinterlegten Papiere wird auf Wunſch der 
Niederleger ein Depotſchein erteilt. Wird ein Depotſchein 
erteilt, ſo iſt er unbedingt bei jeder Veränderung im 
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Beſtande des Depots vor der betreffenden Veränderung be⸗ 
hufs Berichtigung vorzulegen. Den Niederlegern iſt, ſofern 
ein Depotſchein erteilt iſt, geſtattet, ein Paßwort einzureichen 
und von deſſen Angabe die Geſamt⸗ oder Teilauslieferung 
des Depots abhängig zu machen. Der Depotſchein ſoll mit 
einem bezüglichen Vermerke verſehen ſein. 


7. Auf Wunſch wird den Niederlegern über die Ein⸗ 
löſung von Zins⸗ und Gewinnanteilſcheinen ſowie verloſten 
oder gekündigten Stücken kurze Mitteilung gemacht. 

. 8. Sollen Wertpapiere von der Seehandlungshauptkaſſe 
abgeholt werden, ſo ſind die Empfangsberechtigten unter 
Mitteilung ihrer Unterſchrift der Kaſſe vorher vorzuſtellen. 
An Überbringer von Quittungen, welche der Kaſſe nicht vor⸗ 
geſtellt ſind, werden Wertpapiere im allgemeinen nicht aus⸗ 
gehändigt. Erben, auch Teſtamentserben, müſſen, wenn die 
Seehandlung es verlangt, den Nachweis der Erbfolge durch 
gerichtlichen Erbſchein führen und Teſtamentsvollſtrecker ein 
Zeugnis des Nachlaßgerichts über die Ernennung beibringen. 
Bei Vorlegung einer gerichtlichen oder notariellen letztwilligen 
Verfügung und der darüber aufgenommenen Eröffnungsver⸗ 
handlung bleibt die Seehandlung von der Pflicht einer 
weiteren Legitimationsprüfung befreit. 

9. Gegen Verpfändung der niedergelegten Wertpapiere 
können geeignetenfalls Vorſchüſſe (Darlehne) zu beſonders zu 
vereinbarenden Bedingungen gewährt werden. Der Darlehens⸗ 
nehmer räumt der Seehandlung das Recht ein, ſich ohne 
gerichtliches Verfahren und ohne daß es einer Androhung 
oder der Einhaltung einer Friſt bedarf, aus dem Pfande zu 
befriedigen. 

10. Der Seehandlung ſowohl als dem Niederleger ſteht 
es frei, jederzeit die Rücknahme oder Rückgabe des N 
zu verlangen. 


11. Etwaige Abänderungen dieſer Bedingungen treten 
erſt ſechs Wochen nach vorheriger Anzeige an den Niederleger 
in Kraft. Die Anzeige gilt durch Abſendung einer einge⸗ 
ſchriebenen Mitteilung als erfolgt. 


b) Verſchloſſene Depots. 


Zur Aufbewahrung von Wertſachen ſtellt die Seehand⸗ 
lung in ihren Treſors Stahlpanzerſchränke !) mit verſchließ⸗ 


1) Das Kaſſenſchrankgeſchäft in dieſer Zeitſchrift Bd. LIII S. 629. 
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baren Fächern mietweiſe unter folgenden Bedingungen zur 
Verfügung: 
1. Die im voraus zu entrichtende Miete beträgt für: 


Ill 


Bei Mietung zweier Fächer von derſelben Größe ſeitens 
desſelben Mieters auf ein ganzes Jahr ermäßigt ſich die 
Jahresmiete auf das Eineinhalbfache der Miete für ein Fach. 

2. Der Seehandlung ſteht es frei, jederzeit das Miets⸗ 
verhältnis aufzuheben, ohne Gründe dafür anzugeben, jedoch 
gegen verhältnismäßige Rückzahlung der Miete. Der Miets⸗ 
vertrag iſt nur für die Perſon gültig, mit welcher derſelbe 
geſchloſſen wurde; Aftervermietung iſt nicht geſtattet. Der 
gegenwärtige Mietsvertrag gilt ſtillſchweigend als auf die 
gleiche Zeitdauer verlängert, wenn von keiner Seite vor 
Ablauf desſelben eine dem entgegenſtehende Erklärung ab⸗ 
gegeben wird. 


3. Die Fächer und die darin befindlichen, von der See⸗ 
handlung gelieferten Blechkaſſetten dürfen nur zur Auf⸗ 
bewahrung von Schriftſtücken, Wertpapieren und Wertgegen⸗ 
ſtänden u. ſ. w. benutzt werden. Derjenige Mieter, welcher 
dieſer Beſtimmung zuwider handelt, haftet für jeden Schaden, 
der dadurch verurſacht wird. Die Seehandlung iſt berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, zum Zweck der Sicherſtellung dieſer 
Beſtimmung von dem Mieter Einſicht in den Inhalt zu 
verlangen. 

4. Die Schrankfächer ſtehen unter dem eigenen Ver⸗ 
ſchluß des Mieters und dem Mitverſchluß der Seehandlung; 
nur beide gemeinſam können das Fach öffnen und ſchließen. 
Dem Mieter werden von der Seehandlung die zu ſeinem 
Schrankfachſchloſſe und zu ſeiner Blechkaſſette gehörenden 
Schlüſſel in zwei Exemplaren geliefert, für deren ſichere 
Bewahrung er Sorge zu tragen hat. Im Falle des Ver⸗ 
luſtes eines Schlüſſels hat der Mieter — bei eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Folgen der Unterlaſſung — der See⸗ 
handlung ſofort Anzeige zu machen, damit dieſe die Anderung 
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des Schloſſes und die Anfertigung neuer Schlüſſel auf Koſten 
des Mieters veranlaßt. 

Verliert der Mieter beide Schlüſſel, ſo daß ein gewalt⸗ 
ſames Offnen ſeines Schrankfaches nötig wird, ſo hat er ſich 
mit der Seehandlung hierüber zu verſtändigen. 

5. Der Treſor iſt zur Benutzung der Schrankfächer 
werktäglich von 9 bis 1 und von 3 bis 5 Uhr, Sonnabends 
von 9 bis 1 Uhr geöffnet. Der Zutritt iſt nur den Be⸗ 
amten der Seehandlung und in deren Begleitung den Mietern 
get Schrankfächern oder den zu deren Vertretung Berechtigten 
geſtattet. 

Jedem Mieter wird von der Seehandlung außer einer 
Einlaßkarte in einem verſchloſſenen Umſchlage ein Schlüſſel⸗ 
wort überreicht, ohne deſſen Kenntnis er zum Treſor nicht 
zugelaſſen wird. Er hat außerdem vor dem Betreten des 
Treſors vor einem Beamten ſeine Unterſchrift abzugeben. 

Die Seehandlung iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
die Kenntnis des Schlüſſelwortes in Verbindung mit dem 
Beſitze des Schrankfachſchlüſſels als ausreichenden Rechts⸗ 
ausweis anzuſehen. 

6. Der Mieter kann einem Dritten das Recht zum Be⸗ 
treten des Treſors und zur Verfügung über das gemietete 
Schrankfach übertragen. Der Seehandlung iſt nach Maßgabe 
eines von ihr gelieferten Formulars !) Anzeige zu erftatten. 
Die Zulaſſung eines Dritten, der ſeine Unterſchrift abzu⸗ 
geben hat und von dem Mieter perſönlich vorgeſtellt werden 
muß, bedarf der Zuſtimmung der Seehandlung. Gegebenen 
no wird dem Dritten eine Einlaßkarte ausgehändigt 
werden. 

Der Beſitz dieſer und der Schlüſſel gilt der Seehand⸗ 
lung gegenüber als Rechtsausweis. Vor Betreten des Tre⸗ 
ſors hat der Dritte außerdem noch ſeine Unterſchrift vor 
einem Beamten abzugeben und das Schlüſſelwort zu nennen. 

Die Seehandlung nimmt von der Zurücknahme der 
Zulaſſung eines Dritten nur Kenntnis, wenn ſie ihr direkt 
ſchriftlich mitgeteilt und die für den Dritten ausgeſtellte Ein⸗ 
laßkarte ihr zurückgegeben wird. Das Recht des Dritten 
zum Betreten des Treſors wird als erloſchen betrachtet, wenn 
der Seehandlung der Tod des Mieters bekannt geworden iſt. 
Will der Mieter, daß im Falle ſeines Ablebens während des 


1) Vgl. am Schluß befindliches Formular. 
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Mietsverhältniſſes eine beſtimmte Perſon berechtigt ſein ſoll, 
das Schrankfach zu öffnen und deſſen Inhalt in Beſitz zu 
nehmen, jo hat er hiervon der Seehandlung nach Formular!) 
ſchriftliche Mitteilung zu machen. 

Will der Mieter ſich in einem einzelnen Falle durch 
eine Vertrauensperſon vertreten laſſen, jo hat dieſe ſich durch 
ein ſie ermächtigendes, eigenhändiges Schreiben des Mieters, 
den Beſitz der Schlüſſel und durch Kenntnis des Schlüſſel⸗ 
wortes auszuweiſen. | 
7. Den Mietern von Schrankfächern ſtehen zur Vor: 
nahme der mit den niedergelegten Wertgegenſtänden etwa 
erforderlich werdenden Arbeiten (Trennung der Zinsſcheine 
u. ſ. w.) die neben dem Treſor befindlichen Räume ohne 
weitere Vergütung zur Verfügung. 


| 8. Bei Ablauf des Mietsverhältniſſes iſt der Mieter 
verpflichtet, die ihm übergebenen Schlüſſel zurückzuſtellen, 
anderenfalls er die Koſten für die Erneuerung des Schloſſes 
nebſt Schlüſſel zu tragen hat, wie er auch alle Koſten für 
etwaige an dem Schrankfach und dem dazu gehörigen Kaſten 
nm: feine Schuld entſtandenen Beſchädigungen zu erſtat⸗ 
ten hat. 

9. Die Seehandlung iſt berechtigt, wenn nach Beendi⸗ 
gung des Mietsverhältniſſes binnen drei Tagen nach Abſen⸗ 
dung einer Aufforderung die Schlüſſel ſeitens des Mieters 
oder ſeiner Rechtsnachfolger nicht zurückgeliefert werden, ohne 
jede gerichtliche Einmiſchung das Schrankfach öffnen zu laſſen 
und ſich aus deſſen Inhalte wegen aller Anſprüche aus dem 
Mietsverhältniſſe ſowie wegen aller ſonſtigen Forderungen 
gegen den Mieter zu befriedigen. 

Die Aufforderung gilt als gehörig ergangen, wenn ſie 
unter der letzten Adreſſe, welche der Mieter der Seehand⸗ 
lung aufgegeben hat, an dieſen mittels eingeſchriebenen 
Briefes der Poſt zur Beförderung übergeben worden iſt. 

10. Alle Perſonen, welche den Treſor und den Vor⸗ 
raum benutzen, haben ſich den im Intereſſe der Sicherheit 
getroffenen Anordnungen der Seehandlung oder ihrer für 
die Verwaltung des Treſors beſonders beſtellten Beamten 
zu fügen. 

11. Die Seehandlung wird auf die Bewachung und die 
Sicherung des Treſors und der einzelnen Schrankfächer die 


1) Vgl. am Schluß befindliches Formular. 
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äußerſte Sorgfalt verwenden und jeden Schaden erſetzen, der 
durch Vernachläſſigung dieſer Sorgfalt entſteht. 

12. Die Aufbewahrung von in Kiſten, Koffern oder 
ſonſt verpackten Gegenſtänden, welche in den Schrankfächern 
nicht untergebracht werden können, erfolgt nach beſonderer 
Vereinbarung. 

Die Kiſte u. ſ. w. muß mit dem Namen des Hinter⸗ 
legers in deutlicher Schrift bezeichnet und dergeſtalt verſiegelt 
ſein, daß die Eröffnung nicht ohne Verletzung der Siegel 
möglich iſt. 

Holzkiſten müſſen außerdem vernagelt, Metallkiſten mit 
einem Schloſſe verſchloſſen oder beſchnürt ſein. Dem Nieder⸗ 
leger wird eine Depoſitalquittung (vgl. „Allgemeines“ Ab⸗ 
ſchnitt 5) erteilt. Das Depofitum kann gegen Rückgabe der 
quittierten Depoſitalquittung zurückgegeben werden. Die 
Legitimation des Inhabers der Depoſitalquittung zu prüfen 
iſt die Seehandlung zwar berechtigt, eine Verpflichtung dazu 
übernimmt ſie aber nicht; ſie behält ſich vielmehr ausdrück⸗ 
lich das Recht vor, bei Lebzeiten und nach dem Tode des 
Hinterlegers das Depoſitum an jeden auszuhändigen, der ihr 
die Depoſitalquittung überbringt. 

Die Seehandlung hat das Recht, jederzeit die Rücknahme 
des Depots zu verlangen. Wird das Depot auf die dies⸗ 
bezügliche Aufforderung nicht binnen vierzehn Tagen abge⸗ 
holt, ſo erliſcht die Haftpflicht der Seehandlung unbeſchadet 
ihres Anſpruchs auf Fortentrichtung der Gebühren und 
ihrer Befugnis, das Depot auf Gefahr und Koſten des 
Hinterlegers bei der öffentlichen Hinterlegungsſtelle nieder⸗ 
zulegen oder an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwalter 
abzugeben. 

Die Seehandlung haftet nur für den wirklichen Schaden 
und höchſtens bis zum Wertbetrage von 5000 Mark. Wird 
für das Depot ein höherer Wert angegeben, ſo iſt neben 
dem vereinbarten Lagergeld noch eine Verſicherungsgebühr 
zu bezahlen, die für jedes angefangene Tauſend des über 
5000 Mark hinausgehenden Mehrwertes 20 Pfennig für das 
Jahr beträgt. Die Verſicherungsgebühr iſt auch bei Nieder⸗ 
legung auf kürzere Zeit mindeſtens für ein Jahr zu entrichten. 
Auch im Falle der Verſicherung eines höheren Betrages als 
à Mark haftet die Seehandlung nur für den wirklichen 

aden. | 


— 
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D. Für den Kontokorrentverkehr ). 


1. Auf dem Kontokorrentkonto werden alle für Rech⸗ 
nung des Inhabers ſtattfindenden An⸗ und Verkäufe von 
Wertpapieren, ſowie alle für ſeine Rechnung erfolgenden 
Einzahlungen und Abhebungen u. ſ. w. gebucht. Selbſtver⸗ 
ſtändlich ſtehen den Inhabern eines Kontokorrentkontos hin⸗ 
ſichtlich der Einzahlungen und Abhebungen auch alle Vorteile 
zu, die Kunden der Seehandlung auf Grund der übrigen 
Bedingungen zuſtehen, z. B. Giroüberweiſungen, Scheckverkehr, 
Kreditbriefe, Wechſelinkaſſo, Steuerzahlungen u. ſ. w. 

2. Für das Guthaben werden dem Kontoinhaber bis 
auf weiteres von dem auf die Einzahlungen folgenden Werk⸗ 
. tage ab 2 Prozent unter dem jeweiligen offiziellen Wechſel⸗ 
diskontſatze der Reichsbank, jedoch nicht mehr als 3 Prozent 
auf das Jahr vergütet. Für etwaige Vorſchüſſe der See⸗ 
handlung werden in Ermangelung anderweitiger Vereinbarung 
Zinſen zum jeweiligen Diskontſatze der Reichsbank, mindeſtens 
zu 4 Prozent auf das Jahr berechnet. 

3. Der Konkokorrentkontoinhaber beſtellt mit den nieder⸗ 
gelegten Wertpapieren Fauſtpfand für alle ihm jetzt oder 
künftig von der Seehandlung gewährten Vorſchüſſe und 
räumt ihr das Recht ein, ſich, ohne gerichtliches Verfahren 
und ohne daß es einer Androhung oder der Einhaltung einer 
Friſt bedarf, aus dem Pfande zu befriedigen. 

4. Der Kontoinhaber iſt berechtigt, über das Guthaben 
in der Regel ſofort zu verfügen. Höhere Beträge als 
50000 Mark iſt die Seehandlung jedoch nur nach achttägiger 
Friſt zu zahlen verpflichtet. 

5. Die der Seehandlung zuſtehende Proviſion beträgt 
Is Prozent von der Debetſeite des Kontos. Neben derſelben 
werden für An⸗ und Verkäufe von Wertpapieren beſondere 
Vergütungen (Proviſion) nicht beanſprucht, ſondern nur die 
etwaigen baren Auslagen in Anſatz gebracht. 

6. Die Seehandlung ſowie der Kontoinhaber ſind be⸗ 
rechtigt, jederzeit das Konto aufzulöſen, der Kontoinhaber 
ai nur unter den fid aus Nr. 4 ergebenden Beſchrän⸗ 
ungen. 


1) Anmerkung. Diejenigen Kunden, denen die Einrichtung eines 
Kontokorrentkontos nicht erwünſcht ſein ſollte, können ſich gemäß 
kaff Bedingungen B ein proviſionsfreies Konto einrichten 
aſſen. 
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7. Die Beſtimmungen unter B Nr. 4 Abſ. 2, 8 und 9 
und unter Ca Nr. 8 finden auch bezüglich des Kontokorrent⸗ 
verkehrs Anwendung. 


E. Reiſekreditbriefe, Wechſelinkaſſo, Stenerzahlungen. 


Die Seehandlung übernimmt die Ausſtellung von Reiſe⸗ 
kreditbriefen auf ſämtliche größeren Plätze des Auslandes, 
ſowie das Inkaſſo von Wechſeln auf Berlin und andere 
deutſche Plätze unter Berechnung mäßiger Speſen. 

Für rechtzeitige Präſentation und Beibringung eines 
Proteſtes von Wechſeln auf deutſche Nebenplätze übernimmt 
ſie keine Gewähr. Sämtliche Wechſel müſſen mit dem ge⸗ 
ſetzlichen Stempel verſehen ſein. Bei ungeſtempelten oder 
nicht richtig geſtempelten Wechſeln lehnt die Seehandlung 
die Proteſtverbindlichkeit ab und behält ſich die Berechnung 
jeder durch etwaige Stempelkontraventionen entſtehenden Aus⸗ 
gaben vor. | 

Die Seehandlung berichtigt für ihre Kunden auf Wunſch 
auch deren Steuern. Im Fall der Magiſtrat die Steuern 
bei der Seehandlung einziehen ſoll, würde ſeitens des Steuer⸗ 
pflichtigen beim Magiſtrat Antrag zu ſtellen ſein. Formulare 
hierzu für Angehörige ſolcher Gemeinden, welche ſich zu der⸗ 
artigen Steuerberichtigungen der Vermittelung des Berliner 
Kaſſenvereins bedienen, ſind durch die Seehandlungshaupt⸗ 
kaſſe koſtenfrei zu beziehen. 


F. Für Mündeldepots. 


Die Anlegung von Mündelgeld und die Hinterlegung 
von zu Mündelvermögen gehörigen Wertpapieren kann nach 
geſetzlichen und miniſteriellen Beſtimmungen bei der See⸗ 
handlung als Hinterlegungsſtelle geſchehen. 


a) Mündelgelddepoſitenverkehr. 
1. Für eingezahlte Mündelgelder werden beſondere 
Konten eröffnet. 


2. Die Verzinſung beträgt für derartige Gelder bis 
auf weiteres 1½ Prozent unter dem jeweiligen offiziellen 
Wechſeldiskontſatze der Reichsbank, jedoch nicht über 3 Pro⸗ 
zent auf das Jahr. 
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Für größere Geldbeträge, deren Rückzahlung an eine 
längere Kündigungsfriſt gebunden iſt, bleiben die Zinsbedin⸗ 
gungen beſonderer Vereinbarung vorbehalten. 

3. Über die hinterlegten Gelder kann nur entſprechend 
den geſetzlichen Beſtimmungen verfügt werden. Bei Mündel⸗ 
geldern iſt demgemäß zur Erhebung der Gelder im allge⸗ 
meinen außer der Unterſchrift des Vormundes die Genehmi⸗ 
gung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlich. (88 1809, 1810 B. GB.) 


4. Im übrigen finden die für den Gelddepoſitenverkehr 
vorſtehend unter B abgedruckten Bedingungen Anwendung. 


b) Zu Mündelvermögen gehörige Wertpapiere. 


1.̃. Bei Übergabe der Wertpapiere iſt die gerichtliche 
Beſtallung des Vormundes oder Pflegers, bei geſetzlicher 
Vertretung die die Hinterlegung anordnende gerichtliche Ver⸗ 
fügung zur Einſicht vorzulegen. 

2. Erfolgt die Einlieferung der Wertpapiere ohne Zins⸗ 
und Gewinnanteilſcheine, aber mit den Erneuerungsſcheinen 
(Anweiſungen, Talons), ſo iſt eine Verwaltungsgebühr von 
5 Pfennig für je angefangene 1000 Mark des Nennwertes 
der Papiere für jedes Kalendervierteljahr zu entrichten. In 
dieſem Falle iſt es Sache des Vormundes, Pflegers oder 
geſetzlichen Vertreters, die Zinsſcheinbogen rechtzeitig zu er⸗ 
neuern, die Ziehungs⸗ bezw. Verloſungsliſten und Bekannt⸗ 
machungen über Kündigung oder Konvertierung der Papiere 
nachzuſehen und die zur Rückzahlung gelangenden Stücke an 
den feſtgeſetzten Zeitpunkten zur Einlöſung zu bringen oder 
die Konvertierung zu beſorgen, Interimsſcheine in endgültige 
Stücke umzutauſchen, das mit den niedergelegten Papieren 
etwa verbundene Bezugsrecht auf neue Papiere geltend zu 
machen, die weiteren Einzahlungen auf nicht vollgezahlte 
Papiere zu leiſten u. ſ. w. 

Die Seehandlung übernimmt für die ſichere und ge⸗ 
treue Verwahrung der Papiere die geſetzliche Gewähr, 
irgend welche Verwaltungs handlungen übt fie nicht aus. 

3. Auf Antrag des Vormundes pp. übernimmt die 
Seehandlung neben der Verwahrung der Wertpapiere 
auch die Ausübung der zu 2 gedachten Verwaltungs⸗ 
handlungen nach Maßgabe der Bedingungen zu Ca. In 
dieſem Falle iſt, gleichviel ob die Wertpapiere mit oder ohne 
Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine hinterlegt werden — die Er⸗ 
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neuerungsſcheine (Anweiſungen, Talons) ſind jedenfalls ein⸗ 
zuliefern — für die Verwahrung und Verwaltung eine 
Verwaltungsgebühr von 7 ¼ Pfennig für je angefangene 
1000 Mark des Nennwertes der Papiere für jedes Kalender⸗ 
vierteljahr zu entrichten. Für die Aufbewahrung und Ver: 
waltung Deutſcher Reichsanleihe oder Preußiſcher Staats⸗ 
anleihe ermäßigt ſich die Gebühr auf 5 Pfennig vom Tauſend 
für jedes Kalendervierteljahr. 


4. Über die hinterlegten Wertpapiere werden Depot⸗ 
ſcheine ausgeſtellt (val. die Bedingungen unter Ca 6). 

5. Die Auslieferung der hinterlegten Wertpapiere er⸗ 
folgt nur gegen Rückgabe des ordnungsmäßig quittierten 
Depotſcheines. Die Quittung hat, wo erforderlich, die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Gerichts zur Aus⸗ 
händigung an einen namentlich zu bezeichnenden Empfänger 
zu enthalten. 

6. Im übrigen finden die für die Aufbewahrung von 
Wertpapieren vorſtehend unter Ca abgedruckten Bedingungen 
Anwendung. 


Die vorſtehenden Bedingungen erkenne ich e an. 
ua ose „den. ten. . . 190 
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e „den . . 190 

An die 
Königliche Seehandlung Greußiſche Staatsbank) 
Berlin W 56 


Markgrafenſtraße 46a. 


Mit Bezug auf Punkt 6 der „Bedingungen für ver⸗ 
EI Depots“ erſtatte ich Ihnen hiermit die Anzeige, 
berechtigt iſt, d.. von Ihnen ermietete ... Schrankfach .. 
Nr.. an meiner Statt zu öffnen, bezw. zu ſchließen und 
mit dem Inhalte de ſelben gleich mir ſelbſt zu verfahren. 

Indem ich erſuche, hiervon genehmigend Vermerk zu 
nehmen und mir für Genannte. eine Einlaßkarte auszufer⸗ 
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tigen, teile ich mit, daß ich de ſelben ſodann von meinem 
Schlüſſelwort Kenntnis geben werde. 


Hochachtend 
Unterſchrift des Mieters 
Unterſchrift des Dritten 
. „den . . 190 
An die 


Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbank) 


Berlin W 56 
Markgrafenſtraße 46a. 


ai benachrichtige ih Sie, daß... . . . . .. . 


. %% % + ee % % .ũ » EL 0 % »-—x + + + „„ % ee 


BR des Mietsverhältniſſes nach meinem Ableben be⸗ 
rechtigt iſt, mein Schrankfach Nr.... zu öffnen und deſſen 
Inhalt in Beſitz zu nehmen. | 
Dieſe Berechtigung d.. oben Genannten ift ein inte- 
grierender Teil unſeres Vertragsverhältniſes 
Hochachtend 


I „ % ee 0 „ „„ ee ee 


Unterſchrift des Berechtigten. 
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X. 
Bedingungen 1) für die ar an der Berliner Fonds 
börfe. 
Gültig vom 1. April 1905 ab. 
Mitgeteilt von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


Einleitung. 
A. Allgemeine Bedingungen: 
Erfüllungsort. § 1. Streitigkeiten. § 7. 
Erfüllungsart. § 2. Schlußnoten. § 8. 
Kaufpreis. § 3. Strittige Geſchäfte. § 9. 
Überweifung. § 4. Aufgaben für Geſchäfte. § 10. 
Erfüllungszeit. 5 5. Nicht zu ſtande gekommene Ge⸗ 
Uſance in einzelnen Fällen. ſchäfte. 11. 
S 6. Unrichtige Retourpoſten. § 12. 
B. Beſondere Bedingungen bei Kaſſegefchäften: 
Allgemeines. § 13. Zwangs regulierung per Erſchei⸗ 
Zwangsregulierung. § 14. nen. § 15. 
C. Beſondere Bedingungen bei Zeitgeſchäften: 
Allgemeines. § 16. Bezugsrechte. § 22. 
Prämien und Stellagen. § 17. Konvertierung oder teilweiſe 
Abwickelung. § 18. Kündigung. § 23. 
Zwangs regulierung. § 19. Spitzen bei Bezugsrechten und 
Zahlungseinſtellung. § 20. Konvertierungen. § 24. 


Gekündigte Werte. § 21. 
D. Gelddarlehen. $ 25. 
E. Börſenpreis: 


Beweisführung. § 26. | Feſtſtellung. § 27. 

F. Beſondere Bedingungen für Wertpapiere: 
Allgemeines. § 28. Abtrennung der Zins⸗ und Di: 
A x en Beſchaffenheit. § 29. vidende RER § 36. 
Prämienanleihen und Lospapiere. Umſchreibung, Zeſſion. § 37. 

30. Interimsſcheine. § 38. 
Verlosbare Wertpapiere. § 31. Neue Kuponbogen. § 39. 
Numernaufgabe bei Lospapieren. Weißer Bogen. $ 40. 

32. Außerkursſetzung. § 41. 
Aufgerufene Wertpapiere. $ 33. Verficherungsaktien. § 42. 
Kupons, gekündigte und ver⸗ Nordamerikaniſche Eiſenbahn⸗ 

loſte Stücke. § 34. bonds. § 43. 


Zollkupons. $ 35. 


1) Die Entwickelung dieſer Bedingungen iſt zu verfolgen in dieſer 
Zeitſchriſt Bd. XI S. 359 ff., Bd. XVII S. 625 ff., Bd. XVIII 
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G. Beſondere Bedingungen für die ſonſtigen Börſenwerte: 
Privatdiskonten. § 44. Ausländiſche Noten. § 47. 
Ausländiſche Wechſel. § 45. Goldmünzen. 8 48. 
Auszahlungen und Schecks. § 46. 


H. Einführungsbeſtimmung. $ 49. 


Alle an der Berliner Fondsbörſe geſchloſſenen Handels⸗ 
geſchäfte in den in § 12 Ziff. 1 der Börſenordnung ) be⸗ 
zeichneten Werten gelten, inſoweit nicht anderes verabredet 
iſt, als nach Berliner Börſenuſancen und unter nachfolgenden 
Bedingungen geſchloſſen: 


A. Allgemeine Bedingungen. 


| $ 1. Erfüllungsort. 
Erfüllungsort der Geſchäfte ift Berlin. 


$ 2. Erfüllungsart. 


Die Erfüllung erfolgt in der Art, daß der Verkäufer 
dem Käufer die verkauften Werte in das Geſchäftslokal oder 
an diejenige hieſige Firma liefert oder liefern läßt, welche 
der Käufer bei Abſchluß des Geſchäfts oder ſpäteſtens am 
Tage vor der Lieferung aufgegeben hat. 

Die Lieferung muß in uſancemäßig gangbaren Stücken 
geleiſtet, und darf in Abſchnitten von beſtimmter Art und 
Höhe nur dann gefordert werden, wenn dies bei Abſchluß 
des Geſchäfts bedungen war. 


§ 3. Kaufpreis. 


Die Zahlung des Kaufpreiſes muß bei Ablieferung der 
verkauften Werte in deutſcher Reichswährung erfolgen. 

Im Platzverkehr dürfen Rechnungsbeträge in der Pfennig⸗ 
reihe nur auf Zahlen lauten, welche durch 5 teilbar find. 
Beträge unter 5 Pf. fallen fort; Beträge über 5 Pf. wer⸗ 
den für 10 Pf. gerechnet. 


— 


85 187, 502, Bd. XXI S. 269, Bd. XXIV S. 538, Bb. XXXII 
8 35 ff, Bd. XXXVII S. 487 ff., Bd. XL S. 224 ff. Bd. XLIII 


S. 538 ff. 

1) ec geben für Berlin vom 22. Juni 1896, Deutſcher Reichs⸗ 
und Kgl. Preuß. Staatsanzeiger vom 30. Dezember 1896 Nr. 309, 
in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 408 ff.; Abänderungen vom 
10. Februar 1900 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX S. 544 ff. 
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§ 4. Überweiſung. 


Die Kontrahenten ſind berechtigt, die Lieferung oder die 
Abnahme der verſchloſſenen Werte, Wechſel ausgenommen, 
an eine andere an der Börſe vertretene Firma zu überweiſen; 
dies geſchieht indes lediglich für Rechnung und Gefahr des 

berweiſenden. 
$ 5. Erfüllungszeit. | 

Fällt der Zeitpunkt der Erfüllung auf einen Tag, an 
welchem keine Börſenverſammlung in Berlin ſtattfindet, ſo 
gilt als Erfüllungstag 

bei per Ultimo geſchloſſenen und bei ſolchen per Erſcheinen 
geſchloſſenen Geſchäften, deren Erfüllungstag auf einen 

0 fällt, der nächſtvorhergehende u 


ſonſt 7 a e Börſentag. 

| Bei allen Zeitgeſchäften werden die beiden Tage des 
jüdiſchen Neujahrsfeſtes und das jüdiſche Verſöhnungsfeſt den 
Tagen, an denen keine Börſenverſammlung ſtattfindet, gleich 
geachtet. Zwangsweiſe Abwickelungen im Sinne der §8 14 
und 19 werden durch dieſe jüdiſchen Feiertage nicht gehemmt, 
wenn das Recht zur Vornahme der Abwickelung ſchon vor 
den gedachten Feiertagen begründet war. 


§ 6. Uſance in einzelnen Fällen. 


Sieht ſich der Börſenvorſtand oder die Kommiſſion des 
Börſenvorſtandes zur Aburteilung der börſentäglich zu ſchlich⸗ 
tenden Streitigkeiten (Dreimännerkommiſſion — vgl. $ 9 der 
Geſchäftsordnung für den Börſenvorſtand, Abteilung Fonds⸗ 
börſe —) infolge der Abtrennung eines fälligen Zins⸗ oder 
Dividendenſcheins, eintretender Bezugs⸗ oder anderer Rechte, 
oder durch andere Umſtände, welche nach ihrem Ermeſſen im 
allgemeinen Intereſſe eine einheitliche Regelung erheiſchen, 
veranlaßt, beſondere Feſtſetzungen zu treffen, ſo gelten dieſe 
Feſtſetzungen für alle diejenigen Geſchäfte, in dem betreffen⸗ 
den Werte, deren Fälligkeit noch nicht eingetreten iſt, ebenſo, 
als wenn ſie ſchon zur Zeit des n in Kraft 
geweſen wären. 
§ 7. Streitigkeiten. 

Streitigkeiten aus einem Geſchäfte, welche die Liefer⸗ 
barkeit der Werte oder die Auslegung oder Anwendung der 
gegenwärtigen Bedingungen und beſtehenden Uſancen betreffen, 
werden von der Dreimännerkommiſſion entgültig und unter 
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Ausſchluß jeden Rechtsmittels mündlich entſchieden. Dieſe 
Kommiſſion entſcheidet auch ſelbſt über ihre Zuſtändigkeit und 
verfährt nach der Geſchäftsordnung, welche vom Börſen⸗ 
vorſtande feſtgeſetzt wird. Die Kommiſſion iſt berechtigt, 
ihre Entſcheidung abzugeben, auch wenn einer Partei in dem 
Verfahren das rechtliche Gehör nicht gewährt war. Die 
Kommiſſion iſt nicht verpflichtet, die Entſcheidung mit Gründen 
zu verſehen. 

Einwendungen, welche die Lieferbarkeit der Werte be⸗ 
treffen, müſſen bei dieſer Kommiſſion innerhalb der nächſten 
zwei Börſentage nach dem Tage, an welchem die Lieferung 
erfolgt iſt, falls letztere aber an einem Ultimolieferungstage 
ſtattgefunden hat, innerhalb der nächſten drei Börſentage 
nach dieſem Tage angebracht werden, widrigenfalls die ge⸗ 
. Werte für genehmigt gelten. 

Umtauſch eines für unlieferbar erklärten Stückes 
gegen ein umlaufsfähiges muß bis 12 Uhr mittags des auf 
die Entſcheidung der Kommiſſion folgenden Börſentages ge: 
ee werden, widrigenfalls das Recht auf den Umtauſch 
erliſcht 

Sind Papiere derſelben Gattung, aber einer an hieſiger 
Börſe nicht zugelaſſenen Emiſſion geliefert worden, ſo erſtreckt 
ſich die Verpflichtung zum Umtauſch auf die Zeit von acht 
Börſentagen nach dem Lieferungstage. 

Für alle übrigen Streitigkeiten iſt neben dem ordentlichen 
Gericht nach Wahl des Klägers die ſchiedsrichterliche Kom⸗ 
miſſion des Börſenvorſtandes von Berlin zuſtändig. Die 
Klage muß innerhalb einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten 
nach Fälligkeit des ſtreitigen Anſpruchs eingereicht ſein, wid⸗ 
rigenfalls das Klagerecht aus dem betreffenden Geſchäft er⸗ 
loſchen iſt. 

Wenn die Klage innerhalb der Ausſchlußfriſt bei der 
ſchiedsrichterlichen Kommiſſion des Börſenvorſtandes angebracht 
iſt, das Verfahren aber aus irgend einem Grunde nicht zum 
Abſchluß gelangt, ſo ſteht den Parteien die Beſchreitung des 
ordentlichen Rechtsweges offen. 

Die dreimonatliche Ausſchlußfriſt findet keine Anwendung 
auf Forderungen, welche 

a) 12 0 Höhe nach ſchriftlich oder mündlich anerkannt 


b) 1 laufender Rechnung gebucht ſind oder aus Ge⸗ 
ſchäften ſich ergeben, deren Erfüllung durch Unter⸗ 
pfand ſichergeſtellt iſt. 
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§ 8. Schlußnoten. 


Über jedes abgeſchloſſene Geſchäft hat, wenn der Ab⸗ 
ſchluß durch einen Vermittler erfolgt iſt, dieſer den Parteien, 
wenn der Abſchluß aber ohne Vermittler erfolgte, der Ver⸗ 
käufer ſeinem Gegenkontrahenten ſpäteſtens am Vormittage 
des nächſten Börſentages eine Schlußnote oder eine ſchriftliche 
Beſtätigung zuzuſtellen. Bezügliche Reklamationen ſind bis 
12 Uhr mittags des dem Abſchluſſe folgenden Börſentages 
geltend zu machen. 


8 9. Strittige Geſchäfte. 


Wenn das Zuſtandekommen eines nach der Behauptung 
einer Partei an der Fondsbörſe abgeſchloſſenen Geſchäfts von 
der anderen Partei beſtritten wird, ſo iſt die erſtere berech⸗ 
tigt und verpflichtet, behufs Feſtſtellung des Intereſſes ſofort 
zur Zwangsregulierung zu ſchreiten. 


§ 10. Aufgaben für Geſchäfte. 


Als Aufgabe kann nur eine an der Börſe vertretene 
Firma oder eine zur Börſe zugelaſſene Perſon benannt werden. 

Hat bei Abſchluß eines Geſchäfts der eine Kontrahent 
oder der als Kontrahent auftretende Vermittler ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend die Verpflichtung übernommen, einen 
Dritten als Aufgabe zu benennen, ſo muß dieſer Verpflich⸗ 
tung dadurch genügt werden, daß die Aufgabe am nächſten 
Börſentage bis 11 Uhr vormittags ſchriftlich in das Ge⸗ 
ſchäftslokal des anderen Kontrahenten gemeldet wird. Wird 
die Aufgabe zu einem anderen als dem urſprünglich verab⸗ 
redeten Kurſe gemacht, ſo hat der Aufgabepflichtige eine zu 
ſeinen Ungunſten entſtehende Differenz ſofort zu zahlen. Iſt 
keine Aufgabe gemacht worden oder eine ſolche, welche der 
ausdrücklichen Verabredung oder ſtillſchweigenden Vorausſetzung 
nicht entſpricht, worüber in ſtreitigen Fällen die Dreimänner⸗ 
kommiſſion endgültig entſcheidet, ſo iſt der nicht ſäumige Teil 
berechtigt, an der Börſe desſelben Tages zur Zwangsregu⸗ 
lierung zu ſchreiten. 

Will der nicht ſäumige Teil eine andere Friſt zur Be⸗ 
nennung der Aufgabe gewähren, ſo hat er dem ſäumigen 
Kontrahenten an dem Tage, an welchem die Aufgabe zu 
benennen war, mündlich oder ſchriftlich davon Mitteilung zu 
machen und gleichzeitig einen beſtimmten Endtermin für die 
Friſt feſtzuſetzen. Die Zwangsregulierung iſt alsdann an 
demjenigen Börſentage vorzunehmen, bis zu welchem die Friſt 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 34 
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läuft, wenn nicht an dieſem Tage bis 11 Uhr vormittags 
die zn gemacht it. 

Die Zwangsregulierung 19 0 bei Kaſſegeſchäften nach 
den Vorſchriften des § 14 Abſ. 6 bis 11, und bei Zeit: 
geſchäften nach den Vorſchriften des § 19 Abſ. 2 bis 5. 

Hat der nicht ſäumige Teil weder eine Nachfriſt gewährt, 
noch von dem Rechte der Zwangsregulierung Gebrauch ge⸗ 
macht, ſo gilt dies als Verzicht auf die Aufgabe. Das Ge⸗ 
ſchäft bleibt dann als von den beiden Kontrahenten mitein⸗ 
ander abgeſchloſſen beſtehen. 

§ 11. Nicht zu ſtande gekommene Geſchäfte. 
Sind Geſchäfte zur amtlichen Notiz abgeſchloſſen und 


iſt ein Kurs amtlich nicht notiert worden, ſo ſind ſolche Ge⸗ 
ſchäfte als nicht zu ſtande gekommen zu betrachten. 


$ 12. Unrichtige Retourpoſten. 


Wer nach dem Ausſpruche der Dreimännerkommiſſion 
einen ihm gelieferten Poſten zu Unrecht zurückgewieſen hat, 
hat den entſtandenen Zinsverluſt zum jeweiligen Reichsbank⸗ 
diskontſatz, überdies die von der Dreimännerkommiſſion auf 
Antrag etwa feſtgeſetzte Entſchädigung zu vergüten. 


B. Beſondere Bedingungen bei Kaſſegeſchäften. 


8 13. Allgemeines. 


Als Kaſſegeſchäfte gelten außer den ausdrücklich „per 
Kaſſe“, „per morgen“ oder „per einige Tage“ geſchloſſenen 
Geſchäften auch diejenigen Geſchäfte, bei denen die Zeit der 
Erfüllung nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, falls bei letzteren 
nicht aus der Gattung des Wertpapiers, der Zahl der ver⸗ 
ſchloſſenen Stücke oder der Höhe der verſchloſſenen Summe 
oder aus anderen Umſtänden mit Sicherheit zu entnehmen 
iſt, daß die Abſicht der Kontrahenten auf ein Zeitgeſchäft 
gerichtet war. 

Bei Kaſſegeſchäften iſt der Tag des Vertragsabſchluſſes, 
bei „per morgen“ geſchloſſenen Geſchäften der nächſte Börſen⸗ 
tag der Fälligkeitstag; bei den „per einige Tage“ geſchloſſenen 
Geſchäften iſt jede Partei berechtigt, vom dritten Börſentage 
nach dem Abſchluſſe ab den Fälligkeitstag für eingetreten zu 
erklären. Der Erfüllungstag für „per Erſcheinen“ abgeſchloſ⸗ 
ſene Geſchäfte wird von der ä auf An⸗ 
trag feſtgeſetzt. 
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Betrifft das Geſchäft Kontanten, Papiergeld oder auf 
deutſche Reichswährung lautende Wechſel, ſo iſt die Lieferung 
am Nachmittage des Fälligkeitstages in der Zeit von 3 bis 
5 Uhr zu bewirken. Sind dagegen Wechſel in ausländiſcher 
Währung, Wertpapiere, Zins⸗ oder Dividendenſcheine Gegen⸗ 
ſtand des Vertrages, ſo erfolgt die Lieferung erſt am nächſt⸗ 
12 uhr. Börſentage vormittags in der Zeit von 9 bis 

r. 

Wechſel in ausländiſcher Währung kann der Käufer 
ſchon am Fälligkeitstage des Geſchäfts nachmittags bis 5 Uhr 
gegen Zahlung des Betrages abholen laſſen. | 

Zinſen werden nur bis zum Fälligkeitstage gerechnet. 

Die Lieferung von Wertpapieren, Zins⸗ oder Dividenden: 
ſcheinen kann nur an einem Börſentage und nur in der Zeit 
von 9 bis 12 Uhr vormittags ſtattfinden. 


5 14. Zwangsregulierung. 


Gerät einer der Kontrahenten mit der Erfüllung in 
Verzug, ſo muß ihn der andere Teil zur Erfüllung auffor⸗ 
dern. Die Aufforderung darf mündlich oder ſchriftlich inner⸗ 
halb der erſten 24 Stunden, ſie muß aber ſpäteſtens am 
achten Börſentage nach dem Fälligkeitstage erfolgen. Falls 
die Aufforderung das Recht zur Zwangsregulierung oder 
zum Rücktritte begründen ſoll, ſo muß eine Friſt zur Nach⸗ 
holung der Erfüllung geſetzt und gleichzeitig die Erklärung 
abgegeben werden, welches von dieſen beiden Rechten der 
nicht ſäumige Teil für den Fall der Fruchtloſigkeit ſeiner 
Aufforderung wählt. Die Friſt zur Nachholung der Erfül⸗ 
lung muß, falls die Aufforderung vor der Börſe oder bis 
1 Uhr mittags an der Börſe geſchehen iſt, bis zum nächſten 
Börſentage mittags 12 Uhr, falls ſie erſt nach 1 Uhr mit⸗ 
tags geſchehen iſt, bis zum zweitfolgenden Börſentage mittags 
12 Uhr erſtreckt werden. 

Hat bis einſchließlich dem achten Börſentage nach der 
Fälligkeit weder der nicht ſäumige Teil zur Erfüllung auf⸗ 
gefordert, noch der ſäumige die Erfüllung tatſächlich ange⸗ 
boten, ſo gilt das Geſchäft für aufgehoben. 

Hat der nicht ſäumige Teil innerhalb acht Tagen nach 
der Fälligkeit ſchriftlich erinnert, ohne eine Nachfriſt zu ſetzen 
und ohne ſein Wahlrecht auszuüben, ſo hat er ſich alle 
Rechte auf einen vom Tage des Erinnerungsſchreibens ab 
laufenden Zeitraum von vier Wochen gewahrt; er kann alſo 
innerhalb dieſes Zeitraumes dem ſäumigen Kontrahenten 
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jederzeit die in Abſ. 1 dieſes Paragraphen bezeichnete Nach⸗ 
friſt ſetzen und erklären, ob er nach fruchtloſem Ablauf der⸗ 
ſelben zur Zwangsregulierung ſchreiten oder vom Geſchäft 
zurücktreten wolle. 

Nach fruchtloſem Ablauf der geſtellten Nachfriſt iſt der 
nicht ſäumige Kontrahent, ſofern er nicht den Rücktritt ge⸗ 
wählt hat, verpflichtet, an der nächſten Börſe zur Zwangs⸗ 
regulierung zu ſchreiten. 

Hat der ſäumige Kontrahent erklärt, nicht erfüllen zu 
können oder nicht erfüllen zu wollen, ſo iſt der nicht ſäumige 
Kontrahent verpflichtet, ſofort zur Zwangsregulierung zu 
ſchreiten. Hat einer der beiden Kontrahenten die Zahlungen 
eingeſtellt, ſo iſt der andere Kontrahent verpflichtet, an der⸗ 
jenigen Börſe, an welcher ihm die Zahlungseinſtellung be⸗ 
kannt geworden, oder an der unmittelbar darauf folgenden 
die Zwangsregulierung vorzunehmen. Die Stellung einer 
Nachfriſt findet in dieſen Fällen nicht ſtatt. Die Zahlungs⸗ 
einſtellung gilt ſchon dann als eingetreten, wenn Umſtände 
vorliegen, aus welchen erhellt, daß der Verpflichtete ſich im 
Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet oder wenn fällige 
Zahlungsverpflichtungen von ihm nicht erfüllt ſind. Streitig⸗ 
keiten, welche über die Vorausſetzung einer ſolchen Zwangs⸗ 
regulierung entſtehen, werden von der Dreimännerkommiſſion 
endgültig entſchieden. 

Die Zwangsregulierung kann nach Wahl des nicht 
ſäumigen Kontrahenten ſowohl durch den vermittels eines 
Kursmaklers zu bewirkenden An⸗ oder Verkauf der ver⸗ 
ſchloſſenen Werte, als auch durch Selbſteintritt, unter Zu⸗ 
grundelegung des Einheitskurſes, mit welchem dieſelben am 
Zwangsregulierungstage notiert werden, auch zum Teil in 
der einen, zum Teil in der anderen Art erfolgen. Die 
Differenz zwiſchen dem Zwangsregulierungskurſe und dem 
Vertragskurſe iſt demjenigen Teil, zu deſſen Gunſten ſie ſich 
herausſtellt, von dem anderen Teil ſofort zu zahlen. Der 
ſäumige Teil hat dem anderen Teil die übliche Makler⸗ 
gebühr, und zwar dieſe ſelbſt dann, wenn die Zwangsregu⸗ 
lierung ohne An⸗ oder Verkauf bewirkt worden iſt, und 
außerdem Portoauslagen und Stempel ſowie den entſtandenen 
zum jeweiligen Reichsbankdiskont zu berechnenden Zinsverluſt 
zu erſtatten. 

Der die Zwangsregulierung vornehmende Kontrahent 
iſt verpflichtet, dem ſäumigen Teil von der erfolgten Zwangs⸗ 
regulierung durch einen ſpäteſtens am Tage nach der Zwangs⸗ 
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regulierung bis 12 Uhr mittags der Poſt zu übergebenden 
Brief unter Aufgabe des Zwangsregulierungskurſes Mit⸗ 
teilung zu machen. Daß dieſe Mitteilung erfolgt iſt, kann 
durch Vorlegung eines Poſtſcheines über die rechtzeitige Ab⸗ 
ſendung eines eingeſchriebenen Briefes an den ſäumigen 
Kontrahenten bewieſen werden. Bei Unterlaſſung der Mit⸗ 
teilung innerhalb der vorgedachten Friſt braucht der ſäumige 
ae die Zwangsregulierung nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen. 

Iſt die Zwangsregulierung einen Börſentag zu früh 
oder einen Börſentag zu ſpät bewirkt worden, ſo ſoll der 
ſäumige Teil gehalten ſein, ſie inſoweit als ihn verpflichtend 
anzuerkennen, als ihm Nachteil nicht erwachſen iſt; es ſoll 
alſo in dieſem Falle der Zwangsregulierungskurs nicht un⸗ 
günſtiger für den ſäumigen Kontrahenten ſein, als der Ein⸗ 
heitskurs desjenigen Börſentages, an welchem die Zwangs⸗ 
regulierung hätte vorgenommen werden müſſen. 

Betrifft das Geſchäft, bei welchem einer der Kontrahenten 
mit der Erfüllung in Verzug gerät, Kontanten oder Papier⸗ 
geld, ſo iſt der nicht ſäumige Kontrahent befugt, ſofort und 
ohne daß es einer vorherigen Aufforderung zur Erfüllung 
bedarf, von dem Geſchäft zurückzutreten oder dasſelbe ander⸗ 
weit, ſelbſt außerhalb der Börſe, zwangsweiſe abzuwickeln 
und von dem ſäumigen Teil Erſtattung ſeines geſamten 
Intereſſes zu verlangen. Wird dem ſäumigen Teil nicht 
vor Beginn der nächſten Börſenverſammlung von dem Rück⸗ 
tritt oder der erfolgten Zwangsregulierung Kenntnis gegeben, 
ſo verbleibt es auch für dieſe Geſchäfte bei den ſonſtigen 
Beſtimmungen dieſes Paragraphen. 

Bei Geſchäften in Zins⸗ und Dividendenſcheinen finden 
die Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes gleichfalls An⸗ 
wendung, jedoch iſt bei dieſen Geſchäften die zwangsweiſe 
Abwickelung außerhalb der Börſe ausgeſchloſſen. 

Wird durch den ſäumigen Kontrahenten die für ſeine 
Rechnung vorzunehmende Zwangsregulierung oder die Er⸗ 
füllung des zum Zwecke derſelben geſchloſſenen Geſchäfts 
vorſätzlich vereitelt, erſchwert oder verzögert, ſo kann die 
Dreimännerkommiſſion auf Antrag des nichtſäumigen Kon⸗ 
trahenten ein ihm von dem ſäumigen Teile zu zahlendes 
Strafgeld endgültig feſtſetzen. 

In beſonderen Fällen kann die Dreimännerkommiſſion 
den nicht ſäumigen Kontrahenten auf Antrag ermächtigen, die 
Zwangsregulierung an einem von ihr zu beſtimmenden 
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Börſentage auch zu einem anderen als dem Einheitskurſe 
vorzunehmen. Der ſäumige Kontrahent muß mittels ein⸗ 
geſchriebenen Briefes von dem Antrag in Kenntnis geſetzt 
und zur Verhandlung über denſelben vor die Dreimänner⸗ 
kommiſſion geladen werden. 


$ 15. Zwangsregulierung per Erſcheinen. 


Die Zwangsregulierung von Geſchäften, welche „per 
Erſcheinen“ geſchloſſen ſind, erfolgt, ſofern die gehandelten 
Werte vom Liquidationsverein ſkontriert worden ſind, nach 
den für Zeitgeſchäfte, im anderen Falle nach den für Kaſſe⸗ 
geſchäfte feſtgeſetzten Bedingungen. | 


C. Beſondere Bedingungen bei Zeitgeſchäften. 
§ 16. Allgemeines. 


Bei Zeitgeſchäften iſt der im Vertrage feſtgeſetzte Tag 
der Fälligkeitstag. Iſt „täglich“ oder „auf Ankündigung“ 
gehandelt, ſo kann im erſteren Falle die Kündigung ſeitens 
des Käufers, im letzteren die Ankündigung ſeitens des Ver⸗ 
käufers an der Börſe bis mittags 1½ Uhr, Sonnabends 
bis 1 Uhr mittags, erfolgen. Die Kündigung oder Ankün⸗ 
digung kann ſich auf Teilſummen, jedoch nur in uſance⸗ 
mäßigen Beträgen, beſchränken. Als Erfüllungstag gilt der 
der Kündigung oder Ankündigung folgende Börſentag. Die 
Zinſen werden bis zum Erfüllungstage gerechnet. 

Zeitgeſchäfte gelten in Ermangelung einer beſonderen 
Verabredung als fix geſchloſſen. 


$ 17. Prämien und Stellagen. 


Iſt auf Prämie, Stellage oder mit dem Rechte der 
Nachlieferung oder Nachforderung gehandelt, ſo läuft die 
Friſt zur Erklärung am Erklärungstage mittags 1½ Uhr 
und wenn der Erklärungstag auf einen Sonnabend fällt, 
mittags 1 Uhr ab; bei per ultimo geſchloſſenen Geſchäften 
iſt der drittletzte Börſentag vor dem Ultimolieferungstage, 
bei per medio geſchloſſenen der dem Fälligkeitstage nächſt⸗ 
vorhergehende Börſentag, bei auf einen anderen Termin 
geſchloſſenen Geſchäften der im Vertrage feſtgeſetzte Tag der 
Erklärungstag. Macht der zur Erklärunszeit beſtehende Kurs 
es zweifellos, in welcher Weiſe die Erfüllung eines auf 
Prämie, auf Stellage oder mit dem Rechte der Nachforde⸗ 
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rung oder Nachlieferung geſchloſſenen Geſchäfts gewählt wird, 
ſo bedarf es einer Erklärung ſeitens des dazu Berechtigten 
nicht; in ſtreitigen Fällen entſcheidet hierüber die Dreimänner⸗ 
kommiſſion endgültig. Die Prämie iſt am nächſten Börſen⸗ 
tage nach der Erklärung vormittags in der Zeit von 9 bis 
12 Uhr zu zahlen. 


§ 18. Abwickelung. 


| Sind die Kontrahenten eines Zeitgeſchäfts Mitglieder 
des Liquidationsvereins für Zeitgeſchäfte an der Berliner 
Fondsbörſe und betrifft das Geſchäft ſolche Werte, welche 
durch dieſen Verein ſkontriert werden, ſo hat die Regulie⸗ 
rung des Geſchäfts durch Skontrierung und zwar gemäß 
der einſchlägigen Beſtimmungen des Liquidationsvereins zu 
erfolgen. Dieſes Verfahren findet auch auf ſolche Zeit⸗ 
geſchäfte Anwendung, welche zwiſchen Vereinsmitgliedern erft 
an dem für Einreichung der Skontrobogen beſtimmten Tage 
geſchloſſen ſind. 

Bei Wertpapieren, welche vom Liquidationsverein nur 
in beſtimmten Beträgen ſkontriert werden, findet die Zu: 
ſammenrechnung der einzelnen Schlüſſe und die Kompenſation 
der Kauf⸗ mit den Verkaufsgeſchäften ohne Rückſicht auf die 
einzelnen Geſchäftsabſchlüſſe ſtatt, ſofern nicht der Käufer 
bis 12 Uhr mittags des Tages, an welchem die Einreichung 
des Skontros ſtattfindet, den Verkäufer in den Beſitz einer 
ſchriftlichen Aufforderung geſetzt hat, die nicht ſkontrierbaren 
Teilbeträge aus den einzelnen auf den Ultimo des betreffen⸗ 
den Monats abgeſchloſſenen Geſchäften direkt zu liefern. 

Gehören die verſchloſſenen Werte zu denjenigen, für 
welche von dem Börſenvorſtand, Abteilung Fondsbörſe, ein 
Liquidationskurs feſtgeſetzt wird, ſo iſt die Lieferung zu 
dieſem Liquidationskurſe zu bewirken. Bei allen anderen 
Werten gilt derjenige Kurs als Liquidationskurs, welcher 
am Tage der Feſtſtellung der Liquidationskurſe im amtlichen 
Kursblatt als Einheitskurs notiert wird. 

Die Lieferung hat am Erfüllungstage in der Zeit von 
9 bis 12 Uhr vormittags oder 3 bis 6 Uhr nachmittags zu 
erfolgen. Am nächſtfolgenden Börſentage muß die Zahlung 
der Differenz zwiſchen dem Liquidationskurſe und dem Ver⸗ 
tragspreiſe in der Zeit von 9 bis 12 Uhr vormittags geleiſtet 
werden. 

Betrifft ein Zeitgeſchäft Wertpapiere, von denen vor 
Ablauf des Vertrages ein Zins⸗ oder Dividendenſchein ab⸗ 
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getrennt worden iſt, welcher gemäß § 6 mit dem Käufer zu 
verrechnen iſt, ſo hat dieſe Verrechnung gleichzeitig mit der 
Ausgleichung der Differenz zu erfolgen. 


$ 19. Zwangsregulierung. 


Wenn einer der beiden Kontrahenten nicht erfüllt, ſo 
wird, falls die Erfüllung vermittels Skontrierung durch den 
Liquidationsverein zu erfolgen hatte, nach den hierfür be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen des Liquidationsvereins verfahren. 
In allen anderen Fällen hat der nicht ſäumige Teil das 
Recht, auf Erfüllung zu beſtehen oder Zwangsregulierung 
vorzunehmen. Will er auf Erfüllung beſtehen, ſo hat er bei 
Verluſt dieſes Anſpruchs dem Säumigen in einem ſpäteſtens 
am nächſten Börſentage nach dem Erfüllungstage zur Poſt 
zu gebenden eingeſchriebenen Briefe davon Mitteilung zu 
machen. Wählt er dagegen die Zwangsregulierung, ſo muß 
er dieſelbe, ohne daß es einer vorgängigen Anzeige oder der 
Stellung einer Nachfriſt bedarf, an der nächſten Börſe nach 
dem Erfüllungstage bewirken. 

Die Zwangsregulierung kann nach Wahl des nicht 
ſäumigen Kontrahenten entweder durch den vermittels eines 
Kursmaklers zu bewirkenden An⸗ oder Verkauf der verſchloſ⸗ 
ſenen Werte oder durch Selbſteintritt unter Zugrundelegung 
des Einheitskurſes, mit welchem dieſelben am Zwangsregu⸗ 
lierungstage notiert werden, auch zum Teil in der einen, 
zum Teil in der anderen Art erfolgen. Die Differenz zwi⸗ 
ſchen dem Zwangsregulierungskurſe und dem Vertragskurſe 
iſt demjenigen Teil, zu deſſen Gunſten ſie ſich herausſtellt, 
von dem anderen Teil ſofort zu zahlen, der ſäumige Teil 
hat dem anderen Teil die übliche Maklergebühr, und zwar 
dieſe ſelbſt dann, wenn die Zwangsregulierung ohne An⸗ 
oder Verkauf bewirkt worden iſt, Portoauslagen und Stempel, 
den entſtandenen, zum jeweiligen Reichsbankdiskont zu be⸗ 
rechnenden Zinsverluſt und überdies auch noch das von der 
Dreimännerkommiſſion etwa feſtgeſetzte Strafgeld zu zahlen. 

Der die Zwangsregulierung vornehmende Kontrahent 
iſt verpflichtet, dem ſäumigen Teil von der erfolgten Zwangs⸗ 
regulierung durch einen ſpäteſtens am Tage nach der Zwangs⸗ 
regulierung bis 12 Uhr mittags der Poſt zu übergebenden 
Brief unter Aufgabe des Zwangsregulierungskurſes Mit⸗ 
teilung zu machen. Daß dieſe Mitteilung erfolgt iſt, kann 
durch Vorlegung eines Poſtſcheins über die rechtzeitige Ab⸗ 
ſendung eines eingeſchriebenen Briefes an den ſäumigen 
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Kontrahenten bewieſen werden. Unterbleibt die Abſendung 
einer Anzeige, ſo braucht der ſäumige Kontrahent die Zwangs⸗ 
regulierung nicht gegen ſich gelten zu laſſen. 

Iſt die Zwangsregulierung einen Börfentag zu früh 
oder einen Börſentag zu ſpät bewirkt worden, ſo ſoll der 
ſäumige Teil gehalten ſein, dieſelbe inſoweit als ihn ver⸗ 
pflichtend anzuerkennen, als ihm Nachteil nicht erwachſen iſt; 
es ſoll alſo in dieſem Falle der Zwangsregulierungskurs nicht 
ungünſtiger für den ſäumigen Kontrahenten ſein, als der 
Einheitskurs desjenigen Börſentages, an welchem die Zwangs⸗ 
regulierung hätte vorgenommen werden müſſen. 

Wird durch den ſäumigen Kontrahenten die für ſeine 
Rechnung vorzunehmende Zwangsregulierung oder die Er⸗ 
füllung des zum Zweck derſelben geſchloſſenen Geſchäfts vor⸗ 
ſätzlich vereitelt, erſchwert oder verzögert, ſo kann die Drei⸗ 
männerkommiſſion auf Antrag des nicht ſäumigen Kontrahenten 
ein ihm von dem ſäumigen Teil zu zahlendes Strafgeld 
endgültig feſtſetzen. 


8 20. Zahlungseinſtellung. 


Stellt vor Eintritt des Erfüllungstages einer der beiden 
Kontrahenten ſeine Zahlungen ein, ſo iſt der andere Kon⸗ 
trahent berechtigt, an derjenigen Börſe, an welcher ihm die 
Zahlungseinſtellung bekannt geworden iſt, oder an der un⸗ 
mittelbar darauffolgenden die zwangsweiſe Regulierung des 
Geſchäftes durch ein gleichartiges Geſchäft auf dieſelbe Er⸗ 
füllungszeit zu bewirken. 

Wird durch eine ſolche Zwangsregulierung ein Geſchäft 
auf Prämie, eine Stellage oder ein Nochgeſchäft betroffen, 
und iſt nach dem Ausſpruche der Dreimännerkommiſſion die 
Regulierung durch ein gleichartiges, auf die nämliche Er⸗ 
füllungszeit und gleiche Kurslage geſtelltes Geſchäft nicht 
ausführbar geweſen, ſo kann der zur Zwangsregulierung 
berechtigte Kontrahent das Geſchäft ſofort fällig erklären. 

Eine ſpäter erfolgende Eröffnung des Konkurſes macht 
eine derartige Zwangsregulierung nicht unwirkſam. 

Die Zwangsregulierung erfolgt nach der Vorſchrift des 
§ 19 ABS. 2 und 3. Alle aus der Zwangsregulierung ent⸗ 
ſpringenden Forderungen ſind ſofort zahlbar. 

Die Zahlungseinſtellung gilt ſchon dann als eingetreten, 
wenn Umſtände vorliegen, aus welchen erhellt, daß der Ver⸗ 
pflichtete ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet, 
oder wenn fällige Zahlungsverpflichtungen von ihm nicht 
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erfüllt ſind. Streitigkeiten, welche über die Vorausſetzung 
einer ſolchen Zwangsregulierung entſtehen, werden von der 
Dreimännerkommiſſion endgültig entſchieden. 


§ 21. Gekündigte Werte. 


Engagements in einem Wertpapiere, welches zur Rück⸗ 
zahlung gekündigt iſt, werden an dem Tage fällig, an welchem 
die Rückzahlung beginnt, auch wenn dieſelben urſprünglich 
auf einen ſpäteren Termin geſchloſſen waren. Der Verkäufer 
hat alsdann die Wahl, das Engagement durch Lieferung der 
Stücke oder durch Verrechnung zum Einlöſungswerte zu re⸗ 
gulieren, welcher in ſtreitigen Fällen von der Dreimänner⸗ 
kommiſſion feſtzuſetzen iſt. 


$ 22. Bezugsrechte. 


Tritt für die verſchloſſenen Werte während der Dauer 
des Vertrages die Ausübung eines Bezugsrechts ein, welches 
nicht in Gemäßheit des § 6 durch Feſtſetzung eines Kurs⸗ 
auf⸗ oder ⸗abſchlages ſeine Erledigung findet, ſo hat der 
Käufer, welcher das Bezugsrecht ausüben will, ſpäteſtens 
24 Stunden vor Ablauf der zur Ausübung des Bezugsrechts 
am hieſigen Platze geſtellten Friſt, den Verkäufer in den 
Beſitz einer ſchriftlichen Aufforderung zu ſetzen, die Bezugs⸗ 
ſtücke zu erheben, und Verkäufer iſt gehalten, dieſer Auf⸗ 
forderung zu entſprechen. Der Käufer muß hiernächſt nach 
Wahl des Verkäufers die neu bezogenen Stücke entweder 
innerhalb acht Tagen nach dem erſten Tage der Ausgabe 
der neuen Stücke nach vorangegangener zweitägiger Ankün⸗ 
digung, oder die alten und neuen Werte zugleich am Er⸗ 
füllungstage des urſprünglichen Geſchäftes gegen Erſtattung 
aller Auslagen nebſt Zinſen zum jeweiligen Reichsbankdiskont 
abnehmen. 

Tritt bei Prämien⸗, Stellage⸗ und Nochgeſchäften wäh⸗ 
rend der Dauer des Vertrages ein Bezugsrecht ein, welches 
nicht in Gemäßheit des § 6 bezw. § 28 durch Feſtſetzung 
eines Kursauf⸗ oder ⸗abſchlages feine Erledigung findet, jo 
iſt, falls die Erfüllung durch Lieferung der Stücke erfolgt, 
der Verkäufer die Bezugsſtücke gegen Erſtattung der dafür 
geleiſteten Zahlung nebſt Stückzinſen mitzuliefern und der 
Käufer ſolche mitabzunehmen verpflichtet. Ohne die Bezugs⸗ 
ſtücke kann die Lieferung weder geleiſtet noch verlangt werden. 
Auf die Höhe der Prämie iſt ein eintretendes Bezugsrecht 
ohne Einfluß. 
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§ 23. Konvertierung oder teilweiſe Kündigung. 


Wenn während der Dauer eines Engagements das be⸗ 
treffende Wertpapier zur Konvertierung gelangen ſoll, derart, 
daß entweder unter Abſtempelung der Stücke eine Zins⸗ 
veränderung eintritt oder gegen Einlieferung des Wertpapiers 
ein anderes ausgegeben wird, ſo hat Käufer den Verkäufer 
ſpäteſtens 24 Stunden vor Ablauf der zur Ausübung des 
Konvertierungsrechts am hieſigen Platze geſtellten Friſt in 
den Beſitz einer ſchriftlichen Erklärung zu ſetzen darüber, ob 
er die Konvertierung annehmen und konvertierte oder neue 
Stücke den Konvertierungsbedingungen gemäß empfangen 
will, oder ob die Erfüllung des Engagements in den ur⸗ 
ſprünglich verabredeten Stücken erfolgen ſoll. Unterläßt 
Käufer die Erklärung, ſo hat es bei dem urſprünglichen 
Engagement ſein Bewenden. 

Bei Engagements in Wertpapieren, welche nur zum 
Teil, d. h. in beſtimmten Jahrgängen oder Serien, zur 
Rückzahlung gekündigt oder zur Konvertierung geſtellt ſind, 
hat der Verkäufer ſpäteſtens ſechs Tage nach erfolgter Kün⸗ 
digung oder drei Tage bevor die Friſt zur Konvertierung 
am hieſigen Platze abläuft, den Käufer in den Beſitz einer 
ſchriftlichen Erklärung darüber zu ſetzen, in welchen Stücken 
er, der Verkäufer, das Engagement erfüllen will. Erklärt 
er, die Erfüllung in den zur Rückzahlung gekündigten oder 
zur Konvertierung geſtellten Stücken leiſten zu wollen, ſo 
hat im letzteren Falle wiederum der Käufer den Verkäufer 
ſpäteſtens 24 Stunden vor Ablauf der zur Konvertierung 
geſtellten Friſt in den Beſitz einer Erklärung darüber zu 
ſetzen, ob er die Stücke, zu deren Lieferung der Verkäufer 
ſich erklärt hat, oder ſtatt deren den entſprechenden Betrag 
konvertierter Stücke den Konvertierungsbedingungen gemäß 
empfangen will. Unterbleibt die Erklärung des Verkäufers, 
ſo hat er in den nicht zur Rückzahlung oder Konvertierung 
gelangenden Stücken zu erfüllen. Unterbleibt die Erklärung 
des Käufers, ſo erfolgt die Erfüllung in Stücken der vom 
Verkäufer gewählten Art. In allen Fällen hat derjenige, 
für deſſen Rechnung vom Rechte zur Konvertierung Gebrauch 
gemacht wird, alle daraus entſtehenden Auslagen und Zinſen 
darauf zum jeweiligen Reichsbankdiskont dem Gegenkon⸗ 
trahenten zu erſtatten. 

Tritt während der Dauer eines auf Prämie, Stellage 
oder mit dem Rechte der Nachforderung oder Nachlieferung 
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geſchloſſenen Engagements eine gänzliche oder teilweiſe Kon⸗ 
vertierung oder eine gänzliche oder teilweiſe Rückzahlung der 
verſchloſſenen Werte ein, ſo kommen die vorſtehend für auf 
feſte Lieferung geſchloſſene Geſchäfte feſtgeſetzten Bedingungen 
gleichfalls in Anwendung. Auf die Höhe der 17 bleibt 
ein eintretendes Konvertierungsrecht ohne Einfluß. 


8 24. Spitzen bei Bezugsrechten und 
Konvertierungen. a 

Enthält in allen in den beiden vorſtehenden §8 22 
und 23 erwähnten Fällen die Vertragsſumme Beträge, welche 
zur Ausübung des Bezugs⸗ oder Konvertierungsrechts nicht 
geeignet ſind, ſo bleiben dieſe bei der Verrechnung außer 
Betracht, ſoweit in Bezug auf ſie nicht von der Dreimänner⸗ 
kommiſſion Feſtſetzungen im Sinne des § 6 getroffen ſind. 

In allen vorſtehend erwähnten Fällen wird jeder ein⸗ 
zelne Schluß als ein ſelbſtändiges Geſchäft angeſehen. 

Der vom Börſenvorſtand als Entſchädigung für das 
Bezugsrecht oder eines Teiles desſelben gemäß $ 6 feſtgeſetzte 
Wert des Bezugsrechtes iſt bei Fälligkeit des Engagements 
zu verrechnen. 


D. Gelddarlehen. 


$ 25. Gelddarlehen. 


Gelddarlehen mit täglicher Kündigung (tägliches Geld) 
ſind zu verzinſen und gegenſeitig bis 1 Uhr an der Börſe 
kündbar. Die Rückzahlung hat an dem darauf folgenden 
Börſentage bis 12 Uhr mittags zu erfolgen. Die Zinſen 
werden vom Abſchlußtage bis zum Rückzahlungstage nach 
Kalendertagen gerechnet. 

Hat eine Kündigung nicht ſtattgefunden, ſo iſt das Dar⸗ 
lehen am Ultimolieferungstage fällig. 

Bei Gelddarlehen auf feſten Termin ſind 30 Tage für 
den Monat zu rechnen ohne Rüdfiht auf die Zahl der 
Kalendertage; fällt der Rückzahlungstag auf einen Tag, an 
welchem eine Börſenverſammlung nicht ſtattfindet, ſo hat die 
Rückzahlung am darauf folgenden Börſentage bis 12 Uhr 
mittags zu erfolgen, auch ſind die Zinſen bis zu dieſem Tage 
zu vergüten. 

Darlehensgeſchäfte, deren Rückzahlung auf einen Ultimo 
feſtgeſtellt iſt, werden in Bezug auf Zinsberechnung und 
Fälligkeit wie Ultimoeffektengeſchäfte behandelt. 
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Das urſprüngliche Verhältnis zwiſchen Darlehen und 
Deckung muß bis zur Fälligkeit des Darlehens aufrecht er⸗ 
halten werden. 

Bei Darlehensgeſchäften, die zu einem feſten Zinsſatz 
abgeſchloſſen ſind und bei denen Unterpfand durch Hinein⸗ 
lieferung von Wertpapieren beſtellt wird, ohne daß eine be⸗ 
ſtimmte Gattung von Papieren vorbedungen wird, hat der 
Geldgeber lediglich Anſpruch auf den vereinbarten feſten Zins 
vom ausmachenden Betrage der hineingelieferten Wertpapiere, 
während alle aus Abtrennung von Zins⸗ oder Dividenden⸗ 
ſcheinen, Verloſungen oder aus anderen Umſtänden erwachſen⸗ 
den Vorteile oder Nachteile auf den Geldnehmer fallen. Der 
Geldgeber hat dem Geldnehmer die nach geſchehener Liefe⸗ 
rung fällig gewordenen Zins⸗ oder Dividendenſcheine ſpäteſtens 
am dritten Börſentage nach der Fälligkeit gegen Erſtattung 
des dafür uſancemäßig gezahlten Betrages zu liefern, auch 
ihm die Nummern verlosbarer Wertpapiere vor der Ver⸗ 
loſung mitzuteilen. Der Geldnehmer hat die Pflicht, den 
Geldgeber zu dieſer Nummernaufgabe rechtzeitig aufzufordern. 

Die Darlehensſumme iſt in ihrem urſprünglichen Um⸗ 
fange zu verzinſen, auch wenn der Betrag fällig gewordener 
xs vi Dividendenſcheine bar dem Geldgeber zuge: 

oſſen iſt. 


E. Börſenpreis. 
§ 26. Beweisführung. 
In allen Fällen, in welchen es auf den Beweis der 


Kursnotierung ankommt, kann derſelbe durch das „Amtliche 
Kursblatt der Berliner Fondsbörſe“ geführt werden. 


8 27. Feſtſtellung des Börſenpreiſes. 


Für die Feſtſtellung des Börſenpreiſes der Wertpapiere 
ſind folgende Beſtimmungen maßgebend, welche der Bundes⸗ 
rat am 28. Juni 1898 erlaſſen hat: 

§ 1. 

Die Preiſe werden nach Prozenten des Nennwerts 
feſtgeſtellt. 

Für beſtimmt zu bezeichnende Wertpapiere, nament- 
lich für Aktien von Verſicherungsgeſellſchaften, für ſolche 
Aktien von Terraingeſellſchaften, bei welchen im Statut 

die Zahlung von Dividende ausgeſchloſſen iſt, für 
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Aktien von liquidierenden oder in Konkurs geratenen 
Geſellſchaften, wenn auf derartige Aktien bereits eine 
Rückzahlung von Kapital ſtattgefunden hat, für Genuß⸗ 
ſcheine, für Kuxe, für Lospapiere ſind Ausnahmen zu⸗ 
läſſig. 5 2 


Bei Wertpapieren, welche gleichzeitig auf die deutſche 
und auf eine ausländiſche Währung lauten, wird der 
„ die deutſche Währung zu Grunde 
gelegt 

Ausnahmen für beſtimmt zu bezeichnende Wert⸗ 
papiere ſind zuläſſig. 

§ 3. 


Für die Umrechnung von Werten, welche in aus⸗ 
ländiſcher oder in einer außer Wirkſamkeit getretenen 
inländiſchen Währung ausgedrückt ſind, in die deutſche 
Währung gelten folgende Umrechnungsſätze: 

1 Pfd. Sterling. .— 20.40 Mk. 
1 Frank, Lira, Peſeta, Leu 0.80 


1 öſterreichiſcher Gulden (Gold) — 2,00 „ 
1 (Währ.) = 170 „ 
1 öſterreichiſch⸗ ungariſche Krone = 0.85 „ 
1 Gulden holländiſcher Währ. = 1.70 „ 
1 ſkandinaviſche Krone . — 1.125 „ 
1 alter Goldrubel — 3.20 , 
1 Rubel —= 210: „ 
1 alter Rrebitrubel . — 2.16 „ 
1 Beio . — 4,00 „ 
1 Dollar — 4.20 „ 
7 Gulden ſüddeutſcher Währ. — 12.00 „ 
1 Mark Banko ; — 1.50 


Ausnahmen für beftimmt zu bezeichnende Wert⸗ 
papiere ſind zuläſſig. 
84. 


Die Stückzinſen werden bei Wertpapieren mit feſten 
Zinſen nach dem Zinsfuße, bei dividendentragenden 
Papieren mit vier Prozent berechnet. 

Für beſtimmt zu bezeichnende Wertpapiere, nament⸗ 
lich für Aktien von Verſicherungsgeſellſchaften, für 
ſolche Aktien von Terraingeſellſchaften, bei welchen 
im Statut die Zahlung von Dividende ausgeſchloſſen 
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iſt, für Aktien, welche zur Konvertierung oder zur Zu⸗ 
ſammenlegung aufgerufen ſind und keinen Dividenden⸗ 
anſpruch haben, für Aktien von liquidierenden oder in 
Konkurs geratenen Geſellſchaften, für Genußſcheine, 
für Kuxe, für unverzinsliche Loſe kann der Fortfall 
von Stückzinſen (der Handel franko Zinſen) feſtgeſetzt 
werden. s 
5. 


Bei Berechnung der Stückzinſen werden das Jahr 
mit 360 Tagen, die Monate mit je 30 Tagen ange⸗ 
ſetzt. Abweichend hiervon wird der Monat Februar 
mit 28, in Schaltjahren mit 29 Tagen angeſetzt, wenn 
der Endpunkt der Zinsberechnung in den Februar fällt. 


§ 6. Ä 

Bei Berechnung der Stüdzinfen wird in Kaſſa⸗ 
geſchäften der Kauftag, in Zeitgeſchäften der Erfüllungs⸗ 
tag mitgerechnet. | 

8.7. 

Die Stückzinſen von Wertpapieren, deren Zins⸗ 
und Dividendenſcheine am erſten Tage eines Monats 
nach altem Stile fällig werden, werden vom Erſten 
des gleichlautenden Monats neuen Stiles berechnet. 


8 8. 

Der Dividendenſchein von inländiſchen Aktien, 
welche nur im Kaſſageſchäfte gehandelt werden, wird 
am Schluſſe des Geſchäftsjahres der Geſellſchaft vom 
Stücke getrennt. Bei den übrigen inländiſchen und 
bei den ausländiſchen Aktien wird der Dividendenſchein 
erſt dann vom Stücke getrennt, wenn er zur Auszah⸗ 
lung gelangt. 

Ausnahmen für beſtimmt zu bezeichnende Wert⸗ 
papiere ſind zuläſſig. 

In allen Fällen, in denen der Dividendenſchein 
erſt nach Ablauf des Geſchäftsjahrs vom Stücke ge⸗ 
trennt wird, werden die Stückzinſen für den entſprechen⸗ 
den Zeitraum über ein Jahr hinaus berechnet. 

Die im § 1 Abſatz 2, § 2 Abſatz 2, § 3 Abſatz 2, § 4 
Abſatz 2, § 8 Abſatz 2 der Bundesratsbeſtimmungen vorge⸗ 
ſehenen Ausnahmen und der Zeitpunkt, mit dem ſie Geltung 
erlangen, werden dem Reichskanzler mitgeteilt und von 
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dieſem im „Reichs⸗Anzeiger“, außerdem vom Börſenvorſtande 
im „ Kursblatt der Berliner Fondsbörſe“ bekannt 
gemacht. 


F. Beſondere Bedingungen für Wertpapiere. 


§ 28. Allgemeines. 


Wertpapiere gelten als in demjenigen Zuſtande ver⸗ 
ſchloſſen, in welchem ſie ſich zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
befunden haben, dergeſtalt, daß Vorteile und Nachteile aus 
nach dem Tage des Abſchluſſes abzutrennenden Zins⸗ und 
Dividendenſcheinen, ſowie etwa eintretende Bezugsrechte, 
rn Konverſionen und dergleichen den Käufer 
treffen. 

Verrechnungen des Mehr⸗ oder Minderwertes eines 
während der Dauer eines Zeitgeſchäftes fällig gewordenen 
Zins⸗ oder Dividendenſcheins gegenüber den laufenden Stück⸗ 
zinſen finden jedoch nur ſtatt, wenn die Dreimännerkommiſ⸗ 
ſion hierüber gemäß $ 6 eine Feſtſetzung trifft. 


§ 29. Außere Beſchaffenheit. 


Wertpapiere ſind nicht lieferbar, wenn denſelben oder 
deren Zins⸗ oder Dividendenſcheinen nötige Erforderniſſe, 
z. B. Nummer oder Unterſchriften, fehlen, oder die Nummern 
der Stücke oder einzelner Zins⸗ oder Dividendenſcheine un⸗ 
deutlich ſind, oder wenn die Wertpapiere oder einzelne Zins⸗ 
oder 5 erheblich beſchädigt ſind. 

Wertpapiere, deren Schrift oder Druck durch größere 
nn beſchädigt oder undeutlich geworden iſt, ſind nicht 
ieferbar 


$ 30. Prämienanleihen und Lospapiere. 


Fällt bei Geſchäften in Prämienanleihen und Lospapieren 
der Zeitpunkt der Erfüllung auf den Tag der Ziehung, ſo 
muß die Lieferung am nächſtvorhergehenden Börſentage, auch 
wenn das Geſchäft erſt am letztgenannten Tage geſchloſſen 
iſt, bis nachmittags 5 Uhr, am Sonnabend bis nachmittags 
3 Uhr erfolgen, bei Vermeidung eines Strafgeldes, deſſen 
Feſtſetzung innerhalb der zwei nächſten Börſentage bei der 
Dreimännerkommiſſion zu beantragen iſt, widrigenfalls der 
Anſpruch darauf erliſcht. 
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§ 31. Verlosbare Wertpapiere. 


Geſchäfte in verlosbaren oder kündbaren Effekten ſind, 
auch wenn der Abſchluß erſt am Tage der Verloſung oder 
Kündigung ſtattgefunden hat, in umlaufsfähigen, d. h. noch 
fale verloſten und noch nicht gekündigten Stücken zu er⸗ 
üllen. 

Sind gekündigte oder verloſte Stücke geliefert worden, 
ſo iſt Käufer ſowohl wie Verkäufer berechtigt, dieſelben 
innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Lieferung ab ge⸗ 
rechnet, gegen umlaufsfähige Stücke umzutauſchen. Wird 
innerhalb der genannten Friſt von keinem der beiden Teile 
der Umtauſch verlangt, ſo iſt das Recht darauf erloſchen. 
Einen ſeit dem Tage der Lieferung bis zu dem Tage, an 
welchem der Umtauſch verlangt wird, entſtandenen Zinsver⸗ 
luſt hat Käufer zu tragen. 


§ 32. Nummernaufgabe bei Lospapieren. 


Tritt bei Geſchäften in verlosbaren Wertpapieren wäh⸗ 
rend der Dauer eines Zeitgeſchäfts eine Verloſung ein, ſo 
hat der Käufer nur dann das Recht, eine Nummernaufgabe 
zu verlangen, wenn dies bei Abſchluß des Vertrages verein⸗ 
bart worden iſt. 


§ 33. Aufgerufene Wertpapiere. 


Wertpapiere, welche am Tage der Lieferung in der 
letzterſchienenen Nummer der von der Bank des Berliner 
Kaſſenvereins herausgegebenen „Sammelliſte aufgerufener 
Wertpapiere“ verzeichnet ſtehen, find nicht lieferbar. Sind 
Wertpapiere, welche zur Zeit der Lieferung als geſtohlen, 
verloren gegangen oder abhanden gekommen von einer öffent⸗ 
lichen Behörde oder im Reichsanzeiger von dem aus der 
Urkunde Verpflichteten bekannt gemacht ſind oder bezüglich 
deren glaubhaft gemacht wird, daß ſie zur Zeit der Lieferung 
im Auslande mit Oppoſition belegt waren, geliefert worden, 
ſo iſt der Lieferer verpflichtet, ſie gegen umlaufsfähige Stücke 
umzutauſchen. Der Anſpruch auf Umtauſch kann bei der 
Dreimännerkommiſſion, welche darüber endgültig entſcheidet, 
innerhalb zehn Börſentagen nach der Lieferung geltend ge⸗ 
macht werden. Nach Ablauf der zehntägigen Friſt hat die 
Dreimännerkommiſſion die Entſcheidung über die Umtauſch⸗ 
verpflichtung abzulehnen, es bleibt jedoch dem Empfänger 
vorbehalten, die ſchiedsrichterliche Kommiſſion des Börſen⸗ 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 35 


936 Rechtsquellen. 


vorſtandes oder das ordentliche Gericht gemäß $ 7 Abſatz 5 
und 6 anzurufen. 


§ 34. Kupons, gekündigte und verloſte Stücke. 


Geſchäfte in Kupons, Dividendenſcheinen und gekündigten 
Stücken, die in Europa keine Zahlſtellen haben, gelten als 
unter Garantie des Einganges abgeſchloſſen. Kupons dieſer 
Art ſind mit dem Firmenſtempel des Verkäufers zu verſehen. 

Bei ſonſtigen Geſchäften in Zins⸗ oder Dividenden⸗ 
ſcheinen, gekündigten oder verloſten Wertpapieren haftet Ver⸗ 
käufer nicht für deren Eingang, wenn dies nicht beim Ab⸗ 
ſchluß ausdrücklich vereinbart worden iſt; er haftet aber für 
deren Echtheit und für richtige Angabe und Berechnung des 
Einlöſungswertes, wie ſolcher am Tage des Verkaufs feſtſteht. 

Haftet der Verkäufer für den richtigen Eingang verkaufter 
Zins⸗ oder Dividendenſcheine oder gekündigter oder verloſter 
Stücke, ſo iſt er verpflichtet, 

unbezahlt gebliebene europäiſche Kupons oder Stücke 

innerhalb eines Monats, 

unbezahlt gebliebene außereuropäiſche Kupons oder 

Stücke innerhalb zweier Monate 
nach dem Fälligkeitstermin gegen Rückerſtattung des empfan⸗ 
genen Betrages zurückzunehmen. 

Dieſe Friſten laufen, falls der Abſchluß des Geſchäfts 
erſt nach dem Fälligkeitstermine erfolgt iſt, von dem Tage 
des Abſchluſſes ab. 

Werden beſtimmte Stücke von Zins⸗ oder Dividenden⸗ 
ſcheinen, verloſten oder gekündigten Wertpapieren aus irgend 
einem beſonderen Grunde von der Zahlſtelle nicht eingelöſt, 
ſo iſt der Verkäufer verpflichtet, dieſelben innerhalb vier Mo⸗ 
naten nach dem Verkaufstage gegen Rückerſtattung des em⸗ 
pfangenen Betrages zurückzunehmen. 

Sind verkaufte Zins- oder Dividendenſcheine, gekündigte 
oder verloſte Wertpapiere von der Zahlſtelle aus irgend 
einem beſonderen Grunde zurückbehalten worden, ſo hat 
Verkäufer, wenn ihm innerhalb der im Abſatz 3 dieſes Para⸗ 
graphen feſtgeſetzten Friſten der Nachweis erbracht wird, daß 
dieſe Werte von ihm geliefert wurden, den empfangenen 
Betrag an den Käufer gegen Abtretung der dieſem aus den 
zurückbehaltenen Werten zuſtehenden Rechte zurückzuzahlen. 


§ 35. Zollkupons. 


Ruſſiſche Zollkupons ſind ſechs Monate vor ihrer Fällig⸗ 
keit bis drei Monate vor ihrer Verjährung lieferbar. 
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Die Notiz für kleine Zollkupons verſteht ſich für Stücke 
im Betrage von 10 Mk. — 3.085 Ro. und darunter. 

Ruſſiſche Zollkupons müſſen äußerlich von tadelloſer 
Beſchaffenheit ſein, d. h. ſie dürfen nicht eingeriſſen oder zu⸗ 
ſammengeklebt oder ausgebeſſert ſein, der ſchwarze Rand 
muß unverletzt vorhanden ſein. 

Ausgeloſte Stücke der zur Zollzahlung beſtimmten An⸗ 
ee find ſtatt der Kupons nur nach beſonderer Vereinbarung 
ieferbar. 


8 36. Abtrennung der Sins: und Dividenden: 
cheine. 

Bei Lieferung von deutſchen oder ausländiſchen Wert⸗ 
papieren, welche auf einen feſten Zins ausſchließlich in Reichs⸗ 
währung lauten, darf der zunächſt fällige Zinsſchein fehlen, 
wenn der Wert desſelben vergütet wird. 

Bei deutſchen Dividendenpapieren darf der nächſtfällige 
Dividendenſchein durch einen eine andere Nummer tragenden 
auf denſelben Termin fälligen Dividendenſchein gleicher Gat⸗ 
tung erſetzt werden. 

Ausländiſche Wertpapiere ſind nur lieferbar, wenn 
ſämtliche dazu gehörige Zins⸗ oder Dividenſcheine die gleiche 
Nummer wie das Wertpapier ſelbſt tragen. 

Bei allen ausländiſchen Wertpapieren ſind ſämtliche 
uneingelöſt gebliebenen Zins⸗ oder Dividendenſcheine mitzu⸗ 
liefern, ſolange nicht der Börſenvorſtand andere Feſtſetzungen 
getroffen hat. 


8 37. Umſchreibungen und Zeſſionen. 


Bei Wertpapieren, deren Beſitzübertragung durch ge⸗ 
trennte Anlage ſtattfindet, muß für jedes einzelne Stück ein 
beſonderer Umſchreibungsantrag oder eine beſondere Zeſſion 
beigefügt ſein. 

Bei allen auf Namen lautenden Wertpapieren, auf 
denen Eintragungsvermerke ſich befinden, darf nach der letz⸗ 
ten Eintragung nicht mehr als ein Blankogiro ſtehen. 

Bei Umſchreibungsanträgen oder Zeſſionen ſeitens einer 
Ehefrau iſt die Genehmigung des Ehemannes beizufügen, 
wenn nicht aus der Unterſchrift hervorgeht, daß es ſich um 
eine Witwe oder eine geſchiedene Frau handelt. 

Bezüglich der Stempelpflichtigkeit oder Stempelfreiheit 
von Zeſſionen und Umſchreibungsanträgen über Wertpapiere 
gelten folgende Grundſätze: 
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I. Stempelpflichtig ſind: 
1. Zeſſionen 
a) wenn ſie nebenher errichtet ſind oder 
b) wenn das Wertpapier keinen Reichsſtempel trägt. 
2. Umſchreibungsanträge, wenn das Wertpapier keinen 
Reichsſtempel trägt. 

II. Alle übrigen Zeſſionen und Umſchreibungsanträge ſind 
ſtempelfrei. Die genannten ſtempelpflichtigen Zeſſionen und 
Umſchreibungsanträge ſind auch ſtempelfrei: 

1. ir fie außerhalb Preußens in blanco ausgeſtellt 
ind, 

2. wegen Verjährung 
a) wenn ſie ein Datum vor dem 1. April 1896 


tragen, 
b) wenn das Ausſtellungsdatum mehr als zehn Ka⸗ 
lenderjahre alt iſt, f 
3. wenn der Wert des Gegenſtandes nicht 150 Mk. über⸗ 
ſteigt und der geringere Wert aus der Urkunde in 
Verbindung mit dem Wertpapiere erſichtlich iſt. 


Durchſtrichene Blankozeſſionen, denen unmittelbar eine 
andere Zeſſion folgt, ſind ebenfalls nicht ſtempelpflichtig. 

Raſuren in den Zeſſionen und Umſchreibungsanträgen 
find bezüglich des Datums und der Nummer des Wert⸗ 
papieres unzuläſſig. 


§ 38. Interimsſcheine. 


Interimsſcheine über Wertpapiere, von denen bereits 
Originalſtücke im Umlauf ſich befinden, ſind nicht lieferbar, 
es ſei denn, daß ihre Lieferbarkeit von der Dreimänner⸗ 
kommiſſion ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. 


§ 39. Neue Kuponsbogen. 


Iſt nach Ablauf aller einem Stücke beigegebenen Zins⸗ 
bezw. Dividendenſcheine die Ausgabe der neuen Bogen an⸗ 
gekündigt, oder erfolgt ſie ohne beſondere Ankündigung, ſo 
ſind von einer Woche nach dem Ausgabetermine ab die Stücke 
nur noch mit den neuen Bogen lieferbar, inſofern die Drei⸗ 
männerkommiſſion nicht einen anderen Termin feſtgeſetzt hat. 
In allen Fällen, in denen durch die Beſorgung der neuen 
Bogen Koſten entſtehen, ſind dieſe vom Tage der Ausgabe 
ab vom Verkäufer zu vergüten, falls er nicht mit neuen 
Bogen liefert. 
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§ 40. Weißer Bogen. 

Bei deutſchen Papieren beeinträchtigt das Fehlen des 
weißen Mantels oder eines Teiles desſelben die Lieferbarkeit 
nicht. Bei Deutſche Effekten⸗ und Wechſelbankaktien darf 
indes der mit der Firma bedruckte Teil des zweiten Bogens 
nicht fehlen. 

Bei ausländiſchen Werten muß der weiße Mantel an 
dem Stück haften, darf auch nicht durch anderes Papier 
erſetzt ſein. Er darf indes fehlen bei 

Buſchtehrader Eiſenbahnaktien, 

Duxer Kohlenbergwerksaktien, 

Lemberg⸗Czernowitz⸗Eiſenbahnaktien, 

Oſterreichiſche Kreditaktien, 
Oſterreichiſche Nordweſtbahnaktien Lit. A und B, 

Raab⸗Odenburg⸗Eiſenbahnaktien, 

Wiener Bankvereinaktien. 
8 41. Sn: und Außerkursſetzung. 

Da das Bürgerliche Geſetzbuch die Außerkursſetzung von 
Wertpapieren aufgehoben hat, ſind deutſche und öſterreich⸗ 
ungariſche Wertpapiere !) mit deutſchen Außerkursſetzungsver⸗ 
merken oder mit dem Inventariſationsvermerk eines rheiniſchen 
Notars lieferbar, auch wenn eine Wiederinkursſetzung nicht 
ſtattgefunden hat. Nur Wertpapiere, die vom Reichsinvaliden⸗ 
fonds außer Kurs geſetzt worden ſind, ſind ohne Wiederin⸗ 
kursſetzungsvermerk nicht lieferbar. 

Folgende deutſche Staaten kennen eine Außerkursſetzung 
durch die emittierende Behörde oder durch den Ausfteller zu 
Gunſten eines Dritten: Bayern, Württemberg, Baden, 
Heſſen⸗Darmſtadt, Sachſen⸗Meiningen, Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt, Mecklenburg⸗Schwerin, Hamburg, Lübeck. Solche 
Außerkursſetzungen ſind einer Umſchreibung auf den Namen, 
wie fie durch $ 806 B. GB. eingeführt worden iſt, gleichzu⸗ 
achten. Diejenigen Vermerke alſo, die in dieſen Staaten 
von der emittierenden Behörde oder durch den Ausſteller 
ſelbſt auf die Papiere geſetzt werden, bleiben als Umſchrei⸗ 
bung auf den Namen auch dann gültig, wenn ſie ſich äußer⸗ 
lich als Außerkursſetzungsvermerke darſtellen. 

Bayeriſche Staatsobligationen mit dem Vermerk: „Vin⸗ 
kuliert als Eigentum von . . . .” find lieferbar, weil dieſe 
Vermerke als Außerkursſetzungen anzuſehen ſind. 


1) Zu vergleichen die ſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 535, Einf. Geſ. zum 
B. GB. Art. 176, zum HGB. Art. 26. 


540 Rechtsquellen. 


Bei Aufhebung einer Einſchreibung der Württembergiſchen 
Staatsſchuldkaſſe in Stuttgart iſt die Unterſchrift eines Buch⸗ 
halters und eines Kontrolleurs notwendig, indes iſt die Bei⸗ 
fügung des Dienſtſiegels nicht erforderlich. 

Der von einer öſterreichiſchen oder ungariſchen Behörde 
auf ein Wertpapier geſetzte Vermerk „erlegt“, „erfolgt“ wird 
einer deutſchen Außer⸗ und Wiederinkursſetzung gleichgeachtet. 
Deutſche und öſterreichiſch⸗ungariſche Wertpapiere, welche dieſe 
beiden Vermerke tragen, ſind lieferbar. Stücke, welche nur 
den Stempel „erlegt“ tragen, ſind nicht lieferbar. 

Oſterreich⸗ungariſche Wertpapiere, welche Stempel tragen, 
die neben den Worten „erlegt“ und „erfolgt“ deren Über⸗ 
ſetzung in tſchechiſcher Sprache und dazwiſchen den Doppel⸗ 
adler enthalten, ſind lieferbar. 

Ebenſo ſind öſterreich⸗ungariſche Wertpapiere lieferbar 
mit dem Stempelaufdruck: „M. kir központi belyagrakter 
es belyaz jelzesi hivatal.“ Die deutſche Überſetzung davon 
lautet: K. ungariſches Zentralſtempeldepot und Abſtempe⸗ 
lungsamt. 

Ausländiſche Wertpapiere, welche eine deutſche Außer⸗ 
oder Inkursſetzung haben, ſind mit Ausnahme der öſterreich⸗ 
ungariſchen Papiere nicht lieferbar. 

Als ausländiſche Wertpapiere gelten alle diejenigen, 
deren Ausſteller ihren Gerichtsſtand außerhalb Deutſchlands 
haben. Nur Aachen⸗Maſtrichter Eiſenbahnaktien und Genuß⸗ 
ſcheine, welche in Maſtricht ausgeſtellt ſind, werden in Bezug 
auf Außer⸗ und Inkursſetzungen den deutſchen Wertpapieren 
gleichgeachtet. 

Wertpapiere mit ausländiſchen Außer⸗ und Inkurs⸗ 
ſetzungen ſind nicht lieferbar. 

Pfandbriefe der Schwediſchen Reichs⸗ Hypothekenbank, 
welche deutſche Außerkurs⸗ und Wiederinkursſetzungen tragen, 
ſind lieferbar, wenn das Bankhaus v. Erlanger & Söhne in 
Frankfurt a. M. folgende von ihm unterſchriebene Erklärung 
beigeſetzt hat: „Vorſtehende Außer⸗ und Inkursſetzung ge⸗ 
ſehen und in Ordnung befunden“. 

In Dänemark und in Norwegen ausgeſtellte Wertpapiere, 
welche auf Namen übertragen und demnächſt wieder auf den 
Inhaber geſtellt wurden, ſind lieferbar, wenn ſie folgenden 
Vermerk tragen: „Transportere til Ihandehaveren“ und 
danach entweder „Noteret i Bankens Boger“ oder „Noteret 
i Stadens Bogholder Kontor“ (Mit Datum und Unterſchrift 
der betreffenden Bank⸗ oder Ausgabeſtelle). 
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$ 42. Verſicherungsaktien. 


Bei Geſchäften in ſolchen Verſicherungsaktien, bei denen 
für noch nicht eingeforderte Einzahlungen Solawechſel zu 
hinterlegen und auszutauſchen ſind, hat der Verkäufer das 
Recht, falls der Austauſch dieſer Wechſel nicht innerhalb 
zweier Monate nach dem Lieferungstage bewirkt iſt, von dem 
Käufer die ſofortige Sicherſtellung des Betrages der Wechſel 
bei ihm, dem Verkäufer, oder nach Wahl des Käufers bei 
einer zur Annahme von Depoſiten berechtigten Behörde zu 
fordern. Der Käufer ſolcher Aktien iſt verpflichtet, bei Ab⸗ 
nahme der Stücke dem Verkäufer einen Revers auszuſtellen, 
welcher vorſtehende Verpflichtung ausdrücklich anerkennt. Zur 
Geltendmachung der Rechte aus dieſem Reverſe genügt die 
Beibringung einer Beſcheinigung der Verſicherungsgeſellſchaft 
darüber, daß die Aktie noch nicht auf den Namen des Rechts⸗ 
nachfolgers umgeſchrieben iſt. 

Bei Geſchäften in Verſicherungsaktien, denen Dividenden⸗ 
ſcheine nicht beigefügt ſind, gehört die Dividende demjenigen, 
der die Aktie vor Schluß des Geſchäftsjahres gekauft hat. 
Wird die Dividende einem ſpäteren Beſitzer der Aktie aus⸗ 
gezahlt, ſo hat er die Verpflichtung, ſolche ſeinem Verkäufer 
unverzüglich zu erſtatten. 

Bei Geſchäften in Verſicherungsaktien, zu deren Um⸗ 
ſchreibung der Käufer verpflichtet iſt, werden die Umſchrei⸗ 
bungskoſten ſowie der Wechſelſtempel der zu hinterlegenden 
Solawechſel vom Käufer getragen. 


§ 43. Nordamerikaniſche Bonds. 


Nordamerikaniſche Eiſenbahnbonds, welche außer dem 
Stempel und dem Namen der Beamten oder Vertreter der⸗ 
jenigen Geſellſchaft, welche die Bonds ausgeſtellt hat, noch 
andere Namensunterſchriften oder Firmenſtempel tragen, ſind 
nicht lieferbar. 


G. Beſondere Bedingungen für die ſonſtigen Vörſenwerte. 
§ 44. Privatdiskonten. 


Als Privatdiskonten ſind nur Abſchnitte von 5000 Mk. 
und darüber lieferbar, welche wenigſtens 56 Tage und nicht 
mehr als drei Monate noch zu laufen haben. Domizilwechſel 
ſind nicht lieferbar. 

Bei Abſchnitten von 10 000 Mk. und darüber auf aus⸗ 
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wärtige Reichsbankplätze wird für fünf Tage, bei kleineren 
Abſchnitten für zehn Tage der volle Bankdiskont vergütet. 


8 45. Ausländiſche Wechſel. 
Ausländiſche Wechſel werden notiert: 
In kurzer Sicht 
auf Amſterdam und Rotterdam, Antwerpen und Brüſſel, 
Kopenhagen, London, Paris, St. Petersburg, Schweizer 
Plätze, Warſchau, Wien und Budapeſt für achttägige, 
auf italieniſche und ſkandinaviſche Plätze für zehntägige, 
auf portugieſiſche und ſpaniſche Plätze für ſal dehntägige, 
auf New Pork für bei Sicht zahlbare Wechſel. 


In langer Sicht 
auf Amſterdam und Rotterdam, Antwerpen und Brüſſel, 
italieniſche Plätze, New York, Paris, Schweizer und 
ſpaniſche Plätze, Wien und Budapeſt für zweimonatliche, 
auf London, Petersburg und portugieſiſche Plätze für 
dreimonatliche Wechſel. 


Lieferbar m Abſchnitte von 
Fl. 500— 25000 auf Amſterdam und Rotterdam, 
Frs. 1000—50000 „ belgiſche und Schweizer Plätze, 
Lire 1000 — 25000 „ italieniſche Plätze, 
Kr. 1000-20000 „ Kopenhagen und ſkandinav. Plätze, 
Lvr. 100 — 3000 „ London, 
Doll. 200 - 10000 „ New au 
Frs. 1000—50000 „ Pari 
Ro. 500—20000 „ e bu und Warſchau, 
Milr. 200 — 5000 „ portugieſiſche Plätze, 
Peſ. 1000 — 25000 „ ſpaniſche Plätze, 
Kr. 1000-50000 „ Wien und Budapeſt. 
Als italieniſche Plätze: 
Wechſel auf Florenz, Genua, Livorno, Mailand, 
Neapel, Rom, Turin, Venedig. 
Als portugieſiſche Plätze: 
Wechſel auf Liſſabon, Oporto. 
Als Schweizer Plätze: 
Wechſel auf Baſel, Bern, Genf, St. Gallen, Winter⸗ 
thur, Zürich. 
Als ſkandinaviſche Plätze: 
Wechſel auf Chriſtiana, Gothenburg, Stockholm. 
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Als ſpaniſche Plätze: 
| = auf Madrid und Barcelona. 
Kurze Sicht: 

Um als kurze Wechſel lieferbar zu ſein, müſſen noch 

zu laufen haben: 
Wechſel auf St. Petersburg: wenigſtens ſechs und höchſtens 
vierzehn Tage; 
alle übrigen, deren Notiz ſich für achttägige a ver: 
i ſteht: wenigſtens fünf und höchſtens vierzehn Tage; 
se diejenigen, deren Notiz ſich für zehntägige Lauffriſt verſteht: 
wenigſtens ſieben und höchſtens vierzehn Tage; 
diejenigen, deren Notiz ſich für vierzehntägige Lauffriſt 

Aa wenigſtens acht und höchſtens einundzwanzig 
ſch Etwaige ortsübliche Reſpekttage bleiben hierbei unberück⸗ 
ſichtigt. 

Werden Wechſel geliefert, welche eine längere Laufzeit 
haben als diejenige iſt, für welche die Notiz ſich verſteht, ſo 
iſt der nach Kalendertagen zu berechnende Unterſchied dem 
Käufer zu dem am Tage vor dem Geſchäftsabſchluſſe gelten⸗ 
den Bankdiskont des betreffenden Platzes zu vergüten. Eine 
Zinsvergütung auf Wechſel, welche eine kürzere Verfallzeit 
haben als diejenige iſt, für welche ſich die Notiz verſteht, 
findet hingegen ohne beſondere Verabredung nicht ſtatt. 

| Lange Sicht: 

Um als lange Wechſel lieferbar zu ſein, müſſen noch 
zu laufen haben: 

Wechſel auf New Pork: wenigſtens fünfunbvierzig und 

phöchſtens hundert Tage; 

alle übrigen, deren Notiz ſich für zweimonatliche Lauffriſt 
verſteht: wenigſtens eineinhalb und höchſtens drei 

Monate; 

diejenigen, deren Notiz ſich für dreimonatliche Lauffriſt 
verſteht: wenigſtens zweieinhalb und höchſtens drei 

Monate. | 

Ein etwaiger Unterſchied zwiſchen der Laufzeit der ge: 
lieferten Wechſel und derjenigen, für welche die Notiz ſich 
verſteht, iſt zu dem am Tage vor dem Geſchäftsabſchluſſe 
geltenden Bankdiskont des betreffenden Platzes zu verrechnen. 

Mittelſicht: 

Wechſel, welche längere Verfallzeit haben als die für 

kurze Sichten zugelaſſene, die aber kürzer ſind als vorſtehend 
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für lange Sichten beſtimmt ift, gelten als Mittelſichten, 
welche einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen den Parteien 


unterliegen. 
New Pork: 


Als kurze Wechſel auf New Pork find nur nach Sicht, 
und zwar nicht länger als vierzehn Tage nach Sicht, gezogene 
Wechſel lieferbar. Bei längeren als „bei Sicht“ zahlbaren 
Wechſeln ſind dem Käufer 4 Prozent Diskont zu vergüten. 

Bei langen Wechſeln auf New Pork, welche auf einen 
Zeitraum nach Sicht gezogen ſind, werden für die zur Feſt⸗ 
ſtellung des Verfalltages erforderliche Vorlegung des Wechſels 
zehn Tage gerechnet. Die Zinſen für kürzere Laufzeit als 
zwei Monate ſind dem Verkäufer, für längere Laufzeit als 
zwei Monate dem Käufer zu 4 Prozent zu vergüten. 

Ausländiſche Wechſel, deren Bezogener nicht in dem 
Staate der Zahlſtelle ſeine Handelsniederlaſſung hat, ſind 
nicht lieferbar. 

Domizilwechſel auf Wien und Budapeſt ſind in langer 
Sicht auch dann nicht lieferbar, wenn der Bezogene ſeine 
Handelsniederlaſſung in Oſterreich⸗Ungarn hat. 


Ausländiſche Domizilwechſel: 

Domizilwechſel auf London ſind, auch wenn der Be⸗ 
zogene ſeine Handelsniederlaſſung in Großbritannien hat, 
nur lieferbar, wenn ſie mit dem Akzepte des Bezogenen ver⸗ 
ſehen ſind. 

Domizilwechſel auf ruſſiſche Plätze, bei welchen die An⸗ 
gabe des Domizils ) nicht im Akzepte des Bezogenen enthalten 
iſt, ſind nicht lieferbar. 


Italieniſche Wechſel: 


Wechſel auf italieniſche Plätze, welche im Text oder bei 
einem Giro den Vermerk „ohne Koſten“, „ohne Proteſt“ 
oder einen gleichbedeutenden Vermerk tragen ?), find nicht 


lieferbar. 
Ruſſiſche Wechſel: 


Bei Wechſeln, welche in polniſcher oder ruſſiſcher Sprache 
ausgeſtellt ſind, hat Verkäufer eine deutſche Überſetzung bei⸗ 


1) en Wechſelordnung SS 7, 84“ in dieſer Zeitſchrift Bb. LIII 


2) Gelten 110 italieniſcher Wechſelordnung als nicht geſchrieben: 
Sorani, Della cambiale II p. 428. 
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zufügen, deren Richtigkeit durch Abdruck ſeines Firmaſtempels 
von ihm anerkannt iſt. 

Bei Wechſeln, welche mit beſtimmtem Ziel von einem 
Platze, an welchem nach neuem Stil gerechnet wird, auf 
Rußland gezogen ſind, wird der Verfalltag in der Art be⸗ 
ſtimmt, daß der Ausſtellungstag zunächſt in das entſprechende 
Datum alten Stils um⸗ und demnächſt der Verfalltag gemäß 
dem Wechſelinhalt ausgerechnet wird. Der ſo gefundene Ver⸗ 
falltag alten Stils iſt alſo dann wieder in das entſprechende 
Datum neuen Stils zurückzurechnen. 


Aushändigung einer Sekunda oder Tertia: 


Der Käufer von Wechſeln auf außereuropäiſche Plätze 
iſt berechtigt, zu verlangen, daß der Verkäufer ihm binnen 
drei Tagen eine Sekunda und eine Tertia gegen Erſtattung 
der entſtehenden Koſten aushändigt. 


8 46. Auszahlungen und Schecks. 


Geſchäfte in Schecks auf ausländiſche Plätze und in 
Auszahlungen an ausländiſchen Plätzen unterliegen beſonderer 
Vereinbarung. 


§ 47. Ausländiſche Noten. 


Die Notiz für ausländiſche Banknoten verſteht ſich nur 
für Beträge von mindeſtens: 
Doll. 100 Amerikaniſche Noten, 
Frs. 1000 Belgiſche, franzöſiſche, italieniſche und 
Schweizer Noten, 
Kr. 500 Däniſche, norwegiſche und ſchwediſche 
Noten, 
Lvr. 50 Engliſche Noten, 
Fl. 300 Holländiſche Noten, 
Kr. 500 Oſterreichiſche Noten, 
Ro. 200 Ruſſiſche Noten. 
Amerikaniſche Noten müſſen mit dem Firmenſtempel des 
Verkäufers verſehen ſein. nr Privatbanknoten 
ſind nicht lieferbar. | 


8 48. Goldmünzen. 


Goldmünzen find ohne Vergütung eines etwaigen Minder⸗ 
werts lieferbar, wenn ſie folgendes Minimalgewicht haben: 
Imperials, alte . . . per 1000 St. kg 6.540. 
Imperials, neue (laut Geſetz 
vom 17. Dez. 1885 à 5 Rbl. 
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lautend und laut Geſetz 
vom 14. Nov. 1897 ausge⸗ 


prägt als Rbl. 7.50 . . per 1000 St. kg 6.440. 
20 Franken⸗ und Oſterreich. 

8 fl.⸗Stücke . . per 1000 St. kg 6.440, 
Golbbollars . . ., per 1000 D. kg 1.670. 
Govereigns . . . . . per 1000 St. kg 7.960. 


Für jedes fehlende Gramm bat der Verkäufer Mk. 2.50 
zu vergüten. Von 20 Franken⸗Stücken ſind nur ſolche bel⸗ 
giſcher, franzöſiſcher, italieniſcher, rumäniſcher und Schweizer 
Prägung lieferbar. 

Dukaten werden per Stück gehandelt und notiert. Die 
Notiz unterſcheidet Münz⸗ und Randdukaten. Als Münz⸗ 
dukaten ſind nur Stücke mit Prägeſtempel des laufenden 
Jahres im Vollgewicht von kg 3.490 per 1000 Stück liefer⸗ 
bar. Als Randdukaten find lieferbar Stücke beliebiger Jahr⸗ 
gänge im Gewicht von mindeſtens kg 3.485 per 1000 Stück, 
wobei für jedes am Vollgewicht (kg 3.490) fehlende Gramm 
der Verkäufer Mk. 2.75 zu vergüten hat. Bei einem ge⸗ 
ringeren Gewichte als kg 3.485 per 1000 Stück werden Du⸗ 
katen nach Gewicht mit einem Feingehalt von 985 Tauſend⸗ 
ſteln gehandelt. Es ſind nur Stücke öſterreichiſch⸗ungariſcher 
Prägung lieferbar. 

Die Notiz für Goldmünzen verſteht ſich nur für Beträge 
von mindeſtens: 

50 Stück Dukaten, 
50 Stück 20 Franken⸗ oder Oſterr. 8 f. ⸗Stücke, 
50 Stück Imperials, 
50 Stück Sovereigns, 
100 Dollars American Gold. 


H. Einführungsbeitimmung. 
Die vorſtehenden Bedingungen treten am 
1. April 1905 in Kraft. 
Berlin, im März 1905. 
Der Börſenvorſtand 
Abteilung Fondsbörſe. 
(gez.) Ka empf. 
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XI. 
Die franzöſiſche Handelsgeſetzgebung in den Jahren 1903 
| und 1904!) 


Bon 
Herrn Landgerichtsrat Erich Aron in Straßburg i. E. 


Geſetze handelsrechtlichen Inhalts ſind in den Jahren 
1903 und 1904 nur in geringem Maße in Frankreich erlaſſen. 
Hervorzuheben ſind folgende: 


1. Loi relative & la vente des objets abandonnes chez les 
ouvriers et industriels du 31 décembre 1903 ?). 


Art. 1. Les objets mobiliers confiés à un ouvrier 
ou à un industriel pour être travaillés, façonnés, réparés 
ou nettoyés et qui n’auront pas été retirés dans le délai 
de deux ans pourront être vendus dans les conditions et 
formes déterminées par les articles suivants. 


Art. 2. L'ouvrier ou l'industriel qui voudra user 
de cette faculté présentera au juge de paix du canton de 
son domicile une requête qui énoncera les faits et donnera 
pour chacun des objets la date de réception, la désigna- 
tion, le prix de façon réclamé, le nom du propriétaire et 
le lieu où l’objet aura été confié. 

L’ordonnance du juge mise au bas de la requête et 
rendue après que le propriétaire aura été entendu ou 
appelé, s’il n’est autrement ordonné, fixera le jour, l'heure 
et le lieu de la vente, commettra l'officier public qui doit 
y procéder et contiendra, s’il y a lieu, l'évaluation de la 
créance du requérant. 

Lorsque l'ordonnance n’aura pas été rendue en pré- 
sence du propriétaire, l'officier public commis le préviendra 
huit jours francs à l'avance, par lettre recommandée, des 
lieu, jour et heure de la vente, dans le cas où son domi- 
cile sera connu. 


1) Betreffend die früheren 1 von 1895 und 1896 vgl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 50 ff., von 1896 und 1897 vgl. 
Bd. XLVIII S. 183 ff., nn 1898 val. Bb. XLIX ©. 556 ff. 
von 1899 und 1900 vgl. Bd. LII S. 272 ff., von 1901 und 1902 
Bd. LIV S. 218 ff. K. 

2) Sirey 1904, Lois annotees S. 713. 
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Art. 3. La vente aura lieu aux enchères publiques, 
elle sera annoncée huit jours à l’avance par affiches ordi- 
paires apposées dans les lieux indiqués par le juge. La 
publicité donnée sera constatée par une mention inserée 
au procès-verbal de vente. 


Art. 4. Le propriétaire pourra s'opposer à la vente 
par exploit signifié à l’ouvrier ou à l'industriel. Cette 
opposition emportera de plein droit citation à comparaître 
à la première audience utile du juge de paix qui a auto- 
risé la vente, nonobstant toute indication d’une audience 
ultérieure. Le juge de paix devra statuer dans le plus 
bref délai. 


Art. 5. Sur le produit de la vente et après le pré- 
levement des frais, l'officier public payera la créance de 
l’ouvrier ou de l'industriel. Le surplus sera versé au 
Trésor public sous procès-verbal de dépôt. Il en retirera 
un récepissé qui lui vaudra décharge. Si le produit de 
la vente est insuffisant pour couvrir les frais, le surplus 
sera payé par l’ouvrier ou l'industriel, sauf recours contre 
le propriétaire. 


Art. 6. Les articles 624 et 625 du Code de pro- 
cédure civile seront applicables aux ventes prévues par la 
présente loi. Ces ventes seront faites conformément aux 
lois et règlements qui déterminent les attributions des 
officiers publics qui en seront chargés. 


Art. 7. Tous les actes, spécialement les exploits, 
ordonnances, jugements et procès-verbaux, faits en exé- 
cution de la présente loi seront dispensés du timbre et 
enregistrés gratis. Pour tenir lieu des droits de timbre 
et d'enregistrement, il sera perçu sur le procès-verbal de 
vente, lorsqu'il sera présenté à la formalité, sept pour 
cent (7 pour 100) du produit de la vente sans addition 
de décimes. 


Das Geſetz betrifft den Verkauf von Gegenſtänden, 
welche bei Handwerkern, Gewerbetreibenden, denen ſie zur 
Bearbeitung übergeben ſind, zurückgelaſſen werden. 

Das Geſetz verfolgt den gleichen Zweck wie dasjenige 
vom 31. März 1896 hinſichtlich des Verkaufs von Sachen, 
welche Reiſende bei Gaſtwirten u. ſ. w. zurückgelaſſen haben 
(vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 59). 

Gegenſtände, welche innerhalb der Friſt von zwei Jahren 
von den Eigentümern bei den Arbeitern u. ſ. w. nicht zurück⸗ 
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genommen ſind, können von den Arbeitern unter gewiſſen 
Bedingungen und Formen zur Deckung ihrer Forderung ver⸗ 
kauft werden. 

Der Art. 2 regelt das Verfahren beim Friedensrichter 
und Art. 3 die Förmlichkeiten des Verkaufs. Der Eigen⸗ 
tümer kann gegen den Verkauf Oppoſition einlegen. Der 
öffentliche Beamte, welcher die Verſteigerung vorgenommen 
hat, zahlt aus dem Erlöſe nach Deckung der Koſten den Ar⸗ 
beiter für ſeine Forderung hinſichtlich der Sache aus, der 
Überſchuß wird hinterlegt. Reicht der Erlös zur Deckung 
der Koſten nicht aus, ſo muß der Arbeiter u. ſ. w. den Fehl⸗ 
betrag zahlen, vorbehaltlich ſeines Rückgriffes gegen den 
Eigentümer. 

Nach dem Art. 2102 § 3 Code civil hat der Hand⸗ 
werker ein Vorzugsrecht an den Sachen hinſichtlich der auf 
die Erhaltung derſelben verwendeten Koſten. Dieſes Vor⸗ 
zugsrecht würde in allen Fällen nicht ausreichen, um den 
Arbeiter, Gewerbetreibenden für ſeine Arbeit zu entſchädigen, 
da nicht immer die Erhaltung der Sache in Frage ſteht; 
andererſeits muß dem Arbeiter die Möglichkeit gegeben wer⸗ 
den, durch den Verkauf des Gegenſtandes ſeine Befriedigung 
herbeizuführen. 

Dieſes Ziel wird durch das vorliegende Geſetz erreicht, 
indem das dem Arbeiter u. ſ. w. zuſtehende Zurückbehaltungs⸗ 
wat nach Ablauf von zwei Jahren ein Verkaufsrecht ge⸗ 
währt. 


2. Geſetz vom 30. Dezember 1903) hinſichtlich der Re⸗ 
habilitation der Gemeinſchuldner, welche in Konkurs 
geraten ſind. | 


Durch das Geſetz joll den Gemeinſchuldnern (déclarés 
en faillite ou en liquidation judiciaire) die Rehabilitation 
erleichtert und die Strenge der politiſchen Unfähigkeit gemil⸗ 
dert werden. Die Artikel 604 —612 des Code de commerce 
ſind daher geändert. Es werden zwei Arten der Rehabili⸗ 
tation unterſchieden, das Verfahren vereinfacht und auch ge⸗ 
wiſſen Falliten die Wohltat der Rehabilitation gewährt, die 
bisher davon ausgeſchloſſen waren. 

Die Artikel 604 612 des Code de commerce find wie 
folgt abgeändert: 


— — 


1) Sirey 1904 S. 697 ff. 
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Art. 604. Est réhabilité de droit le failli qui 
aura intégralement acquitté les sommes par lui dues 
en capital, intérêts et frais, sans toutefois que les 
intérêts puissent être réclamés au delà de cinq ans. 

Pour être réhabilité de droit, l’associé d’une mai- 
son de commerce tombé en faillite doit justifier qu'il 
a acquitté dans les mêmes conditions toutes les dettes 
de la société, lois même qu'un concordat particulier 
lui aurait été consenti. 

En cas de disparition, d'absence ou de refus de 
recevoir d'un ou de plusieurs créanciers la somme due 
est déposée à la Caisse des dépôts et consignations 
et la justification du dépôt vaut quittame. 


Art. 605. Peut obtenir sa réhabilitation en cas 
de probité reconnue: 


Après cinq années à partir du jugement de 
déclaration de la faillite; 

Le failli qui, ayant obtenu un concordat, aura, 
au moment de la demande, intégralement payé les 
dividendes promis. Cette disposition est applicable 
à l’associé d'une maison de commerce tombée en 
faillite, qui a obtenu des créanciers un concordat 
particulier ; 

Celui qui justifie de la remise entière de ses 
dettes par ses créanciers ou de leur consentement 
unanime ci sa réhabilitation. 


Art. 606. Toute demande en réhabilitation sera 
adressée au procureur de la République de l’arron- 
dissement dans lequel la faillite a été prononcée, avec 
les quittances et pièces qui la justifient. 

Ce magistrat en adressera des expéditions certi- 
fiées par lui au président du tribunal de commerce 
qui a déclaré la faillite et au procureur de la Repu- 
blique du domicile du demandeur, en les chargeant 
de recueillir tous les renseignements qu'ils pourront 
se procurer sur la vérité des faits exposés. 


Art. 607. Copie de la demande restera affichée 
pendant un délai d'un mois dans la salle d'audience 
du tribunal. Avis en sera donné par lettre recom- 
mandée à chacun des créanciers vérifiés à la faillite 
ou reconnus par décision judiciaire postérieure, qui 


Aron: Franzöfiſche Handelsgeſetzgebung 1903 und 1904. 551 


n’auront pas été intégralement payés dans les con- 
ditions de l'art. 604. | 


Art. 608. Tout créancier qui n’aura pas été 
payé intégralement dans les conditions de l’art. 605 
pourra, pendant la durée de l'affaire, former opposition 
à la réhabilitation, par simple acte au greffe appuyé 
des pièces justificatives. Le créancier opposant pourra 
par requête présentée au tribunal et notifiée au dé- 
biteur, intervenir dans la procédure de réhabilitation. 

In Art. 609 iſt vorgeſchrieben, daß nach Ablauf 

der Friſt das Ergebnis dem Präſidenten des Handels⸗ 
gerichts überſandt wird. 

Art. 610. Le tribunal appellera, s’il y a lieu, 
le demandeur, et les opposants et les entendra con- 
tradictiorement en chambre du conseil. 

Le demandeur pourra se faire assister d’un conseil. 

Dans le cas de l’art. 604 ıl se bornera à con- 
stater la sincérité des justifications produites et, si 
elles sont conformés à la loi, il prononcera la réha- 
bilitation. 

Dans celui de l'art. 605 il appreciera les circon- 
stances de la cause. 

Le jugement sera rendu en audience publique. 

Il pourra être frappé d'appel ..... 


Art. 611. Si la demande est repetée, elle ne 
pourra être reproduite qu'après une année d'intervalle, 

Si elle est admise le jugement en l’arr&t sera 
transcrit sur le registre du tribunal de commerce du 
lieu de la faillite et celui du domicile du demandeur, 
qui en fera mention en regard de la déclaration de 
faillite sur le casier judiciaire. 


Art. 612. Ne sont point admis à la réhabili- 
tation commerciale: les banqueroutiers frauduleux, les 
personnes condamnées pour vols, escroqueries on 
abus de confiance à moins qu'ils n'aient été réhabi- 
lités conformément aux articles 619 et suiv. du Code 
d'instruction criminelle. 

Le $ 2 de l’art. 634 du Code d'instruction cri- 
minelle est abrogé. 


Dieſe Beſtimmungen finden auch auf Gewerbetreibende 


D welche eine gerichtliche Liquidation ausgewirkt 
aben. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L VI. 36 
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3. Durch das Geſetz vom 16. November 1903 iſt das 
Geſetz vom 9. Juli 1902 über Prioritätsaktien modi⸗ 
fiziert worden, um verſchiedene Zweifel, zu denen das 
Geſetz vom 9. Juli 1902 Anlaß gegeben hatte, zu 
beſeitigen. 

Über das Geſetz ift bereits in dieſer Zeitſchrift Bd. LV 
S. 511 berichtet und wird dorthin verwieſen. 


4. Geſetz, betreffend Stellenvermittelungsbureaus 
für Angeſtellte und Arbeiter beiderlei Geſchlechts 
und aller Art, vom 14. März 19041). 


Das Geſetz hat den Zweck, die Gemeindebehörden zu 
ermächtigen, Stellenvermittelungsbureaus, welche gegen Ent⸗ 
gelt Stellen vermitteln, aufzuheben und andererſeits unent⸗ 
geltliche Stellenvermittelungsſtellen zu ſchaffen (Arbeitsnach⸗ 
weisſtellen). 

Die vorhandenen Bureaus, welche unter den Bedingungen 
des Dekrets vom 25. März 1832, betreffend Stellenvermitte⸗ 
lungsgeſchäfte, errichtet ſind, ſollen fortbeſtehen bleiben; es 
können auch neue unter den Bedingungen des genannten 
Dekrets gegründet werden, allein es hängt von dem Ermeſſen 
der Gemeindebehörden ab, ob fie dieſe Stellenvermittelungs⸗ 
geſchäfte zulaſſen wollen oder nicht. Sofern ſie beſtehende 
Geſchäfte aufheben, müſſen ſie die Inhaber entſchädigen, nur 
diejenigen Geſchäfte, welche erſt nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes errichtet ſind und demnächſt aufgehoben werden, 
erhalten keine Entſchädigung. 

Gewiſſen Perſonen (Gaſtwirten, Reſtaurateuren u. ſ. w.) 
iſt es unterſagt, derartige Stellenvermittelungsbureaus mit 
ihrem ſonſtigen Geſchäftsbetrieb zu verbinden, und es ſind 
Strafen für den Fall der Zuwiderhandlung feſtgeſetzt. Die 
Koſten der Stellenvermittelung ſind nicht mehr von den An⸗ 
geſtellten, ſondern von dem Arbeitgeber zu tragen. 

In Art. 2 ff. ſind Beſtimmungen für die unentgeltlichen 
Stellenvermittelungen getroffen. 

Die einzelnen Vorſchriften lauten: 

Art. ler. A partir de la promulgation de la 
présente loi les bureaux de placement payants pour- 
ront être supprimés moyennant une juste indemnité. 


1) Sirey, Recueil général des lois 1904 ©. 729. 
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Tout bureau nouveau, créé en vertu d’une auto- 
risation postérieure à la promulgation de la présente 
loi, n'aura droit, en cas de suppression, à aucune 
indemnité. 

Le bureau devenu vacant par le décès du titu- 
laire ou pour toute autre cause avant l'arrêté de sup- 
pression, pourra être transmis ou cédé. 


Art. 2. Les bureaux de placement gratuits créés 
par les municipalités, par les syndicats professionels 
ouvriers, patronaux ou mixtes, les bourses du travail, 
les compagnonnages, les sociétés de secours mutuels 
et toutes autres associations légalement constituées, 
ne sont soumis à aucune autorisation. 


Art. 3. Les bureaux de placement énumérés à 
l’article précédent sauf ceux qui sont créés par les 
municipalités, sont astreints au dépôt d'une déclaration 
préalable effechiée à la mairie de la commune où ils 
sont établis. La déclaration devra être renouvelée à 
tout changement de local du bureau. 


Art. 4 Dans chaque commune, un registre con- 
statant les offres et demandes de travail et d’emplois 
devra être ouvert à la mairie et mis gratuitement à 
la disposition du public. A ce registre sera joint un 
répertoire où seront classées les notices individuelles 
que les demandeurs de travail pourront librement 
joindre à leur demande. Les communes comptant 
plus de 10000 habitants seront tenues à créér un 
bureau municipal. 


Art. 5. Sont exemptées du droit de timbre les 
affiches, imprimées ou non, concernant exclusivement 
les offres et demandes de travail et d'emplois et ap- 
posées par les bureaux de placement gratuits énumé- 
res dans l'art. 3. 

Art. 6. Tout gérant ou employé d'un bureau 
de placement gratuit qui aura perçu une rétribution 
quelconque à l’occasion du placement d'un ouvrier ou 
employé sera puni des peines prévues à l'art. 9 ci- 
dessous, 


Art. 7. L'autorité municipale surveille les bu- 
reaux de placement pour y assurer le maintien de 
l'ordre, les prescriptions de l'hygiène et la loyauté de 
la gestion. Elle prend les arrêtes nécessaires à cet effet. 
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Art. 8. Aucun hötelier, logeur, restaurateur ou 
débitant de boissons ne peut joindre à son établisse- 
ment la tenue d’un bureau de placement. 


Art. 9. Tout infraction, soit aux règlements 
faits en vertu de l’art. 7, soit à l'art. 8 sera punie 
d'une amende de seize francs (16 fr.) à cent francs 
(100 fr.) et d'un emprisonnement de six jours à un 
mois, ou de l'une de ces deux peines seulement. Le 
maximum des deux peines sera appliqué au délinquant 
lorsqu'il aura été prononcé contre lui, dans les douze 
mois précédents, une première condamnation pour 
infraction aux articles 6 et 8 de la présente loi. 

Tout tenancier, gérant, employé d’un bureau 
clandestin sera puni des peines portées à cet article. 

Ces peines sont independantes des restitutions 
et dommages-intérêts auxquelles pourront donner lieu 
les faits incriminés. 

L'art. 463 du Code pénal, aussi que la loi du 
26 mars 1891 sont applicables aux infractions indi- 
quées ci-dessus. 


Art. 10. Les pouvoirs ci-dessus, conférés à l’au- 
torité municipale, seront exercés par le préfet de 
police pour Paris et le ressort de sa préfecture et par 
le préfet du Rhône pour Lyon et les autres communes 
dans lesquelles il remplit les fonctions qui lui sont 
attribuées par la loi du 19 juin 1851. 


Art. 11. 1. A partir de la promulgation de la 
présente loi, un arrêté pris à la suite d’une délibé- 
ration du conseil municipal pourra, à charge d'une 
indemnité représentant le prix de vente de l'office, et 
qui, à defaut d'entente, sera fixée par le conseil de 
préfecture supportes les autorisations données en vertu 
du décret du 25 mars 1852. 


2. Les indemnités dues aux bureaux de place- 
ment payants supprimés dans le délai de cinq années 
seront fixées d’après l’état de ces bureaux à l’époque 
de la promulgation de la présente loi. 


3. Les bureaux faisant le placement pour une 
même profession determinée devront être supprimés 
tous à la fois, par un même arrêté municipal. 

4. Les indemnités aux tenanciers des bureaux 
de placement seront à la charge des communes seules. 
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5. En cas de décès du titulaire avant l’arrete 
de suppression, l'indemnité sera due aux ayants droit 
et leur sera payée lorsque l'arrêté aura été pris. 

A partir de la promulgation de la présente loi 
les frais de placement touchés dans les bureaux main- 
tenus à titre payant seront entièrement supportés 
par les employeurs sans qu' aucune rétribution puisse 
être r&cue des employés. 

Toute infraction à cette prescription sera punie 
des peines édictées à l’art. 9 de la présente loi. 


Art. 12. Sont et demeurent abrogées toutes les 
dispositions contraires à la présente loi. 

Les bureaux de nourrices ne sont pas visés par 
la présente loi et restent soumis aux dispositions de 
la loi du 23 décembre 1874 relative à la protection 
des enfants du premier âge. 

Les agences théâtrales, les agences lyriques et 
les agences pour cirques et music-halls ne sont pas 
soumises aux prescription de la présente loi. 

Art. 13. La présente loi est applicable à P’Al- 
gerie. 

5. Durch das Geſetz vom 8. Dezember 1904!) find in 
Frankreich die Verſicherungen auf den Todesfall hin⸗ 
ſichtlich der Kinder unter 12 Jahren verboten worden; 
derartige Verſicherungen ſind nichtig. 

Art. 1. Est considerée comme contraire à 
l'ordre public toute assurance au décès reposant 
sur la tête d'enfants de moins de douze ans. 


Art. 2. Sont exceptées les contre-assurances 
contractées en vue d'assurer, en cas de décès, le 
remboursement des peines versées pour une assu- 
rance en cas de vie. 


6. Durch das Geſetz vom 23. Dezember 1904?) ift be: 
ſtimmt worden, daß an den geſetzlichen Feiertagen keine 
Zahlung verlangt und Proteſt nur an dem dieſen 
Tagen folgenden Werktag erhoben werden könne. 


Der Text des Geſetzes lautet: 


1) Journal officiel 1904 S. 7409. 
2) L. e. S. 7637. — Lyon-Caen & Renault, Traité de 
droit commercial t. IV nr. 280, 347. 
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Art. ler. Aucun payement d'aucune sorte sur 
effet, mandat, chöque, compte courant, depöt de 
fonds ou de titres, ou autrement ne peut être exigé 
ni aucun protêt dressé: les 2 janvier, 15 juillet, 
16 août, 2 novembre et 26 décembre, lorsque les 
jours, tombent un lundi. 

Dans ce cas, le protet des effets impayés le 
samedi précédent ne pouvant être fait que le mardi 
suivant, conservera néanmoins toute sa valeur à 
l'égard du tiré et des tiers, nonobstant toutes dis- 
positions antérieures contraires. 


Art. 2. Le présente loi est applicable à l’Al- 
gérie et aux colonies. 


Die Vorſchrift entſpricht den in Deutſchland geltenden 


Beſtimmungen über Proteſterhebung. 


) 


1 
2) . S. 
3) Journal officiel 1903 S. 7962. 


Zu erwähnen ſind noch: 
1. Münzen, Gewicht. 


Dekret vom 17. Januar 1903 ), betreffend Veröffent⸗ 


lichung der Zuſatzvereinbarung vom 15. November 1902 

zu der Münzkonvention vom 6. November 1885, ge⸗ 

Seu zwiſchen Frankreich, Griechenland, Italien und 
weiz. 


. Gefet vom 11. Juli 1903 ), betreffend Einheitsgrund⸗ 


ſätze für das metriſche Syſtem infolge der im Jahre 
1889 ſtattgefundenen internationalen Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtskonferenz. Dementſprechend iſt durch das Dekret 
vom 28. Juli 1903 das Verzeichnis der Maße, welches 
dem Geſetz vom 4. Juli 1857 beigefügt iſt, abgeändert. 


Dekret vom 10. Dezember 19035) verbietet die Ein: 


führung von Silbermünzen in Frankreich und Algier, 
195 in dem Urſprungsland keine geſetzliche Währung 
aben. 


2. Zoll und Steuer. 


Geſetz vom 28. Januar 19034) über Zuckerſteuer. 


Dazu Dekret vom 26. Juni 1903 5). 


Sirey 1904, Lois annotées ©. 672. 
L. c. ©. 805. 


4) Sirey 1903 S. 555. 
5) L. c. S. 562. 
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Dekret vom 19. Auguſt 1903 ), betreffend Verwaltungs⸗ 
reglement hinſichtlich der Art. 18 —22 des Finanz⸗ 
geſetzes vom 31. März 1903 über die Schnapsbrenner. 
Dekret vom 21. Auguſt 1903, betreffend Verwaltungs⸗ 
reglement zur Ausführung des Art. 17 des Geſetzes 
vom 28. Januar 1903 hinſichtlich der Zuckerung der 
Trauben. 

Dekret vom 16. Juni 1904 ergänzt das Dekret vom 
18. September 1880 über Zucker. 

Geſetz vom 19. April 1904) modifiziert den § 1 des 
Art. 5 des Geſetzes vom 11. Januar 1902 des allge⸗ 
meinen Zolltarifs hinſichtlich der Erzeugniſſe aus Fran⸗ 
zöſiſch⸗Indien. 

Dekret vom 1. April 1904 beſtimmt die von der De⸗ 
poſitenkaſſe den Geſellſchaften zur gegenſeitigen Unter⸗ 
ſtützung für das Jahr 1904 zu gewährenden Zinſen. 
Dekret vom 3. Mai 1904 3) ſchafft ein beſonderes Re⸗ 
giſtrierungsbüreau für Akte der commissaires-priseurs 
(gerichtliche Taxatoren). 

. Gefet vom 9. Juli 19044) überträgt den Beamten 
der indirekten Steuern die Überwachung der Zucker⸗ 
ſiedereien. 


3. Poſt⸗ und Telegraphenweſen. 


Dekret vom 10. Juli 19035) modifiziert den Text der 
Art. 14 und 15 des Dekrets vom 7. Mai 1901 über 
Telephontaxen. 

Dekret vom 19. September 1903 0 betrifft die Auf⸗ 
hebung von 11 Kategorien von Poſtanweiſungen, welche 
durch das Geſetz vom 29. Juni 1882 geſchaffen waren; 
es wird eine einzige Art von Poſtanweiſung geſchaffen. 
Dekret vom 19. September 1903 ) betrifft Poſtanwei⸗ 
ſungen von einer beſtimmten Summe mit Empfangs⸗ 
ſcheinen und zurückzahlbar im Falle des Verluſtes oder 
der Zerſtörung. 


1) Sirey 1903 S. 607. 
2) Journal officiel 1904 S. 2459. 


73. 
5) Sirey 1903, Lois annotees S. 709. 


6) L. c. S. 688. 
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Dekret vom 11. Oktober 1903) modifiziert den Art. 5 


des Dekrets vom 29. Oktober 1889 hinſichtlich der Or⸗ 
ganiſation der Zentralverwaltung des Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenweſens. 


Dekret vom 20. November 1903 ?) genehmigt den Ber: 


kehr von Briefen und Paketen mit deklariertem Wert 
nach den portugieſiſchen Kolonien. 


Dekret vom 22. April 19045) dehnt den Poſtpaket⸗ 


verkehr mit deklariertem Wert auf Niederländiſch⸗Oſt⸗ 
indien aus. 


Dekret vom 29. Mai 19044) betrifft die Telegraphen⸗ 


ordnung für den inneren Verkehr. 


Geſetz vom 29. Mai 1904 5) billigt die Beſtimmungen 


und Taxen, welche durch die internationale Telegraphen⸗ 
konferenz zu London vom 11. Juli 1903 feſtgeſetzt ſind. 


. Gejeg vom 30. Juni 190456) billigt die Übereinkunft, 


betreffend den Verkehr mit Poſtanweiſungen zwiſchen 
Frankreich und Rußland. 


„Dekret vom 3. Juli 19047) dehnt den Poſtpaketverkehr 


mit Algier und Tunis aus. 


Dekret vom 31. Juli 1904 8) beſtimmt die Frankatur⸗ 


taxen von Poſtpaketen nach Argentinien und Uruguay 
über Italien. 


Dekret vom 21. November 1904) beſtimmt die Taxen 


für Briefe nach Panama. 

Dekret vom 23. November 1904 10) genehmigt den Aus⸗ 
tauſch von Geldbriefen mit den engliſchen Kolonien 
von Honduras und Barbados. 

Dekret vom 13. Dezember 1904 1) veröffentlicht die 
Vereinbarung, betreffend Austauſch von Poſtpaketen 


1) Journal officiel 1903 S. 6354. 


2) 


L. c. S. 7931. 


3) Journal officiel 1904 S. 2470. 
4) L. c. S. 2560. 
5) L. c. S. 3167. 
6) Bulletin des lois 1904 S. 1054. 
7) L. c. S. 1086. 
8) L. c. S. 1149. 
9) Journal officiel 1904 S. 7034. 
10) L. c. ©. 7034. 
11) L. e. S. 7444. 
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ohne Wertsdeklaration zwiſchen Frankreich und Hon⸗ 
duras, vom 14. September 1903. 

15. Dekret vom 15. Dezember 1904) veröffentlicht die zu 
Panama am 22. Auguſt 1904 hinſichtlich des Aus⸗ 
tauſches von Poſtpaketen ohne Staatsdeklaration zwi: 
ſchen Frankreich und Panama geſchloſſene Konvention. 


4. Gewerbe, Arbeiterſchutz. 


1. Geſetz vom 11. Juli 1903) betrifft die Abänderung 
des Geſetzes vom 12. Juni 1893 über die Geſundheit 
und Sicherheit der Arbeiter in Fabrikbetrieben. 

Eine neue Anzahl von Fabrikbetrieben werden dieſem 
Geſetz unterſtellt und zur Beſeitigung von Streitfragen die 
Betriebe genauer angegeben. 


2. Dekret vom 27. November 1903) betrifft die Abände⸗ 
rung des Verzeichniſſes der geſundheitsſchädlichen und 
gefährlichen Fabrikbetriebe u. ſ. w. Ausgedehnt auf 
Algier durch Dekret vom 29. März 1904. 

3. Geſetz vom 30. März 1904 4) genehmigt die zu Bogota 
am 4. September 1901 zwiſchen Frankreich und Kolum⸗ 
bia zum Schutz des gewerblichen Eigentums geſchloſſene 
Vereinbarung. 

4. Geſetz vom 2. Juli 19045) ändert den § 1 des Art. 16 
des Geſetzes vom 1. April 1898 über die gegenſeitigen 
5 ab (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX 

563). 

5. Dekret vom 28. Juli 1904 6) betrifft das Verwaltungs: 
reglement zur Anwendung der Geſetze vom 12. Juni 
1893 und 11. Juli 1903 über die Geſundheit und 
Sicherheit der Arbeiter hinſichtlich der Schlafſtellen des 
Perſonals in Gewerbe⸗ und Handelsetabliſſements. 
1 wie die Schlafräume beſchaffen ſein 
müſſen.) 


1) L. c. S. 7718. 

2) Sirey 1904, Lois annotees S. 681. 
3) Journal officiel 1904 S. 7358. 

4) L. c. S. 2439. 

5) L. c. S. 4093. 

6) Sirey 1904 S. 832. 
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Dekret vom 4. Auguſt 1904) betrifft die Reorgani⸗ 


ſation des Conseil superieur du travail. Vgl. die 
Dekrete vom 14. März 1903 und 27. Januar 1904. 


Dekret vom 5. Auguſt 1904?) dehnt die Anwendung 


des Geſetzes vom 29. Dezember 1900 hinſichtlich der 


Beſtimmungen für Arbeit der Frauen auf Algier aus. 
Dekret vom 23. Auguſt 1904 ) enthält die Ausfüh⸗ 


rungsbeſtimmungen zur Einführung des Geſetzes vom 
4. Juli 1900 hinſichtlich der gegenſeitigen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verſicherungsgeſellſchaften. 


Dekret vom 23. November 19044) ergänzt das Ver⸗ 


zeichnis der gewerblichen Betriebe infolge des Geſetzes 
vom 2. November 1892 über Frauen⸗ und Kinder⸗ 
arbeit. 

Dekret vom 29. November 1904 5) enthält Vorſchriften 
über die Geſundheit und Sicherheit der Arbeiter und 
Angeſtellten in Arbeitsräumen u. ſ. w. (Reinlichkeit, 
Lüftung der Räume u. ſ. w.). 

Dekret vom 24. Dezember 190456) enthält eine Ver⸗ 
ordnung über die Beſchäftigung von Frauen und Kin⸗ 
dern in Butterkellern und Käſereien. 


5. Gerichtsweſen. 


Dekret vom 25. Juli 19037) modifiziert das Dekret 


vom 13. November 1899 hinſichtlich der Anwendung 
des Geſetzes über die Geheimhaltung der durch Ge⸗ 
richtsvollzieher zuzuſtellenden Akten (vgl. dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LII S. 277): 

L'art. 1 du decret du 13 novembre 1899 est 
modifié ainsi qu'il suit: 

Art. 1. Il est alloué aux huissiers pour la 
formalité de l'enveloppe prescrit par l'art. 68 du 
Code de procédure civile, modifié par la loi du 


1) Were officiel 1904 S. 4975. 
2) L. c. S. 5277. 


3. 
7) Sirey 1908, Lois annotees S. 623. 
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15 février 1899 dans tous les cas, od cette forma- 
lité est requise: 
Pour chaque copie remise sans enveloppe 
15 centimes, en matière criminelle, correctionelle 
et de simple police l'allocation est fixée à 5 cen- 
times. 
2. Dekret vom 15. Auguſt 19032), betreffend die Ge: 
bühren, Koſten und Auslagen bei den Gerichten erſter 
Inſtanz und den Appellgerichten. 
Vgl. auch Dekret vom 14. Mai 1904. 


1) Sirey 1903 S. 612. 
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II. 


Eutſcheidungen des Reichsgerichts, des — 

Berlin I. Zinil⸗Senat, des oberſten Landesgerichts München 

und des Preußiſchen 0 in Handels⸗ 
en. 


Zuſammengeſtellt und bearbeitet 


von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßmer in Berlin. 


(Fortſetzung aus Bd. LI S. 217 ff., Bd. LIII S. 174 ff., Bd. LIV 
S. 260 ff., Bd. LV S. 81 ff. und Bd. LVI S. 210 ff.) 


27. Zuſätze zur Firma; Nachfolgeverhältnis. 
Beſchluß des Kammergerichts Berlin I Ziv. Senat vom 
11. April 1904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer: 

gerichts Bd. XXVIII (N. F. Bd. IX) S. A 39. 
* 1) Der § 18 Abſ. 2 HGB. gilt in Bezug auf 
täuſchende Zuſätze auch für Handelsgeſellſchaften. 
* Die Firma „C. 3. Söhne“ ift als neu gebil⸗ 
dete unzuläſſig. 
HGB. 58 6, 18, 19, 22. 


28. Erwerb eines Handelsgeſchäfts; Kennzeichnung der Fort⸗ 
führung und Kennzeichnung des Nachfolgeverhältniſſes in der 
Firma ). 


Beſchluß des oberſten bayeriſchen Gerichtshofs I. Ziv.⸗ 
Senat vom 29. September 1904. — Sammlung von Ent⸗ 


1) Die mit einem Stern bezeichneten Faſſungen find aus dem Jahr⸗ 
buch der Entſcheidungen des Kammergerichts wörtlich übernommen. 
2) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LVI S. 232. 
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ſcheidungen des bayeriſchen oberſten F 
in Zivilſachen Bd. V S. 4 

Der Erwerber eines en der 
nicht zur Fortführung der bisherigen Firma be 
rechtigt iſt, darf dieſe auch nicht in der Weiſe 
verwenden, daß er ſeiner Firma die Firma des 
erworbenen Geſchäfts unter Vor anſtellung eines 
Wortes (z. B. früher, vormals) beifügt, wenn 
auch lediglich, um damit das erworbene Handels: 
geſchäft zu kennzeichnen. 

B. 8 22. 


Kaufmann Joſeph H. in M. hatte vom Konkursverwalter 
das unter der Firma K. & Z. betriebene Holz⸗ und Kohlen⸗ 
geſchäft ohne Miterwerb der Firma erworben; er zeigte ſeiner 
Kundſchaft an, daß er das Geſchäft weiter betreibe und zur 
Kennzeichnung ra der Bezeichnung Joſeph H. vormals K. & Z. 
oder früher K. & Z. bedienen werde. 

Es wurde dem H. vom Amtsgericht durch Verfügung 
vom 21. Juli 1904 aufgegeben, ſich der vorerwähnten Zuſätze 
zu enthalten. 

Die erhobene Beſchwerde wurde vom Landgericht Mün⸗ 
chen I und die weitere Beſchwerde vom oberſten Landesgericht 
durch Beſchluß vom 29. Dezember 1904 zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Die von dem Beſchwerdeführer gebrauchten Zuſätze zu 
ſeiner Firma enthalten einen Gebrauch der Firma des früheren 
Geſchäftsinhabers, zu deren Fortführung der Beſchwerdeführer 
nach § 22 HGB. nicht berechtigt iſt und auf deren Gebrauch 
er auch ein Recht nicht in Anſpruch nimmt. Die Zuſätze 
beſtehen in der Anführung der Firma des früheren Geſchäfts⸗ 
inhabers, unter Voranſtellung eines Wortes, das ſie als 
Firma des früheren Geſchäftsinhabers kennzeichnet, ſie ſind 
der Firma des Beſchwerdeführers ſo beigefügt, daß ſie ſich 
nicht als außerhalb der Firma ſtehende 5 (vgl. Leh⸗ 
mann⸗Ring, nt Ut $ 22 Anm. 9; Bolze, 
Praxis Bd. XVI Nr. 116 S. 74) baritellen, ſondern mit ihr 
ein Ganzes bilden, als Beſtandteile der Firma erſcheinen, 
und darauf war nach der Feſtſtellung des Beſchwerdegerichts 
auch die Abſicht des Beſchwerdeführers gerichtet. Eine ſolche 
Verbindung der Firma des früheren Geſchäftsinhabers mit 
der eigenen Firma iſt nicht bloß eine Bekanntgebung der 
Fortführung des erworbenen Geſchäfts, ſondern ein Gebrauch 
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der Firma des früheren Geſchäftsinhabers (Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts in Ziv. Sachen Bd. V S. 112, Bd. XIX S. 21). Daß 
es dabei keinen Unterſchied macht, ob der fremden Firma 
das Wort „vormals“ oder „früher“ vorangeſtellt wird, be⸗ 
darf keiner Erörterung. Der Erwerber eines Geſchäfts darf 
die ihm nicht zuſtehende Firma des früheren Inhabers auch 
nicht zu dem Zwecke gebrauchen, dem Publikum in der 
kürzeſten und augenfälligſten Weiſe bekannt zu geben, daß 
er der nunmehrige Inhaber des erworbenen Geſchäfts iſt. 


29. Löſchung der im Handelsregiſter eingetragenen gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen des Reichs, eines Bundesſtaates oder 
eines inländiſchen Kommunalverbandes ). 


Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 14. November 

1904 (I. Y. 1113. 04). — Jahrbuch der Entſcheidungen des 

Kammergerichts in Sachen der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
N keit Bd. XXVIII (N. F. Bd. IX) S. A 213. 


Die gewerblichen Unternehmungen des Reichs, 
eines Bundesſtaates oder eines inländiſchen 


1) Wenn auch der Ausſpruch Goldſchmidts (Handbuch des Han⸗ 
delsrechts 2. Aufl. 1874 S. 496): „Der Staat als ſolcher kann 
nicht Kaufmann ſein“, allgemeine Anerkennung gefunden hatte, und 
der Satz mit feiner Begründung auf Kommunalverbaͤnde erſtreckt 
wurde, jo erweiterte doch die Beurteilung der betreffenden Nechts⸗ 
verhältniffe, in denen ein Staat oder Kommunalverband beteiligt 
war, nach Handelsrecht, im Verkehr und auch in der Anſchauung 
der Regiſterrichter den Kaufmannsbegriff. (Keyßner, Kommentar 
zum HGB. 1878 zu Art. 4 Nr. 4, zu Art. 19 Nr. 1; Staub, 
Kommentar zum HGB. 5. Aufl. zu Art. 4 Anm. 6.) Über die 
Regiſterpflichtigkeit der Unternehmungen des Staates u. ſ. w. hatte 
weder das alte Handelsgeſetzbuch noch die Einführungsgeſetze zu 
demſelben Beſtimmung getroffen. (Anders die Ausführungsverord⸗ 
nung zum ungariſchen Handelsgeſetzbuch vom 1. Dezember 1875, 
wonach die Handelsunternehmungen des Staats zur „Firmaproto⸗ 
kollierung“ verpflichtet ſind, dieſe Zeitſchrift Bd. XXI S. 421 ff.) 
Die Beurteilung war weder in Preußen noch in den deutſchen 
Staaten eine gleiche. Zuerſt kam für die Preußiſche Bank die 
Frage zur gerichtlichen Entſcheidung. Das Kammergericht entſchied 
im Urteil vom 20. Dezember 1862 (Hirſemenzels Deutſche Ge⸗ 
richtszeitung 1863 Nr. 10) dahin, daß die Preußiſche Bank nicht 
regiſterpflichtig ſei; ſie iſt niemals in ein Handelsregiſter eingetragen 
worden. Dies iſt dann im Reichsbankgeſetz vom 14. März 1875 
5 66 reichsgeſetzlich feſtgelegt worden. Dem gegenüber ſteht die 
„Generaldirektion der Seehandlungsſozietät“, welche auf geſtellten 
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Kommunalverbandes ſind von der Verpflichtung 
zur Anmeldung behufs der Eintragung in das 
Handelsregiſter durch § 36 des Handelsgeſetz⸗ 
buches befreit. | 

Eine freie Löſchungsbefugnis der vor dem 
1. Januar 1900 erfolgten Eintragung iſt durch 
§ 36 des Handelsgeſetzbuches nicht begründet. 

| HGB. alter Faſſung Art. 19. HGB. $$ 36, 42. 


Am. 7. Januar 1875 meldeten Oberbürgermeiſter und 
ein Stadtrat zu Brandenburg a. H. namens des Magiſtrats 
die von der Stadtgemeinde ſeit längeren Jahren in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe betriebene Gasanſtalt mit der Firma 
„Gasanſtalt der Stadt Brandenburg“ zur Eintra⸗ 
gung in das Firmenregiſter mit dem Bemerken an, daß der 
Magiſtrat die Firma ſo zeichnen werde, wie die Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 dies vorſchreibe. Die Eintragung er⸗ 
folgte unter der genannten Firmainhaberin „Stadtgemeinde 
Brandenburg“. Am 24. Dezember 1903 wurde die Ein⸗ 
tragung gemäß $ 37 Allg. Verf. vom 7. November 1899 in 
das Handelsregiſter übernommen. Am 11. Mai 1904 ſtellten 
Deputierte des Magiſtrats den Antrag, die „Gasanſtalt der 
Stadt Brandenburg“, deren Firma überdies mit der Beſtim⸗ 
mung des § 36 Satz 2 HGB. nicht im Einklang ſtehe, im 
Hinblick auf $ 36 Satz 1 HGB. zu löſchen. 

Das den Löſchungsantrag zurückweiſende Amtsgericht 
Brandenburg nahm an, daß das Beſtehenlaſſen der Ein⸗ 
tragung ſeit 1. Januar 1900 einer gemäß $ 36 HGB. be⸗ 
antragten und bewirkten Eintragung gleichkomme. 


Antrag am 28. Mai 1862 unter Nr. 2253 in das Firmenregiſter 
des Stadtgerichts Berlin eingetragen worden war. Nachdem das 
it neuer Faſſung in Kraft getreten war, wurde vom 

egifterrichter in Rückſicht auf $ 36 angeregt, ob etwa die 0 
zu löſchen ſei; auf einen demgemäß geſtellten Antrag wurde die 
Firma durch Verfügung vom 3. Mai 1900 im Regiſter gelöſcht. 
Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LVI S. 157. 

Staub, Kommentar zum HGB. 6. und 7. Aufl., ſich auf 
Rieſenfeld (Preuß. Verwaltungsbl. 1898 S. 109) ſtützend, 
übereinſtimmend Lehmann⸗Ring, Kommentar zum HGB. zu 
8 36, verſagen die Löſchung der eingetragenen Unternehmungen auf 
Grund der neuen Seiepacbung ; dagegen Düringer⸗Hachen⸗ 
burg, Kommentar Bd. I S. 138.— Iſt auf Grund des § 36 HGB. 
eine Eintragung erfolgt, fo kann die Löſchung nur nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften, welche für die Löſchung kaufmänniſcher 
Firmen gelten, erfolgen. HGB. $ 3 Schlußfſatz. 
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Das die Beſchwerde zurückweiſende Landgericht Potsdam 
führte aus, daß aus § 36 ein Recht der Stadtgemeinde, ihr 
vor 1. Januar 1900 eingetragenes kaufmänniſches Unter⸗ 
nehmen wieder löſchen zu laſſen, nicht zu folgern ſei. 

Die weitere Beſchwerde wurde vom Kammergericht 
I. Ziv. Sen. durch Beſchluß vom 14. November 1904 zurück⸗ 
gewieſen. 

Aus den Gründen (nach Deutſche Jur. Ztg. 1905 
S. 172, auch veröffentlicht Jahrb. der Entſch. des Kammer⸗ 
gerichts Bd. XXVIII S. 213): 

Unter der Herrſchaft des früheren Handelsgeſetzbuchs 
mußten öffentlich⸗rechtliche Korporationen, falls ſie gewerbs⸗ 
mäßig Handelsgeſchäfte betrieben, ſich in das Handelsregiſter 
eintragen laſſen. Tatſächlich war jedoch die Eintragung nur 
ausnahmsweiſe erfolgt, und der Verfaſſer des Entwurfes des 
neuen Handelsgeſetzbuchs erkennt an, daß für den Eintragungs⸗ 
zwang ein Bedürfnis nicht vorliege, weil für die Offentlich⸗ 
keit der Rechtsverhältniſſe bei ſtaatlichen und kommunalen 
Unternehmungen ſchon in anderer Weiſe hinreichend geſorgt 
ſei. Auf Grund dieſer Erwägungen ſollte beſtimmt werden, 
daß in Betreff derartiger Unternehmungen „eine Verpflichtung 
zur Anmeldung behufs der Eintragung in das Handelsregiſter 
nicht beſtehe“; dagegen ſollte gleichzeitig das Recht der Unter⸗ 
nehmer, die Eintragung zu erwirken, gewahrt bleiben. Die 
Abſicht des Verfaſſers ging alſo dahin, dem vorhandenen 
tatſächlichen Zuſtand eine geſetzliche Unterlage zu geben, und 
bei der ſpäteren Beratung und Beſchlußfaſſung iſt weder an 
dem Wortlaute des Entwurfes (§ 35) etwas geändert worden, 
noch irgendwo davon die Rede geweſen, daß die Beſtimmung 
eine andere als die vom Verfaſſer bezeichnete Bedeutung 
haben ſolle. Berückſichtigt man hierzu, daß der Ausdruck: 
„braucht nicht eingetragen zu werden“ mit dem Ausdruck: 
„braucht nicht eingetragen zu ſein“ keineswegs gleichbedeutend 
iſt, fo läßt ſich weder aus der Entſtehungsgeſchichte des $ 36, 
noch aus dem Wortlaute des § 36 HGB. ein weiter gehen⸗ 
der Wille des Geſetzgebers als der, die Anmeldungspflicht 
jener Korporationen zu beſeitigen, entnehmen. Insbeſondere 
kann aus § 36 HGB. allein nicht gefolgert werden, daß der 
Geſetzgeber zu Gunſten der letzteren etwas dem früheren Re⸗ 
giſterrecht völlig Fremdes, nämlich die Möglichkeit willkürlicher 
Löſchung einer an ſich zuläſſigen Eintragung, hätte ſchaffen 
wollen. Hierzu würde es einer ganz unzweideutigen Beſtim⸗ 
mung bedurft haben; denn nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
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ſätzen dürfen Ausnahmevorſchriften, und eine ſolche ſtelle § 36 
dar, nicht ausdehnend ausgelegt werden. Daß den genannten 
Korporationen auch hinſichtlich ihrer Rechnungsabſchlüſſe eine 
Sonderſtellung eingeräumt worden ſei (vgl. $ 42 HGB.), 
rechtfertigt eine ausdehnende Auslegung des § 36 jedenfalls 
ue Dieſe Sonderſtellung ift von der Eintragung unab⸗ 
ängig. ... | 

Auch aus dem Fehlen einer dem § 3 Abi. 2 Satz 2 
a. a. O. entſprechenden Vorſchrift für die Fälle des § 36 
darf nicht entnommen werden, daß der Geſetzgeber mit der 
Abſchaffung der Anmeldungspflicht zugleich die freie Löſchungs⸗ 
beſugnis der öffentlichen Korporationen anerkannt habe. Daß 
es auch für eine Unterſcheidung zwiſchen den vor und nach 
dem Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches erwirkten 
Eintragungen an der geſetzlichen Handhabe mangelt, ergibt 
ſich aus den vorſtehenden Ausführungen von ſelbſt. Dem 
früheren Handelsrechte war eine Löſchung nach Gutdünken 
des Eingetragenen unbekannt, und das neue Geſetz hat eine 
ſolche ebenſowenig zugelaſſen. 


30. Unzuläſſigkeit der Eintragung von Handlungsvollmachten 
in das Handelsregiſter. 


Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Sen. vom 12. De 
zember 1904. — zung Juriſtenzeitung 1905 Nr. 6 
. 347. 


Andere Vollmachten als Prokuren ſind in 
das Handelsregiſter nicht einzutragen. 
HGB. alter Faſſung Art. 12, 45, 46; HGB. 85 53, 54. 


Daß Handlungsvollmachten zur Eintragung ins Handels⸗ 
regiſter nicht geeignet find, unterliegt keinem Bedenken; Art. 12 
des a. HGB. beſtimmt: „Bei jedem Handelsgerichte iſt ein 
Handelsregiſter zu führen, in welches die in dieſem Geſetz⸗ 
buche angeordneten Eintragungen aufzunehmen ſind.“ Auf 
Grund dieſer Vorſchrift beſtand kein Zweifel, daß eine Er⸗ 
weiterung der geſetzlich zugelaſſenen Eintragungen lediglich 
aus Zweckmäßigkeitsgründen unzuläſſig ſei. Nun war zwar 
in Art. 45, 46 die Eintragung der Prokura eingeſchoben, 
eine gleiche Beſtimmung bezüglich der Handlungsvollmachten 
aber nicht getroffen. Das beruhte nicht auf Zufall. In der 
Nürnberger Kommiſſion wurde angeregt, ob nicht die Ein⸗ 
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tragung von Vollmachten, welche nicht Prokuren ſind, ver⸗ 
langt oder doch freigelaſſen werden ſolle. Man war aber 
der Anſicht, daß zu keinem der beiden ein Bedürfnis beſtehe. 
Es wurde deshalb beſchloſſen, daß weder eine Verpflichtung 
zur Eintragung auszuſprechen, noch für freiwillige Eintragung 
Regiſter zu eröffnen ſeien. An dieſem Zuſtande iſt durch 
das neue Handelsgeſetzbuch nichts geändert. Zwar iſt Art. 12 
fortgelaſſen, aber nicht, um ſeinen Inhalt zu beſeitigen ), 
ſondern als überflüſſig, weil das Handelsgeſetzbuch an jeder 
einſchlägigen Stelle vorſchreibt, daß die Eintragung der be⸗ 
treffenden Tatſache zu erfolgen hat. Ausdrücklich bezüglich 
der Eintragung der Handlungsvollmacht wird in der Denk⸗ 
ſchrift bemerkt, daß zur Beibehaltung der Verallgemeinerung 
der in einzelnen Landesgeſetzen enthaltenen Vorſchriften!) 
über die Zuläſſigkeit ſolcher Eintragungen umſoweniger eine 
Veranlaſſung vorliege, als einem Dritten, der von der Zu⸗ 
rücknahme einer Handlungsvollmacht keine Kenntnis erhalten 
habe, die SS 170—173 B. GB. künftig ausreichenden Schutz 
gewährten ). Alſo auch bei der Beratung des neuen Handels⸗ 
geſetzbuchs iſt die Eintragung von Vollmachten in das Handels⸗ 
regiſter ausdrücklich abgelehnt. Übrigens hat auch das 
Kammergericht bereits die Eintragung anderer handelsrecht⸗ 
licher Vollmachten als der Prokura für unzuläſſig erklärt. 


1) Denkſchrift zu dem Entwurf eines Handelsgeſetzbuches S. 24 ff. 
J. Guttentag 1897. 

2) Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch alter Faſſung für Hannover 
§ 13, Mecklenburg⸗Schwerin und ⸗Strelitz $ 17, Oldenburg Art. 13, 
Bremen $ 11. Diefe landesgeſetzlichen Beſtimmungen find mit dem 
1. Januar 1900 veraltet. 

3) Beſchluß vom 22. Dezember 1902, in dieſer Zeitſchrift Bd. LIV 
S. 271 ff. Es iſt dort angenommen: „Wird die Prokura auf die 
Befugnis zur Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken aus⸗ 
gedehnt, fo iſt dieſe Erweiterung zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter geeignet.“ Dagegen die Anmerkung daſelbſt S. 272 ff. — 
Iſt eine Prokura ſeinerzeit nicht eingetragen worden, ſo kann bei 
erfolgter Aufhebung der aus $ 15 HGB. ſich ergebenden Vorteile 
die handelsrichterliche Bekanntmachung dadurch erreicht werden, daß 
die Prokura nachträglich eingetragen und gleichzeitig widerrufen 
wird mit öffentlicher Bekanntmachung. So z. B. Staub, Kom⸗ 
mentar 6. und 7. Aufl. Bd. I S. 98. 
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31. Feſtſtellung des Begriffes Zweigniederlaſſung; tatſächliche 
Anforderungen für deren Daſein; Vorausſetzungen, unter 
denen Generalagenturen einer Verſicherungsgeſellſchaft als 
Zweigniederlaſſung zur Aumeldung und Eintragung in das 
Handelsregiſter augehalten werden können ). 


Beſchluß des Kammergerichts J. Ziv. Senat vom 3 Ob 

tober 1904. — Entſcheidungen in Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit, zuſammengeſtellt im Reichs⸗ 

juſtizamt Bd. V S. 56 ff. — Jahrbuch der Entſcheidungen 
des Kammergerichts Bd. XXVIII S. A 208. 


*Die Generalagentur einer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, die zur Feſtſtellung von Entſchädi— 


1) Durch Beſchluß vom 26. September 1863 hat das Kammergericht 
dahin entſchieden, daß die Subdirektion der Aachen⸗Münchener 
Feuerverſicherungsgeſellſchaft in Berlin nicht als eine Zweignieder⸗ 
laſſung zu erachten ſei und deshalb zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter nicht angehalten werden könne. Berliner Börſen⸗Zeitung 
Nr. 454 vom 29. September 1863. Die für das Dafein einer 
Zweigniederlaſſung erforderliche Selbſtändigkeit iſt für die General⸗ 

agenturen der inländiſchen Verficherungsgeſellſchaften, ſoviel fich 
überſehen läßt, verneint und von einer Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter abgeſehen worden. Mit Rückſicht auf das preußiſche Geſetz 
über die Handelskammern vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 
§ 3 (in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 392) haben die Han⸗ 
delskammern (8 126 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) die Tatfrage über das Daſein der 
Zweigniederlaſſungen überhaupt und namentlich anlangend die 
Generalagenturen der Verficherungsgeſellſchaften in Anregung ge: 
5 pu Kammergericht hat feine Auffaſſung von 1863 erneut 
eſtgeſtellt. 

Zu vergleichen ferner: Entſch. des Kammergerichts I. Ziv. Sen. 
vom 11. November 1884, 29. Juni 1885 (Jahrb. der Entſch. des 
Kammergerichts Bd. V S. 22, 23), vom 30. April 1894 (ebendaſ. 
Bd. XIV S. 12), vom 18. April 1898 (ebendaſ. Bd. XVIII S. 17), 
vom 10. Juni 1901 (ebendaſ. Bd. XXII S. A 91), vom 11. April 
1904 (ebendaſ. Bd. XXVII S. 211 ff.). Dieſe Zeitſchrift Bd. LIII 
S. 181, Bd. LVI S. 228 ff. 

Für den Geſchäftsbetrieb der ausländiſchen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften war früher bereits das Daſein von Zweigniederlaſſungen 
angenommen worden (Zentralorgan für den deutſchen Handelsſtand 
1863 Nr. 48, 49 S. 215 ff.). Durch das Reichsgeſetz über die 

privaten Verficherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (in 
dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 472 ff., 500) 88 85—91 find für 
die ausländiſchen Verſicherungsunternehmungen, welche im Reich 
das Verſicherungsgeſchäft betreiben wollen (Lehmann⸗ Ring, 
Kommentar zu $ 200 HGB.; Staub, Kommentar ebendaf. Bb. I 
S. 600), derartige Anforderungen geſtellt, daß bei Erfüllung der⸗ 
ſelben das Daſein einer regiſterpflichtigen Zweigniederlaſſung nicht 

in Zweifel zu ziehen iſt. 
| Betreffend die Verpflichtung eines Verficherungsagenten zur 
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gungsanſprüchen nicht befugt und mit einem be⸗ 
ſonderen Geſellſchaftsvermögen nicht ausgeſtattet 
iſt, bildet keine Zweigniederlaſſung. 

HGB. 88 13, 201. 


Das Amtsgericht Hannover hatte auf Antrag der dor⸗ 
tigen Handelskammer dem Vorſtande der Sch. Feuerverſiche⸗ 
rungsaktiengeſellſchaft zu B. aufgegeben, bei Vermeidung 
einer Ordnungsſtrafe die von dem Generalagenten E. in H. 
betriebene Generalagentur als Zweigniederlaſſung zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter anzumelden. Nach ſtatt⸗ 
gehabter Verhandlung wurde der Antrag abgewieſen, weil 
die für eine Zweigniederlaſſung erforderliche Selbſtändigkeit 
fehle. Mit derſelben Begründung wurde die Beſchwerde der 
Handelskammer vom Landgericht abgewieſen. 

Die weitere Beſchwerde wurde vom Kammergericht 
I. Ziv. Sen. durch Beſchluß vom 3. Oktober 1904 zurück⸗ 
gewieſen mit folgender 

Begründung: 

Von einer Begriffsbeſtimmung der Zweigniederlaſſung 
hat das Geſetz Abſtand genommen. Die Denkſchrift zum 
Entwurfe des neuen HGB. (§ 13, Heymannſche Ausgabe 
S. 13) erwägt, daß ſie ſich in befriedigender Weiſe im Ge⸗ 
ſetze nicht geben laſſe und daß die Rechtſprechung auch ohne 
eine ſolche geſetzliche Beſtimmung bisher zu angemeſſenen 
Ergebniſſen gelangt ſei. Nach der in dieſer Weiſe gebilligten 
Rechtſprechung iſt eine Zweigniederlaſſung dann vorhanden, 
wenn ein Kaufmann außerhalb des Ortes ſeines Hauptgeſchäfts 
einen auf die Dauer berechneten Mittelpunkt wenigſtens für 
einen beſtimmten Kreis ſeiner geſchäftlichen Beziehungen ein⸗ 
gerichtet hat. Die Zweigniederlaſſung muß aber gegenüber 
dem Hauptgeſchäft eine gewiſſe Selbſtändigkeit haben. Es 
müſſen von ihr aus ſelbſtändig Geſchäfte gemacht werden, 
und zwar nicht bloß nebenſächliche, nicht bloße Vorbereitungs⸗, 
Vermittelungs⸗ oder Ausführungsgeſchäfte oder nach genau 
gegebenen Anweiſungen ſchematiſch zu erledigende, ſondern 
auch für das gewerbliche Unternehmen weſentliche, mit einer 
gewiſſen Freiheit der Entſchließung für die Leiter der Zweig⸗ 
niederlaſſung. Dieſe muß eine äußerlich ſelbſtändige Leitung 


Anmeldung einer Firma iſt zu vergleichen Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts I. Ziv. Sen. vom 18. Auguſt 1901 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LIII S. 195). 
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haben; ſie muß ferner mit einem nach innen geſonderten 
Geſchäftsvermögen ausgeſtattet ſein und es muß für ſie eine 
beſondere Buchführung beſtehen. Sie muß mithin ſo orga⸗ 
niſiert ſein, daß ſie auf Grund ihres Geſchäftsbetriebs beim 
Wegfalle der Hauptniederlaſſung als eigene Handelsnieder⸗ 
laſſung fortbeſtehen könnte. An dieſen Erforderniſſen iſt auch 
unter der Herrſchaft des neuen HGB. feſtgehalten worden 
und weiterhin feſtzuhalten (Entſch. des RO HG. Bd. XIV 
S. 401, Bd. XVII S. 318 ff., RG. Bd. II S. 387 ff., Bd. L 
S. 398 ff., Jahrb. für Entſch. des KG. Bd. V S. 22 ff., 
Bd. XIV S. 12, Bd. XVIII S. 17, Bd. XXII S. A 91, 
Bd. XXVII S. A 211, RIA. Bd. IV S. 159, Mugdan⸗ 
Falkmann, ROLG. Bd. II S. 91, 92, 198). 

Im vorliegenden Falle kommt zunächſt in Frage, ob die 
in H. befindliche Generalagentur der Sch. Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaft eine gewerbliche Einrichtung dieſer Geſellſchaft 
oder eine ſolche des Generalagenten E. bildet, ob alſo dieſer 
Handlungsagent im Sinne des § 1 Abſ. 1 Nr. 3, 7 und des 
§ 84 HGB. und damit felbſtändiger Kaufmann iſt oder ob 
er als unſelbſtändiger Angeſtellter Handlungsgehilfe, Beamter 
der Geſellſchaft deren Geſchäft leitet (zu vergleichen Jahrbuch 
Bd. XIX S. 20 ff., Bd. XXII S. A 76 ff., ROL G. Bd. VI 
S. 507). Dieſe Frage iſt von den Vorderrichtern im gegen⸗ 
wärtigen Verfahren nicht geprüft worden. Dagegen hat das 
Regiſtergericht in einem auf die Eintragung des General⸗ 
agenten E. in das Handelsregiſter abzielenden Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren feſtgeſtellt, daß E. nicht ſelbſtändiger Gewerbe⸗ 
treibender, ſondern unſelbſtändiger Angeſtellter der Geſellſchaft 
ſei. Eine Nachprüfung dieſer Entſcheidung iſt nicht erforder⸗ 
lich; denn, auch wenn ſie zutreffend iſt, folgt daraus nur, 
daß die Generalagentur eine gewerbliche Einrichtung, aber 
nicht, daß ſie eine Zweigniederlaſſung der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft im Sinne des § 13 HGB. bildet. Etwas anderes 
kann auch nicht aus den von der Beſchwerdeführerin ange⸗ 
zogenen Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts in Staats⸗ 
ſteuerſachen hergeleitet werden. Das Urteil Bd. IV S. 342 ff. 
ſpricht den Rechtsgrundſatz aus, daß, wenn ein Verſicherungs⸗ 
agent Beamter der Verſicherungsgeſellſchaft iſt, der Ort ſeines 
Sitzes Betriebsort der Geſellſchaft im Sinne des § 38 Gew. ⸗ 
St. G. vom 24. Juni 1891 ſei. Betriebsort in dieſem Sinne 
iſt aber nicht gleichbedeutend mit Zweigniederlaſſung, ſondern 
nach $ 2 daſ. jeder Ort, an dem ſich eine Zweigniederlaſſung, 
Fabrikations-, Ein: oder Verkaufsſtätte befindet oder in ſon⸗ 
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ſtiger Weiſe ein ſtehender Betrieb unterhalten wird (S. 348 
a. a. O.). Zweigniederlaſſung iſt hiernach ein engerer Be⸗ 
griff als ſtehender Betrieb und bloß auf letzteren kam es in 
jener Entſcheidung an (S. 345 a. a. O.). In dem Urteile 
Bd. VIII S. 438 handelte es ſich nur um die Frage, ob der 
Generalagent einer Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſtändiger Ge⸗ 
werbetreibender oder Beamter der Geſellſchaft ſei. In dem 
im Miniſterialblatte der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 
1904 S. 241 veröffentlichten Falle ſtand in Frage, ob die 
Verſicherungsgeſellſchaft am Sitze ihres als Subdirektor be⸗ 
zeichneten Generalagenten eine Betriebsſtätte im Sinne des 
§ 3 Abi. 2 Nr. 4 des Gef. vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 
1897 über die Handelskammern habe. Da der Begriff Be⸗ 
triebsſtätte ebenſo wie der erörterte Ausdruck Betriebsort 
eine weitere Bedeutung hat als das Wort Zweigniederlaſſung, 
iſt auch dieſe Entſcheidung für den vorliegenden Fall be⸗ 
deutungslos. Die gewerbliche Anlage iſt, wie dargelegt, nur 
dann eine Zweigniederlaſſung, wenn ſie der Hauptniederlaſſung 
gegenüber eine Selbſtändigkeit beſitzt, die ſie befähigt, an ſich 
Hauptniederlaſſung zu ſein. Die Beſchwerdeführerin iſt zwar 
der Anſicht, daß bei Verſicherungsgeſellſchaften von dieſem 
Erfordernis abzuſehen ſei, weil ſolche Geſellſchaften ohne 
Agenturen kaum beſtehen, die Generalagenturen daher nicht 
als rechtlich belangloſe Nebenetabliſſements gelten könnten. 
Aber gerade wenn die Generalagenturen weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Organismus der Verſicherungsgeſellſchaften ſind, ſo 
ſpricht dies eher gegen als für ihre Eigenſchaft als Zweig⸗ 
niederlaſſungen (Entſch. des ROHG. Bd. XVII S. 319). 
Auch die Eiſenbahnſtationen ſind notwendige Glieder im Ge⸗ 
ſamtorganismus der Eiſenbahnunternehmungen und doch, wie 
allgemein anerkannt wird, keine Zweigniederlaſſungen (RG. 
Bd. II S. 386 ff., zu vgl. Bd. L S. 399). Ein weſentliches 
Merkmal für das Vorhandenſein einer Zweigniederlaſſung 
iſt, daß in ihr Geſchäfte abgeſchloſſen werden und zwar nicht 
nur nebenſächliche, den Abſchluß oder die Ausführung der 
weſentlichen Geſchäfte unterſtützende oder erleichternde, ſon⸗ 
dern weſentliche, zu dem eigentlichen Geſchäftsganzen der 
Hauptniederlaſſung gehörende und nicht lediglich nach den 
von der Hauptniederlaſſung genau gegebenen Anweiſungen 
oder mit beſtimmtem Vertragsinhalte, ſondern mit einer ge⸗ 
wiſſen Selbſtändigkeit der Entſchließung. Dieſes Kennzeichen 
fehlt im vorliegenden Falle, ſoweit es ſich um Einbruchdieb⸗ 
diebſtahlsverſicherungen handelt. Solche Verſicherungen hat 
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E. nach dem mit der Geſellſchaft geſchloſſenen Vertrage vom 
3./5. September 1901 nur zu vermitteln, nicht abzuſchließen. 
Dagegen iſt er nach der ihm von der Geſellſchaft erteilten 
Vollmacht vom 10. November 1891 ermächtigt, „Verſiche⸗ 
rungsverträge gegen Feuers⸗, Exploſions⸗ und Transport: 
gefahr ſowie gegen die Gefahr des Zerbrechens von Spiegel⸗ 
ſcheiben ſelbſtändig und mit voller Verbindlichkeit“ für die 
Geſellſchaft in dem ihm angewieſenen Bezirk abzuſchließen 
und zu prolongieren, demgemäß Policen, Prolongationsſcheine, 
Nachträge und Prämienquittungen ſelbſt auszufertigen und 
zu unterzeichnen. Aber einmal handelt es ſich beim Abſchluſſe 
ſolcher Verträge um Geſchäfte, die nach genauen Anweiſungen 
ſchematiſch zu erledigen ſind, da die Verſicherungsbedingungen 
und Prämienſätze vom Vorſtande der Geſellſchaft für die 
einzelnen Ortſchaften ein für allemal feſtgeſetzt werden, und 
außerdem kann dieſes Moment für die Annahme, daß eine 
Zweigniederlaſſung beſteht, keinesfalls ausreichen. Von einer 
Selbſtändigkeit, durch welche die Generalagentur befähigt 
wird, an ſich Hauptgeſchäft zu ſein, kann nicht geſprochen 
werden, wenn der Generalagent nicht auch ermächtigt iſt, 
über die Erfüllung der von ihm abgeſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
verträge beim Eintritt eines Schadens ſelbſtändig zu be⸗ 
ſchließen, die vom Verſicherten erhobenen Schadenserſatz⸗ 
anſprüche anzuerkennen, auf Einreden zu verzichten, Vergleiche 
zu vereinbaren und überhaupt die dem Verſicherer obliegen⸗ 
den Leiſtungen ſelbſtändig feſtzuſtellen und zu begleichen (zu 
vgl. Entſch. des RO HG. Bd. XIV S. 402, Ehrenberg, 
Verſicherungsrecht Bd. I § 10 28 S. 95). Dieſe Befugniſſe 
folgen nicht ohne weiteres aus der Ermächtigung, für den 
Verſicherer in deſſen Namen Verſicherungsverträge abzuſchließen 
(zu vgl. Begründung zum § 42 des Entwurfs eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag S. 94); ſie müſſen dem Agenten 
beſonders beigelegt werden. Dies iſt jedoch im vorliegenden 
Falle nicht geſchehen. Nach der Vollmacht vom 10. November 
1891 ſoll E. nur berechtigt ſein, „die Intereſſen der Geſell⸗ 
ſchaft bei Ermittelung und Regulierung der Brand⸗, Explo⸗ 
ſions⸗, Transport⸗ und Glasſchäden unter Vorbehalt (der) 
ſchließlichen Genehmigung (der Generaldirektion) wahrzu⸗ 
nehmen und zu vertreten“. Er iſt danach, auch nach außen 
hin, zur ſelbſtändigen Feſtſtellung von Entſchädigungsanſprüchen 
nicht befugt, wie er auch bei ſeiner Vernehmung bekundet 
hat. Der Generalagentur fehlt es ferner an einem nach 
innen geſonderten Geſchäftsvermögen. E. iſt zwar inhalts 


574 Rechtsſprüche. 


der Vollmacht vom 10. November 1891 und des Vertrags 
vom 3.5. September 1901 zur ſelbſtändigen Einziehung der 
in ſeinem Bezirk aufkommenden Prämiengelder und Gebühren 
ermächtigt und er bewirkt, wie er bezeugt hat, die Auszahlung 
der Entſchädigungen. Dabei handelt er jedoch nur als Zahl⸗ 
ſtelle. Die bei ihm für die Geſellſchaft eingehenden Gelder 
bilden nicht einen vom übrigen Geſellſchaftsvermögen abge: 
ſonderten Fonds, der zunächſt zur Beſtreitung der Ausgaben 
dient und ſich im übrigen als Reſerve und Gewinn darſtellt, 
ſondern der Generalagent E. hat grundſätzlich die Einnahmen, 
ſoweit ſie nicht alsbald zur Auszahlung gelangen, an die 
Generaldirektion abzuführen und erhält von dieſer die zu 
den Ausgaben nötigen Gelder, ſoweit er nicht gerade ſolche 
eingezogen hat. Mit der Anlegung, Verwaltung und Bereit⸗ 
ſtellung der Prämien⸗ und ſonſtigen Reſerven iſt, wie ſeine 
Ausſage ergibt, nicht er, ſondern ausſchließlich die General⸗ 
direktion befaßt. 

Das Kammergericht nimmt deshalb, in Abweichung von 
älteren Entſcheidungen (Jahrbuch Bd. V S. 22 ff.) ) und von 
den in den Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. II S. 288 
wiedergegebenen, übrigens den Begriff der Niederlaſſung im 
Sinne des § 21 ZRO. neue Faſſ. betreffenden Geſetzes⸗ 
materialien, dagegen in Übereinſtimmung mit Brendel 
(Gruchot Bd. XXXIII S. 229 ff.), Ehrenberg (a. a. O. 
§ 10 zu III S. 94 ff., $ 21 zu I E. 2 S. 210), Ludewig 
(in Buſchs Archiv Bd. XLVI S. 15 ff.) und Ring (Aktien⸗ 
geſetz 2. Aufl. Anm. 4 zu Art. 212 S. 286) an, daß die hier 
in Rede ſtehende Generalagentur keine Zweigniederlaſſung 
im Sinne des § 13 des Handelsgeſetzbuchs iſt. 


32. Mitſtimmen nicht ſtimmberechtigter Perſonen in einer 
Generalverſammlung: Einfluß auf den Beſchluß; Frage der 
Löſchung des Beſchluſſes von Amts wegen. 
Beſchluß des Oberlandesgerichts Roſtock vom 23. Juni 
1904. — Entſcheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt, Bd. IV S. 214. — 
Jahrbuch der ä des Kammergerichts Bd. XXVIII 
. À 311. 


Die Generalverſammlung einer Genoſſen⸗ 
ſchaft büßt noch nicht dadurch, daß fie nicht ſtimm⸗ 


1) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bd. LVI S. 228 ff. 
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berechtigte Perſonen als ſtimmberechtigt anſehen 
und an der Beſchlußfaſſung teilnehmen ließ, 
ihren Charakter als Generalverſammlung ein. 
War die Teilnahme der Unberechtigten für das 
Ergebnis der Abſtimmung belanglos, ſo kann auf 
die Teilnahme eine Ungültigkeit des Beſchluſſes 
nicht gegründet werden. War die Teilnahme 
von ausſchlaggebender Bedeutung und war der 
Beſchluß in das Regiſter eingetragen, ſo iſt doch 
eine Löſchung von Amts wegen nicht ſtatthaft. 


N betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, vom 

1. Mai 1889, Faſſung vom 10. Mai 1897 588 43, 47. Reichsgeſetz vom 

17. Mai 1898, Faſſung u 2 nn 1898 $$ 18, 141 ff. HGB. 
N „271 


In der Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft war 
der Austritt zweier Mitglieder des Vorſtandes und an deren 
Stelle Neuwahl beſchloſſen. Die Ergebniſſe der Beſchlüſſe 
waren in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen. Von einem 
Genoſſen wurde beim Regiſterrichter die Löſchung von Amts 
wegen beantragt, weil zwei Nichtgenoſſen bei der Wahl be⸗ 
teiligt geweſen ſeien; der Antrag wurde zurückgewieſen; 
ebenſo vom Landgericht. 

Der weiteren Beſchwerde hat auch das Oberlandesgericht 
Roſtock den Erfolg verſagt und in den Gründen aus⸗ 
geführt: 

„Die Anſicht des Beſchwerdeführers, die in der General⸗ 
verſammlung der Genoſſenſchaft über die Wahlen von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern gefaßten Beſchlüſſe ſeien ſchon um deswillen, 
weil zwei Perſonen, die nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft 
waren, wie er behauptet hat, entgegen der Vorſchrift des 
$ 43 Gen. Geſ. in der Faſſung vom 20. Mai 1898 an der 
Beſchlußfaſſung teilgenommen haben, nicht von der General⸗ 
verſammlung, ſondern von anderen Perſonen gefaßt, ſie 
ſeien alſo überhaupt keine Generalverſammlungsbeſchlüſſe, iſt 
fehlſam. Denn die Generalverſammlungen der Genoſſenſchaft 
büßten noch nicht dadurch, daß ſie nicht ſtimmberechtigte 
Perſonen als ſtimmberechtigt anſahen und an der Beſchluß⸗ 
faſſung teilnehmen ließen, ihren Charakter als Generalver⸗ 
ſammlung ein, und die von ihnen unter Mitwirkung zweier 
Nichtmitglieder gefaßten Beſchlüſſe ſind daher als General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe anzuſehen, die nur wegen dieſer Mit⸗ 
wirkung nicht einmal unter allen Umſtänden, nämlich dann 
nicht, ungültig waren, wenn die Teilnahme der Nichtmit⸗ 
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glieder an der Beſchlußfaſſung für das Ergebnis der Ab⸗ 
ſtimmung belanglos war (zu vgl. Pariſius und Crüger, 
Das Reichsgeſetz, betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, 4. Aufl., zu $ 43 Anm. 7 S. 327). War 
die Teilnahme von ausſchlaggebender Bedeutung, ſo mochten 
die gefaßten Beſchlüſſe geſetzwidrig zu ſtande gekommen und 
ungültig ſein, ſie waren aber trotzdem tatſächlich von der 
Generalverſammlung gefaßte Beſchlüſſe, und waren ſie in 
das Regiſter eingetragen, ſo waren ſie eingetragene General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe im Sinne des § 147 Abſ. 3 Frw. G. G., 
der ſtets ungültige Beſchlüſſe vorausſetzt. Die Löſchung 
dieſer Beſchlüſſe von Amts wegen iſt aber nicht, wie zu⸗ 
treffend in der Denkſchrift zum Entwurfe des Frw. G. G. 
hervorgehoben iſt (zu vgl. Pariſius und Crüger a. a. O. 
zu § 97 S. 468, das Frw. G.G. in der Ausgabe Berlin, 
Karl Heymanns Verlag, S. 123, 283), ſchon deshalb zu⸗ 
läſſig, weil ſie unter Verletzung der Vorſchriften über die 
Abſtimmung zu ſtande gekommen ſind. Das Beſchwerde⸗ 
gericht hat ſich daher durch Heranziehung des § 147 Abſ. 3 
ſowie durch Nichtanwendung des § 147 Abſ. 1 keiner Geſetzes⸗ 
verletzung ſchuldig gemacht, und der angefochtene Beſchluß läßt 
auch im übrigen eine Geſetzesverletzung nicht erkennen.“ — 


Anmerkung. § 18 des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit kommt nicht in Betracht. Die Löſchung eines 
eingetragenen Generalverſammlungsbeſchluſſes einer Genoſſen⸗ 
ſchaft von Amts wegen als nichtig iſt durch die Worte um⸗ 
grenzt: „wenn er durch ſeinen Inhalt zwingende Vorſchriften 
des Geſetzes verletzt und ſeine Beſeitigung im öffentlichen 
Intereſſe erforderlich erſcheint.“ 

Das Anfechtungsrecht im Wege der Klage iſt durch § 51 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes geſichert. Der Regel nach wird 
eine ſpätere ordnungsmäßige Generalverſammlung den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß aufheben können. Für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften kommen dieſelben Grundſätze zur Anwendung (HGB. 
$ 271. Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften Bd. II 
Ss 211 ff. Reichsgeſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
§ 242). — Auch in der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
iſt ebenſo wie der beſſernde ſpätere Beſchluß die Anfechtungs⸗ 
klage zuſtändig und zwar ohne Zeitbeſchränkung (vgl. Staub, 
Kommentar zum Reichsgeſetz, betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, S. 265 ff.). 
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33. Prüfung der Anträge von Aktionären wegen Aukündigung 

der Tagesordnung einer Generalverſammlung. Zuwahl von 

Aufſichtsratsmitgliedern bei der Beſchlußfaſſung über Er⸗ 
höhung ihrer Zahl. Ä | 

Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Senat vom 15. Oktober 

1904.— Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts. 
Bd. XXVIII S. A 216. 

*a) Beantragen Aktionäre, ſie zur Ankündi⸗ 
gung eines Gegenſtandes zur Beſchlußfaſſung 
einer Generalverſammlung zu ermächtigen, ſo 
hat das Gericht auch über die ſachliche Beredti- 
gung des Verlangens unter Würdigung der Ver⸗ 
hältniſſe zu entſcheiden. 

*b) Die Generalverſammlung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft kann alsbald nach Faſſung eines 
Beſchluſſes über Erhöhung der Zahl der Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder und vor deſſen Eintragung 
in das Handelsregiſter die Zuwahlen in die neuen 
Stellen vornehmen; die Gewählten dürfen jedoch 
erſt nach der Eintragung des Beſchluſſes in 
Tätigkeit treten. | 

HGB. 55 254, 277 Abſ. 3. 


34. Verfahren behufs Löſchung einer zu Unrecht bewirkten 
Eintragung der erfolgten Erhöhung des Grundkapitals eiuer 
Aktiengeſellſchaft. Perſöuliche Anmeldung der Erhöhung 
durch die Verpflichteten; Heilung von Mängeln. 
Beſchluß des Kammergerichts Berlin L Ziv. Senat vom 


28. November 1904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. XXVIII S. A 228 ff. 


* a) Die Löſchung einer zu Unrecht erfolgten 
Eintragung im Handelsregiſter kann von Amts 
wegen oder auf Antrag eines Anderen als des 
Beteiligten nur nach Maßgabe der $$S 142, 143 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgenommen wer⸗ 
den. Wird der Löſchungsantrag zurückgewieſen 
und handelt es ſich um die Eintragung der er⸗ 
folgten Erhöhung des Grundkapitals einer 

Aktiengeſellſchaft, fo iſt jeder Eigentümer alter 
Aktien beſchwerdeberechtigt. 
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* b) Die Anmeldung einer ſolchen Erhöhung 
zum Handelsregiſter iſt von den Mitgliedern 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats perſönlich 
zu bewirken. Hat ſich ein Mitglied durch einen 
Bevollmächtigten vertreten laſſen, ſo fehlt es 
an einer weſentlichen Vorausſetzung der Ein⸗ 
tragung, wofern nicht anderweit feſtgeſtellt wer⸗ 
den kann, daß den ſich aus $ 284 Abſ. 2 und 3, 
$ 195 Abſ. 3 des Handelsgeſetzbuchs ergebenden 
Erforderniſſen genügt iſt. Nimmt das vertretene 
Mitglied nachträglich die Anmeldung perſönlich 
vor, ſo iſt der Mangel in zuverläſſiger Weiſe 
beſeitigt. 

Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 5 vom 
vom 17. Mai 1899 55 142, 143. HGB. § 2 


— 


35. Eintragung der Erlöſchung der Firma einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft ohne Feſtſtellung des Ablaufes des Sperrjahres. 
Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Senat vom 19. Mai 


1904. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bb. XXVIII S. A 51. 


* Melden die Liquidatoren einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft das Erlöſchen der Firma zur Eintragung 
in das Handelsregiſter an, ſo hat das Regiſter⸗ 
gericht grundſätzlich nicht behufs der Eintragung 
feſtzuſtellen, daß das Sperrjahr des $ 301 des 
Handelsgeſetzbuchs verſtrichen iſt. Wird dem Re⸗ 
giſtergericht aus den Unterlagen der Anmeldung 
oder ſonſt der Nichtablauf des Sperrjahrs be— 
kannt, ſo kann es gleichwohl hieraus Bedenken 
gegen die Eintragung höchſtens unter dem Ge 
ſichtspunkt erheben, daß wegen der vorzeitigen 
Verteilung von Geſellſchaftsvermögen unter die 
Aktionäre Anſprüche der Geſellſchaft beſtänden, 
vor deren Erledigung die Liquidation nicht als 
beendigt anzuſehen ſei. 

HGB. 58 297, 300 — 302. 


Die Generalverſammlung der Aktionäre der Aktien⸗ 
geſellſchaft W. G. zu N. vom 29. Januar 1895 hatte die 
demnächſt regiſtrierte Auflöſung der Aktiengeſellſchaft und 
ihren Eintritt in die Liquidation beſchloſſen. In der General: 


Rechtsſprüche. 579 


verſammlung vom 4. Dezember 1903 wurde die Schluß⸗ 
rechnung und der Verteilungsplan des Liquidators vorgelegt 
und genehmigt, dem Liquidator und dem Aufſichtsrat Ent⸗ 
laſtung erteilt, ſowie beſchloſſen, daß der Liquidator die 
Beendigung der Liquidation und das Erlöſchen der Firma 
zum Handelsregiſter anmelden ſolle u. ſ.w. Der Liquidator 
ſtellte den entſprechenden Antrag. Das Regiſtergericht for⸗ 
derte die Einreichung der Belagsblätter über die Aufforderung 
an die Gläubiger zur Anmeldung ihrer Anſprüche, um den 
Ablauf des im § 301 HGB. beſtimmten Sperrjahrs prüfen 
zu können. Der Liquidator überbrachte drei Nummern des 
als Geſellſchaftsblatt beſtimmten Reichsanzeigers vom 16., 
18. und 19. Februar 1895, in denen ſich folgende „Bekannt⸗ 
machung“ befindet: 

„In der heute ſtattgefundenen Generalverſammlung 
wurde die Auflöſung der Geſellſchaft beſchloſſen, was 
ich unter Bezugnahme auf den Art. 243 des Handels⸗ 
geſetzbuchs zur Kenntnis der Gläubiger bringe. 

N. am 29. Januar 1905. 

W. G. zu N. in Liquidation. 
Der Liquidator: 
O. K.“ 

Das Amtsgericht lehnte die Eintragung der Liquidations⸗ 
beendigung und des Erlöſchens der Firma ab, weil die Be⸗ 
kanntmachung keine Aufforderung an die Gläubiger zur 
Meldung bei der Geſellſchaft enthalte, danach das Sperrjahr 
nicht in Lauf geſetzt worden, und weil der Ablauf des 
Sperrjahrs eine der Vorausſetzungen für die nachgeſuchte 
Eintragung ſei. Die Beſchwerde der Aktiengeſellſchaft war 
erfolglos. 

Ihrer weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: 

Nach Art. 243 des zur Zeit des Eintritts der Geſell⸗ 
ſchaft in die Liquidation geltenden alten Handelsgeſetzbuchs 
(in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juli 1884) war die 
Auflöſung der Aktiengeſellſchaft zu drei verſchiedenen Malen 
durch die hierzu beſtimmten öffentlichen Blätter bekannt zu 
machen und mußten durch dieſe Bekanntmachung zugleich die 
Gläubiger aufgefordert werden, ſich bei der Geſellſchaft zu 
melden. Die Beſtimmung iſt im weſentlichen unverändert 
in den § 297 neuen HGB. übergegangen. In ſachlicher 
Übereinſtimmung mit Art. 245 Abſ. 1 alten HGB. beſtimmt 
ſodann der § 301 Abſ. 1 neuen HGB., daß die Verteilung 
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des Vermögens (der Aktiengeſellſchaft) nur erfolgen dürfe, 
wenn ſeit dem Tage, an dem die im § 297 vorgeſchriebene 
Aufforderung an die Gläubiger zum dritten Male ſtattge⸗ 
funden hat, ein Jahr verſtrichen iſt. Die Feſtſetzung dieſes 
ſogenannten Sperrjahres betrifft, wie der Zuſammenhang des 
Geſetzes ergibt (Art. 245 Abſ. 1 und 2 alten, $$ 300, 301 
neuen HGB.), lediglich die Verteilung des Vermögens unter 
die Aktionäre. Für die Befriedigung der Gläubigeranſprüche 
iſt dagegen das Sperrjahr recht eigentlich beſtimmt. Im 
§ 302 Abſ. 1 neuen HGB. iſt ferner die dem bisherigen 
Rechte fremde Vorſchrift enthalten, daß, wenn die Liquidation 
beendigt und die Schlußrechnung gelegt iſt, die Liquidatoren 
das Erlöſchen der Geſellſchaftsfirma zur Eintragung in das 
Handelsregiſter anzumelden haben. Daß dieſe dem Gebiete 
der Regiſterführung angehörige Norm auch Liquidationen 
trifft, die zwar vor dem Inkrafttreten des neuen Handels⸗ 
geſetzbuches eingeleitet, aber erſt nach dieſem Inkrafttreten 
beendigt ſind, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Die Vorinſtanzen gehen nun davon aus, daß das Re⸗ 
giſtergericht vor der Eintragung des Erlöſchens der Firma 
den Ablauf des Sperrjahrs feſtzuſtellen und, wenn der Ab⸗ 
lauf nicht dargetan iſt, die Eintragung abzulehnen habe. 
Dieſer (auch von Pinner, Aktienrecht, HGB. §303 Anm. III, 
Staub, HGB. § 302 Anm. 6 geteilten) Auffaſſung war 
nicht zu folgen. 

Der $ 302 HGB. ſelbſt beſtimmt nicht, daß dem Re: 
giſtergerichte bei der Anmeldung des Erlöſchens der Firma 
Nachweiſungen zu führen ſeien. Das Regiſtergericht wird 
ſich in dieſer Hinſicht jedenfalls mit dem hier erbrachten 
Nachweiſe begnügen müſſen, daß die Generalverſammlung 
der Aktionäre als das oberſte Geſellſchaftsorgan nach Ab⸗ 
nahme der Schlußrechnung der Liquidatoren die Beendigung 
der Liquidation anerkannt hat. Daß durch das Regiſtergericht 
im übrigen das Vorliegen der ſachlichen Vorausſetzungen für 
die Liquidationsbeendigung nachzuprüfen ſei, iſt dem Geſetze 
nicht zu entnehmen. Die Liquidation iſt beendigt, ſobald 
das Gejellihaftsvermögen dem Geſetze gemäß vollſtändig 
unter die Berechtigten verteilt iſt. Es muß alſo (vgl. 85 300, 
301 HGB.) die Befriedigung der Gläubiger durch Leiſtung 
oder ihr gleichgeſtellte Hinterlegung ($ 378 B. GB.) und die 
Ausſchüttung des Überreſtes an die Aktionäre oder etwa ſonſt 
Berechtigte erfolgt ſein. Die geſetzmäßige Verteilung eines 
Überreſtes unter die Aktionäre ſetzt wiederum voraus, daß 
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das Sperrjahr verſtrichen iſt und daß die Gläubiger befrie⸗ 
digt oder geſichert find (88 300, 301 neuen, vgl. Art. 245 
mit Art. 202 alten HGB.). Daß das Regiſtergericht die 
Befriedigung oder Sicherſtellung der Gläubiger feſtzuſtellen 
hätte, iſt keinenfalls anzunehmen. Die Verpflichtung zu einer 
ſolchen Feſtſtellung, die auf eine Nachprüfung der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Liquidationsverfahrens im Intereſſe der Gläu⸗ 
biger hinauslaufen würde, hätte im Geſetze klaren Ausdruck 
finden müſſen. Gehört es aber mangels einer entſprechenden 
Vorſchrift des Geſetzes nicht zu den Obliegenheiten des Re⸗ 
giſtergerichts, die als die eine Vorausſetzung der Verteilung 
des Geſellſchaftsvermögens unter die Aktionäre aufgeſtellte 
Befriedigung oder Sicherſtellung der Gläubiger nachzuprüfen, 
ſo erſcheint die Annahme völlig willkürlich, daß das Regiſter⸗ 
gericht berufen ſein ſoll, den als die andere Vorausſetzung 
dieſer Verteilung beſtimmten Ablauf des Sperrjahres feſtzu⸗ 
ſtellen. Bringen vielmehr die Liquidatoren durch Anmeldung 
des Erlöſchens der Firma die Beendigung der Liquidation 
zur Kenntnis des Regiſtergerichts und ergibt überdies das 
nach $ 259 Abſ. 5 HGB. einzureichende Protokoll der Schluß: 
generalverſammlung, daß in ihr nach Abnahme der Schluß⸗ 
rechnung dieſe Beendigung anerkannt iſt, ſo hat das Regiſter⸗ 
gericht grundſätzlich nicht zu unterſuchen, ob das Sperrjahr 
abgelaufen, die Befriedigung ꝛc. der Gläubiger erfolgt und 
die Verteilung des Überreſtes bewirkt iſt. Lehmann⸗Ring, 
Handelsgeſetzbuch $ 302 Nr. 2. (Vgl. Makower, Handels: 
geſetzbuch $ 302 Anm. III b.) 

Hierdurch wird allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Regiſtergericht die Eintragung des Erlöſchens der Firma 
beanſtandet, wenn aus den Unterlagen der Anmeldung oder 
aus ſonſtigen Tatſachen die Nichtbeendigung der Liquidation 
hervorgeht. Ein Bedenken nach dieſer Richtung läßt ſich 
unter Umſtänden auch darauf ſtützen, daß eine Verteilung 
des Geſellſchaftsvermögens unter die Aktionäre vor Ablauf 
des Sperrjahrs ſtattgefunden hat. Denn eine ſolche ohne 
Rückſicht auf die Gläubigeranſprüche erfolgte Verteilung kann 
gemäß § 241 Abſ. 3 Nr. 5, § 298 Abſ. 2, $ 249 bi. 
neuen (ogl. Art. 226 Abſ. 2 Nr. 5, Art. 241 Abſ. 3 
Art. 244 a Abſ. 2 alten) HGB. Erſatzanſprüche der Geſell⸗ 
ſchaft gegen die Liquidatoren und Aufſichtsratsmitglieder, 
möglicherweiſe auch gegen die Empfänger des Vermögens, 
begründen. Die Geltendmachung dieſer Anſprüche würde in 
den Bereich des Liquidationsverfahrens fallen, das inſoweit 
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nicht als beendigt zu gelten hätte. Der vorliegende Fall 
bot indes zu einer Beanſtandung in dieſer Hinſicht nicht den 
mindeſten Anlaß. Die mit dem Generalverſammlungsproto⸗ 
kolle vom 4. Dezember 1903 ausgefertigte Schlußrechnung 
und die früher zu den Akten gelangten Nachweiſungen laſſen 
erkennen, daß die Liquidation zu einer Verteilung von Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen unter die Aktionäre nicht geführt hat. 
Es find danach mit dem Geſellſchaftsvermögen nur die 
Gläubiger, und auch dieſe nicht voll, befriedigt. Unter 
dieſen Umſtänden iſt die Ablehnung der Firmenlöſchung nicht 
haltbar. Es lag und liegt auch gegenwärtig kein Grund 
zu einem Zweifel vor, daß die Liquidation durch vollſtändige 
Verwendung des Geſellſchaftsvermögens zur tunlichen Be⸗ 
friedigung der Gläubiger beendet iſt. Da das Regiſter⸗ 
gericht auch einen neuerlichen Aufruf der Gläubiger nicht 
erzwingen könnte (vgl. $ 319 Abſ. 1 HGB.), würde die 
Verſagung der Firmenlöſchung nur die ſicherlich nicht dem 
Geſetz entſprechende Folge haben, daß die Geſellſchaft trotz 
tatſächlicher Beendigung ihrer Exiſtenz im Handelsregiſter 
verbliebe. 

Bemerkt mag übrigens werden, daß, falls die Liquida⸗ 
tion noch nicht beendigt wäre, die Löſchung der Firma einer 
Wiederaufnahme des Liquidationsverfahrens nicht entgegen⸗ 
ſtände (§ 302 Abſ. 4 HGB.; vgl. Entſch. des Reichsgerichts 
Bd. XLI S. 93) ). 

Demgemäß bedarf es keiner Erörterung der Frage, ob 
hier die in dem Reichsanzeiger veröffentlichte Mitteilung an 
die Gläubiger dem Art. 243 alten ($ 297 neuen) HGB. 
entſprach oder nicht. Auch wenn dieſe Frage mit den Vor⸗ 
inſtanzen verneint wird, ſind begründete Bedenken gegen die 
Eintragung des Erlöſchens der Firma nicht zu erheben. Das 
Amtsgericht iſt danach gehalten, dieſe Eintragung vorzu⸗ 
nehmen und ſich wegen der Hinterlegung der Bücher und 
Schriften der Geſellſchaft ſchlüſſig zu machen. Zu dieſem 
za war die Sache an die erſte Inſtanz zurückzuver⸗ 
weiſen. 


— 


1) Lehmann, Aktienrecht Bd. II $ 144. 
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XXII. Rivista di diritto commerciale, indu- 
striale e marittimo, diretta da Cesare 
Vivante, professore nella R. Universitä di Roma, 
e Angelo Sraffa, professore nella R. Univer- 
sità di Parma. Casa Editrice Dottor Francesco 
Vallardı, Milano. 


I. Handelsgeſellſchaftsrecht. 
II. Annahme der Faktur. 
III. La promessa al pubblico. Auslobung. Einſeitige Willens⸗ 
erklärungen. 
IV. Inhaberpapiere. Abſtrakte Rechtsgeſchäfte. 
V. Inhaberklauſeln in mittelalterlichen Urkunden. 
VI. Arbeitsvertrag. 
VII. Zwangsvergleich zur Vorbeugung des Konkurſes. 
VIII. Recht am eigenen Bilde. 
IX. Verträge in Seegefahr; Konnofſementsklauſeln. 
X. Auskunfteien. 
XI. Konkurrenzklauſeln. 
XII. Wechſelrecht. 


Im Jahre 1903 begann eine neue Zeitſchrift in Italien mit dem 
obigen Titel zu erſcheinen. Kurz nach ihrem Beginne erfolgte in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LIV S. 320/321 eine Beſprechung, welche nach Lage der 
Sache nur eine kurze Anzeige ſein konnte. Inzwiſchen find zwei Jahr⸗ 
gänge vollendet, die einen außerordentlich reichen Stoff bergen. 

Was das Programm verſprach, iſt in vollem Umfange erfüllt worden. 
Im erſten Teile der Zeitſchrift find zahlreiche wertvolle Aufſätze 
veröffentlicht (Dottrina), mancherlei intereſſante Notizen (Varietà), ſowie 
Rezenfionen und Bücheranzeigen enthalten. Auch über die Geſetzgebung 
finden ſich Berichte. Einer beſonderen Hervorhebung bedürfen „Gli usi 
commerciali“, Bd. I S. 485, Bd. II S. 164, 310. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L VI. 38 
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Im zweiten Teile bringt die Zeitſchriſt (mit ſelbſtändiger Seiten⸗ 
zählung) die Rechtſprechung (Giurisprudenza), und anhangsweiſe auch 
die fremde: | 

Bd. I S. 81, II S. 84 die englifche, 

Bd. I S. 182, II S. 169 die deutſche, 
Bd. I S. 274 die belgiſche, 

Bd. I S. 536 die Öfterreichifche, 

Bd. I S. 451 die ſchweizeriſche, 

Bd. I S. 359, II S. 393 die franzöſiſche, 
Bd. II S. 577 die ſpaniſche. 

Aus der großen Fülle der Aufſätze und Entſcheidungen können hier 
nur einige näher beſprochen werden. 


I. Schon die erſte Abhandlung (Bd. I S. 1— 22) von Vivante 
über die juriſtiſche Perſönlichkeit der Handelsgeſellſchaften bietet großes 
Intereſſe !). Es wird (S. 3) Gierkes Theorie der realen Geſamtperſön⸗ 
lichkeit der juriſtiſchen Perſon, beſſer der Geſellſchaft (des Vereins), ver⸗ 
treten. Folgt Vivante mit vielen anderen (S. 3 Anm. 2) darin der 
germaniſtiſchen Richtung, ſo weicht er andererſeits von der in Deutſchland 
zur Zeit herrſchenden Meinung (vgl. dagegen mit Recht Kohler, Gin: 
führung in die Rechtswiſſenſchaft, 2. Aufl. S. 81) ab, wenn er die juri⸗ 
ſtiſche Perſönlichkeit allen Handelsgeſellſchaften, auch der offenen und 
Kommanditgeſellſchaft, zuſpricht. 

Für Italien liegen die Verhältniſſe freilich beſonders, da der Codice 
di commercio Art. 77 Abſ. 3 ausdrücklich beſtimmt: 

Le societa anzidette costituiscono, rispetto ai terzi, enti 
collettivi distinti dalle persone dei socii. 
(Trotzdem finden ſich Gegner auch für das italieniſche N Ihre Ein⸗ 
wendungen unterſucht Vivante des Näheren.) 

Eine ſolche Beſtimmung fehlt im Deutſchen Handelsgeſetzbuch. Daß 
aber das Gegenteil etwa ausgeſprochen ſei, das kann ich auch nicht zu⸗ 
geben. Insbeſondere erſcheint mir die Behauptung Staubs nicht ſtich⸗ 
haltig, wenn er (Kommentar zu $ 105 S. 347 Anm. 8) ſagt: „Da eine 
Geſellſchaft vorliegen muß, ſo folgt daraus ohne Weiteres, daß die offene 
Handelsgeſellſchaft keine juriſtiſche Perſon iſt. Der alte Streit hierüber ift 
damit begraben.“ Darin liegt die Behauptung: eine Geſellſchaft kann keine 
juriſtiſche Perſon ſein. Dem kann ich nicht zuſtimmen. Es iſt freilich eine 
althergebrachte Gegenüberſtellung: Hier juriſtiſche Perſon, hier Geſellſchaft. 

Darum iſt dies aber noch nicht richtig. Der Gegenſatz iſt viel⸗ 
mehr: Verein — Geſellſchaft. Welcher Art dieſer Gegenſatz iſt, kann 
hier dahingeſtellt bleiben. Zu betonen iſt alſo, daß „juriſtiſche Ber: 


1) Vgl. unten S. 615. K. 
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ſon“ und „Verein“ (rechtsfähiger Verein) nicht zu identifizieren find. Es 
gibt juriſtiſche Perſonen, die nicht Vereine, — Vereine, die nicht juriſtiſche 
Perſonen find. Darum kann auch Lehmann⸗Ring (Kommentar I 
S. 217) nicht beigepflichtet werden, wenn ſie meinen: Die offene Handels⸗ 
geſellſchaft ei kein Verein mit Rechtsfähigkeit, denn da das B. GB. 
rechtsfähige Vereine und Geſellſchaften ſcharf trenne, ſo enthalte 
der Hinweis auf die bürgerliche Gefellſchaft in § 105, II (HGB.) einen 
logiſchen Widerſpruch, wenn die ſonſtigen Vorſchriften des HGB. zur 
Annahme der juriſtiſchen Perſönlichkeit führen müßten. 

Für Italien (desgleichen für andere Gebiete des franzöſiſchen Rechts) 
finden fi poſitive Beſtimmungen (val. die Zitate S. 594, ſowie Scher- 
schenjé witsch, Kurss torgowawo prawa, Kasan 1899, S. 220). 

In Frankreich (vgl. Thaller, Traité élémentaire du droit 
commercial, Paris 1900, S. 157; Lyon-Caen et Renault, Ma- 
nuel de droit commercial. 1904, S. 92) findet ſich zwar keine aus⸗ 
drückliche Geſetzesbeſtimmung, aber Theorie und Praxis halten daran feſt, 
daß die Handelsgeſellſchaſten juriſtiſche Perſonen find. Diſſentienten finden 
ſich natürlich auch da. 

Ahnlich liegen die Verhältniſſe in Rußland, wo auch — trotz 
mangelnder geſetzlicher Beſtimmungen — Theorie und Praxis die juriſtiſche 
Perſönlichkeit der Handelsgeſellſchaften feſtgeſtellt haben (Scherschen- 
jewitsch, Kurss torgowawo prawa S. 221; Annenkoff, Sistema 
russkawo grashdanskawo prawa, 2. Aufl. 1899, Bd. I S. 234). 

Das ſchwediſche Geſetz — Lag om handelsbolag och enkla bolag, 
gifven Stockholms Slott den 28. Juni 1895 (Uppström, Sveriges 
Rikes Lag 1902 S. 1135 ff.) gibt dem handelsbolag in $ 2 die juriſtiſche 
Perſönlichkeit im Gegenſatz zum enkla bolag (5 46). (Bal. Axel Körner, 
Juridisk rädgifvare och formulärbok, Stockholm 1898, S. 232.) 

Auch im älteren ſchwediſchen Recht wurde die juriſtiſche Perſönlich⸗ 

keit der Handelsgeſellſchaft angenommen. (Vgl. Anteckningar efter Pro- 
fessor Dr. Nordlings föreläsningar i Svensk Civilrätt. Allmänna 
delen. Upsala 1891, S. 59, 62. Dagegen freilich Lärobok i Sveriges 
Allmänna nu gällande Civil-Rätt af Fredrik Schrevelius, Lund 
1872, S. 105 f. Im Geſeh von 1734, „Handelsbalken“, fehlte eine 

Beſtimmung.) 
3 So iſt das Gebiet ber Rechte, welche die juriſtiſche Perjönlichkeit - 
der Handelsgeſellſchaften anerkennen, noch weiter, als Vivante S. 5 
angibt. Wie weit es ſich erſtreckt, das hier zu unterſuchen, iſt nicht die 
Abficht. Jedenfalls iſt das Gebiet groß, ein Punkt, der bei der Betrach⸗ 
tung der deutſchen Verhältniſſe meines Erachtens nicht ganz bedeutungs⸗ 
los ſein dürfte. 

In einem weiteren Artikel (S. 90—94) unterſucht Vivante die 
Umwandlung der Handelsgeſellſchaften aus einer Art in eine andere. 
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Welche Umwandlungen bedeuten die Auflöſung der beſtehenden, die Be⸗ 
gründung einer neuen Geſellſchaft? Die Frage iſt von praktiſcher Wichtig⸗ 
keit für das Privat⸗ und Fiskalrecht (S. 90). Nach Art. 76 des Cod. 
comm. find drei Kategorien zu unterſcheiden: 1. die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, 2. die Kommandit⸗ und Aktienkommanditgeſellſchaft, 3. die Aktien⸗ 
geſellſchaft. Nach Art. 77 III find ſie im Verhältnis zu Dritten enti 
collettivi distinti dalle persone dei socii. Daraus ergibt ſich nach 
Vivante die allgemeine Möglichkeit der Umwandlung ohne Anderung 
der Identität der Perſönlichkeit. Die Umwandlung der Aktienkommandit⸗ 
geſellſchaft in eine Aktiengeſellſchaft wird beſonders betrachtet. — — 

Vivante vertritt die in Italien und Frankreich herrſchende An⸗ 
ſicht. Neuerdings machen fich nun teilweiſe recht energiſche Gegner gel» 
tend. Dahin gehört insbeſondere Manara. Sein Werk iſt zweimal 
Gegenſtand einer Beſprechung in der Rivista. (Vgl. auch Vivante 
S. 11 Anm. 7.) S. 248—253 gibt Navarrini eine Kritik, die im 
weſentlichen eine Zuſtimmung zu Manaras Ideen enthält. Sehr aus: 
führlich dagegen bekämpft Bonelli S. 285—328 eben denſelben M as 
nara. Kann ich auch nicht in allen Punkten zuſtimmen, ſo doch in der 
Hauptſache. Die Abhandlung — mit der üÜberſchriſt: I concetti di comu- 
nione e di personalità nella teorica delle societa commerciali — 
gibt eine vorzügliche Darſtellung der Ideen Mana ras, aber noch viel 
mehr: eine ſehr klare Kritik und eine lichtvolle Entwickelung der eigenen, 
mich ſehr anſprechenden, Konſtruktion. Freilich in der Befehdung der 
geſamten Hand kann ich dem Verfaſſer nicht beipflichten. Auf alle Fälle 
aber hat ſeine Abhandlung — mag man ganz oder teilweiſe oder gar 
nicht zuſtimmen — gegründeten Anſpruch auf Beachtung. 

Eine Spezialfrage des Handeldgeſellſchaftsrechts unterſucht Vivante 
in Bd. II S. 265— 273. Art. 144 des Cod. di comm. verbietet den 
Organen der Aktiengeſellſchaft, eigene Aktien zu erwerben. Welche Be⸗ 
deutung hat dieſes Verbot? Abſolute oder relative Nichtigkeit, oder übers 
haupt nicht Nichtigkeit? Vivante entſcheidet ſich in Übereinſtimmung 
mit der franzöſiſchen Jurisprudenz für relative Nichtigkeit. Beſſer ſcheint 
mir die deutſche Regelung ($ 226 HGB.) zu fein. 


II. Von allgemeiner Bedeutung iſt auch der Aufſatz Sraffas über 
„die Annahme der Faktur und das Schweigen“ S. 27—37. Sraffa 
bekämpft, in Anlehnung an die deutſche Auffaſſung (S. 33), die herrſchende 
italieniſche, franzöſiſche und öſterreichiſche (S. 32, vgl. dazu die (öſterr.) 
Jurisdiktionsnorm vom 1. Auguſt 1895 $ 88 II) Doktrin und Praxis, nach 
welcher der Käufer, der nicht ſoſort gegen die Faktur opponiert, an die⸗ 
ſelbe gebunden ſein ſoll. Vgl. zur Frage auch Keyßner in dieſem 
Bande der Zeitſchrift S. 264; Keyßner, Deutſches Handelsblatt 1881 
Nr. 16, 17, „Der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes zur Einklagung des 
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Kaufpreiſes“, beſ. Anm. 16; Karl Lehmann in dieſem Bande der 
Zeitſchrift, „Die ſkandinaviſchen Entwürfe eines Geſetzes über den Kauf⸗ 
vertrag“, S. 6. 


III. Einen intereſſanten Beitrag zu manchen Teilen des Syſtems 
enthält der Aufſatz Bolchinis: La promessa al pubblico (I, I. S. 38 
bis 57). Einſeitige und zweiſeitige Geſchäfte, das „Verſprechen als Ver⸗ 
pflichtungsgrund' (Siegel, S. 39, 41), die Causa, Schenkung, Automaten⸗ 
recht werden berührt. 

Wie ſteht es mit dem Verſprechen ans Publikum? Eine pofitive 
Beſtimmung fehlt im italieniſchen Recht (S. 42). Unter den Juriſten 
herrſcht Streit. Es liegen die Verhältniſſe alſo wie bei uns im gemeinen 
Recht vor Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vgl. Windfcheids 
Kipp II S. 237 ff.). Und Bolchini ruft auch nach dem Geſetzgeber 
(S. 57). Solange er aber noch nicht geſprochen, muß auf Grund des 
geltenden Rechts konſtruiert werden: Bolchini ſieht die promessa als 
eine Offerte (S. 51) an, die einen verſchiedenen Inhalt haben kann. 

Verſpricht jemand 100 dem erſten Verwundeten einer Schlacht, dem 
Opfer eines Unglücks, dem binnen beſtimmter Zeit an beſtimmtem Ort 
zuerſt Geborenen (S. 46), ſo liegt ein reiner Liberalitätsakt, eine Offerte 
zu einem Schenkungsvertrag vor (vgl. Art. 1051 Codice civile), der 
formell (Art. 1056 Codice civile) iſt und keinen formloſen Vorvertrag 
verträgt (S. 46 zu Anm. 1). 

Anders liegt es, wenn jemand für eine Leiſtung (S. 48) etwas ver⸗ 
ſpricht. Hier haben wir eine Offerte zu einem gegenſeitigen Vertrag. 

Die angeblich dritte Kategorie (S. 48) können wir auf ſich beruhen 
laſſen — da ſie eigentlich nicht exiſtiert. 

Bolchini betrachtet hiernach die Auslobung vom Standpunkt der 
causa aus, nach Art. 1119 ff. des Codice civile mit Recht. 

Gemeinrechtlich hat man dieſe Seite der Sache nicht ſonderlich be: 
achtet. Hier war die Hauptfrage: Haben wir es mit einem ein⸗ oder 
zweiſeitigen Geſchäft zu tun? Welchen Inhalt aber das Geſchäft habe, 
wie es ſich in das nach der causa (wohl ?) geordnete Syſtem einreihe, 
blieb ziemlich im Dunkel, trotz der Abgrenzungsverſuche nach der Seite 
der Wette hin. 

Auslobung iſt das öffentliche Verſprechen einer Leiſtung an den⸗ 
jenigen, welcher ſeinerſeits irgendwie tätig werden wird (Windſcheid⸗ 
Kipp II S 308); iſt die einſeitige öffentlich bekannt gemachte Zulage 
einer Belohnung für eine nützliche Leiſtung (Dernburg, Pandekten II 
S. 23). 

Das Weſentliche iſt die Offentlichkeit (Dernburg, Preuß. Privat: 
recht II S. 26; Allg. LR. I, 11 58 988 ff.). 

Andeutungen über das Verhältnis zur causa, bezw. zum Motiv 
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(Karlowa, Rechtsgeſchäft S. 274; Erdmann, Syſtem des Privatrechts 
der Oſtſeeprovinzen Liv⸗, Eſth⸗ und Kurland Bd. IV S. 106 Anm. 5) finden 
fich; eine Anregung enthält die Anknüpfung an pollicitatio und votum 
(Pauli Sent. V, 12 $ 9, ex nud a pollicitatione nulla actio nas- 
eitur. Dig. 50, 12, 1.1 § 1, 55; — Brinz, Pandekten, 2. Aufl. II 
S. 141, 142, 556; Karlowa, Rechtsgeſchäft S. 274; — Zachariä⸗ 
Crome II S. 417 Anm. 2). 

Poſitive Beſtimmungen fehlen im zſterreichiſchen, franzöfifchen und 
ſchweizeriſchen Recht. 

Die Motive zum Entwurf I des deutſchen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches (II S. 518) meinen, es werde für dieſe Gebiete „die Anerkennung 
der rechtsverbindlichen Kraft einer öffentlichen Auslobung durch Theorie 
und Praxis bezeugt“. 
| Jawohl, das ſchon! Aber damit ift wirklich nicht viel geſagt. 
Es fragt fih eben, wie? Insbeſondere, ob — wie die Motive ſelbſt 
ſagen — Vertrags- oder Pollizitationstheorie gilt. 

Genauer find die Motive zum ruſſiſchen Entwurf eines Obligationen⸗ 
rechts (Grashdanskoje Uloshenije. Kniga pjataja, Bd. V S. 318 ff. 
SS 1045 ff.). Nach den dort mitgeteilten Quellen gilt Vertragstheorie, 
die auch durch die Judikatur der Warſchauer Palata für das Gebiet des 
polniſchen Rechts anerkannt wird. 

Das Recht der ruffiichen Oſtſeeprovinzen enthält eine pofitive Rege⸗ 
lung der Auslobung. Die Konſtruktion allerdings iſt beſtritten (vgl. 
Erdmann IV S. 126). 

Das ruſſiſche Reichsrecht entbehrt dagegen wieder jeder Regelung. 
Man erkannte einfach die Vertragstheorie an, wie in den anderen Rechten 
(Grashdanskoje Uloshenije kniga pjataja Bd. V S. 314. Po bj ed o- 
nosszeff, Kurss grashdanskawo prawa Bd. III S. 119, 120). 

Der ruſſiſche Entwurf des Obligationenrechts fieht in den 88 1045 
bis 1048 eine dem deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch entſprechende Rege⸗ 
lung vor. 

Auf dem Boden der Vertragstheorie ſteht auch das engliſche Recht, 
das wegen des Erforderniſſes der consideration ein ganz beſonderes Inter⸗ 
ee bietet. [POI lo ek, Principles of contract, 5. Aufl. S. 14 ff.) 

Was ergibt ſich nun für das poſitive deutſche Recht? 

Nach B. GB. iſt die Auslobung verbindlich als einſeitiges, 
öffentlich bekannt gemachtes Verſprechen. Sie iſt damit verbindlich, wenn 
auch widerruflich (§ 658). Es handelt ſich um eine nicht adreßbedürftige 
Willenserklärung. Aus ihr in Verbindung mit der belohnten Handlung 
entſteht die Verbindlichkeit. 

Iſt damit nicht vielleicht doch die Vertragskonſtruktion ange⸗ 
nommen? 

So meint Jacubetzky (Planck S. 401). Dieſe Auffaſſung vertritt 
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für das Oſtſeeprovinzialrecht Erdmann IV S. 126. „Bindend wird hier 
die Auslobung erſt dadurch, daß jemand dieſelbe tatſächlich akzeptiert, d. h. 
zur Erſtattung der Leiſtung ſchreitet, mag er auch erſt die allgemeinſten 
Vorbereitungen hierzu getroffen haben.“ 

Von beſonderem Intereſſe iſt die daraus gezogene Konſequenz in 
Anm. 6: „Die bloß mündliche Annahme der Auslobung würde nach 
Provinzialrecht den Auslobenden nicht ſeines Widerrufsrechts berauben. 
Denn nicht bloß an den Akzeptierenden, ſondern an den wirklich Leiſten⸗ 
den geht die Offerte.“ (Vgl. Vangerow, Pandekten III S. 256.) 

Wie wäre dies nach B. GB. zu beurteilen? 

Man muß meines Erachtens zu demſelben Reſultat kommen. A. 
erläßt eine Auslobung: 1000 Mark dem Entdecker des Mörders! B. 
erklärt in einer Zuſchrift an A., er wolle ſich alle Mühe geben, den 
Mörder zu entdecken. 

Dies kann nicht als Annahme einer Offerte angeſehen werden. A. 
hat keine Offerte zu einem Vertrag gemacht. B. macht eine Offerte, weiter 
nichts. An der Natur von 4.38 Bekanntmachung wird nichts geändert. 
A. wird nicht durch einen Vertrag gebunden, noch aber auch B. 

So alſo kann die Auslobung nicht Vertragscharakter erhalten. 
Anders? So wie Jacubetzky und Erdmann wollen? 

Iſt Vollzug der Handlung Annahme? Nach Bürgerl. Geſetzbuch 
iſt ſolche Konſtruktion überflüſſig. Mehr noch: will man nicht zu it: 
tionen gelangen, ſo iſt ſie unmöglich. Abgeſehen von allen ſonſtigen 
Punkten — ſchon der Schluß des § 657 zeigt dies. (Vgl. Vangerow, 
Pandekten III S. 256.) 

Wo die pofitive Regelung ſehlt, liegt die Sache anders. Deutlich 
tritt dies bei Pollock (S. 20) hervor: Another difficulty is raised 
by the suggestion that in these cases the first offer or announce 
ment is not a mere proposal, but constitutes at once a kind of 
floating contract with the unascertained person, if any, who 
shall fulfil the prescribed condition. A juris vinculum with 
one end loose is on principle an inadmissible conception. 

Der Auslobende verſpricht eine Belohnung für die Vornahme einer 
Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges. 

In welchem Verhältnis ſtehen Verſprechen und Handlung (Erfolg)? 

Der Auslobende will zur Handlung anregen; er will die Handlung 
hervorrufen. Er will dies nach dem Inhalte ſeiner Erklärung. Sein 
innerer Wille iſt unerheblich, außer im Falle des § 116, der hier analog 
anzuwenden iſt. 

Die Auslobung iſt öffentliches Verſprechen, nicht an beſtimmte 
Perſonen gerichtet, demnach nicht ankunftsbedürftig im techniſchen Sinne, 
keine Erklärung, die einem Anderen gegenüber abzugeben iſt (5 116). 
Sie iſt Erklärung an alle, an das Publikum, an eine Anzahl unbe⸗ 
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ſtimmter Perſonen. Iſt nun dieſen Erklärungsadreſſaten der abweichende 
wahre Wille erkennbar — warum ſoll das Prinzip des § 116 nicht An⸗ 
wendung finden? 

Der Auslobende will eine Handlung hervorrufen. Darum ſetzt er 
die Belohnung. Er will nicht ſchlankweg „belohnen“, einen Vermögens⸗ 
vorteil zuwenden; er will für eine Handlung belohnen. 

Darum ,ift das Eintreten eines von einer Tätigkeit unabhängigen 
Ereigniſſes nicht Gegenſtand einer Auslobung“ (Schollmeyer, Recht 
der einzelnen Schuldverhältniſſe, 2. Aufl. S. 116. Vgl. Crome II S. 758, 
zu 14). Darum wären auch die öffentlichen Verſprechungen von Beloh⸗ 
nungen, wie Bolchini ſie unter der erſten Kategorie anführt (S. 46), 
keine Auslobungen nach B. GB. Es wären bedingte Schenkungsverſprechen, 
wie auch Bolchini mit Recht entſcheidet. 

Darum iſt auch das Verſprechen einer Belohnung für bereits voll⸗ 
zogene Handlungen keine Auslobung. Es läge auch hier ein Schenkungs⸗ 
verſprechen vor. Ob ich einer Perſon dafür, daß fie eine Südpolar⸗ 
expedition unternommen hat, 1000 zu zahlen verſpreche, oder ob ich dies 
öffentlich allen betreffenden Perſonen verſpreche, macht keinen Unterſchied. 
(Zum Teil anderer Anſicht Dernburg, Bürgerl. Recht II, 2 S. 477; 
Crome, Bürgerl. Recht II S. 759 Anm. 21.) 

Das engliſche Recht führt zu demſelben Reſultat. Es handelt ſich 
in ſolchem Fall um past consideration. Vgl. Pollock S. 169. 

Der Auslobende will belohnen für die Vornahme einer Handlung, 
insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges. Er will eine Tätigkeit 
hervorrufen. Daraus ergibt fich die Parallele der Auslobung zum Dienſt⸗ 
und Werkvertrag. (Vgl. Kohler, Archiv für bürgerl. Recht Bd. XXV 
S. 7; Crome II S. 757.) Wenn die Vertragstheorie als nach B. GB. 
jedenfalls überflüſſig abgelehnt wird, ſo darf daraus nicht gefolgert werden, 
daß eine Parallele mit dem Dienſt⸗ und Werkvertrag unzuläſſig wäre. 

Der Auslobende ruft ins Publikum (Popularantrag Jherings): 
er ruft, um zur Handlung zu veranlaſſen. Ob er im einzelnen Fall 
veranlaßt hat, das zu unterſuchen iſt unerheblich, da er verpflichtet wird 
„auch wenn der Handelnde nicht mit Rüdficht auf die Auslobung gehan⸗ 
delt hat“. Man verlangt nicht den Nachweis des pfychiſchen Kauſal⸗ 
zuſammenhangs und läßt andererſeits den Nachweis des Nichtzuſammen⸗ 
hangs in casu conereto nicht zu. 

Das aber kann die obige Parallele nicht ſtören. Man ſtreiche ſie! 
Dann iſt die Handlung des Auslobenden, des einſeitigen creator 
des Verhältniſſes, ſinnlos, dann iſt die ganze Auslobung etwas Unbegreif⸗ 
liches. Für eine Handlung wird Belohnung verſprochen. Die Belohnung 
wird verſprochen, um die Handlung hervorzurufen: die Handlung 
oder den Erfolg. Handlung und Erfolg find die causa, die Gegenleiſtung. 
Daß keine Verpflichtung dazu beſteht, daß der Auslobungsgegner 
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ſich nicht zur Auslobungshandlung verpflichtet und nach dem Charakter 
der Auslobung dazu auch nicht verpflichten kann, macht nichts aus. 
(Etwas anders, wenn man mit Kohler [S. 10] die Auslobung als 
„Notkategorie“ überhaupt ſtreichen will. Die Modifikation iſt aber un⸗ 
erheblich.) 

Nach engliſchem Recht liegt consideration vor, nach unſerem Recht 
iſt causa anzunehmen. 

Sagt man, die Handlung iſt in conditione, nicht in obligatione, 
ſo iſt dagegen nichts zu ſagen. Man kann ſo das Verhältnis bezeichnen, 
aber was ift ſchließlich damit geſagt? Die Verfaſſer des ruffiſchen Ent: 
wurfs des Obligationenrechts ſind freilich der Anſicht, daß es bedeutungs⸗ 
voll ſei. Darum iſt auch im Art. 1045 des Entwurfs (vgl. Motive 
Bd. V S. 319) nicht geſagt: „für die Vornahme“, ſondern „im Falle 
der Vornahme“ einer Handlung (vgl. $ 657 deutſchen B. GB.). 

Für eine Handlung oder einen Erfolg wird eine Belohnung ver⸗ 
ſprochen. Dies genügt. Was der Auslobende ſonſt will, das iſt 
gleichgültig. Es iſt gerade ſo gleichgültig, wie wenn er ſich gegen eine 
Belohnung (Lohn) eine Handlung oder einen Erfolg verſprechen läßt. 
Das Motiv kümmert uns hier ſo viel und ſo wenig wie ſonſt: es mag 
egoiſtiſch oder altruiſtiſch oder bunt gemiſcht fein (Motive zum Entwurf I 
und II S. 519). Das iſt durchaus feſtzuhalten. Darum kann auch bei 
Auslobung nicht von der Anwendung von Schenkungsregeln die Rede ſein. 
Die Schenkung wird nicht charakterifiert durch das Motiv, ſondern durch 
die Unentgeltlichkeit ($ 516). Wo Unentgeltlichkeit, da Schenkung, trotz 
tollſtem Egoismus, wo Leiſtung und Gegenleiſtung, da keine Schenkung, 
trotz großartigem Altruismus. Freilich anders, wenn man die Motive 
materialifiert in dem Sinne, daß man Unentgeltlichkeit und Altruismus, 
Entgeltlichkeit und Egoismus gleichſetzt. 

Bei Auslobung ſteht ſich Leiſtung und Gegenleiſtung gegenüber. 
Das ſchließt Schenkung aus. Sie ſteht der Schenkung nicht näher als 
ein Dienſt⸗ oder Werkvertrag. (Anderer Anſicht Coſack I S. 550.) 

Daneben kann Schenkung möglicherweiſe vorliegen, wie bei Dienſt⸗ 
und Werkvertrag (Kauf, Tauſch u. ſ. w., negotium cum donatione 
mixtum): in der Auslobung als ſolcher aber liegt nie Schenkung, ganz 
ohne Rückficht auf das Motiv. 

Darum haftet der Auslobende auch nicht als Schenker, wie die 
Motive (II S. 520), Planck II S. 403, Ortmann II S. 386 und 
Coſack I S. 550 annehmen für den Fall, daß der Auslober aus altrui⸗ 
ſtiſchen Motiven gehandelt hat. Vgl. Kohler S. 5. 

Darum iſt die Forderung aus der Auslobung im Konkurs des Aug: 
lobers geltend zu machen. Schollmeyer S. 117. 

Bei der Auslobung ſtehen ſich Leiſtung und Gegenleiſtung gegenüber. 
Darum aber find noch nicht die Regeln von den gegenſeitigen Verträgen 
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anwendbar. Schollmeyer S. 117. Nicht anwendbar iſt meines Er⸗ 
achten? insbeſondere § 138 II. — 

Damit will ich dies Gebiet verlaſſen: es gilt nicht die Auslobung 
monographiſch zu erſchöpfen. Insbeſondere müſſen die Fragen nach Ab⸗ 
grenzung der Auslobung gegenüber der Wette (Intereſſe an der Nicht⸗ 
vollbringung der Handlung), ſowie auch dem Ausſpielvertrag („dem beſten 
Kegler eine fette Gans“) dahingeſtellt bleiben. — 

Eine verwandte Materie behandelt derſelbe Verfaſſer (Bolch ini) 
I ©. 431—446 in der Abhandlung über die Errichtung der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft mittels öffentlicher Zeichnung — verwandt inſofern, als er von dem 
Geſichtspunkt des einſeitigen obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts ausgeht. Er 
vertritt Kuntzes Theorie vom Geſamtakt (S. 440). 

Stellung ihm gegenüber nimmt Scialoja (Bd. II Teil I S. 386) 
in feinem Aufſatze über „die einfeitige Willenserklärung als Quelle von 
Schuldverhältniſſen“ (S. 370— 404). Scialoja leugnet allgemein, daß 
nach italieniſchem Recht die einſeitige Willenserklärung ein Schuldverhält⸗ 
nis begründen könne; ſelbſt nicht bei Wertpapieren (Inhaberpapieren) 
(S. 401 ff.): Zwiſchen Geber und erſtem Nehmer beſtehe normalerweiſe 
ein Vertrag (S. 402); gutgläubigen Dritten gegenüber gelte die einſeitige 
Erklärung. Dies ſei aber nicht ſowohl eine Willenserklärung, als einfach 
eine Tatigkeit, eine Handlung, die auch ein Geſchäftsunfähiger eigentlich 
müſſe vornehmen können — mit der normalen Wirkung. 


IV. Näher iſt Scialoja der Frage nicht nachgegangen; er bes 
handelt ſie nur der Vollſtändigkeit halber. 

Eine eigene Abhandlung hat ihr Vivante gewidmet (II S. 10 
bis 22): Natur der durch Ausſtellen (Unterzeichnen) eines Wertpapiers 
übernommenen Obligation. Wie erklärt ſich die Verſchiedenheit der Lage 
des Ausſtellers gegenüber dem erſten Nehmer im Gegenſatz zum Dritt⸗ 
erwerber? (S. 11). Eine einheitliche Grundlage der Obligation iſt nicht 
annehmbar. Nimmt man als ſolche Grundlage den Urvertrag, wie erklärt 
fich, daß der Ausſteller dem Dritterwerber nicht die Einwendungen ent⸗ 
gegenſetzen kann? Nimmt man als Grundlage den einſeitigen Willen des 
Schuldners (Ausſtellers), wie kann er dem erſten Nehmer Einwendungen 
aus dem Vertrage machen? Die Löſung liegt nach Vi vante eben darin, 
daß dem erſten Nehmer gegenüber nur Vertragsbeziehungen, den ſpäteren 
gutgläubigen Erwerbern gegenüber die urkundliche Erklärung gilt. Es 
liegt ein geſpaltener Wille vor, und deſſen iſt ſich der Ausſteller auch 
bewußt: will er die zweite Wirkung nicht, ſo ſchließt er ſie aus durch 
die negative Order⸗ bezw. die pofitive Rektaklauſel. Dann will er nur 
die Vertragshaftung („non all' ordine“, „senza garanzia“, Art. 257, 
259 II Cod. di comm.). 

Darin liegt viel Wahres: aber allein kann das doch nicht genügen, 
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meine ich; das Element des guten Glaubens kommt dabei als konſtitutives 
Element zu kurz. Nach Vivante ſchafft der Wille des Ausſtellers das 
allein: das aber ſtimmt nicht. Könnte der Ausſteller ſich auch — z. B. 
beim Wechſel — dem bösgläubigen Dritten gegenüber ſkripturmäßig 
verpflichten? Und wenn dieſem, warum denn dann nicht auch dem erſten 
Nehmer gegenüber? 
And wenn lediglich die einſei eitige Erklärung konſtitutiv wirkt, 
warum ſollen hier nicht die Willensmängel wie ſonſt allgemein bei Willens⸗ 
erklärungen wirken? 

In einer Beziehung ſcheint mir ſogar ein erheblicherer Widerſpruch 
mit der eigenen Theorie Vivantes vorzuliegen, nämlich wenn er an⸗ 
nimmt (S. 14), daß die Obligation im Dritten (in jedem?) neu 
entſtehe. 

Daß Vivante den guten Glauben nicht überfiebt, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, aber la buona fede non è che una condizione, cui è subordinato 
il diritto del possessare; ma non basta a costituirlo, e a giusti- 
ficarlo, 

Alſo: ohne guten Glauben kein Erwerb des Dritten im gegebenen 
Fall, aber der gute Glaube allein tut's nicht, ſonſt, meint Vivante 
(S. 17), müßte der angebliche Ausſteller auch bei geſälſchter Unterſchrift 
haften, wenn der Dritte an die Echtheit glaubte. 

Der gute Glaube allein tut's freilich nicht, aber die einſeitige Er⸗ 
klärung allein — die Inhaberpapiere nach B. GB. laſſe ich hierbei dahin: 
geſtellt — tut's eben auch nicht; ſondern beide Elemente müſſen zuſammen⸗ 
wirken. So kann man nicht nur auf die einſeitige Schuldnererklärung 
das Verhältnis des Dritten bauen. Unter den Parteien — insbeſon⸗ 
dere dem Ausſteller und erſten Nehmer — gilt Vertragsrecht, und zwar 
kauſales Vertragsverhältnis (S. 12); dritte Erwerber aber treten in dies 
Verhältnis ein — ſie erwerben keine formal neue Obligation (man denke 
an die Verjährung!) — ſie erwerben keine Obligation, wenn keine beſteht 
— das iſt der Grundſatz, außer wenn fie auf das Beſtehen derſelben ges 
mäß der vom Ausſteller abgegebenen Erklärung vertraut haben. (Vgl. 
auch $ 405 B. GB., wo ſukzediert wird in ein ſcheinbar beſtehendes 
Gläubigerverhältnis.) Da nun der Satz gilt: quisquis praesumitur 
bonus, ſo iſt die Beweislaſt klar. 

Betrachtet man das Verhältnis ſo, dann iſt die Grundlage der 
Urvertrag: dann haben wir keinen abſtrakten Vertrag und keine ab⸗ 
ſtrakte einſeitig verpflichtende Willenserklärung. 

Die abſtrakte oder auch kauſale Willenserklärung (z. B. Wechſel 
mit und ohne Valutaklauſel) verpflichtet nicht; der Ausſteller ver⸗ 
pflichtet ſich nicht abſtrakt, er gibt nur vielleicht eine abſtrakt 
lautende, darum aber noch nicht abſtrakt wirkende, abſtrakt obligierende 

Willenserklärung ab. Es kann daraus eine abſtrakte Obligation 
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entſtehen — wenn der gute Glaube Dritter hinzukommt. Dann iſt aber 
dieſer der abſtrahierende Faktor! Nicht der Wille des Ausſtellers! Daß 
dieſer die Abſtrahierungsmöͤglichkeit verhindern kann (non all’ ordine, 
senza garanzia), ſpricht nicht dagegen. Er hemmt damit den guten 
Glauben; er nimmt ihm die Bafis. Daraus folgt nicht, daß, wenn er 
dies nicht tut, er abſtrahiert. Auch nicht, wenn er mit vollem Bewußt⸗ 
ſein die Baſis ſchafft; damit ſchafft er noch nicht den guten Glauben. 

So kann man wohl mit Vivante den Ausſteller ſpalten — aber 
nicht dem Willen nach, ſondern nur nach der Erklärung — und auch 
dies nur bedingt, da eben der gute Glaube den Ausſchlag gibt. Nicht 
verſtößt ſeine Theorie von der „duplice direzione data ad un solo atto 
di volontà“ (S. 16) gegen die juriſtiſche Logik, wie Gegner behauptet 
haben. Sehr wohl kann eine und dieſelbe Erklärung verſchiedene Be⸗ 
deutung haben für ſich allein — Dritten, der Offentlichkeit gegenüber — 
und als Beſtandteil eines Komplexes von Erklärungen, unter den Parteien 
ſelbſt, unter den immediate parties, die das engliſche Recht den mediate 
parties gegenüberſtellt. Das iſt möglich und es iſt wirklich: das ſchönſte 
Beiſpiel iſt für uns immer $ 405 B. GB. Die Spaltung iſt wohl 
möglich. Gegen Vivante ſpricht vielmehr, meine ich, daß die an ſich 
mögliche Spaltung nicht ganz dem pofitiven Rechte entſpricht, daß ſie die 
Erſcheinungen desſelben nicht völlig erklärt. 

Vivantes Theorie führt auf ein anderes, weites Gebiet: auf das 
abſtrakte Rechtsgeſchäft. Iſt nach ſeiner Auffaſſung der Wille des Aus⸗ 
ſtellers das allein — wenn auch nicht ohne guten Glauben — wirkende 
Element, ſo haben wir eben das abſtrakte Rechtsgeſchäft (im Gegen⸗ 
ſatz zur abſtrakten Obligation). So hat auch Segré (S. 16 Anm. 1) 
dies formuliert — und Vivante zitiert zuſtimmend: „Invece di fronte 
ad ogni altro portatore il titulo è sempre e soltanto una causa ci- 
vilis obligandi, & il fondamento stesso dell’ obligatione, costituito 
appunto da una promessa unilaterale, letterale ed astratta“. 

Am Schluſſe feiner Abhandlung bekämpft Vivante eine eigenartige 
Theorie, nach der erſt der letzte Inhaber als Gläubiger anzuſehen ſei. Bis 
dahin beſtänden keine Gläubigerrechte, nur Erwartungen, reine Möglichkeiten 
(aspettative, germi, facoltà). Der Vertreter dieſer Auffaſſung, Bonelli, 
antwortet auf Vivantes ironiſche Kritik, II S. 185—201. Daß Bo⸗ 
nelli mich überzeugt hätte, könnte ich nicht behaupten. 

Zu dieſem Thema ergreift in ſehr klarer und kurzer Darſtellung 
Ferrara (II S. 281—290) das Wort: Sul concetto dei negozi as- 
tratti e sul loro giuridico riconoscimento. 

Er bekämpft den abſtrakten Vertrag für das Gebiet des poſitiven 
italieniſchen Rechts. Il negozio astratto è estraneo al nostro sistema, & 
una pianta esotica che non è nata e germogliata nel nostro terreno 
giuridico e non corrisponde alla nostra coscienza, e non è lodevole 
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il tentativo d'importazione (S. 287). Nur bei Inhaberpapieren (titoli 
al portatore) könne man von einem abſtrakten Geſchäft reden. 

Nicht jedoch beim Wechſel, wenn ihn auch die italieniſche Doktrin 
„mit ſeltener Harmonie“ als abſtraktes Gejchäft bezeichne. 

Ich ſtimme dem Verfaſſer zu; nur in einem Punkte gehe ich über 
ihn hinaus: auch beim Inhaberpapier wie beim Orderpapier kann keine 
Rede von einem abſtrakten Geſchäſt fein. In beiden Fällen kann eine 
abſtrakte Obligation entſtehen, wenn ein Dritter gutgläubig die 
Skripturobligation (Obligationsſkriptur) erwirbt — aber ſie entſteht nicht 
aus dem angeblich abſtrakten Geſchäft. 

Beim Wechſel ſteht Ferrara einer in Italien wie in Deutſchland 
herrſchenden Theorie gegenüber: bei der generellen Leugnung eines generellen 
abſtrakten Geſchäfts verhält es ſich umgekehrt. Allerdings: in neueſter 
Zeit finden ſich auch in Italien — trotz des pofitiven Rechts, kann man 
wohl ſagen — Freunde des abſtrakten Vertrags (Rechtsgeſchäfts). Fer⸗ 
rara bekämpft zwei Gegner: Meſſina, der in ſeinem Contributo alla 
dottrina della confessione, Sassari 1902, ſich zu Bährs Schöpfung 
bekannt hat, und Rocco, der bei der Beſprechung eines Urteils des 
Appellhofes zu Palermo über Wechſeleinreden in der Rivista di diritto 
commerciale, Bd. II Teil II S. 266 ff., ähnlichen Anſchauungen Aus⸗ 
druck gibt. 

Rocco führt aus: 

Die Wechſelobligation ſteht neben dem materiellrechtlichen Verhält⸗ 
nis (Kauf ꝛc.). Welchen Einfluß übt nun letzteres auf erſtere aus? Die 
Schwierigkeit liegt in dem allgemein anerkannten abſtrakten Charakter des 
Wechſelgeſchäfts. Dadurch wird die Wechſelobligation von der Kauſal⸗ 
beziehung losgelöſt, ſo daß dritte Perſonen von Mängeln der causa nicht 
betroffen werden. Andererſeits können ſolche Mängel nicht bedeutungslos 
ſein gegenüber dem erſten Nehmer. 

Vivantes Löſung, daß unter den unmittelbaren Parteien kauſale, 
zwiſchen Wechſelſchuldner und dritten gutgläubigen Erwerbern abſtrakte 
Obligation — Obligation und Rechtsgeſchäft geht hier, wie ſonſt 
ja vielfach auch, durcheinander — beſtehe, befriedigt praktiſch, aber nicht 
logiſch: denn wie kann ein Geſchäſt zugleich kauſal und abſtrakt fein? 

Roccos Löfung diefer vermeintlichen Schwierigkeit iſt: der Wechſel 
iſt immer ein abſtraktes Geſchäft, ſowohl gegenüber dem erſten Nehmer 
wie gegenüber den dritten Erwerbern. Bei fehlender oder fehlerhafter 
causa gibt es Remedur durch condictio oder exceptio, auf Grund des 
— ſehr! — allgemeinen Grundſatzes: nessuno pud arrichirsi indebit- 
amente a danno altrui. Dieſen Grundſatz enthält der Codice civile 
in einzelnen Beſtimmungen (Art. 1145, 1146, 1237); er iſt auszudehnen 
auf die vom Geſetz nicht ausdrücklich vorgeſehenen Fälle, welche die Wiſſen⸗ 
ſchaft entdeckt oder — erfindet. Die condictio aber geht nur gegen den 
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bereicherten, gegen den erſten Nehmer, nicht gegen den, der den dé 
nicht unmittelbar vom Ausſteller erwarb. 

Soll das wirklich die Löſung ſein? 

Wie ſteht es mit dem bösgläubigen Dritterwerber? Wie ſteht es 
mit Willensmängeln, die jede Willenserklärung, auch die a bſtrakte, 
nichtig oder anfechtbar machen? Rocco läßt fie wirken zwiſchen Aus⸗ 
ſteller und erſtem Nehmer. Warum nicht darüber hinaus? 

Roccos Ausführungen find unhaltbar. Das abſtrakte — eins 
oder zweiſeitige? — Geſchäft kann das Wechſelrecht nicht erklären. 

Sagt man, der Wechſel iſt abſtrakt, ſo ſagt man damit, er ſei von 
der causa abſtrahiert; nicht von Willensmängeln oder von Mängeln 
außerhalb der causa, ſo z. B. bei Irrtum oder Scherz. 

Klar wird das, wenn man das ſogenannte abſtrakte Schuldverſprechen 
oder Schuldanerkenntnis des deutſchen Bürgerl. Geſetzbuchs ($$ 780, 781) 
mit dem Wechſel vergleicht. 

Es iſt anfechtbar wegen Irrtums ($ 119) oder nichtig aus $ 118. 
Das hat mit der causa nichts zu tun oder braucht nichts damit zu tun 
zu haben. ft es aber nichtig ($ 118, $ 142), jo iſt es nichtig gegen: 
über dem erſten Gläubiger, wie gegenüber allen Nachfolgern (Zeifionaren). 

Baut man den Wechſel auf das abſtrakte Geſchäft, ſo muß dasſelbe 
gelten. Es gilt aber nicht: der gutgläubige Indoſſatar erwirbt eine 
ſkripturmäßige Obligation. | | 

Iſt das abſtrakte Geſchäft nichtig, ſo kann eine condictio nicht 
ſtattfinden. Was ſollte deren Objekt fein? Auch da ſtimmen Roccos 
Behauptungen — denen er eine allgemeine Bedeutung unter Berufung 
auch auf deutſche Literatur beimißt — nicht. 

Können ferner dem Anſpruche aus dem abſtrakten Geſchäfte Ein⸗ 
reden aus fehlender oder fehlerhafter causa entgegengeſetzt werden — wie 
Rocco das annimmt —, fo müſſen fie auch den nachfolgenden Gläubi⸗ 
gern (Zeifionaren) entgegengehalten werden können. Bei dem Schuld⸗ 
verſprechen und Schuldanerkenntnis iſt es jedenfalls jo (8 404). Jeder 
Zeifionar erhält die Forderung, fo gut oder ſchlecht fie in der Hand des 
Zedenten iſt. 

Iſt der Wechſel nun „abſtrakt“, jo muß das hier auch gelten: aus 
dem angeblich abſtrakten Charakter des Wechſels kann nicht folgen, daß 
er in der Hand des dritten Erwerbers nicht den Einreden ausgeſetzt ſei, 
die in der Perſon des erſten Erwerbers begründet find. Er iſt ja in 
beiden Händen gleich abſtrakt — nach Roccos Anfidt: er ruht immer 
auf dem abſtrakten, dem einen abſtrakten Geſchäft. 

Dieſe Konſequenz nun ſtimmt wieder nicht mit dem pofitiven — 
italieniſchen (Art. 324 Cod. comm.) und deutſchen (W. O. Art. 82) — 
Recht, mit wohl keinem Wechſelrecht. 

In der Hand des gutgläubigen Dritterwerbers iſt die Wechſel⸗ 
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obligation abſtrakt oder, ſagen wir einmal, fie iſt abſtrakter als 
in der Hand des erſten Nehmers, abgeſehen vom Rektawechſel. 

Iſt fie dies — woher ſtammt dann dieſes Plus an Abſtraktheit 
oder dieſe völlige Abſtraktheit? Nach Rocco iſt das eine einzige ab⸗ 
ſtrakte Geſchäft die Grundlage, das einzige konſtituierende Element! Vi⸗ 
vante ſpaltet die Ausſtellererklärung. Vivante überſieht nicht den 
guten Glauben, aber er ſchätzt ihn nicht hoch genug ein. Rocco ver⸗ 
kennt ihn völlig. 

Mit der einheitlichen abſtrakten Wechſel obligation, mit dem 
einheitlichen abſtrakten Wechſelgeſchäft iſt es nichts! 

Und nun ſoll es nach Meſſina ſogar einen allgemeinen abſtrakten 
obligatoriſchen Vertrag im italieniſchen Recht der Gegenwart geben! 

Dagegen kämpft Ferrara mit vollem Recht. 

Angeſichts des Art. 1119 des Codice civile ii Meſſinas Bes 
hauptung ſeltſam. Meſſina ſucht mit einer merkwürdigen Interpretation 
darum herumzukommen: causa im Art. 1119 bedeute causa formale! — 
Ora io vorrei sapere come puö aversi una causa formale falsa o 
illecita, ruft Ferrara aus. Mit Recht! 

Dem generellen abſtrakten Vertrag muß Meſſina natürlich auch 
gleich das Gegengift mitgeben, die condictio. Woher aber ſie nehmen, 
da fie im Geſetz nicht anerkannt iſt, meint Ferrara. Mit Rocco? 
allgemeinem Grundſatz iſt nichts anzufangen. 

Meſſina geht Gedankengänge, welche dem deutſchen Juriſten nicht 
unbekannt find; Ferrara verweiſt auch auf $ 817 B. GB. und auf die 
römiſche Rechtsentwickelung. Unbekannt ſcheint ihm aber zu ſein, daß bei 
uns der lebhafteſte Streit gerade um den § 817 im Verhältnis zu § 138 
entbrannt iſt. Nach dem Wortlaut des $ 817 kann freilich ein gegen 
die guten Sitten verſtoßendes (abſtraktes) Schuldverſprechen oder Schuld⸗ 
anerkenntnis kondiziert werden, aber nach § 138 iſt es nichtig. Zuſammen⸗ 
gereimt kann das nicht werden. 

Ferrara läßt eine condictio ob injustam vel turpem causam 
aber auch nach römiſchem Recht zu (S. 283 Anm. 1), wenn eine stipu- 
latio contra bonos mores vorliegt. Dies ſtimmt nicht. 

Mit Recht verweiſt Ferrara noch auf den kauſalen Charakter der 
traditio nach italieniſchem Recht (S. 286) und auf den Kehrſatz des 
gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberechtigten (S. 290). Es beſteht kein 
abſtrakter Vertrag nach pofitivem italieniſchem Recht, und es beſteht auch 
keinerlei Bedürfnis nach dieſer modernen Erfindung. 

Es erfüllte mich mit hoher Freude, zu ſehen, wie Ferrara die 
Tendenzen, dieſe einzuſchmuggeln, energiſch und erfolgreich bekämpft hat. 
Die Romanen können uns Deutſche vielleicht um manches beneiden, um 
den abſtrakten Vertrag ſicherlich nicht. 


598 Literatur. 


V. S. 373 —415 behandelt Brandileone ein ſehr intereſſantes 
Thema: Le cosi dette clausole al portatore nei documenti medie- 
vali italiani. 

Sein Urteil faßt Verfaſſer S. 415 zuſammen: Die Urkunden mit 
der ſogenannten Inhaberklauſel waren entweder beſtimmt, immer in der 
Hand derſelben phyfiſchen oder juriſtiſchen Perſon zu verbleiben, oder fie 
waren beſtimmt, in die Hand der Perſonen überzugehen, welche die Sache 
oder das Recht, auf welche jene ſich bezogen, erwarben. Im erſten Fall, 
bei den Urkunden über mundium maritale, manumissio servorum 
und zum Teil über dispensatores, kann man von Inhaberklauſeln nicht 
ſprechen, da das Recht der Inhaber nicht auf der Klauſel beruhte, ſondern 
von der Perſon ſich herleitete, in deren Hand die Urkunde zu bleiben be⸗ 
ſtimmt war. Im zweiten Fall, bei Urkunden über dispensatores, über 
Sachenrechte und Obligationen, hatte die Klauſel die Bedeutung, daß für 
den erſten Erwerber das Recht der Übertragung nicht nur auf die Erben, 
ſondern auch auf Singularſukzeſſoren anerkannt wurde. Der Erwerber 
aber konnte fit nicht auf die Klauſel berufen: der Erbe mußte trotz In⸗ 
haberklauſel ſeine Eigenſchaft als Erbe, jeder Andere die Rechtmäßigkeit 
ſeines Erwerbes nachweiſen. 

Damit ſetzt fit Brandileone in Gegenſatz zu den Forſchungs⸗ 
ergebniſſen Brunners; damit nimmt er den ſogenannten Inhaber⸗ 
klauſeln den Inhalt. Was ſollen ſie danach überhaupt bedeuten? 

Zugeben kann man wohl von vornherein, daß vielfach die Inhaber⸗ 
klauſel ſeltſam anmutet, daß nicht nur dem Inhalte der Urkunden nach, 
ſondern auch wegen der Zeit ein Verdacht gerechtfertigt iſt. 

Verfaſſer geht nicht von den Klauſeln ſelbſt aus, ſondern von dem 
verbrieften Rechte. So kommt er zu ſechs Gruppen (S. 376): 

1. Manumissio von Sklaven. 

2. Mundium maritale und Familienrechte. 
3. Dispensatores oder Teſtamentsvollſtrecker. 
4. Eigentum und dingliche Rechte. 

5. Gelddarlehen. 

6. Vertragsſtrafen. 

Auf alle Einzelheiten kann ich hier nicht eingehen. Nur einige 
Punkte ſeien hervorgehoben. 

S. 380 ff. wird eine Urkunde über mundium mit Inhaberklauſel 
erörtert. Brandileone iſt zwar der Anſicht, daß das nicht befremden 
könne, da das mundium zur einfachen Beiſtandſchaft geworden ſei 
(S. 381); dennoch liege kein Inhaberpapier vor. Die Urkunde ſei be⸗ 
ſtimmt geweſen, in der Hand der Witwe zu verbleiben; bedurfte ſie eines 
Muntwalt, ſo gab ſie die Urkunde dem Manne ihres Vertrauens. Sie 
wählte ſich damit ihren Muntwalt. So wird in einer Urkunde vom 
Erblaſſer beſtimmt, die Witwe könne tun, „quidquid vellet, cum volun- 
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tate illius viri, quem ipsa vellet“; in einer anderen Urkunde macht 
eine Witwe eine Schenkung, „auctoritate Marini mundoaldi mei, a 
me in hac causa electi“ (S. 382). Spricht das gegen die Inhaber⸗ 
klauſel? Ich meine, gerade die Inhaberklauſel gab der Witwe die Mög⸗ 
lichkeit der Wahl. Daß die Urkunde kein Verkehrspapier iſt, hat damit 
nichts zu tun. Wie aber, wenn einer die Urkunde geſtohlen hätte? War 
auch der Dieb, der Finder, in cujus manibus hunc scriptum apparu- 
erit, legitimiert? 

Mußte der als Muntwalt Auftretende ſich legitimieren? Das iſt 
wohl kaum gefragt worden. Dieb und Finder werden nicht aufgetreten 
ſein. Welches Intereſſe kann ein Fremder an ſolcher Urkunde haben? — 
und wer auftrat, hatte die Urkunde offenbar von der Witwe erhalten. 
Von einem gutgläubigen Erwerb — etwa gegen Entgelt — von einem 
Nichtberechtigken kann doch auch nicht die Rede ſein. So kam es alſo 
im Normalfall — ein anderer kommt urkundlich nicht in Betracht — 
gar nicht zum Streite über die Natur der Klauſel: die Witwe und ihr 
durch die Urkunde legitimierter Muntwalt waren einig. Da kam die 
Konſtruktion der ganzen Rechtslage nicht über die Schwelle des Rechts⸗ 
bewußtſeins. 

Wenn aber Streit entſtanden wäre, wie dann? Wie wäre dann 
zu entſcheiden geweſen? Die Frage iſt ja ganz leicht und einfach. Wo⸗ 
nach ſoll fie beantwortet werden? 

Aus dem, was geſchieht, kann ohne weiteres noch nicht geſchloſſen 
werden auf das, was geſchehen ſoll: aus dem Tatſächlichen ergibt ſich 
noch nicht die Norm. Es werden eine Reihe von Rechtsgeſchäften ges 
ſchloſſen; die Normen der Beurteilung ergeben ſich noch nicht aus ihrem 
Inhalt. Vielfach umfaßt der Wille der Parteien nicht alle Möglichkeiten; 
vielfach wird ſelbſt der deutlich ausgeſprochene Wille vom objektiven Recht 
nicht anerkannt. 

Vielfach kommt dies aber auch nicht zum Bewußtſein: es treten die 
verſchiedenen Möglichkeiten nicht ein, oder die Parteien erfüllen ihre „Ver⸗ 
pflichtungen“, ohne fi um das „objektive“ Recht zu kümmern, ohne den 
Staat und ſeine Organe anzurufen. Das iſt heute ſo; das war früher 
ſo. Und je mehr wir in der Geſchichte zurückgehen, um ſo größer wird 
das Gebiet des Rechts —unterbewußtſeins, ſowohl nach der Seite der tat⸗ 
ſächlichen Möglichkeiten als nach der Seite des objektiven Rechts, das ja 
ſelbſt vielfach im Embryonal⸗ oder Traumzuſtand ſich befindet. 

So find uns viele römiſche Vereinsſatzungen bekannt. Was folgt 
daraus für das römiſche ſtaatliche Vereinsrecht? Eigentlich gar nichts. 
Wohl kann man unterſtellen: normal war das und das; und: das Nor⸗ 
male wird wohl auch vom Staate anerkannt worden ſein. Aber: zwei 
Unterſtellungen! Und ſo liegt es bei dem rechtsgeſchäftlichen Urkunden⸗ 
material überhaupt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 39 
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Iſt man ſich dieſer Verhältniſſe bewußt — was nicht bei allen und 
nicht bei jemand immer der Fall ift —, jo wird man vorfichtig ſein und 
— nicht zu viel wiſſen wollen. Ja, faſt möchte ich zweifeln, ob es nicht 
beſſer wäre, ein bißchen zu reichlich von der ars ignorandi Gebrauch zu 
machen. 

So kann ich Brandileone zwar zuſtimmen, wenn er die In⸗ 
haberklauſeln mit mißtrauiſchen Augen betrachtet — ich habe gerade darum 
das eine Beiſpiel herausgegriffen —, aber darin kann ich ihm nicht folgen, 
wenn er im Reſultat ſchließlich zu einer Negation des ganzen Inſtituts 
gelangt. 

Bei den Urkunden über andere Rechte ſteht es ähnlich: nur bei den 
Urkunden, welche Eigentum an einer beweglichen Sache (an Sklaven. 
S. 394, vgl. röm. Gewohnheit) verbriefen, ſtimme ich ihm zu, wenn er 
eine wirkliche Inhaberklauſel gänzlich leugnet. 

Mag man ſich nun — ganz oder teilweiſe — zuſtimmend oder ab⸗ 
lehnend verhalten: anzuerkennen iſt das Verdienſt des Verfaſſers, in 
ſcharffinniger und gründlicher Weiſe die angeregte Frage behandelt 
zu haben. 


VI. Eine intereſſante und wichtige Materie berührt Ascoli mit 
der kurzen Abhandlung über den kollektiven Arbeitsvertrag (S. 95— 107). 
Verſaſſer knüpft an ein Urteil der Giuria dei Probiviri di Milano vom 
13. November 1902 an. Nach dem Streik von 1901 war zwiſchen der 
Mutua fra i proprietari di forni di Milano und der Lega di mig- 
lioramenta e mutuo lavoro degli operai ein Vertrag beſtimmten In⸗ 
halts zu ſtande gekommen. Ein Bäckermeiſter, welcher der Mutua nicht 
angehört hatte, wollte nun den Beſtimmungen des obigen Vertrages ſich 
nicht fügen. Er wurde verurteilt: 1. da er zur Zeit des Abſchluſſes 
dieſes Vertrages ſtillſchweigend ein Mandat erteilt habe; 2. da der öffent⸗ 
liche Friede verlange, daß ſolche das Gemeinwohl berührende Streikbei⸗ 
legungen nicht durch den Widerſpruch einzelner Diſſentienten zerſtört 
würden, welche die Vorteile eines ſolchen Kampfes in Anſpruch nähmen, 
ohne die Laſten tragen zu wollen. 

Ascoli bekämpft dies Urteil aus allgemeinen Gründen und mit 
Rückficht auf den Art. 1130 des Cod. civ.: „I contratti non hanno 
effetto che fra le parti contraenti“ (etc.). 

Darüber hinaus erörtert Verfaſſer auch die Frage de lege ferenda, 
insbeſondere mit Rückſicht auf den Entwurf eines Geſetzes über Arbeits: 
verträge (contratti agrari und contratto di lavoro), welcher der ita⸗ 
lieniſchen Deputiertenkammer am 26. November 1902 vorgelegt wurde. 

Ascoli bekämpft beſonders den Art. 10 dieſes Entwurſes, der eine 
fundamentale Anderung des privatrechtlichen Grundsatzes der Vertrags⸗ 
freiheit enthalte: „quando a termine della presente legge occorrono 
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deliberazioni collettive, esse sono obbligatorie, purchè prese a 
maggioranza assoluta di voti e nei modi e nelle forme che sa- 
ranno stabilite nel regolamento.“ Im weſentlichen ſollen nach der 
Regierungsvorlage Fabrikordnungen darunter fallen (regolamenti di 
fabbrica). Zum Vergleiche werden ein Genfer Geſetz von 1900 und ein 
belgiſches Geſetz von 1898 herangezogen. 

Zwar finden ſich im pofitiven Recht Verhältniſſe, in denen eine 
Minderheit durch eine Mehrheit gebunden wird (bei Geſellſchaft, Gemein⸗ 
ſchaft, Konkurs, S. 102), zwar geht die moderne Entwickelung auf größere 
Ausdehnung (S. 98) — Ascoli will ſich zur Anerkennung nur unter 
Kautelen (S. 107) verſtehen, die er allerdings nicht angibt. Er will die 
Vertragsfreiheit dem Arbeiter erhalten wiſſen (S. 102). Nimmt man ihm 
dieſe, ſo nimmt man ihm ſeinen einzigen Reichtum. Ob das eine zutreffende 
Betrachtungsweiſe iſt? AsScoli erkennt ſelbſt an, daß die moderne Ent: 
wickelung in der angegebenen Richtlinie liegt. Und nicht nur in Italien. 
Für deutſches und fremdes Recht vgl. Kohler, Enzyklopädie I S. 638, 
640, 700. 


Einen entgegengeſetzten Standpunkt nimmt Leſſona ein (S. 224 
bis 237). 

Nach ſeiner Anficht kann die Giuria dei Probiviri, da fie nach 
ius aequum zu entſcheiden hat und nicht an den Wortlaut des geſchrie⸗ 
benen Rechts gebunden iſt, ſolche Entſcheidungen treffen, und ihre Ent⸗ 
ſcheidungen ſind inappellabel. Sie muß neues Recht finden, wie die viva 
vox juris, der römiſche Prätor (S. 230). Ein weiteres Beiſpiel bietet 
die Entwickelung des Handelsrechts; ein drittes die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege. 


Im letzten Hefte widmet noch Meſſina dieſer Sache eine größere 
Abhandlung: I concordati di tariffe nell’ ordinamento giuridico del 
lavoro (II S. 448— 514). 


VII. In einem kleinen Aufſatz (S. 134—139) gibt Bolaffio 
einen ausgezeichneten Überblick über das italieniſche Geſetz vom 24. Mai 
1903, Sul concordato preventivo e sulla procedura dei piccoli fal- 
limenti. (Vgl. die Überſetzung von 8. Keyßner in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV S. 225— 241 und den ausführlichen Kommentar von Bolaffio, 
Verona 1903.) Mit dieſem Geſetz hat Italien einem lebhaft empfundenen 
modernen Bedürfnis entſprochen. 

Vgl. Kohler, Leitfaden des Konkursrechts, 2. Aufl. S. 54, 163). 

Der öſterreichiſche Geſetzentwurf iſt benannt „über die Ein⸗ 
berufung der Gläubiger“. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXX S. 608, Bd. XXXV S. 473, 
Bd. XXXVIII S. 480, Bd. LIII S. 244 ff. K. 
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Auch Dänemark ſteht im Begriffe, ein ähnliches Geſetz ſich zu 
geben. (Vgl. Udkast til Lov om Tvangsakkord udenfor Konkurs 
med tilherende Bemærkninger, Kopenhagen 1903.) — 

Konkursrechtsfragen werden noch behandelt: II S. 291—305 von 
Buzzati, Il fallimento alle conferenze dell' Aja; II S. 324 f. 
Progetti di riforma della legge francese sulla liquidazione giudi- 
ziaria. Vgl. noch II S. 539, 543, 545. 


VIII. S. 192—201 gibt Ricca⸗Barberis eine klare Überficht 
über das Recht am eigenen Bild (Diritto alla propria figura) !). 

Vgl. desselben Verfaſſers Abhandlung: Sulla capacità a disporre 
dell’ immagine, II S. 441—451. 


IX. S. 343—350 behandelt Sacerdoti die Convenzioni fatte 
durante il pericolo per l'assistenza ed il salvataggio in materia 
maritima. Er gibt ein intereffantes Bild der verſchiedenartigen Regelung 
der Materie in den verſchiedenen Geſetzgebungen der verſchiedenen Zeiten 
und Völker. Bald werden die Vereinbarungen während Seenot für nichtig 
erklärt, bald für völlig gültig. Die neuere Richtung geht nach einer 
mittleren Linie: eine allzuhohe Vergütung kann herabgeſetzt werden. So 
8 741 des deutſchen Handelsgeſetzbuchs von 1897 (vgl. $ 343 B. GB.) ); 
ſo auch der Beſchluß des Comité maritime international (Rivista 
S. 350, S. 146) in Hamburg im Jahre 1902. Dem entſpricht auch 
die engliſche Praxis und das portugieſiſche Recht. Das holländiſche und 
das italieniſche Recht beſtimmen Nichtigkeit. Codice per la marina 
mercantile Art. 127: „Nessuna convenzione o promessa di mercede 


1) Aus der umfangreichen deutſchen Literatur ſeien hervorgehoben: 
Hugo Keyßner, Das Recht am eigenen Bilde (Berlin 1896), 
Dr. Kohler, Das Eigenbild im Recht (Berlin 1903), Hans 
Schweickert, Der Schutz der Photographie und das Recht am 
eigenen Bilde (Halle a. d. S. 1903), Dr. Georg Cohn, Neue 
Rechtsgüter. Das Recht am eigenen Namen. Das Recht am 
eigenen Bilde (Berlin 1902), Dr. Siegfried Rietſchel, Das 
Recht am eigenen Bilde (Tübingen 1903); Gutachten für den 
XXVI. Deutſchen Juriſtentag von Dr. Keyßner und Profeſſor 
Dr. Gareis; Geſetzentwürfe für das Deutſche Reich, betreffend 
das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photos 
graphie, Deutſcher Reichsanzeiger 1902 Nr. 169, 1904 Nr. 99, 
Bemerkungen hierzu von Albert Oſterrieth (Berlin 1904). 

2) Intereſſant ift, daß § 741 HGB. beſtimmt, der Vertrag könne 
wegen erheblichen Übermaßes der zugeficherten . ange⸗ 
fochten und Herabſetzung der letzteren auf das den Umſtänden 
entſprechende Maß verlangt werden. Was iſt das für eine „An⸗ 
fechtung“? Nach § 142 B. GB.? Dann würde die Vergütung 
nicht ex contraetu — vgl. $ 343 B. GB. — gefordert werden. 
Andererſeits liegt keine „Nichtigkeit“ nach $ 138 II B. SB. vor. 
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per assistenza al salvataggio ... sara obbligatoria, se sia stata 
fatta in pieno mare, o al momento del sinistro.* — 

Eine ſeerechtliche Frage behandelt Vi dari II S. 515—519 ans 
läßlich eines Urteils der Suprema Corte di Torino: Le clausole d’ir- 
responsabilitä in materia marittima. 

Nach Art. 491 des Cod. di comm. haftet der Reeder für Hand⸗ 
lungen des Kapitäns und der Schiffsbeſatzung. Kann dieſe Haftung 
wegbedungen werden? Das Gericht meint ja, Vidari hält dagegen 
die geſetzliche Regelung für zwingend — und zwar wegen des tatſächlichen 
Monopols der Reeder (Schiffsgeſellſchaften). 

Vidaris Anſicht mag de lege ferenda beifallswürdig ſein — 
de lege lata wird man kaum zuſtimmen können. 

Das iſt auch die Anficht, welche Stockholms Dagblad vom 19. No: 
vember 1904 in einem Leitartikel „Konossementsklausuler“ vertritt, 
und woſelbſt auch auf die nordamerikaniſche Harter Act von 1893 ver⸗ 
wieſen wird; ob, nachdem England ein geſetzliches Einſchreiten abgelehnt 
hat, „en nordisk Harter Act“ wünſchenswert ſei, das ſei noch zu be⸗ 
zweifeln. 

Die Frage war Gegenſtand der Beratung auf dem fünften Nordiska 
sjöfarts möte im Juli 1903 in Kopenhagen, ſowie der internationalen 
Konferenz in Amſterdam 1904 (Rivista II S. 548). 


X. Bd. II S. 345—369 erörtert A. di Nola die Verantwort⸗ 
lichkeit der Auskunfteien “). 

Der entgeltliche Auskunftsvertrag iſt Werkvertrag, der unentgeltliche 
ein Vertrag sui generis (?). Die Auskunftei haftet dem Vertragsgegner 
nur nach dem Vertrag für kontraktliches Verſchulden, nicht deliktiſch, wie 
manche meinen. Die Einſchränkungsklauſeln können auf zwei Typen ge⸗ 
bracht werden: die Klauſel „ohne Haftung“ (senza responsabilitä) und 
„vertraulich“ (confidenziale). Ihre Bedeutung wird S. 358 ff. unter: 
ſucht. Bemerkenswert iſt die Meinung, daß die Haftung für culpa lata 
nicht wegbedungen werden könne (S. 362, vgl. $ 276 B. GB.), noch die 
Haftung für Verſchulden der eigenen Agenten (S. 363, vgl. $ 278 
B. GB.). 

Die Verantwortlichkeit der Auskunftei Dritten gegenüber wird be⸗ 
handelt S. 365 ff. 


XI. In Bd. I Fasz. 3, 4 und 5 (auch 1903 als Sonderabdruck 
erſchienen) unterſucht Ra va: Le clausole di concorrenza (57 S.). 

In der Einleitung gibt er den allgemeinen Geſichtspunkt: Kon⸗ 
kurrenzausſchließungsverträge. Zu oberſt auf der Stufenleiter ſteht der 


1) Bal. dieſe Zeitſchrift Bd. LIV S. 602, 603. K. 
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Truſt, zu unterſt die Konkurrenzklauſel, interdiction de s'établir, clau- 
sola di concorrenza. Daran ſchließt ſich eine detaillierte Darſtellung 
der Geſchichte der Literatur und Geſetzgebung mit beſonderer Berückfichti⸗ 
gung des deutſchen Rechts. 

Den Stoff, der weder der Rechtsphiloſophie noch dem pofitiven 
Recht (2), ſondern der Wiſſenſchaft von der Geſetzgebung angehört, be: 
trachtet der Verfaſſer, unter reicher Polemik, von drei Geſichtspunkten 
aus: Sind die Konkurrenzklauſeln verträglich mit der individuellen Frei⸗ 
heit, — dienen ſie dem Schutz eines legitimen Intereſſes, — wie verhalten 
ſie ſich zur ſozialen Gerechtigkeit? 

Die erſten beiden Fragen werden bejaht; — bezüglich der letzteren 
lautet die Antwort, daß die Konkurrenzklauſeln ſozial gefährlich find. 

Ravd verlangt zur Gültigkeit der Klauſeln darum eine Gegen⸗ 
leiſtung des Prinzipals: nämlich Verſicherung der Handlungsgehilfen gegen 
Arbeitslofigkeit. Er verweiſt auf $ 75 D. HGB. und auf die engliſche 
consideration. 

Die Abhandlung bietet viel Anregung. Verfaſſer hat insbeſondere 
auch im Einzelnen die deutſche Literatur benutzt. Einen Satz hätte ich 
ihm dabei gern geſchenkt: Togliendo a queste espressioni quel che 
hanno di tedescamente astruso, e chiamando pane il pane, come 
usa in Italia ... (S. 31 Sonderabdruck; Rivista I S. 281). Na, na! 


XII. Auf eine Fußangel des ſpanifchen Wechſelrechts, die Aus⸗ 
ländern ſchon ſchweren Schaden gebracht hat, macht Profeſſor Lorenzo 
Benito aus Barcelona (I S. 333) aufmerkſam. Art. 446 Cod. di 
com. verlangt beim Wechſel an eigene Order als weſentliches Erfordernis 
„retener en si mismo el valor“ (, Wert in mir ſelbſt“. Vgl. Grüne 
hut, Wechſelrecht I S. 452). 

Monteſiori erläßt una protesta contro il protesto (II S. 247 
bis 250) wie Stranz in der Feſtgabe für Dr. Koch (in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LV S. 544). 


Im Vorſtehenden find die Abhandlungen der Zeitſchrift berührt, 
welche ein allgemeineres Intereſſe beanſpruchen oder mir boten. 

Daneben finden ſich zahlreiche Artikel, welche mehr pofitives italie⸗ 
niſches Recht erörtern; jo über Art. 342 Cod. di comm. (Bb. I S. 23); 
Art. 343 (I S. 87); fo zahlreiche Beiträge von Sraffa I S. 58; S. 127; 
S. 255; S. 416; S. 453; II S. 66; S. 69; S. 155; S. 255; S. 428; 
— Vivante I S. 167—170; I S. 263 (zum Art. 919 Codice di 
comm.); II S. 265; — Ziino II S. 147 (zum Art. 919 Codice di 
comm.); — Navarrini I S. 447; — Bonelli II S. 1; S. 98; — 
Olivieri II S. 227; — Puglieſe II S. 138; S. 414; — Carne⸗ 
lutti II S. 202; — Manara II S. 89; — Scialoja I S. 202. 


Literatur. 605 


Den Abhandlungen reihen fich würdig an die im zweiten Teil jedes 
Bandes mitgeteilten Rechtsſprüche mit vielfach recht ausführlichen 
kritiſchen Beſprechungen; eine vortreffliche Einrichtung! 

Faſſe ich mein Urteil über die Rivista di diritto commerciale, 
industriale e marittimo zuſammen: die bisher erſchienenen zwei ſtattlichen 
Bände bieten große Belehrung und reiche Anregung. Auch in Deutſch⸗ 
land iſt ihr eine weite Verbreitung zu wünſchen, im Intereſſe der deutſchen 
Juriſten ſelbſt. 

Berlin, Januar 1905. | 
Privatdozent Dr. Neubecker. 


XXIII. Die Dresdner Handelsinnung 1654 — 1904. 
Feſtſchrift der Dresdner Kaufmannſchaft zum 250⸗ 
jährigen Jubiläum der Dresdner Handelsinnung, 
verfaßt von Profeſſor Dr. Paul Rachel, d. 3. 
Direktor der Offentl. Handelslehranſtalt. 8. (196 S.) 
Dresden 1904, Verlag der Dresdner Kaufmannſchaft. 


Vorwiegend auf Grund von Handſchriften mehrerer Dresdener 
Archive wird in dem vorliegenden Werke die Geſchichte der Dresdener 
Handelsinnung von ihrer Errichtung an bis in die neueſte Zeit geſchildert, 
ohne daß ſich der Verfaſſer auf dieſe oder jene Seite der Entwickelung 
beſchränkt. Der Rechtswiſſenſchaft kommen namentlich die Erörterungen 
über die Verfaſſung der Innung zu gute. Die Unterſuchung iſt, ſoweit 
man ohne Einficht der Archivalien urteilen kann, überall ſorgſam und 
eindringend, die Darſtellung klar und geſchmackvoll. 

Behandelt wird ein Zeitraum von 250 Jahren. Der Verfaſſer 
gliedert den Stoff in drei Teile: er betrachtet zunächſt die Innung im 17., 
ſodann im 18. und endlich im 19. Jahrhundert. Mit Rückſicht auf den 
verhältnismäßig kleinen Zeitraum könnte man die Frage aufwerfen, ob 
die ſyſtematiſche Methode nicht der vom Verfaſſer gewählten hiſtoriſchen 
vorzuziehen geweſen wäre: ſo wären die Faktoren, welche die Entwickelung 
gefördert und gehemmt haben, ſchärfer hervorgetreten, und wäre manche 
Wiederholung vermieden worden. Aber auch, wenn man mit der Methode 
nicht ganz einverſtanden iſt, wird man gern das Verdienſt des Verfaſſers 
anerkennen, das er ſich durch ſeine mühſame Arbeit erworben hat. 

Erſt im Jahre 1654 find die Dresdener Kaufleute zu einem korpo⸗ 
rativen Zuſammenſchluſſe gelangt, während es Innungen der Handwerker 
in Dresden bereits früher gab. Das iſt dadurch erklärlich, daß noch zu 
Beginn der Neuzeit Dresden als Handelsſtadt keine Rolle geſpielt hat. 
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Die erſte Anregung zur Gründung einer Handelsinnung iſt von den 
Kaufleuten ſelbſt ausgegangen. 

Zuerſt im Jahre 1625 wandten ſich 32 Dresdener Handelsleute an 
den Stadtrat mit einer Eingabe, in der ſie die Notwendigkeit ihres Zu⸗ 
ſammenſchluſſes zu einer Innung behaupteten und damit begründeten, daß 
immer mehr fremde Leute in die Stadt kämen, und durch Winkelkaufen, 
Vorkaufen und heimliches und öffentliches Haufieren den Einheimiſchen 
das Brot vor dem Munde weggenommen würde. Sie ſtellten zugleich 
17 Artikel auf mit den üblichen Beſtimmungen über die Vorausſetzungen 
der Aufnahme, ſowie die Pflichten und Rechte der Innungs mitglieder. 
Der Rat war anfangs nicht geneigt, ſich mit der Angelegenheit zu befaſſen; 
er zog die Sache einige Jahre hin und antwortete endlich: die Handels⸗ 
und Kramerleute könnten ja unter ſich Artikel abmachen, nur ſolle er 
und die gemeine Bürgerſchaft nicht daran gebunden ſein (S. 10 ff.). Im 
Jahre 1653 legten die Kaufleute dem Rate revidierte Artikel vor. Dies⸗ 
mal waren ihre Bemühungen von Erfolg gekrönt. Am 1. Februar 1654 
erfolgte die Konfirmation der Artikel durch den Kurfürſten, und zwar in 
den wichtigſten Punkten im Sinne der Antragſteller: damit war die 
Innung der Kramer und Handelsleute ins Leben getreten (S. 20 ff.). 
Die 12 Innungssartikel find in dem vorliegenden Werke (S. 24 ff.) ab: 
gedruckt. Aus ihnen möge hervorgehoben werden, daß in die Innung 
Niemand aufgenommen werden ſollte, „er habe denn ſeines ehrlich⸗ und 
redlichen Verhaltens, daß er nehmlich allhier oder anderorten zum wenig⸗ 
ſten ſechs Jahr bey einem Kauf Handelsmann oder Cramer treu und 
fleißig gedienet, eine glaubwürdige Kundſchaft, benebſt ſeines ehrlichen 
Herkommens einen Geburthsbrief vorzuweiſen“ und das Bürgerrecht erlangt; 
daß die Innung in drei Klaſſen geteilt war („Schneidende, Specerey und 
Schiffhandlung“); daß aus jeder Klaſſe drei tüchtige Perſonen („nicht 
aber nach dem Alter, ſondern vielmehr nach dem Verſtande und Vermögen“) 
zu Alteſten gewählt werden ſollten, von denen jährlich drei (aus jeder 
Klaſſe einer) das Amt verwalten ſollten; daß bedürftige Hinterbliebene 
der Innungsmitglieder mit barem Gelde aus der Innungslade unterſtützt 
werden ſollten. Vier Wochen nach der Errichtung der Innung (am 
1. März 1654) beſchloß dieſe 12 „Conventional⸗ oder Beiartikel“ (S. 33 ff.), 
von denen beiſpielsweiſe einer beſtimmt, daß Keiner des Anderen Waren 
„verachten oder ſchimpflich eſtimiren“ ſolle bei Strafe eines Talers, fich 
alſo gegen den unlauteren Wettbewerb richtet. 

Die Innung fand bald Widerſacher: von den außerhalb der Innung 
ſtehenden Gewerbetreibenden namentlich die Leinweber; aber auch in den 
Kreiſen der Regierung war man ihr nicht durchweg günſtig gefinnt. 
Indeſſen wurden der Innung durch den neuen Kurfürſten im Jahre 1674 
die Artikel in dem urſprünglichen Wortlaute beſtätigt (S. 37 ff.). Auch 
im 18. Jahrhundert blieben ihr Kämpfe nicht erſpart: um alte und neue 
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Rechte mußte ſie kämpfen mit den Vorſtadtkramern, heimlich Handel 
treibenden Hofbeamten, den Italienern (Südfruchthändlern) und den 
Juden (S. 76 ff.), ſowie mit der Acciſe⸗Verwaltung (S. 102 ff.) und 
dem Stadtrate (S. 110 ff.). 

Auch über die Weiterentwickelung der inneren Verhältniſſe der 
Innung berichtet der Verfaſſer eingehend (S. 48 ff.). Als Beiſpiele mögen 
erwähnt werden: die Schaffung eines neuen Organs, des Syndikats 
(S. 48 ff.) und der Beſchluß eines Teiles der Innungsgenoſſen (nämlich 
der Seiden⸗, Tuch⸗, Leinwand⸗ und Galanteriewarenhändler) aus dem 
Jahre 1728, nicht jährlich, ſondern halbjährlich, und zwar Johannis und 
Weihnachten, über die Waren, „lo einer von den anderen à Conto zu 
entnehmen geliebet“, Abrechnung zu halten (S. 51). 

Für das 19. Jahrhundert iſt beſonders charakteriſtiſch, daß die nun⸗ 
mehr im Innern und nach außen gefeſtigte Innung ſich nicht mehr auf 
die Wahrnehmung eigener Intereſſen beſchränkte, ſondern auch eine gemein⸗ 
nützige Tätigkeit entfaltete: ſo förderte ſie den Elbuferbau (S. 117 ff.) 
und die Verbeſſerung der Elbſchiffahrt (S. 148 ff.). Auf ihre Veranlaſſung 
wurde vom Rate das Inſtitut der vereideten Handelsmäkler geſchaffen 
(S. 139 f.). Sie trat für die Einführung beſonderer Handelsgerichte ein 
(S. 140 ff.) und für die Einführung von Handelskammern (S. 143). 
Sie bemühte ſich um die Verbeſſerung des Poſtweſens (S. 148 ff.). Sie 
gründete eine öffentliche Handelsſchule (am 20. Juni 1854), ihre „wich⸗ 
tigſte und nachhaltigſte Tat im Verlaufe des 19. Jahrhunderts“, wie der 
Verfaſſer (S. 167) ſagt. Im Jahre 1864 wurde die Innung in die 
„Korporation der Kaufmannſchaft“ umgewandelt, die zur Zeit noch be⸗ 
ſteht (S. 185 ff.). 

Halle a. d. S. Paul Rehme. 


XXIV. Berliner Jahrbuch für Handel und In⸗ 
duſtrie. Bericht der Alteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin, Jahrgang 1904. Bd. I. 4. (813 S.) 
Berlin 1905, Verlag von Georg Reimer. 


Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin geben ihren Jahres⸗ 
bericht ſeit dem Jahre 1904 in Buchform heraus. Der vorliegende Jahr⸗ 
gang 1904 geht weit über die Form des Berichts hinaus und enthält 
vielfach Abhandlungen von ſelbſtändiger wiſſenſchaftlicher Bedeutung. In 
Verbindung mit der Darſtellung von Berlins Handel und Induſtrie wird 
gleichzeitig ein Überblick über die wirtſchaftliche Entwickelung Deutſchlands 
gegeben, da viele Inſtitute, die für ganz Deutſchland von Bedeutung find, 
in Berlin ihren Sitz haben; darüber hinaus hat fich der Bericht auch 
auf internationale Arbeitsgebiete erſtreckt, ſoweit der Berliner und der 
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deutſche Handel daran beteiligt ſind. Der erſte Teil befaßt ſich mit der 
allgemeinen wirtſchaftlichen Entwickelung. Drei Hauptmomente beeinflußten 
den Charakter des deutſchen Wirtſchaftsjahres 1904: der ruſfiſch⸗japaniſche 
Krieg, die Unſicherheit über die Handelsverträge und die Syndikats⸗ und 
Fuſionsbewegung. Dem Abſchnitt über auswärtige Politik folgt die Dar⸗ 
ſtellung der wirtſchaftlichen Entwickelung in Berlin; ſehr umfangreich 
find die Ausführungen über Kartelle und Syndikate, welche ein ſo weites 
Gebiet umfaſſen, daß dadurch eine eingehende Darſtellung über den Stand 
der Syndikatsbewegung in ganz Deutſchland gewährt wird. Hieran 
ſchließt fich ein Bericht über die Streiks und Ausſperrungen, von denen 
der Berliner Arbeitsmarkt im Jahre 1904 betroffen worden ift. Über 
die Verhältniſſe auf dem Geldmarkt wird berichtet durch Darſtellung einer 
Geſchichte der Reichsbank in dem Berichtsjahr, der ſich eine Überſicht über 
Renten⸗ und Dividendenpapiere anſchließt. In dieſem Abſchnitt findet 
ſich eine beſondere Beſprechung der Konzentrationsbewegung auf dem Ge⸗ 
biete des Bankweſens. Neu hinzugefügt iſt der Bericht über die Ent: 
wickelung des Getreidehandels. Den Abſchluß des erſten Teils bildet die 
wirtſchaftliche Entwickelung im Ausland; hier werden beſonders die Ver⸗ 
hältniſſe Nordamerikas berüdfichtigt, die für den deutſchen Handel immer 
bedeutſamer werden. 

Der zweite Teil ſchildert die umfangreiche Wirkſamkeit der Alteſten 
der Kaufmannſchaft auf dem Gebiete der Geſetzgebung und Verwaltung. 

Der dritte Teil enthält wertvolle Beigaben. Da der ruſſiſch⸗japa⸗ 
niſche Krieg die Schädigungen deutlich hat hervortreten laſſen, denen der 
Handel neutraler Staaten ausgeſetzt iſt, ſo iſt eine Darlegung des gelten⸗ 
den Seekriegsrechts, ſoweit es für Handel und Induſtrie von Bedeutung 
iſt, beigefügt. Ferner iſt von weitgehendem Intereſſe der Bericht über 
eine volkswirtſchaftliche Studienreiſe durch Nordamerika, den der volks⸗ 
wirtſchaftliche Beirat Privatdozent Dr. Jaſtrow erſtattet hat. Beſonders 
hingewieſen ſei auf folgende Abſchnitte des Berichts: „Kaufmannsbildung 
und Hochſchulbildung in Amerika“; „Der amerikaniſche Accountant und 
der deutſche Bücherreviſor“; „Die Literatur zur amerikaniſchen Rechts⸗ 
praxis“; „Lagerhäuſer und Lagerſcheine“. Aus dem Gebiete der Geſeßz⸗ 
gebung, auf welchem ſich das Kollegium durch Denkſchriften und Eingaben 
betätigt hat, find hervorzuheben: „Reviſion des Vereinszollgeſetzes“; „Die 
beiden Börſennovellen“; „Die Warenhausſteuernovelle“; „Die Reform des 
Wechſelproteſtes“; „Vorentwurf einer neuen Maß⸗ und Gewichtsordnung.“ 

Wer ſich über die Entwickelung des deutſchen Handels im Jahre 
1904 unterrichten will, findet in dem Jahrbuch ein umfangreiches und 
zuverläſſiges Material, welches in den einzelnen Zweigen wiſſenſchaftlich 
und mit großer Sachkunde bearbeitet worden iſt. 


Berlin. L. Keyßner, Gerichtsaſſeſſor. 
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XXV. Handelsgebräuche im Großhandel und 
Schiffahrtsverkehr Magdeburgs nebſt 
Sammlung von Schlußſcheinbedingungen, 
Schiedsgerichtsordnungen, Vorſchriften 
u. ſ. w. Herausgegeben im Auftrage der Handels⸗ 
kammer zu Magdeburg von Georg Gutſche, 
Rechtsanwalt, und Dr. M. Behrend, Syndikus 
der Handelskammer. 8. (392 S.) Magdeburg 
1905, Kommiſſionsverlag der Heinrichshofenſchen 
Buchhandlung. 


Den Gutachten, welche über die im Handelsverkehr gefeſtigten Ge⸗ 
ſchäftsgebräuche von Kaufmannſchaften und Handelskammern erſtattet 
worden find, deren mannigfachem und ſchwankendem Wortgebrauch, wobei 
das Wort „Uſance“ hervorzuheben iſt, welches noch immer nicht aus der 
Sprache des Kaufmanns verſchwunden iſt, war in dieſer Zeitſchrift ſeit 
ihrem Beſtehen ſtets beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet, wofür das ſyſte⸗ 
matiſche Generalregiſter zu Bd. I XXV von Dr. Gabriel ein Beleg 
iſt. Zu verweiſen iſt ferner auf die eingehenden Beſprechungen von 
Dr. Fr. Pollitzer in Bd. XLVII S. 375, Bd. LI S. 256, ferner 
Bd. LI S. 261, Bd. LIV S. 300, von Dr. Walker in Bd. LIV 
S. 330. 

Wenn der Titel des Buches „Handelsgebräuche“ lautet, ſo find 
damit doch nur Geſchäſtsgebräuche gemeint (S. XXXII); eine ſprachliche 
Abgrenzung, welche viele Mißverſtändniſſe erledigen könnte, will zunächſt 
nicht einmal in der Gerichtsſprache gelingen, wie ſehr dieſelbe auch erwünſcht 
wäre (Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts, 2. Aufl., I $ 56 
S. 350; Zeitſchrift Bd. LI S. 259). Gegenüber den früheren Samm⸗ 
lungen der Gutachten — Geſchäftsgebräuchen in ihrer Form der Erſtat⸗ 
tung und Zuſammenſtellung nach dem Gegenſtande haben die Verfaſſer die 
Gutachten aus den verſchiedenen Geſchäftszweigen — im Ganzen XXI, 
z. B. Handel mit Getreide und Olſaaten (S. 1), Kohlenhandel (S. 17), 
Papiergroßhandel (S. 53), Handel mit raffiniertem Zucker (S. 93), Bank⸗ 
geſchäſt (S. 107), Schiffahrt (S. 119), nach folgendem Syſtem (S. XXIII): 
1. Pflichten des Verkäufers, a) Erfüllungsort, b) Beſchaffenheit der Waren, 
e) Menge, d) Zeit der Lieferung, e) Ort der Lieferung, f) Art der Ber: 
ſendung; 2. Pflichten des Käuſers, a) Berechnung der Kaufſumme (Ein: 
heitspreis), b) Zahlungsziel und Diskont, c) Verpackungsberechnung; 
3. Schiedsgerichtsbeſtimmungen; 4. Verhältniſſe der Agenten — zu einem 
Geſamtinhalte verarbeitet, wie dies in den Berliner Börſenbedingungen 
von den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin vielfach geſchehen iſt. 
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Es ſei auf die Mitteilungen in dieſer Zeitſchrift, z. B. Bd. XLII 
S. 451 ff., Bd. XLVII S. 475 ff., hingewieſen. 

Über die Bedeutung der verarbeiteten Zuſammenfaſſung haben bie 
Verfaſſer in der Einleitung (S. XXII ff.) ſich eingehend ausgeſprochen; 
hervorgehoben ſei das erfolgreiche Beſtreben, „die Ausdrucksweiſe der Ge⸗ 
bräuche der einzelnen Geſchäftszweige, ſoweit fie das Gleiche beſagen, mit: 
einander in Einklang zu bringen“. Daß Geſchäftsgebräuche oder (wenn 
der Kaufmann dieſe Bezeichnung nicht klangvoll genug findet und dafür 
vorzieht:) Handelsgebräuche zum Handelsgewohnheitsrecht emporwachſen 
können, iſt anerkannt, wobei der häufige Wandel (Einleitung S. XXI) 
ſtörend eingreift (Gruchot, Beiträge Bb. XII S. 582, Gol dſchmidt, 
Handbuch des Handelsrechts Bd. I 1. Aufl. S. 235, 2. Aufl. S. 337); 
iſt dies geſchehen, dann find die Handelsgebräuche im Rechtsverhältnis 
herrſchend, unabhängig von der Kenntnis der Parteien. Handelt es fich 
noch um Geſchäftsgebräuche, ſo kann die Frage, ob die vertragſchließenden 
Parteien dieſelben gekannt haben, nicht unerörtert bleiben (Eniſch. des 
RG. Bd. XLIV S. 33). Die Verfaſſer gehen hierauf in der Einleitung 
S. XXXI ein unter Bezugnahme auf zwei auszugsweiſe Entſcheidungen 
des Reichsgerichts vom 18. November 1903 und 6. Oktober 1903 (Einl. 
S. XXXI ff.). Eine weitere Anſammlung aus der Rechtſprechung wäre 
ſehr erwünſcht geweſen. Es ſei auf die in Gruchots Beiträgen Bd. XII 
S. 580 mitgeteilten Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin (1866, 1867) hingewieſen, woſelbſt zur Vermeidung von Mißver⸗ 
ſtändniſſen für Handelsgebrauch Geſchäftsgebrauch einzurücken wäre. Zu⸗ 
treffend iſt auch die Bemerkung Wächters in der Zeitſchrift Bd. II S. 502. 

Bezug genommen jet ferner auf die Entſcheidungen des Reichsober⸗ 
handelsgerichts Bd. I S. 93, IV S. 376, XII S. 339. Sofern aus den 
Erklärungen der vertragſchließenden Teile oder aus den tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden zu entnehmen iſt, daß nach den Geſchäftsgebräuchen einer beſtimmten 
Börſe oder nach den für dieſelbe gefaßten Geſchäftsbedingungen geſchloſſen 
fein folle, jo werden die bezüglichen Geſchäftsgebräuche bezw. deren Faſſung 
Vertragsinhalt, möchten die einzelnen Beſtimmungen auch den Parteien 
nicht bekannt geweſen fein. In dieſer Weiſe können die Faſſungen, wie 
fie für die Geſchäftszweige von den Verfaſſern gegeben find, für die be⸗ 
züglichen Verträge maßgebend werden. — Hiermit ſei ein Einblick in den 
Inhalt des I. Teils des Werkes gegeben. 

Der II. Teil enthält eine „Sammlung von Vedingungen, Ordnungen, 
Vorſchriften u. dergl. m., die von Korporationen und freien Vereinen für 
die im I. Teil behandelten Geſchäftszweige aufgeſtellt worden find und 
in den Vertragsabſchlüſſen berückfichtigt zu werden pflegen“ (S. 125—376). 

In einem Anhange find Vorſchriften für beeidigte Handelsmakler, 
Bücherreviſoren, Wäger und Meſſer, welche örtlich in Anwendung ſtehen, 
angefügt. Dr. Keyßner. 
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XXVI. Dr. Heinrich Roſin, Geh. Hofrat, ord. Profeſſor 
für Staatsrecht und deutſches Recht an der Univer⸗ 
fität Freiburg i. B. Das Recht der Arbeiter: 
verſicherung. Für Theorie und Praxis ſyſte⸗ 
matiſch dargeſtellt. Zweiter Band: Das Recht 
der Invaliden-⸗ und Altersverſicherung. 
8. (XIV und 1151 S.) Berlin 1905, J. Guttentag. 


Im XLIII. Bande dieſer Zeitſchrift, S. 448 ff. iſt der erſte Band 
des vorliegenden Werkes beſprochen, der in zwei Abteilungen 1890 
und 1893 erſchienen war. Er gab eine Zuſammenfaſſung der allgemeinen 
Grundlagen und Grundbegriffe der ſozialpolitiſchen Geſetze. Der zweite 
Band, der und damals verſprochen war, ſollte die „Spezialien der 
einzelnen Verficherungsarten“ bringen. Er hat länger auf ſich warten 
laſſen als vorauszuſehen war, und was er bringt iſt immer noch erſt 
ein Drittel des Stoffes: die Fiktion einer Abteilung des zweiten 
Bandes läßt ſich bei einem Umfang von 1151 Seiten natürlich nicht 
aufrecht erhalten. 

Geblieben iſt die Hauptſache: „ein zuverläſſiges vertrauenswürdiges 
Buch,“ ſagten wir damals. Dieſe Eigenſchaften erſcheinen hier wieder, 
vielleicht noch feſter ausgeprägt. Alle Achtung vor dem juriſtiſchen 
Scharffinn des Profeſſors, worin er keinem nachſteht. Aber der Haupt⸗ 
eindruck iſt wieder der einer großen Echtheit und Gediegenheit in ſeiner 
ganzen Arbeitsweiſe. Keine Spur von Brillantfeuerwerk — welch 
Schauſpiel, aber ach ein Schauſpiel nur! müſſen wir bei anderen fo 
oft ſeufzen — aber auch nichts von jenem anſpruchsvollen Drauflos⸗ 
reden, ohne was zu ſagen. Auf dieſen 1151 Seiten ſteht kein über⸗ 
flüſſiges Wort. 

Die Darſtellung iſt eine ſyſtematiſche. Dieſe Eigenart trat in den 
allgemeinen Lehren des erſten Bandes noch nicht ſo hervor, wie hier, 
wo das Werk ſich der üblichen Kommentarform gegenüberſtellt. Dieſe 
wird ja immer einen gewiſſen Vorzug der Einfachheit bewahren: der 
Einfachheit für den Verfaſſer, denn die Legalmethode enthebt mit einem 
Schlage aller Sorge wegen richtiger Gliederung des Stoffes; aber auch 
die Einfachheit für viele Leſer; der Praktiker wenigſtens greift zu 
weiteren Hilfsmitteln nur, wo der bereits geläufige Geſetzesparagraph 
ihm die unmittelbare Auskunft verſagt, da macht ſich der Übergang 
zum Kommentar ganz bequem. Es ſcheint mir aber zweifellos, daß 
die ſyſtematiſche Darſtellung weit geeigneter iſt, ein gründliches Ver⸗ 
ſtändnis des Stoffes zu vermitteln. Vorausgeſetzt natürlich, daß das 
Syſtem ſelbſt ſo ſachgemäß aus dem Stoffe entnommen wird, wie Ver⸗ 
faſſer es ſich angelegen ſein läßt. 
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Das Werk iſt in ſechs Bücher eingeteilt. Die vier erſten verraten 
die Klarheit des Ganges ſchon durch ihre Überſchriften: Verſficherte, 
Organiſation, Beitragsweſen, Renten. Das fünfte und ſechſte Buch 
handelt anhangsweiſe von Nebenleiſtungen und Grenzbeziehungen. Die 
Abweichung von der Einteilung des Geſetzes iſt nur ſcheinbar gering; 
in der Zuſammenfaſſung der einzelnen Rechtsinſtitute zeigt ſich die 
Selbſtändigkeit des Syſtems mit aller Kraft. 

Wir werden natürlich hier nicht allzuſehr auf Einzelheiten ein⸗ 
gehen dürfen. Es ſteckt ein gar zu großer Reichtum von Intereſſantem 
in dem Buch. Nur einige Stücke mögen herausgegriffen werden, ſolche 
vor allem, wo eine abweichende Meinung möglich ſein dürfte. 

Daß der zweite Band jetzt erſt erſcheint, das hat ihm den un⸗ 
geheuren Vorteil verſchafft, eine Fülle von Material vorzufinden an 
praktiſchen Entſcheidungen, namentlich das Reichsverſicherungsamt hat 
ja ſehr viel geliefert. Der Verfaſſer nutzt das alles ſorgfältig aus, be⸗ 
nutzt es, um ſeine Anfichten zu belegen, ſcheut aber ſelbſtverſtändlich 
auch nicht davor zurück, kritiſche Bedenken geltend zu machen. Dabei 
kommt er z. B. S. 556 ff. in eine eigentümliche Lage. Das Reichs⸗ 
verficherungsamt hat die Anſicht aufgeſtellt, die tatſächlich erfolgte 
Beitragsleiſtung ſei nicht ſowohl die Vorausſetzung des Rechts auf 
Rente, als die Vorausſetzung der Zuſprechung der Rente, der Bewilligung, 
ſo daß alſo der verſäumte Beitrag bis zum endgültigen Ausſpruch noch 
nachgeholt werden könnte. Und dafür hat er ſich ausdrücklich auf die 
Ausführungen des Verfaſſers im erſten Bande berufen, wonach die Ver⸗ 
ſicherung der Reichsgeſetzgebung kein ſynallagmatiſches Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung bedeutet, wie beim zivilrechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsvertrag, ſondern beides ſelbſtändig ſeinen Gang geht (S. 557, 
Note 5). Er iſt unſeres Erachtens im Recht, wenn er ſich hingegen 
verwahrt als gegen eine Übertreibung und Einſeitigkeit. Es ſind immer⸗ 
hin doch auch gewiſſe verficherungsrechtliche Gedanken im Reichsgeſetz 
zur Anwendung gekommen. Aber die Loſung der wohlwollenden Hand⸗ 
habung iſt ja hier ſo ſtark betont, daß Schranken und Bedingungen 
Mühe haben, ſich aufrecht zu erhalten. 

Bei einer anderen Gelegenheit glaubt Verfaſſer wieder das Reichs⸗ 
verficherungsamt in Schutz nehmen zu müſſen gegen den Reichskanzler 
und das Reichsamt des Innern, die es in ſeinen „jachlichen Ent» 
ſchließungen“ durch Dienſtbefehle beeinfluſſen wollen (S. 272 ff.). Seiner 
Meinung nach wäre das ausgeſchloſſen durch § 108 Abſ. 2 des Geſetzes, 
wonach „alle Entſcheidungen des Reichsverficherungsamts endgültig 
find“. Anlaß zur Streitfrage gibt eine Anweiſung an das Reichs⸗ 
verficherungsamt wegen Entſchädigung von Dienſtreiſen durch Berufs 
genoſſenſchaften und Verficherungsanſtalten; das Reichsverſicherungsamt 
ſoll dieſe dazu anhalten. Uns ſcheint es aber doch, als wenn die oberſten 
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Reichsbehörden hier recht hätten. Unter den „Entſcheidungen“ des 
8 108 Abſ. 2 find wohl nur vorhanden: Ausſprüche über das was 
Rechtens iſt in Einzelfällen, die von unten an das Reichsverſicherungs⸗ 
amt kommen. Die müſſen frei ſein. Im übrigen bleibt es aber Ver⸗ 
waltungsbehörde und unter der Gewalt des Reichskanzlers. 

Eine ſehr bedenkliche Sache iſt die „Ungültigkeit der Quittungs⸗ 
karte“ wegen verſäumten rechtzeitigen Umtauſches gemäß $ 135 des 
Geſetzes. Das Reichsverſicherungsamt, nach einigem Schwanken, ent: 
ſcheidet ſich für eine „bloß formelle Ungültigkeit“, der Verfaſſer ſtimmt 
dem zu (S. 594 ff.). Alſo die durch die Karte beſcheinigten Beiträge 
gelten, aber die Karte gilt nicht mehr als „ordnungsmäßig“. Das würde 
gewiſſe Unbequemlichkeiten bezüglich der Beweislaſt nach ſich ziehen. 
Aber uns ſcheint dann in der Tat hier kaum angebracht, wegen ſo 
wenig ſo hochtrabend von Ungültigkeit zu ſprechen. 

Vor allem erhält die Lehre von der Verwaltungsrechtspflege ſehr 
bedeutſame Beiträge aus dem Recht der Invaliditätsverſicherung. Die 
Ausbildung der Verwaltungsrechtspflege iſt ja weſentlich Sache der 
Landesgeſetzgebung geweſen. Hier iſt es nun das Reich, das auch ein⸗ 
mal ſein Wort dazu ſpricht und in umfaſſender Weiſe ſchöpferiſch auf⸗ 
tritt. Der Verfaſſer behandelt den Gegenſtand mit einer erſichtlichen 
Vorliebe, S. 621 ff. und S. 766 ff. Entſprechend den Ordnungen des 
Reichsgeſetzes ſind zwei Gruppen zu unterſcheiden: das Verfahren zur 
Erledigung von Streitigkeiten in Bezug auf das Beitragsweſen und 
das Verfahren zur Feſtſtellung des Rentenanſpruchs. Im erſteren ent: 
ſcheiden die unteren Verwaltungsbehörden, in zweiter Inſtanz die 
ordentlichen höheren Verwaltungsbehörden, ausnahmsweiſe an deren 
Stelle das Reichsverſicherungsamt. Daß es ſich hier um Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, Urteile und materielle Rechtskraft handelt, iſt außer Zweifel 
(S. 632), alſo richtige Verwaltungsrechtspflege! Die doktrinäre Hart⸗ 
näckigkeit, die ſolche nur bei beſonderen Gerichten anerkennen will, mag 
ſich hier wieder einmal belehren laſſen. Über den Rentenanſpruch da⸗ 
gegen erkennt in erſter Inſtanz der Vorſtand der beteiligten Renten⸗ 
anſtalt, auf Berufung das Schiedsgericht und in Reviſion das Reichs⸗ 
verſicherungsamt. Der Vorſtand als Verwaltungsrichter iſt hier gewiß 
wieder die intereſſanteſte Erſcheinung: ſein Beſcheid iſt ein „Urteil“ 
(S. 822), iſt „rechtskraftfähig“ (S. 841). Der Verfaſſer bemerkt hierzu: 
„Trotz der Eigentümlichkeit, daß ſich in dieſen Organen richterliche und 
Parteiſtellung vereinigt“. Es ſei uns aber geſtattet, auf dieſen Punkt 
doch mit einigen Worten näher einzugehen. Richter und Parteivertreter 
zugleich — das ſcheint mir unmöglich. Wohl aber iſt etwas anderes 
möglich. Der Verfaſſer ſcheint es für ein unbedingtes Erfordernis zu 
halten, daß in der Verwaltungsrechtspflege immer zwei Parteien mit 
entgegengeſetzten Intereſſen ſich gegenüberſtehen. Das iſt aber keines⸗ 
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wegs der Fall, ſo wenig wie in der Strafrechtspflege. Es genügt, daß 
der Staat der einen Partei gegenüberſteht, um ihr durch ſeine Behörde 
in Form der Rechtspflege Laſten aufzulegen, Erlaubniſſe zu erteilen, Be⸗ 
willigungen zu machen. Hier würde das an feiner Stelle die Berfiche: 
rungsanſtalt, die juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts, durch ihre Be⸗ 
hörde tun. Dieſe Auffaſſung ſcheint mir doch weitaus vorzuziehen zu ſein. 

Damit hängt eine andere Frage zuſammen. Wie Verfaſſer 
S. 845 ff. ausführt, iſt anerkannt, daß die Anſtalt auf neues Geſuch 
unter Verzicht auf die Rechtskraft zu Gunſten des Geſuchſtellers einen 
neuen Beſcheid erteilen kann. Verzicht auf die Rechtskraft iſt eine heikle 
Sache. Ich bin ſelbſt der Meinung, daß es einen ſolchen gibt; in 
welchem Umfang, wie weit er durch abſolute Rechtskraft ausgeſchloſſen 
iſt, darüber kann man ſtreiten. Jedenfalls kann ein Verzicht nur aus⸗ 
gehen von der Partei, zu deren Gunſten der obrigkeitliche Akt gebunden 
iſt. Die Obrigkeit iſt aber nicht Partei und hat keine Parteirechte an 
dem von ihr erlaſſenen Akte, auf welche ſie verzichten könnte. Die 
Rechtskraft bindet ſie an den Akt durch das Recht der Partei aber 
abſolut. Soweit man nur das erſtere annimmt, kann ſie mit Ein⸗ 
willigung der Partei den Akt ändern oder zurücknehmen, wie das z. B. 
das Preußiſche Oberverwaltungsgericht bezüglich rechtskräftig abgewieſener 
Polizeierlaubnisgeſuche anerkannt hat. Nach dieſem Schema müßte man 
alſo unſeren Fall beurteilen, dann handelt es ſich nicht um einen Ver⸗ 
zicht der Anſtalt auf die Rechtskraft, ſondern um ein Gebrauchmachen 
von der gewonnenen Verfügungsfreiheit durch die Anſtaltsbehörde. Ich 
geſtehe allerdings, daß es mir zweifelhaft ſcheint, ob man nicht bei einer 
ſolchen Entſcheidung abſolute Rechtskraft annehmen müßte. Die Löſung 
würde ſich leichter ergeben, wenn man annähme, die Rentenbewilligung 
ſei ein einfacher Verwaltungsakt, der bejahenden Falles wohlerworbene 
Rechte gewährt und dadurch gebunden wird, verneinenden Falles nichts 
Bindendes hat, aber die Behörde ihrer Pflicht, Beſcheid zu geben, ent⸗ 
ledigt. So viel ich ſehe, würde alles einzelne ganz hübſch dazu ſtimmen. 
Berufung gegen einen Verwaltungsakt iſt nichts Unerhörtes. Daß das 
Geſetz von rechtskräftiger Entſcheidung ſpricht, darf gewiß nicht ſtören. 
Wo ſo viele Gelehrte unter Rechtskraft ſich nichts Beſtimmtes denken, 
darf es wohl auch der Geſetzgeber tun. — 

Ich hätte noch allerlei auf dem Herzen. So ſcheint mir der Be⸗ 
griff der Partei nicht richtig feſtgehalten zu ſein, wenn als Parteien 
und parteifähig die „Organe“ der Verſicherungsanſtalt bezeichnet 
werden (S. 623, 627); Partei kann nur eine Perſon ſein. Aber freilich 
das Organ, das ſchillert ja gern nach Perſon hin! Nicht einverſtanden 
bin ich auch mit der Neigung, Gewohnheitsrecht zuzulaſſen (S. 69, 98). 

Jedoch allzulang bei ſolchen kleinen Dingen zu verweilen, das 
könnte den Eindruck der Undankbarkeit hervorrufen. Und darüber iſt 
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mir kein Zweifel, daß wir Juriſten alleſamt und die Vertreter der 
Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechtes insbeſondere allen Anlaß haben, 
dem Verfaſſer für dieſes neue Werk aufrichtigen Dank zu erſtatten. 
Leipzig. Otto Mayer. 


XXVII. Dr. Max Schwabe. Die Körperſchaft mit 
und ohne Perſönlichkeit und ihr Verhält⸗ 
nis zur Geſellſchaft). 8. (91 S.) Baſel 1904, 
Benno Schwabe, Verlagsbuchhandlung. 


„Die juriſtiſche Perſon führt ſo wenig eine eigne, ſei es auch nur 
vermögensrechtliche Exiſtenz, als ſie ein Gewiſſen, eine Seele und einen 
Leib befitzt. Sie exiſtiert überhaupt nicht, weder als Fiktion noch als 
reale Geſamtperſon“ (S. 77). Weder die privatrechtliche Körperſchaft, 
noch der Staat oder irgend ein anderer öffentlichrechtlicher Verband iſt 
eine „Perſon“ oder gar ein „Rechtsſubjekt“. Subjekt iſt immer 
nur ein einzelner Menſch oder eine Summe von einzelnen Menſchen. 

Gleichwohl gibt es Verbände mit „Perſönlichkeit“. Der 
Ausdruck iſt unpaſſend, mag aber beibehalten werden, wenn er nur 
richtig verſtanden wird. Er bedeutet nichts als ein „Bündel von Eigen⸗ 
ſchaften“, die eine Vielheit, einheitliche Vertretung im Verkehr, ein⸗ 
heitlichen Erwerb, Haftung mit einem Sondervermögen u. ſ. w. er⸗ 
möglichen. Solche Eigenſchaft der „Perſönlichkeit“ beſteht nur für die 
äußeren Verkehrsverhältniſſe und iſt für das innere Weſen des Verbandes 
indifferent. Sie iſt kein Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen Körperſchaft 
und Geſellſchaft. Es gibt Körperſchaften mit und ohne Perſönlichkeit 
und Geſellſchaften mit und ohne Perſönlichkeit. 

Dagegen ſind ihrem inneren Weſen nach Körperſchaft und 
Geſellſchaft grundſätzlich ungleichartige Gebilde und verſchiedener 
rechtlicher Ordnung bedürftig. Zwar find ſie beide bloße Rechtsverhält⸗ 
niſſe. Aber während die Gefellſchaft ein obligationenrechtliches Ver⸗ 
hältnis iſt, ſtellt ſich die Körperſchaft als ein genoſſenſchaftsrechtliches 
Verhältnis dar. Das Weſen dieſes Verhältniſſes liegt in einer „Ver⸗ 
bindung aller unter allen“, woraus ſich Mitgliedſchaft, Stimmrecht, 
Verſammlung, Vorſtandſchaft u. ſ. w., vor allem aber die bindende 
Kraft von Mehrheitsbeſchlüſſen ergibt. Hierin gleichen einander der 
mächtigſte Staat und der kleinſte Verein, ohne N dabei 5 etwaige 
Perſönlichkeit eine Rolle ſpielt. — 

Dies der theoretiſche Aufbau, den der Berfaffer an die Stelle 
der herrſchenden Lehre von Körperſchaft und Geſellſchaft ſetzen will. 


1) Vgl. oben S. 584 ff., die ſe Zeitſchrift Bd. LI S. 609. K. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L VI. 40 
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Die Begründung macht er ſich leicht. Rechtsphiloſophiſch genügt 
ihm die Behauptung, daß das, was er vorträgt, der natürlichen 
Betrachtungsweiſe entſpreche, andere Anſchauungen „romantiſch“ oder 
zmyſtiſch“ ſeien. Rechtshiſtoriſch ſtützt er ſich in ziemlich unſelb⸗ 
ſtändigen und ſehr lückenhaften Ausführungen auf etwas römiſches Recht 
und einzelnen willkürlich aus der neueren Rechtsgeſchichte entnommene 
Bruchſtücke; den breiteſten Raum nimmt dabei eine an Heuslers 
Feſtrede über Baſels Eintritt in die Schweizer Eidgenoſſenſchaft an⸗ 
lehnende Darlegung der allmählichen Ausbildung der ſchweizeriſchen 
Bundeseinheit anſtatt der urſprünglichen Bündnisverträge ein (S. 39 
bis 50). Rechtsdogmatiſch greift er aus der gewaltigen Fülle der 
Erſcheinungen das für ihn Brauchbare heraus, ohne abweichende Bil⸗ 
dungen zu beachten. Um zu beweiſen, daß die Eigenſchaft der Per⸗ 
ſönlichkeit auch Geſellſchaften, die keine Körperſchaften find, zukomme, 
erklärt er einfach die „romaniſche“ Auffaſſung der Handelsgeſellſchaft 
für maßgebend. Daß es ein germaniſches Prinzip der geſamten Hand 
gibt, das nach deutſcher Auffaſſung die Einheit der nichtkorporativen 
Handelsgeſellſchaft zu ſtande bringt, das aber nach deutſchem Recht 
auch ſchon der ſchlichten Geſellſchaft eine vermögensrechtliche Einheit 
ohne Perſönlichkeit verſchafft, erwähnt er mit keinem Worte. Um die 
Bindung der Minderheit durch die Mehrheit als Hauptmerkmal des 
Körperſchaftsrechts darzutun, ignoriert er die Geltung des Mehrheits⸗ 
prinzips in zahlreichen nichtkorporativen Gemeinſchaften. Um das Weſen 
des Staates auf das Vereinsrecht zurückzuführen, behandelt er ohne weiteres 
die Demokratie als Normalſtaat. Um die Unweſentlichkeit der Perſönlich⸗ 
keit für den Staat nachzuweiſen, beruft er ſich darauf, daß die Schweizer 
Kantone der völkerrechtlichen Perſönlichkeit (übrigens nicht vollſtändig) 
entbehren, ſchweigt aber davon, daß ſie eben doch ſtaatsrechtliche Per⸗ 
ſönlichkeit beſitzen. Um die Konſtruktion des Bundesſtaats als eines 
Doppelvereins, der ſich aus einem mit Mehrheit beſchließenden Staaten⸗ 
verein und einem mit Mehrheit beſchließenden Verein aller Einzelnen 
zuſammenſetze, zu rechtfertigen, führt er die Bundesverfaſſung der Schweiz 
vor und zieht dann allerdings auch das Deutſche Reich heran, weiß fich 
aber bei dieſem nur damit zu helfen, daß er in die Doppelkörperſchaft 
den Kaiſer als ſelbſtändiges drittes Element einfügt. So ruht, wie 
man ſieht, das ganze Gebäude auf ſehr wenig tragfähigen Fundamenten. 
Dies würde noch deutlicher hervortreten, wenn der Verfaſſer ſtatt eines 
ſkizzenhaften Abriſſes ein voll ausgezeichnetes Bild entworfen hätte. 
Die neue Theorie, die der Verfaſſer aufſtellt, hat eine praktiſche 
Spitze. Sie richtet ſich gegen die Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfs eines ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuches über „die 
juriſtiſchen Perſonen“. Der Verfaſſer mißbilligt vor allem, daß 
der Entwurf derartige Beſtimmungen in ſein „Perſonenrecht“ auf⸗ 
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nimmt und damit neben den „Einzelperſonen“ noch andere Perſonen 
anerkennt. Ebenſo verwirft er alle Einzelſätze, in denen die eigne Rechts⸗ 
ſubjektivität der Verbandseinheiten und ihre ſelbſtändige Willens⸗ und 
Handlungsfähigkeit zum Ausdruck gelangt. Sein Wunſch geht dahin, 
daß getrennt vom Geſellſchaftsrecht ein beſonderes Körperſchaftsrecht 
aufgeſtellt und auf beiden Rechtsgebieten nur in je einem Unterabſchnitt 
von den mit Perſönlichkeit ausgeſtatteten Gebilde behandelt werde. Mir 
würde dies als ein Rückſchritt erſcheinen. Der Verfaſſer tadelt über⸗ 
dies, daß der Entwurf die Erlangung der Perſönlichkeit ſeitens privat⸗ 
rechtlicher Vereine nicht ausſchließlich an die Eintragung in das 
(in der Schweiz für alle Vereine beſtimmte) Handelsregiſter knüpft. 
Hierüber läßt ſich ſtreiten. Meinerſeits kann ich, da ich ſtets für das 
Syſtem der Körperſchaftsfreiheit eingetreten bin, die Beſtimmung, nach 
der Vereine für ideale Zwecke unmittelbar durch eigne Willens⸗ 
äußerung auf Grund der Annahme gehöriger ſchriftlicher Vereinsſtatuten 
die Perſönlichkeit erlangen ſollen, nur billigen. Die Gegengründe des 
Verfaſſers, unter denen die in Deutſchland obwaltenden politiſchen Be⸗ 
denken übrigens fehlen, ſcheinen mir keine durchſchlagende Kraft zu be⸗ 
fiten. Die Erwägung, daß viele kleine Vereine der Fähigkeit, einheitlich 
im Verkehr aufzutreten, nicht bedürfen, ſpricht nicht gegen die Anerkennung 
dieſer Fähigkeit, die eben nur inſoweit Bedeutung gewinnt, als von ihr 
Gebrauch gemacht wird. Beachtenswerter ſind die Einwendungen, die 
der Verfaſſer dagegen erhebt, daß der Entwurf ſolchen wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinen, die nicht unter die „bundesrechtlichen Beſtimmungen 
über die Geſellſchaften und Genoſſenſchaften“ fallen oder zu den dem 
Kantonalrecht vorbehaltenen „Allmendgenoſſenſchaften und dergleichen“ 
gehören, überhaupt keinen Weg zur Erlangung der Perſönlichkeit er⸗ 
öffnet. Beſonders nachdrücklich endlich bekämpft der Verfaſſer die nach 
deutſchem Vorbild im Entwurfe ausgeſprochene Gleichſtellung der Vereine 
ohne Perſönlichkeit mit einfachen Geſellſchaften. In dieſem Punkte 
iſt ſeine Kritik berechtigt. Nur iſt zu beachten, daß die Unangemeſſen⸗ 
heit dieſer Regelung für das ſchweizeriſche Recht eine erhebliche Be⸗ 
deutung erſt gewinnen würde, wenn das Verlangen des Verfaſſers nach 
Einführung des Regiſterzwanges durchdränge. Die Regelung aber, die 
der Verfaſſer vorſchlägt, wäre eine wenig glückliche Halbheit. Sie läuft 
darauf hinaus, daß bei zahlreichen Vereinen für die inneren Verhält⸗ 
niſſe Körperſchaftsrecht gelten, nach außen aber das Daſein eines Ver⸗ 
bandes ſchlechthin ignoriert werden ſoll. Hat der Verfaſſer nicht be⸗ 
merkt, daß ſein Syſtem ſchon einmal geſetzgeberiſch verwirklicht worden 
iſt? Es findet ſich ja im preußiſchen Landrecht! Die Erfahrungen 
aber, die man mit der „erlaubten Privatgeſellſchaft“ des preußiſchen 
Rechts gemacht hat, laden kaum zur Nachahmung ein. 

Nebenbei erſtrebt der Verfaſſer als praktiſche Folgerung aus ſeiner 
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Theorie die Beſeitigung der Beſteuerung der juriſtiſchen Perſonen. 
Er hält dieſe Beſteuerung für einen beklagenswerten Mißgriff, der nur 
aus der verkehrten Auffaſſung der juriſtiſchen Perſonen als Rechts⸗ 
ſubjekte zu erklären ſei. Nun wird man gewiß ſeine Bedenken gegen 
die vom ſchweizeriſchen Bundesgericht für nicht unzuläſſig erklärte 
Heranziehung juriſtiſcher Perſonen zu Kirchenſteuern teilen. Allein 
dieſe Bedenken ſtellen ſich erſt recht ein, wenn man die Perſönlichkeit 
der Verbande ernſt nimmt. Der Verfaſſer kann ferner auf manche 
Bundesgenoſſen in ſeinem Kampfe gegen die Beſteuerung der Aktien⸗ 
geſellſchaften rechnen. Nach meiner Anficht iſt dieſe Beſteuerung durchaus 
gerechtfertigt. Was ſich aber mit einigem Schein dafür anführen läßt, 
daß in ihr eine ungerechte Doppelbeſteuerung liege, beruht nicht in dem 
allgemeinen Weſen der Verbandsperſönlichkeit, ſondern in der beſonderen 
Struktur der Aktiengeſellſchaftsperſönlichkeit, die nur erwirbt, um den 
Gewinn unter die einzelnen Mitglieder zu verteilen. Die grundſätzliche 
Verwerfung jeder Beſteuerung der juriſtiſchen Perſonen iſt ein Ergebnis, 
das die Theorie, der es verdankt wird, eher ins Unrecht ſetzt, als be⸗ 
währt. 
Berlin. Otto Gierke. 


XXVIIL Dr. Hermann Rehm. Die Bilanzen der 
Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften 
m. b. H., Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, eingetragenen Genoſſenſchaften, 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, 
Hypotheken- und Notenbanken und Han: 
delsgeſellſchaften überhaupt nach deut⸗ 
ſchem und öſterreichiſchem Handels-, Steuer-, 
Verwaltungs- und Strafrecht. 8. („938 S.) 
München 1903, J. Schweitzers Verlag (Arthur 
Sellier). (M. 27.) 


Als ich vor einem Menſchenalter zuerſt im Deutſchen Handelsblatt 
(1872) und dann 1873 in $ 12 meines Buchs „Die Aktiengeſellſchaſten 
und die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien unter dem Reichsgeſetz vom 
11. Juni 18737 meine Arbeit über „Bilanz, Erneuerungsſonds, Reſerve⸗ 
fonds der Aktiengeſellſchaften, Bauzinſen und Gewinnverteilung“ veröffents 
lichte, begab ich mich auf ein von der Wiſſenſchaft faſt unbeackertes Gebiet. 
Dies Gebiet iſt in der Zwiſchenzeit zu einer ſtetig wachſenden Bedeutung 
gelangt und zu meiner Freude kann ich feſtſtellen, daß die Körner, die 
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ich damals ausſtreute, auf fruchtbaren Boden gefallen find. Mit Eifer 
und Erfolg haben Jüngere den Boden weiter gepflegt. Hervorheben darf 
ich in Anbetracht der allgemeinen Anerkennung das Werk des Juſtizrats 
Dr. Hermann Veit Simon, „Die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften 
und der Kommanditgefellſchaften auf Aktien“ ), dem ſich jetzt „Betrach⸗ 
tungen über Bilanzen und Geſchäftsberichte der Aktiengeſellſchaften aus 
Anlaß neuerer Vorgänge“ ) inhaltsvoll anſchließen. 

Zu denjenigen, die ſich dieſer Tätigkeit zugewandt haben, gehört nun 
auch Rehm. Soweit ich zu überſehen vermag, iſt es das erſte Mal, daß 
überhaupt aus den Kreiſen der Univerfität der Verſuch gemacht wird, das 
Gebiet des Bilanzweſens zu betreten; bisher iſt dies nur von wiſſenſchaft⸗ 
lich durchgebildeten Rechtspraktikern geſchehen. Dies iſt erfreulich, weil 
es zeigt, daß die Wichtigkeit des Rechtsſtoffs, der in der handelsrechtlichen 
Literatur früher vielfach unterſchätzt wurde und im Ausland noch jetzt 
vielfach unterſchätzt wird, mehr und mehr erkannt wird. 

Gegenüber den in der Tagespreſſe und bei den politiſchen Parteien 
gerade in der jüngſten Zeit vielfach hervorgetretenen Neigungen, das in 
Deutſchland mehr als anderswo reglementierte Bilanzrecht durch weitere 
geſetzgeberiſche Maßregeln auszubilden, iſt es erfreulich, daß Rehm, der 
an ſeine Aufgabe lediglich als Theoretiker heranging, die Schlußrechnung 
feiner umfangreichen und gewiſſenhaften Arbeiten dahin zieht: „Mir ſteht 
die Erkenntnis von der Überflüffigkeit aller Beſſerungsvorſchläge feſt. Der 
Beſſerung bedürfen nicht die Geſetze, ſondern die Sitten.“ In dieſem 
Punkte ſtimme ich dem Verfaſſer völlig bei. 

Nicht dagegen kann ich ihm bezüglich der Methode beiſtimmen, von 
welcher ſeine Arbeit beherrſcht wird. Man vermißt völlig die Bezugnahme 
auf die tatſächliche übung. Dies iſt nicht etwa ein Überſehen ſeitens des 
Verfaſſers, ſondern geſchah planmäßig. Rehm ſagt hierüber in der Vor⸗ 
rede (S. V): „Dargeſtellt iſt grundſätzlich nicht, wie die Bilanz tatſächlich, 
übungsgemäß (d. h. oft mißbräuchlich) aufgeſtellt wird, auch nicht, wie 
das Bilanzrecht zweckmäßigerweiſe geſtaltet würde, ſondern dargeſtellt 
wird, wie die Bilanz nach geltendem Recht aufgeſtellt werden muß und 
aufgeſtellt werden darf.“ Gewiß iſt in erſter Reihe die Frage zu beant⸗ 
worten: was iſt geltendes Recht? Aber um dieſe Frage richtig zu beant⸗ 
worten, muß man in erſter Reihe die tatſächliche Übung feſtſtellen. 
Rehm s Buch hat 938 enggedruckte Seiten; die geſetzlichen Beſtimmungen 
find auf höchſtens zwei Seiten abzudrucken. Der übrige Rechtsſtoff kann 
daher nur aus der tatſächlichen übung herſtammen. In Wirklichkeit hat 
es ein Bilanzrecht gegeben, als noch keine einzige geſetzliche Beſtimmung 


1) Erſte Auflage 1886 in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXIII S. 138 ff., 
zweite Auflage 1897 in dieſer Zeitichrift Bd. XLVII S. 515 ff. 
2) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 544. 
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darüber vorhanden war. Dieſes Bilanzrecht beruhte auf der Übung red⸗ 
licher Kaufleute und dieſe Übung iſt noch heute die weſentlichſte Erkenntnis⸗ 
quelle für das Bilanzrecht. Simon ſagt in dem Vorwort zu ſeinem 
Buch über die Bilanzen, erſte Auflage, völlig zutreffend: „Die Erfindung 
iſt ausſchließlich ein Produkt kauſmänniſchen Geiſtes und kauſmänniſcher 
Sitte. Das Wenige, was die Geſetzgebung auf dieſem Gebiet geleiſtet 
hat, ift nur teilweiſe zum Nutzen der Sache geweſen.“ Die Mißachtung, 
die Rehm der tatſächlichen übung entgegenbringt, iſt daher nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Damit hängt es zuſammen, daß Rehm die Bedeutung der 
bilanztechniſchen Fragen für das Bilanzrecht überſchätzt. Er ſagt hierüber: 
„Alle Ausführungen gipfeln in der Erkenntnis, daß diejenige Auslegung 
der Bilanzrechtsſätze der Wahrheit am nächſten kommt, welche das Weſen 
derſelben in erſter Linie nicht wirtſchaftlich oder gar juriſtiſch, ſondern 
buchführungstechniſch zu erklären ſucht.“ Buchführungstechniſch können 
die ſchwindelhafteſten Bilanzen tadellos hergeſtellt werden. So war es 
vor 1870 gang und gebe, gewiſſe Ausgaben der erſten Jahre als Aktivum 
zu buchen, da man annahm, daß die ſogenannten Organiſationskoſten eine 
nutzbringende Kapitalanlage darſtellen. „Buchführungstechniſch“ war alles 
in ſchönſter Ordnung. Aber wirtſchaftlich waren ſolche Buchungen großen⸗ 
teils völlig unzuläſſig, weil ſolche Ausgaben eben Ausgaben und keine 
Aktiva find, und darum hat das Geſetz vom 11. Juni 1870 vollſtändig 
damit aufgeräumt. 

Bei dieſer Uberſchätzung der Buchführungstechnik iſt es überraſchend, 
daß — worauf ſchon von anderer Seite hingewieſen iſt — der Gang der 
Darſtellung gerade in dieſem Punkte ein offenbar unzuläſſiger iſt. Rehm 
fängt nämlich fein Buch mit den Einteilungen der Bilanzen und Eröͤrte⸗ 
rungen der rechtlichen Natur der Jahresbilanz an. Ich muß bezweifeln, 
daß jemand, der noch nicht tiefer in den Stoff eingedrungen iſt, an dieſer 
Stelle dieſe Darlegungen verſtehen kann. Denn ehe man die rechtliche 
Natur der Bilanz verſtehen kann, muß man ſie buchtechniſch verſtanden 
haben. Buchtechniſch ſtellt fie aber den Jahresabſchluß ordnungsmäßig 
geführter Bücher dar. Zuerſt muß man wiſſen, wie ſolche Bücher geführt 
werden und wie der Abſchluß hergeſtellt wird. Dann erſt kann man die 
„rechtliche Natur“ der Bilanz verſtehen. 

Das Rehmſche Buch iſt überſchwänglich gelobt und lebhaft getadelt 
worden. Die Wahrheit wird auch hier in der Mitte liegen. Das Buch 
gibt dem Leſer eine reiche Fülle von Gedanken, die auch dort anregen, wo 
ſie Widerſpruch herausfordern. Es verarbeitet einen überreichen Stoff 
nach den verſchiedenſten Richtungen hin: Bilanzhandelsrecht, öffentliches 
Bilanzrecht, Bilanzſteuerrecht, Bilanzverwaltungsrecht, Bilanzſtrafrecht. 
Es zeugt überall von einer tiefen Durchdringung des Stoffs, die ich um 
ſo höher veranſchlage, als der Verfaſſer auf den verſchiedenſten Gebieten 
des Rechts ſchriftſtelleriſch tätig iſt. 
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Aber ich muß, gerade weil das Buch ſo viele Vorzüge hat und weil 
es aus den Kreiſen der Univerfität ſtammt, auf zwei Mängel aufmerkſam 
machen, die den Wert des Buchs in bedenklicher Weiſe beeinträchtigen. 

Das Buch fieht völlig von einer geſchichtlichen Entwickelung und 
ebenſo von jeder Darſtellung fremder Rechte (abgeſehen vom öſterreichiſchen 
und ſchweizeriſchen Rechte) ab!). Ein Gegenſtand wie der vorliegende kann 
aber — zumal in einer Monographie dieſes Umfangs — ohne Kenntnis der 
Entwickelung des Rechts und ohne Rechtsvergleichung nicht dargeſtellt werden. 
Ich weiß ſehr wohl, daß der einflußreiche handelsrechtliche Schriftſteller des 
letzten Jahrzehnts, Staub, gleichfalls nach dieſen beiden Richtungen hin 
verſagte. Seine Tätigkeit war aber im weſentlichen eine kommentierende und 
er konnte als genialer Praktiker durch eigenartige und vielfach muſterhafte 
Prägung verſtändiger Gedanken dieſe Mängel vergeſſen machen. Aber ich 
möchte nicht, daß Staub in unſerer handelsrechtlichen Literatur dahin 
Schule macht, daß Rechtsvergleichung und Entwickelungsgeſchichte bei der 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitung rechtlicher Sondergebiete vergeſſen werden. 

Auf dieſe Weiſe — zumal bei der Zurückweiſung der übung — 
kommt man naturgemäß leicht zu Buchſtabenauslegung. Ein Beiſpiel für 
viele. S. 655 lehrt Rehm, daß der Gewinnvortrag tantiemepflichtig ſei. 
Wenn alſo die Geſellſchaft im Jahre 1900 100 000 Mark verdient, aber 
unverteilt auf neue Rechnung vorgetragen hat, ſo ſoll nach Rehm der 
Vorſtand hiervon 1901, 1902, 1903, 1904 — alſo in jedem Jahre von 
neuem — 10 Prozent Tantieme erhalten, bis vielleicht der ganze Betrag 
verbraucht iſt. Rehm erklärt ſelbſt, daß eine ſolche Auslegung der Ab⸗ 
ficht des Geſetzgebers widerſprechen mag; dann muß man aber auch die 
richtigen Schlußfolgerungen ziehen und eine Buchſtabenauslegung, die der 
Geſetzgeber verſtändigerweiſe nicht beabſichtigt haben kann, ablehnen. 

Der Umfang des Werkes wird es den Geſellſchaften und den in ihnen 
mit der Bilanzaufſtellung befaßten Perſonen unmöglich machen, von dem⸗ 
ſelben in ſeiner Geſamtheit Kenntnis zu nehmen; das Inhaltsverzeichnis 
und das alphabetiſche Sachregiſter werden hilfreich ſein, diejenigen Stellen 
zu ermitteln, wo ſich Verfaſſer über die betreffenden Fragen ausgesprochen 
hat. Wenn im Laufe der Jahre gegen Anſichten angekämpft wird, andere 
beifällig aufgenommen werden, jo wird ſich dabei die Bedeutung des 
Werkes durch ſeine Einarbeitung in ein Sondergebiet betätigen. Wurden 
vorſtehend Ausſtellungen gegen Anfichten und Ausführungen erhoben, wenn 
weitere Bedenken im Verkehr und in der Literatur zu Tage treten werden, 
wenn damit eine Prüfung im Einzelnen erfolgen wird, ſo ſei für jetzt 
und für künftig das Buch allen empfohlen, welche eingehendere Studien 
über Bilanzrecht machen wollen. Dr. Keyßner. 


1) Zu S. 185 „Kundſchaft“ als Bilanzaktivum ſei auf die Anmerkung 
S. 627 dieſes Bandes Bezug genommen. 
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XXIX. Dr. jur. Guftav Schirrmeiſter. Das bürger⸗ 

liche Recht Englands. Kommentar auf Grund⸗ 

lage einer Kodifikation von Edward Jenks, W. 

M. Geldart, R. W. Lee, W. S. Holdsworth, 

J. C. Miles. Bd. I, Liefg. 1. 8. (208 S.) 
Berlin 1905, Karl Heymanns Verlag. (M. 5.) 


Die Schwierigkeit, welche ein ſorgfältiges und eingehendes Studium 
des engliſchen Rechts dem ausländiſchen Juriſten darbietet, hat nicht zum 
wenigſten ihre Urſache in dem eigenartigen Zwieſpalt, welcher einerſeits 
zwiſchen dem written und unwritten law und andererſeits zwiſchen dem 
common law und der equity im engliſchen Rechtsſyſteme herrſcht. Wäh⸗ 
rend das written law fit aus nicht weniger als zweitauſendſünfhundert 
ganz oder teilweiſe geltenden Parlamentsgeſetzen (Acts of Parliament) 
zuſammenſetzt, welche trotz ihrer Zahl nicht ein abgeſchloſſenes Rechtsſyſtem 
bilden, ſondern lediglich zum Zwecke der Ergänzung und Abänderung des 
zungeſchriebenen“ Rechts Englands dienen, iſt das unwritten law, der 
Grunde und Haupibeftandteil des engliſchen Rechts, in den Entſcheidungs⸗ 
ſammlungen niedergelegt, welche heutzutage annähernd zehntauſend ſtarke 
Bände umfaſſen. Auch dieſes unwritten law ſtellt kein einheitliches 
Ganzes dar, ſondern zerfällt in zwei getrennte Syſteme, von denen das 
eine, das ſogenannte common law, der Theorie nach auf unvordenklichem, 
in ganz England geübten Brauche beruht, in Wahrheit aber ſeine Ent⸗ 
ſtehung vorzugsweiſe den Entſcheidungen der Gerichte verdankt, während 
der zweite Beſtandteil, die equity oder das Billigkeitsrecht, einzig und 
allein eine Schöpfung des Chancellor und ſeiner Courts of Equity iſt 
und in keiner Weiſe einen Anſpruch erhebt, als ein Gewohnheitsrecht zu 
gelten. — | 

Dieſe Verhältniſſe machen es erklärlich, daß das engliſche Recht, 
obwohl es ſich infolge ſeiner weiten örtlichen Geltung zu einem Weltrechte 
entwickelt hat, nur in einem ſehr beſcheidenen Maße in Deutſchland be⸗ 
kannt iſt und verſtanden wird. Umſomehr muß es der deutſche Juriſt 
begrüßen, wenn fich ihm Gelegenheit bietet, das zwar fremdartige, aber 
doch in ſo vielen Beziehungen ſchöpferiſche und bahnbrechende engliſche 
Recht kennen zu lernen und daraus Anregung zu einer fruchtbringenden 
Weiterentwickelung des eigenen Rechts zu gewinnen. Unter der Leitung 
des berühmten engliſchen Rechtsgelehrten Edward Jenks, Director 
of Legal Studies to the Law Society of England, haben es vier 
namhafte engliſche Juriſten, W. M. Geldart, R. W. Lee, J. C. 
Miles von der Univerfität Oxford, W. S. Holdsworth von der 
Univerſität London, unternommen, das bürgerliche Recht Englands auf 
Grund des geltenden case law und des statute law zu kodifizieren. 
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Erfreulich ift, daß als Vorbild in Geftalt und Anordnung unſer deutſches 
Bürgerliches Geſetzbuch gewählt iſt; eine Anerkennung, daß es in jeder 
Beziehung das beſte iſt. — Das erſte Buch der mühevollen Arbeit, ent⸗ 
haltend den allgemeinen Teil, iſt vollendet. Das zweite Buch, das Recht 
der Schuldverhältniſſe, wird noch im Laufe dieſes Jahres beendet werden. 

Im Intereſſe des deutſchen Juriſten und des deutſchen Handels hat 
Dr. Guſtav Schirrmeiſter, der in den Inns of Court zu London 
ein volles Rechtsſtudium durchgemacht hat und auf eine vieljährige prak⸗ 
tiſche und wiſſenſchaftliche Tätigkeit auf dem Gebiete des engliſchen wie 
des deutſchen Rechts zurückblickt, ſich die Aufgabe geſtellt, dieſe Kodifikation 
in die deutſche Rechtsſprache zu übertragen und gleichzeitig mit einem 
umfangreichen Kommentar zu verſehen. In ſeinen Erläuterungen, welche 
eine Darſtellung nicht nur des bürgerlichen Rechts, ſondern auch des 
Handelsrechts und des Zivilprozeßrechts enthalten, legt Dr. Schirrmeiſter 
den größten Wert darauf, den Leſer mit den engliſchen Entſcheidungs⸗ 
ſammlungen bekannt und vertraut zu machen und nicht nur die für die 
einzelnen Rechtsregeln grundlegenden richterlichen Urteile zu erwähnen, 
ſondern auch die wichtigſten Sätze aus dieſen Entſcheidungen wortgetreu 
anzuführen. Es wird damit ein Werk geſchaffen, wie es an Ausführlich⸗ 
keit ſelbſt in der engliſchen Rechtsliteratur nicht vorhanden iſt. Gleichzeitig. 
werden die ergänzenden enactments des statute oder written law ihrem 
Wortlaute nach mitgeteilt und eingehend erläutert. Daneben find die 
wichtigſten Werke der engliſchen Rechtsliteratur nicht nur aufgezählt, ſon⸗ 
dern auch in knapper Form beſprochen, und da, wo Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſtehen, die einzelnen Anfichten der hervorragendſten Vertreter eng⸗ 
liſcher Rechtswiſſenſchaft mitgeteilt. — 
| Die bisher veröffentlichte erſte Lieferung des Kommentars umfaßt 
die drei Titel: Natürliche Perſonen, Juriſtiſche Perſonen und Sachen. 
Aus dem erſten Titel ſei auf die gegebene Begriffsbeſtimmung für legal 
capacity, auf die Bedeutung des Ausdruckes ,domicil“ und auf die 
eigenartige Verſchollenheitslehre hingewieſen. Bezüglich des zweiten Titels 
erwähne ich die ſorgfältige Abhandlung über die Einteilung der Korpo⸗ 
rationen und über die nicht rechtsfähigen Vereine mit korporationsähnlichen 
Elementen. Beſonders beachtenswert find die Bemerkungen S. 59 über 
den Sinn der Worte „time immemorial“. Wertvolle Beiträge zu der 
Lehre von der Haftung für fremdes Verſchulden enthalten die Erläuterungen 
zu § 26 unter Ziff. 3 und zu § 28 unter Ziff. 5. Sehr eingehend iſt in 
dem Kommentar zu 58 33—35 die Auflöſung einer Korporation behan⸗ 
delt. Anerkennenswert iſt, daß Dr. Schirrmeiſter einen ganz beſon⸗ 
deren Wert auf das Recht der für den Handelsverkehr wichligſten Korpo⸗ 
rationen, der incorporated companies, gelegt hat. 

Den ſchwierigſten, aber gleichzeitig für ein richtiges Verſtändnis des 
engliſchen Rechts wichtigſten Titel des Allgemeinen Teils bildet der Ab⸗ 
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ſchnitt „Sachen“ (things). Es ſei hier auf die eigenartige Unterſcheidung 
zwiſchen things real und things personal, d. h. zwiſchen lehenrechtlichen 
und nicht lehenrechtlichen Vermögensgegenſtänden, aufmerkſam gemacht. 
Eine ſehr ausführliche Darſtellung hat in den Erläuterungen zu den 88 39 
und 40 die Lehre von den corporeal und incorporeal hereditam ents 
gefunden. Auf 31 Seiten wird hier eine Fülle von rechtlichen Ausfüh⸗ 
rungen gegeben, für welche andere Rechtsſchriftſteller den Raum von Bänden 
verwenden zu müſſen glaubten. Allerdings werden nicht unerhebliche An⸗ 
forderungen an die Aufmerkſamkeit und Anſpannung des Leſers geſtellt, 
um überall zu folgen und zu verſtehen. Sehr geſchickt wird das ſchwierige 
Rechtsinſtitut der uses und trusts erläutert. Gerade die engliſche Lehre 
von den Treuhandsverhältniſſen (trusts) hatte bisher in der deutſchen 
Rechtsliteratur noch keine ſachkundige Erörterung gefunden. Die zu § 41 
gegebene Abhandlung über die choses in action enthält lehrreiche Be⸗ 
merkungen über das Immaterialgüterrecht, über die engliſchen stock und 
shares und über Wertpapiere (negotiable instruments). In den Er⸗ 
läuterungen zu § 42 find die Angaben über das engliſche Bergrecht und 
über die rechtliche Behandlung der emblements, d. h. der noch unge⸗ 
trennten Früchte der jährlichen Ausſaat, von beſonderem Intereſſe. 

Dieſe kurzen Andeutungen ſollen nur bezwecken, auf die Reichhaltig⸗ 
keit des in der erſten Lieferung Gebotenen hinzuweiſen. Eine genaue Be⸗ 
ſprechung aller für den kontinentalen Juriſten lehrreichen und intereſſanten 
Punkte würde einen zu breiten Raum erfordern. Wer ſich nur einmal 
an das Studium des engliſchen Rechts herangewagt hat, wird ermeſſen 
können, welcher Mühe und welchen Fleißes es bedurft hat, um das Ma⸗ 
terial zu einem ſo eingehenden und ausführlichen Kommentar, wie ihn 
Dr. Schirrmeiſter bietet, zuſammenzutragen und zu verarbeiten. Wird 
mit der gleichen Sorgfalt und Gediegenheit das begonnene Werk zu Ende 
geführt, ſo iſt der Rechtsforſchung und dem Rechtsverkehr ein weſentlicher 
Dienſt geleiſtet und die deutſche Rechtsliteratur um ein Denkmal deutſchen 
Fleißes und deutſcher Gründlichkeit bereichert. 

Dr. Keyßner. 


XXX. Dr. Ernſt Jäger, o. ö. Profeſſor der Rechte in 
Würzburg. Kommentar zur Konkursordnung 
und den Einführungsgeſetzen. Mit einem 
Anhang, enthaltend das Anfechtungsgeſetz, Auszüge 
aus den Koſtengeſetzen, die Ausführungsgeſetze der 
Einzelſtaaten und die Geſchäftsordnungen für Preußen 
und Bayern. 2. neubearbeitete und erweiterte Auf: 
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lage. 8. (XXII und 1069 S.) Berlin 1904, 
J. Guttentag Verlagsbuchhandlung, Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. 


Ein Vergleich mit dem Titel der erſten Auflage (1902), welche in 
dieſer Zeitſchrift Bb. LII S. 316 ff. angezeigt ift, ergibt die Erweite⸗ 
rung im Stoff. Das Anfechtungsgeſetz iſt zunächſt nur zum Abdruck ges 
langt (S. 1001 ff.), im Vorwort (S. IV) iſt die Nachfolge eines Kom⸗ 
mentars in geſonderter Ausgabe in erfreuliche Ausſicht geſtellt. 

Der Umfang des Werkes iſt von 867 auf 1069 Seiten geſtiegen. 
Wenn auch ſeit dem Erſcheinen der erſten Auflage kaum zwei Jahre ver⸗ 
gangen find, fo begründet fich bei der erſchöpfenden Umſchau in Geſetz⸗ 
gebung, Literatur und Rechtſprechung in bewährt berichtendem und ent⸗ 
wickelndem Inhalt das räumliche Anwachſen. 

Zu den Konkursgeſetzen des Auslandes mit ausſchließlich kaufmän⸗ 
niſchen Konkurſen iſt S. XVIII Nr. 8 die Verdeutſchung der rumäniſchen 
Konk. Ordn. vom 14. März 1902 durch Dr. Schäfer bereits nachgetragen. 
Die ausländiſche Geſetzgebung über den Konkursabwendungsvergleich iſt zu 
§ 173 Anm. 17 verzeichnet und gegen Aufl. 1 S. 605 das neue italieniſche 
Geſetz vom 24. Mai 1903 (in deutſcher Überſetzung von L. Keyßner 
in dieſer Zeitſchrift Bd. LV S. 225) nachgetragen, ſowie über den 
Zahlungsaufſchub der rumäniſchen Konkursordnung $ 834 berichtet (vgl. 
daju Bd. LV S. 240 Anm. 17 dieſe r Zeitſchrift). Anlangend den Ver: 
kauf des Handelsgeſchäfts mit Firmenrecht durch den Konkursverwalter iſt 
mit dem Reichsgericht und einer Reihe von Entſcheidungen nachfolgender 
Gerichte und Schriftſteller dabei verblieben (Aufl. 1 S. 13, Aufl. 2 S. 3), 
daß die Zuſtimmung des Gemeinſchuldners erforderlich ſei, alſo gegen 
Kohler und Dernburg. Ich darf auch anführen Keyßner, „Erhal⸗ 
tung der Handelsgeſellſchaft“ S. 11, dieſe Zeitſchrift Bd. L S. 285. 
Jedenfalls dürfte zu unterſcheiden fein, ob die zu verkaufende Firma mit 
Familiennamen übereinſtimmt oder bereits einen überkommenen fremden 
Namen enthält. Tatſächlich enthält die Firma vielfach einen Vermögens⸗ 
beſtandteil, der mannigfachen Vermögensverwendungen entſtammt; Fabri⸗ 
kationsgeſchäfte können ohne Firmenübertragung entwertet werden; es 
möge weiter der Zuſammenhang mit dem Geſetz betreffend den Schutz der 
Warenbezeichnung bedacht werden. Das für den Familiennamen empfun⸗ 
dene Perſönlichkeitsrecht hat für die Verwendung in der Firma ſeine 
Empfindlichkeit verloren; der Name iſt in das Handelsgeſchäft gegeben 
und ein Beſtandteil desſelben. Da gleichnamige Familienmitglieder kein 
Widerſpruchsrecht gegen die Verwendung des Namens in der Firma haben, 
ſo haben ſie auch kein Einſpruchsrecht gegen den Verkauf des Handels⸗ 
geſchäfts mit der Firma, erfolge derſelbe durch den Kaufmann ſelbſt oder 
durch den Konkursverwalter. 
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Zu § 29 Anm. 56 S. 252, woſelbſt die Anficht begründet iſt, daß 
für die zur Friſtenw ahrung erforderliche Geltendmachung des Anfechtungs⸗ 
rechts im Konkurſe und außerhalb nur eine gerichtliche Geltendmachung 
maßgebend ift (8 41 K. O., § 12 Anf. Geſ.), ſei bemerkt, daß Verfaſſer 
feine Anficht gegen KRarlbaum⸗Potsdam (Juriſt. Wochenſchr. 1905 S. 5) 
in einer Abhandlung „Die Form der Gläubigeranfechtung“, D. Jur. Ztg. 
1905 Nr. 3, ausführlich feſtlegt. Das Reichsgericht VII. Ziv. Sen. hat, ohne 
gegenüber der Entſcheidung des V. Ziv. Sen. vom 22. Okt. 1902 (Entſch. 
Bd. LII S. 344) eine Plenarentſcheidung für erforderlich zu erachten, 
ſeine zuſtimmende Entſcheidung vom 29. März 1904, auf welche in ſpäteren 
Entſcheidungen verwieſen iſt, in Bd. LVIII S. 44 ff. veröffentlicht. Die 
vom Verfaſſer in der angeführten Abhandlung zum Schluß entwickelten 
Leitſätze dürften nunmehr in der Rechtſprechung Anerkennung finden. 

Zu $ 196, woſelbſt in Anm. 3 gegen Kohler, Deutſches Konkurs⸗ 
recht 1. Aufl. S. 569, 2. Aufl. S. 255, zu erkennen gegeben iſt, daß 
dem Vergleichsbürgen ein über den $ 196 hinausgehendes Anfechtungsrecht 
($ 797 Abſ. 4 ZP.) nicht zuſteht, ſei das Urteil des I. Ziv. Sen. des 
Reichsgerichts vom 9. März 1904 (Sächſ. Archiv Bd. XIV S. 713 ff.) 
ergänzend zur weiteren Begründung angeführt. 

Als beſonders beachtenswert darf ich bezeichnen die Entwickelung des 
Konkurſes in den verſchiedenen Geſellſchaftsformen, wie namentlich der 
eingetragenen Genoſſenſchaften (S. 826 ff.). Für die Darſtellung des 
Konkurfes eines Verficherungsvereins auf Gegenſeitigkeit war zunächſt kein 
Raum; eine Überficht gibt Wörner $ 34 (vgl. die ſe Zeitſchrift Bd. LV 
S. 611 ff.). Einblick iſt überall gegeben auf das fremdländiſche Recht. 
Der Sonderkonkurs über das Reedereivermögen, welchen auch Kohler, 
Deutſches Konkursrecht 2. Aufl. (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 607) 
jetzt unbedingt verneint (S. 670 Anm. 3, ebenſo Zeitſchrift Bd. XLIII 
S. 456) wird für ſtatthaft erklärt, wenn — was beſtritten iſt — das 
Reedereivermögen den Schiffsgläubigern voraushaftet. 

Bei Benutzung des Kommentars find die vorſtehenden Leſefrüchte 
entſtanden. Ich habe mich gefreut des erneuten Verkehrs mit dem Werk; 
ich darf dasſelbe als eine muſtergültige Geſetzeserläuterung bezeichnen; 
ſelbſtverſtändlich iſt die bezügliche Rechtswiſſenſchaft beherrſcht, die Recht⸗ 
ſprechung zur Kenntnisnahme von der Handhabung in den Gerichten, 
wobei Mitteilungen von Richtern und Anwälten erfreuliche Unterſtützung 
boten (S. IV), verwertet; der geſamte Stoff mit einſichtsvoller Beurteilung 
und Entwickelung der eigenen Anfichten wohlgeordnet und überfichtlich 
vorgetragen. Damit iſt erklärt die allgemeine Anerkennung, wozu die 
Rechtsſprüche beitragen, und Verbreitung namentlich auch im Kreiſe der 
Konkursverwalter. 

6. Februar 1905. Dr. Keyßner. 
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XXXI. Dr. K. Bett. Der Konkurs der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und ihre Erneuerung. 8. (XIII 
und 121 S.) Leipzig 1904, A. Deichert (Georg 
Böhme). (M. 2.60.) | 


Dem im Titel angegebenen Gegenſtande hat der Verfaſſer in der 
Reihe „Roſtocker rechtswiſſenſchaftlicher Studien, herausgegeben von den 
Profeſſoren Dr. B. Matthias und Dr. H. Geffcken,“ Bd. III Heft 2, 
eine geſonderte Darſtellung gewidmet. Begonnen iſt mit „Literatur“, 
nachweiſend, daß auf das Ausland in Geſetzgebung und einſchlägigen 
Werken erfreuliche Aufmerkſamkeit gerichtet iſt (S. IX — XIII). Einzu⸗ 
fügen wäre Richard Maatz, Die kaufmänniſche Bilanz und das ſteuer⸗ 
bare Einkommen, 3. Aufl. 1902; Dr. Knappe, Die Bilanzen der Aktien⸗ 
geſellſchaften, 1903; Dr. Franz Klein, Die neuen Entwickelungen in 
Verfaſſung und Recht der Aktiengeſellſchaften, 1904, welche muſterhafte, 
durch neue Lichtpunkte glänzende Schrift dem Verfaſſer wohl noch nicht 
vorlag. Die Inhaltsüberſicht (S. VII und VIII) gibt den Gang der 
Darſtellung an. 

In der Einleitung (S. 1—6) iſt berichtet über „Allgemeine 
Schutzbeſtimmungen gegen den Verfall der Aktiengeſellſchaften; für die 
Rechtsverhältniſſe in den Vereinigten Staaten von Nordamerika wird 
künftig der Bericht von Huberich über die Aktiengefellſchaften von Maſ⸗ 
ſachuſetts (Zeitſchrift Bd. LVI S. 193) Anhalt bieten. 

In den §§ 2—8, „Aktiengeſellſchaft vor dem Konkurſe“, find die 
Verhältniſſe bis zur Konkurseröffnung vorgetragen, darunter im § 6 
Bilanz und Überſchuldungsfrage. Es konnte hier nicht die Bewertungs⸗ 
frage ausführlich behandelt werden; zutreffend gegenübergeſtellt find die 
SS 240, 261 HGB.; auf die Mannigfaltigkeit der Bilanzen iſt in die ſer 
Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 512 Anm. 6 hingewieſen. Aus der in den 
Anmerkungen angezeigten Literatur wird über die im Streit liegenden 
Anfichten zu befinden ſein ). 

In den $$ 9—17 wird über die Aktiengeſellſchaften im Konkurs 


1) Zu S. 23 „Kundſchaft als Aktivbilanzpoſten“ (Simon, Bilanzen 
2. Aufl. S. 328, Ring, Aktiengeſellſch. 2. Aufl. S. 613, Rehm, 
Bilanzen S. 185) ſei auf good will (in dieſer Zeitſchrift Bd. L 
S. 558, in dieſem Band S. 207) hingewieſen. Die Bedeutung 
gibt Schirrmeiſter, „Engliſche Aktiennovelle 1900“, an. Die 

Kundſchaft dürfte ſich in keiner deutſchen Bilanz als Aktivpoſten 
finden, ſie kann beim Verkauf des Handelsgeſchäfts mit dem Firmen⸗ 
recht in der Bewertung hierfür enthalten ſein. Der Konkursver⸗ 
walter wird in der Bilanz (Konk. Ordn. $ 124) keinen Anſatz 
geben, namentlich wenn ihm der Verkauf des Handelsgeſchäfts mit 
„Firmenrecht“ (oben S. 625) nicht zuſtehen ſoll. Ich kann mich 
nicht für einen Aktivpoſten „Kundſchaft“ entſcheiden. 
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(S. 31—99) gehandelt. Hervorgehoben ſei der Fortbeſtand des Vorſtandes, 
bezw. der Liquidatoren (S. 33, 34), wofür die Notwendigkeit durch An⸗ 
führung der einzelnen Geſetzesſtellen nachgewieſen iſt. 

Sofern nach dem Geſellſchaftsvertrage den Vorſtandsmitgliedern 
Einzelvertretung zuſteht, wird für die Fälle im Konkurs hieran nichts 
geändert; § 232 HGB. erfordert nichts Abweichendes (Juriſt. Wochen⸗ 
ſchrift 1895 S. 454). Welchen Gehaltsanſpruch der Vorſtand, deſſen 
Fortarbeit, wenn auch in ſehr beſchränktem Maße, verlangt wird, haben 
ſoll, dürfte zu erörtern bleiben; eine Maſſeforderung ſteht ihm gewiß 
nicht zu. 

Zu $ 13 Nr. 3, Verhältnis der Erſatzanſprüche der Geſellſchaft zu 
denen der Gläubiger, ſei im Anſchluß an $ 241 HGB., Entſch. des RG. 
Bd. XXXIX S. 62 ff., auf die inzwiſchen erſchienene Abhandlung von 
Wieland in diefer Zeitichrift Bd. LV S. 469 aufmerkſam gemacht. 

In $ 19 iſt ein Blick auf die Aktiengeſellſchaft nach dem Konkurs 
geworfen. Zu beachten dürfte ſein, daß für die Eintragung von Liqui⸗ 
datoren der Eintritt der Aktiengeſellſchaft in Liquidation und die Ein⸗ 
tragung deſſen Vorausſetzung iſt. 

Der Schlußabſchnitt iſt benannt „Die Erneuerung“ und erörtert die 
Fälle nach vorangegangenem Konkurs und nach vorangegangener Konkurs⸗ 
mäßigkeit unter Vermeidung des Konkurſes. 

Dem $ 307 ift beſonders eingehende Auſmerkſamkeit gewidmet. Des 
Zwangsvergleiches zur Vorbeugung des Konkurſes, den allerdings die 
reichsdeutſche Geſetzgebung noch nicht kennt, finde ich auch bei der fremd⸗ 
ländiſchen !) nicht gedacht. 

Nachdem ich die Abhandlung mit beſonderer Aufmerkſamkeit durch: 
geleſen, ſpreche ich zunächſt mein Befremden aus, daß der Konkurs der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nicht anſchließend eine gleiche Behandlung 
erfahren hat. 

Ich faſſe den Eindruck, den ich gewonnen habe und mein Urteil 
dahin zuſammen: In überfichtlicher, ſachlich begründeter Anordnung iſt 
mit wirkungsvollem Fleiß der Stoff zuſammengetragen auf der Grundlage 
des reichsdeutſchen Rechts bei erforderlicher Berückfichtigung und förder⸗ 
licher Vergleichung mit dem fremdländiſchen Recht. Wenn bei räumlicher 


1) Wegen der fremdländiſchen Geſetzgebung vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XXXV S. 473, Bd. LIII S. 244, Bd. LV S. 225. In 
Oſterreich liegt zur Zeit (Februar 1905) ein einſchlägiges Geſetz 
zur Beratung vor. In den beigefügten erläuternden Bemerkungen 
iſt die fremdländiſche Geſetzgebung aufgeführt. Es iſt erfreulich, 
daß zur Begründung die Ausführungen unſeres leider früh vers 
ſtorbenen verdienſtvollen Mitarbeiters Dr. Franz Mittermaier, 
welche er in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVIII S. 480 gab, woͤrt⸗ 
lich übernommen find. 
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Beſchränkung der weitumfaſſende Gegenſtand nicht von Grund aus unter: 
ſucht und die mitgeteilten Anfichten nicht überall mit eigenen Gründen 
widerlegt bezw. bekräftigt werden konnten, jo glaube ich doch bezeugen zu 
dürfen, daß kein irgendwie wichtiger Geſichtspunkt unerwähnt geblieben 
und die eigene Anſicht klar und beſtimmt kundgegeben iſt. Verfaſſer hat 
eine nutzenbringende Arbeit veröffentlicht. 

Dr. Keyßner. 


XXXII Samuel Goldmann, Juſtizrat, Rechtsanwalt 
am Landgericht I in Berlin und Notar. Das 
Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit 
Ausſchluß des Seerechts). 1.—10. Lieferung. 8. 
(1038 S.) Berlin 1901—1904, Franz Vahlen. 


Der erſte Band dieſes neuen Kommentars zum Handelsgeſetzbuch iſt 
im Januar 1901 erſchienen. Er umfaßte in vier Lieferungen das erſte 
Buch des Geſetzes und verſprach das Erſcheinen der Fortſetzungen „in 
raſch aufeinander folgenden Lieferungen“. Die zuletzt — gegen Ende des 
Jahres 1904 — erſchienene zehnte Lieferung ſchließt mit der Erläuterung 
des § 249! Aber dieſes langſame Fortſchreiten des Werkes wird der 
Leſer zu würdigen wiſſen. Handelt es ſich hier doch um ein durchaus 
neues, nicht aus einem Kommentar zum früheren Handelsgeſetzbuch empor⸗ 
gewachſenes Buch, und übertrifft es doch die ſonſtigen Erläuterungen des 
Geſetzes an Umfang ganz erheblich. 

Der Kommentar iſt als ein Meiſterwerk zu bezeichnen. Der Verfaſſer 
erläutert die geſetzlichen Beſtimmungen in breiteſter, aber meiſt nicht über⸗ 
flüffiger Ausführlichkeit, geht überall auf den Zuſammenhang mit ben 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts ein, gibt treffende Beiſpiele, zieht 
ausgiebig die Vorſchriften des früheren Handelsgeſetzbuchs, die Materialien, 
die Literatur und die Rechtſprechung zur Erläuterung heran, verwertet 
aber das gewonnene Material unter ſteter Wahrung der Selb⸗ 
ſtändigkeit feiner Anſichten zu einem einheitlichen Ganzen. Ihm 
iſt es gelungen, die Lehren des Geſetzbuchs wiſſenſchaftlich zu durchforſchen 
und in klarer Weiſe zum Verſtändnis des Leſers zu bringen. 

Der Kommentar iſt offenbar nicht nur für Juriſten beſtimmt, ſon⸗ 
dern auch für ſolche Mitglieder des Handelsſtandes, die gewillt und be⸗ 
fähigt find, fich ſelbſt mit dem Geſetz in wiſſenſchaftlicher Weiſe zu befaſſen, 
und er wird fiderlid auch von unſeren Handelsrichtern und denjenigen 
Beifitzern der Kaufmannsgerichte gern benutzt werden, die in den Geiſt 
des Geſetzes, ſoweit ſie es anzuwenden haben, einzudringen bemüht find. 

Für die Annahme, daß das Werk ſich auch an dieſe Kreiſe wendet, 
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ſpricht u. a. die bisweilen zu eingehende Erörterung von ſolchen Beſtim⸗ 
mungen des bürgerlichen Rechts, die mit den Materien des Handelsgeſetz⸗ 
buchs nur in einem loſen Zuſammenhange ſtehen. Hingewieſen ſei z. B. 
auf $ 26, deſſen Erläuterung der Verfaſſer zum Anlaß nimmt, um bie 
Lehren des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Verjährung auf mehr als zwölf 
dieſer großen, engbedruckten Seiten aufs Eingehendſte darzulegen, ſo ein⸗ 
gehend, daß er zu erwähnen nicht unterläßt, bei den Anſprüchen auf 
Wandlung ſowie auf Schadenserſatz wegen eines Hauptmangels beim 
Viehkauf trete an die Stelle der in der Sondervorſchrift des § 210 des 
B. GB. für die Unterbrechung der Verjährung beſtimmten Friſt von drei 
Monaten eine Friſt von ſechs Wochen! 

Mit größerem Recht iſt zu § 75 des Geſetzes der Abdruck und die 
Erläuterung der am 1. Oktober 1900 in Kraft getretenen, auf die Rege⸗ 
lung des Geſchäftsbetriebs und der Arbeitszeit in offenen Verkaufsſtellen 
bezüglichen Vorſchriften der Novelle zur Gewerbeordnung vom 30. Juni 
1900 ($$ 139 e— 139 m) erfolgt, wobei nur ein Hinweis auf die Straf⸗ 
vorſchriften der $$ 146 ff. der Gewerbeordnung vermißt wird. Auch die 
zu § 17 des Geſetzes gegebene eingehende Erläuterung des § 15a der Ge⸗ 
werbeordnung über den am Laden anzubringenden Namen der Gewerbe: 
treibenden, verbunden mit einer kurzen Darſtellung der Lehren des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über das Namenrecht, iſt hier durchaus am Platze. 

Willkommen werden den mit der kaufmänniſchen Technik weniger 
vertrauten Juriſten die zu $ 38 gegebenen Darlegungen über Buchführung 
ſein, insbeſondere über den Unterſchied zwiſchen einfacher und doppelter 
Buchführung, eine Erörterung, die fich in dieſer Ausführlichkeit in den 
anderen Kommentaren nicht findet. Dagegen fieht auch Goldmann 
von einer Erläuterung des Begriffs „Reichswährung“ in § 40 ab, was 
mancher Leſer gerade bei dieſem ſonſt ſo ausführlichen Kommentar be⸗ 
dauern wird!). Auch fällt das Fehlen jeglicher Einleitung zum 
Kommentar auf; zum mindeſten hätte ſich doch wohl ein kurzer hiſtoriſcher 
Überblick empfohlen. 

Wenn der Verfaſſer meint, aus dem Wortlaute des § 11 (. die 
Blätter“) ergebe ſich, daß die „Bezeichnung“ ſich auf mindeſtens zwei 
Blätter außer dem Reichsanzeiger zu erſtrecken habe, da dieſer ja ſchon im 
§ 10 durch das Geſetz als eines derjenigen Blätter, durch welche die 
Eintragungen bekannt zu machen ſeien, bezeichnet ſei, ſo iſt dies offenbar 
ein Trugſchluß. Sagt doch $ 10 ausdrücklich, daß die Eintragung durch 
mindeſtens ein anderes Blatt bekannt zu machen ſei. Und iſt, um zum 
Ausdruck zu bringen, daß außer dem Reichsanzeiger ein Blatt oder 
mehrere Blätter vom Gericht bezeichnet werden dürfen, die Wortfaſſung 


1) Art. 1 Abi. 2, Art. 6, 14, 18 des Münzgeſetzes vom 9 a 1873 
dürften überall in Erinnerung fein. 


m m CE 


— 
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des $ 11 nicht ausreichend? Sollte es nach bem deutſchen Sprachgebrauch 
wirklich erforderlich fein, jene Alternative ausdrücklich hervorzuheben? 
Letzteres geſchieht übrigens im § 10 der preußiſchen Allgemeinen Verfügung 
vom 7. November 1899 über die Führung des Handelsregiſters, deren 
entgegengeſetzten Standpunkt der Verfaſſer wohl hätte erwähnen müſſen. 
Der Verfaſſer ſcheint hier doch zu ſehr „an dem buchſtäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften“. 

Durch das Streben nach Deutlichkeit find manche Wiederholungen 
veranlaßt. So beginnen die Erläuterungen der Paragraphen regelmäßig 
mit Vorbemerkungen, die im weſentlichen in einer — oft wortgetreuen — 
Wiederholung des Geſetzestextes beſtehen, und es findet ſodann meiſt 
eine ſolche Wiederholung nochmals im Eingang der einzelnen Anmer⸗ 
kungen ſtatt. 

In anderen Außerlichkeiten iſt mit dem Fortſchreiten der Lieferungen 
eine bemerkenswerte Verbeſſerung eingetreten. Es wirkte früher z. B. 
ermüdend, daß die Inhaltsverzeichniſſe zu den Erläuterungen der einzelnen 
Paragraphen regelmäßig eingeleitet wurden mit: „Wir betrachten in 
Anm. .. „ „Wir erörtern in Anm. .., „Wir behandeln in Anm., 
„Die nachfolgende Erläuterung (Erörterung) behandelt in Anm... u. ſ. w. 
Dieſe Schwerfälligkeit wird ſeit der achten Lieferung vermieden. Auch 
werden vom zweiten Buch ab die Erläuterungen der einzelnen Geſetzes⸗ 
paragraphen von fortlaufenden Ziffern am Rande begleitet, ſo daß Zitate 
wie § 48 Anm. 1 A III 3 b ac y BB fortab nicht mehr erforderlich find. 

Den weiteren Lieferungen wird man mit Spannung entgegenſehen, 
wenn auch der Abſchluß dieſes hervorragenden Werkes in den naͤchſten 
Jahren kaum zu erwarten ſein wird. Die Beachtung, die der Kommentar 
bisher — auch in den Entſcheidungen des Reichsgerichts — geſunden hat, 
wird mit ſeinem Fortſchreiten umſomehr zunehmen, als der Staubſche 
Kommentar, der an vielen Stellen als Alleinherrſcher verehrt wird, zufolge 
des allzu frühen Todes ſeines genialen Verfaſſers allmählich in den Hinter⸗ 
grund wird treten müſſen. Goldmann iſt dem Ziele treu geblieben, 
das er ſich nach dem Vorwort geſetzt hat: „Einen auf wiſſenſchaftlicher 
Grundlage ruhenden, überall aber die Bedürfniſſe der Praxis berückſichti⸗ 
genden Kommentar zum neuen Handelsgeſetzbuche auszuarbeiten.“ 


Berlin. Schleſier, Landgerichtsrat. 


XXXIII. Dr. Otto Fiſcher, ord. Profeſſor der Rechte in 
Breslau. Reviſion und Reviſionsſumme in 
rechtsgeſchichtlicher und rechtsvergleichen⸗ 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LVI. 41 
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der Darſtellung. 8. (32 S.) Berlin 1905, 
Julius Springer. | 


Wie die Klage anlangend die Überlaftung des Neichsgerichts in 
Zivilſachen die Frage in den Vordergrund gedrängt hat, wie ſolche Ar⸗ 
beitslaſt, mit welcher gleichzeitig eine Verzögerung der Schlußentſcheidung 
verbunden iſt, zu mindern ſei, wie man ferner zu der bequemen Antwort, 
möchte dieſelbe auch nur auf Zeit zutreffend ſein, gelangt iſt, für ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche die Zuläſſigkeit der Revifion von 1500 Mark 
($ 546, früher § 508) auf 3000 Mark zu erhöhen!), ift in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LV S. 551 bei Beſprechung der Schriſt des Reichsgerichtsrats 
Dr. Peters, „Prozeßverſchleppung, Prozeßumbildung und die Lehren 
der Geſchichte“, dargelegt. 

Noch iſt die Geſetzgebung nicht zu einer Erledigung gelangt; in⸗ 
zwiſchen find aber die Meinungsäußerungen und Kundgebungen bei der 
Bereitwilligkeit zur Drucklegung zu einer großen Zahl angewachſen. — 
Hervorgehoben ſeien die Schriften des Verſaſſers: „Reform der Rechts⸗ 
mittel der Reviſion“ (Jherings Jahrbücher Bd. XXXVIII S. 265 ff. 
1897), „Die Entlaſtung des Reichsgerichts und die Verbeſſerung der Re⸗ 
vifion in Zivilſachen (Berlin 1904, W. Möfer) und Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchriſt 1904 Nr. 39 — 42. 

Gleichmäßig iſt Verfaſſer gegen die Erhöhung der Revifionsſumme 
eingetreten; wenn dies in der vorliegenden Schrift erneut geſchieht, ſo iſt 
damit die Bedeutung derſelben nicht erſchöpft, ſie ergreift den Gegenſtand 
von Grund aus. Das Rechtsmittel der dritten Inſtanz wird rechts⸗ 
geſchichtlich und rechtsvergleichend dargelegt mit einer Anſammlung und 
Verwertung des Stoffes nach Zeit und Verſchiedenheit der Geſetzgebungen, 
wie dies bisher nicht dargeboten war. Hiermit iſt für den Zivilprozeß 
ein Höhepunkt in der Wiſſenſchaft erreicht, der der Schrift ein bleibendes 
Anſehen fichert. 

Beſonderer Beachtung ſei empfohlen § 5, „Rechterevifion ohne Res 
viſionsſumme“, wobei nachdrücklich zu bemerken iſt (S. 15), daß es in 
Frankreich keine Reviſionsſumme gibt; der Beweis iſt damit erbracht, daß 
die vielverrufene, aber noch nicht durchaus feſtſtehende Überlaftung des 
Reichsgerichts bei anderweiter Regelung des Revifionsverfahrens zweckmäßig 
zur Erledigung gebracht werden kann, wobei nach heutiger Geſetzgebung 
auf ſtrenges Feſthalten an ZPO. $ 549 und das entſchloſſene Vermeiden 
jedes Übergriffes in das tatſächliche Gebiet, was in manchen Urteilen 
des Reichsgerichts vermißt werden dürfte (S. 29, Juriſt. Wochenſchrift 


1) Der bezügliche „Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen der 
Zivilprozeßordnung“ nebſt Begründung iſt in der Juriſtiſchen 
ee a XXXIII, Jahrgang 1904, Nr. 39—43 S. 324 ff. 
abgedruckt. 
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1904, Nr. 39—48 S. 316, dieſe Zeitſchrift Bd. LV S. 553), hinge⸗ 
wieſen ſei. 

Möchte die Schrift in weiteſter Verbreitung dahin mitwirken, für 
das Deutſche Reich den Anlauf zur Erhöhung der Revifionsſumme zu: 
rückzuweiſen. 

Das Ergebnis der Rechtsvergleichung gibt Verfaſſer am Schluß an 
und ſei dasſelbe hierher übernommen: 

1. Eine dritte Inſtanz in Zivilſachen erſcheint unentbehrlich. 

2. Dieſelbe kann aber nicht als Oberappellation, ſondern nur als 
Rechtsreviſion ausgeſtaltet werden. 

3. Bei der näheren Ordnung des Rechtsrevifionsverfahrens iſt auf 
deſſen Zweck und Eigentümlichkeit Rückficht zu nehmen und 
eine ſchablonenhafte doktrinäre Feſthaltung der Regeln und 
Maxime der erſten Inſtanz, namentlich des Mündlichkeits⸗ 
prinzips, zu vermeiden, insbeſondere obligatoriſche ſchriſtliche 
Begründung und richterliche Berichterſtattung zu fordern, auch 
dafür zu ſorgen, daß die Praxis die Geſetze zwiſchen Rechts⸗ 
und Tatfrage ſtreng einhält. Es kann auch z. B. für kleine 
Sachen von der Mündlichkeit ganz abgeſehen werden. 

4. Während bei der Oberappellation zur Vermeidung der Übers 
laſtung des höchſten Gerichtshofes die Einſchränkung des Rechts⸗ 
mittels durch Beſchwerdeſumme und andere mechaniſche Hilſs⸗ 
mittel geboten erſcheint, dann aber im Intereſſe des gleichen 
Rechts für alle in den ausgeſchloſſenen Sachen wenigſtens nur 
beſchränktes Rechtsmittel gegeben werden muß, erweiſt fich eine 
derartige Maßnahme bei der Rechtsreviſion nicht nötig, wenn 
ſie zweckmäßig geſtaltet und praktiſch gehandhabt wird. 


April 1905. Dr. Keyßner. 


XXXIV. Kurze Anzeigen eingegangener Werke, auf welche 
hiermit aufmerkſam gemacht wird. 


Das Reichsgeſetz, betreffend Kaufmannsgerichte, vom 
6. Juli 1904, nebſt zwei Anhängen, erläutert von M. v. Schulz, 
Magiſtratsaſſeſſor und Vorſitzender des Gewerbegerichts Berlin. 8. 
(XIII und 385 S.) Jena 1905, Guſtav Fiſcher. (Geh. M. 4., 
geb. M. 4.50.) 

Das Geſetz iſt in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 142 ff. abge⸗ 
druckt und iſt daſelbſt Anm. 1 die Literatur verzeichnet, der jetzt diefer 
mit beſonders ausführlichen Erläuterungen ausgeſtattete Kommentar hin⸗ 
zutritt. 
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Im Anhang 1 find abgedruckt die preußiſchen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen, das Muſterſtatut vom 20. September 1904 und die Miniſterial⸗ 
erlaſſe zum Gewerbegeſetz, ſoweit fie auf die Kaufmannsgerichte bezüglich 
find, ferner die in Betracht kommenden Paragraphen der Zivilprozeßord⸗ 
nung und die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 

Anhang II bringt die eingreifenden Paragraphen des HGB. Buch I, 
Auszug aus der Gewerbeordnung (S. 326—347), die 88 611—680 des 
B. GB. über den Dienſtvertrag und das Reichsgeſetz, betreffend die Be⸗ 
ſchlagnahme des Arbeits⸗ und Dienſtlohnes. Die in den Kaufmannsgerichten 
erforderte Prozeßgeſetzgebung iſt vollſtändig und zweckmäßig zuſammen⸗ 
geſtellt. — Ein ausgiebiges Sachregiſter macht den Abſchluß. 


Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem Gebiete des Zivil ⸗, 
Handels⸗ und Prozeßrechts. Unter Mitwirkung von 
Amtsgerichtsrat Meves in Magdeburg und Amtsrichter Dr. Gut⸗ 
mann in Dresden herausgegeben von Dr. Otto Warneyer, 
Amtsrichter in Dresden. 3. Jahrgang. 8. (XVI und 600 S.) 
Leipzig 1905, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung Arthur Roßberg. 

(M. 8.) 

Dem Jahrgang I für 1900, 1901, 1902, II für 1903 (vgl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. LIV S. 358, 622) iſt Bd. III bereits in den erſten Wochen 
1905 gefolgt, umfaſſend die Literatur und Rechtſprechung des Jahres 1904, 
zu B. GB., HGB., WO. ZPO., Konk. O., Anf. G., EG B., Zw. VG., 
GBO. der Jahre 1900 — 1904 und zu 45 anderen Geſetzen. Die erfreuliche 
Schleunigkeit mußte unabweislich zur Folge haben, daß über einzelne Ent⸗ 
ſcheidungen aus 1904 erſt in dem Jahrgang IV berichtet werden kann. Die 
bedachten 45 Geſetze und deren Anordnung im Jahrbuch find aus dem In⸗ 
haltsverzeichnis S. V, VI zu entnehmen; hiernach ſoll bei der Benutzung 
die Stelle im Jahrbuch ermittelt werden. Für die ſchnelle Benutzung 
wird es ſich empfehlen, das Verzeichnis in ABC⸗Folge nach maßgebenden 
üblichen Kennworten zu ordnen und ein Verzeichnis in Reihenfolge der 
Geſetzestage beizufügen. In beſondere Erwägung ſei gegeben, ob nicht 
auch die Gewerbeordnung aufzunehmen ſei, da doch z. B. die Literatur 
und Entſcheidungen zu $$ 26, 135 b in das bürgerliche Recht eingreifen. 
Die wichtige Entſcheidung des Reichsgerichts vom 11. Mai 1904 (jetzt 
auch in Entſch. des RG. in Z. S. Bd. LVIII S. 130), welche zu $ 903 
B. GB. angeführt ift, hätte zu $ 26 Platz finden und zu Art. 125 des 
Einf. Geſ. zum B. GB. nebſt der Mannigfaltigkeit der Landesausführungs⸗ 
geſetze angeführt werden können. 

Wenn anderweit auch noch Wünſche gehegt und der Anſpruch auf 
ein Sachregiſter mit gutgewählten Kennworten erhoben werden möchte, jo 
darf doch nicht unterlaſſen werden, die ſorgſame und mühevolle Arbeit des 
Herausgebers und ſeiner Mitarbeiter mit beſonderer Anerkennung hervor⸗ 
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zuheben. Das Verzeichnis von 121 berüdfichtigten Zeitſchriften und 
Sammlungen (S. VII—X) weiſt nach, wie mit Sorgfalt im Reich und 
im Auslande Umſchau gehalten iſt, die Literatur iſt verzeichnet, die Aus⸗ 
züge mit Quellenangabe find zuverläſſig; da auch auf die Bände I und II 
Bezug genommen iſt, ſo iſt ein guter Zuſammenhang mit den RE 
Jahrbüchern hergeſtellt. 


Dr. Hans Th. Soergel. Rechtſprechung 1904 zum B. GB., 
Einf. Geſ. zum B. GB., ZPO., Konk. O., GBO., RFreiw.⸗ 
GG. und Zw. V. G. nach der Reihenfolge der Geſetzes⸗ 
paragraphen. 5. Jahrgang. Mit ſämtlichen Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen der Jahre 1900—1904 in Kommentarform. Fünfte 
Auflage. kl. 8. (VIII und 536 S.) Stuttgart, Deutſche Ver⸗ 
lagsanſtalt. 


Zu den im Titelblatt angegebenen Reichsgeſetzen find aus ſämtlichen 
Sammlungen und Fachzeitſchriften (vgl. S. VI— VIII) die Entſcheidungen 
des Reichsgerichts nach den darin entwickelten Rechtsſätzen mit Sorgfalt 
durchforſcht, dieſe find kurz und ficher gefaßt und bei den betreffenden 
Geſetzesſtellen eingeordnet, überall auf die Entſcheidungen, wo dieſelben 
vollſtändig veröffentlicht find, zuverläſſig verwieſen. Die Zweckmäßigkeit 
und Sachkunde der Arbeit hat bereits in den früheren vier Jahrgängen 
volle Anerkennung gefunden, und umfaßt das vorliegende gut ausgeſtattete 
Bändchen die Rechtſprechung ſeit 1900. Den jämtlichen Kommentaren zu 
den Geſetzen iſt eine zeitgemäße Ergänzung gegeben. 


Handelsrechtliche Rechtſprechung. Nach dem Syſtem der Geſetze 
bearbeitet und zuſammengeſtellt von Emil Kaufmann, Rechts⸗ 
anwalt in Magdeburg. Bd. V, enthaltend die Rechtſprechung 
1904. 16. (545 S.) Hannover 1905, Helwingſche Verlags⸗ 
buchhandlung. (M. 5.) 


Die früheren Bände find angezeigt in dieſer Zeitſchrift Bd. LI 
S. 270, LII S. 383, LV S. 384. Der Inhalt ift mit der Titelanzeige 
nicht erſchöpft, denn es wird zu den Geſetzesſtellen ein Literaturnachweis 
gegeben und über den Inhalt berichtet. Handelsrecht iſt nicht unter der 
Begrenzung des Handelsgeſetzbuchs zu verſtehen, ſondern in weiteſter Um⸗ 
fafjung, wie das Inhaltsverzeichnis S. IV ergibt, jo daß Wechſelordnung, 
Börſengeſetz, unlauterer Wettbewerb, Patentgeſetz, Gewerbeordnung u. ſ. w. 
inbegriffen find. Zweckmäßig iſt überall auf die früheren Bände verwieſen, 
ebenſo auch im Sachregiſter. Hervorgehoben ſei, daß auch die Entſchei⸗ 
dungen, welche zum Kaufvertrag des B. GB. ergangen find und gleich⸗ 
mäßig das HGB. betreffen, aufgenommen find. Die Faſſungen find be⸗ 
ſtimmt und klar, die Angaben der Quellen zuverläſſig. 
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Dienſtlaufbahn der preußiſchen Rechts⸗ und Staats⸗ 
anwälte. Bearbeitet im Bureau des Juſtizminiſteriums. 8. 
(VIII und 170 S.) Berlin 1905, Karl Heymann. 

Außer den im Titelblatt bezeichneten find aufgenommen die gleich⸗ 
ſtehenden Beamten bei den Gerichten des Fürſtentums Waldeck⸗Pyrmont, 
des Landgerichts und Oberlandesgerichts Jena, ſowie die höheren Beamten 
im Juſtizminiſterium und die als Gefängnisdirektoren angeſtellten früheren 
Gerichtsaſſeſſoren, und zwar in alphabetiſcher Ordnung, bei gleichnamigen 
nach dem Dienſtrange. Die Laufbahn iſt von der Ernennung zum Ge⸗ 
richtsaſſeſſor beginnend angeführt, abſchließend mit der Angabe der in⸗ 
und fremdländiſchen Orden. 


Rechtsatlas. Zweite vermehrte Auflage der „Anſchauungsmittel für 
den Rechts unterricht“. Unter Mitwirkung von Rechtsanwalt 

Dr. Friedrichs in Dortmund herausgegeben von Paul Krück⸗ 

mann, o. D. Profeſſor der Rechte in Münſter i. W. 2. vermehrte 

Auflage. 4. (384 S.) Leipzig 1905, Dietrichſche Verlagsbuch⸗ 

handlung Theodor Weicher. (Geb. M. 8.) 

Der neue Name ſoll kennzeichnen, daß dem Rechtsatlas für den 
Rechtsunterricht eine ähnliche Aufgabe zugedacht iſt, wie dem anatomiſchen 
Atlas für den mediziniſchen Unterricht. Die in den Geſetzen in ihren 
Giltigkeitserforderniſſen feſtgeſtellten Urkunden werden anſchaulich vor⸗ 
geführt und damit das Verſtändnis geſichert. Dies gilt für den Wechſel, 
den Scheck, Ladeſchein u. |. w. Beſondere Aufmerkſamkeit ift dem Grund⸗ 
buch gewidmet und durch den Inhalt des Atlas dem Rechtslehrer der 
Vortrag, dem Zuhörer das Verſtändnis erleichtert, und zwar bei Berück⸗ 
fidtiqung der mannigfachen landesgeſetzlichen Verſchiedenheiten (Sachen⸗ 
recht S. 27 ff.: Anhalt, Baden, Bayern, Braunſchweig, Hamburg, Heſſen, 
Mecklenburg, Oldenburg, Preußen, Sachſen, Württemberg); für das 
Handelsregiſter find die Formulare nach preußiſcher Einrichtung S. 349 ff. 
und nach Hamburger S. 360 ff. mitgeteilt. Daß in dem Regiſterweſen 
wie in der Grundbucheinrichtung keine Gleichheit im Reich erreicht iſt, darf 
bedauert werden. Mannigſach find auch erläuternde Anmerkungen bei⸗ 
gefügt (z. B. S. 50, 217, 249 ff.), das belehrende Wort wird aber als 
ein weſentlicher Beſtandteil des Atlas zum vollen Verſtändnis desſelben 
nicht entbehrt werden können. Da bereits von der zweiten Auflage das 
vierte Tauſend fertig geſtellt iſt, ſo ergibt ſich damit, wie das Buch in 
Benutzung iſt. Es ſei den Handelsſchulen angelegentlich empfohlen. 

Die äußere Ausſtattung iſt vortrefflich und iſt Raum gewährt auf 
dem haltbaren Papier Bemerkungen beizufügen. 


In der Sammlung deutſcher Reichsgeſetze und preußiſcher Geſeße, 
welche von der J. Guttentagſchen Verlagsbuchhandlung in Berlin ver⸗ 
anſtaltet iſt, erſchien: 
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Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Auf: 
bewahrung fremder Wertpapiere, vom 5. Juli 1896. 
Textausgabe mit Erläuterungen, Einleitung und Sachregiſter, be⸗ 
arbeitet von F. Luſensky, Geh. Oberregierungsrat, vortragender 
Rat im Kgl. preuß. Miniſterium für Handel und Gewerbe. 2. ver⸗ 
beſſerte Auflage. (M. 1.) 


Die erſte Auflage iſt Bd. XLVII S. 519 angezeigt. 


Die Reichsgeſetze, betreffend die Entſchädigung für um 
| ſchuldig erlittene Verhaftung und Beftrafung. 

Dr. Romen, Geh. Kriegsrat und vortragender Rat im Kriegs⸗ 
miniſterium, hat unter Nr. 73 der bekannten Guttentagſchen Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze die Reichsgeſetze vom 20. Mai 1898 und 14. Juni 
1904, nachdem (S. 13, 39) Geſchichte und Grundſätze dargelegt, mit ein⸗ 
gehenden Erläuterungen verſehen. Angeſchloſſen find einſchlägige Beſtim⸗ 
mungen der Strafprozeßordnung und der Militärſtrafgerichtsordnung, end⸗ 
lich auch das öſterreichiſche Geſetz vom 16. März 1892. Quellen und 
Literatur find genau verzeichnet; ein gutes Sachregiſter macht den Ab⸗ 
ſchluß. 


Das Recht der Beſchlagnahme von Lohn: und Gehalts⸗ 
forderungen. Auf Grund der Reichsgeſetze vom 21. Juni 1869 
und 29. März 1897 und der Zivilprozeßordnung mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter dargeſtellt von Georg Meyer, 
Rechtsanwalt beim Kgl. Landgericht 1 Berlin. 2. vermehrte Auf⸗ 
lage. (M. 2.25.) 


Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891. Textausgabe mit An⸗ 
merkungen und Sachregiſter, bearbeitet von A. Fernow, Geh. 
Oberfinanzrat. 4. vermehrte und verbeſſerte Auflage. (M. 2.) 


Das geſamte deutſche und preußiſche Geſetzgebungs⸗ 
material. Begründet von G. A. Grotefend, herausgegeben 
von Dr. T. Cretſchmar, Erſter Staatsanwalt. Jahrg. 1904 
Düfſeldorf, L. Schwann. 
Es iſt auf die Anzeige des Jahrganges 1903 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LV S. 621) hinzuweiſen. Mit Vollſtändigkeit find zu Reichsgeſetz⸗ 
blatt und Preußiſcher Geſetzſammlung die Veröffentlichungen aus den 
Miniſterialblättern und ſämtliche die Reichs⸗ und preußiſche Staatsver⸗ 
waltung betreffende Sammlungen eingefügt. Jeder Jahrgang gibt in 
aufmerkſamſter, ficherer Zuſammenſtellung den mannigfach zerſtreuten und 
ſonſt nicht leicht findbaren Stoff. Die ſyſtematiſche Überficht, mit welcher 
jeder Jahrgang beginnt und ein Sachregiſter am Schluß fichern das 
ſchleunige Auffinden. 
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Im ſelben Verlage erſchien in vierter Auflage die von dem am 
7. November 1903 verſtorbenen Geheimen Regierungsrat Gottfried 
Auguſt Grotefend mit anerkanntem Erfolge unternommene 


Geſetzſammlung 1806 — 1904 in ſyſtematiſcher Anordnung und 
in gegenwärtiger Geltung, neu bearbeitet von Dr. Cretſchmar, 
Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann, Wirkl. Geh. Regie⸗ 
rungsrat Dr. Mielke, Regierungsrat Peterſen, Geh. Ober⸗ 
finanzrat Dr. Strutz. 

Abgeſchloſſen liegen bereits vor: Bd. I, Verfaſſungsrecht, Finanz⸗ 
weſen, Kommunalabgaben; Bd. II, Verwaltung; Bd. III, 1. Berfiche: 
rungsweſen, 2. Landwirtſchaft. Bd. IV bringt das bürgerliche Recht 
und das Strafrecht. Jedes Rechts⸗ und Verwaltungsgebiet wird geſon⸗ 
dert und vollſtändig zuſammengeſtellt. Ein mühevolles, auf der Sorg⸗ 
falt und bewährten Tüchtigkeit der Bearbeiter beruhendes Werk, welches 
den Inhalt einer bändereichen Bibliothek erſetzen wird. 


Bibliographie des bürgerlichen Rechts. Verzeichnis von 
Einzelſchriften und Auffätzen über das im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch für das Deutſche Reich vereinigte Recht, ſachlich geordnet 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar am Reichsmilitär⸗ 
gericht. Jahrgang 1904. 8. (94 S.) Berlin, Karl Heymanns 

Verlag. (M. 1.50.) 

Die Sammlung begann mit dem Jahr 1899 und liegen jetzt ſechs 
Jahrgänge vor (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 379, Bd. LIII 
S. 642, Bd. LV S. 622). Die Verfaſſer kleiner Abhandlungen werden 
Dr. Maas Dank wiſſen, daß ihre Entwickelungen zuverläffig in das 
Inhaltsverzeichnis eingetragen ſind und zwar wie es ſich nach dem In⸗ 
halt gebührt. Durch Vollſtändigkeit und gute Anordnung, welche an 
den früheren Jahrgängen gelobt wurden, wird auch 1904 fid den Dank 
für aufgewendeten Fleiß verdienen. 


Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
über Gebräuche im Handelsverkehr. Zweite Folge. 
Im Auftrage des Alteſtenkollegiums herausgegeben von Dr. Ma x 
Apt, Syndikus der Korporation der Kaufmannſchaft in Berlin. 
8. (VII und 195 S.) 

Die erſte Folge iſt in dieſer Zeitſchrift Bd. LIV S. 600 ange⸗ 
zeigt. Der Entwickelung und Bedeutung der Gebräuche im Handelsverkehr 
iſt in dieſer Zeitſchrift dauernd die größte Aufmerkſamkeit gewidmet 
worden; es darf auf die Zufammenftellung in diefem Band S. 515 Ans 
merkung hingewieſen werden und auf den Abdruck der mit dem 1. April 
1905 in Kraft getretenen Bedingungen für die Berliner Fondsbörſe in 
dieſem Bande S. 515 ff. Das Anrufen namentlich der Alteſten der 
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Kaufmannſchaft von Berlin um Meinungsäußerungen dürfte ein allzu⸗ 
häufiges fein, daher haben auch zahlreiche Auskünfte nur den ablehnen⸗ 
den Inhalt, daß ein Gebrauch nicht beſtehe oder habe ermittelt werden 
können. Für die Anwälte und Gerichte möchten die Sammlungen der 
Gutachten ausgiebig benutzt werden, wozu die beigefügten Sachregiſter 
ein ſicheres Hilfsmittel find; es würden ſich manche Fragen erübrigen 
und nicht die Behauptungen des Daſeins von Gebräuchen allzuweit 
gehen. — Dem vorliegenden Heft iſt als Anhang I beigefügt: Geſchäfts⸗ 
ordnung der ſtändigen Deputation und des Schiedsgerichts der Berliner 
Holzhändler und Gebräuche im Holzhandel für den Bezirk der Korpo⸗ 
ration der Kaufmannſchaft in Berlin; als Anhang II: Zuſammen⸗ 
ſtellung der in den Gutachten erläuterten kaufmänniſchen Redewendungen. 


Referat, Votum und Urteil. Eine Anleitung für praktiſche 
Juriſten im Vorbereitungsdienſt von Hermann Dauben⸗ 
ſpeck, Reichsgerichtsrat a. D. 9., vermehrte und verbeſſerte 
Auflage. 8. (316 S.) Berlin 1905, Franz Vahlen. (M. 5.40.) 


Die erſte Auflage war 1884 erſchienen; die dritte Auflage 1888 
iſt Bd. XXXVI S. 390, die achte Auflage 1902 Bd. LII S. 360 dieſer 
Zeitſchrift angezeigt. Die Bedeutung als Lehrbuch und die Anerkennung 
find mit dieſer Auflage erneut bewieſen. 


Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 und Allgemeine 
Deutſche Wechſelordnung nebſt Einführungs⸗ und 
Ergänzungsgeſetzen (ohne Seerecht). Erläutert durch 
Rechtſprechung des Reichsgerichts und des vormaligen Reichs⸗ 
oberhandelsgerichts von Julius Baſch, Juſtizrat, Rechts⸗ 
anwalt und Notar in Berlin. 6., verbeſſerte Auflage. kl. 8. 
(418 S.) Berlin 1905, H. W. Müller. (Geb. M. 2.) 


Die fünfte Auflage iſt Bd. LIII S. 297 angezeigt; aufgenommen 
iſt das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte (S. 235); die Erläuterungen 
find aus den Entſcheidungen bis in die neueſte Zeit in kurzer Faſſung 
erweitert; zur notwendigen Ergänzung find die Paragraphen des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs zum Abdruck gebracht, welche dem Handelsgeſetzbuch 
die ſonſt entbehrte Vollſtändigkeit geben. 


Preußiſches Archiv. Sammlung der Geſetze und der das Rechts⸗ 
weſen betreffenden Verordnungen und Verfügungen Preußens 
und des Reichs. Verantwortlicher Leiter Juſtizrat Weißler 

in Halle a. d. S. Leipzig, C. E. M. Pfeffer. 
Die früheren zehn Jahrgänge find angezeigt in die ſſer Zeitichrift 

Bd. LIII S. 641, Bd. LV S. 622. Das Schlußheft des Jahrganges 

1904 enthält Zeittafel, Stoffverzeichnis und Wortverzeichnis. Für die 

Bände I—X iſt ein Geſamtregiſter hergeſtellt. Ausſtattung zuverläſſig. 
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Dr. Fritz Litten, Gerichtsaſſeſſor, Privatdozent in Halle a. d. S. 
Die Erfatzpflicht des Tierhalters im Rechte des 
Bürgerlichen Gefetzbuchs, zugleich ein Beitrag zur Lehre 
von der Kauſalität im Rechtsſinne. kl. 8. (140 S.) Berlin 
1905, Franz Vahlen. (M. 3.) 


Dr. jur. Ernſt Hagelberg. Der Begriff des Tierhalters 
in $$ 833, 834 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Zu: 
gleich eine Grundlegung der Lehre von der Tierhaftung. 8. 
(103 S.) Berlin 1905, Franz Vahlen. (M. 2.60.) 


Dr. Otto Kähler, Syndikus des adligen Kloſters Itzehoe. Die Ent⸗ 
ſchädigung für Strafe und Unterſuchungshaft. 8. 
(93 S.) Halle a. d. S. 1904, Buchhandlung des Waiſenhauſes. 
(M. 1.80) 

gibt unter Abdruck der Geſetze eine wohlgeordnete Darſtellung derſelben, 

welche zur Kenntnis und Beurteilung empfohlen ſei. 


Emil Koffka, Juſtizrat. Kommentar zum Geſetze über die 
Enteignung vom Grundeigentum vom 11. Juni 1874 
nebſt den dazu erlaſſenen Beſtimmungen des Ausführungsgeſetzes 
zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung unter Berückſichtigung der einſchlägigen Vorſchriften 
des Fluchtliniengeſetzes. 8. (XI und 272 S.) Berlin 1905, 
Franz Vahlen. (Geb. M. 7.80.) 

Der Text des Geſetzes in ſeiner urſprünglichen Faſſung ohne Unter⸗ 
brechung beginnt; angeſchloſſen iſt der Wortlaut der einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen der Organiſationsgeſetze, durch welche das Geſetz teilweiſe ab: 
geändert worden iſt. Die hiermit gewährte raſche Überficht des Geſetzes 
iſt dankenswert. In dem Kommentar ſelbſt iſt der Geſetzestext in der⸗ 
jenigen geänderten Geſtalt wiedergegeben, welche er durch die oben erwähnten 
Abänderungen erfahren hat, wobei die Abänderungen durch anderen Druck 
zweckmäßig und zuverläffig (3. B. 58 5, 20) kenntlich gemacht find. Der 
weitere Geſetzesbeſtand iſt im Titel angegeben. Verfaſſer hat zu den Er: 
läuterungen die Durchforſchung der Entſtehungsgeſchichte für erforderlich 
erkannt, wobei er ausdrücklich hervorhebt, daß die Verwertung derſelben 
nicht dazu führen dürfe, dasjenige, was fi) daraus als Abficht einzelner 
geſetzgebender Faktoren feſtſtellen laſſe, auch ohne weiteres als Abficht des 
Geſetzes ſelbſt anzuſehen. „Es bedurfte vielmehr ſtets einer eingehenden 
kritiſchen Prüfung, ob dasjenige, was einzelne dieſer Faktoren beabfichtigt 
haben, nach dem Wortlaute und Zuſammenhange des Geſetzes in dieſem 
auch verwirklicht iſt.“ 

Hiermit hat Verfaſſer allgemein die Grenze der Bedeutung der 
Geſetzesvorarbeiten gekennzeichnet, die nicht ſelten in Kommentaren und 
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Urteilsbegründungen einzuhalten verabſäumt wird. Verfaſſer hat die 
Vorarbeiten umfichtig verwertet, wobei es denn erfreulich iſt, wenn bei 
der Auslegung des Geſetzes zu einer Übereinftimmung mit der in den 
Vorarbeiten zum Ausdruck gebrachten Anficht gelangt wird (S. 185). 
Nachdem ich von den Erläuterungen zu dem II. Titel und von der darin 
enthaltenen Entwickelung eingehend und vorfichtig nachprüfend Kenntnis 
genommen und eine Mehrzahl der Anmerkungen zu einzelnen Paragraphen 
durchgeleſen habe, darf ich mein Urteil kurz dahin zuſammenfaſſen: Der 
Kommentar iſt erſchöpfend in der Benutzung und Verwertung des in der 
Rechtſprechung, in den Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden und in 
der Literatur umfangreich gebotenen Stoffes; derſelbe iſt wohlgeordnet 
zuſammengeſtellt und mit ſelbſtändiger Beurteilung erfolgreich verarbeitet; 
es iſt ein mühſames Werk hergeſtellt, welches rechtsfichernd in dem Ges 
ſetzesgebiet mit Dankbarkeit für den Verfaſſer benutzt werden wird. 


Max Salinger, Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in Berlin. Über 
die dem Reichstag vorliegende Novelle zur Zivil⸗ 
prozeß ordnung. Ein Vortrag gehalten im Berliner Anwalt⸗ 
verein. 8. (29 S.) Berlin 1905, Franz Vahlen. 


Anlangend die Frage, ob zur Entlaſtung der Zivilſenate des Reichs⸗ 
gerichts in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche die Ein⸗ 
ſchränkung der Suläffigteit der Revifion durch Erhöhung des bisherigen 
Betrages von 1500 Mark des Beſchwerdegegenſtandes (ZPO. $ 546) ein 
überhaupt zuläffiges und brauchbares Mittel ſei, iſt auf die Beſprechungen 
in Bd. LV S. 551, Bd. LVI S. 632 Bezug zu nehmen. Verfaſſer ge⸗ 
langt in ſachgemäß entwickelnder Ausführung zu dem Ergebnis, „daß die 
Erhöhung der Reviſionsſumme eine ſchwere Schädigung der Rechtspflege 
enthält und zu verwerfen iſt. 


Dr. J. Stranz, Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in Berlin. Die 
Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht. Ein Vortrag 
gehalten im Berliner Anwaltverein. 8. (28 S.) Berlin 1905, 
Franz Vahlen. 


Die Notwendigkeit der Beſeitigung des 8 99 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung vom 1. Juli 1878 wird begründet und für die Advokatur auch 
am Reichsgericht, welche Sal inger in dem vorangezeigten Vortrag 
(S. 15) als mit einer zünftigen Organiſation behaftet bezeichnet, als 
freie Advokatur eingetreten. 

Dr. Keyßner. 


Negiiter. 


(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl.) 


I. Quelleuregiſter. 


I. 49 Dig. XLI, 2 


A. Römiſches Recht. 


B. Deutſches Reichs recht. 


gg Geſezbuch vom 18. Au⸗ 
gu 


59 21 ff. 452 
$ 54 447 ff 
85 105 68 
$ 130 69 
$ 138 403 
§ 147 67, 72 
5 162 
$ 276 . 97 
$ 278 . 104 
& 326 14 ff 
8 447 10f 
§ 635 102 
8 663 ff. 96 
5 676 78 ff 
§ 831 493 
8 8688 134 
8 871 Bo 185, 496 
Ginfülgrungageie zum Bürgerl. Ge⸗ 
fehbuch Art. 105 . . 498 


Han legeſehbuch vom 10. Mai 1897 : 
468, 478 
8 2 : 112, auf, 228, ne 
88 36. 43 2 „ N 
5 105 


. . . . 472ff. 
9 161 479 


Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897: ; 


$ 200 . 446 
$ 244 . 254 
$ 319 . 227 
§ 376 14 
$ 377 . 19 

74 35, 41 


9 
Zivilprozeßordnung vom 380. c nur 
1877 —17./20. Mai 1898 
88 50, 735 . 452, 455 
Konkursordnung vom 10. Februar 
1877—17./20. Mai 1898: er 


8.218 % 8% 
Gewerbeordnung, Faſſung vom 
26. 3 452 1900: 
Reichsge er betreffend die Get 
batteur mit beſchränkter 1890 . 
dofus vom 20. Mai 1 


8 1 2 5 440 
Reichsgeſey über die freiwillige Ge⸗ 
„ vom * Mai 1898: 


58, 142 ff. 2⁵⁵ 
Rime rit: 
Eizanbungkoriming | 

89 20 ff. 25 ff. 


Sachregiſter. 648 


Seemannsordnung vom 2. Juni | Note und Lotſenſignalordnung vom 
rer 14. Auguft 1876 . 118 
88 35 ff. . . 486 Fernſprechgebührenordnung vom 

Zelegtaphentoegegefeh v vom 18. De⸗ 20. Dezember 1899 . . 54 
zember 1899 49 


C. Deutſches Landesrecht. | 
Allgemeines Preußiſches Landrecht Teil I Tit. 17. 450 
5 ; ; à „ 5 58 74-77 . 254 
; ; ; „ II, 6 . . . . . 449 
Preußiſches Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 . . . 444, 492 ff. 
Braunſchweigiſches Ausf. Geſ. zum Bürgerl. GB. $ 28, Abände⸗ 
derungsgeſetz vom 28. März 1904 . . . . 40k ff. 


D. Ausländiſches Recht. 


Code civil art. 2102 832 . . . . . 549 
Code de commerce art. 604—612. . . . . . . . 549 
Code de procédure civile art, 68 . . . . . . . . . . 560 

à s „ „ 624,625, . . . . . . . 548 


Däniſches Firmengeſetz vom 1. März 1889 : ee 8 
Schwediſches Firmengeſetz vom 13. Juli 1887 . . . . . . 8 
Norwegiſches Firmengeſetz von 1890 8 
Schwediſche Verordnung, betreffend Buchführung, + se 4. Mai 


1855 . . . x 7 
Däniſche Verordnung, betreffend Buchführung, ben 1. Juni 1832 8 
Siehe ferner Inhaltsüberficht bei Rechtsquellen. 

II. Sachregiſter. 

Abſtrakter Vertrag. 393 ff. eee 
Aktiengeſellſchaften: board of directors. 201. 
Literatur. 331 ff. certificate of stock. 202. 
e von commissioner of corpora- 

Maſſachuſetts. 193 ff. tions. 200. 

agreement of association. Generalverſammlung. 202. 
199. Grundkapitalsbetrag. 197. 
articles of association. 199, Haftpflicht der Aktionäre 


205, 248. und Direktoren. 203. 
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Aktiengeſellſchaften (Maſſachuſetts): 
incorporators. 9. 
Jahresberichte. 206. 
Liquidation. 208. 
stock and transfer books. 

203. 

Aktienkauf. 13. 
Aktienzeichnung. 246. 
Auffichterat. 254. 577, 578. 
Bilanzen. 206, 618, 627. 
Dividendengarantie. 250. 
pe 578. 

eneralverſammlung. 247, 575. 
Grundkapitalserhöhung. 577,578. 
Konkurs. 627. 
Rentabilitätsgarantie. 
Sacheinlagen. 247. 
Sperrjahr. 578. 
Vorſtand. 578. 
i 
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Aufrechnung. 280. 
Auskunft ſ. Ratgeber. 
Auslobung. 587. 
Marta lung. 539. 


250. 


166 ff., 559, 


ee Handelsgeſetzgebung 1904. 


Preußiſche, Eintragung in 
das Handelsregiſter. 564. 
un Handelsgeſetzgebung 1904. 


Bergelohn. 22 ff. 
Berlin: 


Bedingungen für die Geſchäfte an 
der Börſe. 515. 
Jahrbuch der Kaufmannſchaft 
1904. 607. 
Berner Vertrag. 485, 486. 
uns durch Treuhänder. 
nn, bei Beteiligung an Geſell⸗ 
ſchaften. 246. 
Beweislaſt. 277. 
Bilanzen. 206, 618, 627. 
Bild, Recht am eigenen. 602. 
Börſe ſ. Berlin. 
Börſengeſetz, Literatur. 266 ff. 
Börſenpreis. 531. 
nr. ‚Danbelögejepgebung 
Eiſenbahnhaftpflcht 491 ff. 
5 Handelsgeſetzgebung 1904. 


Sachregiſter. 


Common law. 622. 
Consideration. 590 ff. 


Dänemark ſ. Bern, fkandinaviſche 
Geſetzentwürfe. 
a offenes, verſchloſſenes. 502, 


Deutſches Reich, Geſetze, Verord⸗ 
nungen ꝛc. 


Domizilwechſel (Rußland). 544. 
Dresdner Handelsinnung. 605. 


Ehefrau (mit Bezug auf preußiſches 
Staatsſchuldbuch). 150. 

Eheſcheidung und Eheſchließung, 
„ Übereinkommen. 
484 


Einkommenſteuer der Aktiengeſell⸗ 


ſchaften. 250. 
Eiſenbahnrecht. 494 ff. 
Elſaß⸗Lothringen A abordés 
gebung 1904. 


Empfehlung ſ. “ce 

England, bürgerliches Recht. 622. 

Equity. 622. 

Erbengemeinſchaft mit Bezug auf 
ein Handelsgeſchäft. 240, 241. 

Erfüllungsort. Angabe in der Rech⸗ 
nung. 586. 


Faktur |. Rechnung. 
Fernſprechverkehr, Recht des. 44 ff. 
Fiamonda (altfrieſiſch). 307. 
Firma, Literatur. 328. 
Führung. 248. 
Fortführung vom Geſchäſtserwer⸗ 
ber. 232, 234, 243, 562. 
Handwerker. 223. 
Löſchung. 237. 
Werte durch Konkursverwalter. 
25. 


als Warenbezeichnung. 243. 


Frankreich, Handelsgeſetzgebung 
1903, 1904. 547. 


Gaſtwirt als Vollkaufmann. 225. 

Geheimhaltung von Akten (Grant: 
reich). 560. 

Geiſtige Getränke, Handel (Schweiz). 
186, 190, 192. 

Gemeinſchuldner (Rehabilitation, 
Frankreich). 549. 

Generalagentur als Zweignieder⸗ 
laſſung. 9. 


Sachregiſter. 


i ſ. Aktiengeſell⸗ 
e „Eintritt und Austritt. 


Genofſſenſchaftsregiſter. 227. 
Geſchäftsgebräuche. 610. 
e und Körperſchaft. 584, 


Geſelſchaſt mit . Haf⸗ 
tung. 237, 246, 255. 
207, 627. 


Good will. 
Grundſtückshandel. 214. 


Haftpflichtgeſetz. 498 ff. 
Haiti ſ. Berner Vertrag. 
Cache Handelsgeſetzgebung 1904. 


a Geſamte. 616. 
Handelsgebräuche. 610. 
95 deſellſchaft, rechtliche Natur, 


Gant, 261. 
andelsinnung 605. 
Handelskauf in RME Ges 
frein 6 ff. 
Handelsmakler. 210, 259. 
Handelsrecht, Geſchichte. 
Handelsregiſter: 
Literatur. 328. 
Anmeldung zum. 227. 
Eintragungen und Löſchungen. 
564, 567. 
rechtsbegründende und ⸗beweiſende 
Kraft. 237. 
Rechtsſprüche. 210 ff., 562 ff. 
Handelsrichter. 487. 
Sen à 218 ff., 223. 
oldheim, P. 358. 


Japan, Krieg mit Rußland. 483. 

Inhaberpapiere, Recht. 591, 592. 

ten Handelsgeſetzgebung 1903. 
15 


Jntiftiche else 584, 615. 


Kartellrecht. 359 ff. 
Kafſenſchränke (Safes). 505 ff. 
Kaufmann in Skandinavien. 7f. 
ſ. Vollkaufmann. 
Kaufmannſchaft ſ. Berlin. 
Kaufmannsgerichte. 142, 496. 
Kaufvertrag in ſtandinaviſchen Ge⸗ 
ſetzentwürfen. I ff. 
Kleingewerbe. 225. 


258. 
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Kleinkaufmann. 220. 
a ds auf Aktien. 
Konkurrenzklauſeln. 603. 


Konkursrecht. 159, 273,60 1,624, 627. 
Kontant gegen Konnoſſement. 12. 
Körperſchaft ſ. Geſellſchaft. 
Kraftfahrzeuge. 493. 
Kreditverſicherung. 256. 
Kundſchaft. 207, 627. 
Kursmakler. 210. 


Lagerhäuſer (Italien). 160. 

e Betrieb. 217. 

Löſchung ſ. Handelsregiſter. 

N Spiel in außerpreußiſchen. 
7 


. Handelsgeſetzgebung 1904. 


in Handelsgebräuche. 609. 
Makler im Hanſagebiet. 259. 
ſ. auch Handelsmakler, Kurs⸗ 
makler. 
Mantel (bei Wertpapieren). 539. 
Markenſchutz, Literatur. 353. 
Maſſachuſetts, Handelsaktiengeſell⸗ 
ſchaftsgeſetz. 193 ff. 
Mecklenburg⸗ Wi 1Handelsgeſez⸗ 
gebung 1904. 
Minderkaufmann. 220 225. 


Montenegro ſ. Berner Vertrag. 
Muſterſchutz, Literatur. 353. 


Namenrecht. 236, 239, 285. 
i der Landwirtſchaft. 
217. 


Niederlande, 
1902, 1903. 

Norwegen !. ſtandinaviſche Geſetz⸗ 
entwürfe. 


Ordnungsſtrafverfahren. 


Perſon, juriſtiſche. 
Pfandleiher. 217. 
Preußen: 
Henze begeſchgebung 1904. 488 f. 
eſetz, betr . 150. 
ſ. auch Seehandlung. 
Prokura. 568. 
Prozeßfähigkeit der Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten (Rußland). 185. 
e (Sicherheitsleiſtung). 


Oonbelögefehgebung 
171 ff. 


226. 
585, 616. 
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Quittungskarte. 613. 


Ratgeber, Haftung des. 77 ff. 

Rechnung, Angabe des Erfüllungs⸗ 
ortes. 586. 

Reichsſchuldbuch. 140. 
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Rußland ſ. Japan, Prozeßfähigkeit, 
Domizilwechſel. 


Sen Handelsgeſetzgebung 1904. 


Safer einigen, 3andelsgeſet⸗ 
gebung 1904. 

Safes. 505, 518. 

Schaumburg⸗ 1 À Pi us HS 
gebung 1904. 

Scheckverkehr. 500. 

Schiffsmannſchaft, Gehorſamspflicht 
und Arbeitszeit. 435 ff. 

Schlußſcheinbedingungen. 609. 

Schweden, ſ. ſkandinav. Entwürfe, 
Berner Vertrag. 

Schweiz, Handelsgeſetzgebung. 188. 

un preußiſche. 153, 496, 
56 


Seerecht, Literatur. 345. 
Seeunfallverficherung. 166. 
Signal buch, internationales. 114 ff. 
Simplonbahn. 4. 
Skandinaviſche Entwürfe eines Ge⸗ 
ſetzes über den Kaufvertrag. I ff. 
Staatsſchuldbuch, preußiſches. 150. 
Staub, Hermann. 7. 
Stellenvermittelungsbureaus 
(Frankreich). 552. 
Stückzinſen. 533 ff. 


Tauſch in Norwegen. 6. 

Telegraphenrecht. 46 ff., 185. 

Treuhänder im Warenlombardver⸗ 
kehr. 126 ff. 


Sachregiſter. 


Unfallverficherung ee Nieder⸗ 
lande). 164, 173 
Urheberrecht, Literatur. 358. 


Vereine, nicht rechtsfähige, als Hans 
delsgewerbeunternehmer. 

Vereine ohne Rechtsperſönlichkeit. 
617. 


Vereinsregiſter. 226. 
1 Dritter, Haftung für. 


ET : 
Literatur. 348, 
Viehverſicherung. 186, 187, 191. 
Verficherung auf den Todesfall 
(Frankreich). 555. 
Verficherungsgeſellſchaften. 569. 
5 als Verpflichtungsgrund. 


i N 220, 225, 230. 


Warenbezeichnung durch Firma. 244. 
. Treuhänder. 


Literatur. 352. 
Domizilwechſel (Rußland). 544. 
ohne Proteſt. 544. 
Proteſt (Frankreich). 555. 
Wettbewerb, unlauterer, Literatur. 
358 


Willenserklärung, Zugehen von. 
73 ff. 


Zahlungstag an Feiertagen (Frank⸗ 
reich). 555. 

Zeitgeſchäfte an der Berliner Fonds⸗ 
börſe. 524. 

Ziegeleibetrieb. 217. 

Zivilprozeß (Oſterreich). 270. 

Zwangs vergleich. 159, 601. 

Zweigniederlaſſung. 228, 254, 569. 
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